
1601 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht ~ 
des Außenpolitischen Ausschusses 

über den Bericht der Bundesregierung über 
das Erg~')flis der Verhandlungen über den 
Beitritt Osterreichs zur Europäischen Union 

(111-176 und Zu 111-176 der Beilagen) 

Am 17. Juli 1989 stellte Österreich die Anträge 
auf Mitgliedschaft Österreichs bei den Euro
päischen Gemeinschaften. Die am 1. Februar 
1993 aufgenommenen Beitrittsverhandlungen mit 
Österreich, Norwegen, Finnland und Schweden 
wurden formell am 12. April 1994 mit Festlegung 
des endgültigen Textes des Beitrittsvertrages abge
schlossen. 

Von der AntragsteIlung bis zum Verhandlungs
abschluß sind daher fünf Jahre vergangen. In 
diesem Zeitraum wurden von der Bundesregierung 
dem Parlament neun Berichte über den Stand der 
österreichischen Integrationspolitik vorgelegt, wel
che jeweils in einem Unterausschuß des Außen
politischen Ausschusses, im Außenpolitischen Aus
schuß und sodann im Plenum des Nationalrates 
eme mtenslve parlamentarIsche Behandlung erfuh
ren. 

- Eine weitere parlamentarische Dimension im 
Rahmen der österreichischen Integrationspolitik 
stellte der Gemischte Parlamentarische Ausschuß 
Öst~rreich - Europäische Union dar, welcher aus 
je 18 Mitgliedern des österreichischen Parlaments 
und des Europaparlaments bestand und welcher 
insgesamt zu fünf Sitzungen zusammentrat. 

Die konzentrierten Verhandlungen Österreichs 
mit der Europäischen Union haben 13 Monate 
gedauert. 

Im gegenständlichen Bericht werden in der 
Einleitung unter anderem folgende Feststellungen 
getroffen: 

"Die Entscheidung Österreichs, den Beitritt zur 
Europäischen Gemeinschaft anzustreben, beruht 
auf einem breiten politischen Konsens. In diesem 
Zusammenhang ist insbesondere auf die Entschlie-

ßung des Nationalrates E 125 vom 29. Juni 1989, 
mit der die Bundesregierung aufgefordert wird, die 
Mitgliedschaft Österreichs bei den Europäischen 
Gemeinschaften zu beantragen, sowie auf die 
einschlägigen Entschließungen des Bundesrates 
hinzuweisen. Hervorzuheben sind weiters die 
Regierungsbeschlüsse vom 17. April und vom 
4. Juli 1989 sowie die diesen Entscheidungen 
vorangegangenen einstimmigen Beschlüsse der 
Landeshauptmännerkonferenz und die gemein
same Stellungnahme der Wirtschafts- und Sozial
partner. 

Den am 17. Juli 1989 dem Präsidenten des 
Ministerrates der Europäischen Gemeinschaften 
überreichten Beitrittsanträgen lagen wirtschaftliche 
und politische Erwägungen zugrunde: 

Angesichts der Weiterentwicklung der wirt
schaftlichen Integration seit Mitte der 80er Jahre 
wurde immer klarer, daß die Freihandelsabkom
men des Jahres 1972 nicht mehr als Grundlage der 
Beziehungen Österreichs zu den Europäischen 
Gemeinschaften ausreichten. Da die österreichi
sche Wirtschaft mit den einander näherrückenden 
Volkswirtschaften der EU -Staaten eng vernetzt ist, 
erwies sich eine volle Einbeziehung in den 
Integrationsprozeß als notwendig, um die umfas
sende Teilnahme Österreichs an der wirtschaft
lichen Entwicklung Europas sicherzustellen. Dazu 
kam die - schließlich auch durch den Verlauf der 
Verhandlungen über das EWR-Abkommen bestä
tigte - Erkenntnis, daß nur im Rahmen einer EU
Mitgliedschaft die rechtliche Möglichkeit einer 
aktiven und gleichberechtigren Mitgestaltung der 
vom Binnenmarkt der Europäischen Gemeinschaf
ten erfaßten Rechtsbereiche gegeben wäre. 

Die Auswirkungen der europäischen Rezession, 
von der in letzter Zeit auch unser Land nicht 
verschont geblieben ist, zeigen die begrenzten 
Möglichkeiten eines mittelgroßen europäischen 
Landes, im Alleingang gegen wirtschaftliche 
Krisenerscheinungen anzukämpfen. Ebenso wie 
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Konjunkturrückschläge, strukturelle Wettbewerbs
nachteile und Massenarbeitslosigkeit im Zeitalter 
der Interdependenz europäische Phänomene sind, 
müssen auch die Gegenmaßnahmen auf dieser 
Ebene koordiniert werden. Ein Beitritt zur EU 
würde Österreich die Möglichkeit eröffnen, an den 
gemeinsamen Bemühungen Zur Überwindung der 
wirtschaftlichen Probleme gleichberechtigt mitzu
wirken und die Impulse, die von der Weiterent
wicklung der Integration zu erwarten sind, in 
vollem Ausmaß zu nutzen. 

Die allgemeinpolitischen und sicherheitspoliti
schen Motive des österreichischen Beitrittswun
sches sind in letzter Zeit immer mehr in den 
Vordergrund gerückt. Dies wurde auch in der 
Entschließung des Nationalrates E 364 A vom 
12. November 1992 betreffend die österreichische 
Sicherheitspolitik zum Ausdruck gebracht. Durch 
die weitreichenden Veränderungen der politischen 
Landschaft Europas in den letzten Jahren hat sich 
auch das sicherheitspolitische Umfeld Österreichs 
gewandelt. An die Stelle der Blockkonfrontation 
sind neue Probleme und Risiken getreten. Öster
reichs Außen- und Sicherheitspolitik muß weiter
entwickelt werden, um diesen neuen Herausforde
rungen erfolgreich begegnen zu können. 

. Der Beitritt Österreichs zur Europäischen Union 
ist ein wesentliches Element dieses Anpassungspro
zesses, denn die europäische Integration ist und 
war von Anfang an ein primär sicherheitspolitisches 
Konzept. Staaten, die zahlreiche Kriege gegenein
ander geführt hatten, wurden in einem Rahmen der 
Kooperation und Integration zusammengeführt, 
der militärische Konflikte zwischen den Mitglied
staaten auf Dauer unmöglich gemacht hat. 
Institutionalisierter Dialog und Zusammenarbeit, 
zunehmende, wechselseitige, wirtschaftliche Ver
flechtung und - vor allem - die gemeinsame. 
Ausübung von Souveränität im Rahmen der 
Gemeinschaftsinstitutionen waren die wichtigsten 
Mittel, um dieses Ziel zu erreichen. Dieses 
Konzept hat sich über vierzig Jahre bewährt. 
Nun bietet sich auch für Österreich die Chance, in 
diese Stabilitäts- und Friedenszone einzutreten und 
sie mitzugestalten. 

Seit der Beendigung des kalten Krieges ist zu der 
schon bisher bestehenden wirtschaftlichen Füh
rungsrolle der Europäischen Gemeinschaft auch 
eine Schlüsselrolle für die Sicherung der Stabilität 
ganz Europas hinzugekommen. Immer deutlicher 
tritt die Notwendigkeit der Entwicklung einer 
wirksamen Außen- und Sicherheitspolitik 1m 
Rahmen der Union hervor. 

Als zentrale Herausforderung der kommenden 
Jahre hat sich die dauerhafte Überwindung der 
Ost-West-Teilung Europas erwiesen. Auch für die 
Erreichung dieses Zieles bietet die schrittweise 

Einheziehung der mittel- und osteuropäischen 
Reformstaaten in den Integrationsprozeß das 
effizienteste Instrument. 

Die krisenhaften Entwicklungen der letzten Zeit, 
insbesondere die nationalistischen Konflikte in Ost
und Südosteuropa ,und die Probleme des System
wandels in den neuen Demokratien, zeigen jedoch 
auch die Schwierigkeiten des Aufbaus einer stabilen 
europäischen Friedensordnung und die enormen 
Gefahren, die ein Scheitern dieser Bemühungen für 
Europa bedeuten würde. Auf Grund seiner Lage 
am Rand der europäischen "Gewitterzone" hat 
Österreich ein vitales Interesse daran, daß die 
Europäische Union ihre Verantwortung fÜr die 
gesamteuropäische Stabilität wirkungsvoll wahr
nimmt. Die Mitgliedschaft in der Europäischen 
Union würde Österreich die Möglichkeit bieten, 
seine spezifischen Anliegen in die gemeinsame 
Politik der Union einzubringen und so auf der 
Basis der Gleichberechtigung jene Entscheidungen 
mitzubestimmen, die die Zukunft Europas und 
damit auch die Österreichs prägen werden." 

Zu den Beitrittsverhandlungen heißt es im Bericht: 

"Ein Beitritt zur Europäischen Union erfolgt 
grundsätzlich auf der Basis einer Übernahme des 
Rechtsbestandes und der politischen Finalitäten der 
Europäischen Union durch die beitrittswerbenden 
Staaten. In diesem Rahmen war der Gegenstand 
der Beitrittsverhandlungen darauf begren'zt, spezi
fische Ausnahmen im Interesse Österreichs zu 
verankern, insbesondere in der Form von Über
gangsbestimmungen. Weiters ging' es darum, in den 
Fällen, in denen im EG-Recht für die einzelnen 
Mitgliedstaaten spezifische Regelungen, zB Quoten 
oder finanzielle Beträge, festzulegen sind, diese für 
Österreich zu bestimmen. 

Im Vergleich zu früheren "EG-Erweiterungen" 
waren die Beitrittsverhandlungen im Falle Öster
reichs (wie auch der anderen EFr A-Beitritts
kandidaten) dadurch begünstigt, daß ein großer 
Teil des EG-Rechtsbestandes bereits im Rahmen 
des EWR-Abkommens übernommen wurde. Dies 
gilt insbesondere für den Binnenmarktbereichund 
Teile der sogenannten "flankierenden Politiken" 
des EWR-Abkommens (in den Bereichen For
schung und technologische Entwicklung, Informa
tionsdienste, Umwelt, allgemeine' und berufliche 
Bildung und Jugend, Sozialpolitik, Verbraucher
schutz, kleine und mittlere Unternehmen, Frem
denverkehr, audiovisueller Sektor und Katastro
phenschutz). Die Sonderregelungen, die Österreich 
in einigen Bereichen im EWR-Abkommen zuer
kannt wurden, mußten jedoch in den Beitritts
verhandlungen neu beurteilt und verhandelt 
werden. 

Vom EWR-Abkommen nicht erfaßt - und 
damit erstmals Gegenstand von Verhandlungen 
zwischen Österreich und der EU waren 
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hingegen die Bereiche Gemeinsame Agrarpolitik, 
Fischerei, Steuern, Wirtschafts- und Währungs
politik, Industriepolitik, Zollunion, Regional- und 
Strukturpolitik, Transeurcipäische Netze, Gesund
heit, Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, 
Justiz und Inneres, sowie die BestimmunOgen über 
den EU-Haushalt und die EU-Institutionen. 

Bei den am 1. Februar 1993 in Brüssel eröffneten 
Beitrittsverhandlungen - ging es für Österreich 
darum, eine gute Ausgangsbasis für seine Mitglied
schaft' in der Europäischen Union zu sichern. 
Österreichischerseits bestand grundsätzlich Bereit
schaft zur übernahme des gemeinschaftlichen 
Rechtsbesitzstandes. Doch erwies es sich in vielen 
Integrationsbereichen als notwendig, durch über
gangsmaßnahmen und durch spezifische, auf die 
österreichischen Bedürfnisse abgestellte Regelungen 
sicherzustellen, daß die Probleme der Übernahme 
des Gemeinschaftsrechts möglichst gering gehalten 
werden und die Chancen der EU-Mitgliedschaft 
optimal genutzt werden können. Die grundsätz
liche Verhandlungsposition wurde von der Bundes
regierung am 26. Jänner 1993 festgelegt. 

Die Beitrittsverhandlungen fanden 0 zwischen 
Österreich und den Mitgliedstaaten der Euro
päischen Union im Rahmen einer "Konferenz über 
den Beitritt zur Europäischen Union" statt, die 
entweder auf Ebene der Minister oder der 
Stellvertreter (Botschafter) tagte. Die Verhandlun
gen 0 mit Österreich und den anderen beitritts
werbenden Staaten Schweden, Finnland und 
Norwegen fanden jeweils getrennt, aber parallel 
statt. Die Verhandlungsergebnisse werden in einem 
gemeInsamen Vertragswerk festgehalten. 

Österreichischer Verhandlungsleiter auf Mini
sterebene war Außenminister Alois Mock. Die mit 
der innerstaatlichen Koordination befaßte Staats
sekretärin Brigitte Ederer nahm an den Mini
stertagungen teil. Verhandlungspartner waren 0 die 
Außenminister der EU -Mitgliedstaaten. Den V or
sitz auf EU-Seite führte im 1. Halbjahr 1993 der 
dänische Außenminister Petersen, in der 20 Jahres
hälfte der belgische Außenminister Claes, und ab 
Anfang 1994 der griechische Europaminister 
Pangaloso Insgesamt wurden neun Verhandlungs
runden auf Ministerebene abgehalten. (Eine Zeit
tafel über den Ablauf der Verhandlungen findet 
sich in Anhang 1). 

Die Verhandlungen auf Stellvertreterebene 
fanden zwischen dem österreichischen Verhand
lungsleiter Botschafter Manfred Scheich einerseits 
und den Ständigen Vertretern der EU-Mitglied
staaten andererseits statt. Botschafter Scheich 
wurde seinerseits durch MR Enno Grossendorfer 
und Botschafter Gregor W oschnagg vertreten. 

Der Vorsitz auf EU-Seite wechselte gemäß der 
EU-Präsidentschaft, dh., daß 1993 zunächst der 
dänische Botschafter Riberholdt, anschließend sein 
belgischer Kollege Schoutheete und schließlich der 

griechische EU-Botschafter Zafiriou die Verhand
lungen führten. Es fanden insgesamt elf Verhand
lungsrunden auf Stellvertreterebene statt. 

Eine wichtige erste Stufe des Verhandlungspro
zesses bildete die Prüfung des EU-Sekundärrechts 
("Acquisprüfung"). Bei diesem eingehenden Ver
gleich zwischen dem EU-Recht und der öster
reichischen Rechtslage ging es darum, die Bereiche, 
in denen die übernahme des "Acquis" durch 
Österreich Probleme bereiten würde, zu identifi
zieren. Insgesamt fanden ca. 130 Treffen zur 
Acquisprüfung statt. 

Aufbauend auf den Ergebnissen der Acquis
prüfung wurden exploratorische Gespräche durch
geführt, um erste Lösungsansätze für die Problem
bereiche zu entwickeln. Diese 72 Gesprächsrunden 
(davon 25 im Bereich der Landwirtschaft) standen 
auf seiten Österreichs unter dem Vorsitz des 
jeweils zuständigen Fachressorts. Auf seiten der EU 
wurden sie von der Kommission geführt. 

Gegenstand der 1. Sitzung auf Stellvertreter
ebene am 2. Februar 1993 waren Ablauf und 
Organisation der Verhandlungen sowie die Fest
legung eines Arbeitsprogrammes, wobei als Grund" 
gerüst eine Liste mit den folgenden' 29 Verhand
lungskapiteln erstellt wurde: 

Freier Warenverkehr 
2 Freier Dienstleistungsverkehr und Nieder-

lassungsrecht 
3 Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
4 Freier Kapitalverkehr 
5 Verkehrspolitik 
6 Wettbewerbspolitik 
7 Verbraucher- und Gesundheitsschutz 
8 Forschung und Informationstechnologien 
9 Allgemeine und berufliche Bildung 

10 Statistiken 
11 Gesellschaftsrecht 
12 Sozialpolitik 
13 Umwelt 
14 Energie 
15 Landwirtschaft 
16 Fischerei 
17 Zollunion' 
18 Außenhandelsbeziehungen 
19 Strukturelle Instrumente 
20 Regionalpolitik 
21 Industriepolitik 
22 Steuerwesen 
23 Wirtschafts- und Währungspolitik 
24 Außen- und Sicherheitspolitik 
25 Justiz und Inneres 
26 Andere Bestimmungen des Vertrages über 

die Europäische Union 
27 Finanz- und Haushaltsbestimmungen 
28 Institutionen 
29 Anderes 

Weiters wurden bei dieser Tagung die folgenden 
grundlegenden Verhandlungsprinzipien festgelegt: 
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Die zu einem Vethandlungskapitel abge
gebene Position kann die Haltung in anderen 
Bereichen nicht präjudizieren; 
Verhandlungsergebnisse - auch Teilergeb
nisse - werden erst dann endgültig, wenn 
Einigung über alle Verhandlungskapitel 
erzielt worden ist; 
für den Fall, daß der Acquis während der 
Verhandlungen geändert oder ergänzt wird, 
müssen die betroffenen Punkte erneut der 
Beitrittskonferenz vorgelegt werden. 

Die österreichische Verhandlungs linie wurde auf 
der Basis einer eingehenden Prüfung der öster
reichischen Interessenslage im Lichte des Rechts
bestandes der Gemeinschaft in den verschiedenen 
Bereichen der europäischen Integration festgelegt. 
Die österreichischen Positionen wurden von den 
jeweils zuständigen Fachressorts unter Einbezie
hung der Sozialpartner und der anderen Interes
senvertretungen sowie der Vertreter der Bundes
länder und der Gemeinden erarbeitet. Die für die 
Verhandlungen auf Minister- sowie Stellvertreter
ebene notwendige innerstaatliche Vorbereitung und 
Koordination wurde während des gesamten 
Verlaufs der Beitrittsverhandlungen vom Bundes
kanzleramt gemeinsam mit dem Bundesministerium 
für auswärtige Angelegenheiten unter Einbezie
hung aller oben genannter Stellen -vorgenommen. 

Das Parlament wurde über Stand und Verlauf 
der Beitrittsverhandlungen laufend informiert. 
Dazu ist insbesondere auf die diesbezüglichen 
Erklärungen von Mitgliedern der Bundesregierung, 
auf die Integrationsberichte der Bundesregierung 
sowie auf die Sitzungen des Rates für Fragen der 
österreichischen Integrationspolitik hinzuweisen. . 

Der Beitrittsvertrag wird ein multilateraler 
Vertrag zwischen den zwölf derzeitigen Mitglied
staaten der Europäischen Union und den vier 
Beitrittsstaaten sein. Die Aufnahmebedingungen 
(übergangsmaßnahmen usw.) und die auf Grund 
der Aufnahme erforderlichen Anpassungen der 
Verträge werden in der Beitrittsakte festgelegt, 
die Bestandteil des Beitrittsvertrages ist. Der 
Beitrittsakte wird eine Reihe von Anhängen und 
Protokollen beigefügt, die als Bestandteil der 
Beitrittsakte gelten. Gemeinsame bzw. einseitige 
Erklärungen, auf deren formelle Verankerung sich 
die Vertragsparteien in den Beitrittsverhandlungen 
verständigt haben, finden in der Schlußakte zum 
Beitrittsvertrag Niederschb.g." 

.Im Anschluß daran gibt der gegenständliche 
Bericht die Verhandlungsergebnisse kapitelweise 
wieder .. 

Am 15. April 1994 wurde der Bericht schließlich 
durch einen Beschluß der Bundesregierung ergänzt 
und dem Nationalrat die deutsche Fassung des 
Beitrittsvertrages übermittelt (Zu III-176 der 
Beilagen). 

Der Außenpolitische Ausschuß hat den gegen
ständlichen Bericht erstmals in seiner Sitzung am 
23. März 1994· in Verhandlung genommen und 
nach Berichterstattung durch den Abgeordneten 
Dr. Andreas K hol einstimmig beschlossen, zur 
Vorbehandlung einen Unterausschuß einzusetzen, 
dem von der Sozialdemokratischen Partei Öster
reichs die Abgeordneten Dr. Josef Ca p als 
Schriftführer, Dr. Willi F uhr man n, Dr. Alfred 
G u sen bau e r, Dr. Hilde Ha w I i c e k, Dr. Kurt 
Heindl, DDr. Erwin Niederwieser, Dr. 
EwaldNowotny und Peter Schied er als 
Obmann, seitens der Österreichischen Volkspartei 
die Abgeordneten Dr. Gerfrid G ai g g, Dr. 
Andreas K hol als Obmannstellvertreter, Dipl.
Kfm. DDr. Friedrich K ö n i g, Dr. Heinrich 

, N eis s e r, Rudolf S c h war z böe k, und Ingrid 
Ti c h y - S ehr e der, seitens der Freiheitlichen 
Partei die Abgeo~dneten Dipl.-Kfm. HolgerB au
er, Herbert Sc h e ibn e r und Mag. Erich 
S ehr ein er, seitens des Grünen Klubs der 
Abgeordnete Johannes V 0 g gen hub e r sowie 
seitens des Liberalen Forums der Abgeordnete 
Dr. Friedhelm Fr i s ehe n s chi a ger angehörten. 

In der Sitzung des Außenpolitischen Ausschusses 
" vom 21. April 1994 wurden diesem Unterausschuß 

auch der Ergänzende Bericht der Bundesregierung 
über das Ergebnis der Verhandlungen über den 
Beitritt Österreichs zur Europäischen Union 
(III-l77 der Beilagen) sowie der Antrag 667/ A(E) 
der Abgeordneten Hans Helmut Moser und 
Genossen betreffend Information der österreichi
schen Haushalte über die Inhalte des Maastrichter 
Vertrages zur Vorbehandlung zugewiesen. 

Der Unterausschuß beschäftigte sich in fünf 
Arbeitssitzungen mit der gegenständlichen Materie, 
wobei die Beratungen in einem strukturierten 
Arbeitsplan blockweise abgehalten wurden: 

18. April 1994 

Wirtschaft, Währung, Budget, Soziales 

21. April 1994 

Erster Block: Umwelt, Transit, Grundverkehr 
Zweiter Block: Landwirtschaft 

22. April 1994 

Erster Block: Außen- und Sicherheitspolitik 
Zweiter Block: Demokratie, Institutionelles, 

Beitritts-BVG 

26. April 1994 

Fortsetzung des Blocks: Demokratie, 
Institutionelles, Beitritts-BVG 

im Anschluß: Sonstiges 

In den Arbeitssitzungen am 24. März 1994 
sowie am 18., 21., 22. und 26. April 1994 hat der 
Unterausschuß seinen Verhandlungen die folgen-
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den Experten beigezogen: Univ.-Prof. Dr. Rein
hold Ra c k, Univ.-Prof. Dr. Herbert Hall e r, 
Univ.-Prof. Dr. Stefan Grill e r, Univ.-Prof. Dr. 
Heinrich Sc h n eid e r, Univ.-Prof. Dr. Georg 
W i nc k I e r, Univ.-Prof. Dr. Friedrich Sc h n e i
der, Dr. Kurt Kr a t e n a, Dr. Claudia W e y -
ringer, Dr. Gerda Falkner, Univ.-Doz. Dr. 
Gerhard S t e ger, Univ.-Doz. Dr. Josef Michael 
S eh 0 p f, Dipl.-Ing. Georg Ab e r man n, Univ.
Prof. Dipl.-Ing. Dr. Hans Au bau er, Fritz 
Gur gis e r, Richard Hub man n, Univ.-Prof. 
DDr. Robert Wal t e r, Oberst dG Wolfgang 
J u n g sowie Dr. Manfred B run n e r. 

Weiters nahmen die Bundesrätinnen Anna 
Elisabeth H ase I b ach und Dr. Susanne R i e s s 
sowie die Bundesräte Mag. Herbert Bös eh, Dr. 
Kurt Kau fm a n n, Dr. Günther H u m m e r sowie 
Dr. Peter Kap r a I gern. § 40 GOG-NR am 
Unterausschuß teil. 

Nach ihrer Zuständigkeit nahmen an den 
Beratungen jeweils auch die Mitglieder . der 
Bundesregierung Bundesminister Dr. Alois 
M 0 c k, Bundesminister Mag. Viktor K I i m a, 
Bundesministerin Maria Rau c h - Kali a t, Bun
desminister Dr. Wolfgang S eh ü s sei, Bundes
minister Jürgen W eis s, Bundesminister Dr. Dipl.
lng. Franz ,F i s chi e r, . Bundesminister Dipl.-Kfm. 
Ferdinand L a ein a, Bundesminister Dr. Franz 
Lös eh n a k, Bundesminister Josef H e sou n und 
Staatssekretärin Mag. Brigitte E der e r sowie die 
Staatssekretäre Dr. Peter K 0 s tel k a und Dr. 
J ohannes D i t z teil. 

Die auszugsweise Darstellung der Unteraus
schußverhandlungen ist unter der Zl. 13060.0060/ 
4-94 veröffentlicht. 

Im Unterausschuß konnte über den gegen
ständlichen Bericht der Bundesregierung kein 
Einvernehmen erzielt werden. 

Der Obmann des Unterausschusses Abgeordne
ter Peter S chi e der berichtete dem Außenpoliti
schen Ausschuß am 27. April 1994 über das 
Ergebnis der Beratungen des Unterausschusses, 
wie auch über die Debatten zu' einzelnen 
Bereichen. 

Dabei verwies er insbesondere auf die Debatte 
über die beiden parlamentarischen Entschließungs
anträge vom 28. Juni 1989 und 12 . November 
1992 und die Frage der österreichischen N eu
tralität. Zu dieser Frage führte er aus: "Es ist von 
parlamentarischer Seite zu begrüßen, daß die 
Bundesregierung schon in ihrem Beschluß vom 
26. Jänner 1993 über die grundsätzliche öster
reichische Verhandlungsposition es als ihr Ver
handlungsziel definiert hat, daß Österreich der 
Europäischen Union als neutraler Staat beitreten 
wird. Dies wurde der Europäischen Union im 
Verlauf der Verhandlungen unmißverständlich 
dargelegt. 

Wir haben auch als Parlamentarier klar zur 
Kenntnis genommen, daß die Bundesregierung in 
der innerösterreichischen Debatte immer betont 
hat, daß die veränderten sicherheitspolitischen 
Rahmenbedingungen in Europa auch an Östereich 
neue Herausforderungen stellen. Es ist daher ein 
wesentliches österreichisches Interesse, die öster
reichischen Sicherheitsinteressen an diese geänder
ten Rahmenbedingungen anzupassen. Ein wesent
licher, sich herausbildender Faktor dieser Rahmen
bedingungen ist unbestrittenermaßen die Gemein
same Außen- und Sicherheitspolitik der 
Europäischen Union. Gerade deshalb hat Öster
reich die Entwicklung der Gemeinsamen Außen
und Sicherheitspolitik der Europäischen Union von 
Beginn an mit Intere.sse verfolgt und gegenüber der 
Europäischen Union auch klargestellt, daß Öster
reich an der Weiterentwicklung der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik aktiv und solidarisch 
mitwirken wird. 

Ich bin sehr froh darüber, daß auch die 
Vertreter der Bundesregierung im Unterausschuß 
ihrer festen überzeugung Ausdruck gegeben 
haben, daß eine Mitwirkung Österreichs an der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik den 
Kernbestand der österreichischen Neutralität unbe~ 
rührt läßt. So wird Österreich weder zur 
Teilnahme an Kriegen verpflichtet, noch muß es 
Militärbündnissen beitreten oder der Errichtung 
militärischer Stützpunkte fremder Staaten auf 
seinem Gebiet zustimmen. Gleichzeitig hat aber 
die Bundesregierung zudem betont, daß es auch 
möglich sein muß, dort, wo es die Solidarität 
erfordert, an nichtmilitärischen und insbesondere 
an wirtschaftlichen Maßnahmen im Rahmen einer 
europäischen Solidargemeinschaft teilzunehmen. 

Daß diese Auffassung der Bundesregierung 
letztlich auch als Ergebnis der Beitrittsverhandlun
gen festgehalten wurde, kann man der gemein
samen Erklärung anläßlich des Abschlusses des 
Verhandlungs kapitels über die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik entnehmen. 

Abschließend möchte ich ausdrücklich festhalten, 
daß die Vertreter der Bundesregierung schon in 
einer früheren Sitzung des Außenpolitischen Aus
schusses, in der Öffentlichkeit, wie auch im 
Unterausschuß selbst erklärt haben, daß eine 
Aufhebung des Bundesverfassungsgesetzes vom 
26. Oktober 1955 über die Neutralität Öster
reichs, BGBL Nr. 211, somit durch einen EU
Beitritt Österreichs nicht erforderlich wird. Um 
jedoch der erwähnten aktiven und solidarischen 
Mitwirkung Österreichs an der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik außerhalb des Kern
bestandes der österreichischen Neutralität ei gen
s t ä n d i g eine sichere Rechtsgrundlage zu geben, 
wird diesbezüglich eine klare bundesverfa~sungs
rechtliche Vorkehrung zu treffen sein." 
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-6 1601 der Beilagen 

An der sich daran anschließenden Debatte 
beteiligten sich die Abgeordneten . Dr. Andreas 
K hol, Dipl.-Kfm. Holger Bau e r, Johannes 
V 0 g gen hub e r, Dr. Alfred G u sen bau e r, 
Dr. Hilde H a w I i c e k, Dr. Martin Bar t e n -
s t ein, Dr. Willi F uhr man n, Dr. Gerhart 
B ru ckm a n n, Franz M r kv i cka, Dr. Sixtus 
Lanner, Dr. Josef Cap, DDr. Erwin Nieder
wieser, Dr. Kurt Heindl, Mag. John Gude
nu s sowie der Bundesminister für· auswärtige 
Angelegenheiten Dr. Alois M 0 c k und die Staats
sekretärin im Bundeskanzleramt Mag. Brigitte 
E der e r. 

Dem Außenpolitischen Ausschuß lagen zu seinen 
Beratungen am 27. April 1994 auch die Fassungen 
des Beitrittsvertrages in allen Amtssprachen der 
Europäischen Union vor. 

Bei der Abstimmung hat der Außenpolitische 

Peter Schieder 

Berichterstatter 

Ausschuß mit Stimmenmehrheit beschlossen, dem 
Nationalrat die Kenntnisnahme des Berichtes zu 
empfehlen. 

Der Text des Beitrittsvertrages ist diesem 
Ausschußbericht angeschlossen. 

Zum Berichterstatter für das Haus wurde der 
Ausschußobmann gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Außenpolitische Ausschuß somit den An t rag, 
der Nationalrat wolle den Bericht der Bundesre
gierung über das Ergebnis der Verhandlungen über 
den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union 
(III-176 und Zu IIl-176 der Beilagen) zur Kenntnis 
nehmen. 

Wien, 1994 04 27 

Peter Schieder 

Obmann 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)6 von 728

www.parlament.gv.at



1601 der Beilagen 7 

Anlage 

BEITRITTSVERTRAG 
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.-

ERGÄNZUNG DES 
BERICHTS DER BUNDESREGIERUNG 

ÜBER DAS ERGEBNIS DER VERHANDLUNGEN 
ÜBER DEN BEITRITT ÖSTERREICHS ZUR 

EUROPÄISCHEN UNION 
(111-176 BlgNR XVIII. GP und 111-128 BlgBR) 

BEITRITTSVERTRAG 

In einer Sitzung der Beitrittskonferenz auf Stellvertreterebene wurde am 
12. April 1994 der Text des beiliegenden Beitrittsvertrages endgültig 

festgelegt (Doc. AA-AFNS 1-6 FINAL). 

Auf diesen Vorgang, nämlich auf die endgültige textliche Festlegung des 
Beitrittsvertrages am 12. April 1994, sollte auch in dem dem Nationalrat 
bereits zugeleiteten Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes über den 
Beitritt Österreichs zur Europäischen Union (RV 1546 BlgNR XVIII. GP) im 
Zusammenhang mit der Identifizierung des Staatsvertrages über den 
Beitritt Österreichs zur Europäischen Union ausdrücklich abgestellt 

werden. 

DRUCK DER ÖSTERREICHISCHEN STAATSDRUCKEREI 
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-

VERTRAG 

zwischen' 
dem ~önigreich Belgien,. 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER: 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON DÄNEMARK: 

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

DER PRÄSIDENT DER GRIECHISCHEN REPUBLIK: . . 

. SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG VON SPANIEN: 

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK: 

DIE 'PRÄSIDENTIN IRLANDS: 

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK: 

i 

I-

... 
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SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG:, -

. IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE: . , 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG VON NORWEGEN: 

DER BUNDESPRÄSIDENT DER REPUBLIK ÖSTERREICH: 

DER PRÄSIDENT DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK: 

_ DER PRÄSIDENT DER REpUBLIK FINNLAND: 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG VON SCHWEDEN: 

IllRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DES' VEREINIGTEN KÖNIGREICHS GROSSBRITANNIEN 
UND NORDIRLAND: 

. DiESE SIND nach A-ustausch ihrer als gut und gehörig befundenen Vollmachten wie folgt 
ÜBEREINGEKOMMEN: 

AA-AFNS 1 FINAL 5 D 
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Ariikel1 

(1) . Das Königreich Norwegen, die Republik Österreich, die:Republik' Finnland und das 
Königreich Schweden werden Mitglieder der Europäischen Union und Vertragsparteien der dieUn,ion 
begiündenden Verträge in ihrer jew~iIigen geänderten oder ergänzten Fassung. . 

(2) Die Aufnahmebedingungen und die aufgrund der Aufnahme'erforderlichen Anpassungen der 
die Union begründenden Verträge sind in der diesem Vertrag beigefügten Akte festgelegt. Die 
Bestimmungen der Akte sind Bestandteil dieses Vertrags. . 

(3) Die Bestimmungen der in Absatz 1 genannten Verträge über die Rechte und Pflichten der 
Mitgliedstaaten sowie über die Befugnisse und Zuständigkeiten der Organe der Union gelten auch nir ' 
diesen Vertrag. . ' 

Artikel 2 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. durch die Hohen Vertragsparteien gemäß ihren 
verfassungsrechtlichen Vorschriften. Die Ratifikationsurkuifden werden spätestens am 31. Dezember 
1994 bei der Regierung der Italienischen Republik hinterlegt. 

_ (2) Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 1995 in Kraft, sofern alle RatifikatiOnsurkunden vor diesem 
Tag hinterlegt worden sind. 

Haben jedoch nicht alle der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Staaten ihre Ratifikationsurkunden 
rechtzeitig hinterlegt, so tritt der Vertrag für diejenigen Staaten in Kraft, die ihre Urkunden hinterlegt. 
haben. In diesem Fall beschließt der Rat der Europäischen Union unyerzüglich einstimmig die 
infolgedessen unerläßlic~en Anpassungen des Artikels 3 dieses Vertrags und der Artikel 13, }4, 15, . 
16,17,18,19,20,21,22,25,26,155,156,157,158,159, 160, 161,169 und 175 der Beitrittsakte, 
des Anhangs I zur Akte sowie der dieser Akte beigefügten Protokolle Nr. 1 und Nr. 6; er kann ferner' 
einstimmig die Bestimmungen der genannten Akte, einschließlich ihrer Anhänge und Protokolle, die 
sich ausdrücklich auf einen Staat beZiehen, der seine Ratifikatiorisurkunden nicht hinterlegt hat, für 
hinfällig erklären oder anpassen. 

(3) . Abweichend von Absatz 2 können die Organe der Union vor dem Beitritt die Maßnahmen 
erlassen, die in den Artikeln 30,39,42,43,44,45,46,47,48,53,57,59,62,74, 75, 76,92, 93, 

. 94, 95, 100, 102, 105, 119, 120, 121, 122, 127, 128, 131, 147, 148, 149, 150 und 168 der 
Beitrittsakteund iri Artikel 11 Absatz 6 sowie in Artikel 12 Absatz 2 des Protokolls Nr. 9 vorgesehen 
sind. Diese Maßnahmen treten nur behaltlich des Inkrafitretens dieses Vertrags und 'zum Zeitpunkt 
seines Inkrafitretens in Kraft. 

AA-AFNS lFIN AL 6 D 
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Artikel 3 

Dieser Vertrag ist in einer Urschrift in dänischer, deutscher, englischer;finnischer, französischer, 
griechischer, irischer, italienischer, niederländischer, norwegischer, portugies~scher, schwedischer und 
spanischer Sprache abgefaßt, wobei der Wortlaut in jeder dieser Sprachen gleichermaßen verbindlich 
ist; er wird im Archiv der' Regierung der Italienischen Republik hinterlegt; diese übermittelt der 
Regierung jedes anderen Unterzeichnerstaatseine beglaubi~e Abschrift. 

En fe delo cual, los plenipotenciarios aoajofirmantes suscriben el presente Tratado. 

Ti! bekrreftelse heraf har undertegnede befuldmregtigede undersk;evet denne Traktat. 

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter diesen 
Vertrag gesetzt. 

In witness whereof the undersigned Plenipotentiaries have signed this Treaty. 

En foi de quoi, les plenipotentiaires soussignes ont appose leurs signatures au bas du pn!sent traite. 

Da fhiaml sin, chuir na Lanchumhachtaighthios-sfnithe a lamh leis an gConradh seo. 

In fede di ehe, i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto leloro firme in calceal presente trattato. 

Ten bIijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hunhandtekening onder dit Verdrag hebben 
gesteId. . ' . . 

Til bekreftelse av dette har nedenstäende befullmektigede undertegnetdenne traktat. 

Ern fe do que os plenipotenciarios abaixo-assinados apuseram as suas assinaturas no final da presente 
Tratado. 

Tämän vakuudeksialla mainitut täysivaltaiset edustaj~t ovat allekirjoittaneet tämän, sopimuksen. 

'Sam bekräftelse pädetta har undertecknade befullmäktigadeombud undertecknat detta fördrag . 

• 

. AA-AFNS 1 FINAL D 
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. Hecho 
Udfrerdiget, 
Geschehen 
E-YLJlf 

Dohe 
Fait 
Arna dManamh 
Fatto 
Gedaan 
Utferdiget· 
Feito 
Tehty 
Upprättat 

AA-AFNS 1 FINAL 
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Erster Teil: 

Zweiter Teil: 

Dritter Teil: 

Vierter Teil: 

INHALTSVERZEICHNIS DER BEITRITTSAKTE 

Akte über die Beitrittsbedingungen und die· Anpassungen 
der die Union begründenden Verträge 

Grundsätze 

Anpassungen der Verträge 

Titel I: Institutionelle "Vorschriften 

Kapitell: 
Kapitel 2: 
Kapitel 3: 
Kapitel 4: 
Kapitel 5: 
Kapitel 6: 
Kapitel 7: 
Kapitel 8: 
Kapitel 9: 

Das EuropäischeParlament 
Der Rat 

-Die Kommission 
Der Gerichtshof 
Der Rechnungshof 
Der Wirtschafts- und Sozialausschuß 

. Der Ausschuß der Regionen 
Der Beratende Ausschuß der EGKS 
Der Ausschuß für Wissenschaft und Technik 

Titel II: Sonstige Anpassungen 

Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Übergangsmaßnahmen 

Titel I: Institutionelle Bestimmungen 

TitellI: Übergangsmaßnahme_n bet~effend das Königreich Norwegen 

Kapitel 1: 
Kapitel 2: 

. Kapitel 3: 
Kapitel 4: 
Kapitel 5: 

Freier Warenverkehr 
. Freizügigkeit, freier Dienstleistungs-- und Kapitalverkehr 
Fischerei 
Auswärtige Beziehungen einschließlich Zollunion 
Finanz-und Haushaltsvorschriften 

Titel 111: Übergangsmaßnahmen betreffend die Republik Österreich 

. Kapitell: 
Kapitel.2: 
Kapitel 3: 
Kapitel 4: 
Kapitel 5: 

Freier Warenverkehr 
Freizügigkeit, freier Dienstleistungs~ tipd Kapitalverkehr 
Wettbewerbspol itik 
Auswärtige Beziehungen einschließI ich Zollunion 
Finanz- und Haushal.tsvorschriften 

.... 

AA-AFNS i FINAL 9 
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Fünfter Teil: 

Titel IV: üqergangsnuißnahmen betreffend die Republik Finnland 

Kapitell: -Freier Warenverkehr 
Kapitel2: 
Kapitel ,3: 
Kapitel 4: 
Kapitel 5: 

Freizügigkeit, freier Dienstleistungs:. und Kap i tal verkehr 
Fischerei 
Auswärtige Beziehungen einschließlich Zollunion 
Finant- und .. Himshaltsvorschriften 

Titel V: Übergangsmaßnahmen betreffend das Königreich Schweden 

Kapitell: 
Kapitel 2: 
Kapitel 3: 
Kapitel 4:. ' 
Kapitel 5: 

Freier Warenverkehr 
Freizügigkeit, freier Dienstleistungs- und Kapitalverkehr 
Fischerei' 
Auswärtig'e Beziehungen einschließlich Zollunion 
Finanz- und Haushaltsvorschriften 

Titel VI: Landwirtschaft 

Titel VII: Sonsn'ge Bestimmungen 

" 

Bestimmungen über-die Durchführung dieser Akte 

Titel]: Einsetzung der Organe und Gremien 

TitellI: Anwendbarkeit der Rechtsakte der Organe 

TitelllI: Schlußbestimmungen 

Ahhänge 

Anhang I: Liste nach Artikel 29 der Beitrittsakte 

TECHNISCHE ANPASSUNGEN 

I. Außenbeziehungen 

II. Kapitalverkehrund Wirtschafts- und Währungspoliti~' 

IIl. Wettbewerb 

IV. Sozial pol itik 

V. Landwirtschaft 
'A . Allgemeine Bestimmungen 
B. Gemeinsame Marktorganisationen 
'e: Agrarstrukturen und Begleitmaßn<Ulm~nzur Gemeinsamen Ag!arpol itik 

AA-AFNS 1 FINAL 

D. Recht der pflanzlichen Erzeugnisse und Futtermittel 
E. Veterinär- und TierzuC:htrecht 
F. Sonstiges 

'1# 
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<. , 

VI., Verkehr 
VII. Entwicklung 
VIII. Umwelt 
IX. Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 
X. Fischerei 
XI. Binnenmarkt und Finanzdienste 
XII. Energie 
XIII. Zölle und indirekte Besteuerung 
XIV. Ausbildung , 
XV. Statistiken 
XVI. Verbraucherschutz 
XVII .. Struktur- und Regionalpolitik 
XVIII. Sonstiges 

ANHANG II , Liste nach Artikel 30 der Beitrjttsakte 
ANHANG III ., Bestimmungen nach Artikel 32 der Beitrittsakte 
ANHANG IV .. Liste der Fischereifahrzeuge nach Artikel 39 

Beitrittsakte 
ANHANG V Liste der Fischereifahrzeuge mich Artikel 39 

Beitrittsakte 

Absatz 1 . der 

Absatz 4 der 

ANHANG VI Liste nach den Artikeln 54, 73, 97 und 126 der Beitrittsakte 
ANHANG VII Liste nach Artikel 56 der Beitrittsakte 
ANHANG VIII . ,. Bestimmungen nach Artikel 69 der Beitrittsakte 
ANHANG IX. Liste nae,::h Artikel 71 Absatz 2 der Beitrittsakte 
ANHANG X BestiJ1ill1ungen nach Artikel 84 der Beitrittsakte 
ANHANG XI Liste'nach Artikel 99 der Beitrittsakte 
ANHANG XII Bestimmungen nach Artikel 112 der Beitrittsakte 
ANHANG XIII Liste nach Artikel 138 Absatz 5 der Beitrittsakte 
ANHANG XIV Liste nach Artikel 140 der Beitrittsakte 
ANHANG XV Liste nach Artikel 150 der Beitrittsakte 
ANHANG XVI Liste nach Artikel 164 Absatz 1 der Beitrittsakte 

AA-AFNS'l ~FINAL 11 D 
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ANHANG XVII 
ANHANG XVIII 
ANHANG XIX 

. AA-AFNS 1 FINAL 

Listenach Artikel 164 Absatz 2 der Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 166 dl;r Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 167 der Beitrittsakte 

12 D 
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Protokolle 

Protokoll Nr. 1 
Protokoll Nr. 2 
Protokoll Nr. 3 
Protokoll Nr. 4 
Protokoll Nr. 5 

Protokoll Nr. 6 

Protokoll Nr. 7 
Protokoll Nr. 8 

Protokoll Nr. 9 

Protokoll Nr. 10 

\ 

über die Satzung der Europäischen Investitionsbank 
über die Älandinselil 
über die Samen 
über den Erdölsektor in Norwegen 
-über die Beteiligung der neuen Mitgliedstaaten an den Mitteln der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
überSonderbestimmungen für Ziel. Nr. 6 im Rahmen· der 
Strukturfonds in Finnland, Norwegen und Schweden 
über Svalbard 
über Wahlen zum Europäischen Parlament in einigen neuen 
Mitgliedstaaten während der Interimszeit 
über den Straßen- und Schienenverkehr sowie den kombinierten 
Verkehr in Österreich 
über die Verwendung spezifisch österreich.ischef Ausdrücke der 
deutschen Sprache im Rahmen der Europäischen Union 
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VERHANDLUNGEN UBER DEN BEITRITT 
ÖSTERREICHS, FINNLANDS, NORWEGENS UND SCHWEDENS 

. ZUR ElJROP ÄISCHEN UNION 

.-

BIÜ ssel, den 12 . April 1994 

AA-AFNS 2· 
. final 

REDAKTIONSAUSSCHUSS FÜR DEN ENTWURF 
DER BEITRITTSAKTE -

Betrifft: Beitrittsakte 
Artikel 

. Die Delegationen erhalten nachstehend die Artikel der Beitrittsakte. 

AA-AFNS 2 FINAL 1 D 
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AKTE 

über die Bedingungen des Beitritts des K()nigreichs Norwl'gen, der Republik Österreich, 
der -Republik Finnland und des Königreichs Schweden und die Anpassungen 

. der die Europäische Union begründpnden Verträge 

ERSTER TEIL 

GRUNDSÄTZE 

Artikel 1 

Im Sinne dieser' Akte bezi~ht sich 

der Ausdruck "ursprüngliche Verträge" 

= auf den Yertrag über die Gründung der Europäischen Ge'meinschaftfür Kohle und Stahl 
(" EGKS-Vertrag"), auf den Vertrag zur 'Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
("EG-Yertrag") sowie auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
("Euratom-Vertrag") mit den Änderungen oder. Ergänzungen, die durch vor diesem Beitritt 
in Kraft ,getretene Verträge oder andere Rechtsakte vorgenommen worden sind, 

= auf den Vertrag über die Europäische Union ("EU-Vertrag"); 
, 

- der Ausdruck "derzeitige Mitgliedstaaten" auf das Königreich Belgien, das Königreich Dänemark, 
die Bundesrepublik Deutschland, die Griechische Republik, das Königreich Spanien, die 
Französische Republik, Irland, die Italienische Republik, das Großherzogtum Luxemburg, da~ 
Königreich der Niederlande, die Portugiesische Republik und das Vereinigte Königreich 
Großbritannien und Nordirland; . 

- der Ausdruck "Union" auf die durch den EU-Vertrag geschaffene Europäische Union; 

- der Ausdruck "Gemeinschaft" je nach Sachlage auf eine bzw. mehrere der unter dem ersten 
Gedankenstrich genannten Gemeinschaften; 

- der Ausdruck "neue Mitgliedstaaten" auf das Königreich Norwegen, die Republik Österreich, die 
Republik Finnland und das Königreich Schweden; 

- der Ausdruck "Organe" auf die durch die ursprünglichen Verträge geschaffenen Organe. 

AA-AFNS 2 FINAL 2 'D 
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Artikel 2 

Ab dern Beitritt sind die ursprünglichen Verträge und die vor dem Bei.tritt erlassenen Rechtsakte.dcr 
Organe fur die neuen Mitgliedstaaten verbindlich und gelten in diesen Staaten na<:h Maßgabe der 
genannten Verträge und dieser Akte. ~ . 

Artikel 3 

Dieneuen Mitgliedstaaten verpflichten sich; im Hinblick· auf diejenigen Übereinkommen oder 
-Instrumente in den Bereichen Justiz und Ihneres, die von der Erreichung der Ziele des EU-Vertrags 
nicht zu trennen sind, . 

- denjenigen, die bis zum Beitritt zur Unterzeichnung durch die derzeitigen Mitgliedstaaten aufgelegt 
worden sind, sowie denjenigen, die :vom Rat gemäß Titel VI des EU-Vertrags ausgearbeitet und 
den Mitgliedstaaten zur Annahme empfohlen worden- sind, beizutreten; 

- Verwaltungs- und sonstige Vorkehrungen wie etwa diejenigen einzuführen, die von den derzeitigen 
Mitgliedstaaten oder vom· Rat bis zum Tag des Beitritts angenommen wurden, um die praktische 
Zusammenarbeit zwischen in den. Bereichen Justiz und Inneres tätigen Einrichtungen und 
Organisationen der Mitgliedstaaten zu erleichtern. 

Artikel 4 

(1) Die neuen Mitgliedstaaten treten durch diese Akte den Beschlüssen und. Vereinbarungen der 
im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten bei. Sie verpflichten sich, ab dem 

... Beitritt allen sonstigen von den derzeitigen Mitgliedstaaten für das Funktionieren der Union oder in 
Verbindung mit deren Tätigkeit geschlossenen Übereinkünften beizutreten .. 

(2) Die· n~uen Mitgliedstaaten verpflichten sich, den. in ~ Artikel 220 des EG-Veitrags 
vorgesehenen Ubereinkommen und den von der Verwirklichung der Ziele des EG-Vertrags 
untrennbaren Übereinkommen sowie den Protokollen über die Auslegung dieser Übereinkommen 
durch den Gerichtshof beizutreten, die von denderieitigen Mitgliedstaaten unterzeichnet wurden, und 
zu diesem Zweck mit den derZeitigen Mitgliedstaaten~ Verhandlungen im. Hinblick auf die 
erforderlichen Anpassungen aufzunehmen. . . 

(3) Die neuen MitgliedStaaten befinden sich hinsichtlich der Erklärungen, Entschließungen oder 
sonstigen Stellungnahmen des Eut:Opäischen Rates oder des· Rates sowie hinsichtlich· der die 
Gemeinschaften oder die Union betreffenden Erklärungen, Entschließungen unq sonstigen 
Stellungnahmen, die von den Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen angenommen wurden, 
in . derselben Lage wie die derzeitigen Mitgliedstaaten; sie werden demgemäß die sich daraiIs 
ergebenden Grundsätze und Leitlinien beachten und ·diegegebenenfalls zu ihrer. Durchführung 
erforderlichen Maßnahmen treffen. 

Artikel 5 

(1) Die von einer der Gemeinschaften mit einem oder mehreren dritten Staaten, mit einer 
internationalen Organisation oder mit einem Staatsangehörigen eines dritten Staates geschlossenen 
Abkommen oder Übereinkommen sind für die neuen Mitgliedstaaten nach Maßgabe der ursprüng~ 
lichen Verträge und dieser Akte verbindlich: . 
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(2) , Die neuen Mitgliedstaaten verpflichten sich, nach Maßgabe dieser Akte den von den 
derzeitigen Mitgliedstaaten zusammen mit einer der Gemeinschaften geschlossenen Abkommen oder 
Übereinkommen sowie -den von diesen Staaten geschlossenen Übereinkünften, gie mit diesen 
Abkommen oder Übereinkommen in Zusammenhang stehen, beizutreten. Die Gemeinschaft und die 
derzeitigen Mitgliedstaaten im Rahmender Union leisten den neuen Mitgliedstaaten hierbei H-ilfe. 

, (3) Die neuen Mitgliedstaaten, treten durch diese Akte und unter den darin vorgesehenen 
Bedingungen den intenien' Vereinbarungen bei, welche die derzeitigen Mitgliedstaaten zur 
Durchführung der Abkommen oder ,Übereinkommen im Sinne des Absatzes 2' geschlossen haben.-

(4) Die neuen Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen,'um gegebenenfalls ihre Stellung 
in bezug auf internationale Organisationen oder diejenigen internationalen Übereinkünfte, denen auch 
eine der Gemeinschaften oder andere Mitgliedstaaten alsVertragspartei angehören, den Rechten und, 
Pflichten anzupassen, die sich aus ihrem Beitritt zur Union ergeben., 

Artikel 6 

Artikel 234 des EG-Vertrags und die Artikel 105 und 106 des Euratom~Vertrags sind für dieneuen 
Mitgliedstaaten auf die vor: ihrem Beitritt geschlossenen Abkommen und Übereinkommen anwendbar. 

Artikel 7 

Die Bestimmungen dieser Akte können, soweit darin nicht etwas anderes vorgesehen ist, nur nach 
dem in den ursprünglichen Verträgen vorgesehenen Verfahren,' die eine Revision dieser Verträge 
ermöglichery, ausgesetzt, geändert o~er aufgehoben weiden: ' 

Artikel 8 

Die vonden Organen erlassenen Rechtsakte,auf die sich die in dieser Akte vorgesehenen Übergangs
bestimmungen beziehen, bewahren ihren Rechtscharakter; insbesondere bleiben die Verfahren zur 
Änderung dieser Rechtsakte anwendbar. 

Artikel 9 

Die Bestimmungen dieser "Akte, die eine nicht nur vorübergehende Aufhebung oder Änderung von 
Rechtsakten der Organe zum Gegenstand haben oder bewirken, haben denselben Rechtscharakter wie" 
die durch sie aufgehobenen oder _geänderten Bestimmungen und unterliegen denselben Regeln wie 
diese. 

Artikel 10 

Für die Anwendung der ursprünglichen Verträge ül,ld der Rechtsakte der Organe gelten vorübergehend 
" die in dieser Akte vorgesehenen abweichenden Bestimmungen. -
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ZWEITER TEIL 

ANPASSUNGEN DER VERTRÄGE 

TITEL I 

INSTITUTIONELLE VORSCHRIFTEN' 

KAPITEL 1 

'Das Europäische Parlament 

Artikel]] 

Artikel 2 des Aktes zur Einftihrung allgemeinerunminelbarer Wahlen der Abgeordneten des 
Europäischen pa.r1aments, der dem Beschluß 76/787/EGKS, EWG, Euratom beigefügt ist, erhält' 

. folgende Fassung: . . 

"Artikel 2 

Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt: 

Belgien 25 
Dänemark 16 
Deutschland 99 
Griechenland ,25 

" 
Spanien. 64 
. Frankreich 87 
Irland 15 
Italien . 87 
Luxemburg 6 
. Nieder lande 31 
Norwegen 15 
Österreich ' 21 
P°rtlIgal 25 
Finnland 16 
Schweden 22 
Vereinigtes Königreich 87" 

' .. 

;. 
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KAPITEL 2' 

Der Rat 

Artikell2 

Artikei 27 . Absatz 2 des EGKS-Vertrags, Artikel 146 Absatz 2 des EG-Vertrag~ und Artikel 116 
Absatz 2 des Euratom-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

"Der Vorsitz im Rat wird von den MItgliedstaaten nacheinander für je sechs Monate wahrgenommen; 
die Reihenfolge whd vom Rat einstimmig beschlossen. " 

Artikel 13 

Artikel 28 des EGKS-Vertrags erhält folgende Fassung: 

"Artikel 28 

Bei Anhörung des Rates durch' die Kommission berät der Rat, ohne notwendigerweise eine 
Abstimmung vorzunehmen. Die Beratungsprotokolle werden der Kommission übermittelt. 

Eine nach diesem Vertrag erforderliche Zustimmung des Rates gilt als erteilt, wenn dem von der _ . 
Kommission vorgelegten. Vorschlag zustimmen 

- die absolute Mehrheit der Vertreter der Mitgliedstaaten, einschließlich der Stimmen der Vertreter 
von zwei Mitgliedstaaten, die mindestens je ein Zehntel des Gesamtwerts der Kohle- und 
Stahlptoduktion in der Gemeinschaft umfassen; 

. -

- oder, wenn bei Stimmengleichheit die Kommission ihren Vorschlag nach' einer zweiten Beratung 
aufrechterhält, die Vertreter von drei Mitgliedstaaten, die mindestens je ein Zehntel des 

- Gesamtwerts der Kohle- und Stahlproduktion in der Gemeinschaft umfassen. 

Ist nach diesem Vertrag eine einstimmige Entscheidung oder einstimmige Zustimmung erford~rlich, 
so sind hierzu . die Stimmen aller Mitglieder des Rates erforderlich; Bei der Anwendung der 
Artikel 21, 32, 32a, 45b und 78h dieses Vertrags und des Artikels 16, des Artikels 20 Absatz 3, des 
Artikels 28 Absatz 5 und des Artikels 44 des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs steht 
jedoch die Stimmenthaltung von anwesenden oder vertretenen Mitgliedern dem Zustandekommen von 
Beschlüssen des Rates,zu denen Einstimmigkeit erforderlich ist, nicht entgegen. 
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Mit Ausnahme der Entscheidungen, die einer qualifizierten, Mehrheit oder der Einstimmigkeit 
bedürfen, werden die Entscheidungen des Rates mit der Mehrheit seiner MitgliedergetroHen; diese 
Mehrheit gilcals erreicht, wenn sie die absolute' Mehrheit der Vertreter der Mitgliedstaaten 
einschließlich der Stimmen der _ Vertreter· von zwei Mitgliedstaaten enthält, die rriindestens je ein 
Zehntel des Gesamtwells der Kohle~' und Stahlproduktion in der Gemeinschaft umfassen. Die Stimmen 
der Mitglieder des Rates werden bei der Anwendung der Artikel 45b, 78 und 78b dieses Vertrags, 
nach denen die qualifizierte Mehrheit erforderlich ist, jedoch wie folgt gewogen: 

Belgien 5 
Dänemark 3 
Deutschland 10 
Griechenland 5 
Spanien 8 c 

Frankreich 10 
Irland 3 
Italien 10 
Luxemburg 2 
Niederlande 5 
Norwegen 3 
Österreich 4 
Portugal 5 
Finnland 3 
Schweden 4 
Vereinigtes Königreich 10 

Beschlüsse kommen zustande, wenn dafür mindestens vierundsechzig Stimmen, welche die 
Zustimmung von mindestens elf Mitgliedern umfassen, abgegeben werden. 

Jedes Mitglied des Rates kann bei Abstimmungen nur für eines der anderen Mitglieder mitstlmmen. 

Der Rat verkehrt~mit den Mitgliedstaaten über seinen Präsidenten. 

Die Beschlüsse des Rates werden in der ,von ihm bestimmten Weise veröffentlicht." . 

.. 
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. Artikel 14 

Artikel 95 Absatz4.des EGKS-Vertrags erhält folgende Fassung: 

"Diese Änderungen werden als Vorschläge von der Kommission und dem mit einer Mehrheit von 
dreizehn Sechzehnteln seiner Mitglieder beschließenden Rat in gegenseitigem Einvernehmen 
aufgestellt und dem Gerichtshof zur Stellungnahme unterbreitet. Der Gerichtshofhqt für seine Prüfung 
eine tatsächlich lind rechtlich unbeschränkte Nachprüfungsbefugnis. Stellt der Gerichtshof aufgrund 
seiner Prüfung fest, daß die Vorschläge mit den Bestimmungen des vorstehenden Absatzes 
übereinstimmen, so werden die Vorschläge dem Europäischen Parlament zugeleitet; sie treten in 
KraJt, wellll sie mit einer Mehrheit von drei Vierteln derabgegebem~n Stimmen und zwei Dritteln der 
Mitglieder des Europäischen Parlaments gebilligt werden. " ' 

Artikel 15 , 

(1) Artikel 148 Absatz 2 des EG-Vertrags und Artikel 118 Absatz 2 des Euratom-Vertrags 
erhalten folgende Fassung: 

"(2) , IsLzu einem Beschluß des Rates die qualifizierte Mehrheit erforderlich, so werden die 
Stimmen der Mitglieder wie folgt gewogen: • 

B~lgien 5 
Dänemark 3 
Deutschland 10 
Griechenland 5-

. Spanien 8 
Frankreich 10 
Irland 3 -' 
Italien 10 
Luxemburg 2 
N iederlimde 5 
Norwegen 3 
Österreich 4 
Portugal 5 
Finnland 3 
Schweden 4 
Vereinigtes Königreich 10 

• 
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Beschlüsse· des Rates kommen zustande mit einer Mindcststimmenzahl von 

- . vierundsechzig Stimmen in den Fällen, in denen die Beschlüsse nach diesem Vertrag auf Vorschlag 
der Kommission zu fassen sind; 

- . vierundsechzig Stimmen, welche die Zustimmung von mindestens elf Mitgliede~n umfassen, in 
allen anderen Fällen." >. , 

(2) Artikel'J.3 Nummer 2 Unterabsatz 2 des EU-Vertrags erhält folgende Fassung: 
i' ." 

"Bei den Beschlüssen des Rates, für die nach Unterabsatz 1 eine qualitlzierte Mehrheit erforderlich 
ist, werden die Stimmen der Mitglieder nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft gewogen; Beschlüsse des Rates kommen mit dner Mindeststimmenzahl 
von vierundsechzig Stimmen zustande, welche die Zustimmung von mindestens elf Mitgliedern 
umfassen." 
\ . 

(3) Artikel K.4 Absatz 3 Unterabsatz 2 des EU-Vertrags erhält folgende Fassung: 

"Ist für einen Beschluß des Rates die qualifIzierte Mehrheit erforderlich, So werden die Stimmen der 
Mitgliedei' nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft. 
gewogen; Beschlüsse kommen mit einer Mindeststimmenzahl von vierundsechzig Stimmen zustande, 

I . 

welche die Zustimmung von mindestens elf Mitgliedern umfassen." 

(4) Nummer 2 Unterabsatz 2 Satz 1 deS dem EG-Vertrag beigefügten Protokolls über die 
Sozialpolitik erhält folgende Fassung: 

"Abweichend .Y9n Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags kommen die Rechtsakte des Rates nach diesem 
Protokoll, die mit qualifizie11er Mehrheit anzunehmen sind, mit einer Mindeststimmenzahl von 
vierundfünfzig Stimmen zustande." 

KAPITEL 3 

Die Kommission 

( 

Artikel 16 

Artike19 Absatz 1 Unterabsatz 1 des EGKS-Vertrags, Artikel 157 Absatz 1 Unterabsatz 1 des 
'EG-Vertrags und Artikel 126 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Euratom-Vertrags erhalten folgende 
Fassung: 

"(1) Die-Kommission besteht aus einundzwanzig Mitgliedern, die aufgrund ihrer allgemeinen 
Befähigung ausgewählt werden und volle Gewähr für 'ihre Unabhängigkeit bieten müssen." 
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KAPITEL 4 

Der Gerichtshof 

Artikel}7 . 

(1) Artikel 32 Absatz 1 des EGKS-Vertrags, Artikel 165 Absatz 1 des' EG-Vertrags und 
Artikel 137 Absatz 1 des Euratom-Ve11ragserhalten folgende Fassung: 

"Der Gerichtshof besteht aus' siebzehn Richtern." 

(2) Artike12 Absatz 1 des Beschlusses 88/591!EGKS,EWG,Euratom des Rates erhält folgende 
. Fassung: 

"Das Gericht besteht aus sechzehn Mitgliedern." 

Artikel 18 

Artikel 32· Absatz 2 des EGKS-Vertrags, Artikel 165 Absatz 2 desEG-Vertrags, Artikel 137 
Absatz 2 des Euratom-Vertrags und Artikel 18 Absatz 1 des Profokolls über die Satzung des 
Gerichtshofs der EGKS erhalten folgende Fassung: . 

"Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen. Er kann jedoch aus seiner Mitte Kammern mit je drei, 
fünf oder sieben Richtern bilden, die bestimmte vorbereitende Aufgaben erledigen oder bestimmte 
Gruppen von Rechtssachen entscheiden; hierfür gelten die Vorschriften einer besonderen 
Regelung." 

Artikel}9 

Artikel 18 Absatz2 des Protokolls über dieSatzung des Gerichtshofs der Europäischen Gemein
schaft für Kohle und Stahl, Artikel 15 des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs det 

-Europäischen Gemeinschaft und Artikel 15 des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs der 
Europäischen Atömgemeinschaft erhalten folgende .Fassung: 

"Der Gerichtshof kann nur in der Be~etzung mit einer ungeraden Zahl von Richtern rechtswirksam 
entscheiden. Die in Vollsitzungen getroftenen Entscheidungen des Gerichtshofs sind gültig, wenn 
neun Richter anwesend sind. Die Entscheidungen der Kammern mit drei oder fünf Richtern sind . 
nur·dann gültig, wenn sie von drei Richtern getroffen werden. Die Entscheidungen der Kammern 
mit sieben Richtern sind nur dann gültig, wenn sie von fünf Richtern getroffen werden. Bei 
Verhinderung eines Richters einer Kammer kann nach Maßgabe der Verfahrensordnung ein 

. Richter einer anderen Kammer herangezogen werden.'" . 
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Ar1ikel20 

Artikel 32a Absatz 1 des EGKS-Vertrags, Artikel 166 AbsatZ 1 des EG-Veriragsund Artikel 138 
Absatz 1 des Euratom-Vertrags erhalten folgende Fassung: _ . 

"Der Gerichtshof wird von acht Generalanwälten unterstützt." 

Artikel 21 

Artikel 32b Absätze 2 und 3 des EGKS--Vertrags, Artike1167 Absätze 2 und 3 des EG-Nertrags 
und Artikel 139 Absätze 2 und 3 des Euratom-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

/I Alle dreI Jahre findet eine teilweise N elibesetzung der RichtersteIlen stam.< Sie betrifft abwech:-
selndje neun und acht Richter. 

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Stellen der Generalanwälte statt. Sie betrifft 
jedesmal vier Generalanwälte./I 

KAPITEL 5 

Der Rechnungshof 

Artikel 22 

Artike145b Absatz 1 des EGKS-Vertrags, Artikel 188b Absatz 1 des EG-Vertrags und Artikel 160b 
Absatz 1 des Euratom-Vertrags erhalten folgende Fassung:· -- -

/1(1) Der Rechnungshof besteht aus sechzehn Mitgliedern. " 
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KAPITEL 6 

Der Wirtschaft~- und SozhilausschuH -

Artikel 23 

Artikel 194 Absatz 1 des EG-Vertrags und Artikel 166 Absatz 1 des Euratom-Vertrags erhalten 
folgende Fassung: 

"Die Zahl der Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialausschusses wrrd wie folgt festgesetzt: 

Belgien 12 
Dänemark 9 
Deutschland 24 
Griechenland 12 
Spanien 21 
Frankreich - 24 
Irland 9 
Italien 24 
Luxemburg 6 
Niederlande 12 
Norwegen 9 
Österreich 12

J 

Portugal 12 
Finnland 9 
Schweden 12 
Vereinigtes Königreich 24" 
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KAPITEL 7 

Der Ausschuß der Regionen 

Artikel 24· 

Artikel 198a Absatz 2 des EG-Vertrags erhält folgende Fassung: , 

"Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses der Regionen wird wie folgt festgesetzt: 

Belgien 12 
Dänemark 9 
Deutschland 24 
Griechenland. 1.2 
Spanien 21 
Frankreich 24 
Irland 9 
Italien 24 , 
Luxemburg 6 
Niederlande 12 
Norwegen 9 
Österreich 12 
Portugal 12 
Finnland 9 
Schweden 1.2 
Vereinigtes Königreich 24" 

KAPITEL-8 

Der Beratende Ausschuß der EGKS 

, 

Artikel 25 

- . 
Artikel 18 Absatz 1 des EGKS-Vertrags erhält folgende Fassung: . 

"Bei der Kommission wird ein Beratenc!.er Ausschuß gebildet. Ei besteht aus mindestens siebenund
achtzig und höchstens einhundertelf Mitgliedern, und zwar auseinei- gleichen Anzahl von Vertretern 
der Erzeuger, der Arbeitnehmer sowie der Verbraucher und Händler."· 
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KAPITEL 9_ 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Technik 

Artikel 26 

Artikel 134 Absatz 2 Unterabsatz 1 Ms Euratom-Vertrags erhält folgende Fassung: 

"(2) Der Ausschuß besteht aus neununddreißig Mitgliedern, die vom Rat nach Anhörung der 
Kommission ernannt werden." 

TITEL 11 

SONSTIGE ANPASSUNGEN 

Artikel 27 

Artikel 227 Absatz 1 des EG-Vertrags erhält folgende Fassung: 

"(1) .Dieser Vertrag gilt für das Königreich Belgien, das Königreich Dänemark, die Bundes
republik Deutschland, die Griechische Republik, das Königreich Spanien, die Französische Republik, 
Irland, die Italienische Republik, das Großherzogtum Luxemburg, das Königreich der Niederlande, 
das Königreich Norwegen,. die Republik Österreich, die·· Portugiesische Republik, die Republik 
Finnland, das Königreich Schweden und das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland. " 

Artikel28 . 

Folgender Wortlaut wird dem Artikel 227 Absatz 5 des EG-Vertrags als Buchstabe d, dem 
Artikel 79 des EGKS-Vertrags als Buchstabe d und dem Artikel 198 des Euratom-Vertrags als 
Buchstabe e angefügt: 

"Dieser Vertrag findet auf die Älandinseln keine Anwendung. Die Regierung Finnlands kann 
jedoch durch eine Erklärung, die sie bei Ratifikation dieses Vertrags bei der Regierung der 
Italienischen Republik hinterlegt, notifizieren, daß der Vertrag entsprechend den Bestimmungen in 
Protokoll Nr. 2 zur Akte über den Beitritt des Königreichs Norwegen, der Republik Österreich, 

. ~er Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen Union auf die 
Alandinseln Anwendung findet; die Regierung der Italienischen Republik übermittelt den 

. Mitgliedstaaten eine beglaubigte Abschrift jeder Erklärung." -
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DRITTER TEIL 

. ANPASSUNGEN DER RECHTSAKTE DER ORGANE 

Artikel 29 

Die in Anhang I aufgeführten Rechtsakte sind Gegenstand der in jenem Anhang festgelegten 
Anpassungen. 

Artikel 30 

Die infolgedes Beitritts erforderlichen Anpassungen der in A~hang n aufgeführten Rechtsakte werden 
im Einklang mit den dort aufgestellten Leitlinien nach dem Verfahren und nach Maßgabe des 
Artikels 168 vorgenommen. . . 
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VIERTER TEIL 

ÜBERGANGSMASSNAHMEN 

TITEL 1 

INSTITUTIONELLE BESTIMMUNGEN 

Artikel 31 

(1) Innerhalb der ersten beiden Jahre nach dem Beitritt führt jeder der neuen Mitgliedstaaten eine 
Wahl zum Europäischen Parlament durch, bei der die in Artikel 11 festgesetzte Anzahl yon 
Abgeordneten durch das Volk. in allgemeiner unmittelbarer Wahl nach Maßgabe des Aktes vom 
20. September 1976 zUr Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten des 
Europäischen Parlamei'lts gewählt wird. 

(2) Für die Zeit vom Beitritt bis zu der jeweiligen Wahl nach Absatz 1. werden die Abgeordneten 
der neuen Mitgliedstaaten im Europäischen Parlament durch die Parlamente dieser Staaten aus ihrer 
Mitte nach dem von dem betreffenden Staat festgelegten Verfahren ernannt. . ' -. ' -

(3) Jeder der neuen Mitgliedstaaten kann jedoch beschließen, Wahlen zum Europäischen 
.Parlament in dem Zeitraum zwischen der Unterzeichnung und dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags . 
gemäß dem dieser Akte beigefügten Protokoll Nr. 8 durchzuführen. 

(4) Das Mandat der nach Absatz 1 oder Absatz 3 gewählten Abgeordneten endet zur gleichen 
Zeit wie das. Mandat der in den derzeitigen Mitgliedstaaten· für den Fünfjahreszeitraum 1994-1999 
gewählten Abgeordneten. . 
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TITEL 11 

ÜBERGANGSMASSNAHMEN BETREFFEND DAS KÖNIGREICH NORWEGEN 

KAPITEL 1. 

Freier Warenverkehr 

. Abschnitt 1 

Normen und Umwelt 

Anikel32 

(1) Während eines Zeitraums von vier Jahren ab dem Beitritt finden die in Anhang IIIgenannten' 
Bestimmungen nach Maßgabe jenes Anhangs und entsprechend den darin festgelegten· Bedingungen 
keine Anwendung auf das Königreich Norwegen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Bestimmungen werden innerhalb dieses Zeitraums im EinklanK 
mit den EG-Verfahren überprüft. 

Unbeschadet der Ergebnisse dieser Überprüfung gilt der gemeinschaftliche Besitzstand ab dem Ende 
d~r in Absatz 1 genannten Übergangszeit für die neuen Mitgliedstaaten unter den gleichen 
Bedingungen wie für die derzeitigen Mitgliedstaaten. 

Abschnitt 2 

Verschiedenes . 

Anikel33 

Während eines Zeitraums von drei Jahren ab dem Beitritt kann das KönigreiCh Norwegen sein 
derzeitiges nationales System für die Sortierung von Rohholz insofern weiter anwenden, als die. 
einschlägigen innerstaatlichen Rechts- und .Verwaltungsvorschriftenmit dem Gemeinschaftsrecht in 
bezug auf den Binnenmarkt oder den Handel mit Drittländern, insbesondere Artikel 6 der 
Richtlinie·68/89/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Sortierung 
von Rohholz, vereinbar sind. 

Während desselben Zeitraums wird die Richtlinie 68/89/EWG nachdem Verfahren des EG-Vertrags 
überprüft. 
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KAPITEL 2 , 

Freizügigkeit, freier Dienstleistungs- uild Kapitalverkehr 

Artikel 34 

'Abweichend von den Verpflichtungen im Rahmen der die Europäische Union begründenden Verträge 
kann das Königreich Norwegen seine be~tehenden Rechtsvorschriften betreffend Zweitwohnungen 
während eines Zeitraums von fünf Jahren ab dem Beitritt beibehalten. 

·Artikel35 

Das Königreich Norwegen kann während eines Zeitraums von drei Jahren ab dem Beitritt weiterhin 
gegenüber nichtnorwegischen Staatsangehörigen Beschränkungen . hinsichtlich des' Eigentums an
norwegischen Fischereifahrzeugen -anwenden. 

KAPITEL 3 

Fischerei 

Abschnitt I 

-Allgemeine-Bestimmungen 

Artikel 36 

(1) . Sofern in diesem Kapitel nichts anderes bestimmt ist, finden die Vors\:hriften dieser Akte auf . 
den Fischereisektor Anwendung. . 

(2) Die Artikel 147 und 148 finden auf Fischereierzeugnisse Anwendung. 
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Abschnitt 11 

Zugang zu Gewässern und Ressourcen 

Al1ikel37 

Sofern in diesem Kapitel nichts anderes bestimmt ist, bleibt die Regelung dieses Abschnitts über den 
Zugang zu Gewässern während einer Übergangszeit anwefidbar; diese endet mit dem Beginn der 
Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die 'Fischereierlaubnis, auf keinen Fall jedoch nach 
Ablauf des in Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 des Rates vom 20. Dezember 
1992 zur Einführung einer gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei und die" Aquakultur J ' 

, festgelegten Zeitraums. ' 

Unterabschnitt I 

Fischereifahrzeuge Norwegens <, 

Al1ikel38 

Zum Zweck ihrer Einbeziehung in die mit der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 des Rates eingeführte 
gemeinschaftliche Regehing für dIe Fischerei und die Aquakultur gilt für den Zugang von 

. Fischereifahrzeugen unter der Flagge Norwegens, die in einem norwegischen Hafen registriert sind, 
im folgenden "Fischereifahrzeuge Norwegens" genannt, zu den der Hoheitsgewalt oder Gerichts
barkeit der derzeitigen Mitgliedstaaten unterliegenden Gewässern die Regelung dies.es Unterabschnitt~. 

. .' . . ' 

Ab dein Beitritt stellt diese Zugangsregelung sicher, daß Norwegen die Fischereimöglichkeitennach 
Artikel'44 behält. 

Al1ikel39 

(1) Bis zur Einbeziehung der Sonderregelung nach den Artikeln 156 bis 165 und 3,47 bis 352 
der Akte über .den Beitritt Spaniens ui1d Portugals in das allgemeine System der Gemeinsamen 
Fischereipoljtik nach der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 kai1n ledigHch 441 Fischereifahrzeugen 
Norwegens des Anhangs IV, nachstehend "Basisiiste" genannt, die Ausübung der Fangtätigkeit inden 
leES-Bereichen Vb, VI und VII gestattet werden. In der Zeit vom Beitritt bis zum 31. Dezember 
1995 ist das Gebiet südlich von 56° 30' nördlicher Breite, östlich von 12° westlicher Länge und 
nördlich von 50° 30' nördlicher Breite für die Fischerei mit Ausmihme der Langleine-nfischerei 
geschlossen. ' 

.' 

J ABl.Nr. L 389 vomJ1.12.1992, S. L 
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(2). Die gleichzeitige Ausübung der Fangtäiigkeit zum Fischen demersaler Arten ist, nur 
165Standarschiffen der Basisliste gestattet; von denen zwanzig allein zum Fischen anderer als 
demersaler Arten bestiml11t sein dürfen; Voraussetzung dafür ist, daß sie in einem von der 
Kommission beschlossenen periodischen Verzeichnis enthalten sind. 

(3) Als Standardschiff gilt ein Schiff mit einer Bremskraft von 511 Kilowatt (KW). Für Schiffe 
mit einer anderen Antriebskraft gelten folgende-Umrechnungssätze: 

weniger als 219 KW: 0,57, 

- gleich oder mehr als 219 KW, jedoch weniger als 292 KW: 0,76, 

- gleich oder mehr als 292 KW, jedoch weniger als 365 KW: 0,85, 

- gleich oder mehr als 365 KW,jedoch weniger-als 438 KW: 0,90, 

gleich oder mehr als 438 KW, jedoch weniger als 511 KW: .0,96, 

- gleich oder mehr als 511 KW, jedoch weniger als 584 KW: /1,00, 

- gleich oder mehr als 584 KW, jedoch weniger als 730 KW: 'I ,07, 

- gleich oder mehr ~ls 730 KW, jedoch nicht mehr als 876 KW: 1,11, 

mehr als 876 KW: 2,25, 

- Langleinen-Fischereifahrzeuge: -1 ,00, 

- Langleinen-Fischereifahrzeuge mit einer Vorrichtung zur automatischen Betonnung, oder zur 
mechanischen Einholung der Leinen: 2,00. 

(:l) In derZeit vom 1. Dezember biszum 31. Mai ist nur 60 Fischereifahrzeugen, unq in der 
Zeit vom 1. Juni bis zum 30. November nur 30 Fischereifahrzeugen die gleichzeitige Ausübung der 
Farigtätigkeit zum Fischen pelagischer· Arten gestattet. 

(5) Anpassungen der Basisliste wegen Außerdienststellung eines Fischereifi,ihrzeugsvordem 
Beitritt auf grund höherer Gewalt werden spätestens am 1. Januar 1995 nach dem Verfahren des 
Artikels 18 der V€rordnung (EWG) Nr. 3760/92 beschlossen. Diese Anpassungen dürfen weder zu 
einer Änderung der Zahl der Fischereifahrzeuge und ihrer' Aufteilung auf die einzelnen Kategorien 
noch zu einer Erhöhung der Gesamttonnage oder der Gesamtantriebskraft jeder Kategorie führen. 
Außerdem dürfen nur solche Fischereifahrzeuge Norwegens als Ersatz benannt werden, die in der 
Liste des Anhangs V aufgeführt sind. --
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(6) Die Anzahl der Standardschiffe nach Absatz 2 kann nach dem Verfahren des Artikels 8 
Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 entsprechend der Entwicklung der Norwegen 
zugeteilten Fangmöglichkeiten für Fischbestände erhöht werden, deren Grad der Befischung nach 
ArtIkel 8 der genannten_,Verordnung begrenzt ist. 

(7) In dem Maße, wie die in der Basisliste genannten Schiffe nach dem Beitritt außer Dienst 
gestellt oder verschrottet und in der Basislistegestrichen werden, können sie so lange durch Schiffe 
derselben Kategorie mit einer Motorkraft ersetzt werden, die diejenige der gestriehenen Schiffe niCht 
übersteigt. 

Die Bedingungen für die Ersetzung nach Unterabsatil finden nur insoweit Anwendung, als die 
Fischereiflotte der derzeitigen Mitgliedstaaten in den Gemeinschaftsgewässerndes . Atlantik nicht 
vergrößert wird.' , 

- . . 
(8) Die Bestimmungen, die die Einhaltung der Regelung durch die Beteiligten. sicherstellen 
sollen, einschließlich der Bestimmungen, die sich auf die Möglichkeit beziehen, dem betreffenden 
Fischereifahrzeug die Ausübung der- Fangtätigkeit währencleines bestimmten Zeitraums nicht zu . 
gestatten,werden nach dem Verfahren des Artikels 8 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 
vor,dem I. Januar 1995 erlassen. 

Artikel 40 

(1) Vom Zeitpunkt der Einbeziehung der Sonderregelung nach den Artikeln 156 bis 165 und 347 
bis 352 der Akte über den Beitritt Spaniens und Portugals in die allgemeine Regehing der 
Gemeinsamen Fischereipolitik nach 'der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 bis zum Beginn der 
Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischereierlaubnis können die Fischereifahrzeüge 
Norwegens ihre Fangtätigkeiten in den Artikel 39 unterliegenden Gewässern unter den vom Rat nach 
dem Verfahren' des Artikels 8 Absatz 4 'der Verordnung (EWG) Nr. 3760192 festgelegten 

. Bedingungen ausüben. 

(2) Der in Abs,atz 1 vorgesehene Zugang muß entsprechend demjenigen geregelt werden, wie 
er für Fischereifahrzeugeunte~ der Flagge eines Mitgliedstaats der derzeitigen Union, nachstehend 
"Fischereifahrzeuge der derzeitigen Union" genannt, in den Gemeinschaftsgewässern"nördlich von 
62° nördlicher Breite gilt: 

ArtikeL 41 

Vom Beitri)t bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die 
FisChereierlaubnis sind die Fischereifahrzeuge Norwegens befugt, in den der Hoheitsgewalt oder' 

. Gerichtsbarkeit de~ Mitgliedstaaten _ der derzeitigen Union unterliegenden Gewässern in den 
. leES-Bereichen Ha, lIla (Skagerrak) 2 und IV Fischereitätigkeitcn unter den gleichen Bedingungen 
auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem Inkrafttreten dieser Akte galten und in den einschlägigen 
Bestimmungen der Verordnung (EO) ·Nr. 3691/93 3vorgesehen ·sind. 

Das Skagerrak ist als das Gebiet definiert, dasV:de folgt begrenzt wird: im Westen durch eine 
Linie vom Leuchtturm von Hanstholm zum Leuchtturm' von Lindesnes und im Süden von einer 
Linie vom Leuchtturm von.' Skageri zum Leuchtturm von Tistlarna und von dOJt zum 
nächstgelegenen Punkt an der schwedischen Küste: 

3 ABI. Nr. L341 vom 31.12.1993, S. 96. 
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Artikel 42 . 

-Die technischen Verfahren, die zur Gewährleistung der Anwendung der Artikel 39, 40 und 41 
notwendig sind, werden. vor dem 1. Januar 1995 nach dem Verfahren des Artikels 18 der 
Verordnu.ng (EWG) Nr. 3760/92 beschlossen .. 

Artikel 43 

Vom Beitritt . bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die 
Fischereierlaubnis sind die Fischereifahrzeuge Norwegens befugt, in den der Hoheitsgewalt öder 
Gerichtsbl;lrkeit Schwedens unterliegenden Gewässern Fischereitätigkeitenin dem leES-Bereich lIla 
(Skagerrak) unter den gleichen Bedingungen auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem Inkrafttreten des 
Eeitrittsvertrags galten. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden bis zum 1. Januar 1995 nach dem 
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 erlassen. 

Artikel 44 

(1) Der Anteil der Norwegen zUzuweisenden gemeinschaftliehen Fischereimöglichkeiten für 
Bestände, die einer Fangbeschränkung unterliegen, wird nach Arten und Zonen aufgeschlüsselt wie 
folgt festgelegt: 

Arten leES (1)- oder NAFO (2)-Bereich Anteile Norwegens 
Referenzgebiete zur Festsetzung der T AC (v.H.) 

Hering lila 13,375 

Hering (3) 11 a (4)-, IV, VII d 29,520 

Hering V b (5), VI a nördlich von 56 C Nord; VI b 10,082 

S"protte lllit .'- 7,303 

Lodde NAFO 3NO 92,308 

Kabeljau I (6), 11 ,(6)(12) (7) 

Kabeljau I (8), II a (8) 100,000 

Kabeljau III a Skagerrak (9) 3,202 

Kabeljau I1I-a (10) - 100,000 

Kabeljau II a (4), IV 6;425 ,-

Kabeljau NAFO 3M 15,663 (11) 

Schellfisch I, 11 (6)(12) 94,838 

Schellfisch II a (8) 100,000 

Schellfisch III a, III b, c, d (5) 4,172 

Schellfisch II a (4), IV 13,878 
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Seelachs I, 11 (12) 95,768 

Seelachs 11 a (4), III (5), IV 45,895 
Wittling lIla 1,824 

Wittling 11 a (4), IV 9,906 

Seehecht m (5) 5,642 

Seehecht 11 a (4), IV 14,896 
. Makrele II a (4), III (5), IV. 65,395 (13) 

Makrele IIa (14) 88,543 (13)(19) 

Makrele V b (5), VI, VII;. VIII a, b, d, e, XII, XIV 3,911 

Scholle III a Skagerrak 2,000 , 
Scholle 11 a (4), IV 2,348· 

Seezunge III (5) 2,001 

Garnelen lIla 46,609 -

Garnelen IV (14) 80,000 

Käisergranat III a (15), III b, c, d(5) 1,668 

Kaisergranat III a (16) 100,000 

Kaisergranat Il a (4), IV (6) 0,,765 
Kaisergranat IV (8) 100,000 
LOdde 1(14), II.a (14), 11 b (14)(17) 100,000 
Lodde Jan Mayen (18) 100,000 
Hering 1,11, XIV ; 100,000 (20) 
Heting FjorQ von Trqndheim (10) 100,000 '. 

(1) Internationiiler Rat für Meeresforschung. 
(2) . Übereinkommen über düi· zukünftige multilaterale Fischereizll-sammenarbeit Im Nordwestatlantik 

("NAFO-Übereinkommen"). 
(3) Mit Ausnahme vOJ1 norwegischem frühjahrslaiche~dem Hering. 
(4) Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft .. ' 
(5) Gemeinschaftsgewässer. . .. 
(6) Mit Ausnahme der Gewässer innerhalb von Ü Seemeilen, berechnet ab den norwegischen Basislin.ien. 
(7) Bis·zum 31. Dezember 1997 entspricht die norwegische Quote der der Union zur Verfügung stehenden Menge 

minus 2,9 v.H. der T AC plus 11 0001. Ab dem 1. Jal:lUar 1998 ist der norwegische Anteil gleich der der Union zur 
Verfügung stehenden Menge minus 4,470 v.H. derTAC. Ab dem Zeitpunkt, zu dem die Zuständigkeit für die 
Festsetzung der TAC auf die Union übergeht, wird der Anteil Norwegens als ProZentsatz der der Union zur Verfügu'ng 
stehenden Quote auf der Grundlage des Jahres 1994 festgesetzt. 

(8) In den Gewässern innerhalb von 12 Seemeilen, berechnet ab den norwegischen Basislinien. 
(9) Mit Ausnahme der Gewässer innerhalb der norwegischen Basislinien. . . 
(10) Gewässer innerhalb der norwegischen Basislinien. 
(11) Diese Zuteilung berücksichtigt nicht die vereinbarte Übertragung von 1000 Tonnen von Norwegen auf bestimmte 

Mitgliedstaaten der derzeitigen Union: - . 
(12) Mit Ausnahme der Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft. 
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(13) 

(14) 
(15) 
{16) 
(17) 
(18) 

. - (19) 

(20) 

. Bis Zum :zeit~unkt der v~llständigen Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung rur die Fis~he;eierla~bnis kann bis 
zu einem -brittel der in ~iesem Bewirtschaftungsgebiet zugewiesenen Quote in einem oder den beidenanderen 
Bewirtschaftungsgebieten für Makrelen gemäß dieser Tabelle gefangen werden. Desgleichen können bis zu einem Drittel 
der Quoten für: westliche Makrelen, die der derzeitigen Union zugewiesen sind, in einem oder den,beidenanderen 
Bewirtschaftungsgebieten gefangen werden. Die vorstehende Bestimmung läßt die Flexibilität unberiihrt, die -mich 
bestehenden Vereinbarungen zwischen der derzeitigen Union und Norwegen mÖglich ist. 
In den Gewässern unter der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Norwegens. 
Mit Ausnahme der Gewässer innerhalb von 4 Seemeilen, berechnet ab den norwegischen Basislinien. 
In den Gewässern innerhalb von 4 Seemeilen, berechnet ab den norwegischen Basislinien. 
Mit Ausnahme der Zone von Jan Mayen. 
Gewässer um die .Insel Jan Mayen unter der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit NOrWegens. 
Einschließlich Fänge in internationalenGewäs~ern des ICES-Bereichs IL Desgleichen werden die von Mitgliedstaaten 
der derzeitigen Union in internationalen-Gewässemdes ICES-Bereichs II getätigten fänge gegen die fti rdici Bereiche V b 
(Gemeinscpaftsgewässer), vi, VII, VIII a, b, cl, e, XII urid XIV zu'gewiesenen Quoten aufgerechnet. . .. ,. 
,Dieser Prozentsatz gilt lediglich für den Teil de~ TAC, der in Gewässern unter der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit 
Norwegens innerhalb des Referenzgebiet~ gefischt werden kann. Er umfaßt auch Fänge von· norwegischen 
friihjahrslaichenden Heringen in Gewässern der ICES-Abteilung IV a innerhalb von 12 Seemeilen, berechnet ab den 
norwegischen Basislinien. 

.. , 

I 
I 

(2) Die Norwegen zugewiesenen Anteiie -der gemeinschaftlichen Fischereimöglichkeiten werden 
gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3760f92 erstmalig vor dem 31. Dezember 1994 I 
festgelegt. . 

(3) Die Norwegen zugewiesenen Anteile an Arten, die keinen Nutzungsbeschränkungen in Form von 
Fangbeschränkungen unterliegen oder für die TAC,gelten, die jedoch nicht auf die Mitgliedstaaten der 
derzeitigen Union aufgeteilt sind, werden wie folgt nach Art und Zone pauschal festgesetzt: . . 

Arten leES-Bereich Anteile 
Referenzgebiete Norwegens 

(t) 

Sandaal IV (1) 34000 

Blauleng 11 a (I), IV (1), V b (2), VI (1), VII (1) 1 000 

Leng II a (1), IV (1), V b (2), VI (1), VII (1) ·13400 

Brosme 1I a (I), IV (1), Vb (2), VI (1), VII (1) 6600 

Hundshai IV(l)~ VI (1), VII (I) 2660 

Riesenhai IV (1), VI (1), VII (1)- 160-
(Leber) 

,Heringshai IV (1), VI (1), VII (1) 20b 

, Tiefseegarnelc IV (1) 100 

KombinIerte Vb (2), VI (I), VII (1) 2000 
Quote (3) 

Andere Alten Il a (1), IV (1) _ 7460 
-

-Schwarzer II a(l), VI (1) 1 700 
Heilbutt 

. Sprotte II a (1), IV (1) 6800 
Stintdorsch II a (1), IV (1) 20000 

AA-AFNS 2 FINAL 24 D 

I 
I· 

------------'------

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)42 von 728

www.parlament.gv.at



Stöcker 11 a (1), IV (1) 5000 
Blauer 11 (1), IV (1), Vb (1), VI (1), VII (1) 186700 
Wittling . , 

(I) ~Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft. 
(2) GemeinsclUtftsgewässer. 
(3) Langleinen für Grenadierfische, Rattenschwänze, Mora mora und Gabeldorsch: 

(4)., Bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischereierlaubnis 
darf in den Gewässern der derzeitigen Gemeinschaft die Fangtätigk<::it der Hschereifahrzeuge Norwegens 
bei nicht regulierten und nicht zugewiesenen. Arten die Mengen nicht übersteigen, die unmittelbar vor 
dem Inkrafttreten des. Beitrittsvertrags gefangen wurden. . 

Unterabschnitt 11 

Flschereifahrzeuge der derzeitigen Union 

Artikel-45 

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei
erlaubnis entspricht die Gesamtheit der Bestimmungen über die Ausübung de~ Fischereitätigkeit durch 
Fischereifahrzeuge unter der Flagge eines Mitgliedstaats der derzeitigen Union, nachstehend 
"Fischereifahrzeuge der derzeitigen Union" genannt, in den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit 
Norwegens nördlich von 62° nördlicher Breite unterliegenden Gewässern denjenigeq, die unmittelbar vor 
. dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags galten. . .. 

Die Durchführungsbestimmüngen zu diesem Artikel werden bis rum 1. Januar 1995 nach dem Verfahren 
des Artikels 18 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 erlassen. 

Artikel 46 
. -

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei-
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge der derzeitigen Union befugt, in den der Hoheitsgewalt oder 
Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden Gewässern in den leES-Bereichen IIIa und IV Fischereitätig-

. keiten unter den gleichen Bedingungen auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem Inkrafttfeten des 
Beitrittsvertrags galten; 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden bis zum 1. Januar 1995 nach dem Verfahren .. -

des Artikels 18 der VerordilUng (EWG)Nr. 3760/92 erlassen. 
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Artikel 47 

(1) Der Anteil der der de~zeitigen Union zuzuweisenden gemeillschaftlichen Fischereimöglichkeiten 
in den der HOheitsgewaltoder Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden Gewässern an and.eren 
Beständen als denen, die derzeitig von der Union und Norwegen gemeinsam bewirtschaftet werden und 
die Fangbeschränkungen unterliegen, wird nach Arten und Zonen aufgeschlüsselt wie folgt festgelegt: 

Arten ICES-Bereich Anteile. der der-
Referenzgebiete zur Festsetzung der T AC zeitigen 

Union (v.H.) 

Kabeljau I (2), II (2)(4) 4,470 (7) 

Makrele Ha (1) .11,457 

Schellfisch I (2), II (2)(4) 5,162 (7) 

Seelachs -I, II (4) , 4,232 (7) 

Rotbarsch I, II (4) 7,947 (5)(6)(7) 

Schwarzer I, II (4) 2,585 (5)(7) , 
H;eilbutt 

Tiefseegarnele ' IV (1) 20,000 

(1) 
(2) 
(3) 

(4) 
(5) 

(6) 

(7) 

Gewässer unter der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Norwegens. 
Außer iIl den Gewässern innerhalb von 12 Seemeilen, gemessen ab den norwegischen Basislinien. 
Ausgedrückt als Prozentsatz der TAC, Bis zum 31. Dezember 1997 beträgt der Anteil 2,9 v.H. plus der 
Kohäsions-Kabeljauquote von 11000 Tonnen. Ab dem I. Ianuar 1998 entsprechen 1,57 v.H. der TAC der 
zusätzlichen Kohäsions-Kabeljauquote. Auf die Kohäsionsquote wird erne zusätzliche Beifangquote von 10 v.H., 

. ausgedruckt als Kabeljauäquivalent, angewandt. Zu dem Zeitpunkt, zu dem die Zuständigkeit für die Festsetzung der 
TAC auf die Union übergeht, wird der Anteil der derzeitigen Union als Prozentsatz der der Union zur Verfügung 
stehenden Quote auf der Grundlage des Ja,hres 1994 festgesetzt. 
Mit Ausnahme der Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft. 
Ausgedrückt als Prozentsatz der gesamten T AC für den Bestand. Ist kerne T AC festgesetzt, so ist auf die vom ACFM 
empfohlene T AC zurückzugreifen. , 
Bei dieser Zuweisung ist die Übertragung von t 500 Tonnen von Norwegen auf die derzeitigen Mitgliedstaaten der 
Union nicht berücksichtigt, wie sie sich aus den Vereinbarungen von '1992 ergibt. 
Unbeschadet der Rechte und Verpflichtungen der Gemeinschaft gegenüb~r anderen Staaten u'nd nach internationalen 
Abkommen: . 

(2) Die der derzeitigen Union zugewiesenen FiSchereimöglichkeiten werden gemäß Artikel 8 Absatz 4 
der VerordnungJEWG) Nr. 3760/92 erstmalig vor dem 31. DeZember 1994 festgelegt. . 

(3) Die der derzeitigen Union zugewiesenen Anteile in den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit 
Norwegens unterliegenden Gewässern an Arten,' die keinen Nutzungsbeschränkungen in Form von 

. Fangbeschränkungen unterliegen, werden wie folgt nach Art und Zone pauschal festgelegt: 
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Arten ~ ICE~Bereich Anteiie der 
, Referenzgebiete derzeitigen 

Union 
(Tonnen) 

Stintdorsch IV (1) 
'.' 

52000·' 

Sandaal IV (Ir 
" 

159000 

Blauer 11 (1) 1000 
Wittling 

Andere Arten _ IV (1) 7950 (2) 

Andere Arten I (1), n a, b (1) 520 (3) 

(1) Gewässer unter der Hoheitsgewah oder Gerichtsbarkeit Norwegens. 
(2) . Diese Menge kann entsprechend der Entwicklung der. Fischerei zusammen mit Anpassungen für norwegisch~ , 

Fischereimöglichkeiten geändert werden. 
(3) Als Beifange; -

(4) Bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischereierlaubnis 
darf in den der . Hoheitsgewalt oder . Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden Gewässern die 
Fangtätigkeit der FischereifahrZeuge der derzeitigen Union bei nicht regulierten und nicht zugewiesenen , 
Arten die Mengen nicht übersteigen, die unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags gefangen 
wurden. . 

Unterabschnitt 111 

Andere Bestimmungen 

Artikel 48 

(1) Sofern in dieser Akte nichts anderes bestimmt ist, bleiben die Bedingungen, unter denen die 
Zuteilungen nach den Artikeln 44 und 47 von Norwegen inden Gewässern der derzeitigen Union und 
von der derzeitigen Union in den Gewässern Norwegens gefangen werden dürfen - einschließlich des 
geographischen Rahmens und der herkömmlichen Fischereistruktur - unverändert gegenüber den 
Bedingungen, wie si~unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags galten .. 

(2) Diese Bedingungen werden alljährlich, und zwar erstmalig vor dem 1. Januar 1995, gemäß 
Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 festgelegt. 
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Artikel 49 

Bis zum 30. Juni 1998· kann Norwegen für die ausschließlich in den Gewässern. unter seiner 
Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit' nördlich von 62 0 nördlicher Breite befindlichen Ressourcen das 
Ausmaß der Nutzung in Form von Fangbeschränkungen festlegen; dies gilt nicht für Makrelen. 

Die vollständige Einbeziehung der Bewirtschaftung dieser Ressourcen in die Gemeinsame Fischereipolitik 
. nach diesem Zeitpunkt gründet sich auf die bestehende Bewirtschaftungsregelung, wie sie in der . 
Gemeinsamen Erklärung zur Bewirtschaftung der Fischereiressourcen in den Gewässern nördlich 62 0 

_ 

nördlicher Breite zum Ausdruck kommt. . 

Artikel 50 

(1) Während des .Zeitraums eines Jahres ab. dem Beitritt· werden die technischen Maßnahmen 
hinsichtlich aller Fischereifahizeuge der Union aufrechterhalten, die unmittelbar vor dem Inkrafttreten 

'. des Beitrittsvertrags in den der Hoheitsgewalt und Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden Gewässern 
anwendbar waren. ' 

. (2) Während eines Zeitraums von drei Jahren ab dem Beitritt können die zuständigen norwegischen 
Behörden in den der Hoheitsgewalt oder GerichtsbarkettNorwegens nördlich von 62 0 nördlicher Breite 
unterliegenden Gewässern Maßnahmen treffen, mit denen bestimmte Arten der Fischereitätigkeit in 

. biologisch empfindlichen Gebieten aus Gründen der Bestandserhaltung zeitweilig verboten sind und die 
für alle betreffenden.Fischereifahrzeuge gelten. 

(3) Während eines Zeitraums von drei Jahren müssen von Fischereifahrzeugen der Union, die in den 
der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden Gewässern tätig sind, al~e Fänge in 
norwegischen Gewässern an Bord behalten werden. 

(4) Während eines Zeitraums von drei Jahren.müssen von Fischereifahrzeugen der Union, die jit den. 
der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden Gewässern tätig sind, Fänge von 
Fangbeschränkungen unterliegenden Arten, für die die Fischereitätigkeit eingestellt ist, in norwegischen 
Gewässern an Bord behalten werden. . 

(5) Vor Ablauf der Übergangszeiten nach den Absätzen I, 2, 3 und 4 trifft der Rat nach dem 
Verfahren des Artikels 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 eine Entscheidung darüber, 
welche technischen Maßnahmen für alle Fischereifahrzeuge der Union in den der Hoheitsgewalt oder 
Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden Gewässern gelten sollen, mit dem Ziel, die bestehenden Maß- . 
nahmen aufrechtzuerhalten oder weiterzuentwickeln.' . 

Artikel5j 

Unbeschadet der Bestimmungen der VerordilUng (EWG) NI'. 2847/93 kann Norwegen die unmittelbar 
vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags besteh.enden innerstaatlichen Kontrollrnaßnahmen beibehalten 
und sie wie folgt auf alle gemeinschaftlichen Fischereifahrzeuge anwenden:· 

, 

- Während eines Zeitraums von .drei Jahren ab dem Beitritt in den Gew?~,sern unter seiner 
Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit nördlich von 62 0 nördlicher Breite; 

- während eines Zeitraums von einem Jahr ab dem Beitritt in den Gewässern unter seiner Hoheits!!ewalt . '. - .' -
oder Gerichtsbarkeit südlich des 62.' Breitengrads Nord. 
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I 

Vor Ablauf dieser Übergangszeiten 'trifft der Rat nach dem, Verfahren des Artikels 43 des EG-Vertrags" 
eine Entscheidung darüber, welche,Kontrollmaßnahmen für alle gemeinschaftlichen Fischereifahrzeuge 
in den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden Gewässern gelten sollen, mit ' 
dem Ziel; die bestehenden Maßnahmen aufrechtzuerhalten oder weiterzuentwickeln. . , 

Abschnitt III 

Externe Ressourcen 

Artikel 52' 

(1) Ab dem Beitritt wird die Verwaltung der ,von dem Königreich Norwegen mit Drittländern 
geschlossenen Fischereiabkommen von der Gemeinschaft wahrgenommen. 

Bis zum 30. Juni 1998 wirdjedoch die Verwaltung des Abkommens mit Rußland vom 15. Oktober 1976 
über die beiderseitigen Fischereibeziehungen von dem Königreich Norwegen unter enger Beteiligung der 
Kommission durchgeführt. " ' ' 

(2) Die sich für das Königreich Norwegen aus den Abkommen nach Absatz l' ergebenden Rechte 
und Pflichten bleiben während des Zeitraums,,in dem die Bestimmungen dieser Abkommen vorläufig 
aufrechterhalten werden, unberührt. 

(3) Die erforderlichen Beschlüsse zur Aufrechterhaltung der Fischereimöglichkeiten werden in jedem 
einzelnen Fall so bald wie möglich, unpedingt jedoch vor Ablaufder Geltungsdauer der Abkommen nach 
Absatz! ,vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission erlassen; hierzu gehört die 
Möglichkeit einer Verlängerung bestimmter Abkommen für höchstens ein Jahr. 
.' , 

(4) ,Hat Norwegen a\l fgrund bestehender Abkommen der Gemeinschaft mit Drittländern , insbesondere 
Grönland, vor dem Beitritt Fischereimöglichkeiten erhalten, so werden diese auf der Grundlage der 
Gemeinschaftsgrundsätze; einschließlich des Grundsaties relativer Stabilität, aufrechterhalten. 

Abschnitt IV 

Handel s regel ung 

Artikel 53 . ~ 

(1) Während eines Zeitraums von vier Jahren ab dem Beitritt gilt für Sendungen der Fischerei
erzeugnisse Lachs, Hering. Makrele, Garnele, Jacobsmuschel, Kaisergranat, Rotbarsch und Forelle mit 
Ursprung in Norwegen ,und Bestimmung in die anderen Mitgliedstaaten der Union ein Marktüber
wachungsinechanismus. 
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(2) Dieser von der Kommission verwaltete Mechanismus sieht als Hinweis dienende Höchstmengen 
vor, um einen ungehinderten Handel im Rahmen dieser Höchstmengen zu ermöglichen~· Dabei werden 
Versandscheine verwendet, die. vom Ursprungsland ausgestellt werden. Werden. die Höchstmengen 
überschritten oder kommt es zu erheblichen Marktstörungen, so kann die Kommission angemessene 
Maßnahmen im Einklang mit der Gemeinschaftspraxis ergreifen. Diese Maßnahmen dürfen unter keinen 
Umständen· strenger sein als die gegenüber Einfuhren aus Drittländern angewandten Maßnahmen. 

0, 

(3) Der Rat legt vor dem 31. Dezember 1994 mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission die Verfahren zur Anwendl.lllg dieses Artikels fest. 

KAPITEL 4 

. Auswärtige Beziehungen einschließlich Zollunion 

Artikel 54 

Die~in Anhang VI aufgeführten Rechtsakte gelten in beZug auf das Königreich Norwegen unter den in 
jenem Anhang festgelegten Bedingungen. 

Artikel 55 

Der,Ausgangszollsatz für die schrittweise Anpassung an den Gemein~amen Zolltarif nach Artikel 56 ist 
für jede Ware der vom Königreich Norwegen am 1. Januar 1994 tatsächlich angewandte Zollsatz. 

Artikel 56 

Das Königreich Norwegen kann während eines Zeitraums von drei Jahren nach dem Beitritt für die in 
~ang VII genannte~ Waren seinen für Drittländer geltenden Zolltarif beibehalten. 

Während dieses Zeitraums verringert das, Königreich Norwegen den Unterschied zwischen seinem 
Ausgangszollsatz und dem Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs wie folgt: 

- am 1. Januar 1996 wird der Unterschied zwischen dem jeweiligen Ausgangszollsatz und dem Zollsatz 
des GZT auf 75 v.H. herabgesetzt; 

- am 1. Januar 1997 wird der Unterschied zwischen demjeweiligen Ausgangszollsatz und dem Zollsatz 
, des GZT auf 40 v.H. herabgesetzt. . 

Das Königreich Norwegen wendet den Gemeinsamen Zolltarifab 1. Januar 1998in vollem Umfang a~. 
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Artikel 57 

(1) Ab 1. Januar 1995 wendet das Königreich Norwegen.folgendes an: 

a) die Vereinbarung vom 20. Dezem_ber 1973 über den iriternationalenHandel mit Textilien in der durch 
die Protokolle vom 31. Juli 1986, 31. Juli 1991, 9. Dezember 1992 und 9. Dezember 1993 
geänderten oder verlängerten Fassung oder das Übereinkommen über Textil- und Bekleidungs
erzeugnisse als Ergebnis der GATT-Handelsverhandlungen der.Uruguay.:.Runde, sofern dieses zum 
Zeitpunkt des Beitritts bereits in Kraft ist; . . , . 

b) die von der Gemeinschaft mit' Drittländern geschlossenen zweiseitigen Textilabkommen und 
-vereinbarungen . 

. ; 
(2) Zu den in Absatz 1 genannten. zweiseitigen Abkoßlmen und Vereinbarungen handelt die 
Gemeinschaft mit den betreffenden Drittländern Protokolle aus, um eine entsprechende Anpassung der 
mengenmäßigen Beschränkungen der Ausfuhren von Textil- und Bekleidungserzeugnissen in die 
:Gemeinschaft vorzunehmen .. 

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle bis'zum 1: Januar 1995 nicht geschlossen worden 
sein, so ergreift die Gemeinschaft geeignete Maßnahmen zur Bereinigung dieser Lage und betreffend die 
erforderlichen Übergangsanpassungen, um die Durchführung der Abkommen durch die Gemeinschaft 
sicherzustellen.. . 

Artikel 58 

(1) Das Königreich Norwegen kann ein jährliches zollfreies Zollkontingent für. Styrol 
(KN-Code2902 50 00) in Höhe von 21 000 Tonnen bis ium 31. Dezember 1999 eröffnen, sofern die 
betreffenden Waren . 

- im Hoheitsgebiet des Königreichs Norwegen in den zollrechtlichfreien Verkehr übergeführt und dort 
verbraucht werden oder dort durch Umwandlung Gemeinschaftsursprung erhalten und 

- gemäß den einschlägigen Gemeinschaftsbestimmungen über die beso~dere Verwendung (Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der 

. Gemeinschaften, Artikel 21 und 82) unter zollamtlicher Überwachung bleiben. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des Absatzes 1 ist die Vorlage einer von den zUständigen 
norwegischen Behörden ausgestellten Lizenz, wonach die betreffenden Waren in den Anwendungsbereich 
des Absatzes 1 fallen; diese Lizenz ist der Zollanmeldungfür die-Überführung in den zollrechtlich freien 
Verkehr als Nachweis beizufügen. ' ' . 

. (3) Die Kommission und die zuständigen norwegischen Behörden ergreifen die jeweils erforderlichen· 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß der Endverbrauch der betreffenden Ware OGer die Umwa.ndlung, 
d,urch die sie Gemeinschaftsursprung erhält: im Hoheitsgebiet des Königreichs Norwegen stattfindet. 
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Artikel 59 
, . 

(1) Ab dem 1. Januar 1995 wendet das Königreich Norwegen die Bestimmungen der in Artikel 60 . 
genannten Abkommen an. . 

. . 

(2) Etwaige Anpassungen werden in Protokollen vorgenommen, die mit den übrigen Veltragsstaaten 
geschlossen und jenen Abkommen beigefügt werden. 

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle bis zum L Januar 1995 nicht geschlossen worden 
sein, so trifft die Gemeinschaft die erforderlichen Maßnahmen, um dieser Lage zum BeitrittRechnung 
zu tragen. 

Artikel 60 

. Artikel 59 findet Anwendung auf 

die Abkommen mit Andorra, Algerien,Bulgarien, der ehemaligen Tschechischen und Slowakisch~n 
Födera,tiven Republik und ihren Nachfolgestaaten (Tschechische Republik und Slowakische Republik), 
Zypern, Ägypten, Ungarn, Island, Israel, Jordanien,Libanon, Malta, Marokko, Polen, Rumänien, 
Slowenien, der Schweiz, Syrien, Tunesien und der Türkei sowie andere Abkommen mit Drittländern, 
die ausschließlich den Handel mit den in Anhang II des EG-Vertrags aufgeführten· Erzeugnissen 
betreffen; . 

- das am 15. Dezember 1989 unterzeichnete Vierte AKP-EWG-Abkommen; 

- andere ähriliche Abk.ommen, die gegebenenfalls vor dem Beitritt geschlossen werden: 

Artikel 61 

. Mit Wirkung ab dem l. Januar 1995 tritt das Königreich Norwegen unter anderem von dem am 
4. Januar 1960 unterzeichneten Abkommen. zur Gründung ~iner Europäischen Freihandelsassoziation 
sowie· von den 1992 mit Estland, Lettland und Litauen unterzeichneten Freihandelsabkömmen zurück. 

Artikel 62 

Sind die zwischen der Gemeinschaft und Estland, Lettland und' Litauen zu 'schließenden neuen 
Handelsabkommen zum Zeitpunkt des Beitritts noch nicht in Kraft, so trifft die Gemeinschaft die 
erforderlichen Maßnahmen, um ab dem Beitritt die Fortsetzung des biSherigen Zugangs von Erzeugnissen 
mit Ursprung In den genannten baltischen Staaten zum norwegischen Markt~u ermöglichen. 
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KAPITEL 5 . 
Finanz- und Haushaltsvorschriften 

Artikel 63 

, Belugnahmen auf den Beschluß des Rates über das System der Eigenmittel der Gemeinschaften gelten 
als Bezugnahmen auf den Beschluß des Rates vom 24. Juni 1988 in seiner jeweiligen Fassung oder einen 
diesen ersetzenden Beschluß. . 

Artikel 64 

Die als "Zölle des Gemeinsamen ZOlltarifs und andere Zölle"· bezeichneten Einnahmen im Sinne des 
Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe b des BeschlUsses des Rates über das System der Eigenmittel der 
Gemeinschaften oder entsprechender Vorschriften in einem diesen ersetzenden Beschluß umfassen auch 
die von der Gemeinschaft für den Handel des Königreichs Norwegen mit Drittländern angewandten 
Zöl1e, die anhand der sieh aus dem Gemeinsamen ZOlltarif ergebenden ZOllsatze und diesbezüglicher 
Zollzugeständnisse berechnet werden. ' 

Artikel 65 

Bei der Berechnung und Kontrolle der MWSt-Eigenmittel bleibt die Anwendung der' Investitionssteuer 
außer Betracht. Zu diesem Zweck schafft das Königreich Norwegen ab dem Beitritt die Verfahren, die 
für die genaue Verbuchung der jährlichen Mittel aus der MWSt und der jährlichen Mittel aus der 
Investitionssteuer erforderlich sind. . 

Artikel 66 

Die Gemeinschaft überweist dem Königreich Norwegen am ersten Arbeitstag jeden Monats ein Zwölfte] 
der nachstehenden Beträge als Ausgaben des Gesamthaushalts der Europäischen Gemeinschaften: 

- 201 Millionen Eeu im Jahre 1995 
128 Millionen EeU im Jahre 1996 

- 52 Millionen EeU im Jahre 1997 
- 26 Millionen.EeU im Jahre 1998 .. 

Artikel 67 

Der Anteil des Königreichs Norwegenan.der Finanzierung der hach seinem. Beitritt noch zu leist~nden 
Zahlungen auf die nach Artikel 82 des . Abkommens über den. Europäischen Wirtschaftsraum 
eingegangenen Verpflichtungen wird vom Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaften getragen. 
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Artikel 68 

Der Anteil des Königreichs Norwegen an der Finanzierung d~s Finanzmechanismus nach Artikel 116 des 
Abkommens über den Europäischen· Wirtschafisraum wird vom Gesamthaushalt der Europäischen 
Gemeinschaften getragen. ' . 

, 
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TITEL III 

ÜBERGANGSMASSNAHMEN BETREFFEND DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

KAPITEL -1 

Freier Warenverkehr 

Einziger Abschnitt 

, Normen und Umwelt 

. Artikel 69 

(1) Während eines Zeitraums von vier iahren ab dem Beitritt finden die in Anhang VIII genannten 
. Bestimmungen nach Maßgabe jenes Anhangs und' entsprechend den darin festgelegten Bedingungen keine 
Anwendung auf die Republik Österreich: . 

(2) Die in Absatz 1 genannten Bestimmungen werden innerhalb dieses Zeitraums im Eiriklang mit. 
den EG-Verfahren überprüft . 

Unbeschadet der Ergebnisse dieser Überprüfung gilt der gemeinschaftliche Besitzstand ab dem Ende der 
in Absatz 1 genannten Übergangszeit für die neuen Mitgliedstaaten unter den gleichen Bedingungen wie 
füt die derzeitigen Mitgliedstaaten. 

KAPITEL 2 

Freizügigkeit, freier Dienstleistungs- und Kapitalverkehr . 

Artikel 70 

Abweichend von den, Verpflichtungen im Rahmen der die Europäische Union begründenden Verträge -
kann die Republik Österreich ihre bestehenden Rechtsvorschriften betreffend Zweitwohnungen während 
eines Zeitraums von fünf Jahren ab dem Beitritt beibehalten . 

. . 
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KAPITEL 3 

Wettbewerbspolitik 

Artikel 71 

'(1) Unbeschadetder Absätze 2 und 3 formt die Republik Österreich ab dem Beitritt ihr Handels-
monopol für verarbeiteten Tabak iril Sinne des Artikels 37 Absatz 1 des EG-Vertrags schrittweise derart 
um, daß spätestens drei Jahre ab dem Beitritt jede Diskriminierung in den Versorgungs- und 
Absatzbedingungen zwischen den Angehörigen der Mitgliedstaten ausgeschlossen ist. . . 

(2) Bei den in der Liste des Anhangs IX aufgeführten Erzeugnissen wird das ausschließliche 
Einfuhrrecht spätestens mit Ablauf eines Dreijahreszeitraums ab dem Beitritt abgeschafft. Die 
Abschaffung dieses Ausschließlichkeitsrechts erfolgt durch die ab dem Beitritt ~urchgeführte schrittweise 
Eröffnung von Einfuhrkontingenten für Erzeugriisse aus den Mitgliedstaaten. Zu Beginn eines jeden der . 

. drei betreffenden Jahre eröffnet die Republik Österreich ein Kontingent, das anhand der nachstehend·' 
genannten Prozentsätze des nationalen Verbrauchs berechnet ist: 15 v.H. für das erste Jahr, 40 v.H. für 
das zweite Jahr, 70 v.H. für das dritte Jahr. Die diesen Prozentsätzen entsprechenden Mengen sind in 
der Liste in Anhang IX aufgeführt. 

Die it1 Unterabsatz 1 genannten Kontingente sind für alle Wirtschaftsbeteiligten ohne Einschränkung 
zugänglich; Erzeugnisse, die im Rahmen dieser Kontingente eingeführt werden, können inder Republik 
Österreich keinem ausschließlichen Vermarktungsrecht auf Großhandelsebene unterworfen werden; im 
Fall des Einzelhandelsverkaufs der im Rahmen von Kontingenten eingeführten. Erzeugnisse muß die 
Abgabe dieser Erzeugnisse an den Verbraucher innichtdiskriminierender Weise erfolgen; 

(3) . Spätestens ein Jahr nach dem Beitritt errichtet die Republik Österreich eine una~hängige Stelle, 
deren Aufgabe es ist, im Einklang mit dem EG-Veruag die Genehmigungen für den Betrieb des 
Einzelhandels zu erteilen. 

_ Artikel 72 

Die Republik Österreich kann bis zum 1. Januar 1996 gegenüber den anderen Mitgliedstaaten die Zölle 
. sowie die Lizenzregelungen beibehalten, die sie zum Zeitpunkt ihres Beitritts auf Spirituosen und' nicht 
denaturiertem Ethylalkohol mit einem Alkoholgehalt von weniger als 80 % vol. der HS-Position 22 08 
anwendete. Eine solche Lizenzregelung muß in nichtdiskriminierender Weise angewandt werden. 
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KAPITEL 4 

AuSwärtige Beziehungen einschließlich" ZollUnion 

Artikel 73. 

Die in" Anhang VI aufgeführten Rechtsakte gelten in bezug auf die Republik Österreich"unter den in 
jenem Anhang festgelegten Bedingungen. 

Artikel 74 

Die Republik Österreich kann bis zum 31. Dezeml?er 1996 gegenüber der Republik Ungarn, der 
Republik Poleri, d{~r Slowakischen Republik, der Tschechischen Republik, der Republik Rumänien und 
der Republik Bulgarien die Einfuhrbeschränkungen beibehalten, die' sie am 1. Januar 1994 für 
Braunkohle des Code 27 02 10 00 der Kombinierten Nomenklatur anwendete. 

An den Europa-Abkommen und gegebenenfalls den Interimsabkommen;die .. mit diesen Ländern 
geschlossen worden sind, werden die erforderlichen Anpassungen gemäß Artikel 7~ vorgenommen. 

Artikel 75 

(1) Ab 1. Januar 1995 wendet die Republik Österreich folgendes an: 

a) die Vereinbarung vom 20. Dezember 1973 über den internationalen Handel mit Textilien, in der 
durch die Protokolle vom 31. Juli 1986, 31. Juli 1991, 9. Dezember 1992 und 9. Dezember 1993 

. geänderten oder verlängerten Fassung oder das Übereinkommen über Textil--und Bekleidungser
zeugnisse als Ergebnis der GATT-Handels verhandlungen der Uruguay-Runde; sofern dieses zum 

. Zeitpunkt des Beitritts bereits in Kraft ist; . 

b) die von der Gemeinschaft mit. Drittländern . geschlossenen zweiseitigen: Textilabkommen und 
~vereinbarungen. 

(2) Zu den in Absatz 1 genannten zweISeItIgen Abkommen und Vereinbarungen handelt die 
Gemeinschaft mit den betreffenden Drittländern 'Protokolle aus, um eine entsprechende Anpassung der 
mengenmäßigen Beschränkungen der Ausfuhren von TeiXtil- und Bekleidüngserzcugnissen in die 
Gemeinschaft vorzunehmen. 

(3) . Solltendie in Absatz 2 genannten Protokolle bis zum 1. Januar. 1995 nicht geschlossen worden 
. seiri, so ergreift di~ Gemeinschaft geeignete Maßnahmen zur Bereinigung dieser Lage und betretlend die 

erforderlichenÜbergangsanpassungen, um die Durchführung der Abkommen durch die Gemeinschaft 
sicherzustellen. 
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Artikel 76 

(1) Ab dem 1. Januar 1995 wendet die Republik Österreich die Bestimmungen der in Artikel 77 
genannten Abkommen an. 

(2) Etwaige Anpassungen werden in Protokollen vorgenommen, die mit den übrigen Vertragsstaaten 
geschlossen und jenen Abkommen beigefügt werden. . . 

. - , 

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden 
sein, so trifft die Gemeinschaft die erforderlichen Maßnahmen, u"m dieser Lage zum Beitritt Rechnung 
zu tragen. 

Artikel 77 

Artikel 76 findet Anwendung auf 

- die Abkommen mit Andorra, Algerien, Bulgarien, der ehemaligen Tschechischen und Slowakischen 
Föderativen Republik und ihren Nachfolgestaaten (Tschechische Republik und SlowakischeRepublik), 
Zypern, Ägypten, Ungarn, Island, Israel, Jordanien, Libanon, Malta, Marokko, Polen, Rumänien, 
Slowenien, der Schweiz, Syrien, Tunesien und der Türkei sowie andere Abkommen mit Drittländern, 
die ausschließlich den Handel mit den in Anhang 11 des EG-Vertrags aufgeführten Erzeugni$sen 
betreffen; , 

- . das am 15. Dezember 1989 unterzeichnete Vierte AKP-EWG-Abkommen; 

- andere.ähnliche Abkommen, die gegebenenfalls vor dem Beitritt geschlossen'werden. 

Artikel 78 

Mit Wirkung ab dem 1. Januar 1995 tritt die Republik Österreich unter anderem von dem am 4. Januar 
1960 unterzeichneten Abkommen zur Gründung einer Europäischen Freihanddsassoziation zurück. 

KAPITEL 5 

Finanz- und Haushaltsvorschriften 

Artikel 79 

Bezugnahmen auf den Beschluß' des Rates über das System der Eigenmittel der Gemeinschaften gelten 
als Bezugnahmen auf den Beschluß des Rates vorn 24. Juni 1988 in seinel; jeweiligen Fassung oder einen 
diesen ersetzenden Beschluß. . 
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Artikel 80 

Die als "Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs und andere Zölle"bezeichneten Einnahmen im Sinne des 
Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe b des Beschlusses des Rates· über das System der Eigenmittel der 
Gemeinschaften oder entsprechender Vorschriften in einern diesen ersetzenden Beschluß umfassen auch 
die von der Europäischen Gemeinschaft für den Handel der Republik Österreich mit Drittländern 
angewandten Zölle, die anhand der sich aus dem Gemeinsamen Zolltarif ergebenden .Zollsätze und 

, diesbezüglicher Zollzugeständnisse berechnet werden. . 

Artikel 81 

Die Gemeinschaft überweist der Republik Österreich am ersten Arbeitstag jeden Monats ein Zwölftel der 
nachstehenden Beträge als Ausgaben des Gesamthaushalts der Europäischen Gemeinschaften: 

- 583 Millionen ECU im Jahre 1995 
- 106 Millionen ECU im Jahre 1996 
- 71 Millionen ECU im Jahre 1997 
- 35 Millionen ECU im Jahre 1998. 

Artikel 82 

Der Anteil der Republik Österreich an der Finanzierung der nach· seinem Beitritt· noch zu leistenden 
Zahlungen auf die mich Artikel 82 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
eingegangenen Verpflichtungen wird vorn Gesamthaushalt der· Europäischen Gemeinschaften getragen. 

Artikel 83 

Der Anteil der Republik Österreich an der Finanzierung des Finanzinechanismus nach Artikel 116 des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum wird vorn Oesamthaushalt der Europäischen 
Gemeinschaft~n getragen. 
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TITEL IV 

ÜBERGANGSMASSNAHMEN BETREFFEND DIE REPUBLIK FINNLAND 

. KAPITEL 1 

Freier Waren verkehr 

Abschnitt 1 

Normen und Umwelt 

Artikel 84 

(1) Während eines Zeitraums von vier Jahren '!.b dem Beitritt finden die in Anhang X genannten 
Bestimmungen nach Maßgabe jenes Anhangs und entsprechend den darin festgelegten Bedingungen keine 
Anwendung auf die Republik Finnland. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Bestimmungen werden innerhalb dieses Zeitraums im Einklang mit 
den EG-Verfahren überprüft. 

Unbeschadet der Ergebnisse dieser Überprüfung gilt der gemeinschaftliche Besitzstand ab dem Ende, der 
in Absatz 1 genannten Übergangszeit für die neuen Mitgliedstaaten unter den gleichen Bedingungen wie 
für die derzeitigen Mitgliedstaaten. 

Abschnitt 2 

Verschiedenes 

. Artikel 85 

WähIend eines Zeitraums von drei Jawen ab dem Beitritt kann die Republik Finnland ihr derzeitiges 
nationales System für die Sortierung von Rohholz insofern weiter anwenqen, als die einschlägigen . 
innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht in bezug auf den 
Binnenmarkt oder den Handel mit Drittländern,insbesondere Artikel 6 der Richtlinie 68/89/EWG zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Sortierung von Rohholz, vereinbar sind. 

Während desselben Zeitraums wird die RiGhtlinie 68/89/EWG nach dem Verfahren des EG:Vertrags 
überprüft, >. 
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KAPITEL 2 

Freizügigkeit, freier Dienstleistungs- und Kapitalverkehr 

Al1ikel86 
- . . . 

Abweichend von Artikel 73b des EG-Vertrags kann die Republik Finnland bis zum 31. Dezember 1995 
. die Bestimmungen des Gesetzes Nr. 1612 vom 30. Dezember 1992 über den Erwerb finnischer 

Unternehmen durch Ausländer anwenden. 

Al1ikel87 

Abweichend von den Verpflichtungen im Rahnien der die Europäische UnIon begründenden Verträge 
kann die Republik Fitmland ihre bestehenden Rethtsvorschriften betreffend Zweitwohnungen während 
eines Zeitraums von fünf Jahren ab dem Beitritt beibehalten. 

KAPITEL 3 

Fischerei 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Al1ikel88 

(1) Sofern in diesem Kapitel nichts anderes bestimmt ist, finden die Vorschriften dieser Akte auf den 
Fischereisektor Anwendung. 

(2) Die Artikel 147 und 148 finden auf Fischereierzeugnisse Anwendung. 
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· Abschnitt 11 

Zugang zu Gewässern und Ressourcen 

Artikel 89 

'Sofern in diesem Kapitel nichts anderes bestimmt ist, bleibt die Regelung dieses Abschnitts über den 
Zugang zu Gewässern während eines Übergangs zeitraums anwendbar; dieser endet mit dem Beginn der 
Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischereierlaubnis, auf keinen Fall jedoch nach 
Ablauf des in Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 des Rates vom 20. Dezember 
1992 zur Einführung einer gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei und die Aquakultur 1 

-festgelegten Zeitraums. . 

Unterabschnitt I 

Fischereifahrzeuge Finnlands 

Artikel 90 

Zum Zweck ihrer Einbeziehung in die mit der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 eingeführte 
gemeinschaftliche Regelung für die Fischerei und die Aquakultur gilt für den Zugang von Fischereifahr
zeugen unter der 'Flagge Finnlands, die. in einem finnischen Hafen registriert sind, im folgenden 
"Fischereifahrzeuge Finnlands" genannt, zu den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit der derzeitigen 
Mitgliedstaaten unterliegenden Gewässern die Regelung dieses Untetabschnitts. . 

Artikel 91 .' , 

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge.Finnlands befugt, in den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit 
der Mitgliedstaaten der' derZeitigen' Union unterliegenden Gewässern in dem leES-Bereich III d 
Fischereitätigkeiten unter den gleichen Bedingungen auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem Inktafttreten 
des Beitrittsvertrags galten.' . 

Artikel 92 

Die technischen Verfaren, die zur Gewährleistung der Anwendung von Artikel 91 notwendig sind, 
werden vor dem 1. Januar 1995 nach dem Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3760/92 erlassen. ' 

ABI. Nr. L 389 vom 31.12.1992, S. 1. 
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Artikel 93 

Ab dem Beitritt bis zum ~itpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen, Regelung für. die 
Fischereierlaubnis sind die Fischereifahrzimge Finnlands befugt, in den der Hoheitsgewalt oder 
Geri~htsbarkeit Schwedens unterliegenden Gewässern Fischereitätigkeiten unter den gleichen' 
Bedingungen auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem Inkrarttreten des Beitrittsvertragsgalten. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden vor dem 1. Januar 1995 nach dem Verfahren 
des Artikels 18 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 erlassen. 

Artikel 94 

, (1)' Der Anteil der Finnland zuzuweisenden gemeinschaftlichenFischereimöglichkeiten für Bestände, 
die einer Fangbeschränkung unterliegen, wird nach Arten und Zonen aufgeschlüsselt wie folgt festgelegt: 

" 

Arten ICES- oder IBSFC-Bereich 
Referenzgebiete • zur Festsetzung, der TAC 

Hering III b, c', d außer "Management Unit 3" der IBSFC 

Hering '''Management Unit 3" der IBSFC (1) 

Sprotte III b, C; d (2) 

Lachs III b, c, d außer Finnischer Meerbusen (3) 

Lachs Finnischer Meerbusen (3) 

Kabeljau III b, c, d (2) 

(I) Unterbereiche 30 und 31 der IBSFC. 
(2) Gemeinschaftsgewässer, 
(3) Unterbereich 32 der lBSFC. 

Anteile Finnlands 

- (v.H.) 

11,840 

81,986 
'. 

12,798 

33,611 

'100,000 

2,339 (4) 

(4) Dieser Prozentsatz gilt für die ersten 50000 Tonnen gemeinschaftlicher Fischereimöglichkeiten, Für die gemeinschaftlichen 
Fischereimöglichkeiten, die 50000 Tonnen überschreiten, beläuft sich der Tmnische Anteil auf 2,16\ v.H. 

(2) Die Finnland zugewiesenen Anteile werden gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EWG) 
NL3760J92 erstmalig vor dem 31. Dezember 1994 festgelegt. 

(3) . Bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischereierlaubnis, 
spätestens jedoch bis zum 31. Dezember 1997, darf in den von Artikel 91 er faßten Gewässern der 
derzeitigen Gemeinschaft die Fangtätigkeit der Fischereifahrzeuge Finnlands bei nicht regulierten und 
nicht zugewiesenen Arten die Mengen nicht übersteigen, die unmittelbar vor dem Inkrafitreten des 
Beitrittsvertrags gefangen wurden. 
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Unterabschnitt II 

Fischereifahrzeuge der derzeitigen Union 

Artikel 95. 

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge unter der Flagge eines Mitgliedstaats der derzeitigen Union befugt, 
in den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Finnlands unterliegenden Gewässern Fischereitätigkeiten 
unter den gleichen Bedingungen auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Beitritts
vertrags galteil. 

/ 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden vor dem 1. Januar 1995 nach dem Verfahren 
des Artikels 18 der Verordnl!ng (EWG)Nr. 3760/92 erlassen. 

Abschuitt III 

Externe Ressourcen 

Artikel 96 

(1) Ab dem Beitritt wird die Verwaltung der von der Republik Finnland mit Drittländern 
geschlossenen Fischereiabkommen von der Gemeinschaft wahrgenommen . 

. (2) Die sich für die Republik Finnland aus den Abkommen nach Absatz 1· ergebenden Rechte und 
Pflichten bleiben während des Zeitraums, in dem die Bestimmungen dieser Abkommen vorläufig 
aufrechterhalten werden, unberührt. 

(3) Die erforderlichen Beschlüsse zur Weiterführung der sich aus den Abkommen nach Absatz 1 . 
ergebenden Fischereitätigkeiten werden injedem einzelnen Fall so bald wie mÖglich, unbedingt jedoch 
vor Ablauf der Geltungsdauer der Abkommen, vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission erlassen; hierzu gehört die Möglichkeit einer Verlängerung bestimmter Abkommen für 
höchstens ein Jahr. 
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KAPITEL 4 

Auswärtige _ Beziehungen einschließlich Zollunion 

-Artikel 97 

, Die in Anhang VI aufgeführten Rechtsakte gelten in bezug auf die Republik Finnland unter den in jenem 
Anhang festgelegten Bedingurigen. 

Artikel 98 

- Der Ausgangszollsatz für die schrittweise Anpassung an den Gemeinsamen Zolltarif nach Artikel 99 ist 
für jede Ware der von der Republik Finnland am 1. Januar 1994 tatsächlich angewandte Zollsatz. -

Artikel 99 

Die Republik Finnland-kann während eines Zeitraums von drei Jahren nach dem Beitritt für die in 
Anhang XI genannnten,Waren ihren für Drittländergeltenden Zolltarif beibehalten. -

Während dieses Zeitraums _ verringert die Republik Finnland den Unterschied zwischen ihrem 
Ausgangszollsatz'und dem Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs wie folgt: 

- am 1. Januar 1996 wird der Unterschied zwischen dem jeweiligen Ausgangszollsatz ulld dem Zollsatz 
des GZT aUf 75v.H:herabgesetzt; I ,_ 

- am 1. Januar 1997 wird der Unterschied zwischen dem jeweiligen Ausgangszollsatz und dem Zollsat~ -
des GZT auf 40 v.H. herabgesetzt. 

Die Republik Finnland wendet den Gemeinsamen Zolltari(ab 1. Januar 1998 in vollem Umfang an. 

- Artikel 100 

. (1) Ab 1. Januar 1995 wendet die Republik Finnland folgendes an: 

a) die Vereinbarung vom 20, Dezember 1973 über den internationalen Handel mit Textilien in der durch 
die Protokolle vom 31. Juli 1986, 31. Juli 1991, 9. Dezember 1992 und 9. Dezember 1993 
geänderten oder verlängerten Fassung oder das Übereinkommen über Textil- und Bekleidungserzeug
nisse als Ergebnis der GA TI -Handelsverhandhingen der Uruguay-Runde, sofern dieses, zum Zeitpunkt 
des Beitritts bereits in Kraft ist. 
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b) die. von der Gemeinschaft mit Drittländern geschlossenen zweiseitigen Textilabkommen und· 
-vereinbarungen. ' 

(2) Zu den in Absatz 1 genannten zweiseitigen Abkommen und Vereinbarungen handelt die 
. Gemeinschaft mit den betreffenden Drittländern Protokolle aus, um eine entsprechende Anpassung der 

mengenmäßigen Beschränkungen der Ausfuhren· von Textil- und Bekleidungserzeugnissen in die 
Gemeinschaft vorzunehmen. 

, 

(3) Sollten dIe in Absatz 2 genannten Protokolle bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden 
sein, so ergreift die Gemeinschaft geeignete Maßnahmen zur Bereinigung dieser Lage und betrefrenddie 
~auf die erforderlichen Übergangsanpassungen, um die Durchführung der Abkommen durch die 
Gemeinschaft sicherzustellen. 

Artikel 101 

(1) Die Republik Finnland kann ein jährliches zollfreies Zollkontingent für Styrol 
(KN-Code 29025000) in Höhe von 21 000 Tonnen bis zum 31. Dezember 1999 eröffnen, sofern die 
betreffenden Waren 

im Hoheitsgebiet der Republik Finnland in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt und dort 
verbraucht werd~n oder dort durch Umwandlung Gemeinschaftsursprung erhalten und 

- gemäß den einschlägigen Gemeinschaftsbestimmungen über die besondere Verwendung (Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften, Artikel 21 und 82) unter zollamtlicher Überwachung bleiben. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des .Absatzes 1 ist die Vorlage einer von den zuständigen 
finnischen Behörden ausgestellten Lizenz, wonach die betreffenden Waren in den Anwendungsbereich 
des Absatzes 1 fallen; diese Lizenz ist der Zollanmeldung für die Überführung in den zollrechtlich freien 
Verkehr als Nachweis beizufügen. - . 

(3) Die Kommission und die zuständigen finnischen· Behörden ergreifen, die jeweils erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß der Endverbrauch der betreffenden Ware oder die Umwandlung, 
durch die sie Gemeinschaftsursprung erhält, im Hoheitsgebiet der Republik Finnland stattfindet. 

AA-AFNS 2 FINAL 46 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)64 von 728

www.parlament.gv.at



Artikel 102 

(1) Ab dem 1. Januar 1995 wendet die Republik Finnland die Bestimmungen der in Artikel 103 
genannten Abkommen an. 

(2) Etwaige Anpassungen werden in Protokollen vorgenommen, die ,mit den übrigen Vertragsstaaten ' 
geschlossen und jenen Abkommen beigefügt werden. .' 

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden 
sein, so trifft die Gemeinschaft die erforderlichen Maßnahmen, um dieser Lage zum Beitritt Rechnung 
zu tragen. . 

Artikel 103 

Artikel 1 02 findet Anwendung auf 

- die Abkommen mit Andorra, Algerien, Bulgarien, der ehemaligen Tschechischen und Slowakischen 
Föderativ.~n Republikund ihren Nachfolgestaaten (Tschechische Republik und Slowakische Republik), 
Zypern, Agypten, Ungarn,Island, Israel, Jordanien, Libanon, Malta, Marokko, Polen, Rumänien, 
Slowenien, der Schweiz, Syrien, Tunesien und der Türkei sowie andere Abkommen mit Drittländern, 
di~ ausschließlich den Handel mit den in Anhang lIdes EG-Vertrags aufgefüluten Erzeugnissen 
betreffen; . 

- das am 15. Dezember 1989 unterzeichnete Vierte AKP-EWG-Abkommen; 

- andere ähnliche Abkommen, die gegebenenfalls vor dem Beitritt geschlossen werden. 

ArtikelJ04 

Mit Wirkung ab dem 1. Januar 1995tritt die Republik Finnland unter anderem von dem am 4. Januar 
. 1960 unterzeichneten Abkommen zur Gründung einer Europäischen Freihandelsassoziation sowie von 
den 1992 mi! Estland, Lettland und Litauen unterzeichneten Freihandelsabkommen zurück. 

Artikel 105 

Sind die zwischen der Gemeinschaft und Estland, Lettland und Litauen zu schließenden neuen 
Handelsabkommen· zum Zeitpunkt des. Beitritts noch nicht in Knift, so trifft· die Gemeinschaft die 
erforderlichen Maßnahmen, um ab dem Beitritt die Fortsetzung des bisherigen Zugangs von Erzeugnissen 
mit Ursprung in den genannten baltischen Staaten zum finnischen Markt zu ermöglichen: 
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KAPITELS 

. Finanz- und Haushaltsvorschriften 

Artikel 106 

>Bezugnahmen auf den Beschluß des Rates über das System der Eigenmittel der Gemeinschaften gelten 
als Bezugnahmen auf den Beschluß des Rates vom 24. Juni 1988 in seiner jeweiligen Fassung oder einen 
diesen erset7.endep Beschluß. 

Artikel 107 

Die als "Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs und andere Zölle"" bezeichneten Einnahmen im Sinne des 
Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe b des Beschlusses des Rates über das System der Eigenmittel der 
GemeinsGhaften oder entsprechender Vorschriften in einem diesen ersetzenden BeschluS·umfassen auch 
die· von der Europäischen Gemeinschaft für den Handel der Republik Finnland mit Drittländern 
angewandten Zölle, diellnhand der sich aus dem Gemeinsamen Zolltarif ergebenden Zollsätze und 
diesbezüglicher Zollzugeständnisse berechnet werden. , . 

Artikel 108 

Die MWSt-EigenrrlitteI werden so berechnet und kontrolliert, als fielen die Alandinseln in den räumlichen 
, Geltungsbereich der Sechsten Richtlinie 77 /388/EWG des Rates vom 17, Mai 1977 zur Harmonisierung 

der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Gemeinsames Mehrwertsteuer~ 
system: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage. 

Artikel 109 

Die Gemeinschaft überweist der Republik Finnland am ersten Arbeitstag jeden Monats ein Zwölftel der 
nachstehenden Beträge als Ausgaben des Gesarpthaushalts der Europäischen Gemeinschaften: 

- 476 Millionen ECU im Jahre 1995 
163 Millionen ECU im Jahre 1996 
65 Millionen ECUim Jahre 1997 

.- . 33 Millionen ECU im Jahre 1998. 
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Artikel 110 

Der Anteil der Republik FinJlland an der Firianzierung der nach seinem Beitritt noch zu leistenden 
Zahlungen auf die nach Artikel 82 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
eingegangenen Verpflichtungen wird vomGesamthaus~alt der Europäischen Gemeinschaften getragen. 

-Artikel 111 

Der Anteil der Republik Finhland an der Finanzierung des Finanzmechanismus nach Artikel 116 des 
Abkommens- über den EuropäischenWirtschaftsraum wird vom Gesamthaushalt der Europäischen 
Gemeinschaften getragen. 
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TITEL V 

ÜBERGANGSMASSNAHMEN BETREFFEND DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN 

, KAPITEL 1 

, Freier Warenverkehr 

Abschnitt 1 

Normen und Umwelt 

Artikel 112 , , 

(1) Während eines Zeitraums von vier Jahren ab dem Beitritt fingen die in Anhang XII genannten 
Bestimmungen nach Maßgabe jenes Anhangs und entsprechend den darin festgelegten Bedingungen 
keine Anwendung auf das Königreich Schweden. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Bestimmungen werden innerhalb dieses Zeitraums im Einklang ,mit 
den EG-Verfahren überprüft. 

UnbeschadetderErgebnisse dieser Üb~rprüfung gilt der gemeinschaftliche Besitzstand ab dem Ende 
der in Absatz 1 genannten Übergangszeit rur die neuen Mitgliedstaaten unter den gleichen 
Bedingungen wie für die derzeitigen Mitgliedstaaten. 

Abschnitt 2 

Sonstiges 

'Artikel 113 

Während eines Zeitraums von drei Jahren ab dem Beitritt kann dasK,önigreich Schweden sein 
derzeitiges nationales System rur die Sortierung von Rohholz insofern weiter anwenden; als die 

, einsehlägigen innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht in 
bezug auf den Binnenmarkt oder den Handel mit Drittländern, insbesondere Artikel 6 der 

. Richtlinie 68/89/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften'der Mitgliedstaaten rur die Sortierung 
von Rohholz, vereinbar sind", 

Während desselben Zeitraums wird die Richtlinie 68/89/EWG nachdemVerfaht;en des EG-Vertrags 
~ überprüft.". 
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KAPITEL 2. 

Freizügigkeit, . freier Dienstleistungs- und K~pitalverkehr 

Artikel 114 

Abweichend von den Verpflichtungen im Rahmen der die Europäische Union begründenden Verträge 
kann' das Königreich' Schweden seine bestehenden Rechtsvorschriften betreffend Zweitwohnungen 
während eines Zeitraums von fiintJahren ab dem Beitritt beibehalten .. ' 

KAPITEL 3 

Fischerei 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 115' 
. ~ 

(1) Sofern in diesem Kapitel nichts anderes bestimmt ist, finden die Vorschriften dieser Akte 
a~f den Fischereisektor Anwendung. 

(2) Die Artikel 147 und 148.findenaufFischereierzeugnisse Anwendung. 

Abschnitt 11 

Zugang zu Gewässern und Ressourcen 

Artikel 1 J6 

. Sofern in diesem Kapitel nichts anderes. bestimmt ist, bleibt die Regelung dieses Abschnitts über den 
Zugang zu Gewässern während eines Übergangszeitraums anwendbar; dieser endefmitdemBeginn 
der Anwendung der gemeinschaftlichen RegelungfUr die FischereierJaubnis, aufkeinen Fall jedoch 
nach Ablauf des in Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 des Rates vom 

.. 20. Dezember 1992 zur Einführung einer gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei und die· 
Aquakultur I festgelegten Zeitraums. . 

ABI. Nr. L 389 vom 31.12.1992, S. 1. 
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---- ---- cc=-~== 

Unterabschnitt I 

Fischereifahrzeuge Schwedens 

Artikel 117 

Zum Zweck ihrer Einbeziehung in die mit der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 eingeführte 
gemeinschaftliche Regelung für die Fischerei - und die Aquakultur gilt für den Zugang von 
Fischereifahrzeugen unter der Flagge Schwedens, die in einem schwedischen Hafen registriert sind, 
im folgenden "Fischereifahrzeuge Schwedens" genannt, zu den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit 
der derzeitigen Mitgliedstaaten unterliegenden Gewässern die Regelung dieses Unterabschnitts. 

c· 
Artikel 118 

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die· 
Fischereierlaubnis sind die Fischereifahrzeuge Schwedens befugt, inden der Hoheitsgewalt oder 
Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten der derzeitigen Union unterliegenden Gewässern in den 
ICES-Untergebieten III und IV Fischereitätigkeiten unter den gleichen Bedingungen auszuüben, wie 
sie unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags galten und in den einschlägigen Vorschriften 
der Verordnung (EG) Nr. 3682/93 2 vorgesehen sind. 

Artikel 119 

Die technischen Verfahren, die zur Gewährleistung der Anwendung des Artikels 118 notwendig sind, 
werden vor dem 1.. Januar -1995 nach dem Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3760/92 erlassen. 

Artikel 120 

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die 
Fischereierlaubnis sind die Fischereifahrze~ge Schwedens befugt, in den der Hoheitsgewalt oder 
Gerichtsbarkeit Finnlands und Norwegens unterliegenden Gewässern in den ICES-Untergebieten 111 
und IV Fischereitätigkeiten unter den gleichen Bedingungen auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem 
InkrafttretEm des Beitrittsvertrags galten. 

Die Durchftihrungsbestimmungen zu diesem Artikel werden vor dem 1. Januar 1995 nach dem 
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 erlassen. 

2 ABI. Nr. L 341 vom 31.12.1993, S. 60. 
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Artikel 121 

(1) Der Anteil der Schweden zuzuweisenden gemeinschaftlichen Fiscnereimöglichkeiten für 
Bestände, die einer Fangbeschränkung unterliegen, wird nach Arten und Zonen aufgeschlüsselt wie 
folgt festgelegt: . 

Arten . ICES- oder IBSFC 3 -Bereich 
Referenzgebiete zur Festsetzung derT AC 

. 
Hering lila 

Hering In a,b, c, d (1) außer "Management U nit 3" der , 
IBSFC (2) 

Hering "Management Unit 3" der IBSFC 

Hering (3) 11 a (4), IV, VII d 

Sprotte lila " 

Sprotte III b, c, d (1) 

Lachs III b,c, d (1) außer Finnischer Meerbusen (5) 

Kabeljau lila Skagerrak (6) 

, Kabeljau IH a Kattegat· (7) 

Kabeljau III b, c, d (1) 
-

Kabeljau n a (4), IV 

Schellfisch III a, In b, c, d(l) 

Schellfisch IIa (4), IV " 

Seelachs 11 a (4); III (1), IV 

Wittling III a· , 

, Wittling II a (4); IV 

Seehecht '. III (l~ 

Makrele II a (4), III (1), IV 

Schölle 111 a Skagerrak 

Scholle III a Kattegat 

Scholle III b, c, d (1) 

Seezunge III a, III b, c, d (1). 

Tiefseegarnele . III a 

Kaisergranat III a (9), III b: c, d (1) 

(I) Gemeinschaftsgewässer. 
(2) Unterbereiche 30 und 3 i der IBSFC. ' 
(3) Mit Ausnahme. von nOrWegischem'friihjahrslaichendem Hering. 
(4) .Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft. 
(5) Unterbereich 32 der IBSFC. . 
(6) Mit Ausnahme der Gewässerinnerhalb d'er norwegischen Basislinien. 

Anteile 
Schwedens 

(v.H.) 

.43,944 

. 46,044, 

. 18,014 

1,010 

25,407 

. 47,264 

36,435 

14,006 

37,027 

35,037 (8) 

0,127 

9,527 

0,443 

0,642 

9,471 

0,016 

7,401 

,6,632 

4,171 

10,000 ' 

6,356; 

3,099 

18,690 

25,856 

(7) Definiert als Teil des Bereichs 111 a, der nicht unter die Definition des Bereichs 111 a Skagerrak in Artikel 41.fällt. 

,3 IBSFC: Internationale Ostseefischereikommission. 
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(8) Dieser Prozentsatz gilt für die ersten 50 000 Tonnen gemeinschaftlicher Fischereimöglichkeiten. Für die gemeinschaft
lichen Fischereimöglichkeiten, die 50 000 Tonnen überschreiten, beläuft sich der schwedische Anteil auf 40,000 v.H. 
Diese Zuweisung berücksichtigt nicht die fortgeführten Quotenübertragungen VOIJ Schweden auf die derzeitigen 
Mitgliedstaaten der Union, die sich aus den EWR-Regelungen von 1992 ergeben. 

(9) Mit Ausnahme.der Gewässer innerhalb von 4 Seemeilen, berechne! ab den norwegischen Basislinien. 

(2) Die Schweden zugewiesenen Anteile werden gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung 
-(EWG) Nr. 3760/92 erstmalig vor dem 31. Oezember 1994,festgelegt. ' 

(3) Die Schweden zugewiesenen Anteile an Arten, die keinen Nutzungsbeschränkungen in Form 
von Fangbeschränkungen unterliegen oder für die TAC gelten, die jedoch nicht auf die Mitgliedstaaten 
der derzeitigen Union aufgeteilt sind, werden wie folgt nach Art und Zone pauschal festgelegt: 

Arten ICES-Bereich Anteile Schwedens (t) 
. Referenzgebiete zur Fest-

setzung der TAC 

Sprotte (3), 11 a (1), IV (1) 1 330· 

Andere (2) 11 a (1), IV (1) 1000 

(I) Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft. 
(2) Arten außer solchen, für die Schweden eine besondere Quote oder Pauschalinenge zugewiesen ist. 
(3) Einschließlich Sandaal. 

(4) Bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei
erlaubnis, spätestens, jedoch bis zum 31. Dezember 1997, darf in den von Artikel i 17 erfaßten 
Gewässern der derzeitigen Gemei~schaft die Fangtätigkeit der Fischereifahrzeuge Schwedens bei nicht 
regulierten und nicht zugewiesenen Arten nicht die Mengen übersteigen, die ·unmittelbar vordem 
Inkrafttreten dieser Akte gefangen wurden. 

, . 

Artikel 122 

(1) Sofern in dieser Akte nichts anderes bestimmt ist, bleiben die ßedingungen, unter denen die 
Zuteilungen nach Artikel 121 gefangen werden dürfen, unverändert gegenüber den Bedingungen, die 
vor dem Inkrafttreten des Beitragsvertrags galten. 

(2) piese Bedingungen werden alljährlich, und zwar erstmalig vor dem 1. Januar 1995, gemäß 
Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EWG) NT. 3760/92 festgelegt. 
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Unterabschnitt 11 

Fischereifahrzeuge der derzeitigen- Union 

Artikel 123 

Vom Beitritt - bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für- die 
Fischereierlaubnis sind die Fischereifahrzeuge unter der Flagge eines Mitgliedstaatsder derzeitigen 
Union befugt, in den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Schwedens unterliegenden Gewässern 
in den leES-Bereichen III a. bund d Fischereitätigkeiten unter den gleichen Bedingungen auszuüben, 
wie sie _ unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags galten; 

- ,-

Die Durchfiihrungsbestimmungen zu diesem Artikel werden vor -- dem 1. Januar 1995 nach dem 
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 erlassen. 
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ABSCHNITT III 

Externe Ressourcen 

Artikel 124 

(1) Ab dem Beitritt wird- die Verwaltung -der von dem Königreich Schweden m-it Drittländern 
geschlossenen FischereiabkOffimeIi von der Gemeinschaft wahrgenommen. -

(2) Die sich für das Königreich Schweden aus den Abkommen nach Absatz 1 ergebenden Rechte· 
und Pflichten bleiben während des Zeitraums, Indem die Bestimmungen dieser Abkommen vorläufig 
aufrechterhalten werden, unberührt. 

, . 

(3) Die erforderlichen Beschlüsse zur Weiterführung der sich aus den Abkommen nach Absatz 1 
ergebenden Fischereitätigkeiten werden injedein einzelnen Fall so bald wie möglich,unbedingtjedoch 
vor Ablauf der Geltungsdauer der Abkommen, vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission-erlassen; hierzu gehört die-Möglichkeit einer Verlängerung bestimmter Abkommen für 
höchstens ein Jahr. . 

Artikel 125 . 

Während eines Zeitraums, der drei Jahre ab dem Beitritt nicht überschreiten darf, legt der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission jährlich den Betrag fest, mit_dem sich die 
Union an der Aussetzung junger Lachse durch die zuständigen. schwedischen Stellen finanziell 
beteiligt. 

Diese Ausgleichszahlung wird unter Berücksichtigung der unmittelbar vor dem Beitritt bestehenden 
Bestandsmenge bewertet. 
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KAPITEL 4 

Auswärtige Beziehungen einschließlich Zollunion .. 

Artikel 126 

Die ip. Anhang VI aufgeführten Rechtsakte gelten in bezug auf das Köirigreich Schweden unter den 
in jenem Anhang festgelegten Bedingungen. 

Artikel 127 

(1) 'Ab 1. Januar 1995 wendet das Königreich Schweden folgendesan: 

a) die Vereinbarung_ vom 20. Dezemoer 1973-über den internationalen Handel mit Textilien in der 
durch die Protokolle vom 31. Juli 1986, 3L Juli 1991, 9. Dezember 1992 und 9-. Dezember 1993 
geänderten oder verlängerten Fassung oder das Übereinkommen über Textil- und Bekleidungs
erzeugnisse als Ergebnis der GA TI -Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde, sofern dieses zum 
Zeitpunkt des Beitritts bereits in Kraft ist; , 

b) die von der' Europäischen - Gemeinschaft mit Drittländern geschlossenen zweiseitigen 
Textilabkommen und -vereinbarungen. 

(2) Zu den in Absatz 1 genannten zweiseitigen Abkommen und Vereinbarungen handelt die 
Europäische Gemeinschaft mit den betreffenden Drittländern Protokolle aus, um eine entsprechende 

" - J 

Anpassung der Höchstmengen für Einfuhren von Textil- und Bekleidungserzeugnissen in die 
Europäische Gemeinschaft vorzunehmen; dabei werden die bestehenden Handelsbeziehungen 
Schwedens zu seinen Lieferländern berücksichtigt. ~, 

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden _' 
sein, so ergreift die Europäische Gemeinschaft: geeignete Maßnahmen zur Bereinigung die-ser Lage 
und betreftend die erforderlichen Übergimgsanpassungen; um die Durchführung der Abkommen durch 
die Europäische Gemeinschaft sicherzustellen. 

Artikel 128 

(1) Ab dem 1. Januar 1995 wendet das Königreich Schweden die Bestimmungen der in 
Artikel 129 genannten, Abkommen an; 

(2) Etwaige Anpassungeri werden in Protokollen vorgenommen, die mit den übrigen Vertrags-
staaten _ geschlossen und jenen' Abkommen beigefügt werden, 

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden 
sein, SO trifft die Gemeinschaft die erforderlichen Maßnahmen, um dieser Lage zum Beitritt Rechnung 
zu tragen. 
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Anikel129 

Artikel 128 findet Anwendung auf 

- die Abkommen mit Andorra, Algerien, Bulgarien, der ehemaligen Tschechischen und 
Slowakischen Föderativen Republik und ihren Nachfolgestaaten -(Tschechische Republik und 
Slowakische Republik), Zypern, Ägypten, Ungarn, Island; Israel, Jordanien; Libanon, Malta, 
Marokko, Polen, Rumänien, Slowenien, der Schweiz, Syrien, Tunesien und der Türkd sowie 
andere Abkommen mit Drittländern, die ausschließlich den Handel' mit den mAnhang 11 des 
EG-Vertrags aufgeführten Erzeugnissen betreffen; 

- das am 15. Dezember 1989 unterzeichnete Vierte "AKP-EWG-~bkorilmen; 

- andere ähnliche Abkommen, die gegebenenfalls vor dem Beitritt geschlossen werden. 

AnikeL 130 

. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 1995 tritt das KönigreichSchweden unter anderem von dem am 
4. Januar 1960 unterzeichneten Abkommen zur Gründung einer Europäischen Freihandelsassoziation 
sowie von den 1992 mit Estland, Lettland und .Litauen unterzeichneten Freihandels~bkommen zurück. 

Anikel131 

Sind die zwischen der Gemeinschaft und Estland, Lettland' und Litauenzu schließenden neuen 
Handelsabkommen zum Zeitpunkt des Beitritts noch nicht in Kraft,' so trifft die Gemeinschaft die 
erforderlichen Maßnahmen, um ab dem Beitritt die Fortsetzung des bisherigen Zugangs von 
Erzeugnissen mit Ursprung in den genannten baltischen Staaten zum schwedischen Markt zu 
ermöglichen. 
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KAPITEL 5 

Fi.nanz- und HaiJshaltsvorschriften " 

Artikel 132 

- . . 

Bezugnahmen auf den Beschluß des Rates über das System der Eigenmittel der Gemeinschaften gelten 
als Bezugnahmen aUf den Beschluß des Rates vom 24. Juni 1988 in seiner jeweiligen Fassung oder 
einen diesen ersetzenden Beschluß. 

Artikel 133 

Die als "Zölle des Gemeinsamen Zolltadfs und andere Zölle" bezeichneten Einnahmen im Sinne des 
Artikels.2 Absatz 1 Buchstabe b des Beschlusses des Rates über das System der Eigenmittel der /-
Gemeinschaften oder entsprechender Vorschriften in einem·· diesen ersetzenden Beschluß· umfassen 
auch die von der Europäischen Gemeinschaft für den Handel des Königreichs Schweden mit " 
Drittländein angewandten Zölle, ·die anband der" sich"aus dem Gemeinsamen . Zolltarif ergebenden 
Zollsätze und diesbezüglicher ZoIlzugeständnisse berechnet werden. 

Artikel 134 

pie Gemeinschaft überweist Schweden am ersten Arbeitstag jeden Monats ein Zwölftel der 
nachstehenden Beträge als Ausgaben des Gesamthaushalts der Europäischen Gemeinschaften: 

- 488 Millionen ECU im Jahre 1995 
- 432 ,Millionen ECU im Jahre 1996 

76 Millionen ECU im Jahre 1997 
~ 31 Millionen ECU im Jahre 1998. 

Artikel 135 

Der Anteil des Königreichs Schweden an der Finanzierung der nach seinem Beitritt noch zu leistenden 
Zahlungen auf die nach Artikel 82 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum -

. eingegangenen Verpflichtungen wird vom Gesamthaushaltder Europäischen Gemeinschaften getragen. 

Artikel 136 

Der Anteil des Königreichs Schweden an der Finanzierung des Finanimechanismus nach Artikel 116 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum wird vom. Gesamthaushalt der Europäischen 
Gemeinschaften getragen. 
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, 
/ 

TITEL VI 

LANDWIRTSCHAFT 

Artikel 137 

(l) Dieser Titel betrifft die landwirtschaftll<;.hen Erzeugnisse mit Ausnahme der Erzeugnisse der 
Verordnung (EWG) Nr. 3759/92 über die gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeugnisse 
und Erzeugnisse der Aquakultur. 

(2) Soweit in dieser Akte nichts anderes bestimmt ist, gilt folgendes: 

- Der Handel der neuen Mitgliedstaaten untereinander, mit Drittstaaten oder mit den derzeitigen 
Mitgliedstaaten unterliegt der für die letztgenannten Mitgliedstaaten geltenden Regelung. Die für 
die derzeitige Gemeinschaft geltende Regelung in bezug aufEinfuhrabgaben und Abgaben gleicher 
Wirkung, mengenmäßige Beschränkungen und Maßnahmen',gleich:er Wirkung gilt auch für die 
neuen Mitgliedstaaten; 

- die Rechte und 'Pflichten arifgrund der Gemeinsamen Agrarpolitik gelten für die neuen 
Mitgliedstaaten im vollen Umfang. 

(3) Die Anwendung der Übergangsmaßnahmen für landwirtschaftliche Erzeugnisse nach Absatz 1 
endet, ,soweit nicht in besonderen Bestimmungen dieses Titels andere Zeitpunkte oder Fristen 
vorgesehen sind, mit dem Ablauf des fünften Wirtschaftsjahrs nach dem Beitritt Österreichs, 
Finnlands und Norwegens. Bei diesen Maßnahmen wird nichtsdestoweniger für jedes Erzeugnis der 
Gesamterzeugung während des Jahres 1999 voll Rechnung getragen._ 
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KAPITELl 

Bestimmungen. über ei~Zelstaatliche~ Beihilfen 

Artikel 138 

'(1) Wähi"end der Übergangszeit dürfen Norwegen, Österreich und Finnland vorbehaltlich der 
Genehmigung ,der Kommission den Erzeugern. der landwirtschaftlichen GrunderZeugmsse, die der 
Gemeinsamen Agrarpolitik unterliegen, in geeigneter' Form degressive einzelstaatliche 
Übergangsbeihilfen gewähren. ' 

Diese Beihilfen können insbesondere regional gestaffelt werden. 
, 

(2) Die Kommission genehmigt die Beihilfen nach Absatz 1 

- in allen Fällen, in denen sich. 'aus den von einem neuenMitgliedstaatangefiihrtep Umständen 
ergibt; daß zwischen dem Betrag der seinen Erzeugern je Erzeugnis vor dem Beitritt gezahlten' 
Stützung und del," Höhe der Stützung, die aufgrundder Gemeinsamen Agrarpolitik gezahlt werden 

, kann, eine'wesentliche Differenz besteht;' , 

- bis zu einem Anfangsbetrag, der höchstens dieser Differenz entspricht. 

Differerenzen, die anfangs weniger als 10 v.H. betragen, gelten nicht als wesentlich. 

Die Genehmigung der Kommission wird jedoch 

- in Übereinstimmungmit den internationalen Verpflichtungen der erweiterten Gemeinschaft erteilt; 

- hinsichtlich Schweinefleisch, Eier und Geflügel den Preisangleichungen für Futtermittel Rechnung. 
tragen; " 

- nicht für Tabak erteilt. 

(3) . Der Betrag der Stützung nach Absatz 2 wird für jedes landwirtschaftliche Grunderzeugnis 
berechnet. Beriicksichtigt werden dabei insbesondere Preis stützungs maßnahmen aufgrund von 
Interventionsmechanismen oder anderen Mechanismen sowie die. Gewährung von Beihilfen,die an 
die Fläche, die Preise, die erzeugte Menge oder die Produktionseinheit gebunden sind, und die 
Gewährung von Beihilfen, die Betriebe für spezifische Erzeugnisse erhalten. 

(4) Die Genehmigung der Kommission 

legt die höchstzulässige Anfangshöhe der Beihilfen, den Zeitplan ihres Abbaus sowie gegebenen
falls die Voraussetzungen rur ihre Gewährung .fest, wobei auch sonstige Beihilfen aufgrund des 
Gemeinschaftsrechts, die nicht unter diesen Altikel fallen, berücksichtigt werden; 

Ak .. AFNS 2 FINAL 61 D' 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 79 von 728

www.parlament.gv.at



wird vorbehaltlich der Anpassungen erteilt, die aufgrund 

der Entwicklung der Gemeinsamen Agr3.rpoli~ik, 

der Entwicklung des Preisniveaus in der Gemeinschaft 

erforderlich werden können. 

Erweisen sich derartige Anpassungen als erforderlich, so werden der Betrag der Beihilfe oder die 
Voraussetzangen fiir ihre Gewährung auf Ersuchen der Kommission oder auf der Grundlage einer 
Ent§cheidung der Kommission geändert. . 

(5) Unbeschadetder Absätze 1 bis 4 genehmigt die Kommission nach Absatz 1 insbesondere die 
in Anhang XIII vorgesehenen einzelstaatlichen Beihilfen im Rahmen und unter den Bedingungen jenes 
Anhangs. 

Artikel 139 

(1) Die Kommission gestattet Österreich, Finnland und Norwegen, die GewährUng von Beihilfen 
beizubehalten, die nicht an eine besondere Erzeugung gebunden sind und die daher bei der 
Berechnung des Stützungsbetrags nach Artikel 138 Absatz 3 nicht berücksichtigt werden. In diesem 
Sinne sind insbesondere Betriebsbeihilfen gestattet. 

(2) - Für die Beihilfen nach Absatz 1 gelten die Bestimmungen des Artikels 138 Absatz 4. _ 

Beihilfen gleicher Art, die durch die Gemeinsame Agrarpolitik vorgesehen oder mit dem 
Gemeinschaftsrecht vereinbar sind,werden von dem Betrag abgezogen. 

(3) Nach diesemArtikel genehmigte Beihilfen werden spätestens mit dem Ende der Übergangszeit 
abgeschafft. . _ . 

(4) Investitionsbeihilfen sind von der Anwendung des Absatzes 1 ausgeschlossen. 

Artikel 140 -

Die Kommission gestattet Österreich, Finnland und Norwegen, die in Anhang XIV vorgesehenen 
einzelstaatlichen Übergangsbeihilten in dem dort vorgesehenen Rahmen und unter den dort 
vorgesehenen Bedingungen zu gewähren. In ihrer Genehmigung legt die Kommission die Anfangshöhe . 

'der Beihilten, sofern s'ichdiese nicht aus den in dem Anhang vorgesehenen Bedingungen ergibt, sowie 
den Zeitplan ihres Abbaus fest. 
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Artikel 141 

Im Fall ernster Schwierigkeiten aufgrurid des 'Beitritts, die auch nach voller Inanspruchnahme der 
Artikel 138, 139, 140 und 142 und der anderen Maßnahmen aufgrund des bestehenden Gemeinschafts
rechts andauern, kann die Kommission Finnland und N"orwegetJ.gestatten, den Erzeugern 
einzelstaatliche Beihilfen zu gewähren, um ihre volle Einbeziehung in die gemeinsame Agrarpolitik 
zu erleichtern. -

Artikel 142 
j 

(1) Die Kommission gestattet Norwegen, Finnland und ,Schweden die' Gewährung langfristiger 
einzelstaatlicher Beihilfen, die der Erhaltung der Landwirtschaft in besonderen Regionen dienen. 
Diese Regionen sollten die landwirtschaftlichen Gebiete, die sich nördlich von 62° nördlicher Breite 
befinden, sowie einige - angrenzende Gebiete südlich dieses Breitengrads mit vergleichbaren 
klimatischen Verh~ltnissen umfassen, die die landwirtschaftliche Tätigkeit inbesondereinMaße 
erschweren. 

(2) - Die Regionen nach ,Absati 1 werden von der, Kommission unter BerücksiChtigung 
insbesondere folgender Faktoren bestimmt: 

- geringe Bevölkerungsdichte; 

- Anteil der landwirtschaftlichen Flächen an der Gesamtfläche; 

- flächenmäßiger Anteil der fur die - menschliche Ernährung bestimmten Feldkulturen an der 
genutzten landwirtschaftlichen Fläche. 

(3) Die Beihilfen nach Absatz I können in Beziehung stehen zu mitürlichen'Produktionsfaktoren, 
beispielsweise der' Hektargröße der landwirtschaftlichen Fläche oder den Vieheinheiten, unter 
Berücksichtigung der maßgeblicheI1 Grenzwerte der Marktordnungen, sowie zu . historischen 
Produktions strukturen der einzelnen Betriebe; sie dürfen jedoch nicht 

-' an die künftige Produktion gebunden sein; 

- zu einer Erhöhung der Produktion oder der während eines von der '·Kommission noch festzu-' 
legenden Referenzzeitraums .vor·dem.Beitritt festgestellten Gesamthöhe der Stützung fuhren.-

Die Beihilfen können regional gestaffelt werden. 

Diese Beihilt~n müssen insbesondere gewährt werden zur 

- Beibehaltung traditioneller primärer Erzeugung und Verarbeitung, die an die klimatischen_ 
Verhältnisse der betreffenden Regionen von Natur aus angepaßt sind; 
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- Verbesserung der Strukturen für Produktion, Vermarktung und Verarbeitung der landwirtschaft- ... 
lichen Erzeugnisse; 

- Erleichterung des Absatzes der genannten Er:zeugnisse; 

- Sicherung des Umweltschutzes und der Erhaltung der Landschaft. 

Artikel 143 

(1) Die Beihilfen nach den Artikeln 138 bis 142 sowie jedeahdere einzelstaatliche Beihilfe, die 
im Rahmen dieser Akte der Genehmigung durch die Kommission bedarf, werden der Kommission 
notifiziert. Sie dürfen .rucht vor Erteilung der Genehmigung gewährt werden. 

Haben die neuen Mitgliedstaaten bestehende oder beabsichtigte Beihilfemaßnahmen bereits vor dem 
Beitritt mitgeteilt, so gelten diese als am Tag des Beitritts notifiziert. 

(2) In bezug auf die Beihilfen nach Artikel 142 legt die Kommission dem Rat ein Ja~nach dem 
Beitritt und danach alle fünf Jahre einen Bericht vor über -

die erteilten Ge~ehmigungen; 

die Ergebnisse der Beihilfen, die· aufgrund der Genehmigungen gewährt wurden. 

Im Hinblick auf die Erstellung dieses Berichts liefern die Mitgliedstaaten, welche diese Genehmi
gungen erhalten haben, der Kommission rechtzeitig Informationen über' die Auswirkungen der 
gewährten Beihilfen unter Darstellung der EntwicKlung der Landwirtschaft in den betroffenen 
Regionen. 

Artikel 144 

In bezug auf die Beihilfen nach den Artikeln 92 und 93 des EG-Vertrags' 

a) gelten von den in den neuen Mitgliedstaaten vor dem Beitrittangewandten Beihilfen'nur diejenigen 
als "bestehende" Beihilfen nach Artikel 93 des EG-Vertrags, die der Kommission bis zum 
30. April 1995 notifiziert werden; _ 
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b) gelten bestehende Beihilfen und Vorhaben zur Einführung oder Umgestaltung von Beihilfen, die 
der Kommission vor dem Beitritt mitgeteilt werden, als ani Tag des Beitritts notifiziert. 

KAPITEL 11 

Andere Bestimmungen 

Artikel 145 

(1) Die von den neuen Mitgliedstaaten aufgrund ihfer Politik zur Marktstützung am 1. Januar 
1995 gehaltenen öffentlichen Bestände werden von der Gemeinschaft· in . Höhe des Wertes 
übernommen, der sich aus der Anwendung des Artikels 8 der Verordnung (EWG) Nr. 1833/88 des 
Rates ergibt. . . 

(2) Jeder Warenbestand, derJiich am 1. Januar 1995-im Hoheitsgebiet der neuen Mitgliedstaaten 
im freien Verkehr befindet und mengenmäßig einen als normal anzusehenden Übertragbestand 
übersteigt, muß von diesen Mitgliedstaaten auf ihre Kosten im Rahmen der Gemeinschaftsverfahren 
und Fristen abgebaut werden, die nach dem in Artikel 148 Absatz 1 genannten Verfahren noch 
festzulegen sind . Der Begriff" normaler Übertragbestand " wird für jedes Erzeugnis nach den Kriterien_ 
und Zielen der jeweiligen gemeinsamen Marktorganisation festgelegt. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Bestände werden von der den normalen Übertragbestand 
übersteigenden Menge abgezogen. 
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Artikel 146 

Norwegen m~ sichersfellen, daß ab dem 1. Januar 1995 alle gesetzlichen und vertraglichen 
Bestimmungen, die der norwegischen Getreide-Gesellschaft (Statens Kornforrenning) oder einet Nach
folgeorganisation in bezug auf die Einfuhr, die Ausfuhr oder den Ankauf und Verkauf von . 
Agrarerzeugnissen ein Monopol verleihen, aufgehoben werderi. 

, Artikel 85 des EGNertrags ist jedoch erst ab dem 1. Januar 1997 auf die von der norwegischen 
Getreide-Gesellschaft angewandtenVereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmten Ver
haltensweisen anwendbar, soweit 

- mit ihnen andere Ziele als qiein Absatz 1 genannten verfolitwerden; 

- sie nicht in der Festsetzung der Preise, der Aufteilung der Märkte oder der Kontrolle der 
Erzeugung bestehen. 

Artikel 146 a 

Bringt vor dem 1. Januar 2000 im Agrarsektor der Handel zwischen einem oder mehreren der neuen 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft in ilu-er Zusammensetzung am 31. Dezember 1994 oder der 
Handel der. neuen Mitgliedstaaten untereinander erhebliche Störungen auf dem Markt Österreichs, 
Finnlands oder Norwegens mit sich, 'so entscheidet die Kommission auf Antrag des betroffenen 
Mitgliedstaats binnen 24 Stunden nach Eingang des Antrags über die ihres Erachtens erforderlichen 
Schi.Jtzmaßnahmen. Die beschlossenen Maßnahmen sind sofort anwendbar; sie tragen dem Interesse 
aller Beteiligten Rechnung und dürfen keine Grenzkontrollen mit sich bringen. 

. . '". -

Artikel 147 

(l) Sofern nicht in bestimmten Fällen etwas anderes bestimmt ist, erläßt der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission die zur DurchfiihruI1g dieses Titels erforderlichen 
Bestimmungen, . - . 

. ,(2) Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments die bei einer Änderung der Gemeinschaftsregelung gegebenenfalls erfor
derlichen Anpßssungen der in diesem Titel enthaltenen Einzelvorschriften vornehmen. 
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Artikel 148 

, (1) Sind ÜbergangsmaBnahmen notwendig, um die Überleitung von der in den neuen 
Mitgliedstaaten bestehenden Regelung zu der Regelung zu eileichtern, die. sich aus der Anwendung 
der ,gemeinsamen Marktorganisationen nach Maßgabe - dieses Titels ergibt, so werden diese 
Maßnahmen nach dem Verfahren des ,Artikels 38 der Verordnung Nr. 136/66/EWGoder der 

. entsprechenden. Artikel der anderen Verordnungen über gemeinsame Agrarmarktorganisationen 
getroffen. Diese Maßnahmen können während eines zeitraums, der am 31. Dezember 1997 endet, 
getroffen werden; sie sind -nur bis zu diesem Zeitpunkt anwendbar. 

(2) Der Rat kann -einstimmig auf V()rschlag der Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlal1!ents den in Absatz 1 genannten Zeitraum verlängern. 

Artikel 149 

(1) Die Übergangsmaßnahmen'zur Anwendung der in dieser Akte nicht genannten Rechtsakte im 
Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik einschließlich der Agrarstruktur , die infolge des Beitritts 
erforderlich sind, werden vOr dem Beitritt nachdem Verfahren des Absatzes 3 erlassen und treten 
frühestens iIüt dem Beitritt in Kraft. 

(2) - Die Übergangsmaßnahmen naCh Absatz 1 umfassen insbesondere die Anpassung der 
Rechtsakte, welche die Mitfinanzierung bestimmter Maßnahmen im Bereich der Statistik und der 

-Ausgabenkontrolle zugunsten der derzeitigen Mitgliedstaaten vorsehen. 

Sie können auch vorsehen, daß, unter bestimmten Voraussetzungen Wirtschaftsteilnehmerndes 
Privatsektors - natürlichen oder juristischen Personen -, die ,am 1. Januar 1995 Bestände von 

, Erzeugnissen nach Artikel 138 Absatz lode!;' von deren Verarbeitungserzeugnissen halten, eine 
, Beihilfe' gewährt werden kann, die höchstens der Differenz zwischen dem in einem neuen 
Mitgliedstaat vor dem Beitritt festgestellten Preis und dem sich aus -der -Anwendung dieser Akte 
ergebenden Preis entspricht. 

(3) Die Übergangsmaßnahmen nach Absatz 1 werden vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission nach dem in Artikel 148 Absatz 1 genannten Verfahren erlassen, je 
nachdem, welches Organ di,e'urspTÜnglichen Rechtsakte, auf die sfch die Maßnahmen beziehen, 
erlassen hat. '. 

AA-AFNS 2 FlNAL , 67 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 85 von 728

www.parlament.gv.at



TITEL VII 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN. 

Artikel 150 

(1) Die in Anhang XV aufgeführten Rechtsäkte gelten für die neuen Mitgliedstaaten unter den. in 
jenem Anhang festgelegten Bedingungen. . . 

(2) Auf ordnungsgemäß begründeten Antrag eines der neuen Mitgliedstaaten kann der· Rat 
einstimmig auf Vorschlag der .Kommission vor dem 1. Januar 1995 Maßnahmen ergreifen, die 
zeitweilige Abweichungen von den Rechtsakten . der Organe beinhalten, welche zwischen dem 
1. Januar 1994 und dem Zeitpunkt der Unterzeichnung dieser Akte erlassen worden sind .. 

Artikel 151 

(I) Bis zum 1. Januar 1996 kann ein neuer Mitgliedstaat bei Schwierigkeiten, welche einen 
Wirtschaftszweig erheblich und voraussichtlich anhaltend treffen oder welche die wirtschaftliche 
Lage eines bestimmten Gebiets beträchtlich verschlechtern können, die. Genehmigung zur 
Anwendung von Schutzmaßnahmen . beantragen, um die Lage wieder auszugleichen und den 
betreffenden Wirtschaftszweig an die Wirtschaft des Gemeinsamen Marktes anzupassen. 

Unter den gleichen Bedi~gungen kann.ein derzeitiger Mitgliedstaat die Genehmigung zur Anwendung 
von Schutzmaßnahmen gegenüber eine'm oder mehreren der neuen Mitgliedstaaten beantragen . 

. (2) Auf Antrag des betreffenden Staates bestimmt die Kommission im Dringlichkeitsverfahren die 
ihres Erachtens erforderlichen Schutzmaßnahmen und legt .gleichzeitig die Bedingungen und 
Einzelheiten ihrer Anwendung fest . 

. Im' Fall erheblicher wirtschaftlicher Schwierigkeiten entscheidet die Kommission auf ausdrücklichen 
Antrag des' betreffenden Mitgliedstaats binnen fünf Arbeitstagen nacl). Eingang des mit Gründen 
versehenen Antrags. Die beschlossenen Maßnahmen sind sofort anwendbar; sie tragen dem Interesse 
aller Beteiligten Rechnung und dürfe.n keine Grenzkontrollen mit sich bringen. 
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(3) Die nachAbsa~z 2 genehmigten Maßnahmen 'können von den Vorschriften des' EG-Vertrags, 
desEGKS-Vertrags und dieser Akte abweichen, soweit und solange dies unbedingt erforder1i<:h> ist, 
um die .in AbsatZ I genannten Ziele zu errei~hen. Es sind mit Vorrang solche Maßnahmen zu wählen, 

, die das Funktionieren des Gemeinsam~n Marktes am wenigsten stören. ' 

Artikel 152, ' 

'" Um das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts nicht zu behindern, darf die Durchführung der 
innerstaatlichen Vorschriften der neuen Mitgliedstaaten während der in dieser Akte vorgesehenen 
Übergangszeiten nicht zu Grenzkontrollen zwischen den, Mitgliedstaaten führen. 

FÜNFTER TEIL 

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE DURCHFÜHRUNG DIESER AKTE 

TITEL I 

EINSETZUNG DER ORGANE UND GREMIEN 

Artikel 153 

Das Europäische Parlament tritt binnen einem Monat nach dem Beitritt zusammen. Es nimmt die 
infolge des Beitritts erforderlichen Anpassu,ngen ~einer Geschäftsordnung vor. 
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Artikel 154 

Der Rat nimmt die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen seiner Geschäftsordnung vor. 

Artikel 155 

(1) Die KoIllmission wird' unmittelbar nach dem Beitritt durch die Ernennung von vier 
weiteren Mitgliedern ergänzt. Die Amtszeit der neu ernannten Mitglieder endet zur gleichen Zeit, 
wie die Amtszeit der zum Zeitpunkt des- Beitritts im Amt befindlichen Mitglieder. 

(2) Die Kommission nimmt die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen ihrer 
,- Geschäftsordnung vor. 

Artikel. 156 

(1) Der Gerichtshof wird unmittelbar nach dem Beitritt durch die Ernennung von vier Richtern 
ergänzt; desgleichen wird das Gericht erster -Instanz unmittelbar nach dem Beitritt durch· die 
Ernennung von vier .Richtern ergänzt. 

(2) a) 'Die Amtszeit zweier der nach Absatz 1 ernannten Richter endet am 6. Oktober 1997. 
. . ' . 

Diese Richter' werden durch das Los bestimmt. Die Amtszeit der anderen Richter endet ' 
am 6. Oktober 2000. 

- .: 

b) Die Amtszeit zweier der nach Absatz 1 ernannten Richter des Gerichts erster Instanz 
endet am 31. August 1995. Diese Richter werden durch das Los bestimmt. Die Amtszeit 
der anderen Richter endet ,am 31. August 1998. 

(3) Unmittelbar nach dem Beitritt werden ein siebter und achter Generalanwalt ernannt. 

(4) , Die Amtszeit eines der nach Absatz 3 ernannten Generalanwälte endet am 6. Oktober 1997. 
Die Amtszeit des ,anderen Generalanwalts endet am 6. Oktober 2000. 

(5) a) Der Gerichtshof nimmt die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen seiner 
Verfahrensordnung VOL 

b) Das Gericht erster Instanz nimmt im Einvernehmen mit dem Gerichtshof die infolge des 
Beitritts erforderlichen Anpassungen seiner Verfahrensordnung vor. 

c) Die angepaßten. VerfahrensordtlUrigen bedürfen der einstimmigen Genehmigung des 
Ra!es. 
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(6) Bei der Entscheidung der am 1. Januar 1995 anhängigen Rechtssachen, in denen das 
mündliche Verfahren vor diesem' Zeitpunkt eröffnet wurde, tagen der Gerichtshof bzw. das Gericht 
erster Instanz und die Kammern in der Zusammensetzung, die sie vor dem Beitritt hatten; sie wenden 
dabei die am 31. Dezember 1994 geltenden'Verfahrensordnungen an. 

Artikel 157 

Der Rechnungshof wird 1,lOmittelbar ,na~h dem Beitritt 'durch die Ernennung von vier weiteren 
Mitgliedern ergänzt. Die Amtszeit zweier dieser Mitglieder endet am 20. Dezember 1995. Diese 
Mitglieder werden durch das~ Los bestimmt. Die Amtszeit der anderen Mitglieder endet am 
9. Februar 2000. 

Artikel 158 

Der Wirtschafts"' und Sozialausschuß wird unmittelbar nachdem Beitritt durch die Ernennung von 
zweiundvierzig Mitgliedern ergänzt, welche die verschiedenen Gruppen des wirtschaftlichen und 
sozialen Lebens der neuen Mitgliedstaaten vertreten. Die Amtszeit dieser Mitglieder, endet zur 
gleichen Zeit wie die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt befindlichen Mitgliciler. 

Artikel 159 

Der Ausschuß der Regionen wird unmittelbar nach, dem, Beitritt durch die Ernennung von 
zweiundvierzig Mitgliedern ergänzt, :welche die regionalen und-lokalen Gebietskörperschaften der 
neuen Mitgliedstaaten vertreten. Die Amtszeit dieser Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie die 

_ Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt befindlichen Mitglieder. 

Artikel 160 

Der Beratende Ausschuß der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl wird unmittelbar nach 
dem Beitritt durch die Ernennung von fünfzehn weiteren Mitgliedern ergänzt. Je vier Mitglieder 
werden für Österreich, Finnland und Schweden, drei Mitglieder werden für Norwegen ernannt. Die 
Amtszeit dieser Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts 

, im Amt befindlichen Mitglieder. 
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Artikel 161 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Technik wird unmittelbar nach dem Beitritt durch die Ernennung 
von~ sechs weiteren Mitgliedern ergänzt. Je zwei Mitglieder werden für Österreich und Schweden 
ernannt, je ein Mitglied für Finnland und Norwegen. Die Amtszeit dieser Mitglieder endet zur 
gleichen Zeit wie die Amtszeit der zum Zeitpunktdes Beitritts im Amtbefindlichen Mitgligder. < 

Artikel 162 

Dei Währungsausschuß wird unmittelbar nach dem Beitritt durch 'die :prnennung zweiet Mitglieder 
für jeden der neuen Mitgliedstaaten ergänzt. Die Amtszeit' dieser Mitglieder. endet rur gleichen Zeit' 
wie die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt befindlichen Mitglieder. 

Artikel 163 

Die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen der Satzungen und Geschäftsordnungen der durch 
die ursprünglichen Verträge eingesetzten AusschQ~se werden so bald wie möglich nach dem Beitritt 
vorgenommen. ' 

Artikel 164 

(1) Die 'Amtszeit der neuen Mitglieder der in Anhang XVI aufgeführten Ausschüsse endet zur 
gleichen Zeit wie die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt befindlichenMitglieder . 

. ' 

(2) Die in Anhang XVII aufgeführten Ausschüsse werden mit dem Beitritt vollständig neu besetzt. _ 
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TITEL Il 

ANWENDBARKEIT DER RECHTSAKTE DER ORGANE 

Artikel 165 

Die Richtlinien und Entscheidungen im Sinne des Artikels 189 des EG-Vertrags und des Artikels 161 
des Euratom-Vertrags sowie die Empfehlungen und Entscheidungen im Sinne des Artikels 14 des 
EGKSN ertrags gelteh vom Zeitpunkt des Beitritts an als an die neuen Mitgliedstaaten gerichtet, 
sofern diese Richtlinien,· Empfehlungen und Entscheidungen an alle derzeitigen Mitgliedstaaten 
gerichtet wurden. Außer im Fall der Richtlinien und· Entscheidungen, die gemäß Artikel 191 
Absätze 1 und 2 des EG-Vertrags in Kraft treten, werden die neuen Mitgliedstaaten so behandelt,· als 
wären ihnen diese Richtlinien, Empfehlungen und Entscheidungen zum Zeitpunkt des Beitritts 
notifiziert worden. 

Artikel 166 

Die Anwendung der in der Liste des Anhangs XVIII aufgeführten Rechtsakte kann in jedem der neuen 
Mitgliedstaaten bis zu.den in dieser Liste. vorgesehenen Zeitpunkten und unter den dort vorgesehenen 
Bedingungen aufgeschoben werden. . 

Artikel 167 

. Sofern in der Liste des Anhangs XIX oder in anderen Bestimmungen dieser Akte nicht. eine Frist 
vorgesehen ist, setzen die neuen Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen in Kraft, um den 
Richtlinien und Entscheidungen im Sinne des Artikels 189 des EG-Vertrags und des Artikels 161 des 
Euratom-Vertrags sowie den Empfehlungen und Entscheidungen im Sinne des Artikels 14 des 
EGKS-Vertrags vom Beitritt an nachzukommen. 
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Anikel168 

(1) Erfordern vor dem Beitritt erlassene Rechtsakte der Organe auf grund des Beitritts eine 
Anpassung und sind die erforderliChen Anpassungen in dieser Akte oder· ihren Anhängen nicht 
vorgesehen, so werden diese Anpassungen, nach dem in: Absatz.2 vorgesehenen Verfahren 

. vorgenommen. Diese Anpassungen treten mit dem Beitritt in Kraft. 

(2) . Der· Rat oder die Kommission, je nachdem, welches Organ die ursprünglichen Rechtsakte 
erlassen hat, legt zu diesem Zweck die erforderlichen Wortlaute fest; der Rat beschließt dabei mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission. . 

Anikel169 

Die vor dem Beitritt erlassenen Rechtsakte der Organe in den vom Rat oder von der Kommissiönin 
finnischer, norwegischer und schwedischer Sprache abgefaßten Wortlauten sind vom Zeitpunkt des 
Beitritts an unter den gleichen Bedingungen wie die Wortlaute in den neun derzeitigen Sprachen 
verbindlich. Sie werden im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht, soweit die 
Wortlaute in den derzeitigen Sprachen dort veroffentlicht worden sind. 

Anikel170 

Die zum Zeitpunkt des' Beitritts bestehenden Vereinbarungen, Beschlüsse und verabredeten Praktiken, 
die auf grund des Beitritts in den Anwendungsbereich des Artikels 65 des EGKS-Vertrags fallen, sind 
der Kommission binnen drei Monaten nach dem Beitritt zu notifizieren. Nur die notifizierten 
Vereinbarungen und Beschlüsse bleiben bis zur ~ntscheidung der Kommission vorläufig in Kraft. 
Dieser Artikel gilt jedoch nicht für Vereinbarungen, Beschlüsse und verabredete' Praktiken', die zum 
. Zeitpunkt des Beitritts bereits unter die Artikel 1 und 2 des Protokolls 25 zum EWR-Abkommen 
fallen. -

) 

AA-AFNS 2 FINAL 74 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)92 von 728

www.parlament.gv.at



Artikel 171 

(1) Ab dem Beitrittstellendie neuen Mitgliedstaaten sicher, daß alle einschlägigen Notifikationen 
oder Informationen, die der EFf A-Überwach~ngsbehörde oder dem Ständigen Ausschuß der 
EFfA'-Staaten im Rahmen des EWR-Abkommens vor dem ·Beitritt übermittelt worden waren, der. 
Kommission unverzüglich übermittelt werden. DieseÜbermittlunggi:lt als Notifikation oder 
Information an die Kommission im Sinne der entsprechenden Gemeinschaftsvorschriften .. 

(2) Ab dem Beitritt stellen die neuen Mitgliedstaaten siCher; daß Rechtssachen, die unmittelbar 
vor. dem Beitritt bei der EFTA-Überwachungsbenörde nach den Artikeln 53, 54, 57, 61 und 62 
oder 65 des EWR-Abkömmens oder nach Artikel 1 oder 2 des Protokolls 25 zum EWR-Abkommen 
anhängig sind und die infolge des Beitritts in die Zuständigkeit der Kommission fallen, eins.chließlich 
der Rechtssachen, bei denen die zugrunde liegenden Tatsachen vor dem Beitritt ein Ende fanden, 
unverzüglich der Kommission überwiesen werden, die sie als Fälle im Rahmen der entsprechenden 
Gememschaftsvorschriften unter Wahrung des Anhörungsrechts weitcrbehandelt. 

(3) Rechtssachen, die nach Artikel 53 oder 54 des EWR-Abkommens oder nach Artikel 1 oder 2 
des Protokolls 25 zum EWR-Abkommen bei der Kommission anhängig sind und die infolge des 
Beitritts unter Artikel85 oder 86 desEG-Vertrags oder unter Artike165 oder Artikel 66 des 
EGKS-Vertrags fallen, einschließlich der Rechtssachen, bei denen diezugrundeliegenden Tatsachen 
vor dem Beitritt ein Ende fanden, werden- von .der Kommission als Fälle im Rahmender ent-
sprechenden Gemeinschaftsvorschriften weiterbehandelt. . . 

. (4) Einzelne Freistellungs- und Negativattestbeschlüsse, die nach Artikel 53 des EWR-Abkom
mens oder Artikel 1 des Protokolls 25 zum EWR-Abkommen vor dem Beitritt entweder von der 
EFr A-Überwachungsbehörde oder von der Kommission erlassen wurden und die Fälle betreffen, die - ' . 
infolge des Beitritts unter Artike185 des EG-Vertrags oder unter Artike165 des EGKS-Vertrags . 
fallen, bleiben beim Beitritt für die Zwecke des Artikels 85 des EG-Vertrags bzw.des Artikels 65 
.des EGKS-Vertrags bis zum Ablauf der darin festgelegten Frist oder bis die Kommission gemäß den 
Grundprinzipien des Gemeinschaftsrechts eine. ordnungsgemäß begründete' anderslautende. 
Entscheidung getroffen hat,_ gültig. 
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(5) Alle Beschlüsse der EFfA-Uberwachungsbehörde, die vor dem Beitritt nach Artike161 des 
EWR-Abkommens erlassen wurden und die infolge des Beitritts unter Artikel 92 des EG-Vertrags 
fallen, bleiben beim Beitritt hinsichtlich des Artikels 92 des EG-Vertrags gültig, es "sei denn, die 
Kommission faßt gemäß Artike! 93 des EG-Vertrags einen anders lautenden Beschluß. Dieser Absatz 
gilt hicht für Beschlüsse, für die das Verfahren nach Artikel 64 des EWR-Abkommens gilt. 
Unbeschadet des Absatzes 2 werden von den neuen Mitgliedstaaten 1994 gewährte staatliche 
Beihilfen, die entgege~ dem EWR-Abkommen oder auf dessen Grundlage getroffener Vereinbarungen 
entweder der EFf A-Uberwachungsbehörde nicht notifiziert wurden oder zwar notifiziert, aber vor 
einer Entscheidung der EFf A-Überwachungsbehörde gewährt wurden, folglich nicht als bestehende . 
staatliche Beihilfen gemäß Artikel 93 Absatz 1 des EG-Vertrags angesehen. 

(6)· Ab dem Beitritt stellen die neuen Mitgliedstaaten sicher, daß alle anderen Rechtssachen, in' 
denen die EFfA-Überwachungsbehörde vor dem Beitritt im Rahmen des Überwachungsverfahrens 
'nach dem EWR-Abkommen tätig geworden ist, unverzüglich der Kommission überwiesen werden, 
die sie als Fälle im Sinne der entsprechenden Gemeinschaftsvorschriften unter Wahrung des 
Anhorungsrechts weiterbehandelt. 

(7) Unbeschadet der Absätze 4 und 5 bleiben die von der EFf A-Überwachungsbehörde 
getroffenen Entscheidungen nach dem Beitritt gültig, es sei denn, die Kommission trifft gemäß den' 
Grundprinzipien des Gemeinschaftsrechts eine ordnungsgemäß begründete anderslautende 
Entscheidung.' ' 

Artikel 172 

.Die neuen Mitgliedstaaten teilen der Kommission nach Artikel 33 des Euratom-Vertrags binnen drei 
Monaten nach dem Beitritt die Rechts- und Verwaltungsvorschriftenmit, die im Hoheitsgebiet dieser 
Staaten den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer und der Bevölkerung gegen die Gefahren 
ionisierender Strahlungen sicherstellen sollen. 

TITEL III 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 173 

Die Anhänge I bis XIX und die Protokolle Nr. 1 bis 10, die dieser Akte beigefügt sind, sind 
Bestandteil der Akte. 

Artikel 174 

Die Regierung der Französischen, Republik übermittelt den Regierungen der neuen Mitgliedstaaten, 
je ein~ beglaubigte Abschrift des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl und derjenigen Verträge zur Änderung des genannten Vertrags, die bei der Regierung 
der Französischen Republik hinterlegt werden. 
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Artikel 175 

, ,. 

Die Regierung der Italienischen Republik übermittelt den Regierungen der neuen Mitgliedstaaten je' 
eine beglaubigte Abschrift des Vertrags zur üründung der Europäischen Gemeinschaft,des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft und der Verträge, durch die sie geändert oder 
ergänzt wurden, einschließlich der Verträge über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands und 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, der Republik Griechenland sowie des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik zur Europäischen Wirtschäftsgemeinschaft und 
zur Europäischen Atomgemeinschaft, sowie ferner des Vertrags über die Europäische Union, in 
dänischer, deutscher, englischer, französischer, griechischer, irischer, italienischer, niederländischer, 
portugiesischer und spanischer Sprache. . 

Die in fiQnischer, norwegischer',u~d sch~edischer Sprach~ abgefaßten Wortlaute dieser Verträge si~d 
dieser Akte beigefügt. Diese Wortlaute sind gleichermaßen verbindlich wie di~ Wortlaute der in 
Absatz 1 genannten Verträge in den derzeitigenSprachen~ . 

Artikel'176 

Eine beglaubigte Abschrift der im Archiv des Generalsekretariats des Rates der Europäischen Union 
hinterlegten internationalen Übereinkünfte wird den Regierungen der neuen Mitgliedstaaten vom' 
Generalsekretär_übermittelt. 
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VERHANDLUNGEN üBER DEN BEITRITT 
ÖSTERREICHS, FINNLANDS, NORWEGENS l)ND SCHWEDENS 

ZUR EUROPÄISCHEN UNION 

Briissel, den 12. April 1994 

AA-AFNS3 
final 

REDAKTIONSAUSSCHUSS FÜR DEN ENTWURF 
DER BEITRITTSAKTE 

Betr.: Anhang I zum Beitrittsvertrag 

Die Delegationen erhalten beigefügt Anhang I zum Beitrittsvertrag. 
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ANHANG I 

Liste mich Artikel 29 der. Beitrittsakte 

1. AUSSENBEZIEHUNGEN 

1. 370 L 0509: Richtlinie 70/509/EWG des Rates vom 27. Oktober 1970 über die Einführung einer 
Gemeinsamen Kreditversicherungspotice für mittel-~ und langfristige Ausfuhrgeschäfte mit 
öffentlichen Käufern (ABI.Nr. L 254 vom 23.11.1970; S. 1), geändert durch: 

InB: Akte über die Beitrittsbedingungen tinddie Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und. 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

179 H: Akte über: die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) . 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen des Beitritts und die Anpassungen der Verträge -
Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr.L 302 vom 
15.11.1985, S. 23). 

In Anhang A werden folgende Einträge in der Fußnote auf der ersten SeIte eingefügt:' . 

"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Republik Österreich, 
Valtiontakuukeskus/Statsgaraluicentralen, . 
Garanti-Instituttet for EkSponkrediit, 
Exportkredifllämden" . 

. 

2. 393 R 3030: Verordnung (EWG) Nr. 3030/93 des Rates vom 12. Oktober 1993 über die 
Gemeinsame Einfuhrregelung für bestimmte Textilwaren mit Ursprung m Drittländern 
(ABI. Nr. L 275 vom 8.11.1993, S. 1), geändert durch: 

393 R 3617: Verordnung (EG) Nr. 3617/93 der Kommission vom 22. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 328. vom 29.12.1993, S. 22) 

394 R 0195: Verordnung- (EG) Nr. 195/94 der Kommission vom· 12. Januar 1994 
(ABI. Nr. L 29 yom 2.2.1994, S. 1). 
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In Anhang 111 erhält Artikel 28 Absatz 6 zweiter Gedankenstrich folgende Fassung: 

.~ 11 zwei Buchstaben zur Bezeichnung des Bestimmungsmitgliedstaat~ nach folgendem Code: 

AT Österreich 
" 

= 
BL = Benelux 
DE ~ Deutschland 
DK = Dänemark 
EL = Griechenland 
ES = Spanien 
·FI = Finnland 
FR = . Frankreich 
GB' = . Vereinigtes Königreich 
JE = Irland 
IT = Italien 
NO = Norwegen 
PT = Portugal 
SE = Schweden" 

3. 370 L 0510: Richtlinie)0/51OJEWG des Rates vomJ27. Oktober 1970 über die Einführung einer 
Gemeinsamen Kreditversicherungspolice für mittel- und langfristige Ausfuhrgeschäfte mit 
öffentlichen Käufern (ABI. Nr. L 254 vom 23.11.1970, S. 26), geändert durch: . 

172 B: Akte übet die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
. Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) " 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

'185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.1 L 1985, 
S.23)., . 

In Anhang A werden folgende Einträge in der Fußnote auf der ersten Seite eingefügt: 

"Österreich: . Republik Österreich,' 
Finnland: '. V ciltiontakuukeskus /Statsgaranticentralen, 
Norwegen: Garanti-InstituttetJor Eksportkreditt, 
Schweden: Exportkreditnämden". 

4. 373 D 0391: Entscheidung 73/391/EWGdes Rates vom 3. Dezember 1973 über die Verfahren 
für Konsultation und Notifizierung auf dem Gebiet der Kreditversicherung, der Bürgschaften 
und der Finanzkredite.(ABl. Nr. L 346 vom 17.12.1973, S. 1), geändert durch: 

376 n 0641: Entscheidung 76/641/EWG des Rates vom 27. Juli J976 (ABI. Nt L 233 vom 
.16.8.1976, S. 25) 
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185 I: Akte überdie Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesfschen Republik (ABI. Nr. L302.vom 15.11.1985, 
S.23). 

Im Anhang wird in Artikel 3 Absatz 2 und Artikel 10 Absatz 2 die Zahlenangabe "sechs"rlurch 
"acht" ersetzt. 

5. Entscheidung des Rates vom 4. April 1978 über die Anwendung bestimmter Leitlinien auf dem, 
GebIet öffentlich unterstützter Exportkredite (nicht veröffentlicht), zuletzt verlängert durch: 

393 D. 0112; Entscheidung 931112/EWG des Rates vom 14. 'Dezember 1992 (ABI. Nr.' L 44 
vom 22.2.1993, S. 1). . 

In Anhang! "Verzeichnis der Teilnehmer" werden Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden 
. aus der Liste der Drittländer gestrichen und in die Fußnote der Aufzählung der Mitgliedstaaten 

der Gemeinschaft aufgenommen. 
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II. KAPITALVERKEHR UND WIRTSCHAFTS-,UND WÄHRUNGS PO LITIK-· 

1. 358 X 0301 P 0390: Beschluß des Rates vom 18. März 1958 über die Satzung des Währungsaus
schusses (AB!. Nr. 17. vom 6.10.1958; S. 390/58), geändert durch: 

362 D 0405 P 1064: Beschluß 6~/405/EWG des Rates vom 2. April 1962 (ABI. Nr. 32 vom' 
30.4.1962, S. 1064/62) 

172 B: Akte überdieBeitrittsbedingungenund die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands .und des Vereinigten KönigreichS Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S: 14) 

372 D 0377: Beschluß 721377/EWG des Rates, vom 30. Oktober 1972 (ABI. Nr. I 257 vom 
15.11.1972,5. 20) 

376 D 0332: Beschluß 76/332/EWG des Rates vqm 25. März 1976 (ABI. Nr. L 84 vom 
31.3.-1976, S. 56) . 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge .. Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (AB L Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

a) In Artikel? wird die Zahlenangabe'''vierzehn'' durch "achtzehn".ersetzt. 

b) In Artikel 10 Absatz 1 wird die Zahlenangabe "vierzehn" durch "achtzehn" ersetzt. 

2. 388 R1969: Verordnung (EWG) Nr. 1969/88 des Rates vom 24; Juni 1988 wr Einführung eines 
einheitlichen Systems d~s mittelfristigen finanziellen Beistands zur Stützung der Zahlungsbilanzen 
der Mitgliedstaaten (ABI. Nr.L 178 vom 8.7.1988, S. 1) 

Der Anhang erhält folgende Fassung: 
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"ANHANG 

..- Für die ausstehenden Kapitalbeträge gelten gemäß Artikel 1 Absatz 3 folgendePiafonds: 

- Mitgliedstaat Millionen ECU % des Gesamtbetrags 

Belgien - 765 5,49 
Dänemark 356 . 2,56 
Deutschland 2374 17,05 
Griechenland - 205 1,47 
Spanien 990 7,11 -
Frankreich 2374 17,05 
Irland , 138 0,99 
Italien 1 582 11,36 
Luxemburg 27 0,19 
Niederlande 791 - ,- 5,68 
Norwegen 302 2,17 -
Österreich 475 3,41 
Portugal 198' 1,42 
Finnland- 302 2,17 
Schweden 672 4,83 
Verdnigtes Königreich 2374 17,05 

Insgesamt 13925 100,00 

AA-AFNS 3 FINAL 5 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 101 von 728

www.parlament.gv.at



IH. WETTBEWERB 

A. ERMÄCHTIGUNGSVERORDNUNGEN 

L 365 R 0019: Verordnung Nr. 19/65/EWG des Rates ~om 2: März 1965 über dieAnwend~ngvon 
ArtiKel 85 Absatz '3 des Vertrags auf Gruppen von Ven:~inbarung#n und aufei~anderabgestimmten 
Verhaltensweisen (ABI. Nr. 36 vom6.3.1965,S. 533/65), geändert durch: 

172 B: Akte .über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungencter Verträge - Beitrittdes 
Königrei\chs . Dänemark, Irlands und· des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
NordirJand (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

179 f{: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungender Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI.Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungender Verträge - Beitritt des 
. Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 

S.23). 

Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 wird durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

"Die vorstehenden Unterabsätzegelten in gleicher Weise im Falle des Beitritts Österreichs, 
Finnlands, Norwegens und Sc:hwedens." . 

Absatz 2 wird durch. folgenden Unterabsatz ergänzt: 

"Absatz 1 gilt für Vereinbarungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen,. die infolge 
des Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens in den Anwendungsbereich 
von Artikel 85 Absatz 1 des Vertrags fallen 'und die gemäß den Artikeln 5 und 25 der 
Verordnung Nr. 17 innerhalb von sechs Monaten nach dem Beitritt angemeldet sein müssen, . 
nur dann, wenn diese Anmeldung innerhalb dieses Zeitraums erfolgt ist. Dieser Absatz gilt 
nicht fürVereinbarungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die zum Zeitpunkt 
des Beitritts bereits. in den Anwendungsbeieich des Artikels 53 - Absatz 1 des 
EWR::Abkommens fallen." 
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2. 371 R 2821: Verordnung (EWG) Nr. 2821/71 des Rates vom 20. Dezember 1971 über die 
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrags auf Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen' 
und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen (ABI. Nr. L 285 vom 29.12.1971, S. 46), 
geändert durch: 

372 R 2743: Verordnung (EWG) Nr. 2743/72 des Rates vom 19. Dezember 1972 (ABI. 
~r. L 291 vom 28.12.1972, S. 144) . ' 

179 H: Akte über die Ireitrittsbedingungen u~d di~ Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S., 17) 

·185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Po~tugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.2~. -

Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 wird durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

,"Die vorstehenden Unterabsätze gelten in gleicher Weise im_ Falle des Beitritts Österreichs, 
Finnlands, Norwegens und Schwedens." 

Absatz 2 wird durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

"Absati 1 gilt für Vereinbarungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die infolge 
des Beitritts Österreichs, Finnlands,Norwegens und Schwedens in den Anwendungsbereich 
von Artikel 85 Absatz 1 des Vertrags fallen und die gemäß den Artikeln 5 und 25 der 
Verordnung Nr. 17 innerhalb von sechs Monaten nach dem Beitritt angemeldet sein müssen, 
nur dann, wenn diese Anmeldung innerhalb dieses Zeitraums erfolgt ist. Dieser Absatz gilt 
n.icht für Vereinbarungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die zum Zeitpunkt 
des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich des Artikels 53 '. Absatz 1 des 
EWR-Abkommens fallen." 

3. 387 R3976: Verordnung (EWG) Nr. 3976/87 des Rates vom 14. Dezember 1987 zur Anwendung 
von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen und 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im Luftverkehr (ABI. Nr. L 374 vom 31.12.1987, 
S. 9), geändert durch: . , 

390 R 2344: Verordnung (EWG) Nr. 2344/90 vom 24. Juli 1990. (ABI. Nr. L 217 vom 
11.8.1990, S. 15) 

392 R 2411: Verordnung (EWG) Nr. 2411192 vom 23. Jul.i 1992 (ABI. Nr. L 240 vom 
24.8.1992, S. 19). ' 

- j .. 
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. Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 4 a 

Durch eine Verordnung nach Artikel 2 kann für·einen in jener Verordnung festgelegten Zeitrau~ 
bestimmt werden; daß das Verbot des· Artikels 8S Absatz -1 auf im Zeitpunkt des Beitritts bereits 
bestehende Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen nicht 
anwendbar ist,_ für die Artikel 85 Absatz 1 infolge des Beitritts von Österreich, Finnland, 
Norwegen und Schweden eigentlich gilt und die die Voraussetzungen des Artikels 85 Absatz 3 
nicht erfüllen. Dieser Artikel gilt jedoch nicht für Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander 
abgestimmte Verhaltensweisen, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich 
des Artikels 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen." 

4. 392 R 0479: Verordnung (EWG) Nt. 479/92 des Rates vom 25. Februar 1992 über die 
Anwendung des Artikels 85 Absatz 3 des Vertrages auf bestimmte Gruppenvon Vereinbarungen, 
Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen zwischen Schiffahrtsunternehmen 
(Konsortien) (ABI. Nt. L 55 vom 29.2.1992, S. 3) 

Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 3 a 

Durch eine Verordnung nach Artikel 1 kann für einen in jener Verordnung festgelegten Zeitraum 
bestimmt werden, daß das Verbot des Artikels 85 Ab.satz 1 auf im Zeitpunkt des Beitritts bereits 

. bestehende Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen nicht 
anwendbar ist, rur die· Artikel 85 Absatz 1 infolge des Beitritts von Österreich, Finnland, 
Norwegen und Schweden eigentlich gilt und die die Voraussetzungen des Artikels 85' Absatz 3 
nicht erfüllen. Dieser Artikel gilt jedoch nicht für Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander 
abg~stimmte yerhaltenswei~en, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich 
des Artikels 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens faHen." 
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B. VERFAHRENS VERORDNUNGEN 

1. 362 ROOI7: Verordnung Nr. -17 des Rates vom 6. Februar 1962 - Erste Dtirthführungsverord: 
nung zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrags (ABI. Nr. 13 vom 21.2.1962, S. 204/62), geändert 
durch: 

362 R 0059: Verordnung Nr. 59 des RateS vom 3. 'Juli 1962 (ABI. Nr. 58 vom -10.7.1962, 
S. 1655/62) 

. 363 R 0118: Verordnung Nr. 118/63/EWGdes Rates vom 5. November 1963 (ABI. Nr. 162 
vom 7.11.1963, S. 2696/63) 

371 R 2822: Verordnung (EWG)·Nr. 2822171 des Rates vom 20. Dezember 1971 (ABi. N[ 
L 285 vom 29 .12.1971, S. 49) 

172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
. Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S·. 14) 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) . 

. 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge::. Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen RepubJ ik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

Artikel.25 wird durch folgenden Absatz ergänzt: . 
. . 

"(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten in gleicherWeise im Falle des Beitritts Österre'ichs, Fillnlands,
Norwegens und Scnwedens. Sie gelten jedoch nicht für Vereinbarungen, Beschlüsse und 
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die zum ZeitPunkt des Beitritts bereits in den 
Anwendungsbereich des Artikels 53 Abs~tz 1 des EWR-Abkommens fallen." 

2. 368 R 1017: Verordnung (EWG}Nr. 1017/68 des Rates vom 19. Juli 1968 über die Anwendung 
von Wettbewerbsregeln auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs (ABI. 
Nr. L 175 vom 23.7.1968, S. 1), geändert durch: 

.. 
172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreich Dänemarks, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordi~land (ABI. Nr. L 733 vom 27.3.1972, S. 14) 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr.L 292 vom 19.11.1979, S. 17). 
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Artikel 30 

Absatz 3 wird durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

"Das Verbot des' Artikels 85 Absatz 1 des Vertrags gilt nichtfür Vereinbarungen, Beschlüsse 
und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, dIe zum Zeitpunkt des Beitritts Österreichs, 
Finnlands, Norwegens und Schwedens bestanden . und infolge des Beitritts in den' 
Anwendungsbereich des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrags fallen, sofern sie 'innerhalb von 
sechs Monaten nach dem Zeitpunkt d.es Beitritts so geändert werden, daß sie den 
Bestimmungen der Artikel 4 und5 dieser Verordnung entsprechen. Dieser Unterabs'atzgi!t 
jedoch nicht für Vereinbarungen,~Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, 
die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich des Artikels 53 Absatz 1 
des EWR':'Abkömmens fallen." 

3. 386 R 4056: Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 des Rates vom 22. Dezember 1986 Über die 
, Einzelheiten der Anwendung der Artikel 85 und 86 des Vertrages auf den Seeverkehr (ABI. Nr. 

L 378 vom 31.12.1986, S.4) 

Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 26 a 

Das Verbot des Artikels 85 Absa~ 1 des Vertra.gs gilt nicht für Vereinbarungen, Beschlüsse und 
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die zum Zeitpunkt des Beitritts Österreichs,Finnlands, < 

Norwegens und Schwedens bestanden und "infolge des Beitritts in den Anwendungsbereich des 
Artikels 85 Absatz 1 des Vertrags fallen, sofern sie innerhalb von ,sechs Monaten nach dein 
Zeitpunkt des Beitritts so geändert werden, daß sie den Bestimmungen der Artikel 3 bis 6 dieser 
Verordnung entsprechen. Dieser Artikel gilt jedoch nicht für Vereinbarungen, Beschlüsse und 
aufeinander abgestimmte Verhaitensweisen, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den, 
Anwendungsbereich des Artikels 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen." 

4. 389 R 4064: Verotdnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates vom 21. Dezember 1989 über die 
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen (ABI. Nr. L 395 vom 30.12.1989,S. 1, 
berichtigte' Textfassung in ABI. Nr. L 257 vom21.9.1990, S. 13) 

Artikel 25 wird durch folgenden Absatz ergänzt: ' 

"(3) Im Falle von Zusammenschlüssen, auf die diese Verordnung aufgrund eines Beitritts 
Anwendung findet, gilt statt des Zeitpunkts des lrikrafttretens dieser Verordnung der Zeitpunkt des 
Beitritts. Die zweite Alternative' in Absatz 2 gilt in gleiche~ Weise für die ,Eröffnung eines 
Verfahrens durch eine für den Wettbewerb zuständige Behörde des neuen Mitgliedstaats oder 
durch die EFTA-Überwachungsbehörde. ,; . ' 
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_ C. DURCHFÜHRUNGS VERORDNUNGEN 

1. 362 R 0027; VerordnungNr. 27 der Kommission-vom 3. Mai 1962 - Erste Ausfühtungsverord- . 
nung zur Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Feb.ruar 1962 (ABI. Nr. 35 vom 10.5.1962, 
S. 1118/62), geändert durch: 

375 R 1699: Verordnung (EWG) Nr. 1699/75 der Kommission vom 2. Juli 1975 (ABI. Nr. 
L 172 vom 3.7.1975, S. 11) -

'179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

385 R 2526: Verordnung (EWG) Nr. 2526/85 der Kommission- vom 5. August 1985 (ABI. 
Nr. L 240 vom 7.9.1985, S. 1) -

185 I: Akte über die Beitrittsbedingurigen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.1 L 1985, 
S.23) -

393 R 3666: Verordnung (EG) Nr.·3666/93 der Kommission vom 15. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L336 vom 31.12.1993, S. 1). 

In Artikel 2 Absatz 1 wird "infiinfzehnfacher Ausfertigung" ersetzt durch; "in neunzehnfacher 
Ausfertigung" . ,. 

2. 369 R 1629: Verordnung (EWG) Nr. 1629/69 der Kommission vom 8.- August 1.969 über Form, 
Inhalt und andere Einzelheiten der:-Beschwerden nach Artikel 10, der Anträge nach Artikel 12 
und der Anmeldungen nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr". 1017/68 des Rates 
(ABI. Nr. L 209 vom 21.8.1969, S: 1), geändert durch: -

393 R3666: Verordnung (EG) Nr. 3666/93 der Kommission vom 15. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 336 vom 31.12.1Q93, S. 1). 

In Artikel 3 Absatz 5 wird "in fiinfzehnfacher Ausfertigung" ersetzt durch "in neunzehnfacher 
Ausfertigung" . 

3. 388 R 4260: Verordnung (EWG) N r.4260/88 der Kommission vom 16. Dezember 1988 über die' 
Mitteilungen, Beschwerden, Anträge sowie über die Anhörung gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr.4056/86 des Rates über die Einielheiten der Anwendung von den Artikeln 85 und 86 des 
Vertrages auf den Seeverkehr (ABL Nr. L 376 vom 31.12.1988, S: l),geändert durch: 

- 393 R 3666: Verordnung (EG) Nr. 3666/93 der Kommission vom -15. Dezember 1993 
(ABI. Nr.L 336 vom 31.12.1993, S. 1). 

In Artikel 4' Absatz 4 wird "in fiinfzehnfacher Ausfertigung" ersetzt durch "in neunzehnfacher 
Ausfertigung". -
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4. 388 R 4261: Verordnung (EWG) Nr. 4261188der Kommissionvom 16. Dezemb'er 1988 über die 
Beschwerden, Anträge sowie überdie Anhörung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3975/87 des 
Rates über die Einzelheiten der Anwendung derWettbewerbsregeln auf Luftfahrtunternehmen 
(ABI. Nr. L 376 vom 3.1.12.1988, S. 10), geändert durch: . 

393R3666:Verordnung (EG) Nr. 3666/93 der Kommission vom 15. Dezember 1993 
(ABI. Nr.L336 vom 31.12.1993, S. 1). 

In Artikel 3 Absatz 4 wird "in fünfzehnfacher Ausfertigung" ersetzt durch "in neunzehnfacher 
Ausfertigung". . 

5. 390 R 2367: Verordnung (EWG) Nr. 2367/90 der Kommission vom 25. Juli 1990 über die 
Anmeldungen, über die Fristen sowie üher die Anhörung ·gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr. 4064/89 des Rates über die Kontrolle von UnternehmenszusammEmschlüssen (ABI.Nr. L 219 . 

. vom 14.8.1990, S. 5), geändert durch: 

393 R3666: Verordnung (EG) Nr. 3666/93 der Kommission vom 15. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 336 vom 31.12.1993, S. 1) . 

. In Artikel 2 Absatz 2 wird "in einundzwanzigfacher" ersetzt durch "in fünfundzwanzigfacher'.' und 
. "in sechzehnfacher Au~fertigung" durch "in zwanzigfacher Ausfertigung". 

D. GRUPPENFREISTELLUNGSVERORDNUNGEN 

1. 383 R 1983: Verordnung (EWG) Nr. 1983/83 der Kommission vom 22. Juni 1983 über die 
Anwendung von.Artikel 85 Absatz 3 des Vertrags auf Gruppen von Alleinvertriebsvereinbarungen 
(ABt Nr. L 173 vom 30.6.1983, S. 1), geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABLNr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). . . 

Fo~gender Artikel wird eingefügt: 

nArtikel 7 a 

Das Verbot des Artikels 85 Absatzl des Vertrags gilt nicht für Vereinbarungen, die zum 
Zeitpunkt des Beitritts Österreichs, Finnlands,. Norwegens und Schwedens bestanden und infolge 
des Beitritts in den Anwendungsbereich des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages fallen, sofern sie 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt des Beitritts so geändert werden, ·daß sie den 
Bestimmung~n dieser Verordnung entsprechen .. Dieser Artikel gilt jedoch nicht für Vereinba
rungen, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich des Artikels 53 
Absatz I des EWR-Abkommens fallen." 
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2. 383 R 1984: Verordnung (EWG) Nr. 1984/83 der Komrriission vom 22. Juni 1983 über die 
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen vQn Alleinbezugsvereinbarungen 
(ABI. Nr. L 173 vom 30.6.1983, S. 5), geändert durch: 

18S I: Akte über die Beitrittsbedirigungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI .. Nr. L 302 vom 15.11. 1985; 

. S. 23). 

Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 15 a _ 

Das Verbot des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrags gilt nicht, für Vereinbarungen, die zum 
Zeitpunkt des Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens bestanden und infolge 
des Beitritts in den Anwendungsbereich des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages fallen, sofern sie 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt deS Beitritts so geändert werden, daß sie den 
Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen. Dieser Artikel gilt jedoch nicht für Vereinba
rungen, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich des Artikels 53 
Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen. " 

3. 384 R 2349: Verordnung (EWG) Nr. 2349/84 der Kommission vo.m 23. Juli 1984 über'die 
Anwendung von Artikel 85 Absati 3 des Vertrags auf Gruppen von Patentlizenzvereinbarungen 
(ABI. Nr. L 219 vom 16.8.1984, S. 15), geändert durch: . -

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - B~itrftt des 
'Königreichs'Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11..1985, 
S.23) 

393 R 0151: Verordnung (EWG) Nr. 151/93 der Kommission vom 23. Dezember 1992 
(ABI. Nr. L 21 vom 29.1.1993, S. 8). 

Dem Artikel 8 wird folgender Absatz hinzugefügt: 
, ,-

"(4), Die Artikel 6 und 7 gelten entsprechend für Vereinbarungen, die infolge des Beitritts 
Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens unter Artikei 85 des Vertrages fallen, mit der 
Maßgabe, daß das Datum "13. März 1962" durch den Zeitpunkt des Beitritts und die Daten 
"1. Februar 1963"," 1. Januar 1967" und "1. April 1985" durch den Zeitpunkt sechs Monate nach 
dem'Beitrittersetzt werden. Die Abänderung dieser Vereinbarungen nach' Artikel 7 braucht der 
Kommission nicht mitgeteilt zU werden. Dieser Absatz gilt jedoch nicht für Vereinbarungen, die 
'zum Zeitpunkt des. Beitritts bereits in' den Anwendungsbereich des Artikels 53 Absatz 1 des 
EWR-Abkommens fallen." 
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4. 385 R 0123: Verordnung (EWG) Nr. 123/85 der Kommission vom 12. QezeIQber 1984 über die 
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Vertriebs- und Kundendienst
vereinbarungenüber Kraftfahrzeuge (ABL Nr. L 15 vom 18.1.1985, S. 16), geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedihgungen und die Anpassungen der "Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI: Nr. L '302 vom 15.1l.1985, 
S.23). 

Dem Artikel 9 wird folgender Absatz hinzugefügt: 

"(4) Die Artikel 7 und 8 gelten entsprechend für Vereinbarungen, die infolge des Beitritts 
Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens unter Artikel 85 des Vertrages fallen, mit der ,~ 
Maßgabe, daß ~das Datum "13. März 1962" ·durch den Zeitpunkt des Beitritts und die Daten 
"1. Februar 1963", " 1. Januar 1967" und "1. Oktober 1985" durch den Zeitpunkt sechs Monate 
nach dem Beitritt ersetzt werden. Die Abänderung dieser Vereinbarungen nach Artikel 7 braucht. 
der Kommission nicht mitgeteilt zu werden. D'ieser Absatz gilt jedoch nicht für Vereinbarungen, 
die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich des Artikels 53 Absatz 1 des 
EWR-Abkommens fallen." 

5. 385 R 0417: Verordnung (EWG) Nr. 417/85 der Kommission vom 19. Dezember 1984 über die 
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Spezialisierungsverein
barungen (ABI. 'Nr. L 53 vom 22.2.1985, S. 1), geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. ,L 302 vom 15.11.1985, ' 
S.23) , ' , , , 

393 R 0151: Verordnung (EWG) Nr. 151/93 der KOI}1mission vom 23., Dezember 1992 (ABI. 
Nr. L 21 vom 29.1.1993, S. 8). 

, Dem Artikel 9 awird folgenderAbsatz hinzugefügt: 

"Der vorstehende Absatz gilt entsprechend für die Vereinbarungen, die infolge des Beitritts 
Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens unte( Artikel 85 des Vertrages fallen, mit der 
Maßgabe, daß die angegebenen Zeitpunkte durch den Zeitpunkt des Beitritts dieser Länder bzw. 
durch den Zeitpunkt sechs Monate nach dem Beitritt ersetzt werden. Dieser Absatz gilt jedoch 

, nicht für Vereinbarungen, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich des 
Artikels 53 Absatz I des EWR-Abkommens fallen. ,i 

6. 385R 0418: Verordnung (EWG) Nr. 418/85 der Kommission vom 19. Dezember)984 über die 
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen über 
Forschung und Entwicklung (ABI. Nr. L 53 vom 22.2.1985, S. 5), geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugi~sischen Republik (ABI. Nr. L 30;2 vom 15.11.1985, 
S.23) '. '. 
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393 R 0151: Verordnung (EWG) Nr. 151/93 der Kommission vom 23. Dezembet"l992 (ABI. 
Nr. L 21 vom 29.1.1993, S.8). 

Dem ArtikeC 11 wird folgender Absatz hinzugefügt: 

"(7) Die Absätze 1, 2 und 3 gelten entsprechend für die Vereinbarungen, die infolge des 
Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens unter Artikel 85 des Vertrages fallen, 
mit der Maßgabe, daß das Datum "13. März 1962" durch den Zeitpunkt des Beitritts und die 
Daten "1. Februar 1963", "1. Januar 1967",1. März 1985 und "1. September J985" durch den 
Zeitpunkt sechs Monate nach dem Beitritt ersetzt werden. pie Abänderung dieser Vereinbarungen 
nach Absatz 3 braucht der Kommission nIcht mitgeteilt zu werden. Dieser Absatz gilt jedoch nicht 
für Vereinbarungen, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich des , 
Artikels 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen." . 

. '. . 

7. 388 R 4087: Verordnung (EWG) Nr. 4087/88 der Kommission vom 30. November 1988 über die 
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrags auf Gruppen von Franchisevereinbarungen 
(ABI. Nr. L 359 vom 28.12.1988, S. 46) 

Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Anikel8 a 

Das Verbot des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrags gilt nicht für Franchisevereinbarungen, die zum -
Zeitpunkt des Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens bestanden und infolge 
des Beitritts in den Anwendungsbereich des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrags fallen, sofern sie 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt des Beitritts so geändert werden, daß sie den 

, Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen. Dieser Artikel-gilt jedoch nicht für Vereinba
rungen, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich des Artikels 53 
Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen." 

8. 389 R 0556: Verordnung (EWG) Nr. 556/89 der Kommission vom 30. November 1988 über die 
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Know-how-Vereinbarungeh 
(ABI. Nr. L61 vom 4.3.1989, S. 1), geändert durch: 

393 R 0151: Verordnung (EWG) Nr. 151/93 der Kommission vom 23. Dezember 1992 (ABI. 
Nr. L21 voril29.1.1993, S. 8). 

) . 
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.. Dem Artikel 10 wird folgender Absatz hinzugefügt: 

"(4) . Die Artikel 8 und 9 gelten entsprechend für Vereinbarungen, die infolge des Beitritts 
Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens unter Artikel 85 des Vertrages fallen, mit 
der Maßgabe, daß das Datum "13. März 1962" durch den Zeitpunkt des Beitrittsu'nd die 
Daten "1. Februar 1963" und" 1. Januar 1967" durch den Zeitpunkt sechs Mqnatenachdem 
Beitritt ersetzt werden. Die Abänderung dieser Verejnbarungen nach Artikel 9 braucht de~ 

. Kommission nicht mitgeteilt zu werden. Dieser Absatz gilt jedoch nicht für Vereinbarungen, 
die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwen9~lOgsbereich des Artikels 53 Absatz J 
. des EWR-Abkommens, fallen." 

9. 392 R3932: Verordnung (EWG)Nr. 3932/92 der Kommission vom 21. Dezember 1992 über 
die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag .auf bestimmte Gruppen von 
Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen 
(ABI. Nr. L 398 vom 31.12.1992, S. 7) 

Dem Artikel 20 wird folgender Absatz hinzugefügt: 

"(4) Die Artikel 18 und 19 gelten entsprechend für Vereinbarungen, die infolge des 
Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens unter Artikel 85 des Vertrages 
fallen, mit der Maßgabe, daß das Datum "13. März 1962" durch den Zeitpunkt des Beitritts 
und die Daten "1. Februar-1963", "1. Januar i967", "31. Dezember 1993" und "1. April 
1994" durch den Zeitpunkt sechs Monate nach dem Beitritt ersetzt werden. Die Änderung 
dieser Vereinbarungen nach Artikel 15 brau<::ht der Kommission nicht mitgeteilt zu werden. 
Dieser Absatz gilt jedoch nieht ruf Vereinbarungen, die .Zum Zeitpunkt des Beitritts bereits 
in den Anwendungsbereich des Ar.tikels 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen." 

10. 393 R 1617: Verordnung (EWG) Nr. 1617/93 der Kommission vom 25. Juni 1993 zur 
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag auf Gruppen von Vereinbarungen, 
Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen betreffend die gemeinsame 
Planung und Koordinierung von Flugplänen, den gemeinsamen Betrieb von Flugdiensten, 
Tarifkonsultatiopen im Personen- und Frachtlinienverkehr sowie die Zuweisung von 
Zeitnischen auf Flughäfen (ABI. Nr. L 155 vom 26:6.1993, S. 18) 

Folgender· Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 6 a 

"Das Verbot des Artikels 85 Absatz I, des Vertrags gilt nicht für Vereinbarungen, Beschlüsse 
und aufeinander, abgestimmte Verhaltensweisen, die zum Zeitpunkt des Beitritts Österreichs, 
Finnlands, Norwegens und Schwedens bestanden und infolge des Beitritts in" den 
Anwendungsbereich des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrags fallen, sofern 'sie innerhalb von 
sechs Monaten nach dem Zeitpunkt des' Beitritts so geändert werden, daß sie den 
Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen. Dieser Artikel gilt jedoch nicht für 
Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die' ,zum 
Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich des Artikels 53 Absatz 1 des 

' .. EWR-Abkommens fallen." 
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1~. 393 R 3652: Verordnung (EWG) Nr. 3652/93 der Kommission vom 22. Dezember 1993zur 
Anwendung Von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrags auf bestimmte Gruppen von 

, Vereinbarungen zwischen Unternehmen über computergesteuerte Buchungssysteme für den 
Luftverkehr (ABI. Nr..L 333 vom 31.12.1993,S. 37) _,' , 

Folgender Artikel wird eingefügt:' 

"Artikel 14 a 

Das Verbot des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrags gilt nicht für Vereinbarungen, die zum 
Zeitpunkt des Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens und, Schwedens bestanden und 
infolge des Beitrittsin gen Anwendungsbereich des Artikels 85 Absatz! des Vertrags fallen, 
sofern sie innerhalb von sechs' Monaten nach dem Zeitpunkt des Beitritts so geändert werden, 
daß sieden Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen. Dieser Artikel gilt jedoch nicht 
für Vereinbarungen, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den Anwendungsbereich des, 
Artikels 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen." 

, ,. 
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IV. SOZIALPOLITIK 

A. SOZIALE SICHERHEIT 

1.,371 R 1408: Verordnung (EWG) Nr. 1408171 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwe.ndung der 
Systeine der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren F~ilienange
hörige, die innerhalb der Gemeinschaftzu,.. und abwandern (ABI. Nr. L 149 vom 5.7.1971, S. 2), 
geändert und aktualisiert durch: 

383 R 2001: Verordnung (EWG) Nr. 2001183 des Rates vom 2. Juni 1983 (ABI. Nt. L 230 
vom 22.8.1983, S. 6) 

und nachfolgend geändert durch: 

385 R 1660: Verordnung (EWG) Nr.-1660/85 des Rates vom 13. Juni lQ85 (ABI. Nr. L 160 
vom 20.6.1985, S. 1) 

385 R 1661: Verordnung (EWG) Nr. 1661/85 des Rates vom 13. Juni 1985 (ABI. Nr. L 160 
vom 20.6.1985, S. 7) . 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge- Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 ~om 15.11.1985, 

. S. 23) 

386 R 3811: Verordnung (EWG) Nr.3811/86 des Rates vom 11. Dezember 1986 (ABI. 
Nr. L355 vom 16.12.1986, S. 5) 

, (- - . . . .-

. 389 R 1305: Verordnung (EWG) Nr. 1305/89 des Rates vom 11. Mai 1989 (ABI. Nr. L 131 
vom 13.5.1989, S.I-) 

• 
389 R 2332: Verordnung (EWG) Nr. 2332/89.des Rates vom 18. Juln989 (ABI. Nr.. L 224 
vom 2.8.1989, S. 1) 

- - 389 R 3427: Verordnung (EWG) Nr. 3427/89 des Rates vom 30. Oktober 1989 
(ABI. Nr. L 331 vom 16.11.1989, S.1). 

391 R 2195: Verordnung (EWG)Nr. 2195/91 des Rates vom 25. Juni 1991 (ABI. Nr. L 206 
vom 29.7.1991,S. 2) 

AA-:AFNS 3 FINAL 18 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)114 von 728

www.parlament.gv.at



392 R1247:-Verordnung (EWG}Nr. 1247/92 des Rates vom30. April1992 (ABI. Nr. L -136 
vom 19.5.1992, S. 1) 

392 R 1248: Verordnung (EWG) Nr. 1248/92 des Rates vom 30. April 1992 (ABI. Nr.- L 136 
vom 19.5.1992,.S. 7) 

392 R 1249: Verordnung (EWG)Nr. 1249/92 des Rates vom 30. April 1992.(ABL N,r. L.I36 
vom 19.5.1992, S. 28) 

393 R 1945: Verordnung (EWG) Nr. 1945/93 des Rates vom 30. Juni 1993 (ABI. " Nr. L 181 
vom 23.7.1993, S. 1). . 

a) In Artikel 82 Absatz 1 wird die Zahl "72" durch "96" ersetzt. 

b) Anhang I Abschnitt I -';Arbeitnehmer "und/oder Selbständige (Artikel 1 Buchstabe a 
Ziffer ij und iii der Verordnung)" wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unterde~ Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird folgendes" 
eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Als Arbeitnehmer oder Selbständiger im Sinne vom Artikel 1 Buchstabe a 
Ziffer ii der Verordnung gilt jede Person, die Arbeitnehm~r oder Selbstän~ 
diger im Sinne des Gesetzes über nationale Versicherungen ist. 

L. ÖSTERREICH 

Gegenstandslos" : 

ii) Die B~chstabehnumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wirdvon "K" in "M" 
.. und der Überschrift "VEREINIGTES K.ÖNIGREICH" vQl1 "L" in "P" geändert. 

iii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "M. PORTUGAL" wird folgendes 
eingefügt: 

"N. FINNLAND 

Als Arbeitnehmer oder Selbständiger im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a 
Ziffer H der Verordnung gilt jede Person, die Arbeitnehmer oder Selbstän:.. 
digerim Sinne der Reehtsvorschriften über das System der beruflichen 
Renten ist. 

O. SCHWEDEN 

AA-AFNS 3 FINAL - " 

Als Arbeitnehmer oder Selbständiger im Sinne von .Artikel 1 Buchstabe a 
Ziffer ii derVerordnung gilt jede Person, die Arbeitnehmer oder Selbstän
diger im Sinne der Rechtsvorschriften über die Arbeitsunfallversicherung 
ist. " 

19 D 
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,. 

c) Anhang I AbschnittII "Familienangehörige (Artikel 1 Buchstabe f zweiter Satz der 
Verordnung) wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift, "J. NIEDERLANbE~"wird folgendes 
eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Für die Feststellung des Anspruchs auf Sachleistungen· nach Titel III 
Kapitel 1 der Verordnung bezeichnet der Ausdruck "Familienangehöriger" 
den Ehegatten oder ein Kind unter 25 Jahren. 

L. ÖSTERREICH' 

Gegenstandslos" . 

ii) Die Buchstabeifuumerierung der Überschrift "PORTUGAL'i wird von "K"in "M" 
und der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" von "L" in "P" geändert. 

iii) Nach dem' Eintrag unter 'der Überschrift "M. PORTUGAL" wird folgendes 
eingefügt: 

. 

"N. FINNLAND 

Für die Feststellung des Anspruchs auf Sachleistungen nach Titel III . 
Kapitel 1 der Verordnung bezeichnet der Ausdruck "Familienangehöriger" 
den Ehegatten oder ein: Kind im Sinne des Gesetzes über die Krankenver
sicherung. 

O. SCHWEDEN ,.. 

Für die Fesistellungdes Anspruchs auf Sachleistungen nach Titel In Kapitel' 
1 der Verordnung bezeichnet der Ausdruck "Familienangehöriger" den Ehe-
gatten oder ein Kind unter 18 Jahren." . 

d)" Anhang 11 Abschnitt I "Sondersysteme für Selbständige, die nach Artikel 1 Buchstabe j 
vierter Unterabsatz nicht in den Geltungsbereich der Verordnung'faIIen" wird wie folgt 
geändert: . 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird folgendes 
eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Gegenstandslos 

. ' 
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• 

L. ÖSTERREICH 

Die für Ärzte, Tierärzte, Rechtsanwälte, und Ziviltechniker errichteten 
Versicherungs- und Versorgungswerke, einschließlich Fürsorgeeinrichtungeo 

. und die erweiterte Honorarverteilung." 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird vo.n "K" in "M" 
und der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" von "M" in "p". geändert. 

iii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift. "M. PORTUGAL" wird folgendes 
eingefügt: 

"N. FINNLAND 

Gegenstandslos 

O. SCHWEDEN 

Gegenstandslos" . 

e) Anhang II Abschnitt II "Besondere Geburtsbeihilfen, die nach Artikel 1 Buchstabe u nicht 
in den Geltungsbereich der Verordnung fallen" wird wie folgt geändert: 

i) ·Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDEn wird folgendes 
eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

L. 

Pauschale, zahlbar, bei Geburt eines Kindes, gemäß norwegischem 
Versicherungsgesetz " 

ÖSTERREICH. 

Der allgemeine Teil der Geburtenbeihilfe" .. 

ii) Die Buchstabennumerierungder Überschriften "PORTUGAL" wird von "K" in "MI! 
und der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH'! von "LI! in "P" geandert. 

iii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "M. PORTUGAL" wird folgendes 
eingefügt: 

"N. FINNLAND 

AA-AFNS 3 FINAL 

Die Mutterschaftsbeihilfen insgesamt oder die pauschale Mutterschafts
beihilfe gemäß Gesetz über Mutterschaftsbeihilfe . 
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O. SCHWEDEN 

Keine". 

f) Anhang II Abschnitt III "Beitragsunabhängige Soncterleistungen im Sinne von Artikei 4 
Absatz 2 b. die nicht in' den Geltungsbereich der Verordnung fallen" wird ~wie folgt 
geändert: ' 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "1. NIEDERLANDE" wird folgendes' 
eingefügt: '. 

"K. NORWEGEN 

Keine 

L. '. ÖSTERREICH 

Die aufgrund der Rechtsvorschriften der Bundesländer i\n Behinderte und 
pflegebedürftige Personen gewährten Leistungen". 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "M," 
und der Überschrift "VEREINIOTES-1<ÖNIGREICH" von "L" in "P" geändert. 

iii) Nach dein Eintrag unter der Überschrift "M. PORTUGAL" wird folgendes 
eingefügt: 

" "N. FINNLAND 

Keine 

O. SCHWEDEN 

Keine". 

g). Anhang II a "(Artikel 10 a der Verordnung)" wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird folgendes 
eingefügt: 

J "K.NORWEGEN 

AA-AFNS 3 FINAL 

a) Grundbeihilfe und Pfiegebeihllfe gemäß· Artikel 8 Absatz 2 des 
norwegischen Versicherungsgesetzes vom 17. Juni 1966 Nr. 12 zur 
Deckung außerordentlicher Ausgaben für besondere Betreuung, Pflege 
oder Hilfe im Haushalt aufgrund der Behinderung,mit Ausnahme der 
Fälle, in denen der Begünstigte Alters-, Behinderten- oder Witwenrente 

. von der norwegischen Versicherungskasse erhält. 
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b) Garantierte Mindestzusatzr:ente für Personen mit einer angeborenen 
oder einer im Kindesalter erworbenen Behinderung gemäß Artikel 7 
Absatz 3 und Artikel 8 Absatz.4 des norwegischen Versicherungs

. gesetzes vom 17. Juni 1966 Nr. 12. 

c) Kinderbetreuungs- und Erziehungsbeihilfe für Witwen gemäß 
Artikel 10 Absätze 2 und 3 des norwegischen. Versicherungsgesetzes 
vom 17. Juni 1966 Nr. 12. 

L. ÖSTERREICH 

. a) Ausgleichszulage (Bundesgesetz vom 9. September 1955 über die 
Allgemeine . Sozialversicherung - ASVG, Bundesgesetz ,vom 
11. Oktober 1978 über die Sozialversicherung der in der gewerblichen 
Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen - GSVG und Bundesgesetz vom 
11. Oktober '1978 über die Sozialversicherung der in der Land,. und 
Forstwirtschaft selbständig Erwerbstätigen - BSVG). 

. . 
b) Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldgesetz mit Ausnahme von 

Pflegegeld, das von einem Träger der Unfallversicherung in Fällen 
gew~1rt wird, in denen die Behinderung durch einen Arbeitsunfall oder 
eine Berufskrankheit verursacht wurde. " 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "M" 
und der Übers~hrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" von "L"· in "P" geändert. 

iii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift. "M. PORTUGAL" wird folgendes 
eingefügt: 

\IN. FINNLAND 

a) Kinderbetreuungsbeihilfe (Gesetz über die Kinderbetreuungsbeihilfe, . 
444/69) 

b) . Behinderte<nbeihilfe (Gesetz über die Behindertenbeihilfe, 124/88) 

c) Wohngeld für Rentner (Gesetz über das Wohngeld für Rentner, ' 
591/18) 

d) Grundarbeit$Iosengeld (Gesetz über das Arbeitslosengeld, 602/84) für 
Personen, die qie entsprechenden Voraussetzungen für die Gewährung 
eines .einkommensabhängigen Arbeitslosengelds nicht erfüllen 

O. SCHWEDEN 

AA-AFNS 3 FINAL 

a) Städtisches Wohngeld als Zulage zur Grundrente (Gesetz 1962:392, 
neu veröffentlicht 1976: 1014) 

b) Behindertenbeihilfen; die nicht an Rentenberechtigte gezahlt Werden 
(Gesetz 1962:381, I).eu veröffentlicbt 1982: 120) . 

c) Pflegebeihilfe für behinderteKinder (Gesetz 1962:381, neu veröffent
licht 1982:120)". 

23 D 
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h) Anhang 111 Teil A "Bestimmungen aus Abkommen über soziale Sicherheit, die ungeachtet 
des Artik~ls 6 der Verordnung weiterhin gelten" wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift -"9. BELGIEN-NIEDERLANDE" wird 
folgendes eingefügt: 

"10. BELGIEN-NORWEGEN 

11. 

Gegenstandslos 

BELGIEN-ÖSTERREICH 

a) Artikel 4 des. Abkommens vom 4. April 1977 über soziale Sicherheit 
in bezug ayf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

b) Nummer III d~s Schlußprotokolls zu' obeng~nanntem Abkommen in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstimtwohnen". 

, ." 

ii) Die Numerierung der Überschrift "BELGIEN-PORTUGAL" wird von "10", in "12" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"13. BELGIEN-FINNLAND 

Gegenstandslos 

14. BELGIEN-SCHWEDEN 

Gegenstandslos" . 

iii) Die N umerierung der Überschrift" BELGIEN -VEREINI GTES KÖNIGREI CH" wird 
von" 11" in "15" geändert und die nachfolgeQden Überschriften werden wie folgt 
umnumeriert: 

" 16. DÄNEMARK-DEUTSCHLAND" 

"17. DÄNEMARK-SPANIEN" 

" 18. DÄNEMARK-FRANKREICH" 

" 19. DÄNEMARK-GRIECHENLAND" 
'.-

"20. DÄNEMARK-IRLAND" 

"21. DÄNEMARK-ITALIEN" 

"22. DÄNEMARK-LUXEMBURG" 

"23. DÄNEMARK-NIEDERLANDE" 
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iv) Nach dem EintragunterderÜberschrift "23. DÄNEMARK-NIEDERLANDE" wird 
folgendes eingefügt: 

"24. DÄNEMARK-NORWEGEN 

Artikel 10 'des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale 
Sicherheit 

25. DÄNEMARK-ÖSTERREICH 

. a) Artikel 4 des Abkommens vom 16. Juni 1987 über soziale Sicherheit 
in bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen .. 

b) Nummer I des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen m 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen". , 

v) Die Numerierung der Überschrift "DÄNEMARK-PORTUGAL" wird von "20" in 
"26" geändert und folgendes eingefügt: 

"27. DÄNEMARK-FINNLAND 

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom IS. Juni 1992 über soziale 
Sicherheit 

. 28. DÄNEMARK-SCHWEDEN 

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale 
Sicherheit" • 

vi) Die Numerierungder Überschrift "DÄNEMARK-VEREINIGTES KÖNIGREICH" 
wird von "21" in :'29" geändert und die nachfolgenden Überschriften werden wie 
folgt umnumeriert: 

"30. DEUTSCHLAND-SPANIEN" 

"31. DEUTSCHLAND-FRANKREICH" 

"32. DEUTSCHLAND-GRIECHENLAND" . 

"33. DEUTSCHLAND~IRLAND" 

"34. DEUTSCHLAND~ITALIEN" 

"35.' DEUTSCHLAND-LUXEMBURG" 

"36. DEUTSCHLAND-NIEDERLANDE". 

vii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "36. DEUTSCHLAND-NIEDERLANDE" 
wird folgerides eingefügt: 

".37. DEUTSCHLAND-NORWEGEN. 

Gegenstandslos' 

AA-AFNS 3 FINAL 25 D 

, I 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 121 von 728

www.parlament.gv.at



", 
38. DEUTSCHLAND.,ÖSTERREICH 

a) Artikel 41, des Abkommens vom 22. Dezember 1966 über soziale 
Sicherheit, geändert durch die Zusatzabkommen Nr. 1~om 10. ApriL 
1969, Nr. 2 vom 29. März 1974 und Nr. 3 vom 29. August 1980 

, . 
b) Ziffer 3 Buchstaben c und d, Ziffer 17, Ziffer'20 Buchstabe a und 

Ziffer 21 des' Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen ' 

, ' 

c) Artikel 3 des obengenannten Abkommens in bezug auf Personen, die 
, in einem Drittstaat wohnen 
. : ~ ~ .. 

d), Ziffer 3 Buchstabe g des' Schlußprotokolls zü obengenanntem 
Abkommen in bezug auf Personen, die in einem Drittstaarwohnen . 

e) Artikel 4 Absatz 1 des obengenannten Abkommens in bezug auf die ~ 

deutschen Rechtsvorschriften,nach denen Unfälle (und Berufs;' 
krankheiten), die außerhalb des Hoheitsgebietes der Bundesrepublik 
Deutschland eingetreten sind, ,sowie Zeiten, die außerhalb dieses 
Hoheitsgebietes zurückgelegt werden, keinen Anspruch auf Leistungen 
begründen, bzw. einen' solchen Anspruch nur unter bestimmten 
Bedingungen begründen, wenn die Berechtigten ihren Wohnsitz" 
außerhalb des Hoheitsgebietes der Bundesrepublik Deutschland haben, 
und zwar in Fällen, in denen: 

i)' die Leistungen am 1. Januar 1994 bereits erbracht werden oder 
erbracht werden könnten, 

ii) die betreffende Person vor dem 1. Januar 1994 ihren gewöhn
lichen Aufenthalt in Österreich genommen hat und die Leistung 
aus der Renten- und Unfallversicherung bis zum 31: Dezember 
1994 beginnt. 

f) Ziffer J 9 Buchstabe b des Schlußprotokolls zu obengenanntem 
Abkommen. Bei der Anwendung von Ziffer 3 Buchstabe c dieser 
Bestimmung darf der vom zuständigen Träger anzurechnende Betrag 
den Betrag nicht übersteigen, der auf die von ihm zu entschädigenden 
entsprechenden Zeiten entfällt. 

g) Artikel 2 des Zusatzabkommens Nr. 1 vom 10. April 1969 zu obenge-
nanntem Abkommen ' ' 

h) Artikel 1 Absatz 5 und Artikel 8 des Abkommens vom 19. Juli 1978 
über die Arbeitslosenversicherung 

i) Ziffer 10 des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen". 

viii) Die Numerierung der Überschrift "DEUTSCHLAND-PORTUqAL" wird von ,"29" 
in "39" geändert und folgendes eingefügt: 

"40. DEUTSCHLAND-FINNLAND 

a) 'Artikel 4 des Abkommens vom 23. April 1979 über soziale Sicherheit 
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· b) Nummer 9 Buchstabe ades Schlußprotokolls zu . obengenanntem .. 
Abkommen 

41. DEUTSCHLAND-SCHWEDEN 

a) Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens vOm 27 . Februar 1976 über soziale 
Sicherheit . 

b) Nummer 8 Buchstabe ades Schlußprotokolls 'zu ob~ngenanntem 
Abkommen". 

ix) Die Numerierung der Überschrift "DEUTSCHLAND-VEREINIGTES 
KÖNIGREICH" wird von "30" in "42" geändert und die nachfolgenden Über-
schrift~n werden wie foJgt umnumeriert: . 

"43. SPANIEN-FRANKREICH" 

"44. SPANIEN-GRIECHENLAND" 

"45. SPANIEN-IRLAND" 

"46. SPANIEN-ITALIEN" 

"47. SPANIEN-LUXEMBURG" 

"48. SPANIEN-NIEDERLANDE" . 

x) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "48. SPANIEN-NIEDERLANDE" wird 
folgendes t<ingefügt: 

"49. SPANIEN-NORWEGEN 

50. 

Gegenstandslos 

SP AN,IEN -ÖSTERREICH 

a) Artikel 4 des Abkommens vom 6. November 1981 über soziale 
Sicherheit in bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

b) Nummer II des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen". 

xi) Die Numerierung der Überschrift "SPANIEN-PORTUGAL" wird von"37" in "51" 
geändert und folgendes eingefügt: 

."52. SPANIEN-FINNLAND 

Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vom 19. Dezerriber 1985 über soziale 
Sicherheit 

53. SPANIEN-SCHWEDEN 

AA-AFNS 3 FINAL _ 

Artikel 5 Absatz· 2 und Artikel 16 des Abkommens vom 29. Juni 1987 über' . 
soziale Sicherheit" . 
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xii) Die Numerierung der Überschrift ;'SPANIEN-VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird 
von "38" in "54" geändert und eHe nachfolgenden Überschriften werden wie folgt 
umnumeriert: 

"55. FRANKREICH-GRIECHENLAND" 

"56. FRANKREICH-IRLAND" 

"57. FRANKREICH-ITALIEN" 

"58. FRANKREICH -LUXEMBURG" 

"59. .. FRANKREICH-NIEDERLANDE" .. 

xiii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "59. FRANKREICH-NIEDERLANDE" 
" . 

wird folgendes eingefügt: ": 

"60. FRANKREICH-NORWEGEN 

Keine 

61. FRANKREICH -ÖSTERREICH 

Keine". 

xiv) Die Numerierung der Überschrift "FRANKREICH-PORTUGAL" wird von "44" 
in "62" geändert und folgendes eingefügt: 

"63. FRANKREICH -FINNLAND 

Keine 

64. FRANKREICH-SCHWEDEN 

Keine". 

xv) Die Numerierung der Überschrift "FRANKREICH-VEREINIGTES KÖNIGREICH" 
wird 'von "45" in "65" geändert und die nachfolgenden Überschriften werden wie 

. folgt umnume"riert: 

"66. GRIECHENLAND-IRLAND" 

"67. GRIECHENLAND-ITALIEN" 

"68. GRIECHENLAND-LUXEMBURG" 

"69. GRIECHf;NLAND-NIEDERLANDE". 

xvi) Nachdem Eintrag unter der Überschrift" 69. GRIECHENLAND-NIED ERLAND E" 
wird folgendes' eingefügt: 
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"70. GRIECHENLAND-NORWEGEN 

Artikel 16 Absatz 5 des Abkommens vom 12. Juni 1980 über soziale 
Sicherheit 

71. GRIECHENLAND-ÖSTERREICH 

a) , Artikel 4 des Abkommens vom 14. Dezember 1979 über soziäle 
Sicherheit, geändert durch .das Zusatzabkommen vom 21. Mai 1986 in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

. b) NummerIJ des Schlußprotokolls zu obengenartntem Abkommen in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen" . 

.xvii). Die Numerierung der Überschrift "GRIECHENLAND-PORTUGAL" wird von "50" 
. in "72" geändert>und folgendes eingefügt: 

"73. GRIECHENLAND-'-FINNLAND 

ArtikelS Absatz 2 und Artikel 21 des Abkommens vom 11. März 1988 
über soziale Sicherheit 

74. GRIECHENLAND-SCHWEDEN 

ArtikelS Absatz'2 und Artiker23 des Abkommens vom 5. Mai 1978 über 
soziale Sicherheit, geändert durch das Zusatzabkommen vom 14. September 
1984". 

xviii) Die Numerierung der' Überschrift "GRIECHENLAND-VEREINIGTES 
KÖNIGREICH" wird von "51" in "75" geändert und die nachfolgenden Über
schriften werden wie folgt umnumeriert: . 

"76. IRLAND-IT AllEN" 

"77. IRLAND-LUXEMBURG" 

"78., IRLAND-NIEDERLANDE" . 

xix) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "78. IRLAND~NIEDERLANDE" wird 
folgendes eingefügt . . , 

"79. IRLAND-NORWEGEN 

Gegenstandslos 

80. IRLAND~ÖSTERREICH 

AA-AFNS 3 FINAL 

Artikel 4 des Abkommens vom 30. September 1988 über soziale Sicherheit 
in bezug auf Personen, die in 'einem Drittstaat wohnen". 

, 29D 
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xx) Die Numerierung der Übeis'ch~if'ti' IRLAND-PÖR tu GAL" 'wird von "55" in" 81 " 
geändert und folgendes eingefügt: 

"82. IRLAND-FINNLAND 

Gegenstandslos 

83'. IRLAND-SCHWEDEN 

(' Gegenstandslos" .-

xxi) ,Die Numer,ieruQ,g ,der Überschrift "iRL.ÄND~ VEREiNIGTES KÖNIGREICH" wird 
von "56" in' "84'" geändert und die nachfolgenden Überschriften werden wie folgt 
umnumeriert: 

"85. ITALIEN-LUXEMBURG" 

, "86. ITALIEN-NIEDERLANDE". 

xxii) , Nach dem: Eintrag_unter der Überschrift "86. ITALIEN-NIEDERLANDE'" wird 
folgendes eingefügt: 

"87. ITALIEN-NORWEGEN 

Keine 

88., ITALIEN-ÖSTERREICH 

a) Artikel 5 Absatz 3 'und Artikel 9 Absatz 2 des Abkommens vom 
21. Januar 1981 über soziale Sicherheit 

b) Artikel 9 Absatz 4 des obengenannten Abkommens in bezug auf 
Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

',c) Artikel 4 des obengenannten Abkommens und Ziffer, 2 des 
Schlußprotokollszuobengenanntem Abkommen in bezug auf Personen, 
die in einem Drittstaat wohnen". ' 

xxiii) Die Numerierung der Überschrift "ITALIEN-PORTUGAL" wird von "59" in "89" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"90. ' ITALIEN-FINNLAND 

Gegenstandslos, 

91. ITALIEN-SCHWEDEN' 

Artikel 20 des' Abkommens vom 25 September 1979 über soziale Sicher
heit". 
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xxiv) . Die Numerierung der Überschrift "ITÄLlEN-VEREINIGTESKÖNIGREICH" wird 
von "60" in "92" geändert und die nachfolgende Überschrift wie folgt umnumeriert: 

'. 

"93. LUXEMBURG-NIEDERLANDE". 

xxv) Nach dem Eintrag'unter der Überschrift "93. LUXEMBURG-NIEDERLANDE"· 
wird folgendes eingefügt: 

xxvi) 

"94. LUXEMBURG-NORWEGEN 

Keine 

95. . LUXEMBURG-ÖSTERREICH 

a) Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vom 21. Dezember 1971 über 
soziale Sicherheit,geändert durch die Zus~tzabkommen Nr. 1 vom 16. 
Mai 1973 und Nr. 2 vom 9. Oktober 1978 

b) Artikel 3 Absatz 2 des obengenannten Abkommens in bezug aufPerso
nen, die 'in einem Drittstaat wohnen 

c) Nummer 1lI des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen. in . 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen' ... 

Die Numerierung der Überschrift "LUXEMBURG-PORTUGAL" wird von "62" in 
"96" geändert und folgendes eingefügt: 

"97. LUXEtviBURG-FINNLAND 

Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vom 15. September 1988 über soziale 
Sicherheit 

98. LUXEMBURG-SCHWEDEN 

a) Artikel·4 und Artikel 29 Absatz 1 des Abkommens vom 21. Februar' 
1985 über soziale Sicherheit in .bezug auf Personen, die in einem 
Drittstaat wohnen 

b) Artikel 30 des obengenannten Abkommens". 

xxvii) . Die Numerierung der Überschrift "LUXEMBURG-VEREINIGTES KÖNIGREICH 
. wird von ,"63" in "99" geändert und folgendes eingefügt: 

"100. NIEDERLANDE-NORWEGEN 

AA-AFNS 3 FINAL 

Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vom 13. April 1989 über soziale 
Sicherheit 
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101. NIEDERLANDE-ÖSTERREICH 

a) Artikel 3 des Abkommens vom 7. März 1974 über soziale Sicherheit, 
geänd~rt durch ,das Zusatzabkommen vom 5. Npvember 1980 in bezug 
auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

b) Nummer II des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen" . 

xxviii) . Die Numerierung der Überschrift "NIEDERLANDE-PORTUGAL" wird von "64" 
in "102" geändert und folgendes eingefUgt: 

"103. NIEDERLANDE-FINNLAND 

. Gegenstandslos 

104. NIEDERLANDE-SCHWEDEN 

Artikel 4 und Artikel 24 Absatz 3' des Abkommens vom 2. Juli 1976 über 
soziale Sicherheit in bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen". 

xxix) Die Numerierung der Überschrift "NIEDERLANDE-VEREINIGTES 
KÖNIGREICH" wird von "65" in "105" geändert und folgendes eingefügt: 

"106. NORWEGEN-ÖSTERREICH 

. aj Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vom 27. August 1985 über soziale 
Sicherheit ' 

b) Artikel 4 des obengenannten Abkommens in bezug auf Personen, die 
in einem Drittstaat wohnen . 

c) Nummer II des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen in 
. bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen . 

107. NORWEGEN-PORTUGAL 

Artikel 6 des Abkommens vom 5. Juni 1980 über soziale Sicherheit 

108. NORWEGEN-FINNLAND 

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale 
. Sicherheit 

109. NORWEGEN-SCHWEDEN 

Artikel 10 des Nordischen Abkorrimens vom 15. Juni 1992 über soziale 
Sicherheit 

110. NORWEGEN-VEREINIGTES KÖNIGREJCH 

Keine 
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111. ÖSTERREICH-FINNLAND 

a) Artikel 4 des Abkommens vom 1 L Dezember 1985 über soziale 
Sicherheit, geändert durch das Zusatzabkommen vom 9. März 1993 in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen _. . , 

b} Nummer II des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen 10 

bezug auf Personen,die in einem Drittstaat wohnen 

112. ÖSTERREICH-PORTUGAL 

Keine 

113. ÖSTERREIClI.:SCHWEDEN 

a) Artikel 4 und Artikel 24 Absatz 1 des Abkommens vom 11. November 
.1975 über soziale Sicherheit, geändert durch das Zusatzabkommen vom 
21. Oktober 1982 in bezug auf Personen, die in einem Drittstaat 
wohnen 

b} Nummer II ·des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

114. ÖSTERREICH-VEREINIGTES KÖNIGREICH 

AA;.AFNS 3 FINAL· 

a) Artikel 3 des Abkommens vom 22. Juli 1980über soziale Sicherheit, 
geändert durch die Zusatzabkommen NL l1/om 9. 'Dezember 1985 und 
Nr .. 2 vom 13. Oktober 1992 in bezug auf Personen, die in einem 
Dfittstaat wohnen 

b) Protokoll über Sachlelstung~nzu obengenanntem Abkommen, mit Aus
nahme des Artikels 2 Absatz 3 in bezug auf Personen, die keinen 
Anspruch nach Titel. 111 Kapitel 1 der Verordnung geltend machen 
können 

\ 
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115. PORTUGAL-FINNLAND 

Gegenstandslos 

116. PORTUGAL-SCHWEDEN 

Artikel 6 des Abkommens vom 25. Oktober 1978 über soziale SicAerh~it". 

xxx) Die Numerierung der Überschrift "PORTUGAL-VEREINIGTES KÖNIGREICH" 
wird von "66" in "117" geändert und folgendes eingefügt: -

"118. FINNLAND-SCHWEDEN 

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale 
Sicherheit-

119. FINNLAND-VEREINIGTES KÖNIGREICH, 

Keine 

120. SCHWEDEN-VEREINIGTES KÖNIGREICH 

" 

Artikel 4 Absatz 3 des Abkommens vom 29. Juni 1987 über soziale 
Sicherheit" . 

h)' Anhang III Teil B "Bestimmungen aus Abkommen, deren GeItungsbereich nicht alle 
Personen umfaßt, auf die die Verordnung anzuwenden ist" wird wie folgt geäß~ert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "9. BELGIEN~NIEDERLANDE" wird 
folgendes eingefügt: ' 

"10. BELGIEN-NORWEGEN 

Gegenstandslos, 

11. BELGIEN~ÖSTERREICH 

a) Artikel 4 des Abkommens vom 4. April 1977 über soziale Sicherheit 
- iq bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

b) Nummer III des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen -in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen" . 

ii) Die Numerierung der Überschrift "BELGIEN-PORTUGAL" wird von "10" in "12" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"13. BELGIEN-FINNLAND 

Gegenstandslos 
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14. BELGIEN-SCHWEDEN 

Gegenstandslos" . 

iii) Die Numerierung der Uberschrift "BELGIEN-VEREINIGTES KONIGREICH" wird 
von "11" in "15" geändert und die nachfolgenden Überschriften werden wie folgt 
umnumeriert: 

"16; -DÄNEMARK-DEUTSCHLAND" 

" 17. DÄNEMARK-SPANIEN" 

" 18. DÄNEMARK-FRANKREICH" 

" 19. DÄNEMARK-GRIECHENLAND" 

"20. DÄNEMARK-IRLAND" 

"21. DÄNEMARK-ITALIEN" 

"22. DÄNEMARK-LUXEMBURG" 

"23. DÄNEMARK-NIEOERLANDE". 

iv) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "23. DÄNEMARK-NIEDERLANDE" wird 
folgendes eingefügt: -

"24. DÄNEMARK-NORWEGEN 

Keine 

25. DÄNEMARK-ÖSTERREICH 

a) Artikel 4 des Abkommens vom 16. 'Juni 1987 über soziale Sicherheit 
in bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

b) Nummer I des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen in 
bezug 'auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen". 

v) Die Numerierung der Überschrift "DÄNEMARK-PORTUGAL" wird von "20" in 
"26" geändert und folgendes eingefügt: . 

"27. DÄNEMARK-FINNLAND 

Keine 

28. DÄNEMARK-SCHWEDEN 

Keine". 
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vi) Die Numerierung der Überschrift "DÄNEMARK-VEREINIGTES KÖNIGREICH" 
wird von "21" in "29" geändert und die nachfolgenden Überschriften werden wie' 
folgt umnumeriert: -

"30. DEUTSCHLAND~SPANIEN"-

"31. DEUTSCHLAND-FRANKREICH" 

"32. DEUTSCHLAND-GRIECHENLAND:' 

"33. DEUTSCHLAND-IRLAND". 

"34. DEUTSCHLAND-ITALIEN" 

. "35. DEUTSCHLAND-LUXEMBURG" 

"36. DEUTSCHLAND-NIEDERLANDE". 

vii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "36. DEUTSCHLAND-NIEDERLANDE" 
wird folgendes eingefügt: . '. 

"37. DEUTSCHLAND-NORWEGEN 

'. Gegenstandslos 

38. DEUTSCHLAND:ÖSTERREICH 

AA-AFNS 3 FINAL 

a) Artikel 41· des Abkommens vom 22. Dezember 1966 über soziale 
Sicherheit,geändert durch die Zusatzabkommen Nr. 1 vom 10. April 
1969,Nr. 2 vom 29: März 1974 und Nr. 3 vom 29. August 1980 

b) Ziffer 20' Buchstabe ades Schlußprotokolls zu obengenanntem 
Abkommen 

c) Artikel 3 des obengenannten Abkommens in bezug auf Personen, die 
in einem Drittstaat wohnen . 

d) Ziffer. 3 Buchstabe g des Schlußprotokolls _ zu . obengenanntem 
Abkommen 

e) Artikel 4 Absatz 1 des obengenannten Abkommens in bezug auf die 
deutschen Rechtsvorschriften, nach denen Unfälle {und Berufs
krankheiten), die außerhalb des Hoheitsgebietes der Bundesrepublik 
Deutschland eingetreten sind, sowie Zeiten, die außerhalb dieses 
Hoheitsgebietes zurückgelegt werden, keinen Anspruch auf Leistimgen 
begründen, bzw. einen solchen Anspruch nur· unter bestimmten 
Bedingungen begründen, wenn die Berechtigten außerhalb des 
Hoheitsgebietes derBundesrepublik Deutschland ihren Wohnsitz haben~ 
und zwar in Fä1le~, in denen: 

i) die Leistungen am 1. Januar 1994 bereits erbracht werden oder 
erbracht werden könnten, 

ii) die betreffende Person vor dem 1. Januar 1994 ihren gewöhn
lichen Aufenthalt in Österreich genommen hat urid die Leistung 
aus der Renten- und Unfallversicherung bis zum.31. Dezember 
1994 beginnt. 

36 D 
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tj Ziffer 19 Bu~hstabe b des Schlußprotokollszu obengenanntem 
Abkommen. Bei der Anwendung von- Nurnmer 3 Buchstabe c dieser 
Bestimmung darf der vom zuständigen Träger anzurechnende Betrag 
den Betrag nicht übersteigen, der auf die von ihm zU entschädigenden 
entsprechenden Zeiten entfällt." 

viii) Die Nurnerierung der Überschrift "DEUTSCHLAND-PORTUGAL" wird von~1I29" 
in "39" geändert und folgendes eingefügt: 

"40. DEUTSCHLAND-FINNLAND 

Artikel 4 des Abkommens vom 23. April 1979 über soziale Sicherheit 

41. DEUTSCHLAND-SCHWEDEN 

Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens vom 27. Februar 1976 über soziale 
Sicherheit" . 

ix) Die Numerierung' der Überschrift "DEUTSCHLAND-VEREINIGTES 
KÖNIGREICH" wird von "30" in "42" geäridert und die nachfolgenden Über
schriften werden wie folgt umnumeriert: 

"43. SPANIEN-FRANKREICH" 

"44, SP ANIEN -GRIECHENLAND" 

"45. SPANIEN-IRLAND" 

"46. SPANIEN-ITALIEN" 

"47. SPANIEN-LUXEMBURG" 

"48. SPANIEN-NIEDERLANDE" . 

x) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "48. SPANIEN-NIEDERLANDE" wird 
f9lgende~ eingefügt: . . 

"49. . SPANIEN-NORWEGEN 

Gegenstandslos 

50. S'PANIEN-ÖSTERREICH 

a) Artikel 4 des Abkommens vom 6. November 1981 über soziale 
Sicherheit in bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

b) Nummer II des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen". 

2'i) Die Numerierung d~r Überschrift "SPANIEN-PORTUGAL" wird von "37" in "51" 
geändert und folgendes eingefügt: 

AA-AFNS 3 JilNAL, 37 D 
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. "52. SPANIEN-FINNLAND 

Artikel 5 Absati 2 des Abkommens vom 19. Dezember. 1985 'über soziale 
. Sicherheit 

53. SPANIEN*SCHWEDEN 

Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 16 des Abkommens vom 29. Juni 1987 über , . ..' 

soziale SiCherheit" . 

xii) Die Numerierung der Überschrift "SPAJ'.ÜEN~VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird 
von "38" in "54" geändert und die nachfolgenden Überschriften werden wie folgt 
umnumeriert: 

"55. FRANKREICH-GRIECHENLAND" 

"56. FRANKREICH-IRLAND" 

"57. FRANKREICH-ITALIEN" . 

"58. FRANKREICH*LUXEMBURG" 

"59. . FRANKREICH-NIEDERLANDE" . 

xiii): Nach dem Eintrag unter der Überschrift "59. FRANKREICH-NlEDERLANDE" 
wird folgendes eingefügt: 

"60., FRANKREICH-NORWEGEN 

Keine 

61. FRANKREICH,·ÖSTERREICH 

Keine". 

xiv} Die Numerierung der Überschrift "FRANKREICH-PORTUGAL" wird von, "44" . 
in "62" geändert und .folgendes eingefügt: 

'''63. FRANKREICH-FINNLAND 

Gegenstandslos 

64. . FRANKREICH-SCHWEDEN 

Keine" .• 

xv) DieNumerierung der Überschrift" FRANKREICH -VEREINIGTES KÖNIGREICH" 
wird von "45" in "65" geändert und die nachfolgenden Überschriften werden wie 
folgtumnumeriert: 

"66. GRIECHENLAND-IRLAND" 

"67. GRIECHENLAND-ITALIEN" 
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"68 ... GRIECHENLAND-LUXEMBURG" 

"69. GRIECHENLAND-NiEDERLANDE". 

xvi) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "69. GRIECHENLAND-NIEDERLANDE" 
wird folgendes eingefügt: 

"70. GRIECHENLAND-NORWEGEN 

Keine 

71. . GRIECHENLAND~ÖSTERR.EICH 

a) - Artikel 4 des Abkommens vom 14. Dezember 1979 über s'oziale 
S1cherheit, geändert durch das Zusatzabkommen vom 21. Mai 1986 in . 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

b) NummerII des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkomm~n in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen". 

xvii) Die Numerierung der Überschrift "GRIECHENLAND-PORTUGAL" wird von "50" 
in "72" geändert und folgendes eingefügt: 

"73. GRIECHENLAND-FINNLAND 

ArtikelS Absatz 2 des Abkommens vom 11. März 1988 über soziale 
Sicherheit 

74. GRIECHENLAND-SCHWEDEN 

ArtikelS Absatz 2 des Abkommens vom 5. Mai 1978 über soziale 
Sicherheit, geändert durch das Zusatzabkommen vom 14. September 1984". 

~viii) Die Numerierung der Überschrift "GRIECHENLAND-VEREINIGTES 
KÖNIGREICH" wird von "51" in "75" geändert und die nachfolgenden Qber
schriften werden wie folgt umnumeriert: 

"76. IRLAND~IT AUEN" 

"77. IRLAND-LUXEMBURG" 

"78. IRLAND-NIEDERLANDE". 

xix) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "78. IRLAND-NIEDERLANDE" wird 
folgendes eingefügt: 

"79. IRLAND-NORWEGEN 

Gegenstandslos 
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80. 'IRLAND-ÖSTERREICH 

Artikel 4 des Abkommens vom 30:' September 1988 über soziale Sicherheit 
in bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen". 

xx) Die Numerierung der Überschrift "IRLAND-PORTUGAL" wird von "55" in "81" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"82. IRLAND-FINNLAND 

Gegenstandslos 

83.' IRLAND-SCHWEDEN 

, Gegenstandslos" . 

. xxi) Die Numerierung der Überschrift "IRLAND-VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird 
von "56" in "84" geändert und die nachfolgenden ÜberschriftenWerden'wie folgt 

- umnumeriert: 

"85. ITALIEN-LUXEMBURG" 

"86.. ITALIEN -NIEDERLANDE". 

xxii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "86. ITALIEN-NIEDERLANDE" wird 
folgendes eingefügt: 

"87. ITALIEN-NORWEGEN 

Keine 

88. ITALIEN-ÖSTERREICH 

a) , Artikel 5 Ab~atz 3 und Artikel 9 AbsatZ 2 des Abkommens vom 
21. Januar 1981 über soziale Skherheit 

b) Artikel 9 Absatz 4 des obengenannten Abkommens in bezug alJf 
Personen, die in einem Drittstaat :wohnen 

c) Artikel4 des obengenannten Abkommens und Ziffer 2 des, 
Schlußprotokollszu obengenanntem Abkommen in bezug auf Personen, 
die in einem Drittstaat wohnen" . 

xxiii) 'Die Numeri~rung der Überschrift "ITALIEN-PORTUGAL" wirdvon "59" in "89" 
geändert lind folgendes eingefügt: . 

"90. ITALIEN-FINNLAND 

Gegenstandslos' 
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91. ITALIEN-SCHWEDEN 

- Artikel 20 des Abkommens vom 25. September 1979' über soziale 
Sicherheit" . 

xxiv) Die Numerierung der Überschrift I/ITALIEN-VEREINIGTESKÖNIGREICH" wi'rd 
von 1/60" in "'1192" geändert und die nachfolgende Überschrift wird wie- folgt 
umnumeriert: 

, "93. LUXEMBURG-NIEDERLANDE". 

xxv) Nachdem Einttag unter der ÜberschrIft "93. LUXEMBURG-NIEDERLANDE" 
,wird folgendes eingefügt: \ 

1/94. LUXEMBURG-NORWEGEN 

Keine 

95. - LUXEMBURG-ÖSTERREICH 

a) ArtikelS Absatz 2 des Abkommens vom 21. Dezember 1971 über 
soziale Sicherheit, geändert durch die ZusatzabkommenNr. 1 vom 16. 
Mai 1973 und Nr. 2 vom 9. Oktober 1978 -

b) Artikel 3 Absatz 2 des obengenannten Abkommens in bezug auf Perso
nen, die ,in einem Drittstaat wohnen 

c) Nummer IIIdes Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen" . 

xxvi) Die-Numerierung der Überschrift "LUXEMBURG-PORTUGAL" wird von "62',' in ' 
"96" geändert und folgendes eingefügt: 

"97. LUXEMBURG-FINNLAND 

ArtikelS Absatz 2 des Abkommens vom 15. September 1988 über soziale 
Sicherheit 

98. LUXEMBURG-SCHWEDEN 

Artikel 4 und Artikel 29 Absatz 1 des Abkommens vom21. Februar 1985, 
über soziale Sicherheit in bezug auf Personen, die in einem Drittstaat 
wohnen~l. ' , 

xxvii), Die Numerierung der Überschrift "LUXEMBURG-VEREINIGTES KÖNIGR EICH" 
wird von "63" in '~9" geändert und folgendes eingefügt: 

"100. NIEDERLANDE-NORWEGEN 

AA-AFNS 3 FINAL 

ArtikelS Absatz 2 des Abkommens vom, 13. April 1989 über soziale 
Sicherheit 
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- 101. NIEDERLANDE-ÖSTERREICH 

a) 'Artikel 3 des Abkommens vom 7. März 1974 über soziale Sicherheit', 
geändert durch .das ZusatzabKommen vom 5. November 1980 in bezug 
auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen ' 

b) Nummer II des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen". 

xxviii) Die Numerierung der Überschrift "NIEDERLANDE-PORTUGAL" wird von "64" 
in "102" geändert und folgendes eingefügt: 

" 1 03. ' NIEDERLANDE-FINNLAND 

Gegenstandslos 

104. NIEDERLANDE-SCHWEDEN 

Artikel 4 und Artikel 24 Absatz 3.des Abkommens vom 2. Juli 1916 über 
soziale Sicherheit in bezug auf Personen, dIe in einem Drittstaat wohnen". 

xxix) Die Numerierung, der Überschtift "NIEDERLANDE-VEREINIGTES 
KÖNIGREICH ,i wird von "65" in "105" geändert und folgendes eingefügt: 

"106. NORWEGEN-ÖSTERREICH 

a) Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vom 27. August 1985 über soziale 
Sicherheit 

b) Artikel 4 des obengenannten Abkommens in bezug auf Personen, die 
in einem Drittstaat wohnen 

c) Nummer II des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen in 
bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

107. NORWEGEN-PORTUGAL 

Keine 

108. - NORWEGEN-FINNLAND 

Keine 

'109. NORWEGEN-SCHWEDEN 

Keine 

. 110. _ NORWEGEN-VEREINIGTES KÖNIGREICH· 

Keine 
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111. ÖSTERREICH-PORTUGAL 

Keine 

112. ÖSTERREICH-FINNLAND 

a) Artikel 4 des Abkommens vorn -11. Dezember 1985 über soziale 
Sicherheit, geändert durch dasZusatzabkommenvom 9. März 1993,
in bezug auf Personen, die in einern Drittstaat wohnen 

b) Nummer Il des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen In 

bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen 

113. ÖSTERREICH-SCHWEDEN 

a) Artikel 4 und Artikel 24 Absatz 1 des Abkommens vom 11. November -
1975 über soziale Sicherheit, geändert durch das Zusatzabkommen vorn 
21. Oktober ,,1982 in ~ezug auf Personen,' die in einem Drittstaat 
wohnen 

b) Nummer 11 des Schlußprotokolls zu obengenanntem Abkommen in 
bezug auf Personen, die in einern Drittstaat wohnen 

114. ÖSTERREICH-VEREINIGTES KÖNIGREICH 

a) Artikel 3 des Abkommens vom 22. Juli 1980 über soziale Sicherheit, 
geändert durch die Zusatzabkommen Nr. 1 von19. Dezember-1985 und 
Nr. 2 vorn 13. Oktober 1992 in bezug auf Personen, die in einern 
Drittstaat wohnen -

b) Protokoll über Sachleistungen zu obengenanntem Abkommen, mit Aus
nahme des Artikels 2 Absatz 3 in bezug auf Personen, die !ceinen 
Anspruch nach Titel III Kapitell der Verordnung geltend machen 
können -

115. PORTUGAL-FINNLAND 

Gegenstandslos 

116. PORTUGAL-SCHWEDEN 

Artikel 6 des Abkommens vom 25. Oktober 1978 über soziale Sicherheit". -

xxx) Die Numerierung der Überschrift "PORTUGAL-VEREINIGTES KÖNIGREICH" 
wird von "66" in "117" geändert und folgendes eingefügt: 

"118. FINNLAND-SCHWEDEN 

Keine 

/ -
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,.-

119. FINNLAND-VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Keine, 

120. SCHWEDEN-VEREINIGTES KÖNIGREICH 

--

Artikel 4 Absatz 3 des Abkommens vom 29. Juni 1987 über soziale 
Sicherheit" . 

j) Anhang IV Teil A "Rechtsvorschriften im Sinne von Artikel 37 Absatz 1 der Verord
nung, nach denen die Höhe der LeistungeQ bei Invalidität nicht von der Dauer der 
Versicherungszeit abhängt" wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "1. NIEDERLANDE" wird folgendes 
eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Keine 

L. ÖSTERREICH 

Keine". 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "M" 
geändert. 

iii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "M. PORTUGAL" wird folgendes 
eingefügt: 

"N." FINNLAND 

Nationale Renten an Personen mit einer angeborenen Behinderung oder 
einer im" Kindesalter erworbenen Behinderung (Finnisches Renten
gesetz 547193) 

O. SCHWEDEN 

Keine". 

iv) " Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird 
von "L" in "pu geändert. " 

k) Anhang IV Teil B "Sondersysteme für Selbständige im Sinne des Artikels 38 Absatz 3 
und des Artikels 45 Absatz 3 der Verordnung" wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird folgendes 
eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Keine 

L. ÖSTERREKH 

Keine". 
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ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "M" 
geändert und folgendes ei~gefügt: 

"N. FINNLAND 

Keine 

O. SCHWEDEN 

Keine" . 

iii) . D~ Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KONIGREICH" wird 
von "L" in "P" geändert. 

I) Anhang IV Teil C'''Fälle im Sinne von Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung, 
in denen auf die -Berechnung der Leistung gemäß Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung 
verzichtet werden kann': wird wie folgt geändert: . 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "1. NIEDERLANDE" wird folgendes 
eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Alle Anträge auf Altersrenten, mit Ausnahme der im Anhang IV Teil D 
genannten Renten. 

L. ÖSTERREICH 

Keine". 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in ,iM" 
geändert·und folgendes eingefügt: 

"N. .FINNLAND 

Keine 

O. SCHWEDEN 

Alle Anträge auf Altersrenten, mit Ausnahme der in Anhang IV Teil 0 
genannten Renten". 

iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird. -
von "L" in "P" geändert. 

m) Anhang IV Teil D erbält folgende Fassung: 

"D. Leistungen und Abkommen im Sinne von Artikel 46b Absatz 2 der Verordnung 

1. Leistungen· im Sinne .von . Artikel 46b Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung, 
deren Betrag von der Dauer·der zurückgelegten Versicherungs- oaerWohnzeiten 
unabhängig ist: . 
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a) Die nach den .Rechtsvorschriften inTeil Adieses Anhangs vorgesehenen 
Leistungen bei Invalidität; 

b) der volle Satz der dänischen. Volks3.1tersrente, auf die Personen nach 
zehnjähriger Wohnzeit Anspruch haben, denen spätestens ab 1. Oktober 

. 1989 eine Rente gewährt worden ist; 

c)die im allgemeinen System und in den Sondersystemen gewährten 
spanischen H interb I iebenenrenten; 

d) die Witwenstandsbeihilfe der Witwenstandsversich-erung des allgemeinen 
französischen Systems der sozialen Sicherheit oder des Versicherungs~ 
'systems der landwirtschaftlichen Lohnarbeitskräfte; 

e) die Rente.für invalide Witwer oder Witwen des allgemeinen französischen 
Systems der s'ozialen Sicherheit oder des Versicherungssystems der 
landwirtschaftlichen Lohnarbeitskräfte, wenn sie auf der Grundlage einer 
nach Artikel 46Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i festgestellten Invaliditätsrente 

, des verstorbenen Ehegatten berechnet wird; 

f) die niederländische Witwenrente nach dem Gesetz vom 9; April 1959 über 
die. allgemeine Witwen- undWaisenversicherung in seiner .geänderten 
Fassung; 

g) die finnischen nationalen Renten nach dem finnischen Rentengesetz vom 
8. Juni 1956 und nach den vorläufigen Bestimmungen des Finnischen 
Rentengesetzes (547/93); .' 

h) die volle schwedische Grundrente nach den vor dem 1. Januar 1993 
geltenden Gesetzen über die Grundrenten sowie die volle Grundrente nach 
den vorläufigen Bestimmungen der ab diesem Zeitpunkt geltenden Gesetze. 

2. Leistungen im Sinne des Artikels 46b Absati 2 Buchstabe b der Verordnung, 
deren Betrag nach Maßgabe einer als zwischen dein Eintritt des Versicherungs
falls und einem späteren Zeitpunkt zurückgelegt betrachteten fiktiven Zeit 
bestimmt wird: 

a) Die gänischen vorgezogenen Altersrenten, deren Höhe nach den vor dem 
1. Oktober 1984 geltenden Rechtsvorschriften festgesetzt wird; . 

b) die deutschen Invaliditäts- und Hinterbliebenenrenten, bei denen eine 
Zurecbnungszeit berücksichtigt wird, und die deutschen Altersrenten, bei 
denen eine bereits erworbene Zurechnungszeit berücksichtigt wird; 

- - ,: 

c) die italienischen Erwerbsunfähigkeitsrenten ("inabilith"); 

d)' die luxemburgischen Invaliditäts- und Hinterbliebenenrenten; 
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-' 

e)die norwegischen: Behindertenrertten, auch wenn sie beim Erreichen des 
, Rentenalters in eine Altersrente umgewandelt werden sowie alle Ren.ten 

(Hinterbliebenen- und Altersrenten), die anhand der Renteneinkünfte 
verstorbener Personen berechnet werden; 

f) die finnischen Erwerbsrenten, bei denen nach der finnischen Gesetzgebung 
auf zukünftige Zeiträume abgestellt wird; 

g) die schwedischen Invaliditäts- und Witwenrenten, bei denen auf eine 
angerechnete Versicherungszeit abgestellt wird und' die schwe4ischen 
Altersrenten, bei denen auf eine bereits erworbene Versicherungszeit 
abgestellt wird. 

3. Abkommen im Sinne von' Artikel 46b Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i der 
Verordnung zur Vermeidung der zwei- oder-mehrfachen Anrecqnung ein und 
derselben fiktiven Zeit. 0 

Abkommen zwischen der Regierung des Großherzogturns Luxemburg und der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland vom 20. Juli 1978 über verschiedene 
Fragen der sozialen Sicherheit. 

Nordisches Abkommen vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit." 

n) Anhang VI wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird folgendes 
eingefügt: 

"K. ' NORWEGEN 

1.. Die Übergangsbestimmungen der norwegischen Rechtsvorschriften, die 
eine Minderung der Versicherungszeit, die bei Personen, die vor 1937 
geboren sind, für eine volle Zusatzrente erforderlich ist, beinh*en, 
sind auf alle der Verordnung unterliegenden Personen anwendbar, 
sofern sie für die erforderliche Anzahl von Jahren nach ihrem 
sechzehnten. Geburtstag und vordem 1. Januar 1967 einen Wohnsitz 
in Norwegen hatten oder dort als Beschäftigte oder Selbständige einer 
Erwerbstätigkeit nachgingen. Die erforderliche Anzahl beträgt jeweils 
ein Jahr für jedes vor 1937 liegende Lebensjahr der betreffenden 
Person. 

2. Eine aJ.lfgrund des norwegischen Versicherungsgesetzes, versicherte 
Person, die versicherte und pflegebedürftig~ alte Menschen, Behinderte 
oder Kranke· betreut, erhält unter bestimmten. VoraussetZungen für 
diese Zeiten Rentenpunkte zugerechnet. In gleicher Weise erhält eine 
Person, die in einem anderen Mitgliedstaat als Norwegen Kinder 
betreut, Rentenpunkte zugerechnet, wenn die betreffende Person sich 
im Elte.rnurlaub gemäß dem norwegischen Arbeitsrecht befindet. 
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3. Insoweit, als die norwegische Witwen- oder Behindertenrente nach" der 
Verordnung ztihlbar ist und nach Artikel 46 Absatz 2 und unter 
Heranziehung von Artikel 45 berechnet wird,finden die Bestimmungen 
der Abschnitte 8-1(3) und lO-U(3) des "n,orwegIschen' 
Versicherungsgesetzes, wonach eine Rente unter Befreiung von der 
allgemeinen Voraussetzung gewährt werden kanil, daß" eine 

"ununterbrochene Versicherungszeit nach dem norwegischen 
Versicherungsgesetz während der letzten drei Jahre" bis zu dem 
Versicherungsfall vorliegen muß, kein~ Anwendung. 

L.' ÖSTERREICH 

1. Für die Anwendung von Titel rn Kapitell der Verordoung gilt der 
Bezieher einer Renienleistung für Beamte als Rentenberechtigter . 

2. Für die Anwendung des Artikels 46 Absatz 2 der Verordnung werden 
Steigeru!lgsbeträg.e rur Beiträge zur Höherversicherung und der knapp:' 
schaftliche Leistungszuschlag gemäß den österreich ischen Rechtsvor
schriften nicht berücksichtigt. In diesen Fällen wird der gemäß Artikel 

46 Absatz 2 d,er Verordnung ermittelte Betrag um die Steigerurigs
beträge für Beiträge zur Höherversicherung und den knappschaftlichen 
Leistungszuschlag erhöht. 

./ 

3. Für die Anwendung VOn Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung gilt bei 
Anwendung der österreichischen Rechtsvorschriften der Stichtag als 
Eintritt des Versicherungsfalles. 

4. Die Anwendung der Bestimmungen der Verordnung hat keine 
mindernde Wirkung auf Ansprüche auf Leistungen nach den 
österreich ischen Rechtsvorschriften in bezug auf Personen, die aus 
politischen oder religiösen Gründen oder ausGründen der Abstam
mung in ihren sozialversicherungsrechtlichen Verhältnissen einen 
Nachteil erlitten haben.)1 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "M". " 
geändert und folgendes eingefügt: 

"N. "FINNLAND 

AA-AFNS 3 FINAL 

1. Um festzustellen, ob der Zeitraum zwischen dem Eintritt des Renten
falls und dem rentenberechtigten Alter (künftiger Zeitraum) bei der 
Berechnung des Betrags der finnischen Berufsrente zu berücksichtigen 
ist, werden die unte!:" den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied- " 
staates zurückgelegten Versicherungs- und Wohnzeiten für die Voraus
setiung des Wohnsitzes·in Finnland mit berücksichtigt. 
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2. . Ist die Beschäftigung oder selbständige Erwerbstätigkeit in Finnland 
beendet und tritt der Versicherungsfall' während einer Beschäftigung 
oder selbständigen Erwerbstätigkeit in einem anderen Mitgl iedstaat ein, 
und schließt die Rente gemäß den finnischen Rechtsvorschriften für die 
Berufsrente den Zeitraum zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls 

, und dem Rentenalter (künftiger Zeitraum) nicbt mehr ein, so werden 
die unter den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates 
zurückgelegten Versicherungszeiten für die Forderung des künftigen. 
Zeitraums so berücksichtigt, als handle es sich um in Finnland 
,zurückgelegte. Versicherungszeiten. 

3. Ist nach finnischen' Rechtsvorschriften wegen Verzögerungen bei der 
Bearbeitung eines Antrags auf Leistungen seitens eines Trägers ein 
Zuschlag zahlbar, so ist für einen bei einem Träger eines anderen 
Mitgliedstaates eingereichten Antrag für die Anwendung, der Bestim- " i 

mungen der finnischen Rechtsvorschriften in bezug auf derartige 
Zuschläge als Tag der Einreichung derjenige Tag a~usehen, an dem 
der Antrag mit allen erforderlichen Anlagen beide)11 zuständigen, 
Träger in Finnland eingeht. 

O. SCHWEDEN 

1. 

2. 

3. 

, ' 

AA-AFNS 3 FINAL 

Bei der Anwendung des Artikels 18 Absatz 1 zur Feststellung eines 
Anspruchs auf Elternbeihilfen gelten unter den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaates als Schweden zurückgelegte Versicherungs
zeiten als auf der Grundlage derselben Durchschnittseinkommen 
berechnet wie die schwedischen Vers icherungszeiten , mitden~n sie 
zusammengerechnet werden. ' 

Die Bestimmungen der Verordnung über die Zusammenrechnung von 
Versicherungs- oder Wohnzeiten gelten nicht für die Übergangsbestim
mungen der schwedischen Rechtsvorschriften 'in bezug auf das, Recht 
auf eine vorteilhaftere Berechnung der Grundrente für Personen, die 
innerhalb eines festgelegten Zeitraums vor dem Datum des Anspruchs 
ihren Wohnsitz in Schweden hatten. 

Für die Erinittlung eines Anspruchs auf Invaliditäts- oder Hinterbliebe
nenrente, der teilweise aufvorausgeschätzten künftigen Versicherungs
zeiten beruht, wird angenommen, daß eine Person, die als Beschäftigter 
oder Selbständiger durch ein Versicherungs- oder Wohnsystem eines 
anderen Mitgliedstaates abgesichert ist, die Versicherungs- und" 
Einkommensvoraussetzungen der schwedischen Rechtsvorschriften 
erfüllt. 
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4. Kinderbetreuungszeiten gelten' unter bestimmten, in den schwedischen 
Rechtsvorschriften. festgelegten Bedingungen als Versicherungszeiten 
für die Zwecke einer Zusatzrentenversicherung auch dann, wenn das 
Kind und die betreffende Person ihren Wohnsitz in einem anderen 
Mitgliedstaat haben, sofern die Person, die das Kind betreut, Eltern- . 
urlaub nach den Bestimmungen des Gesetzes über das Recht auf Urlaub 
'zur Kindererziehung in Anspruch nimmt." 

iii) . Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES.KÖNIGREICH" wird 
von "L" in "P" geändert: 

0) Anhang VII erhält folgende Fassung: 

. .' 
"ANHANG VII 

(Artikel 14c Absatz 1 Buchstabe b der Veror~nung) 

FäHe, .in denen eine Person gleichzeitig 
den Rechtsvorschriften zweier . Mitgliedstaaten unterliegt 

1. Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Belgien und einer Beschäftigung im Lohn
. oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat außer- Luxemburg. Auf 
Luxemburg findet der Briefwechsel zwischen Belgien und Luxemburg vom 10. und 
12. Juli 1968 Anwendung 

2 ... Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Dänemark und einer Beschäftigung im 
Lohn- oder GehaItsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat durch eine Person mit 
Wohnsitz in Dänemark 

3. u Für die Systeme der landwirtschaftlichen Unfallversicherung und der Altersversiehe
rung der Landwirte: Ausübung einer selbständigen landwirtschaftlichenTätigkeit in 
Deutschland und einer Beschäftigung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis in einem 
anderen Mitgliedstaat 

4. 

5. 

6. 

7 . 
. , 

8. 

Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Spanien und einer Beschäftigung im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat durch eine Person mit· 
Wohnsitz in Spanien 

Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Frankreieh'und einer Beschäftigung im ~ 
Lohn- oder Gehalt~verhältnis in einem anderen Mitgliedstaat außer Luxemburg 

Ausübung einer seibständigen landwirtschaftlichen Tätigkeit in Frankreieh und einer 
Beschäftigung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis in Luxemburg 

Für die Rentenversicherung der Selbständigen: Ausübung' einer selbständigen 
Tätigkeit in Griechenland und einer Beschäftigung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis 
in einem anderen Mitgliedstaat ' 

Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Italien und einer Beschäftigung im Lohn-
oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat ' 
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, 9. Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Norwegen und einer Beschäftigung im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat durch eine Person mit 
Wohnsitz in Norwegen , , " 

] O. Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Österreich und eirier Beschäftigung im 
Lohn-~oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat 

11.' Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Portugal und einer Beschäftigung im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat . 

12. Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Finnland und einer Beschäftigung im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat durch eine Person mit 
Wohnsitz in Finnland 

13. AusübLing einer selbständigen Tätigkeit in Schweden und einer Beschäftigung im 
'Lohn- oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat durch eine Person mit 
Wohnsitz in Schweden." 

2. 372 R 0574: Verordnung (EWG)-Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 1972 über die Durch
führung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 über die Anwendung der Systeme der sozialen 
Sicherheitauf.Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der 
Gemeinschaft'zu- und abwandern (ABI. Nr. L 74 vom 27.3.1972,S. 1), geändert ':Ind aktualisiert 
durch: 

383 R 2001: Verordnung (EWG) Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983 
(ABI. Nr. L 230 vom 22.8.1983, S. 6) . . 

und nachfolgend geändert durch: 

385 R 1660: Verordnung (EWG) Ni. 1660/85 des Rates vom 13. Juni 1985 
(ABI. Nr. Li 160 vom 20.6.1985, S. 1) 

385R 1661: Verordnung (EWG)Nr. 1661/85 des Rates vom 13. Juni 1985 
(ABI. Nr. L 160 vom 20.6.1985, S. 7) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S. 188) 

386 R 513: Verordnung (EWG) Nt. 513/86 der Kommission vom 26. Februar 1986 
(ABI. Nr. L 51 vom 28.2.1986, S. 44) . . 

386 R 3811: Verordnung (EWG) Nr. 3811/86 des Rates vom 11. Dezember 1986 
(ABI. Nr. L 355 vom 16.12.1986, S. 5) , ' 

389 R 1305: Verordnung (EWG) Nr. 1305/89 des Rates 'vom 11. -Mai 1989 
(ABI. Nr. L 131 vom 13.5.1989, S. 1) , 

389 R 2332: Verordnung (EWG) Nr. 2332/89 des Rates vom 18: Juli 1989 
(ABI. Nr. L 224 vom 2.8.1989, S. 1) 

389R 3427: Verordnung:(EWG) Nr. 3427/89 des Rates vom 30. Oktober 1989. 
(ABI. Nr. L 331 vom 16.11.1989, S. 1) , 
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391 R 2195: Verordnung (EWG)Nr. 2195/91 des Rates vom 25. Juni 1991 
(ABI. Nr. L 206 vom 29).1991, S. 2) -

392 R 1248: Verordnung (EWG) Nr. 1248/92 des Rates vom 30. April 1992 
(ABI. Nr. L 136 vom 19.5.1992, S .. 7) 

- 392 R 1249: Verordnung (EWG) Nr. 1249/92 des Rates vom 30. April 1992 
(ABI. Nr. L 136 vom19.5.1992, S; 28) . 

- \ 3-93' R 1945: Verordnung (EWG) Nr. 1945/93 des Rates vom 30, Juni 1993 
. (ABI. Nr. L 181 vom 23.7.1993, S. 1). 

a) Anhang 1. wird wie fglgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird folgendes eingefügt:-

"K. NORWEGEN 

1. Sosial-og helsedepartementet (Ministerium für äesundheit und soiiale Angele
genheiten), Oslo 

_ 2. Kommunal- og arbeidsdepartementet (Ministerium für Kommunalverwaltung und 
Arqeit), Oslo 

3. Barne- og familiedepartementet (Ministerium für Kinder- und Familien-: 
angelegenheiten), Oslo 

L. ÖSTERREICH 

1. Bundesminister für Arbeit und Soziales, Wien 

2. Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie, Wien". 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "Mit 
geändert und folgendes eingefUgt: 
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"N. FINNLAND , ;'. ~ . 

SosiaaIi- ja terveysministeriö/Social- ach hälsovArdsministeriet (Miilisteriu'm für 
Soziales und Volksgesundheit), Helsinki 

O. SCHWEDEN 

Regeringen (Socialdepartementet) (Regierung (Ministerium für soziale Angelegen
heiten», Stockholm" . 

iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"L" in "P" geändert. 

b) Anhang 2 wird wie folgt geändert: 

'i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "1. NIEDERLANDE" wird folgendes eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

1. Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Arbeidsdirektoratet,·Oslo, fylkesarbeidskontorene og de lokale. arbeidskontorer 
pA bostedet eller oppholdsstedet (Staatliches Arbeitsamt, Oslo, die regionalen· 
Arbeitsämter und die örtlichen Arbeitsämter am Wohn- oderAufenthaltsort) 

2. Alle anderen Leistungen im Rahmen des Norwegischen Versicherungsgesetzes 

Rikstrygdeverket, Oslo, fylkestrygdekontorene og de lokale trygdekontorer -pA 
bostedet eller oppholdsstedet (Staatliche Versicherungsverwaltung, Oslo, die 
. regionalen Versicherungsbüros und die örtlichen Versicherungsbüros am Wohn
oder Aufenthaltsort) -

3. Familienleistungen 

Rikstrygdeverket, Oslo, og de lokale trygdekontorer pa bostedet eller 
oppholdsstedet (Staatliche Versicherungsverwaltung, Oslo, und die örtlichen 
Versicherungsbüros am Wohn- oder. Aufenthaltsort) 

4. Rentenversicherung für Seeleute 

- -

Pensjonstrygden for sj0meIin(Rentenversicherung für Seeleute), Oslo 

L. ÖSTERREICH 

Sofeni nachstehend nichts anderes bestimmt ist, richtet sich. di~ Zuständigkeit der 
österreich ischen Träger nach den Bestimmungen der österreichischen Rechts
vorschriften: 

AA-AFNS 3 FINAL 53 D 

I 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 149 von 728

www.parlament.gv.at



1. Krankenversicherung 

,a) Hat die betreffende Person ihren Wohnsitz auf dem Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaates, und ist eine Gebietskrankenkasse für eine Versicherung 
zuständig, kann aber die örtliche Zuständigkeit nach den österreichiscben " 
Rechtsvorschriften nicht entschieden werden, so wird die örtliche Zustän-

, digk~it wie folgt bestimmt: 

die Gebietskrankenkasse, die hinsichtlich der: letzten Beschäftigung in 
Österreich zuständig war, oder 

die Gebietskrankenkasse, die für den letzten Wohnsitz in Österreich 
zuständig war, oder 

sofern kein Beschäftigungsverhältnis bestanden hat, für das eine 
Gebietskrankenkasse zuständig _war, oder nie ein Wohnsitz in 

, Österreich bestanden hat, die Wiener Gebietskranken)casse, Wien. 
, . 

b) Fpr die Anwendung von Titel IIIKapitel 1 AbSchnitt 5 der'Verordnungin " 
Ve~bindung mit Artikel 95 der Durchführungsverordnu-ng in bezug ~uf die 
Erstattung der Leistungen an Personen, die nach dem ASVG (Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz) zum Bezug (einer Rente t>e~echtigt sind: . 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger ,Wien, wobei 
gilt, daß der Kostenersatz aus den Beiträgen zur Krankenversicherung der 
Rentner erfolgt, die an den genannten Hauptverband entrichtet werden. 

2. Rentenversicherung 

Bei der, Feststellung, welcher Träger für die, Zahlung einer Leistungzuständig 
ist, werden ausschließlich die nach--den österreich ischen Rechtsvorschriften 

_ zurückgelegten Versicherungszeiten berücksichtigt. 

-3. Arbeitslosenversicherung 

a) 'Für die ArbeItslosmeldung: 

das für den Wohn-oder Aufenthaltsort d'er betreffenden Person zuständige 
Arbeitsamt 
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b) Für die Ausstellung der Formulare Nm. t:301, E 302 und E 303: 

das fur den Bescbäftigungsort der betrefferiden Person zuständige Arbeits
amt 

·4. Familienleistungen 

a) FamiJienJeistungen mit Ausnahme des Karenzurlaubsgelds: 

das Finanzamt 

b) Karenzurlaubsgeld: 

das für den Wohn- oder Aufenthaltsort der betreffenden 'Person zuständige 
Arbeitsamt" . 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" In "M" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"N. FINNLAND 

1.· Krankheit und Mutterschaft: 

a) GeldJeistungen:, 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten (Sozialversicherungsanstaltj -, 
Helsinki, oder 

der Beschäftigungsfonds, bei dem der Betreffende versichert ist; 

b) Sachleistungen 

AA-AFNS 3 FINAL 

i) Erstattungen aus der Krankenversic~erung 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten (Sozialversicherungsanstalt) 
,Helsinki, oder 

der'Beschäftigungsfonds, bei dem der Betreffende versichert ist; 

ii) Volksgesundheit und Krankenlülusleistungen: 

lokale Einneiten, die Leistungen im Rahmen des Syst~ms erbringen 
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2. Alter, InValidität, Tod (Renten): 

a) . Staatliche Renten: 

Kansaneläkel aitos/Folkpensionsanstal ten (Sozial vers icherungsans tal t), 
Helsinki, oder 

Q) Berufsrenten: 

Der Berufsrententtäger, der Renten gewährt und auszahlt 

3. Arbeitsunfalle, Berufskran!cheiten: 

der für dieUrlfallversicherung des Betroffenen zuständigen Versicherungsträger 

4. Leistungen im Todesfalle: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten (Sozial versicherungsanstalt) , Helsinki, 
oder • 

der für die Zahlung der Leistungen aus der Unfallversicherung zuständige -
Versicherungsträger 

5 .. Arbeitslosigkeit: 

a) Grundsystem: 

Kansaneläkelaitos/F 0 I kpensionsanstal ten (Sozial vers icherungsans tal t), 
Helsinki, oder 

b) Einkommensabhängiges System 

die zuständige Arbeitslosenversicherung 

6. FamiIienleistungen: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten (Sozial versicherungsanstalt), Hels inki. 

O. SCHWEDEN 

1. Für alle Versicherungsfälle mit Ausnahm,e von Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

a) Generell: 

die SozialversicherungsanstaIt, bei der die betreffende Person versichert ist 
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b) FürSeeleute, die, keinen Wohnsitz in Schweden haben: 
, ' 

, . 

. Göteborgsal)männa försäkringskas~a,' sjöfartskontoret (Sozial-, . 
versicherungsanstalt Göteborg, Abteilung Seeleute) 

c) Für die Anwendung der Artikel 35 bis 59-der Durchführungsverordnung in 
bezug .auf Personen, die keinen Wohnsitz in Schweden haben: 

Stockholms läns allmänna försäkringskassa, utlandsavdelningen (Sozial-' 
versicherungsanstalt Stockholm, Abteilung Ausland) 

d) Fur die Anwendung der Artikel 60 bis 77 der Durchführungsverordnung in 
bezug auf Personen, mit Ausnahme von Seeleuten, die keinen Wohnsitz in 
Schweden haben: . , 

die Sozial versicherungsanstalt an dem Ort, an dem sich der Arbeits
unfall ereignet hat oder die Berufskrankheit aufgetreten ist, oder 

Stockholms läns allmänna försäkringskassa, utlandsavdelningen 
(Sozialversicherungsanstalt Stockholm, Abteilung Ausland) 

2. Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

. 
ArbetsIilarknadsstyrelsen (Nationaler Rat für den Arbeitsmarkt)". 

iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"L" in "P" geändert. 

c) Anhang 3 wird wie folgt geändert: 

"" 
i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird folgendes eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

De lokale arbeidskontorer og trygdekontorer pa bostedet eller oppholdsstedet (die 
örtlichen Arbeitsämteroder Versicherungsbüros am Wohn- oder Aufenthaltsort) 

. L. ÖSTERREICH 

1. Krankenversicherung: 
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a) In allen Fällen, mit Ausnahme der Anwendung der Artikel 27 und 29 der 
Verordnung sowie Artikel 30 und 31 oer Durchführungsverordnung in 
bezug auf den Träger des· Wohnortes eines Rent'ners gemäß Artikel 27 der 
Verordnung: . 

die für den Wohn- oder Aufenthaltsort der betreffenden Person zuständige 
Gebietskrankenkasse 

b) Fürdie Anwendung der Artikel 27 und 29 der VerQrdnung sowie der 
Artikel 30 und 31 der Durchführungsverordnung in bezug auf deI1 Träger 
des Wohnortes eines Rentners gemäß Artikel 27 der Verordnung: , 

der zuständige Träger 

2. Rentenversicherung: 

a) - Sofern die betreffende Person den österreich ischen Rechtsvorschtiften 
unterlag, mit Ausnahme der AnwendUrig von Artikel 53 der Durch

, führungs verordnung: 

der zuständige Träger 

'b) In allen anderen Fällen, mit Ausnahme der Anwendung von Artikel 53 der 
Durchführungsverordnung: 

. Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten, Wien 

c) Für die Anwendung von Artikel 53 der Durchführungsverordnung: 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger , Wien 

3. Unfallversicherung: 

a) Sachleistungen' 

die für den Wohn- oder Aufenthaltsort der betreffenden Person 
. zuständige Gebietskrankenkasse; 
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oder die Allgemeine U nfallversicherungsanstalt, Wien, welche ebenfalls 
Leistungen gewähren kann. 

b) -Geldleistungen 

i) In allen Fällen, mit Ausnahme·der Anwendung von Artikel 53 in Ver~ 
bindung mit Artikel 77 der Durchführungsverordnung: 

Allgemeine Unfallversicherungsanstalt, Wien 

ii) Für die Anwendung von Artikel. 53 in Verbindung mit Artikel, 77 der 
Durchführungsverordnung: . 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Wien 

4. Arbeitslosenversicherung: 

das für den Wohn- oder Aufenthaltsort der betreffenden Person zuständige 
Arbeitsamt' 

5. Familienleistungen: 

a) Familienleistungen mit Ausnahme des Karenzurlaubsgeldes: 

das für den Wohn- oder Aufenthaltsort des Berechtigten zuständige 
Finanzamt .. 

b) Kan:nzurlaubsgeld: 

das für den Wohn- oder Aufenthaltsort der betreffenden Person zuständige 
Arbeitsamt" . 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "M" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"N. FINNLAND 

1. Krankheit und Mutterschaft: 
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a) Geldleistungen 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten (Sozial versicherungsanstalt), 
Helsinki~ oder 

'b) Sachleistungen: 

i) Rückerstattungen aus der Krankenversicherung: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensibnsanstalten (Sozi,alversicherungsanstalt), 
Helsinki, oder 

ii) Volksgesundheit und KrankeIihailsleistimgen: 

die örtlichen Einheiten, die Leistungen, im Rahmen des Systems 
erbringen 

2. Alter, Invalidität, Tod (Renten): 

a) Staatliche Renten: 

Kansarieläkelaitos/Folkpensionsanstalten (Sozial versicherungsanstalt), 
Helsinki, oder 

b) Bervfsrenten: 

Eläketurvakeskus/Pensionsskyddscentralen (Zentral anStalt ,für die 
Rentenversicherung), Helsinki 

3. Leistungen im Todesfall: 

Allgemeine Leistungen im Todesfall: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten (Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 
- , 

4. Arbeitslosigkeit: 

a) Grundsystem: ' 

Kansanel äkel altos/F 01 kpensionsanstal tM (Sozial versicherungs ans tal t), 
Helsinki 

b) Einkommensabhängiges System: 

AA-AFNS 3 FINAL 

i) im Falle des Artikels 69: Kansaneläkelaitos/Folkpen'sionsanstalten 
(Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 
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ii) in den übrigen Fällen: 

der zuständJge Beschäftigungsfonds, beidern der Betreffende versichert 
ist 

5. FamilienleistungeQ: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstal ten (Sozial versicherungs ans tal t), Helsinki. 

O. SCHWEDEN' 

1. Für aJle Versicherungsfalle mit Ausnahme von Leistung~n bei Arbeitslosigkeit: 

äieSozialverSicherungsanst~lt des Wohn- oder Aufenthaltsortes 

2. Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

das Bezirksarbeitsamt des Wohn- oder Aufenthaltsortes". 

iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wira von 
"L" in "P" geändert. 

d) ,Anhang 4 wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDEi. wird folgendes eingefügt: 

"K. NORWEGEN, 

1. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Arbeidsdirektoratet (Arbeitsdirektion), Oslo 

2. In allen übrigen Fällen: 

Rikstrygdeverket (staatliche Versicherungsverwaltung),Oslo 

L. ÖSTERREICH 

1. Krankheits-, UnfaIl- und Rentenversicherung: 

Hauptverband der ästerreichischen Sozialversicherungsträger, Wien 
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2. Arbeitslosenversicherung: 

a) fflrdie Beziehungen zu Deutschland: 

I..-andesarbeitsamtSalzburg, Salzburg 

b)in allen übrigen Fällen: 

Landesarbeitsamt Wien, Wien 

3: Familienleistimgen: 

a) Fämilienleistungen mit Ausnahme des Karenzui-Iaubsgelds: 

Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie, Wien 

b) ,Karenzurlaubsgeld: 

Landesarbe'itsamt Wien, Wien". 

ii) Di~ Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "M" 
geändert und folgendes eingefügt:. 

"N. FINNLAND 

1. Kranken- und Mutterschaftsversicherung, staatliche Renten, FamilienJeistungen, 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Leistungen im Todesfall:-

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstaiten (Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 

2. Berufsrenten: 

Eläketurvakeskus/PenSionsskyddscentraien ,(Zentralanstalt für die Renten
sicherung), Helsinki 

3. Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten: 

Tapaturmavakuutuslaitosten LiittoJOlycksfailsförsäkringsanstalternas Förbund 
(Verband der Urifallversicherer), Helsinkj, 
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O. SCHWEDEN 

1. Für alte Versicherungsfälle außer Ldstungert bei Arbeitslosigkeit: 

Riksförsäkringsverket (Staatlicher Sozialversicherungsrat) 

2. Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Arbetsmarknadsstyrelsen (Staatlicher Rat für den Ar5eitsmarkt)". 

iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"L" in "p" geändert. 

e) Anhang 5 wird wie folgt geändert: 
. ., 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "9. BELGIEN-NIEDERLANDE" wird folgendes . 
eingefügt: 

"10. BELGIEN-NORWEGEN 

Gegenstandslos 

11. BELGIEN-ÖSTERREICH 

Keine". 

ii) Die Numerierung der-Überschrift "BELGIEN-PORTUGAL" wird von "10" in "12" 
geändert und folgendes eingefügt: r 

"13. BELGIEN-FINNLAND-

Gegenstandslos 

14. BELGIEN-SCHWEDEN 

Gegenstandslos". 

iii) Die Numerierung der Überschrift "BELGIEN-VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"11" in "15" geändert und die nachfolgenden Überschriften werden wie folgt umnume- . 
riert: 

"16. DÄNEMARK-DEUTSCHLAND" 

"17. DÄNEMARK-SPANIEN" 

"18. DÄNEMARK-FRANKREICH" 

"19. DÄNEMARK-GRIECHENLAND" 
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"20. DÄNEMARK-IRLAND" 

"21. DANEMARK-ITALIEN" 

"22. DÄNEMARK-LUXEMBURG" 

"23. DÄNEMARK-NIEDERLANDE". 

iv) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "23. DÄNEMARK-NIEDERLANDE" wird 
folgendes eingefügt: 

"24.' DÄNEMARK-NORWEGEN 

Artikel23 des Nordischen. Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale 
Sicherheit: Ver~inbarung des gegenseitigen Verzichts auf Erstattungen nach· 
Artikel36 Absatz 3, Artikel63 Absatz 3 und Artikel 70 Absatz 3 der 
Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheitund Mutterschaft, 
ArbeitsunfaIlen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) 
und Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (Kosten der verwal-. 
tungsmäßigenund ärztlichen Kontrolle) 

25. DÄNEMARK-ÖSTERREICH 

Keine". 

v) Die Numerierung der Überschrift "DÄNEMARK-PORTUGAL" wird von "20" in "26;' 
geändert und folgendes eingefügt: 

"27. DÄNEMARK-FINNLAND 

Artikel23 des Nordischen Abkommens vom' 15. Juni 1992 über ~soziale 
Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Vetzichtsauf Erstattungen nach 
Artikel 36 Absatz 3, Artikel63 Absatz 3 und Artikel 70 . AbsatzJ der 
Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, 
ArbeitsunfaIlen und Berufskrartkheitfm sowie Leistungen. bei ~rbeitslosigkeit) 
und Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (Kosten der verwal
tungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle) 

28. DÄNEMARK-SCHWEDEN 

Artikel23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale 
Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Verzichts auf Erstattungen nach 
Artikel36 Absätz 3, Artikel63 Absatz 3 und Artikel 70 Absatz 3 der 
Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, 
Arbeitsunfällen und B'erufskrankheiten soy/ie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) 
und-Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung/(Kosten der verwal
tungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle)". 
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vi) Die Numerierung der Überschrift "DÄNEMARK-VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird 
von "21 ". in "29" geändert lind die nachfolgenden Überschriften werden Wie- folgt 
umnumeriert: 

-"30. DEUTSCHLAND-SPANIEN" 

"3[ DEUTSCHLAND-FRANKREICH" / 

"32. DEUTSCHLAND-GRIECHENLAND" 

"33.·. DEUTSCHLAND-IRLAND" 

"34. DEUTSCHLAND-IT ALlEN" 

"35 .. DEUTSCHLAND-LUXEMBURG" '" 

"3<5. DEUTSCHLAND-NIEDERLANDE" . 

vii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "36. DEUTSCHLAND-NIEDERLANDE" wird 
- folgendes eingefügt: 

"37. DEUTSCHLAND-NORWEGEN 

Gegenstandslos 

38. DEUTSCHLAND-ÖSTERREICH 

Abschnitt II l'Jummer 1 und Abschnitt III der Vereinbarung vom 2. August 1979 
über die Durchführung. des Abkommens vom 19. Juli 1978 über die 
Arbeitslosenversicherung". 

viii) Die Numerierung der Überschrift "DEUTSCHLAND-PORTUGAL" wird von "29" in 
"39" geändert und folgendes eingefügt: 

"40. DEUTSCHLAND-FINNLAND 

. -Keine 

41. DEUTSCHLAND-SCHWEDEN 

Keine". 

ix) Die Numerierung der Überschrift "DEUTSCHLAND-VEREINIGTES KÖNIGREICH" 
wird von "3D" in "42" geändert und die nachfolgeriden Überschriften werden wie folgt 
llnlnllmeriert: . 

"43. SPANIEN-FRANKREICH" 

"44. SPANIEN-GRIECHENLAND" 
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. l'-
x) 

. "45. SPANIEN~IRLANDH 

"46. SPANIEN-ITALIEN" . 

"47. SPANIEN-LUXEMBURG" 

"48. SPANIEN-NIEDERLANDE". 

Nach dem Eintrag unter der Überschrift "48. SPANIEN-NIEDERLANDE" wird 
folgendes eingefügt: 

"49.. SPANIEN-NORWEGEN' 

Gegenstandslos 

"50. SPANIEN-ÖSTERREICH 

Keine". 

. xi) Die Numerierung der Überschrift "SPANIEN-PORTUGAL" wird von "37" in "51" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"52. SPANIEN-FINNLAND 

Keine 

53. SPANIEN-SCHWEDEN 

Keine". 

xii) Die Numerierung der Überschrift "SPANIEN-VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"38" in "54" geändert und die nachfolgenden Überschriftep werden wie folgt umnume
riert: 

"55. FRANKREICH -GRIECHENLAND" 

"56.. FRANKREICH-IRLAND'~ 

"57. FRANKREICH-ITALIEN" 

"58. . FRANKREICH-LUXEMBURG" 

"59. FRANKREICH-NIEDERLANDE". 
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xiii) , ~ach dem Eintrag unter der Überschrift "59. FRANKREICH-NIEDERLANDE" wird 

xiv) 

folgendes eingefügt: . 

"60, FRANKREICH-NORWEGEN 

Keine. 

61. FRANKREICH-ÖSTERREICH 

Keine". 

Die Numerierung der Überschrift "FRANKREICH-PORTUGAL" wird von "44" in "62" 
geändert und die nachfolgenden Übers~hriften werden wie folgt umnumeriert: 

"63. FRANKREICH-VEREINIGTES KÖNIGREICH". 

"64. GRIECHENLAND-IRLAND" 

"65. GRIECfIENLAND~IT AUEN" 

"66. GRIECHENLAND-LUXEMBURG" 

"67. GRIECHENLAND-NIEDERLANDE". 

xv) Nach derri Eintrag unter der Üb,erschrift "67. GRIECHENLAND-NIEDERLANDE" wird 
folgend,es eingefügt: 

"68. GRIECHENLAND-NORWEGEN 

Keine 

, .69. GRIECHENLAND-ÖSTERREICH 

Keine" .. 

. , 
xvi) Die Numerierung der Überschrift "GRIECHENLAND-PORTUGAL" wird von "50" in 

"70" geändert und folgendes eing~fügt: . 

"71. GRIECHENLAND-FINNLAND 

Keine ~ 

72. GRIECHENLAND-SCHWEDEN 

Keine". 

AA-AFNS 3 FINAL 67 D 

\ 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 163 von 728

www.parlament.gv.at



xvii) Die Numerierungder Überschrift "GRIECHENLAND-VEREINIGTES KÖNIGREICH" 
wird von "51 "in "73" geändert und die nacbfolgenden Überschriften werdeIl wie folgt 
umnumeriert: 

"74. IRLAND-IT ALlEN" 

"75. IR.LANb-LUXEMBURG" 

"76. 'IRLAND-NIEDERLANDE". 

xviii) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "76; IRLAND-NIEDERLANDE" wird folgendes 
eingefügt: 

"77. IRLAND-NORWEGEN 

Gegenstandslos 

78. IRLAND-ÖSTERREICH 

Keine". 

xix) Die Numerierung der Überschrift "IRLAND~PORTUGAL" wird· von "55" in "79" 
geändert und folgendes eingefügt: 

- "80. IRLAND-FINNLAND 

. Gegenstandslos 

81. IRLAND-SCHwEDEN 

Gegenstandslos" . 

xx) Die Numerierung der Überschrift "IRLAND~VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"56" in "82" geändert und die nachfolgenden Überschriften ~erden wie folgt 
umnumeriert: 

"83~ ITALIEN-LUXEMBURG" 

"84. ITALIEN-NIEDERLANDE". 

xxi) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "84. ITALIEN-NIEDERLANDE" wird 
folgendes eingefügt: 

"85. ITALIEN-NORWEGEN 

Keine 

AA-AFNS 3 FINAL 68 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)164 von 728

www.parlament.gv.at



~6. IT ALlEN-ÖSTERREICH 

Keine'~. 

xxii) Die Numerierung der Überschrift "ITALIEN-PORTUGAL" wird von "59" in "87" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"88. ITALIEN-FINNLAND 

Gegenstandslos 

89 . 'ITALIEN-SCHWEDEN 

Keine" .. 

xxiii) Die Numerierung der Überschrift "ITALIEN-VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"60" in "90" und der Überschrift "LUXEMBURG-NIEDERLANDE" von "61" in "91"" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"92. LUXEMBURG-NORWEGEN 

Gegenstandslos 

93. LUXEMBURG-ÖSTERREICH 

Kehle" . 

xxiv) Die Numerierung der Überschrift "LUXEMBURG-PORTUGAL" wird von "62" in "94" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"95. LUXEMBURG-FINNLAND 

Erstattungsvereinbarung vom 24. Februar 1994 nach Artikel 36 Absatz 3 und 
Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung 

96. LUXEMBURG-SCHWEDEN 

Keine". 

xxv) DieNume~ierungderÜberschrift"LUXEMBURO-VEREINIGtESKÖNIGREICH" wird 
• von "61" in "97" geändert und folgendes eingefügt: 

"98. NIEDERLANDE-NORWEGEN 

Keine 

99. NIEDERLANDE-ÖSTERREICH 

\ 
Vereinbarung vom 17.. November 1993 über die Kostenerstattung im Bereich, 
der sozialen Sicherheit". . 
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xxvi) Die Numerierung der Überschrift "NIEDERLANDE-PORTUGAL" wird von "64" in 
"100" geändert und folgendes eingefügt: . 

"101. NIEDERLANDE-FINNLAND 

Erstattungsvereinbatung vom 26. Januar 1994 nach Artikel 36 Absatz 3 und 
Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung 

102. NIEDERLANDE-SCHWEDEN 

Keine". 

xxvii) Die Numerierung der Überschrift "NIEDERLANDE-VEREINIGTES KÖNIGREICH" 
wird von "65" in "103" geändert und folgendes eingefügt: 

"104. NORWEGEN-ÖSTERREICH 

Keine 

105. NORWEGEN-PORTUGAL 

Keine 

J 06. NORWEGEN:-FINNLAND 

Artikel 23 des NordischeI1 Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale .. 
Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Verzichts auf Erstattungen nach 
Artikel 36 Absatz 3, Artikel 63 . Absatz 3 und Artikel 70 Absatz 3. der 
Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, I 

Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit). 
und Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (Kosten der verwal- .... 
tungsmäßigen und .ärztIichen Kontrolle) ~ .. 

107. NORWEGEN-SCHWEDEN 

Artikel23 des Nordischen AbkomriIens vom 15. Juni 1992 über soziale 
Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Verzichts auf Erstattungen nach 
Artike136 Absatz 3, Artikel63 Absatz 3 und Artikel70 Absatz 3 . der 
Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, 
Arbeitsunfällen. und Berufsknlnkh~iten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) 
und Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (Kosten der verwal- . 
tungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle) 
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108. NORWEGEN-VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Artikel 7 Absatt3 des Verwaltungsabkommens vom 28. August 1990über die 
Durchführurigdes Abkommens ~ber die soziale Sicherheit ' 

109. ÖSTERREICH~PORTUGAL 

Keine 

110. ÖSTERREICH-FINNLAND 

Keine 

111. ÖSTERREICH-SCHWEDEN 

Vereinbarung vom 22. Dezember 1993 über die Kostenerstattung im Bereich der 
sozialen Sicherheit 

112. ÖSTERREICH-VEREINIGTES KÖNIGREICH 

-
a) Artikel 18 Absätze 1 und 2 der Vereinbarung vom ,10. November 1980 zur . 

Durchführung des Abkommens vom 22 .. Juli 1980 über 'soziale Sicherheit, 
geändert durch die .Zusatzvereinbarungen Nr. 1 vom 26. März 1986 und 
Nr. 2 vom 4. Juni 1993 in bezug auf Personen, die keinen Anspruch mich 
Titel III Kapitel 1 der Verordnung geltend machen können. 

b) Artikel 18 Absatz 1 der obengenannten Vereinbarung in bezug auf 
Personen, die einen Anspruch nach Titel III Kapitell der Verordnung 
geltend machen können, mit der Maßgabe, daß für österreichische 
Staatsangehörige mit· Wohnort im Gebiet Österreichs und für
Staatsangehörige des Vereinigten Königreichs mit Wohnort im Gebiet des 
Vereinigten Königreichs (mit Ausnahme Gibraltars) ger Reisepaß an die 

. Stelle des Formblattes E 111 hinsichtlich sämtlicher von diesem Formblatt 
erfaßten Leistungen tritt. 

113. PORTUGAL-FINNLAND 

Gegenstandslos 

114. PORTUGAL-SCHWEDEN .. 

Keine". 

xxviii) Die Numederung der Überschrift "PORTUGAL-VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird 
von "66" }n "115" geändert und folgendes eingefügt: 
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"116. FINNLAND-SCHWEDEN 

Artikel 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale 
Sicherheit: Vereinbarung des gegenseitigen Verzichts auf Erstattungen nach 
Artikel 36 Absatz 3, Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70 Absatz 3 der 
Verordnung (Aufwendungen flir Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei ArbeitslOsigkeit) 
und Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung(Kosten der verwal
tungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle} 

Il7. FINNLAND-VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Keine 

Il8. SCHWEDEN-VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Keine" .. ' 

f) Anhang 6 wird wie folgt geändert: 

. i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird wie folgt eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Unmittelbare Zahlung 

L. ÖSTERREICH 

Unmittelbare Zahlung". 

ii) Die Buchstabenn"umerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "M" 
"geändert u.nd folgendes eingefügt: 

"N. FINNLAND 

Unmittelbare Zahlung 

O. SCHWEDEN 

Unmittelbare Zahlung". 

iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTESKÖNIGREICH" wird von 
, "L" in "P" geändert. 

g) Anhang 7 wird wie folgt geändert;.-
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i) _ Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE!' wird folgendes eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Sparebanken NOR (Sparkasse NOR), Oslo 

L. ÖSTERREICH 

OesterreiChische Nationalbank, Wien", 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "M" 
geändert und folgendes eirigefügt:-

"N. FINNLAND 

Postipankki Oy, HelsinkilPostbankt~n Ab, Helsingfors (postbank, Helsinki) 

O. SCHWEDEN 

Keine". 

- iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"L" in "pli geändert. 

h) Anhang 8 erhält folgende Fassung: 

"ANHANG 8 

GEWÄHRUNG DER FAMILIENLEISTUNGEN 

(Artikel 4 Absatz 8~ Artikel lOa Absatz 1 Buchstabe d 
und Artikel 122 der Durchführungsverordnung) _ . 

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe d der Durchfühiungsverordnung gilt für: 

A. Arbeitnehmer und Selbständige 

_ a) Mit einem Kalendermonat als Bezugszeitraum in den Beziehungen zwisChen:- . 

Belgien und Deutschland 
Belgien und Spanien 
Belgien und Frankreich 
Belgien und Griechenland 
Belgien und Irland 
Belgien und Luxemburg" 
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c· 

Belgien und Norwegen 
Belgien und Österreich 
BelgielJ und Portugal 
Belgien und Finnland 
Belgien und Schweden 
Belgien und Vereinigtes Königreich 
Deutschland.und Spanien 
Deutschland und Frankreich 
Deutschland Und Griechenland 
Deutschland und Irland 

. Deutschland und Luxemburg 
Deutschland und Norwegen 
Deutschland und Österreich 
Deutschland und Finnland 
Deutschland und Schweden 
Deutschland und Vereinigtes Königreich· 
Spanien und Norwegen 
Spanien und Österreich 
Spanien und Finnland 
Spanien und Schweden 
Frankreich und Luxemburg 
Frankreich und Norwegen 
Frankreich und Österreich 
Frankreich und Finnland 
Frankreich und Schweden 
Irland und Norwegen 
Irland und Österreich 
Irland und Schweden 
Luxemburg und Norwegen 
Luxemburg und Österreich 
Luxemburg und Finnland 
Luxemburg und Schweden 
Niederlande und Norwegen 
Niederlande und Österreich 
Niederlande und Finnland 
Niederlande und Schweden 
Norwegen und ÖsterreiCh 
Norwegen und- Portugal 
Norwegen- und Finnland 
Norwegen und Schweden 
Norwegen und Vereinigtes Königreich 
Österreich und Portugal 
Österreich und Finnland 
Österreich und Schweden 
Österreich und Vereinigtes Königreich 
Portugal und Frankr~ich 
Portugal und Irland 
Portugal und Luxemburg 
Portugal und.Finnland 
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Portugal und Schweden 
Portugal und Vereinigtes Königreich 
Finnland .und Schweden 
Fin~nland und Vereinigtes Königreich 
Schweden und Vereinigtes Königreich 

. b) Mit einem Kalef)dervierteljahr als Bezugszeitraum in den Beziehungen zwischen 

Dänemark und Deutschland, Norwegen 
Niederlande und Deutschland, Dänemark, Frankreich', Luxemburg, Po'rtug~l 

B. Selbständige 

Mit einem Kalendervierteljahr als Bezugszeitraum in den Beziehungen zwischen 

Belgien und den Niederlanden 

C. Ai'beitnelzmer 

. Mit einem Kalendermonat als Bezugszeitraum in den Beziehungen zwischen 

Belgien und den Niederlanden" 

i) Anhang 9 wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Über.schrift "J. NlEDERLAND?" wird folgendes eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung der 
Leistungen aufgrund von Kapitel 2 des norwegischen Versicherungsgesetzes (Gesetz 
vom 17. Juni 1966 Nr. 12), aufgrunddes Gesetzes vom 19. November 1982 Nr. 86. 
über die kommunale Gesundheitsfürsorge, auf grund des Gesetzes vom 19. Juni 1969 
Nr. 57 für das Krankenhauswesen und auf grund des Gesetzes vom 28. April 1961 
NI'. 2 über die psychische Gesundheitsfürsorge berechnet. 

L. ÖSTERREICH 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücks ich tigung der 
Leistungen der Ge-bietskrankenkassen bere<;hnet. " 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL". wird von "KlO in "M" 
geändert und folgendes eingefügt: 

, I 
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"N. FINNLAND 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung der 
vonderKansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalt(Sozialversicherungsansta!t),Helsinki, ' 
verwalteten Systeme der Volksgesundheit und Krankenhauspflege sow ie der 
Erstattungen aus·, der Krankenversicherung und den' Rehabilitationsdiensten 
berechnet. 

O. SCHWEDEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unte~ Berücksichtigung der 
vom staatlichen System der Sozialversicherung erbrachten Leistungen berechnet." 

iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"L"in "P" --geändert ' 

j) Anhang 10 wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird folgendes eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

1. Für die Anwendung' von Artikel 14 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der 
Verordnung, Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 2· der Durch
führungsverordnung, wenn die Tätigkeit außerhalb Norwegens ausgeführt 
wurde, und Artikel 14~ Absatz 1 Buchstabe b): 

Folketrygdkontoret _ for utenlandssaker (staatliche Versicherungsanstalt für . 
Auslandsangelegenheiten), Oslo 

2. Für die Anwendung von Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung, 
wenn die Tätigkeit in Norwegen ausgeübt wird: 

das örtliche Versicherungsbüro in der Gemeinde, in der die betreffende' Person 
ihren Wohnsitz hat ' 

3. Für die Anwendung von Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung, 
wenn die'betreffende Person nach Norweg~n entsandt ist: ' . 

das örtliche Versicherungsbüro in der Gemeinde; inder der Vertreter des 
Arbeitgebers in Norwegen registriert ist, oder, wenn der Arbeitgeber keine 
Vertretung in Norwegen hat, das örtliche Versicherungsbüro inder Gemeinde, 
in der di,e Tätigkeit ausgeübt wird, 

4. Für die Anwendung von Artikel 14 Absatz 2 und Artike114 Absatz 3: 

das örtliche Versicherungsbüro in der Gemeinde, in der die betreffende Person 
ihren Wohnsitz hat 
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5. Für die Anwendung von Artikel 14a Absatz 2: 

das örtliche Versicherungs büro in der Gemeinde, in der die Tätigkeit ausgeübt 
wird' . 

6." Für die Anwendung von Artikel 14b Absätze 1 und 2: 

Folketrygdkontoret for utenlandssaker (staatlich(! Ve-rsicherungsanstalt für 
Aüslandsangelegenheiten), 0510 

7 .. Für die Anwendung der Kapitell, 2, 3, 4, 5 und 8 des Titels llIder Verord
nung und. der damit zusammenhängenden Bestimmungen der Durch
führungsverordnung: 

Rikstrygdeverket (Staatliche Versicherungsverwaltung), 0510, und nach-' 
geordnete Stellen (Regionaiverwaltungen und örtl iche V 6rsicheningsbüros) 

8. Für die Anweridung von Titel III Kapitel 6 der Verordnung und der damit 
zusammenhängenden Bestimmungen der Durchführungsverordnung: 

. .- . 

Arbeidsdirektoratet (Arbeitsdirektion), Oslo, und nachgeordnete Stellen 

'9. Für das Rentenversicherungssystem für Seeleute: 

a} das ärtl iche Versicherungs büro . am Wohnort, wenn die betreffende Person 
einen Wohnsitz in' Norwegen hat 

b)Folketrygdkontoret for utenlandssaker (die staatliche Versicherungsanstalt 
für Auslandsangelegenheiten), Oslo, in bezug auf die Auszahlung von 
Leistungen im Rahmen des Systems an Personen mit Wohnsitz im Ausland 

10. Für Familienleistungen: 

Rikstrygdeverket (Staatliche Versicherungsverwaltung), OsIo,' und nach
geordnete Stellen (örtliche Versicherungsbüros) 

AA-AFNS 3 FINAL 77 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 173 von 728

www.parlament.gv.at



L. ÖSTERREI eH 

1. Für die Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der Durchführungsverordnung in 
bezug auf Selbstversicherung gemäß Paragraph 16 des Bundesgesetzes vom' 
9. September 1955 über die Allgemeine Sozialversicherung (ASVG) für 
Personen mit Wohnsitz außerhalbdes Hoheitsgebietes von Österreich: 

; . 

Wiener Gebietskrankenkasse, Wien 

2. Für die Anwendung von Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 17 der 
Verordnung: 

Bundesminister für Arbeit und Soziales, Wien, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie, Wien 

3. Für die Anwendung der Artikel 11, 11 a, 12a, 13 und 14 der Durchführungs
verordnung: " 

a) Wenn die betreffende Person den österreich ischen Rechtsvorschriften 
unterliegt und krankenversichert ist: 

der zuständige Krankenversicherungsträger 

, , 

b) Wenn die betreffende Person den österreich ischen Rechtsvorschriften 
unterliegt und nicht krankenversichert ist: 

der zuständige Unfallversicherungsträger 

c) ~n allen übrigen Fällen: 

Hauptverband der österrei~hischen Soziaiversicherungsträger, Wien 

4. 'Für die Anwendung von Artikel 38 Absatz 1 und Artikel 70 Absatz der 
Durchführungsverordnung:, 

die für den Wohnort der Familienangehörigen zuständige Gebietskrankenkasse 

5. Für die An"wendung von Artikel 80 Absatz 2, Artikel 81 und Artikel 82 Absatz 
2 der Durchführungsverordnung: 

, ,-

das für den . letzten Wohn,. oder Aufenthaltsort des Arbeitnehmers oder den 
'letzten Beschäftigungsort zuständige Arbeitsamt 
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6. ,Für die An~endung von Artikel 85Abs~t~2 und Artikel 86 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung in bezug auf das Karenzurlaubsgeld : 

das für den letzten Wöhn- oder Aufenthaltsort des Arbeitnehmers oder den 
letzten Beschäftigungsort zuständige Arbeitsamt 

7: Für die Anwendung von: 

. a) Artikel 1 02 Absatz 2 der Durchführungsverordnung in bezug auf die Artikel 
36 und 63 der Verordnung: 

Hauptverband der östed'eichischen Sozial versicherungsträger , Wien 

b) Artikel 102 Absatz 2 der Durchführungsverordnung in bezug auf Artikel 70 . 
der Verordnung: 

Landesarbeitsamt Wien, Wien 

8. Für die Anwendung von Artikel no der Durchführimgsverordnung: 

- der zuständige Träger, oder 

- sofern es keinen zu~tändigen österreichischen Träger gibt, der Träger des 
Wohnortes 

9. Für die Anwendung von Artikel 113 Absatz 2 der Durchführungsverordnung: 

Hauptverpand der österreich ischen Sozialversicherungsträger, -Wien, wobei 
gilt, daß der Kostenersatz aus den Beiträgen zur Krankenversicherung der 
Rentner erfolgt, die an den genannten Hauptverband entrichtet werden". 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift -"PORTUGAL" wird von "K" in "M" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"N.: FINNLAND-

1. Für die Anwendung von Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 14a 
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung und von Artikel 11 Absatz 1, Artikel 
11 a Absatz 1, Artikel 12a, 13 Absatz 2 und Absatz 3 und Artikel 14 Absatz' 1 
und Absatz 2 der Durchführungsverordnung: 

Elaketurvakeskus/Pensionsskyddcentralen (Zentral anstalt für 
sicherung), Helsinki. 
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2, Für die Anwendung von Artike.1 10 bder Durchfuhrungsordnung: 

Kansanel äkelaitos/F 0 I kpells ionsanstalten(SoziaI vers icherungsanstäl t),H el s inki. 

3. Für die Anwendung von Artikel 36 und Artikel 90 der Durch
fiihrungsverordnung: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten(Sozialversicherungsanstalt),Helsinki, 
und ' 

. Työeläkelaitokset (Berufsrententräger) und 
EI äketu rvakeskus/Pens ionsskydd centralen 
Rentenversicherung), HeIsinki. 

(Ze!1tralanstalt für 
.. 

4. Für die Anwendung von. Artikel 37 Buchstabe b, Artike138 Absatz 1, Artikel 
70 Absatz 1, Artikel 82 Absatz 2, Artikel 85 Absatz 2und Artikel 86 Absatz 
2 der Durchführungsverordnung: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten(Sozia.1versicherungsansta.1t),Helsinki. 

5. Für die Anwendung der Artikel 4'1 bis 59 der Durchfuhrungsverordnung: 

Kansaneläkelai tos/F 0 1 kpensions anstalten(Sozial vers icherungsanstal t), Hel s inki 

• 
Eläketurvakeskus/Pensionsskyddcentralen 
Rentenversicherung), Helsinki 

(Zentral anstalt für die 

6. Für die Anwendung der Artikel 60 bis 67, 71, 75; 76 und 78 der 
Durchführungsverordrtung: 

Der Versicherungsträger des Wohn- oder Aufenthaltsprtes, bezeichnet von: 

. Tapaturmavakuutuslaitosten Liitto/Olyckfallsförsäkringsanstalternas Förbund 
(Verband der Unfallv~rsicherer), Helsinki. 

7. Für die Anwendung der Artikel 80 und 81 derDurchführungsve'l'ordnung: 

Der zuständige Arbeitslosenfonds im Fall einkommensabhängiger 
Arbeitslosenleistungen 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten(Sozialyersi.cherungsanstalt),Helsirtki, 
im Fall der Grundleistungen bei Arbeitslosigkeit . 
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8. Für ,die Anwendung der Artikel 102 und 113 der Durchführungsverordnung: 

K~msaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten(Sozialversicherungsaristalt),Helsinki, 

Tapaturmavakuutuslaitosten Liitto/OlyckfallsfÖrsäkringsanstalternas Förbund . 
(Verband der UnfaJlversicherer), Helsinki; im Falle einer Unfallversicherung 

9. Fur die Anw~r.idung des Artikels 110 der Durchführungsverordnung: 

a) Berufsrenten: 

Eläketurvakeskus/Pensionsskyddscentralen (Zentralanstalt für Rentenver-
• sicherung), Helsinki, im Fall von Berufsrenten 

b) ArbeitsunfäiIe, Berufskrankheiten: 

Tapatu rmavaku utusl aitosten Li itto/O I yckfal I s försäkringsanstal ternas 
Förbund (Verband der Unfallversicherer), Helsinki. 

c) In allen übrigen F~llen: 

Kansanel äkel aitoslFol kpensjonsanstalten' (Sozialversicherungsanstalt) , 
Helsinki. 

O. SCHWEDEN 

1. Für die Anwendung von Artikel 14 Absatz 1, Artikel 14a Absatz 1, Artikel 
14b Absätze 1 und 2 der Verordnung sowie Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a 
und Artikel 11 a Absatz 1 der Durchführungsverordnung: 

die Sozialversicherung, bei der die betreffende Person versichert ist 

2. Für die Anwendung von Art!keJ 14 Absatz 1 Buchstabe b) und Artikel 14a 
Absatz 1 Buchstabe b in den Fällen, in denen eine Person nach Schweden 
entsandt ist: 

die Sozialversicherung an dem Ort, an demdie.Tätigkeit ausgeübt wird 

. 3. _ Für die Anwendung von Artikel-14b Absätze 1 und 2, in den Fällen, in denen 
eine Person länger als 12 Monate nach Schweden entsandt ist: 

. Göteborgs allmänna försäkringskassa, sjöfartskontoret (Sozialversiche
rungsanstaItGötebörg, Abteilung Seeleute) 

4. Für die Anwendung von Artikel 14 Absätze 2 und 3 sowie Artikel 14a Absätze 
2 und 3 der Verordnung: 
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die Sozial versicherungsanstalt am Wohnort 

5. Für die Anwendung von Artikel14a Absatz 4 der Verordnung und Artikel 11 
Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 11a Absatz I Buchstabe b, Artikel 12a Ab
satz 5, Absatz 6 und Absatz 7 Buchstabe ader Durchführungsverordnung: . 

die Sozialversicherungsanstaltandem Ort, an dem die Tätigkeit ausgeübt wird 

6. ' Für die Anwendung von ,A_rtikel 17 der Verordnung: 
,,-

. ~ , 

a) die Sozialversicherungsanstalt an dem Ort, an dem die TätigkeitausgeLibt' 
wird,. und 

b) Riksförsäkringsverket (Staatliche Sozial versicherungsanstalt) für die 
Kategorien Beschäftigte und Selbständjge 

7. Für die Anwendung von Artikel 102 Absatz2: 

a) Riksförsäkringsverket (Staatliche Sozial versicherungsanstalt) 

b) Arbetsrnarknadsstyrelsen (Verwaltung für den Arbeitsmarkt), für Arbeitslo
sigkeitsleisrungen" . 

iii) Die Buchstabehnumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"L" in "P" geändert. 

k) Anhang 11 wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird folgendes eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Keine 

L. ÖSTERREICH 

Keine". 

ii)' Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" in "M" 
geändert und folgendes eingefügt: 

'.'N. FINNLAND 

Keine 

O. SCHWEDEN 

Keine". 
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iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"L" in "P" geändert. 

3. BeSchlüsse der Venvaltungskommissionder Europäischen Gemeinschaften für die soziale 
Sicherheit der \Vanderarbeitnehmer 

a) Beschlu"ß Nr. 117 vom 7. Juli)982 (ABt. Nr. ü238 vom 7.9.1983,-S. 3) 

Nummer 2.2 des Beschlusses erhält folgende Fassung: 
/ 

"2.2. "-Bezeichnete Stelle" im Sinne dieses Beschlusses ist in: 

- Belgien: Office national des pensions (ONP)/Rijksdienst voor pensioenen (RVP) 
(Staatliches Rentenamt), Brüssel 

Dänemark: Direktoratetfor SocialSikring og Bistand (Staatliches Direktorat für 
Sozialversicherung und Sozialhilfe), Kopenhagen 

Deutschland: Verband Deutscher Rentenversicherungs"träger-- Datenstelle, Würzburg 

Spanien: Instituto Nacional de la Seguridad Social (Staatliches Institut für 
. Sozialversicherung), Madrid 

Frankreich: Caisse nationale d'assurance-vieillesse - Centre informatique national -
travailleurs migrants SCOM (Staatliche Altersversicherung - Staatliches 
Informatikzentrum - Wanderarbeitnehmer SCOM), Toilrs 

Griechenland: Idryma Koinonikon Asfaliseon (II):A) (Sozialversicherung~anstalt), 

Athen 

. Irland: 

Italien: 

Luxemburg: 

Departmentof Social Welfare (Ministerium fürSozialordnung), Dublin 

Istituto Nazionale della Ptevidenza Sociale (INPS) (Staatliche Anstalt 
für soziale Vorsorge), Rom 

Centre d'informatique, d'affiliation et de perception des cotisations, 
cOIIlIllun aux institutions de securite sociale(Zentralstelle der Träger der 
sozialen Sicherheit für Datenverarbeitung, Erfassung der Versicherten 
und Beitragserhebung)"Luxemburg 

Niederlande: Sociale Verzekeringsbank (Sozial versicherungsanstalt), Amsterdam' 

Norwegen: Rikstrygdeverket (Staatliche Versicherungsverwaltung), Oslo 
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Österreich: 

Portugal: 

Finnland: 

Schweden: 

Vereinigtes 
Königreich: 

Hauptverband der ästerreichischen Sozialversicherungsträger , Wien 

C~ntro Nacional de Pensöes (Staatliches Rentenzentrum), Lissabon 

Eläketurvakeskus/Pensionsskyddscentralen (Zentral anstalt für . die 
Rentenversicherung), Helsinki 

Riksförsäkringsverket(StaatlicheSo.zialversicherungsanstalt),Stockholm 

Department of Sociai Security, Records Branch (Ministerium für Soziale 
Sicherheit - Datenstelle), Newcastle:.upon-Tyne." 

b) Beschluß Nr. 118 vom 20. April 1983 (ABI. Nr.C 306 vom J2.11.1983, S. 2) •. 

NumID:er 2.4 des Beschlus~es erhält folgende Fassung: 

"2.4. "Bezeichnete Stelle" im Sinne diese~ Beschlusses ist in: . 

Belgien: Office national des pensions (ONP)/Rijksdienst voor pensioenen (RVP) 
(Staatliches Rentenamt), Brüssel 

Dänemark: Direktoratet for Social Sikring og Bistand (Staatliches -Direktorat für 
Sozialversicherung und Sozialhilfe), Kopenhagen 

. . 

Deutschland: Verband Deutscher Rentenversicherungsträger - Datenstelle, Würzburg 

Spanien: Instituto Nacional de la Seguridad Social (Staatliches Institut für 
Sozialversicherung), Madrid . 

Frankreich:· Caisse nationale_ <;i , assurance -vieillesse .., Centre informatiq~e national -
. travailleurs migrants SCOM (Staatliche Altersversicherung - Staatliches. 
Informatik4entrum - Wanderaibeitnehmer SCOM), Tours 

Griechenland: Idryma Koinönikon Asfaliseon (IK~) (Sozial versicherungsanstalt), 
Athen 

Irland: Department of Soda! Welfare (Mipisteriumfür Sozia!ordnung), Dublin 

Italien: Istituto: Nazionale della Previdenza Sociale (INPS) . (Staatliche Anstalt 
für soziale Vorsorge), Rom· 

Luxemburg: Centre d'informatique, d'affiliation et·de perception des cotisations, 
commun aux institutions de seeurite sociale (Zentral stelle der Träger d~r 
sozialen Sicherheit für Datenverarbeitung, Erfassung der Versicherten 
und Beitragserhebungj, Luxemburg " 

Niederlande: . Sodale Verzekeringsbank (Sozialversicherungsanstalt), Amsterdam. 
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Norwegen: Rikstrygdeverket (Staatli.che Versicherungsverwaltung), 0510 

Österreich: \Hauptverband der österreich ischen Sozialversicherungsträger, Wien 

Portugal: Centro Nacional de Pensöe5 (Staatliches Rentenzentrum), Lissabon 

Finnland: EläketurvakeskusfPensionsskyddscentialen . (Zentral anstalt für die 
Rentenversicherung), Helsinki 

Schweden: Riksförsäkringsverket(StaatlicheSozialversicherungsanstaIt),Stockholm ' 

Vereinigtes 
Kön{greFch: Department of Social Security, Records Branch (M iilisterium für Soziale 

Sicherheit - Datenstelle), Newcastie-upon-Tyne." 
o , 

c) Beschluß Nr. 135 vom 1. Juli 1987 (ABI.'Nr. C 281 vom 4.11.1988, S. 7) 

Nummer 2.2 des Beschlusses erhält folgende Fassung: 

"2.2. die voraussichtlichen .oder tatsächlichen Kosten der Leistung den nachstehend' 
aufgeführten Pauschalbetrag übersteigen: 

a) 20000 BEF für den-belgis~hen WohriQrtträger, 

b) 3 600 DKKfür den dänischen Wohnortträger, 

c) 1 000 DEM für den deutschen Wohnortträger, 

d) 50 ooq GRD für den griechischen Wohnortträger, 

e) 50000 PTEfür den spanischen Wohnortträger, 

f) 2 900 FRF für den französischen Wohnoruräger, 

g) 300 IEP für den irischen Wohnortträger, 

, h) , 590 OOOITL für den italienischen Wohnortträger, 

i) 20000 LUF für den lu~emburgischen Wohnortträger, 

j) 1 100 NLG für den niederländischen Wohnortträger , 

k) 3 pOO NOK für den norwegischen Wohnortträger, 

I) 7000 ArS für den ästerreichischen WOhnortträger, 

m) 60000 ESP rur den portugiesischen.Wohnortträger, 

n) 3 000 FIM für den finnischen Wohnortträger , 
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0) .3 600 SEK für· den schwedischen Wohnoruräger, 

p). 350 GBP für den Wohnortträger des Vereinigten KÖh·igreichs;,."· 

d)" Beschluß Nr. 136 vom 1. Juli 1987 (AB!. Nr. C 64 vom 9.3.1988,$.7) 

Der Anhangdes Beschlusses wird wie folgtgeändert: 

. i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wirdfolgendeseingefügt:. 

"K. NORWEGEN 

keine 

L. ÖSTERREICH 

keine". 

ii) Die Buchstabennumerierungder Überschrift "PORTUGAL". wird von "K" in"M" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"N. FINNLAND 

keine 

O. SCHWEDEN 

keine" . 

iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"L" in "P" geändert. 

. . . 

e) . Beschluß Nr. 150 vom 26. Juni 1992 (ABI. Nr. C 229 vom 25.8.1993, S. 5) 

Der Anhang des Beschlusses wird wie folgt geändert: 

i) Nach dem Eintrag unter der Überschrift "J. NIEDERLANDE" wird folgeddes eingefügt: 

"K. NORWEGEN 

Folketrygdkontoret for utenlandssaker (Staatliches Versicherungs amt für Auslands-
angelegenheiten), Os10 . 

L. ÖSTERREICH 

1.' . Wenn es sich ausschließlich um Familienbeihilfen handelt: das zuständige 
Finanzamt 
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2. In allen anderen Fällen:. der zuständige Rentenversicherungstr:iger" . 

ii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "PORTUGAL" wird von "K" li1 "M" 
geändert und folgendes eingefügt: 

"N. FINNLAND 

1. Kansaneläkelaitos/Folpensionsanstalten (Sozialversicherungsimstalt), Helsinki 

lind 

2. Eläketurvakeskus/Pensionsskyddscentralen (Zentralans-talt für Rentenversiche
rung) 

O. SCHWEDEN 

Für Versicherte mit Wohnsitz in Schweden: 
Das Sozialversicherungsamt am Wohnsitz . 

Für Versicherte ohne Wohnsitz in Schweden: 
Stockholms läns allmänna försäkringskassa, utlandsavdelningen (SoziaJversiche
rungsamt Stockholm, Auslandsabteilung)" . 

iii) Die Buchstabennumerierung der Überschrift "VEREINIGTES KÖNIGREICH" wird von 
"L" in "P" geändert. 

B. FREIZÜGIGKEIT DER ARBEITNEHMER 

368 L 0360: Richtlinie 68/360/EWG des Rates vom 15. Oktober 1968 zur Aufhebung der Reise- und 
Aufenthaltsbeschränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre Familienangehörigen 
innerhalb der Gemeinschaft (ABI. Nr. L 257 vom 19.10.1968, S. 13) 

Die Anmerkung in der Anlage erhält folgende Fassung: 
. , 

"(1) Je nach Ausstellungsland: belgischen, britischen, dänischen, deutschen, finnischen, 
französischen, griechischen, irischen,italienischen, luxemburg ischen, niederländischen, norwegischen, 
österreich ischen , portugiesischen, schwedischen, spanischen". 

C. CHANCENGLEICHHEIT 

382D 0043: :Beschluß 82/43/EWG der Kommission vom 9. Dezember 1981 über die Einsetzung eines 
Beratenden Ausschusses für Chancengleichheit von Frauen und Männern (ABI. Nr. L 20 vom 
28.1.1982; S. 35), geändert durch: 

- I8S I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen. der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, S. 23). 
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a) Artikel 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Der Ausschuß hat zwei Mitglieder je Mitgliedstaat." 

b) Artikel 6 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Die Wahl erfolgt mit einer M~hrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder, mindestens 
jedoch der Stimmen der Hälfte der Mitglieder. 

c) In Artikel 11 wird der Satzteil "mindestens jedoch zwölf" ersetzt durch: ."mindestens jedoch die 
Hälfte der Mitglieder". '.' 

D: ARBEITSRECHT 

380 L 0987: Richtlinie 801987/EWG des Rates vom 20. Oktober 1980 zur ~'ngleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Schutz der.Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des 
Arbeitgebers (ABI. Nr. L 283 vom 20.10.1980, S. 23), geändert durch: 

- - 387 L 0164: Richtlinie 87/164/EWG des Rates (ABI. Nt. L 66vom 11.3.1987, S. 11). 

Folgende Einträge werden im Anhang, Abschnitt I (" Arbeitnehmer mit einem Arbeitsvertrag oder 
Arbeitsverhältnis besonderer Art") eingefügt: 

"F. ÖSTERREICH 

1. Mitglieder des Organs einer juristischen Person, das zu deren gesetzlichen Vertretung befugt 
ist 

2. Gesellschafter die befugt sind, einen beherrschenden Einfluß auf die Gesellschaft auszuüben, - . 
aU,ch wenn dieser-auf einer treuhändigen Verfügung beruht." 

"G. SCHWEDEN 

Ein Angestellter oder der überlebende Ehegatte eines Angestellten, der allein pder zusammen mit 
engen Anverwandten Eigentümer eines wesentlichen Teils des Unternehmens oder Geschäfts des 
Arbeitgebers. war und maßgebenden Einfluß auf dessen Geschäftstätigkeit hatte .. Dies gilt auch, 
dann, wenn der Arbeitgeber eine juristische Person ohne Unternehmen oder Geschäft iSLu 
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E.GESUNDHEIT UND SICHERHEIT 

1. 380 L 1107: Richtlinie 80/1107/EWG des Rates vom 27. November 1980 zum Schutz der 
Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemisc~e, physikalische und biologische Arbeitsstoffe 
bei der Arbeit (ABI. Nr. L 327 vom 3.12.1980, S. 8), geän~ert durch: ' 

. 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanienund der Portugiesischen Republik (ABI. NT. L302~omI5.U.1985, 
S.23) ", . 

388 L 0642: RichtIlnie 88/642/EWG des Rates (ABI. Nr. L 356 vom 24.12.1988, S. 74). 

, " 

In Artikel 10 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" ,ersetzt. 

2. 382 L 0130: Richtlinie 82/ 130/EWGdes Rates vom 15. Februar 1982 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend elektrische Betriebsmittel zur Verwendung in 
explosionsgefährdeten Bereichen in grubengasführenden Bergwerken (ABI. Nr. L 59 vom, 
2.3.1982, S. 10), geändert durch: 

1851: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -,Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) , . 

388 L 0035: Richtlinie 88/35/EWG des Rates vom 2. Dezember 1989 (ABI. Nr. L 20 vom 
26.1.1988, S. 28) 

391 I 0269: Richtlinie_911269/EWG des Rates vom 30. April 1991 (ABI. Nr. L 134 vom 
29.5 . 1991, S. 51). 

In Artikel TAbsatz 2 wird dieZahlenangabe "54 "durch "vierundsechzig" ersetzt. 

3. 388 D 0383: Entscheidung 88/383/EWG der Kommission vom 24. Februar 1988' über die 
Verbesserung der Information im Bereich Sicherheit~ Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz (ABI. Nr. L 183 vom 14.7.1988, S. 34) , 

In Artikel 3 wird der Satzteil "aus 24 Mitgliedern" ersetzt durch: "aus zwei Mitgliedern je 
Mitgliedstaat" . 

4. 378 D 0618: Beschluß 78/618/EWG der Kommission vom 28. Juni 1978 zur Einsetzung eines 
Beratenden wissenschaftlichen Ausschusses für die Prüfung der Toxizität und Ökotoxizität 
chemischer Verbindungen (ABI. Nr. L 198 vom 22.7.-1978, S. 17), geändert durch: 

388 D 0241: Beschluß 881241IEWG der Kommission vom 18. März 1988 (ABI. Nr. L 105 , 
vom 26.4.1988, S. 29). 

In Artikel 3 wird der Satzteil- "aus 24 Mitgliedern"durch "aus 32 Mitgliedern" ersetzt; die 
zweimalige Erwähnung" 12 hochqualifizierteSachverställdige'i'wird durch" 16 hochqualifizierte 
Sachverständige" ersetzt. ' 
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5. Entscheidung der Ve~treter der im Besonderen Ministerrat vereinigten Regierungen vom 9. Juli 
1957 betreffenq das. Mandat und die GeschäftsordnUng des Ständigen Ausschusses für die 
Betriebssicherheit im Steinkohlebergbau (ABI. Nr. 28 vom 31. 8.1957,~S. 487/57), geändert durch: 

Entscheidung des Rates vom 11. I'vlärz 1965 der im Besonderen Ministerrat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitglie~staaten (ABI. Nr. 46 vom 22.3.1965, S. 698/65) 

172 B: Akte uber die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge..: Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und "des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 

Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 
/ 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungenund die Anpassungen der Verträge -Beitrittder 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) - -

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien 'und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23), ' 

Die Anlage wird wie folgt geändert: 

, , ~ 

a) In Artikel 3 Absatz 1 wird die Zahlenangabe "achtundvierzig" durch "vierundsechzig"ersetzt.' 

b) In Artikel 9 -Absatz 2 wird die Zahlenangabe "sechs" durch "acht" ersetzt. 

c) In Artikel 13 Absatz 3 werden die Worte "in den neun Amtssprachen';," durch' "in allen 
Amtssprachen" ersetzL 

d) In Artikel 18 Absatz 1 wird die Zahlenangabe "zweiunddreißig" durch "dreiundvierzig" 
ersetzt. 

e) In Artikel 18 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "fünfundzwanzig" durch "dreiunddreißig" _ ' 
ersetzt. 

6. 374D 0325: Beschluß 74/325/EWG des Rates vom 27. Juni 1974 zur Einsetzungei~es Berat~nden 
Ausschusses für Sicherheit, Arbeitshygiene ,und Gesundheitsschutz am "Arbeitsplatz (ABI. Nr. 
L 185 vom 9.7.1974, S. 15), geändert durch: 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen-der Verträge - Beitritt oer 
RepublikGriechenland (ABI. Nr, L291 vom 19.11.1979, S.17) 

- - . - . 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L302 vom 15.11.1985, 
S.23). -

In Artikei 4 Absatz 1 wird die Zahlenangabe "72" durch "96" ersetzt. 
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F: BEHINDERTE 

393 D 0136: Beschluß 93/136/E\VG des Rates vom 25. Februar 1993 über ein drittes 
.Aktionsprogramm der Gemeinschaft zugunsten der Behinderten (HELlOS II 1993- 1996) (ABI. Nr. 
L 56 vom 9.3.1993, S. 30) -

a) In Artikel 9 Absatz i Buchstabe a wird die Zahlenangabe "24" durch "28" ersetzt. 

b) In Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b wird die Zahlenangabe "zwölf" durch "sechzehn" ersetit. 

G. ANDERES 

375 R 1365: Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 des Rates vom 26. Mai 1975 über die Gründung einer 
Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen (ABI. Nr. L 139 vom 
30.5.1975, S. 1), geändert durch: . 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 3'02 vom 15.11:1985,S. 23). 

a) In Artikel 6 Absatz 1 wird die Zahlenangabe "39" durch "51" ersetzt und unter den Buchstaben a), 
b) und c) wird die Zahlenangabe "zwÖlf" jeweils durch "sechzehn" ersetzt. 

b) In Artikel 10 Absatz 1 wird die Zahlenangabe "zwölf' durch "sechzehn" ersetzt. 
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V. LANDWIRTSCHAFT 

A. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

. I. Informationsnetz landwirtschaftlicher Buchfiihrungen 

365 R 0079: Verordnung Nr. 79/65/EWG des Rates vom 15. Juni 1965 zur Bildung eines 
Informationsnetzes landwirtschaftlicher Buchführungen über die Einkommenslageund die 
betr}ebswirtschaftlichen Verhältnisse landwirtschaftlicher Betriebe in der EWG (ABLNr. 109 vom 
23.6.1965, S. 1859/65), zuletzt geändert durch: 

- 390R 3577: Verordnung (EWG) Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L353 
vom 17.12.1990, S. 23). ,. 

Artikel 4 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Die Höchstzahl der Buchführungsbetriebe beträgt 80 000 für die Gemeinschaft. 

Am 1. März 1986 beträgt die AnZahl derßuchführungsbe~triebe 

12000 für Spanien; diese Zahl wird im Laufe der nachfolgenden fünf Jahres.chrittweise erhöht, 
um schließlich 15 000 zu erreichen; . 

• AJ 

- 1800 für Portugal; diese Zahl wird im Laufe der nachfolgenden fünf Jahre schrittweIse erhöht, 
um schließlich 3 000 zu erreichen. ~ 

Am 1.. März 1995 beträgt die Anzahl der Buchführungsbetriebe 

- 2 000 für Österreich;. 

- . 1 100 für Finnland; 

1 000 für Norwegen; . 

- 600 für Schweden; diese Zahl wird im Laufe der nachfolgenden drei Jahre erhöht, um schließlich 
1 000 zu erreichen. " -

In Artikel 5 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden bilden diesen Ausschuß binnen 6 Monaten ab ihrem 
Beitritt. " .-
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H. Statistik, 

1. 372 L0280: Richtlinie 72/2801EWG des Rates vom 31. Juli 1972 betreffend' die von den 
Mitgliedstaaten durchzuführenden statistischen Erhebungen über Milch- und Milcherzeugnisse 
(ABI. Nr. L 179 vom 7.8.1972, S. 2), zuletzt geändert durch: ' 

391 R 1057: Verordnung (EWG) Nr. 1057/91 der Kommission vom 26. April 1991 
(ABI. Nr. L 107 vom 27.4.1991, S. 11). 

Artikel 4 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a erhält folgende. Fassung: 

"a) die Menge und den Fettgehalt der angelieferten Milch und des angelieferten Rahms. Die 
Angaben sind gesondert für die folgenden Gebi,ete nach den dort. liegenden Betri~ben zu ' 
übermitteln: 

Belgien 
Dänemark 
Deutschland 
Griechenland 
Spanien 
Frankreich 
Irland 
Italien 
Luxemburg 

, Niederlande 
Norwegen 
Österreich 
Portugal . 
Finnland 
Schweden 
Vereinigtes Königreich 

Provinces/Provincies 

Regierungsbezirke 
Nur ein Gebiet 
Comunidades aut6nomas 
Regions deo programme 

Regioni 

Provincies 
Fylker 

: -, I Regiöes 

I ~tandard regions 

Hinsichtlich Griechenlands kann jedoch nach dem Verfahren des Artikels 7 vorgesehen werden, 
daß die Angaben gesondert nach bestimmten Gebieten zu übermitteln sind. " . 

2. 376 L 0625: Richtlinie 76/625/EWG des Rates vom 20. Juli 1976 über die von den Mitglied
staaten durchzuführenden statistischen Erhebungen zur' Ermittlung des Produktions potentials 
bestimmter BaumobstanIagen (ABI. Nr. L 218 vom 11. 8.1976, S. 10),. zuletzt geänder~ durch: 

391R l057:.Verordnung (EWG) Nr. 1057/91 der Kommission vom 26. April 1991 (ABI. 
Nr. L 107 vom 27.4.1991, S. 11). 

In Artikel 1 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden führen die Erhebungen nach den vorstehenden 
Unterabsätzen erstmals vor dem 31. Dezember 1997 durch. " 
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~ 

3. 379 R 0357: V,erordnung (EWG) Nr. 357/79 des Rates vom 5. Februar 1979 über statistische 
Erhebungen der Rebtlächen (ABI. Nr. L 54 vom 5.3.1979, S. 124), zuletzt geändert durch: 

393 R 3205: Verordnung (EG)Nr. 3205i93. des· Rates vom 16. Dezembef1993 
(ABI. Nr. L 289 vom 24.11)993, S. 4). 

Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel I c 

Die 'Republik Österreich führt die erste Grunderhebung 1999 durch. In dieser Erhebung wird die 
. Lage nach den Rodungen und Anptlanzungendes Weinwirtschaftsjahres 1998/99 untersuchL" 

In Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz L werden nach den Worten "die Republik Griechenland" die 
. Worte "sowie die Republik Österreich" eil1gefügt. 

In Artikel 6 Absatz 1 werden nach den Worten "und von Portiigal abdern Wirtschaftsjahr 
1989/90" die Worte "sowie von Österreich ab dem Wirtschaftsjahr 1997/98" eingefügt. 

Artikel 6 Absatz 6 erster Gedankenstrich erhält folgende Fassung: . 

," 

, . 
von Deutschland, Frankreich und Luxemburg erstmals vor dem 1. Oktober 1981, von Italien 
und Griechenland erstmals vor dem 1. Oktober 1984, yon Spanien'undPortugalerstmals vor 
dem 1. Oktober 1991 und von Österreich erstmals vor dem 1. Oktober 1996." 

4.382 L 0606: 'Richtlinie 82/606/EWG des Rates vom 28. Juli 1982 über von den Mitgliedstaaten 
durchzuführende Erhebungen über die Verdienste der .. ständig beschäftigten Arbeiter und der ~ 
Saisonarbeiter in der Landwirtschaft (ABI. Nr. L 247 vom 23.8.1982, S. 22), zuletzt geändert 
durch: 

391 L 0534: Richtlinie 911534/EWG des Rates ,,()m 14. Oktober 1991 (ABI. Nr.L 288 vom 
18.10.1991, S: 36) .. ' 

a) Artikel 1 Absatz 1 wird durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

"Die in Unterabsatz 1 genannte Erhebung wird 

bis zum 31. Dezembe~ 1996 von Finnland, Norweg~n und 'Schweden durchgeführt; 

bis zum 31; Dezember 1997 von Österreich durchgeführt. n 

b) Anhang I Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

"1. Für Belgien,Dänemark, Deutschland (mit Ausnahme der Länder Berlin, Bremen, 
Hamburg und. Saarland), Spanien, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, die 
Niederlande, Norwegen, Österreich,/Finnland, Schweden und das Vereinigte Königreich: 
ständig vollzeitlich beschäftigte Arbeiter." 
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5. 390 R ,0837: Verordnung (EWG) Nr. 837/90 des Rates 'vom 26. März 1990 über die von den 
'Mitgliedstaaten zu' liefernden statistischen Informationen über die Getreideerzeugung 
(ABI. Nr. L 88 vom 3.4.1990, S. 1), geändert durch: ' 

390 R3570: Verordnung (EWG) Nr. 3576/90 des Rates vom 4. Dezember 1990' 
(ABI. Nr. L 353vom 17.12.1990, S. 8). 

Anhang III erhält folgende Fassung':, 

"ANHANG III 

REGIONALE EBENEN NACH ARTIKEL 6 

Mitgl iedstaaten 

Belgique - BeIgie 
Danmark 

, DeutschI and 
EAA&O~ 

Espafia 
Ftance 
Ireland 
Italia 
Luxembourg 
Nederland 
Norge 
Österreich 
Portugal 
Suomi 
Sverige 

United Kingdom 

Regionale Aufgliederung 

Provinces/Provincies 

Bundesländer 
j Y 7rflPWrEc; 7rEPLcf>EPH~Kf}C; ~JI&7rTV~1)C; (l) 
j : Comunidades aut6nomas 
i Regions de programme 

Regioni (2) 

Provincies 
Fylker 

., NUTS II (I) 

Bidragsomräde norr 
Bidragsomräde söder 
Övriga landet 
Standard regioris 

NUTS = Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik. 

(1) Regionale Angaben müssen spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
übermittelt werden. ' 

(2) In den zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung können die italienischen 
Regionen auf der Ebene NUTS I zusammengefaßt werden. -
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·6. 393 R 0959: yerordnung (EWG) Nr. 959/93 des Rates· vom 5. ApriI"1993 über die von den 
Mitgliedstaaten zu liefernden statistischen Informationen über pflanzliche Erzeugnisse außer 
Getreide (ABI. Nr. L 98 vom-24.4.1993, S. 1) 

a) Anhang VI erhält folgende Fassung: 

Mitgliedstaaten 

Belgique - ßelgie 

Danmark 
Deutschland 
Et..A&oa 
Espafia 
France 
Ireland 
Italia 
Luxembourg 
Nederland 
Norge 
Österreich 
Portugal 
Suomi 
Sverige 
United Kingdom 

"ANHANG VI 

REGIONALE EBENEN NACH ARTIKEL 6 

Regionale Aufgliederung 

ProviI1ceslProvincies - Region 
\valonnelVlaams gewest . 

Bundesländer 
y 7rT/pw[ec; 7rept~eptLaJdfc; alJ&7riV~T/C; (1) 
Comuriidades aut6nomas· . 
Regions de programme 

(1) Regionale Angaben müssen· spätesteris drei J abre nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
übermittelt werden. 

NUTS: Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik 

b) . Anhang VIII erhält folgende Fassung: 
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"ANIL\NG VJII 0 0 , 

FLÄCHEN VON GERINGER ßEDEUTUNG SOWIE FLÄCHEN, DIE AUF DER l\ASIS VON ERlltmUNGEN ERI\Urrm:r\YERDEN 

Cronos-Coue HRlIl'tnnbau oder regj~trierte rliiche B DK D EL E f IRL I L, NI. I' UI( TNT~ I SF I S I I 
1300 B. lliilsenfriiehte m • • • • • tn • • • • • m • • • I 
1320 Futterethsen .. • • m 'rn • !l1 • • • 111 • 111 • • • 2 
131\ Ühtige Etllsen 111 m 111 m, 111 111 -' m m rn m • m ll1 ll1 m 3 
1335 Puff- und Ackeruohnen (einseh!. 1338) ll1 -- • • • • n' • 111 ll1 111 • -- • -- -- 4 
1331 Sl'eisehollllen 111 -- ; ll1 • m 111 -- • m ll1 • • -- 111 -- -- 5 
1343 Lupinen -- -- 111 ll1 m m -- 111 -- -- 111 111 '- 111 -- -- '6 

1341 I 
1342 } Ührige Hiilsenfriichte -- -- 111 • rn 111 -- e -- -- rn 'rn -- 111 JI1 -- 7 
1349 I 

1350. C. Hackfrüchte • '. • • '. • • • • • ., • • • • • 8 

1360 " KaltoffeIn • • • • • • • • • • • • • • • • 9 

1370 Zuckerrüben • • • • • • • • 111 • rn • .- • • '. 10 
J3111 Futterriiben • • • -- JI1 • • • 111 m 111 111 -- ll1 111 111 11 
1382 Ührige Hackfrüchte m JI1 III 111 111 • • ,. 

111 m 111 • • rn rn m 12 

1400 D. Ifnndelsgewiichse • CI • • • • • • e • • • • • • • 13 
1420 'RJlps und Rübsen • • • -- ITJ • ll1 • '. e rn • • o. • • 14 
i430 Sonllenhlnmenkerne -- -- 411 o. e • -- • -- -- e -- -- 411 rn -- 15 
1470 SojAhohnen -- -- rn • III • -- • -- -- 1l1' -- -- 411 -- -- 16 

I 

Flnchs (fasern oder Öl) 1460 + 1520 • m m -- -- • 111 111 -- 'li III • -- rn.,!' 111 !Il 17 
1490 + \540 llnllmwolle (Fasern oder Öl) -- -- - -- • • In -- m -- -- 111 -- -, . -- -- \8 

\480 (ausseh!. 1490) Übrige Öisaaten \ 

(z.B. 1'.'lohn, Senf, Ses8rnll~w.) 111 m m m 111 111 -- rn 
., 

,111 m • -- ll1 m 111 19 
1530 IIAnf -- -- -- -- -- 111 -- 111 • -- -- • -- -- -- -- 20 
1550 T~bak ll1 -- 111 • •• • -- • -- -- rn -- -- !li -- -- 21 
1560 Hopfen 111 -- • -- 111 111 rn .nt • _ .. rn 111 -- !li -- -- 22 
\570 + \57\ Übrige IIAndelsgewiich.e m- -- 111 !II 111 rn -- rn 111 rn 111 • -- 111 -" ll1 23 

2600 E. Futter in;,g~"~IIlt(von Ackerland) • • e, • • • • • • • • ., • • • • 24 
2610 Feldrauhfutterh8l1 • • • • • • • • • • .. • • • • • 25 

I ~2625 GriinmAis • • ., m • • 11) I. • • • • -- • -- 111 26 
2680 I\ckerwie.enund Weiden • • • • • • • • • • • • • • • • 27 
2612 I 
267\ } Übriges Grünfutter • • • • • • • • • 111 • • • • m • 28 
2672 } ; . 
2673 I .- --- ------~. -
1600 + 2260 F. Fti5~j,gelt1iise 0 • • • • • rn • IJI • • • • • • • 29 

.. -- ---"-

jool G. Blulllenul1<j' Zierpflanzen III 111 .. • n, • 111 
., ru • 111 • 01' 111 111 m 30 .--- '--'--

I 33\0 H. Gewinnung von SAAt- lind PllRnzgut III • ., • nr • rn • 111 • III 111 • ,111 III • 31' 

I. Brache und Ulürrdiingllrrg • • • • • • • • • • • • • .. • 32 ~696 111 

-
• In "'1tITt~JI~e .t3lis~t;h. rrhthl",,~1) ~ .. rul>(",id!", Jem:lfl futj"d ) A ....... t; I. 

Flkhe-a ,.erifll!rI" Bf\tf'lI1T1~ (cl.ll. mit' """'I,ftr :1111 ~ {lI"] ha tlM I -:.. d('T Adnfliche j" rinf"ltl ~litp:ljro~':I::tn 

Pfhru:e a-.rd u-tal a.~et.ut -

.inmt7l!Q"l6· Die ßucfu~lw:ft, 8. C. D. 1::. r. o. ",Imt I "",i~_rn 5i.:-h"::!.,f die Ahtochnillto in Anlm,,: IJ 

AA-AFNS 3 I?lNA~ , _91 ' D ---
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III. Qualitätspolitik 

1. 392 K20S1:. Verordnung (EWG)Nr. 2081192 des Rates vom 14. Juli 11)92 zum S.chutz von 
geographischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse' und Lebensmittel, 
(ABl.Nr. L 208'vom 24.7.1992, S. 1) , 

An Artikel 2 Absatz 7, ArtikelJO Absatz 1 'und Artikel 17 Absatz L wird jeweils folgender S<:ttz 
angefügt: . ' . . , . . 

"Für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden läuft die vorstehend genannte Frist ab dem 
Zeitpunkt ihres Beitritts." ' 

2. 392 R 2082: Verordnung (EWG) Nr. 2082/92 des Rates vom 14. Juli 1992über Bescheinigungen 
besonderer Merkmale von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln (ABL. Nr. L 208 vom 24.7.1992, 
S.9) . 

An Artikel 7 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

"Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden.veröffentlichen diese Angaben innerhalb von 
6 Monaten nach ihrem Beitritt. " 

An Artikel 14 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden läuft die vorstehend genannte Frist ab dem 
Zeitpunkt ihres Beitritts." 
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B. GEMEINSAME MARKTORGANISATIONEN 

1. Milch und Milcherzeugnisse 

L 368 R 0985: Verordoun~ (EWG)" Nr.985/68 des Rates vom 15. Juli 1968 zur Festlegung der 
Grundregeln für. die Intervention auf dem Markt für Butter und Rahm (ABI. Ne L 169 vom 
18.7.1968, S. 1), zuletzt geändert durch: 

391 R 2045: Verordnung (EWG) Nr.2045191 des Rates vom 26. Juni 1991 (ABI. Nr. L 187 
vom 13.7.1991, S. 1). 

In Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe b werden folgende Gedankenstriche angefügt: 

" als "meierism0:r" eingestuft sein, wenn es sich um norwegische Butter handelt, 
als "Teebutter" eingestuft sein; wenn es sich um österreichische Butterhandelt, 
als "meijerivoi/mejerismör" eingestuft sein, wenn es sich. um finnische Butter handelt, 
als "Svenskt smör" eingestuft sein, wenn es sich um schwedIsche Butter handelt." 

. - . 

2. 387 R 0777: Verordnung (EWG) Nr. 777/87 des Rat~s vom 16. März 1987 zur Änderung der - ~ . . ~ . 

Imerventionsregelung für Butter und Magermilchpulver (ABL Nr. L 78 vom '20.3.1987, S. 10), 
geändert durch:' . 

391 R 1634: Verordnung (EWG) Nr. 1634/91 des Rates vom 13. Juni 1991 (ABI. Nr. L 150 
vom 15.6.1991, S. 26). 

In Artikel 1 Absatz 2 wird die Angabe "106 000 Tonnen" ersetzt durch "109000 Tonnen". 

3. 387 R 1898: Verordnung (EWG) Nr. 1898/87 des Rates vom 2. Juli 1987 über den Schutz der 
Bezeichnung der Milch und Milcherzeugnisse bei ihrer Vermarktung (ABI. Nr. L 182 vom 
3.7.1987, S. 36), geändert durch: 

388 R 0222: Verordnung (EWG) Nr. 222/88 der Kommission vom 22. Dezember 1987 
(ABI. Nr. L 28 vom 1.2.1988, S. 1). 

Die folgenden Bezeichnungen werden 'im Anhang hinzugefügt: 
" kulturmelk 

wmme 
prim 
viililfil 
smetana 
fil" . 
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4. 392 R 1601: Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 des Rates vom 15. Juni 1992 zur-Einführung von 
. Sonderrnaßnahmen für bestimmte lanawirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten-der kanarischen lnselr; 
(ABl.Nr. L 173 vom 27.6.1992,5.13), geändert durch: 

393 R 1974: Verordnung (EWG) Nr.1974/93 der Kommission ,vom 22. Juli, 1993 
(ABi. Nr. L 180 vom 23.7.1993, 5.26). ' 

An Artikel 2 wird folgender Absatz angefügt: 

"Der Anhang kann nach dem Verfahren des Artikels 30 der Verordnung (EWG) Ni". 804/68 
geänd~rt werden, um gegebenenfalls bestimmte Milcherzeugnisseriüt Ursprung in Norwegen und 
Schweden hinzuzufügen, für die in der Inselgruppe Bedarf besteht und die traditionell dorthin- -
ausgeführt werden. " - - -

5. 392 R 3950: Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 des Rates vom 28. Dezember 1992 über die 
Erhebung eiller Zusatzabgabe im Milchsektor (ABI. Nr.L 405 vom 31.12.1992, 5.1), zuletzt 
geändert durch: 

394 R 0647: Verordnung (EG) Ne 647/94 der Kommission vom 23. März' 1.994 
(ABI. Nr. L 80 vom 24.3.1994, S. 16). 

a) Artikel 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
. die Tabelle in Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 
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(in Türmen) 

Mitgliedstaaten Lieferungen Direktverkäufe 
I 

, 

B~lgien 3066337 244094 . -
Dänemark 4454459 889 

Deutschland (1) 27764778 100038 

Griechenland . -625985 J 4528 

Spanien 5200000 .366950 . 

Frankreich 23637283 598515 

Irland 5233 805 11 959 

Italien 
" 

- 9 212 190 717870· 

Luxemburg 268098 951 . 
, 

Niederlande 10 983 195- . -91 497 

. Norwegen 1 842 -000 
. 

Österreich - 2205000 367000 -

Portugal 1 804881 67580 

Finnland 2342000 10000 

Schweden 3300000 3000 

Vereinigtes Königreich 14247283 342764 

(1) Davon 6 244 566 Tonnen für Lieferungen an die Abnehmer im Gebiet der neuen 
Bundesländer und 8 801 Tonnen für Direktverkäufe in den neuen Bundesländern. 
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die folgenden Unterabsätze werden hinzugefügt: . 

"Die Gesamtmenge der österreich ischen Quote für Lieferungen kann bis zu m<lximal 
180 000 Tonrien erhöht werden,uilJ österreichische "SLOM" -Erzeuger zu .entschädigen; 
die Zuteilung erfolgt gemäß den gemeinschafts rechtlichen Bestimmungen. Diese Reserve 
ist nicht übertragbar und darf nur zugunsten solcher Erzeuger verwendet werden,·(jeten 
Recht zur Wiederaufnahme der~rzeugung infolge des Beitritts beeinträchtigt wird .. 

Die Gesamtmenge der finnischen Quote für Lieferungen kann bis zu maximal 
200000 Tonnen erhöhLwerden, um finnische "SLOM"-Erzeuger zu entschädigen; die 
Zuteilung erfolgt gemäß den gemeinschaftsrechtIichen Bestimmungen. Diese Reserve ist 
nicht übertragbar und darf nur zugunsten solcher Erzeuger' verwendet werden, deren 
Recht zur Wiederaufnahme der Erzeugung infolge des Beitritts beeinträchtigt wird. 

Die Gesamtmenge der norwegischen Quote für Lieferungen kann bis zu ma~imal 
175 000 Tonnenerhöht werden, um norwegische 11 SLOM"-Erzeuger zu.entschädigen.;die 
Zuteilung erfolgt gemäß den gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen. Diese Reserve Ist 
nicht übertragbar und darf nur zugunsten solcher Erzeuger verwendet werden; deren. 
Recht zur Wiederaufriahme der Erze.ugung 'infolge des Beitri~s beeinträchtigt wird. 

Die Erhöhung der Gesamtmengen und dje Bedingungen, unter denen die individuellen 
Referenzmengen nach den vorstehenden Unterabsätzen zugeteilt werden, werden nach 
dem in Artikel 11 gena~mten Verfahren beschlossen." . . 

In" Artikel 4 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz 2 hinzugefügt: 
. \ 

"Für Österreich,Finnland und Norwegen wird(das Datum des 3L· März 1993 jedoch durch 
den 31. März 1995 ersetzt; für Schweden wird dieses Datum durch den 31.Mär:z 1996 

. ersetzt." 

In Artikel 11. wird folgender Absatz 2 hinzugefügt: 

"Für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden werden jedoch für die als repräsentativ 
geltenden Merkmale der Milch die Angaben des Kalenderjahres 1992 zugrunde g~legt; der 

. repräsentative nationale DurchsChnitt des Fettgehalts der gelieferten Milch wird für Osterreich 
auf 4,03 v.H., für Finnland auf 4,34 v.H., für Norwegen auf 3,81 v.H. und für Schweden 
auf4,33 v.H. festgelegt." 

11. Rindfleisch 

1. 368 R 0805: Verordnung (EWG) Ne. 805/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch (ABI. Nr. L 148 vom 27.6.1968, S. 24), zuletzt geändert durch: 

393 R 3611: Verordnung (EG) Nr. 3611/93 des Rates VOm 22: Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 328 vom 29.12.1993, S. 7) . 

. In Artikel 4b wird folgender Absatz hinzugefügt: 

"(3 a) In Abweichung von Absatz 3 Unterabsatt 3 B~chstabe b wird die Gesamtzahl der Tiere,. 
die in den für' Österreich, Finnland, Norwegen bzw. Schweden zu bildenden regionalen 
Söchstgrenzen insgesamt enthalten sind, wie folgt festgesetzt: 

423 400 für Österreich, 
,250 000 für Finnland, . 
175 000 für Norwegen, 
250 000 für Schweden. 
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Die Kommission erläßt die Durchführungsbestimmungen zu diesem Absatz und insbesondere die 
erforderliche Anpassungs- und Übergangsmaßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 27." 

In Artikel 4 d wird folgender Absatz eingefügt: 

"(1 a) In Abweichung von den Absätzen 2, 3 und 4 werden den Erzeugern in Österreich, 
Finnland, Norwegen und Schweden individuelle Höchstgrenzen ausgehend von einer j~deI1l der 
neuen . Mitgliedstaaten' zugeteilten Gesamtanzahl von' Prämienansprüchen zugeteilt. Diese 
Gesamtzahl der Prämienansprüche wird wie folgt festgesetzt: 

325 000 für Österreich, 
55 000 für, Finnland, 
50 000 für Norwegen, 
155 000 für Schweden. 

, In diesen Zahlen sind sowohl die ursprünglich zuzuteilenden Prämienansprüche als auch eine von 
diesen Mitgliedstaaten gebildete Reserve enthalten. -- -

Die Kommission erläßt die Durchführungsbestimmungen zu diesem Absatz und insbesondere die 
erforderliche Anpassungs- und Übergangsmaßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 27~" 

2. 390 R 1186: Verordnung (EWG) Nr. 1186/90 des Rates vom 7. Mai 1990 zUfErweiterung des 
Anwendungsbereichs des gemeinschaftlichen Handelsklassenschemas für ausgewachsene Rinder 
(ABI. Nr. L 119 vom 11 :5.1990, S. 32) 

Dem Artikel 1 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"In Norwegen und Finnland sind die Maßnahmen nach Unterabsatz 1 ab 1. Januar 1996 
durchzuführen. " 

III. Hopf~n 

1. 371 R 1696: Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 des Rates vom 26. Juli 1971 über di~ gemeinsame 
MarktorganisatIon für Hopfen (ABI. Nr. L 175 vom 4.8.1971, S. 1), zuletzt geändert durch: 

392 R 3124: Verordnung (EWG) Nr. 3124/92 des Rates vom 26. Oktober 1992 
(ABI. Nr. L 313 vom 30.10.1992, S. 1). 

Dem Artikel 17 Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: "Für Österreich beträgtdieser Zeitraum 
fünf Jahre, vom Zeitpunkt des Beitritts an gerechnet." 
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2. 377 R 1784: Verordnung (EWG) Nr. 1784/77 des Rates vom 19. Juli 1977 über die Zertifizierung 
von Hopfen (ABI. Nr. L 200 vom 8.8.1977, S. 1), zuletzt geändert durch: 

, , , 

393R 1987: Verordnung (EWG) Nr. i987/93 des Rates vom 19. Juli 1993 (ABI. Nr. L 182 
vom 24.7:1993, S. 1). . ,. " .. 

Dem Artikel 9 wird folgender Satz angefügt: "Öste~reich teilt diese Angaben innerhalb von drei 
, Monaten nach' dem Beitritt mit. 11 

3. 382 R 1981: Verordnung (EWG) Nr. 1981/82 des Rates vom 19. Juli 1982 zur Festlegung des 
,Verzeichnisses der Gemeinschaftsgebiete, in denen die Produktionsbeihilfe für Hopfen nur, 
'aner~annten Erzeugergemeinschaftengewährt wird (ABI. Nr. L 215 vom 23.7.1982, S. 3), zuletzt 

geändert durch: 

392 R 3337: Verordnung (EWG) Nr. 3337/92 'des Rates vom 16. November 1992 
(ABI. Nr. C 336 vom 20.11.1992, S. 2). 

in der Liste im Anhang wird folgendes Gebiet hinzugefügt: 

"Österreich" . 

IV. Saatgut 

371 R 2358: Verordnung (EWG)Nr. 2358/71 des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut (AB!. Nr. L 246 vom 5.1l.1971, 5.1), zuletzt ge~ndert 
durch: 

- ,393 R 3375: Verordnung (EWG) Nr. 3375193 der Kommission vom 9: Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 303 vom 10.12.1993, S. 9) .. 

Dem Artikel 8 werden folgende Absätze angefügt: 

. "Vorbehaltlich der Genehmigung der Kommission können Norwegen und Finnland jedoch Beihilfen 
gewähren: 

- für bestimmte Saatgutmengen bzw~ 
für bestimmte Getreidesaatgutmengen, 

die auf grund der besonderen klimatischen Bedingungen nur in ,diesen Mitgliedstaaten hergestellt. 
werden. ' , 

Innerhalb von drei Jahren nach dem Beitritt übermittelt die Kommission dem Rat anband der von den 
beiden genannten Mitgliedstaaten zu gegebener Zeit übermittelten Auskünfte einen Bericht über die 
Ergebnisse der genehmigten Beihilfen, gegebenenfalls mit den erforderlichen Vorschlägen. Der Rat 
beschließt nach dem in Artikel 3 Absatz 4 genannten Verfahren. 11 
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V. Eier und Geflügel 

? 

375 R 2782: Verordnung (EWG) Nr. 2782/75 des Rates vom 29. Oktoberl975 überdie Erzeugung 
von und den Verkehr mit Bruteiern und Küken von Hausgeflügel (ABI. Nr.L 282 vom 1.11.1975., 

. S. 100), zuletzt geändert durch:" . . 

- 391 R 1057: Verordnung (EWG) Nr. 1057/91 der Kommission vom 26. Apii~ 1991 
(ABI. Nr. L107 vom 27.4.1991, S. 11). 

a) Artikel 5 Absatz 2 erhält folgendeFasSting: 

"(2) Bruteier werden in vollkommen sauberen Packungen befördert, die nur Bruteier einer 
Geflügelart, -kategorie und -sorte aus einem Erzeugerbetrieb enthalten und mindestens folgende 
Angaben' tragen: "oeufs· a couver"~ "broedeieren", "rugeaeg", "Bruteier", "au)'& 7rPOC; 

f.K.KOAW/;ip", "huevos para incubar", "eggs for hatching", "uovildacova", "rugeegg", "ovos para 
incuba<;äo", "munia haudottavaksi" oder "kläckägg"." 

b) Artikel 6 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 6 

Bruteier mit Herkunft aus dritten Ländern dürfen nur eingeführt werden, sofern sie in mindestens 
3 mm hohen Buchstaben den Namen des Ursprungslands und einen der folgenden Aufdrucke 
tragen: "a couver", "broedei", "rugeaeg", "Brutei", "7rPOC; f.KKOAaVILP" " "para incubar", 
."hatching", "cova"; "rugeegg", "para incuba<;äo", "haudottavaksi" oder "för kläckning". Ihre 
Verpackungen enthalten ausschließlich Bruteier einer Geflügelart, -kategorie und -sorte eines 
Ursprungslandes und eines Versenders und tragen mindestens folgende Angaben: 

a) die auf den Eiern stehenden Angaben; 
b) Geflügelart, von der die Eier stammen; 
c) Name oder Firma und Anschrift des Versenders. " 

VI. Zucker 

1. 368 R 0206: Verordnung (EWG) Nr. 206/68 des Rates vom. 20. Februar 1968' über 
Rahmenvorschriften für die Verträge und Branchenvereiribarungen für den Kauf von Zuckerrüben 
(ABI. Nr. L 47 vom 23.2.1968, S. 1), zuletzt geändert durch: . 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
. Königreichs Spanien uI].d der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S. 23) .. 

a) Artikel 5 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) _ Für den Fall jedoch, daß die Zuckerrüben in Dänemark~ Spanien, Finnland, 
Griechenland, Irland, Portugal und im Vereinigten Königreich frei Zuckerfabrik geliefert, 
werden, sieht der Vertrag eine Beteiligung des Herstellers an den Beförderungskosten vor und 
legt hierfür den HundertsatZ oder die Beträge fest." 
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b) Artikel 8 a wird durchJolgenden Absatzergänzt: 

"Für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden werden die Worte 

"des Wirtschaftsjahres 1967/68" in Artikel 4 Absatz 2 und in Artikell 0 Absatz 2 bzw. 
"dasWirtschaftsjahr 1967/68". in ArtikelS Absatz 2 und in Artikel6 AbsatZ 2 ersetzt
durch: ndes WirtschaftsjahresI994/9S" bzw."das Wirtschaftsjahr 1994/95"; 

"vor dem Zuckerwirtschaftsjahr 1968/69" in Artikel5 Absatz 3 und in Artikel 8 
Buchstabe d ersetzt durch: "vor dem Wirtschaftsjahr ~99SI96"." 

2. 381 R 1785: Verordnung (EWG)Nr. 1785/81 des Rates vom 30. Juni 1981 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker (ABI. Nr. L 177 vom 1.7.1981,S. 4), zuletzt geändert durch:, 

394 R 0133: Verordnung (EG) Nr. 133/94 des Rates vom 24. Januar 1994. (ABI. Nr. L 22 
vom 27.1.1994, S. 7) . . " 

a) In Artikel 16 a wird folgender Absatz eingefügt: 

"(2a) Für das erste Jahr nach dem Beitritt ist Finnland ermächtigt, Rohzucker aus 
Drittländern mit vermindertem Abschöpfungsbetrag im Rahmen einer Gesamtmenge von 
40000 Tonnen einzuführen. 

Die Bestimmungen des vorstehenden! Unterabsatzes werdenanläßlich der zum Ende des 
Wirtschaftsjahres 1994/95 anstehendenR~yision dieser Yerordnung überprüft. 11 

" " , 

b) Artikel 16 a Absatz 7 Unterabsatzl erhält folgende Fassung: 

"(7) Der Antrag auf Erteilung der in Absatz 6 genannten Lizenz ist"bei.der zuständigen 
Stelle Portugals bzw. Finnlands einzureichen; ihm ist eine Erklärung eines Raffinierers 
beizufügen, in der dieser sich verpflichtet, die betreffende Menge RohZucker in Portugal bzw. " 
in Finnland innerhalb von secQs Monaten nach der Einfuhr zu raffinieren." 

c) In Artikel 16 a Absatz 10 erhält der Eingangssatz folgende Fassung: 

"(10) . Portugal und Finnland teilen der Kommission folgendes mit:". 
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.' .' 

d) Artikel 24 Absatzl Unterabsatz I erhält folgende Fassung: . 

"(I). "Die Mitgliedstaaten teilen nach Maßgabe dieses Titels eine A- und eine lY-'Quote 
jedem .in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen zucker- oder isoglukoseerzeugenden 
Unternehmen, das 

im Wirtschaftsjahr 1993/94 eine A-" und eine B-Quote erhalten hat; 

im Falle Österreichs, Finnlands und Sc~wedens im Kalenderjahr 1994 Zucker oder 
Isoglukose erzeugt hat." 

e) Artikel 24 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Für die Zuteilung der in Absatz 1 genannten A- und B~Quoten gelten folgende 
Grundquoten : 
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I. Grundmengen A 

Gebiete 

von Dänemark 
von Deutschland 
von Griechenland 
von Spanien 
von Frankreich JMutterland) 
der französischen überseeischen Gebiete 
von Irland 
von Italien 
der Niederlande 

. von Österreich 
von Portugal (Kontinent) 
der autonomen Region Azoren 
von Finnland 
von Schweden 
der belgisch-Iuxemburgischen 
Wirtschaftsunion ' 
des Vereinigten Königreichs 

(1) ~in Tonnen Weißzucker 
(2) in Tonnen Trockensubstanz. 

a) Grundmenge A· 
für Zucker (1) 

328000,0 
' I' 990000,0 

290000,0 
960000,0 

2530000,0 
466000,0 
182000,0 

1 320000,0 
690000,0 
316529,0 
54545,5 
9090,9 

133433,0 
'336364,0 
680000,0 

) 040000,0 

11. Grundmengen B' 

Gebiete 

von Dänemark 
von Deutschland 
von Griechenland 
von Spanien 
von Frankreich (Mutterland) 
der französischen überseeischen Gebiete 
von Irland 
von Italien 
der Niederlande 
von Österreich 
von Portugal (Kontinent) 
der autonomen Region Azoren 
von Finnland 
von Schweden 
der belgisch-Iuxemburgischen 
Wirtschaftsunion 
des Vereinigten Königreichs 

(1) in Tonnen Wei~zucker 
(2) in Tonnen, Trockensubstanz. 

AA-AFNS3 FINAL 

a) Grundmenge A 
für Zucker (1) 

96629,0 
612312,9 
29000,0 
40000,0 

759232,8 
46600,0 
18200,0 

248250,0 
182000,0, 
73881,0 
5454,5 

909,1 ' 
13 343,0 
33636,0 

146000,0 

140000,0 

-

b) Grundnienge A 
für Isoglukose 
(2) 

28882,0 
10 522,0 
75000,0 
15 887,0 

16569,0 
7426,0' 

8093,9 

10 845,0 
-

56667,0 

21 696,0 

b) Grundmenge' A ~ 

für Isoglukose 
(2) 

.. 

6802,0 ' 
2478,0 
8000,0 
4 135,0 

3902,0 
1 749,0 

1 906,1 

1 085,0 , 

15583,0 

,5787,0; 
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f) Dem Artikel 24 Absatz 3 werden folgende Absätze 2 und 3 angefügt: 

. "Für die in den nachstehenden Mitgliedstaaten niedergelassenen zuckererzeugenden Unternehmen 
gilt jedoch folgendes: 

a) Österreich: Die A- und B-Quotedes zuckererzeugenden U nternehI1lens entspricht der in 
Absatz 2 Tabelle I Spalte a und in Tabelle II Spaltea. für Österreich festgelegten GrJlnd
menge A bzw. Grundmenge B. 

-b) ~innland: Die A~' und B-Quote des zuckererzeugenden Unternehmens entspricht der in 
Absatz2 Tabelle I Spalte a und ll1 Tabelle 11 Spalte a für Finnland festgelegten Grund
menge A bzw. Grundmenge B. 

c) . Sch\veden: Die A- und B-Quote des zuckererzeugenden Unternehmens entspricht dei" in 
Absatz 2 Tabelle I Spalte 'a und _ in Tabelle II Spalte a für Schweden festgelegten Grund
menge A bzw. Grundmenge B. 

Hinsichtlich des in Finnlands niedergelassenen isoglukoseerzeugenden Unternehmens entspricht 
die A- und B-Quote dieses Unternehmens der in Absatz 2 Tabelle I Spalte. b und in Tabelle II 
Spalte b für Finnland festgelegten Grundmenge A bzw ~Grundmenge B. " 

AA-AFNS 3 FINAL 109 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 205 von 728

www.parlament.gv.at



VII. Wein und Spirituosen 

1. 386 R 2392: Verordnung (EWG) Nr. 2392/86 des.Rates vom 24. Juli 1986 zur Einführung der 
. gemeinschaftlichen Weinbaukartei (ABI. Nr. L 208 vom 31.7.1986, S. 1), geändert durch: 

390 R 3577: Verordnung (EWG) Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr.; 
L353 vom 17.12.1990,S. 23). 

In Artikel 4' Absatz 1 Unterabsatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

, "In Österreich wird sie innerhalb von :?wei Jahren ab dem Zeitpunkt des Beitritts fertiggestellt. " 
. • T' •• , 

2. 387 R 0822: Verordnung cEWG) Nr. 822/87 des Rates vo~ 16. März 1987übefdie gemeinsame 
Marktorganisation für Wein (ABL Nr. L 84 vom 27.3.1987, S. l),zj)letzt geändert durch: 

393 R 1566: Verordnung (EWG) Nr. 1566/93 des Rates vom 14. Juni 1993 (ABI. Nr. L 154 
vom 25.6.1993, S. 39). /. ' 

In Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a erster Gedankenstrich werden mich den Worten 
"für Deutschland" die Worte "und Österreich" eingefügt. 

3. 387 R 0823: Verordnung (EWG) Nr.823/87 des Rates vom 16. März 1987 zur Festlegung 
. besonderer Vorschriften für Qualitätsweine bestimmter Anpaugebiete (ABI.Nr. L 84 vom 

27.3.1987, S. 59); zuletzt geändert durch: 

391 R 3896: Verordnung (EWG) NI'. 3896/91 des Rates vom 16. Dezember 1991 
(ABI. Nr. L 368 vom 31.12.1991,S. 3). 

In Artikel 15 Absatz 2 wird folgender Buchstabe hinzugefügt: 

"h) für Österreich: 

folgende Bezeichnungen, die die Angaben über ~:lie Herkunft der Weine ergänzen: 

"Qualitätswein rilit staatlicher Prüfnummer", "Qualitätswein" 
"Kabinett" oder "Kabinettwein" 
"Qualitätswein besonderer Reife und Leseart" o.der "Prädikatswein" 
"Spätlese" oder "Spätlesewein" 
11 Auslese" oder "Auslesewein" , 
"Beerenauslese" oder "Beerenauslesewein " 
"Ausbruch" oder "Ausbruchwein" 
"Trockenbeerenauslese" oder "Trockenbeerenauslesewein " 
"Eiswein" oder "Strohwein"." 
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4. 389 R 1576: Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufmachung von Spirituosen 
(ABI. Nr. L 160 vom 12.6.1989, S. 1), geändert durch: 

392 R 3280: Verordnung (EWG) Nr. 3280/92 des Rates vom 9 .. November 1992 
(ABI. Nr. L 327 vom 13.11. 1992, S. 3). 

a) _ In Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe r wird folgende Nummer eingefügt: 

"3. Die Bezeichnungen "Jägertee" , "Jagertee" und "]flgatee" sind Likören mit Ursprung in 
Österreich vorbehalten, die unter Verwendung von Äthylalkohol landwirtschaftlichen 
Ursprungs, von Essenzen aus bestimmten Spirituosen oder von Tee gewOnnen lind denen 
mehrere natürliche Aromastoffe im Sinne des Artikels ] Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i 
der Richtlinie 88/388/EWG hinzugefügt werden. Der Alkoholgehalt beträgt mindestens 
22,5 % vol. Der Mindestzuckergehalt, ausgedrückt als Invertzuc.ker, beträgt 100 g/l." 

b) Dem Artikel 1 Absatz 4 wird folgender Buc&stabe angefügt: 

"u) Väkevä glögi/Spritglögg 

Die Spirituosen, die durch Aromatisierung von Äthylalkohol landwirtschaftlichen 
. Ursprungs mit" natürlichem oder naturidentischem Aroma v()n Gewilrznelken und/oder 
Zimt unter Verwendung eines der nachstehenden Herstellungsverfahren gewonnen wird: 
Einweichen und/oder Destillieren, erneutes Destillieren des Alkohols unter Beigabe von 
Teilen der vorstehend genannten Pflanzen, Zusatz von natürlichem oder naturidentischem 
Aroma von Gewürznelken oder Zimt oder eine Kombination dieser Methoden .. 

. Andere natürliche oder naturidentische pflanzliche Aromaextrakte im Sinne der Richt
linie 88/388/EWG können zusätzlich veredelt werden, der Geschmack der genannten 
Gewürze muß aber vorherrschend bleiben. Der Gehalt an Wein oder weinhaItigen 
Erzeugnissen darf nicht 50 v.H. übersteigen." -

c) In Artikel4 Absatz 5 Unterabsatz 2 Buchstabe a werden . folgende Gedankenstriche 
hinzugefügt: 

" Moltebeeren 
Amerikanische Taubeeren 
MOosbeeren 
Preiselbeeren 
Sanddorn". 

d) Anhang II wird wie folgt geändert: 

Nummer' "5. Brandy" wird durch folgende Angaben ergänzt: . 
"Wachauer Weinbrand, 'Weinbrand Dürnstein", 

Nummer "7. Obstbrand" wird durch folgende Angabe ergänzt: 
"W ~chauer. MariII enbrand" 

Nummer "12. Spirituosen mit Kümmel" wird durch folgende Angaben .ergä~t: 
"Norsk Akevitt/Norsk Akvavit/Norsk Aquavit/Norwegian Aquavit" 
"Svensk Aquavit/Svensk Akvavit/Swedish Akvavie: 
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Nummer" 14, Likör" wird durch folgende Angaben ergänzt: 
"Finnischer Beeren/Obstl ikör 
Großglockner Alpenbitter 
Mariazeller Magenlikor 
Mariazeller Jagasp.ftl 

~ Puchheimer Bitter 
.puchheimer, Schloßgeist 
Steinfelder Magenbitter 
Wachauer Marillenlikör" 

Nummer" 15. Gemischte Spirituosen" wird durch folgende Angaben ergänzt: 
"Svensk Plinsch/Swedish Punsch" 

. Folgende Nummer "16." wird angefügt: 
"16. Wodka: Norsk Vodka/Norwegian Vodka 

Svensk Vodka/Swedish Vodka 
. Suomalainen Vodka/Finsk Vodka/V odka of Finland" • 

-5. 389 R 2389: Verordnung (EWG) Nr. 2389/89 des Rates vom 24. Juli 1989 über die Grundregeln 
für die Klassifizierung der Rebsorten (ABI. Nr: L 232 vom 9.8.1989, S. 1), geändert durch: 

390 R 3577: Verordnung (EWG) Nr. 3577/90 des Rates vom 4: Dezemb~r . 1990 
(ABI. Nr. L 353 vom 17.12.1990, S. 23). 

In Artikel 3 Absatz 1 wird nach dem Portugal betreffenden Gedankenstrich ("_ für -Portugal: 
RegIon ") folgender Gedankenstrich eingefügt: 

"- für Österreich: Bundesland, 11 

6. 389 R2392: Verordnung (EWG) Nr. 2392/89 des Rates vom 24. Juli 1989 zur Aufstellung· 
allgemeiner Regeln für die Bezeichnung und Aufmachung der Weine und der Traubenmoste 

- (ABI. Nr. L 232 vom9.8.1989, S. 13), zuletzt geändert durch: . -

391 R 3897: Verordnung (EWG) Nr. 3897/91 des Rates vom 16. Dezember 1991 (ABI. 
Nr. L 368 vom 3LI2.1991,S. 5). 

In Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe i erhält der erste Gedankenstrich folgende Fassung: 

,. 
"Limdwein" für Tafelwein mit Ursprung,in der Bundesrepublik Deutschland und in der 
Republik Österreich," . 

7. 389 R 3677: Verordnung (EWG) Nr. 3677/89 des Rates vom 7. Dezember 1989 über den 
Gesamtalkoholgehalt und Gesamtsäuregehalt bestimmter eingeführter Qualitätsweine und zur 
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2931180 (ABi. Nr.L 360 ~om 9.12.1989, S. 1), zuletzt 
geändert durch: 

393 R 2606: Verordnung (EWG) Nr. 2606/93 des Rates vom 21. September 1993 
(ABI. Nr. L 23.9 vom 24.9.1993, S: 6). 

Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a wird mit Wirkung vom 1. März 1995 gestricheq. 
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8. 391 R 1601: Verordnung (EWG) Nr. 1601191 des Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln für die Begriffsbestim~ung, Bezeichnung und Aufmachung aromatisierten 
Weines, aromatisierter weinhaItiger Getränke und aromatisierter weinhaltigerCocktails (ABI. Nr. 
L 149 vom 14.6.1991, S. 1), berichtigt in ABI. Nr. L 349 vom 18.12.1991, S. 47 und geändert 
durch:' . . 

392 R 3279: Verordnung (EWG) Ni". 3279/92 des Rates vom ,9. November 1992 
(ABI. Nr. L 327 vom 13.11.1992;;S. 1). 

a) Dem Artikel 2 Absatz 2 wird folgender Buchstabe ang~fügt: 

"d) Väkevä viiniglögi/Starkvi.nsglögg: 

aus Wein im Sinne des Absatzes 1 Buchstabe a hergestellter aromatisierter Wein, desse!1 
charakteristischer Geschmack durch die Verwendung von Gewürznelken und/oder Zimt 

,erzielt wird, die Immer zusammen mit anderen Gewürzen verwendet werden müssen; 
dieses Getränk kann gemäß Artikel3 Absatz a gesüßt werden." 

b) .In Artikel 2 Absatz 3 werden folgende Buchstaben eingefügt: 

"f a) ViiniglögilVinglögg: 

aromatisches Getränk, das ausschlfeßlich aus Rot"ieinoder Weißwein und Zucker 
gewonnen und hauptsächlich mit Zimt und/oder Gewür~nelken gewürzt wird. Im 
Fall der Zubereitung aus Weißwein. muß die Verkehrsbezeichnung 
"Viiniglögi/Vinglögg" durch die Worte "aus Weißwein" ergänZt werden. 

f b) Gl0gg 

aromatisches Getränk, das ausschließlich aus Rotwein oder Weißwein und Zucker 
gewonnen und hauptsächlich mit Zimt und/oder Gewürznelken gewürzt wird. Im 
Fall der Zubereitung aus Weißwein muß die Verkehrsbezeichnung "GI0gg" durch 
die Worte "aus Weißwein" ergänzt werden." 

9. 392 R 2333: Verordnung (EWG) Nr. 2333/.92 des Rates vom 13. Juli 1992 zur Festlegung der' 
Grundregeln für die Bezeichnung und Aufmachung von Schaumwein und Schaumwein mit 
zugesetzter Kohlensäure (ABI. Nr. L 231 vom 13.8.1992, S. 9) 

Artikel 6 Absatz 6 Buchstabe a Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"a) der Begriff "Wirizersekt" den in Deutschland hergestellten Qualitätsschaumweinen b.A. und 
der Begriff "Hauersekt" den in Österreich_hergestellten Qualitätsschaumweinen b;A., die 
beide folgende Voraussetzung erfiiII~n: 

Sie müssen aus -Trauben gewonnen sein, die in demselben Weinbaubetrieb ge-erntet 
wurden, in dem der Hersteller im Sinne des Artikels 5 Absatz 4 die Verarbeitung der 
~Trauben zu Wein durchführt, die zur Herstellung der -QuaI itätssch aumweine b.A. 
bestimmt sind; dies gilt auch fürErzeugerg~meinschaften. 

Sie müssen von demtinter dem ersten Gedankenstrich genannten Hersteller vermarktet 
und mit Etiketten angeboten werden, die Angaben über den Weinbaubetrieb, die Rebsorte 
und den Jahrgang mithalten." . 
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-',-

VIII.Schaf- und Ziegenfleisch 

1. 385 R 3643: Verordnung(EWG) Nr. 3643/85 des Rates vom 19. Dezember 1985 über die ab 
1986 auf bestimmte Drittländer anwendbare Einfuhrregelung für Schaf- und Ziegentleisch 
(ABi. Nr. L 348 vom 24.12.1985, S. 2), zuletzt geändert durch: 

392 R 3890: Verordnung (EWG) Nr. 3890/92 der Kommission vom 28. Dezember 1992 
(ABi. Nr. L 391 vom 31.12.1992, S. 51). 

In der Fußnote a in Artikel 1 Absatz 1 wird das Wort "Österreich"gestrichen. 

2. 389 R 3013: Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 des Rates vom 25. September 1989 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Schaf- lind Ziegenfleisch (ABi. Nr. L 289 yom 7.10.1989, 
S. 1), zuletzt geändert durch: 

.394 R 0233: Verordnung (EG)Nr. 233/94 vom 24. Januar 1994 (ABi. Nr. L 30 vom 
3.2~ 1994, S. 9). 

Die folgenden Artikel werden eingefügt: 

"Artikel 5 e 

(1) In Abweichung von Artikel 5 a Absätze' 1, 2, und 3, Absatz 4 Buchstabe asowie 
Absätze 5 und 6wird für Österreich, Finnland und S~hweden eine allgemeine O~ergrenze für die.' 

. Gewährung der Beihilfe nach Artikel 5 festgesetzt. Die· Gesamtzahl der in dieser Ooergrenze 
enthaltenen Ansprüche wird wie folgt festgesetzt: 

205 651, für Österreich, 
80 000 für Finnland, 
180 000 für Schweden. 

Darin sind sowohl die anfänglich zuzuteilenden Mengen als auch die von diesen Mitgliedstaaten 
gebildeten Reserven enth'alten. . - . 

(2) Ausgehend von den genannten Ober grenzen . werden den Erzeugern in Österreich, 
Finnland und Schweden erzeugerspezifische Obergrenzen zugeteilt, und zwar 

bis zum 31. Dezember 1996 für Österreich 
bis zum 31. Dezember 1995 für Finnland und Schweden. 

(3) Die Kommission erläßt die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel, insbesondere 
die erforderlichen Anpassungs- und Übergangsmaßnahmen, nach dem Verfahren des Artikels 30. 
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.. Artikel 5] 

. (1) In Abweichung von Artikel 5 a Absätze 1, 2, und 3, Absatz4 Buchstabe asowie 
Absätze 5 un.d 6 wird für Norwegen eine allgemeine Obergrenze für die Gewährung der Beihilfe 
nach Artikel·5 festgesetzt. Die Gesamtzahl der in dieser Obergrenze enthaltenen Ansprüche wird 

.. wie folgt festgesetzt: 

1 040000 für prämienfähige Mutterschafe, und 

eine bis zum 3Ö.,SeptemberI995 nach dem Verfahren des Artikels 30 für präIhienfähige 
Ziegen festzulegende Anzahl. Die letztgenannte Anzahl wird nach Artikel 5 Absatz 5 dieser 
Verordnung und Artikel 1 Nummer 5 der Verordnung (EWG) Nr. 3493/90 anhand der 1991 
gewährten Prämien entsprechend _dem· nationalen Beihilferegister (pRODUKSJONS
TILLEGGSREGISTERET) bestimmt und gilt ab dem Wirtschaftsjahr 1995.. 

Darin sind sowöhl die anfanglich zuzuteilenden Mengen als auch eine von Norwegen gebildete 
. Reserve enthalten. 

(2) Ausgehend von der genannten Obergrenze werden den Erzeugern in Norwegen bis zum 
31. Dezember 1995 erzeugerspezifische Obergrenzen zugeteilt. 

(3) Die Kommission erläßt die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel, insbesondere 
die erforderlichen Anpas~ungs- und Übergangsmaßnahmen, nach dem Verfahren des Artikels 30." 

IX. Kulturpflanzen 

392 R 1765: Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Einführung einer 
Stützungsregelung für Erzeuger bestimmter landwirtschaftlicherKulturpflanzen (ABI. Nr. L 181 vom 
1.7.1992, S. 12), zuletzt geändert durcll: 

- 394 R 0232: Verordnung (EG) Nr.232/94 des Rates vom 24. Januar 1994 (ABI. Nr. L 30 vom 
3.2.1994, S. 7). 

An Artikel 12 Absatz 1 wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

" die Vorschriften zur Bestimmung der Bezugsflächen, die in Anhang V für die neuen Mitglied
·staaten aufzunehmen sind." 
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X. Getreide· 

392R 1766: Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom 30: Juni 1992 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide (ABl. Nr. L 181 vom 1.7.1992,S. 21), geändertdureiL 

- 393 R2193: Verordnung (EWG) Nr. 2193/93 der Kommission vom 28. Juli 1993 (ABI. Nr. 
L 196 vom 5.8.1993, S. 22). . 

a) In Artikel 4 Absatz 2 wird nach dem er~ten Gedankenstrich folgender Gedankenstrich eingefügt: 

" vom 1. Dezember bis zum 3.0. Juni in Schweden. 

Falls der Ankaufsz.eitraum in Schweden zur Umleitung der in Absatz 1 genannten Erzeugnisse 
aus anderen Mitgliedstaaten zur Intervention nach Schweden führt, erläßt die Kommission 
nach dem Verfahren des Artikels 23 die Einzelvorschr1ften zur Behebung der Lage." 

b) In Artikel 1 Absatz 1 wird nach Unterabsatzl folgender Unterabsatz eingefügt: . 

"Mangels einer nennenswerten Erzeugung anderer.Getreidearten zur Stllrkeherstellungkann eine 
Produktionserstattu!1g gewährt werden für Stärke, die in Finnland und Schweden aus Gerste und 
Hafer hergestellt wird, sofern -dies zu keinem Anstieg des nachstehend genannten Niveaus der· 
Herstellung vönStärke aus diesen beiden Getreidearten führt: 

50000 Tonnen in Finnland, 
10 000 Tonnen in Schweden." 
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~XI. Tabak 

392 R2075: Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates vom 30. Juni [992 über die gemeinsame 
Marktorganisatioti für Rohtabak (AB!. Nr. L 215 vom 30.7~1992, S.70) 

In Artikel 8 Absatz 1 wird die Zahl ·"350000" durch die Zahl "350 600" ersetzt .. 

XII. "Rest" 

368 R 0827: Verordnung (EWG) Nr. 827168 des Rates vom 28. Juni 1968 über die"gemeinsame 
Marktorganisation für bestimmte in Anhang II des Vertrags aufgeführte Erzeugnisse (ABI. Nr. L 151 
vom 30.6.1968, S. 16), zuletzt geändert durch: . 

- 393 R 2430: Verordnung (EWG) Nr. 2430/93.der Kommission vom ]. September ]993 
(ABI. Nr. L 223 vom 2.9.1993, S. 9). 

Artikel 5 wird wie folgt ergänzt: 

"Vorbehaltlich der Genehmigung durch die Kommission können Finnland, Norwegen und Schweden 
Beihilfen für die Erzeugung und Vermarktung von Rentiererzeugnissen (KN-Code ex 0208 und 
ex 0210) i'nsofern gewäh-ren, als dies zu keiner Erhöhung der traditionellen Erzeugungsniveaus führt. " 

/ 
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C. AGRARSTRUKTUREN UND BEGLEITMASSNAHMEN 
ZUR GEMEINSAMEN AGRARPOLITIK' 

1. 375 L 0268: Richtlinie 75/268/EWG ges Rates vom 28. April 1975 über die Landwirtschaft in 
Berggebieten und in bestiminten benachteiligten Gebieten (ABI. Nr. L 128 vorn [9.5. [975, S. 1),- ' . 
zuletzt geändert durch: ' .. 

385R'0797: Verordnung (EWG) Nr. 797/85 des Rates vom 12. März 1985 (ABI. Nr~ L 93 
vom 30.3.1985, S. 1). 

r An Artikel 3.'Absatz 3 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Die Gebiete nÖrdlich des 6~;Breitengrades und einige angrenzende Gebiete werden den in 
-Dnterabsatz 1 genannten Gebieten gleichgestellt, soweitsievonsehr schwierigen klimatischen 
Bedingungen betroff~nsind,die eine beträchtlich verkürzte Wachstumsperiodezur Folge haben .. " 

2. 378 R'1360: Verordnung (EWG) Nr. 1360178 des Rates -vom 19. Juni 1978 betreffend die 
Erzeugergemeinschaft und ihre Vereinigungen (ABI. Nr. L 166 vom 23.6.1978, S. 1), zuletzt 
geändert durch: 

393 R3669: Verordnung"(EG) Nr. 3669/93 des Rates vom 22. Dezember 1993 (ABI. Nr. . 
L 338 vom 31.12.1993, S. 26). ' 

a) In Artikel 2, wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

"- das gesamte österreich ische, ~ni1ische und norwegische Hoheitsgebiet." 

b) In Artikel 3 Absatz 1 erhält der Eingangssatz folgende FaSSung: 

"(1) Im Fal1e Italiens, Griechenlands, Spaniens, Portugals, Norwegens, Österreichs und 
Finnlands gilt diese Verordnung für folgende Erzeugnisse, soweit sie in diesen Ländern 
hergestellt werden:" 

3. 390 R 0866: Verordnung (EWG) Nr. 866/90 des Rates vom 29. M.ärz 1990 zur Verbesserung der 
Verax:beitungs~ und Vermarktungsbedingungen landwi,rtschaftlicher Erzeugnisse (ABI. Nr. L 91 
vom 6.4.1990, S. 1), ~uletzt geändert durch: . 

T 

393 R 3669: Verordnung (EG), Nr. 3669/93. des - Rates vom 22. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 338 vom 31.12.1993, ·S. 26). -

Dem Artikel 3 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz ~gefügt: 

- ','Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden tegen diese Pläne innerhalb von drei Monaten 
nach ihrem Beitritt vor. 11 . . 

AA-AFNS 3 FINAL 118 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)214 von 728

www.parlament.gv.at



4. 391 R 2328: Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 des Rates vom r5. Juli 1991 zur Verbesserung der 
Effizienz der A~rarstruktut (ABI. Nr. L 218 vom 6.8.1991,S. 1), zuletzt geändert durch: 

393 R 3669: Verordnung. (EG) Nr. 3669/93 des Rates vom 22. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 338 vom 31.12.1993,S. 26). 

a) Dem Artikel 19 wird folgender Absatz angefügt: 

"(4) In Finnland wird zum Zweck der An~endung dieses Artikels die Gesamtheit der 
benachteiligten Gebiete als Berggebiet im Sinne des Altikels 3 Absatz 3 der· 
Richtlinie 75/268/EWG angesehen." 

b) In Artikel 31 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird folgender Satz angefügt: . 

"Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden erstellen diese Ausgabenansätze für .den 
Zeitraum 1995 bis 1999." 

c) In Artikel 31 Absatz 4 Unterabsatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden übermitteln diese Ausgabenansätzeinnerhalb 
von drei Monaten nach ihrem Beitritt:" 

5. 392 R 2078: Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates vom 30. Juni 1992 für umweltger~chte 
und den nationalen Lebensraum schützende landwirtschaftliche Produktionsverfahren (ABI. 
Nr. L 215 vom30.7.199~, S. 85) 

Dem Artikel 7 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Öst(!rreich, Finnland, Norwegen und Schweden teilen der Kommission die Entwürfe und 
Vorschriften nach Vnterabsatz 1 binnen 6 Monaten nach ihrem Beitritt mit." 

6. 392 R 2080: Verordnung (EWG) Nr. 2080/92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur Einführung einer 
gemeinschaftlichen Beihilferegelung für Aufforstungsmaßnahmenin der Landwirtschaft (ABI. Nr. 
L 215 vom 30.7.1992, S. 96) 

In Artikel 5 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz hinzugefügt: 

"Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden nehmen die Mitteilungen nach Unterabsatz 1 
binnen 6 Monaten nach ihrem Beitritt vor." 
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D. RECHT DER PFLANZLICHEN ERZEUGNISSE UND FUTTERMITTEL 

I.Ptlanzengesundheit 
. . 

1. 377 L 0093: Richtlinie 77/93/EWG des Rates vom 21. Dezember 1976 über Maßnahmen zum 
,Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschl,eppung und Ausbreitung von Schadorganismen 'de~ 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (ABI. Nr. L 26 vom 31.1.1977, S: 20) zilletzt geändert durch: 

393 L 0110: Richtlinie 93/UO/EG der Kommission vom 9. Dezember 1993 (ABI. Nr. L 303 
vom 10.12.1993, S. 19). 

a) Anhang 1 Teil B wird wie folgt geändert: 

- Unter Buchstabe a Nummer 1 werden in der rechten Spalte die BlIchstaben "S, FI" 
angefügt. . 

Unter Buchstabe a wird nach Nummer 1 folgendes eingefügt: 
"1.a) GloQodera pallida FI . 

(Stone) Behrens ." 

Unter BuchstaBe a Nummer 2 wird in 'der rechten Spalte folgender WorJlaut eing~fügt: .. 
"S (Malmöhus, Kristianstads, Blekinge,Kalmar und Gotlands län)". 

Unter Buchstabe d Nummer 1 werden in der rechten Spalte die Buchstaben '-'S, FI" 
eingefügt. 

Unter Buchstabe d Nummer 2 werden in der rechten Spalte die Buchstaben "S, FI" 
eingefügt. 

b) Anhang 11 Teil B wird wie folgt geändert: 

Unter Buchstabe b Nummer 2 werden inder rechten Spalte die Buchstaben "A, FI, N" 
eingefügt., ' 

c) Anhang 111 Teil B wird wie folgt geändert: 

In Nurpmer' 1 werden in der rechten Spalte die Buchstaben" A, FI, N"eingefügt. 

d) Anhang IV Teil,B wird wie folgt geändert: 

In den Nummern 20.1, 20.2, 22, 23, 24, 25.1, 25.2, 26, 27 und 30 werden in der 
rechten Spalte die Buchstaben "S, FI" eingefügt. 

, Nach Nummer 20.2 wird folgender Wortlaut eingefügt: 

"20.3.' Knollen von 
Solanum' 
tuberosum L, 

. AA-AFNS 3 FINAL 

Unbeschadet der Anforde- FI 
rungen nach Teil A . 
Abschnitt 11 Nummern 19.1, 
19.2 und 19.5, amtliche Bestä
tigung, daß die Vors~hriften 
eingehalten sind in bezug auf 
Globodera pallida (Stone) 
Behrens und Globodera 
rostochiensis (Woirenweber) 
Behrens, die denen der Richt-
linie 69/465/ßWG ent-
sprechen." 
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In Nummer 21 werden in der rechten Spalte die Buchstaben "A, FI, N"eingefügt. 

2. 392 L 0076: Richtlinie 92/76/EWG der Kommission vom 6. Oktober 1992 zur Anerkennung von 
gemeinschaftlichenSchut?:gebieten mit besonderen pflanzengesundheitlichen Risiken (AB!. Nr. 
L30Svom 21.1O.1992,S. 12) 

a) Artikel 1 wird wie folgt ergänzt: 

"Im Falle der Republik Österreich, der B.epubli~ Finnland, des Königreichs Schweden und 
des Königreichs Norwegen werden die genannten Gebiete bis zum 31. Dezember. 1996 
anerkannt. " . 

b) Der Anhang' wird wie folgt geändert: 

i) Unter Buchstabe a Nummer 2 wird in der rechten Spalte folgender Wortlaut hinzugefügt: 
"Finnland, Schweden". 

ii) Unter Buchstabe a wird nach Nummer 5 folgendes hinzugefügt: 
"5 a Globodera pallida Finnland 

(Stone) Behrens . 
5 bGlobodera rostc>chiensis Finnland 

(Wollenweber) Behrens." . 

iii) Unter Buchstabe a Nummer 12 wird in der rechten Spalte folgender WortIauthinzu
gefügt: 

"Schweden (Malmöhus, Kristianstads, Blekinge, Kalmar, Gotlands län)." 

iv) Unter Buchstabe b Nummer 2 wird in der rechten Spalte folgender Wortlaut hinzugefügt: 
"Österreich, Finnland, Norwegen". . . 

v) Unter Buchstabe d Nummer 1 wird in der. rechten Sp'!lte folgendes hinzugefügt: 
"F!nnland, Schweden, Norwegen": 

vi) Unter Buchstabe d Nummer 2 wird in der rechten Spalte folgender·Wortlaut hinzugefügt: 
"Finnland, Schweden". 

121 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 217 von 728

www.parlament.gv.at



II. Ökologischer Landbau 

391 R_2092: Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 204. Juni 1-991 über den ökologischen 
Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel 
(ABI. Nr. L '198 vom 22.7.1991, S. 1), berichtigt in ABi. NLL 220 vom 8.8.1991 und geänden 
durch: 

- 392R 0094: Verordnung (EWG) Nr. 94/92derKommission vom 14. Januar 1992 (ABI. Nr. L 11 
, vom 17.1.1992,S. 14) 

- 392 R 1535: Verordnung (EWG) N(. 1535/92 der Kommission vom 15. Juni 1992 (ABI. 
Nr. L 162 vom 16.6.1992, S. 15) 

- 392R 2083: Verordnung (EWG) Nr. 2083/92 des, Rates vom 14. Juli 1992 (ABLNr. L 208 vom' 
24.7.1992, S .. 15) , , 

- 393'R 2608: Verordnung (EWG) Nr. 2608/93 der Kommission vom 23: SeptemQer 1993 (ABI. 
Nr. L 239 vom 24.9.1993,S. 10) 

- ' 

- 394 R 0468: Verordnung (EG) Nr. 468/94 der Kommission vom 2. März 1994 (ABI. Nr. L 59 
vom 3.3.1994, S. 1). 

a) In Anikel 2 werden die folgenden Gedankenstriche hinzugefügt: -

fi'nnisch: ' luonnonmukainen 
norwegisch: 0kologisk 
schwedisch: ekologisk"', 

b) Anhang V wird wie folgtgeändert: 

i) Der Vermerk in deutscher Sprache muß wie folgt lauten: 

"0: Ökologische Agrarwirtschaft - EWG Kontrollsystem oder 
Biologische Landwirtschaft- EWG Kontrollsystem" , 

ii) Folgende Vermerke werdenhinzugefügt: 

"FI: Luonnonmukainen maataloustuofanto..-'ETY:n valvontajärjestehnä 
N: 0kologisk landbruk -E0F-kontr611ordning 
$: Ekologisktjordbruk - EEG-kontrollsystem". 

-AA-AFNS 3 FINAL 
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E. VETERINÄR- UND TIERZUCHTRECHT 

1. Veterinärrecht 

Erster Teil - Grundlagen 

KAPITEL 1 ~ Horizontale Rechtsakte 

1. 390 L 0675: Richtlinie 90/675/EWG des Rates vom W .. Dezember 1990 zur Festlegung von 
Grundregeln für die Veterinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten 
Erzeugnissen (ABI. Nr. L 373 vom 31.12.1990, S. 1), geändert durch: . 

391 L 0496: Richtlinie 911496/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 (ABI. Nr. L 268 vom 
24.9:1991, S. 56) 

392 R 1601:Verordnung(EWG) Nr. 1601192 des Rates vom 15. Juni 1992 (ABI. Nr. L 173 
vom 27.6]992, S. 13,) 

392 D0438: Entscheidung 92/438/EWG des Rates vom 13. Juli 1992 (ABI. Nr. L 243.vom 
25.8.1992, S. 27) 

392 L 0118: Richtlinie 92/118/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 (ABI. Nr. L 62 vom 
15.3.i993, S. 49).· 

a) Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel18a 

(1) Die Einführung der Kontrollregelung nach diesem Kapitel wird von Österreich 
innerhalb einer Frist von drei Jahn!nab dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags vorgenommen. 
Während dieser Übergangszeit wendet Österreich die Maßnahmen an, die vor dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Beitrittsvertrags nach dem in Artikel 24 genannten Verfahren festgelegt 
wurden. Durch diese Maßnahmen muß sichergestellt sein, daß alle erforderlichen Kontrollen 
in größtmöglicher Nähe der Außengrenzen der Gemeinschaft vorgenommen werden. 

(2) Die Einführung der Kontrollregelung nach diesem Kapitel wird von Finnlarid 
innerhalb einer Frist von zwei Jahren ab dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags vorgenommen. 
Während dieser Übergangszeit wendet Finnland die Maßnahmen an, die vor dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Beitrittsvertrags nach dem in Artikel 24 genannten Verfahren festgelegt 
wurden. Durch diese Maßnahmen muß sichergestellt sein, daß alle erforderlichen KontroIlen 
in größtmöglicher Nähe der Außengrenzen der Gemeinschaft vorgenommen werden."· 

b) In Artikel 31 werden nach den Worten "Die Mitgliedstaaten" folgende Worte eingefügt: "und 
insbesondere Österreich und Finnland". 

. ~ , 
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t) In Anhang I wird folgender Wortlaut eingefügt: 

11 13. Das Gebiet der Republik Österreich 
14. Das Gebiet der Republik Finnland 
15. Das Gebiet des Königreichs Norwegen 
16. Das Gebiet des Kö.nigreichs Schweden. 11 

2. 391L 0496: Richtlinie 911496/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 zur Festlegung von Grundregeln 
für die Veterinärkontrollen'von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Tieren und zur 
Änderung der Richtlinien 89/662/EWG, 90/425/EWG und 90/675/EWG (ABI. Nr. L 268 vom 
24.9.1991, S. 56), geändert durch: 

391 L 0628: Richtlinie 911629/EWG des Rates vom 19. November 1991 (ABI.Nr. L 340 
vom 11.12.1991, S. 17) 

392 D 0438: Entscheidung 92/438/EWG des Rates vom 13. Juli 1992 (ABLNr. L 243 vom 
25.8.1992, S; 27). . 

a) Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 17 a 

Die Einführung der Kontrollregelung nach diesem Kapitel wird von Österreich und Finnland 
innerhalb einer Frist von drei Jahren ab dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags vorgenommen. 
Während dieser Übergal1gszeit wenden Österreich und Finnland die Maßnahmen an, die vor 

.' dem Zeitpunkt des' Inkrafttretens des Beitrittsvertrags nach dem in Artikel 23 genannten 
Verfahren festgelegt wurden. Durch diese Maßnahmen muß sichergestellt sein, daß alle 

- erfor~erlichen Kontrollen in größtmöglicher Nähe dei:' Außengrenzen der Gemeinschaft 
vorgenommen werden." 

b) In Artikel 29 werden nach den Worten "Die Mitgliedstaaten" folgende Worte eingefügt: 

"und insbesondere Österreich und Finnland". 

AA-AFNS3 FINAL 124, D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)220 von 728

www.parlament.gv.at



KAPITEL 2 ~ Tiergesundheit 

A. HANDEL UND VERMARKTUNG 

1. 364 L 0432:.Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom26. Juni 1964 zurRegelung viehseuchenrecht
lieher Fragen beim innergemeinscfiaftliehen Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen (ABI. -Nr. 
121 vom 29.7.1964, S. 1977/64), zulet,ztgeändert durch: 

392 L 0102: Richtlinie 92/102/EWG des Rates vom 27. November 1992 (ABI. Nr. L 355 
vom 5.12.1992, S. 32). 

a) Dem Artikel 2 Buchstabe 0 wird folgender Wortlaut angefügt: 

11- in Österreich: 
in Finnland: 

- in Norwegen: 
- - in Schweden: 

Bundesland 
LäänilIän 
fylke 
län". 

b) Dem Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe e wird folgender Satz hinzugefügt: 

"Bis zum 1. Januar 1996 können Rinder und Schweine ausFinnland und Norwegen jedoch 
mit einer von der zuständigen Behörde jedes dieser Mitgliedstaaten amtlich zugelassenen 
Kennzeichen gekennzeichnet werden. Die zuständigen finnischen und norwegischen Behörden 
übermitteln der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten alle Informationen über die 
Charakteristika des amtlich zugelassenen Kennzeichens. 11 • 

c) Dem Artikel 4a Absatz 3 wird folgender Unterabsatz hinzugefügt: 

"Während eines Übergangszeitraums von drei Jahren ab dem Inkrafttretendes Beitrittsvertrags 
muß ferner an allen lebenden Schweinen, einschließlich wilden Schweinen, ein serologischer 
Test mit negativem Ergebnis durchgefiihrtwerden, wenn diese aus einem Gebiet im Sinne des 
Artikels 2 Buchstabe 0, in dem ein Herd der vesikulären Schweinekrankheit aufgetreten ist, 
nach Finnland versandt werden sollen. Dieser Test ist während eines Zeitraums von zwölf 
Monaten nach dem Auftreten des" letzten Seuchenherdes in dem genannten - Gebiet 
erforderlich. " 
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d) Dem ,Artikel 4 b wird ,folgender Absatz hinzugefügt: 

"Darüber hinaus muß während einer Übergangsfrist von drei Jahren ab dem Inkrafttreten des 
Beitrittsvertrags an allen lebenden Schweinen, einschließlich wildeil Sclnveinen" ein 
serologischer Test mit negativem Ergebnis durchgeführt werden, wenn diese aus einem Gebiet 
im Sinne des Artikels 2 Buchstabeo, in dem ein Herd der klassischev-Schweinepest 
aufgetreten ist, nach Finnland, Norwegen und Schweden versandt werden sollen. Dieser Test 
ist während eines Zeitraums von zwölf Monaten nach dem Auftreten des letzten Seuchen
herdes in dem genannten Gebiet erforderlich. Gegebenenfalls können die Durchführungs
bestimmungen zu diesem Absatz nach dem Verfahren des Artikels 12 erlassen werden." 

e) ,Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 8 a ' 

Bezüglich des seuchenhaften Spätaborts der Schweine muß während eines Übergangszeitraums 
von drei Jahren ab dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags ari allen lebenden Schweinen, 
einschließlich wilden Schweinen, ein serologischer Test mit negativem Ergebnis durchgeführt 
werden, wenn diese aus einem Gebiet im Sinne des Artikels 2 Buchstabe 0, in dem ein Herd 

,des seuchenhaften Spätaborts der Schweine amtlich festgestellt wurde,' nach Schweden 
versandt werden sollen. Dieser Test ist während eines Zeitraums von zwölf Monaten nach 
,dem Auftreten des letzten Seuchenherdes in dem genannten, Gebiet erforderlich. Die 
Durchführungsbestimmting~n zu diesem Artikel werden nach dem Verfahren des 
Artikels 12 erlassen." ' 

f) Dem Artikel 9 werden folgende Absätze hinzugefügt: 

"(4) Die Kommission prüft sobald wie möglich die von Schweden vorgelegten 
Programme hinsichtlich der infektiösen . Rinder-Rhinotracheitis/infektiösen pustulären 
Vulvovaginitis(lBRlIPV) der Rinder und der Aujeszky-Krankheitder Schweine. Im Ansclduß 
an diese Prüfung, und wenn es sich aufgrund der Prüfung als erforderlich erweist, können die 
Bestimmungen des Absatzes 2 zur Anwendung gelangen. Die entsprechenden Beschlüsse nach 
Absatz 2 wen;len sobald wie möglich erlassen. Bis zum Erlaß· dieser Beschlüsse kann 
Schweden während eines Zeitraums von einem Jahr nach dem Inkrafttreten des Beitrittsver
trags seine vor diesem Zeitpunkt geltenden innerstaatlichen Regeln hinsichtlich,der genannten 
Krankheiten anwenden. Der vorstehend genannte Zeitraum eines Jahres kann erforderlichen
falls nach dem Verfahren des Artikels 12 verlängert werden. 

(5) Die Kommission prüft das von Österreich vorgelegte Programm hinsichtlich der 
infektiösen Rinder-Rhinotracheitis/infektiösen pustulären Vulvovaginitis (IBRlIPV) der' 
Rinder. Im Anschluß an diese Prüfung, und wenn es sich aufgrund der Prüfung als 
erforderlich erweist, köllilen die Bestimmungen des Absatzes 2 zur Anwendung gelangen. Die 
entsprechenden Beschlüsse nach Absatz 2 werden vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags 
erlassen. ' 
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(6) Die Kommission prüft die von Finnland und Norwegen vorgelegten Programme 
hinsichtlich der infektiösen Rinder-Rhinotracheitis/infektiösen· pustulären Vulvovaginitis 
(IBR/IPV) der Rinder und der Aujeszky-Krankheit der Schweine. Im Anschluß an diese 
Prüfung; und wenn es sich aufgrund der Prüfung als erforderlich erweist, können die 
Bestimmungen des Absatzes 2 zur Anwendung gelangen. Die entsprechenden Beschlüsse nach 
Absatz) werden vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erlassen." 

g) Dem Artikel 10 werden folgende Absätze angefügt: 

"(4) Die Kommission prüft sobald wie möglich die von Schweden mitgeteilte Begründung 
hinsichtlich der Paratuberkulose, der Leptospirose (Ieptospirosa harjo), der Kampylobakteriose 
(genitale Form), der Trichonlonose (fötale Infektion) der Rinder sowie der transmissibIer. 
Gastroenteritis, der Leptospirose (Ieptospjrosa pomona) und des epidemischen Ferkeldurch
falls. Im Anschluß an diese Prüfung, und wenn es sich aufgrund der Prüfung als erforderlich 
erweist, können die Bestimmungen des Absatzes 2 zur Anwendung gelangen. Die 
entsprechenden Beschlüsse nach Absatz 2 werden sobald wiemöglich erlassen. Bis zum Erlaß 
dieser Beschlüsse kann Schweden während eines Zeitraums von einem Jahr nach dem 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags seine vor diesem Zeitpunkt geltenden innerstaatlichen Regeln 
hinsichtlich der genannten Krankheiten anwenden. Der vorstehend genannte Zeitraum eines 
Jahres kann erforderlichenfalls nach dem Verfahren des Artikels 12 verlängert werden. 

(5) Die Kommission prüft die von Finnland und Norwegen mitgeteilten Begründungen 
hinsichtlich der infektiösen Rinder-Rhinotracheitis/infektiösen pustulären Vulvovaginitis 
(IBRJIPV) der Rinder und der Aujeszky-Krankheit der Schweine. Im Anschluß an diese 
Prüfung, und wenn es sich aufgrund der Prüfung als erforderlich erweist, können die 
Bestimmungen des Absatzes 2 zur Anwendung gelangen. Die entsprechenden Beschlüsse nach 
Absatz 2 werden vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erlassen. " 

11) Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 10 a 

(1) Bis zum Inkrafttreten der Änderungen dieser Richtlinie gelten hinsichtlich 
Salmonellen bei für die. Verbringung nach Finnland, Norwegen und Schweden bestimmten 
Rindern, Zucht-, Nuti- und Schlachtschweinen am Bestimmungsort die Regeln der von diesen 
Mitgliedstaaten angewandten operationellen Programme. Wird festgestellt, daß diese Tiere 
positiv sind, so gelten für sie dieselben Maßnahmen wie für Tiere aus diesen Mitgliedstaaten. 
Diese Maßnahmen gelten nicht für Tiere aus Betrieben, für die ein nach dem Verfahren des 
Artikels 12 als gleichwertig anerkanntes Programm angewandt wird. 
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(2) . Die Garantien nach Absatz 1 sind nur anwendbar, nachdem die Kommission ein 
operationeliesProgramm gebilligt hat, das von Finnland, Norwegenrund Schweden vorgelegt 
wird. Die Beschlüsse der Kommission müssen vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags 
erlassen werdeJl, damit die operationellen Programme und die Garantien nach Absatz I ab 
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags anwendbar sind," 

i) In Anlage B Nummer 12 wird folgender Wortlaut hinzugefügt: 

"m) 
n) 
0) 
p) 

Österreich: Bundesanstalt rur Tierseuchenbekämpfung, Mödling 
Finnland: Central Laboratory, Tuberculin Section, Weybridge, England 
Norwegen: Veterinrerinstituttet, Oslo 
Schwede~: Statens veterinärmedicinska anstalt, Uppsala". 

,;" 

j) In Anlage C Nummer 9 wird folgender Wortlaut hinzugefügt: 

Österreich: Bundesanstalt für Tierseuchenbekämpfung, Mödling "m) 
n) Finnland: Eläinlääkintä- ja elintarvikelaitos, Helsinkil Anstalten för veterinär

medicin och livsmedel, Helsingfors 
0) 
p) 

Norwegen: 
Schweden: 

Veterinrerinstituttet,Osl0 . 
Statens veterinärmedicinska anstalt, Uppsala", 

k) . In Anlage F 'wird in Anmerkung 4 zu Muster I, in Anmerkung 5 zu Muster 11, in 
Anmerkung 4 zu Muster III und in Anmerkung 5 'zu Muster IV jeweils nachstehender·· 
Wortlaut hinzugefügt: 

"m); Österreich: Amtstierarzt 
n) Finnland: kunnaneläinlääkäri oder kaupungineläinlääkäri oder läänineläinlääkäril .. 

kommunalve.terinär oder stadsveterinär oder länsveterinär 
0) Norwegen: distriktsveterinrer 
p) Schweden: länsveterinär, distriktsveterinär oder gränsveterinär". 

1) In Anlage G Kapitel II Abschnitt A Nummer 2 wird nachstehender Wortlaut hinzugefügt: 

Österreich: "m) 
n) Finnland: 

Bundesanstalt für Tierseuchenbekämpfung, Mödling 
EläinUiäkintä- ja elintarvikelaitos, Helsinkil Anstalten för veterinär
medicin ach livsmedel, Helsingfors 

0) 
p) 

Norwegen: 
Schweden: 
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2. 391L 0068: Richtlinie 91/68/EWG des Rates vom 28. Januar 1991 zur Regelungtierseuchenrecht
licher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit' Schafen, und Ziege'n 
(ABI. Nr. L 46 vom_19.2.1991, S. 19) , 

a) Dem. Artikel 8 wird folgender Absatz hinzugefügt: 

"(4) Die Kommission prüft sobald wie möglich die von S'.:hweden mitgeteilte Begründung 
hinsichtliCh der Paratuberkulose des Schafs und der infektic'ösen Agalaktie des Schafs. Im 
Anschluß an diese Prüfung, und wenn es sich aufgrund dt;;r- Prüfung als erforderlich erweist, 
können die Bestimmungen des, Absatzes 2 zur Anwendung gelangen. Die entsprechenden 
Beschlüsse nach Absatz 2 werden sobald wie möglich erlassf:(n. Bis zum Erlaß dieser 
Beschlüsse kann Schweden während eines Zeitraums von einem Jahr nach dem Inkrafttreten 
des Beitrittsvertrags seineYN diesem Zeitpunkt geltenden innerstaatlichen Regeln hinsichtlich 
,der genannten Krankheiten anwenden. Der vorstehend genannte Zeitraum eines Jahres kann 
erforderlichenfalls nach dem Verfahren des Artikels 15 verlängert werden." 

b) Folgender Artikelwirdeingefügt: 

"Anikel8 a 

, Auf Antrag Finnlands und Norwegens nil)1mt die Kommission für die Zwecke der Anwendung' 
der Artikel 7 und 8 die erforderlichen Untersuchungen auf die in AntIahg B Abschnitte 11 und 
III genannten Krankhei~en vor, damit die entsprechenden Beschlüsse erforderlichenfalls nach 
dem Verfahren des Artikels 15 vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erlassen' werden 
kÖllI~en." 

c) In Anhang A Kapitel I Abschnitt 11 Nummer 2 Ziffer i wird folgender Satz angefügt: 

"Diese Bestimmung wird vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags im Hinblick auf ihre 
etwaige Abänderung überprüft; die Abänderung erfolgt flach dem Verfahrendes Artikels'15:" 

3. 390 L 0426: Richtnnie 90/426/EWG des Rates vom' 26. Juni 1?90 zur Festlegung der 
tierseuchenrechtlichen Vorschriften für das Verbringen von Equiden und für ihre Einfuhr aus 
Drittländern (ABI. Nr. L 224 vom 18.8.1990, S. 42), geändert durch: 

390 L 0425: Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 (ABI. Nr. L 224 vorn 
18.8.1990, S. 29)' 

- 391 L 0496: Richtlinie 91/496/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 (ABI. Nr. L 268 vom 
24.9.1991, S. 56) 

392 D 0130: Entscheidung 92/130/EWG der Kommission vom 13. Februar 1992 
(ABLNr. L 47 vom 22.2.1992, S. 26) 

392 L 0036: Richtlinie 92/36/EWG des Rates vom 29. April 1992 (ABI. Nr. L 157 vom 
10.6.1992, S. 28).' , 
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In Anh?ngC wird in Fußnote (c) am Seitenende folgender Wortlaut angefügt: 

"in Österreich: 
in Finnland: 

in Norwegen: 
in Schweden: 

. "Amtstierarzt" , 
11 kunnaneläinlääkäri oder kaupungineläinlääkäri oder 
läänineläinlääkäri/kommunalveterinär oder stadsveterinär oder länsveterinär,j 
"distdJ..."tsveterinaer"~ 

"länsveterinär, distriktsveterinlir odeigränsveterinär"." 
. . '. 

4.' 390 L 0539: Richtlinie 90/539/EWG des-Rates vom 15. Oktober 1990 über die tierseuchenrecht
lichen Bedingungen für den. innergemeinsch'äftlichen Handel mit Geflügel und Bruteiern \md für 
ihre Einfuhr aus Drittländern (ABI. Nr. L 303 vom 31.10.1990, S. 6), geändert durch: 

391 L0494: Richtlinie 91!494/EWG des Rates vom 26.Juni 1991 (ABt Nr. L 268 vom 
24.9.1991, S. 35) 

392 D 0369: Entscheidung 921369/EWG der Kommission vom 24. Juni 1992 (ABI. Nr.-L 195 
vom 14.7.1992, S. 25) 

393 L 0120: Richtlinie 931120/EG des Rates vom 22, Dezember 1993 (ABI. Nr. L 340 vom 
31.12.1993, S. 35). 

a) . D~m Artikel 5 wird folgender Buchstabe angefügt: 

"d) muß bezüglich Salmonellen das für Finnland, Norwegen und Schweden b~stimmte 
Geflügel den nach den Artikeln 9 a, 9 bund 10 b festgelegten Bedingungen entsprechen." 

b) Die folgenden Artikel werden eingefügt: 

"Artikel 9 a 

(1) Finnland,. Norwegen und Schweden können' hinsichtlich Salmonellen der 
Kommission ein operationelles Programm über die Zuchtgeflügelbestände sowie über die zur ' . 

. Aufnahme in die Zuchtgeflügelbestände und die Nutzgeflügelbestände bestimmten Eintags
kükenbestände vorlegen. 
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(2) _ Die Kommission prüft die operationellen Programme. Im Anschluß andiese Prüfung 
und wenn es sich aufgrund der Prüfung als erforderlich erweist, legt die Kommission nach
dem Verfahren des Artikels 32 die allgemeinen oder beschrankten Zusatzgarantien fest, die 
für Sendungen nach Finnland, Norwegen und Schweden verlangt werden können. Diese· 
Garantien müssen denjenigen entsprechen, die Finnland, Norwegen.und Schweden jeweils im 
innerstaatlichen Rahmen anwenden. Die entsprechenden _Beschlüsse werden vor dem 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erlassen. 

Artikel 9 b 

(1) Fipnlahd, Norwegen und Schweden können hinsichtlich Salmonellen bis zum Erlaß 
einer Gemeinschaftsregelung der Kommission ein operationelJes Programm über die 
Legehennenb~stände (Nutzgeflügel, das im Hinblick auf die Erzeugung von Eiern zum 
menschlichen Verzehr gezogen wird) vorlege~1. 

(2) Die Kommission prüft dieoperationellen Programme. Im Anschluß an diese Prüfung 
und wenn es sich aufgrund der Prüfung als erforderlich erweist, legt die Kommission nach 
dem Verfahren des Artikels 32 die allgemeinen oder beschränkten Zusatzgarantien fest, die 
für Sendungen nach Finnland, Norwegen und Schweden verlangt werden können .. Diese 
Garantien müssen denjenigen entsprechen, die Finnland, Norwegen und Schweden jeweils im . 
innerstaatlichen Rahmen anwenden. Des weiteren wird bei diesen Garantien die Stellungnahme 
des Wissenschaftlichen Veterinärausschusses hinsichtlich der Serotypen von Salmonellen 
eingeholt, die in das Verzeichnis der invasiven Serotypen für Geflügel aufzunehmen sind. Die 
entsprechenden Beschlüsse werden vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erlassen." 

c) Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel JOb 

(1) Die Sendungen von Schlachtgeflügel nach Finnlahd, Norwegen und Schweden - , 

werden hinsichtlich Salmonellen für die nicht in Anhang II Kapitel III Abschnitt A gen~miten 
Serotypen in dem Herkunftsbetrieb .einem mikrobiologischen Stichprobentest nach den vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission vor dem Inkrafttret~n des Beitrittsvertrags festzulegenden 
Regeln unterzogen. ' 

. (2) Der Umfang des in Absatz 1 genannten Tests und die anzuwendenden Methoden 
müssen anhand der Stellungnahme des Wissenschaftlichen Veterinärausschussesund 
anhand des operationellen Programms, das Finnland, Norwegen und Schweden der 
Kommission vorzulegen haben, festgelegt werden .. 

(3) Der in Absatz 1 genannteTest wird nicht für Schlachtgeflügel durchgeführt, .das aus 
einem Betrieb stammt, für das ein nach dem Verfahren des Artikels 32 als dem des 
Absaties 2 gleichwertig anerkanntes Prograriun gilt." 
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d) Dem Artikel 12 Absatz2 wird folgender Unterabsatz hinzugefügt: 

"Hinsichtlich Finnlands, Norwegens und Schwedens werden die entsprechenden Beschlüsse 
zu dem Status "nicht gegen die Newcastle-Krankheit impfende Zone" nach dem Verfahren de~ 
Artikels 32 vor dem Zeitpunktcles Inkrafttretens des Beitrittsvertragserlas,sen." 

e) Dem Artikel 13 wit;"d folgender Absatz hinzugefügt: 

"(4) Die Kommission prüft sobald wie möglich das von Schweden vorgelegte 
. Programm hinsichtlich der infektiösen Bronchitis (l.B.). Irn Anschluß an diese Prüfung, und 
wenn es sich aufgrund der Prüfung a:Is erforderlich erweist, können die Bestimmungen des 

J Absatzes 2 zur Anwendung gelangen. Die entsprechenden Beschlüsse nach Absatz 2 werden 
sobald wiemöglith erlassen. Bis zum Erlaß dieser Beschlüsse kann Schweden während eines 
Zeitraums von einem Jahr nach dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags seine vor diesem 
Zeitpunktgeltenden innerstaatlichen Regeln hinsichtlich der genannten Krankheiten anwenden. 
Der vorstehend genannte Zeitraum eines Jahres kann erforderlichenfalls nachdem Verfahren 
des Artikels 32 verlängert w~rden." 

f) Dem Artikel 14 wird -folgender Absatz hinzugefügt: 

"(4) '. Die Kommission prüft sobald wie möglich die von Schw,eden mitgeteilte Begründung 
hinsichtlich der infektiösen Rhinotracheitis <;ler Pute· (TRT) bzw. des Kopfschwellungs
syndroms (SHS), der infektiösen Laryngotracheitis (lLT) , des. Eierverlust-Syndroms 76 
(EDS 76) und der Hühnerpocken. Im Anschluß an diese Prüfung, und wenn es sich aufgrund 
der Prüfung als erforderlich erweist, können die Bestimmungen des Absaties 2 zur 
Anwendung gelangen. Die entsprechenden Beschlüsse nach Absatz 2 werden sobald wie 
möglich erlassen. -Bis zum Erlaß dieser Beschlüsse kann Schweden während eines Zeitraums 
von einem Jahr nach dem Inkrafttreten des Beitrittsvertfags seine vor diesem Zeitpunkt 
geltenden innerstaatlichen Regeln hin~ichtlich der genannten Krankheiten anwenden. Der 
vorstehend genannte Zeitraumeines Jahres kann erforderlichenfalls nach dem Verfahren des 
Artikels 32 verlängert we~den." 

g) In .Anhang I Nummer 1· wird folgender Wortlaut angefügt: . 

"Österreich: Bundesanstalt für Virusseuchenbekämpfung bei Haustieren, Wien-Hetzendorf 
Finnland: ... Eläinlääkintä-ja elintarvikelaitos, Helsinkil Anstalten för veterinärmedicin och 

liVsmedel, Helsingfors . 
Norwegen: Veterinaerinstituttet, Oslo .. 
Schweden: Stantens veterinärmedicinska anstalt, Uppsala~. 

5. 391 L 0067: Richtlinie 91167/EWG des Rates vom 28. Januar 1991 betreffend die tierseuchen
rechtlichen Vorschriften für die Vermarktung von Tieren und anderen Erzeugnissen der 
Aquakultur (ABI. Nr. L 46 vom 19.2.1991, S. 1), geändert durch: 

393 L 0054: Richtlinie 93/54/EWG des Rates vom 24. Juni 1993 (ABI. Nr. L 175 vom 
19.7.1993, S. 34). 
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a) Dem Artikel 12 wird folgender Absatz angefügt: 

"(4) Die Kommission prüft sobald wie möglich die von Schweden vorgelegten 
Programme hinsichtlich der infektiösen Pankreasnekrose (lPN), der bakteriellen 
Niererierkrankung (BKD), der Furunkulose und der Yersiniose oder enterischen i 

Rotmaulkrankheit (ERM)~ Im Anschluß an diese Prüfung, und wenn es sich aufgruncf der 
Prüfung als erforderlich erweist, können die Bestimmungen des Absatzes 2. zur Anwendung 
gelangen. Die entsprechenden Beschlüsse nach Absatz 2 werden söbald wie möglich erlassen. 
Bis zum Erlaß dieser Beschlüsse kann Schweden während eines Zeitraums von einem Jahr 
nach dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags seine vor diesem Zeitpunkt geltenden 
innerstaatlichen Regeln hinsichtlich der genannten Krankheiten anwenden. Der vorstehend 
genannte Zeitraum eines Jahres kann erforderlichenfalls nach dem Verfahren des Artikels 26 
verlängert werden." 

b) Dem Artikel 13 wird folgender Absatz angefügt: 

. "(4) Die Kommission prüft sobald wie möglich die von Schweden mitgeteilte Begründung 
hinsichtlich der Frühjahresvirämie der Karpfen (SVC). Im Anschluß an diese/Prüfung, und 
wenn es sich aufgrund der Prüfung als erforderlich erweist, können ·die Bestimmungen des 
Absatzes 2 zur Anwendung gelangen. Die entsprechenden Beschlüsse nach Absatz 2 werden 
sobald wie möglich erlassen. Bis zum ·Erlaß,dieser Beschlüsse kann Schweden während eines 
Zeitraums von einem Jahr nach dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags seine vor diesem 
Zeitpunkt geltenden innerstaatlichen Regeln hinsichtlich der geminnten Krankheiten anwenden. 
Der vorstehend genannte Zeitraum eines Jahres kann erforderlichenfalls nach dem Verfahren 
des Artikels 26 verlängert werden." 

c) Die folgenden Artikel werden eingefügt: 

., Artikel 28 a 

Was Fische, ihre Eier und Gameten zur Aufzucht oder Wiederaufstockung anbelangt, s·o sind 
Sendungen von oder nach Finnland während einer Übergangszeit von drei Jahren ab dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Beitrittsvertrags nicht gestattet. 

Was Fische und Krebstiere zur Aufzucht oder Wiederaufstockung anbelangt, so sind 
Sendungen aus oder 'nach Norwegen während einer Übergangszeit von einem Jahr ab dem 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags nicht gestattet. Auf Antrag Norwegens wird dieser Zeitraum 
nach dem Verfahren des Artikels 26 jeweils um ein Jahr verlängert. Die Übergangszeit beträgt 
höchstens fünf Jahre ab dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags . 
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Artikel 28 c 

. Nach dem Verfahren des Artikels -26 können die entsprechenden Beschlüsse erlassen \verden, 
um die von Finnland, Norwegen und Schweden im Hinblick auf die in Anhang A Liste II 
genannten Krankheiten vorgelegten-Programme zu genehmigen. Diese Beschlüsse treten je 
nach Lage des Falles mit dem Beitritt oder während der· ÜbergaQgszeiten nach den 

- Artikeln 28 a und 28 ~ in Kraft. Diesbezüglich wird die Vierjahresfrist nach Anhang B 
Abschnitt I Buchstabe B für Finnland auf drei-Jahre mit zwei Tests je landwirtschaftlich~n . 
Betrieb während dieses Zeitraums verkürzt. In bezug auf Norwegeriwird den historischen 
Daten für die infektiösehämatopoetische Nekrose (IHN) und die hämorrhagische 

. Virusseptikämie (SHV) Rechnung getragen." . 

6. 392L 0065: Richtlinie 92/65/EWG des Rates vom 13. Juli 1992 über die tierseuchenrechtlichen 
Bedingungen für den Handel mit Tieren, Samen, Eizellen und Embryonen in der Gemeinschaft 
sowie für ihr~ Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie diesbezüglich nicht den spezifischen 

_ Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Abschnitt I der Richtlinie 90/425/EWü unterliegen 
(ABI. Ni', L 268 vom 14.9.1992, S. 54) -

a) Dem Artikel 3 wird folgender Absatz hinzuge.fügt: 
. " 

"Bis zum Erlaß einschlägiger Gemeinschaftsbestimmungen kann Schweden seineinnerstaat
lichen Vorschriften in bezug auf für Schweden bestimmte Schiangen und andere Reptilien 
beibehalten. 11 • 

. . 

b) Dem Artikel 6 Abschnitt A Nummer 2 Buchstabe b .wird folgeriderSatz hinzugefügt: 

"Bei diesen Festlegungen wird der Fall der in den arktischen Regionen der Gemeinschaft 
gehaltenen Wiederkäuer berücksichtigt." 

c) Dem Artikel 6 Abschnitt A Nummer 2 wird folgender Buchstabe hinzugefügt: 

"c) Bestimmungen über die Leukose können nach dem Verfahren des Artikels ~6 erlassen 
werden." 

.d) ~ Dem Artikel 6 Abschnitt A Nummer 3 werden folgende Buchstaben hinzugefügt: 

• 
"e) Hinsichtlich der vesikulären Schweinekrankheit muß während einer Übergangszeit von 

drei Jahren ab dem Inkrafttreten des Beitrittsyertrags ein serologischer Test mit negativem 
Ergebnis an Schweinen durchgeführt werden, die aus einem Gebiet im Sinne des 
Artikels 2 Buchstabe 0 der 'Richtlinie64/432/EWG, . in dem ein Herd der vesikulären 
Schweinekrankheit aufgetreten ist, nach Finnland versandt werden sollen. Dieser Test ist 
während eines Zeitraums von zwölf Monaten nach dem Auftreten des letzten Seuchen
herdes in dem genannten Gebiet erforderlich. 
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f) Hinsichtlich der klassischen Schweinepest muß während einer Übergangszeit von drei 
Jahren ab dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags' ein serologischer Test mit negativem 
Befund an allen Schweinen durchgeführt werden, die aus einem Gebiet im Sinne des 
Artikels 2 Buchstabe 0 der Richtlinie 64/432/EWG, in dem ein Seuchenherd der 
klassischen. Schweinepest aufgetreten ist, nach Finnland, Norwegen und Schweden 
versandt werden sollen. Dieser Test ist während eines Zeitraums von zwölf Monaten nach 
dem Auftreten des letzten Seuchenherdesin dem genannten Gebiet erforderlich, Die 
Durchführungsbestimmungen zu diesen Buchstaben können nach dem Verfallren . des 

. Artikels 26 erlassen werden. 

g) Hinsichtlich des seuchenhaften Spätab9rts der Schweine muß während einer Übergangs
zeit von drei Jahren ab dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags ein serologischer Test mit 
negativem Ergebnis an Schweinen durchgeführt werden, die aus einenl Gebie~ im Sinne 
des Artikels 2 Buchstabe 0 der Richtlinie 64/432/EWG, in dem ein Herd des seuchen
haften Spätaborts der Schweine aufgetreten ist, nach Schweden versandt werden sollen. 
Dieser Test ist während eines Zeitraums von zwölf Monaten nach dem Auftreten des 
letzten Seuchenherdes in dem genannten Gebiet erford~r1ich. Die Durchführungs
bestimmungen zu diesem Buchstaben werden mich dem Verfahren des Artikels 26 
erlassen.'" .-' 

e) 'Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 10 a 

Hinsichtlich der Tollwut werden die Artikel 9 und 10 nach dem Verfahren des Artikels 26 
nach Vorlage der entsprechenden Begründungen so geändert, daß der Lage Finnlands, 
Norwegens und Schwedens Rechnung getragen wird, um auf sie gleiche Bestimmungen 
anzuwenden, wie' sie für Mitgliedstaaten in einer entsprechenden Lage gelten. 11, 

". 
f) Dem Artikel,.l3 Absatz 2 wird folgender Buchstabe angefügt: 

"e) Für Schweden gilt eine Frist von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Beitrittsvertrags, um die Maßnahmen hinsichtlich der Einrichtungen,.. Institute oder 
Zentren umzusetzen. If 

g) Dem Artikel 22 wird folgender Absatz angefügt: 

"Anhang B wird vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags überprüft, insbesondere Jjm die 
Liste der Krallkheiten so zu ändern, daß jene aufgenommen werden, für die Wiederkäuer und 
Schweine empfänglich sind sowie jene, die durch Sperma, Eizellen und Embryonen von 
Schafen übertragen werden können." 
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h)In Anhang C Nummer 2 Buchstabe a wird folgender Wortlaut angefügt: 

"Ein Mitgliedstaat kann jedoch von der Kommission ermächtigt werden, die Verbringung von 
Tieren anderen Ursprungs in zugelassene Einrichtungen, Institute oder Zentren zu gestatten, 
wenn die zuständige Behörde für diese Tiere sonst keine zufi"iedenstellende Lösung" finden 
kann. Der Mitgliedst~at legt der Kommission einen Plan vor, in dem die für diesen Fall. 
anwendbaren zusätzlichen Garantien aufgeführt sind. 

7. 372 L 0461: Richtlinie 72/461/EWG des Rates vom 12. Dezember 1972 zur Regelung 
viehseuchenrechtlicher Fragen beiminnergemeinschaftlichen Hand~isverkehr mit frischem Fleisch 
(ABI. Nr. L 302 vom 31.12.1972, S. 24), zuletzt geändert durch: 

392 L 0118:-Richtlinie 92/118/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 (ABI. Nr. L 62 vpm 
15.3.1993, S. 49). 

Im Anhang wird unter Nummer 2 folgende Abkürzung hinzugefügt: 

"--ETY". 
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. B. BEKÄMPFUNGSMASSNAHMEN 

1. 385 L051l: Richtlinie 8515111CEE des Rates vom 18. November 1985 zur Einführung von 
Mäßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämpfung der !\Jaul- und Klauenseuche (ABL Nr. L 315 du 
26.11.1985,.S. 11), geänäertdurch: 

390 L 0423: Richtlinie 90/423/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 (ABI. Nr. L 224 vom 
18:8.1990, S. 13) 

392 D 0380: Entschel~ung 92/380/EWG der Kommission vom 2. Juli 1992 (ABI. Nr. L 198 .. 
vom J7.7.1992, S. 54) .. 

a) In Anhang A wird folgender Wortlaut angefügt: 

'~Schweden: Statens veterinärmedicinska anstalt, Uppsala". 

b) In Anhang B wird folge~der Wortlaut angefügt: 

11 Österreich: 
Finnland: 

Bundesanstalt für Virusseuchenbekämpfung bei Haustieren, Wien-Hetzeqdorf 
Statens Vetednrere Institut for virusforskning, Lindholm, Dänemark 
Animal Virus Research Institute, Pirbright Woking, Surrey, Vereinigtes 
Königreich . 

Norwegen: Statens Veterinrere Institut for Virusforskning, LindhoJm, Dänemark 
Animal Virus Research Institute, Pirbright, Woking, Surrey, Vereinigtes 
Königreich 

. Schweden: Statens veterinärmedicinska anstalt, Uppsala". 

2. 380 L 0217: Richtlinie 801217/EWG des Rates vom 22. Januar 1980 üper Maßnahmen der 
Gemeinschaft zur Bekämpfung der klaSsischen Schweinepest (ABL Nr. L 47 vom 21.2.1980, 
S.11), zuletzt geändert durch: 

393 D 0384: Entscheidung 93/384/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 (ABI. Nr. L 166 vom 
8.7.1993, S. 34). 

In Anhang II wird nach "Portugal: Laboratorio Nacional de Investiga<;äo Veterinaria - Lisboa" 
folgender Wortlaut an~efügt: 

"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: . 

Bundesanstalt für Virusseuchenbekämpfung bei Haustieren, Wien~Hetzendorf 
Statens Veterinrere Institut for· virusforskning, Lindholm, Dänemark 
Statens Veterinrere Institut for virusforskning, Lindholm, Dänemark 
Statensveterinärmedic:inska anstalt, Uppsala". 
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3. 392 L 0035: Richtlinie 92/35/EWG 'des Rates vom 29~ April 1992 zur Festlegung von 
Kontrollregeln und Maßnahmen zur Bekämpfung der Pferdepest (ABI. Nr. L157 vom 10:6.1992, 
S. 19) . '. 

In Anhang I Teil A wird folgender Wortlaut angefügt: 

~'Österreich ' ~~ Bundesan~talt für Virusseuchenbekämpfung, 
~ Wien - Hetzendorf 

............................... : .................... 'iu ............ u~ .......... n •••••••• ~ •••••••••••• ao .............................................................................. , ................... . 

Finnland . Statens' Vete~inrere Institut for Virusforskning, 
" ~ Lindholm 

; DK-4771 Kalvehave 
........................................................ ··············1········ .. ··~········:·········· .. ~· ... ···· ............................. ~ .... : .................. ~ .................................... \. 

Norwegen Statens Veterinrere Institut for Virusforskning, 
j Lindholm ' . 
~ DK-4771 Kalvehave 

.............................................. ~ ...................... ~ ......................... , ................. : .......................................................................................... . 
Schweden l Statensveterinärmedicinska anstalt, Uppsala" . 

................................... u ................................ ! ......................... : ............ ~ ................................................................. .: ............................ . 

4. 392 L 0040: Richtlinie 92/40/EWG des Rates vom 19. Mai 1992 mit Gemeinschaftsmaßnahmyn 
zur Bekämpfung der Geflügelpest(ABL Nr. L 167 vom 22.6.1992, S. 1) 

. ~ , 

Im Anhang IV wird folgender Wortlaut angefügt: 

"Österreich . 1· Bundesanstalt für Virusseuchenbekämpfung, 

............................................................. : ........ L..~.~~.~ ... ~ .. ~~.~:?~~:.! ....................... : .............................................................. . 
Finnland Eläinlääkintä- ja elintarvikelaitos, 

1 Helsinkil Anstalten für veterinärmedicin och 

..................................................................... j ... ~.!~~.~~~~~! ... ~~~~.~~~!?.:.~ ............................................................................. . 
Norwegen 1 Statehs veterinärmedicinska anstalt, Uppsala, 

~ Schweden' . .... ~.~~:~~.~~; ........................... ; ... , ......... l".~~~~~.~~ .. ~~~~.;~~;~~.~~.~~~~~.~~~~~: .. ~~~~~~~.:: ...................... .. 
....... _ ...................................................... ~ •••••••.• ! ............................................................................................................................. ;-...... . 
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5. 392 L 0066: Richtlinie 92/66/EWG des Rates vom 14. Juli 1992 über Gemeinschaftsmaßnahmen 
zur Bekämpfung der Newcastle-Krankheit (ABI'. Nr. L 260 vom 5.9.1992, S. 1) 

In Anhang IV, wird folgender Worth~ut angefügt: 

"Österreich r Bundesanstalt. für Virusseuchenbekämpfung, 

..................................................................... L.~.~~.~ ... :.!:.:~~.~~~?~! ..................................................................................... . 
Finnland ~ Eläinlääkintä-ja elintarvikelaitos, 

~ Helsinkil A,nstalten för veterinärmedicin och 

..................................................................... ! ... !.~~~.~~~~~.' ... ~:.~~.~~~.!?:.~ ............................................................................. . 

.... ~.~.~~.:~:~ .......................................... j .. .Y~~:~~.~.~~~.~.~.~.~~~.:~:~? ... ?.~.I.~ ....... : .............................................................. . 
Schweden l Statens veterinärmedicinska anstalt, Uppsala" 

.................... ~ ................................................ : ........... -; ................................................................ -....................................................... . 

6. 393 L 0053: Richtlinie 93/53/EWG des Rates vom 24. Juni 1993 zur Festlegung von Mindestmaß
nahmen der Gemeinschaft zur Bekämpfung bestimmter Fischseuchen (ABI. Nr. L 175 vom 
19.7.1993, S. 23) 

In Anhang A wird folgender Wortlaut angefügt: 

"Österreich: Institut für Fischkunde, 
Veterinärmedizinische Universität, 

. Wien 
Finnland: Eläinlääkintä ja elintarvikelaitos, Helsinki I Anstalten för veterinärmedicin och 

Iivsmedel, Helsingfors 
Norwegen: Veterimerinstituttet, Oslo 
Schweden: Statens veterinärmeditinska anstalt, Uppsala". 

7. 392 L 0119: Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 mit allgemeinen 
Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie besonderen Maßnahmen 
bezüglich der vesikulärenSchweinekrankheit (ABI. Nr. L 62 vom 15 .. 3.1993, S. 69) 

In Anhang 11 Punkt 5 wird folgender Wortlaut angefügt: 

"Österreich: 
Finnland: 

Norwegen: 

Schweden: 

Bundesanstalt für Virusseuchenbekämpfung, Wien-Hetzendor( 
Eläinlääkintä- ja elintarvikelaitos,.Helsinki / Anstalten för veterinärmedicin ach 
livsmedel, Helsingfors' -
Statens Veterinrere Institut for Vlru.sforskning, Lindholm, 4771-Kalvehave, 
Dänemark 
Statens v~erinärmedicinska anstalt, Uppsala". 
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KAPITEL 3 - Öffentliche Gesundheit 

1. 364 L 0433: Richtlinie 64/433/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 über die gesundheitlichen 
Bedingungen für die Gewinnung und das Inverkehrbringen 'von frischem Fleisch (ABI. Nr. L 121 
vom 29.7.1964, S. 2012/64), geändert durch:. . . 

391 L 0497: Richtlinie 91/497/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 (ABI. Nr. L 268 vom 
24.9.1991, S. 69) 

392 L 0005: Richtlinie 92/5/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 (ABI. Nr. L 57 vom 
2.3.1992, S. 1). 

a) Dem Artikel 3 Absatz 1 Abschnitt A Buchstabe f Ziffer ii wird folgender Gedankenstrich.· 
. angefügt: 

" bei für Finnland, Norwegen und Schweden bestimmten Fleisch eine der Angaben nach 
Anhang IV Teil IV dritter Gedank~nstrich enthalten ~uß." 

b) Im einleitenden Satz v()n Artikel 4 Abschnitt A wird nach dem Datum "1. Januar 1993" 
. folgender Wortlaut eingefügt: 

"- mit Ausnahme Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens; für die das maßgebliche 
Datum der \. Januar 1995 ist _" ; . 

·c) Im einleitenden Satz von Artikel 4 AbschnittA wird nach dem Datum "31. Dezember 1991'" 
folgender. Wortlaut e~ngefügt: 

"- mit Ausnahme Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens, für die das maßgebliche 
Datum der 31. Dezember 1993 ist _" . . 

d) Dem Artikel 5 werden folgende Absä!Ze angefügt: 

.. (3) Bis die in Absatz 2 vorgesehenen Gemeinschaftsbestimmungen erlassen werden, 
gelten hinsichtlich Salmonellen bei für die Verbringung nach Finnland, Norwegen und 
Schweden bestimmtem Fleisch folgende Bestimmungen: 

a) Fleischsendungensind im Herkunftsbetrieb einem mikrobiologischen Stichprobentest nach 
den vom Rat auf Vorschlag der Kommission vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags 
zu erlassenden Bestimmungen unterzogen .worden; 
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b) "i)der Test nach Buchstabe a wird nicht für Fleischsendungen durchgeführt, die für 
einen Betrieb zwecks Pasteurisierung, Sterilisierung oder· einer· vergleichbaren 
Behandlung bestimmt sind; 

ii) jedoch gelten während eines Zeitraums von drei Jahren ab dem lnkrafttreten des 
Beitrittsvertrags für' das unter Ziffer i genannte Fleisch die Regeln, die in den von 
Finnland, Norwegen und Schweden angewandten operationellen Programmen 
vogesehenen sind. Insoweit wird dieses Fleisch denselbenMaßnahmen unterworfen, 
die auf Fleisch mit Ursprung in Finnland, Norwegen und Schweden anwendbar· 
sind. Vor Ablauf dieses Dreijahreszeitraums.wird diese Bestimmung überprüft und 
gegebenenfalls nach dem Verfahren des Artikels 16 geändert; 

c) der unter Buchstabe a vorgesehene Test wird nicht für Fleisch mit Herkunft aus einem 
. Betrieb durchgeführt, in dem ein Programm anwendbar ist, das nach dem Verfahren des 

Artikels 16 als ein dem in Absatz 4 genannten Programm vergleichbares Programm 
anerkannt wurde. 

(4) Die Garantien nach Absatz3 sind nur anwendbar, nachdem die Kommission ein 
operationelies Programm gebilligt hat, das von Finnland, Norwegen und Schwedenvoriulegen 
ist. Die Beschlüsse der Kommission müssen vor dem Inkrafttreten des Beitrittsver-trags 
erlassen werden, damit die operationellen Programme und die Garantien nach Absatz 3 ab 
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags anwendbar sind." 

e) In Anhang I Kapitel XI Nummer 50 Buchstabe a' erster Gedankenstrich werden nach "UK" 
. folgende Kennbuchstaben eingefügt: 

"AT - Fr- NO - SE". 

f) In Anhang I Kapitel XI Nummer 50 Buchstabe a zweiter Gedankenstrich und Nummer 50 
Buchstabe b dritter Gedankenstrich wird folgende Abkürzung angefügt: 

"oder ETY". 

g) In Anhang IV Teil IV wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

" für Finnland, Norwegen oder Schweden bestimmt i.st (4): 

i) Der Test naclr Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe a wurde' durchgeführt (4), 
ii) das Fleisch ist zur Verarbeitung bestimmt. (4), 
iii) das Fleisch stammt aus einem Betrieb, in dem ein Programm nach Artikel 5 

Absatz 3 Buchstabe c anwenbar ist (4)." . 
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2. 391 L 0498: Richtlinie 911498/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 über die Gewährung von 
zeitlich und inhaltlich begrenzten Ausnahmen von den besonderen Bygienevorschriften der 
Gemeinschaft: für die Herstellung und das Inverkehrbringen von frischem Fleisch (ABI. Nr. L 268 
.vom 24.9.1991, S. lOS)' ' 

a) In Artikel 2 Absatz 1 wird nach dem Datum "31. Dezember 1995" folgender Wortlaut. 
. -eingefügt:' , 

11 mit Ausnahme Norwegens .und Schwedens, für die das maßgebliche· Datum der 
31. Dezember 1996 ist, sowie Österreichs und Finnlands, für: die das maßgebliche Datum' 
der 3 L Dezember 1997 ist _11 ." • 

b) In Artikel 2 Absatz 2 Unterabsatz 4 wird nach dem Datum "I. Juli 1992" folgender Wortlaut 
eingefügt: . 

11 oder 1m FallfLÖsterreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens ab dem Inkrafttreten 
des Beitr ittSvertrags -":' . . 

3. 371 L 0118: Richtlinie 711118/EWG des Rates vom 15. Februar 197Lzur Regelung gesundheit
licher Fragen beim Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch (ABLNr. L 55 vom 8.3.1971, 

. S. 23), geändert und aktualisiert durch: 

392 L 0116: Rich!linie 92/116/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 (ABI.- Nr. L 62vom 
15.3.1993, S. 1). 

a) In Artikel 3 Teil I Abschnitt I} Buchstabe 1. wird folgender Gedanken~trlch angefügt: 

11 . bei Fleisch, das für Finnland, Norwegen und Schweden. bestimmt'ist, ist eine der in 
Anbang VI Teil IV Buchstabe e genannten Angaben beizufügen. 11 

b) Dem ArtikeI5~er(\enfoIgend~Absätze angefügt: 

"(3) Bis die in Absatz 2 vorgesehenen Gemeinschaftsbestimmungen' erlaSsen werden, 
. gelten hinsichtlich Sahnonel1en bei' ·für die Verbringung nac~ Finn1and~Nöiwegen und' 
Schweden bestimmtem Fleisch folgende Bestimmungen: . . 

. a) Fleischsendungen sind im Herkunftsbetrieb einem mikro bio logischen Stichprobentest nach 
.den vom Rat auf Vorschlag der Kommission vor .dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags 
zu erlassenden Bestimmungen unterzogen worden; -

b) . der Test nach Buchstabe a wird nicht für Fleisch mit Herkunft aus einem B~trieb 
durchgeführt, in dem ein Programm anwenbar ist, das nach dem Verfahren des 
Artikels 16 als .ein dem in Absatz 4 genannter}, Programm vergleichbares Programm 
anerkannt wurde. . 
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(4) Die Garantien nach Absatz 3 sind nur anwendbar, nachdem die Kommission ein 
operationelles Programm gebiIligthat, da§ von Finnland, Norwegen und Schweden vorztilegen 
ist. Die Beschlüsse ,der Kommission müssen vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags 
erlassen werden, damit die operatiOl~ellen Programme und die ~arantien nach Absatz 3 ab 
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags anwendbar sind." 

c) In Anhang I Kapitel XII Nummer 66 Buchstabe a erster G~dankenstrlch werden folgende' 
Kennbuchstaben angefügt: 

"AT-FI-NO-SE". 

,d} In Anhang I Kapitel XII Nummer 66 Buchstabe a dritter Gedankenstrich'wird nach "EEF" 
folgende Abkürzung eingefügt: ' ,-

"oder ETY". ' 

e) In' Anhang VI Teil IV wird folgender Buchstabe angefügt: 

"e) wenn das Fleisch für Finnland, Norwegen und Schweden bestimmt ist (2): 
i) der Test nach Artikel 5 Absatz 3 durchgeführt wurde (4) 
ii) das Fleisch aus einem Betrieb stammt, in dem ein Programm nach Artikel 5 

Absatz 3 Buchstabe b anwendbar ist. (4)" 

f) In Anhang VI wird am Seitenende folgende Fußnote angefügt: 

"(4) Nichtzutreffendes streichen-." .' 
4. 392 L 0116: Richtlinie 921116/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 zur Änderung und -

Aktualisierung der Richtlinie711118/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
. Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch (ABI. Nr. L 62 vom 15.3.1993, S. 1) 

In Artikel 3 werden folgende Absätze eingefJgt: 

"Cl!!) Für Finnland und Norwegen gilt hinsichtlich bestimmter Betriebe auf ihrem Gebiet eine 
Frist bis zum l.Januar 1996. Das Fleisch aus diesen Betrieben kann nUr in ihrem jeweiligen 
Hoheitsgebiet vermarktet werden.' Finnland und Norwegen setzen die Kommission von den' 
hinsichtlich dieser Betri.ebe erlassenen Vorschriften in Kenntnis. Sie übermitteln der Kommission 
und den anderen Mitgliedstaaten eine Liste dieser Betriebe. 
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(1 b) I;ür Österreich gilt hinsichtlich bestimmter Betriebe auf seinem Gebiet eine Frist bis züm 
1:, Januar 1996. Pas Fleisch aus diesen Betrieben kann nur in seinem Hoheitsgebiet vermarktet 
werden. ÖsterreiCh setzt die Kommission von den hinsichtlich dieser Betriebe erlassenen 
Vorschriften in Kenntnis. Es übermittelt der Kommission und den jinderen Mitgliedstaa~en eine 
Liste dieser Betriebe. Österreich kann bestimmten Betrieben eine zusätzliche Frist bis zum 
1. Januar 1998 gewähren, vorausgesetzt, diese Betriebe haben bei der zuständigen Behörde vor' 
dem 1. April 1995 einen entsprechenden Antrag gestellt. Diesem Antrag ist einPlan und ein 
Arbeltsprogrammmit den Fristen beizufügen, 'innerhalb derer der Betrieb den Anforderungen 
dieser Richtlinie nachkommen kann. Österreich übermittelt der Kommission vQr dem 1. Juli 1995 
eine Liste der Betriebe, denen eine zusätzliche Frist gewährt werden soll. In dieser Liste ist· für 
jeden einzelnen Betrieb die Art und Dauer der beabsichtigten Ausnahme anzugeben. Die 
Kommission prüft diese Liste und nimmt sie erforderlichenfalls mit Änderungen an. Die 
Kommission bringt die Liste den Mitgliedstaaten zur Kenntnis." ' 

, 5. 377 L0099: Richtlinie 77/99/EWG des Rates vom 21. Dezember 1976 zur Regelung gesundheit
licher Fragen bei der Herstellung und dem Inverkehrbringenvon Fleischerzeugnissen und einigen 
anderen Erzeugnissen. tierischen Ursprungs (ABI. Nr. L 26 vom 3 Ll.1977, S. 85), geändert und 
aktualisiert durch: 

392 L 0005: RiChtlinie 92/5/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 (ABI. Nr. L 57 vom 
2.3.1992,S. 1), 

geändert durch: 

392 L 0045: Richtlinie 92/45/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 (ABL Nr. L 268 vom 
14.9:1992, S. 35) 

392 L 0116: RichtliI1ie 92/116/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 (ABI. Nr..L 62 vom 
15.3.1993, S. 1) 

392 L 0118: Richtlinie 921118/EWG des Rates'vom 17. Dezember 1992 (ABI. Nr. L 62 vom 
15.3.1993,' S. 49). 

a) In Artikel 10 Absatz 2 wird nach dem Datum" 1. Januar 1996" folgender Wortlaut eingefügt: 

"mit Ausnahme 

Schwedens, für das das maßgebliche Datum der 1. Januar 1997 ist, 

Österreichs, Finnlands und Norwegens, für die das maßgebliche Datum der 1. Januar 
1998 ist," 

b) In Artikell0Absatz 3 wird nach dem Datum "I. Januar 1996" folgender Wortlaut eingefi,igt: 

"mit Ausnahme 

Schwedens, für das das maßgebliche Datum der l. Januar 1997 ist, 

Österreichs, Finnlands und Norwegens, für die das maßgebliche Datum der 1. Januar 
1998 ist". 
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c) In Anhang B Kapitel VI Nummer 4 Buchstabe a Ziffer i erster 'Gedankenstrich sind nach' 
nUK" folgende Kennbuchstaben einzufügen: 

. "AT - FI - NO - SE". 

d) In Arthang B Kapitel VI Nummer 4 Buchstabe a Ziffer i zweiter Gedankenstrich wird folgende 
, Abkürzung angefligt: 

"ETY". 

e) In Anhang B Kapitel VI Nummer 4 Buchstabe a Ziffer ii dritter Gedankenstrich wird folgende 
Abkürzung angefügt: 

"ETY". 

6. 392 L 0005: ' Richtlinie 92/5/EWG des Rates vom 10. Februar . 1992 'zur Änderung und 
Aktuälisierung der Richtlinie 77/99/EWG zur Regelung gesundheitlicher 'Fragen beim 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen sowie zur Änderung der 
Richtlinie 64/433/EWG (ABI. Nr. L ~7 vom 2.3.1992, S. 1) 

In Artikel 3 wird am Ende von Absatz 1 d,as Wort "sowie" eingesetzt und folgender Gedanken
strich angefügt: , 

bestimmte Betriebe in Schweden, für die Schweden dieser Richtlinie bis spätestens zum, 
I, Januar 1996 nachkommen muß". 

7. 392'L 0120: Richtlinie 92/120/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 über die Gewährung von 
zeitlich und inhaltlich begrenzten Ausnahmen von den'. besonderen Hygienevorschriften der 
Gemeinschaft für die Herstellung und das Inverkehrbringen bestimmter Erzeugnisse tierischen 
Ursprungs (ABI. Nr. L 62 vom 15.3.1993, S. 86) 

, ' 

InArtikel I Absatz 1 wird nach dem Datum "31. Dezember 1995" folgender Wortlaut eingefügt: 

"- mit Ausnahme Österreichs und Norwegens, für die das maßgebliche Datum der 31. Dezember 
1996 ist,sowie Finnlands, für das das maßgebliche Datum der 31. Dezember 1997 ist -". ' 

8. 388 L 0657: Richtlinie 88/657/EWG des Rates vom 14. Dezember 1988 zur Festleguilg der tUr 
die Herstellung und den Handelsverkehr geltenden Anforderungen an Hackfleisch, Fleisch in 
Stücken von weniger als 100 g und Fleischzubereitungen sowie zur Änderung .der Richtli
'nien 64/433/EWG, 7l/118/EWG und 72/462/EWG (ABI. Nr. L 382 vom 31.12.1988, S. 3), 
geändert·durch: . 

- 392 L 0110: Richtlinie 92/1l0/EWG des Rates vom 14. Dezember 1992 (ABI. Nr. L 394 
vom 31.12.1992, S. 26). 

In Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird nach dem Datum "1. Januar 1996" folgender Wortlaut 
eingefügt; 

"- mit Ausnahme Finnlands, Norwegens und Schwedens, für die das maßgebliche Datum der ' 
1. Januar 1997 ist -". 

c 
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9. 389 L 0437: Richtlinie 89/437/EWG des Rates vom 20. Juni 1989zurRegeiunghygienischer 
und gesundheitlicher Fragen bei der Herstellung und Vermarktung von Eiprodukten 
(ABI. Nr. L 212 vom 22.7.1989, S. 87), geändert durch: ... 

389 L 0662; ~ichtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 (ABI. Nr. L395 
.. vom30.12.1989,S. 13) 

391 L 0684: Richtlinie 91/684/EWGdesRates vbmI9. Dezember 1991 (ABL Nr. L 376 
vom 31.12.1991, S. 38). 

a) Im Anhang Kapitel XI Nummer 1 Ziffer i erster Gedankenstrich werden n"ach "UK" 
folgende Kennbuchstaben angefügt: 

"AT-FI-NO-SE". 

b) Im Anhang Kapitel~I Nummer 1 Ziffer i zweiter Gedankenstrich wird folgende. 
Abkürzung angefügt: 

"ETY"-. 

c) Im Anhang Kapitel XI Nummer 1 Ziffer ii dritter Gedankeristrich wird folgende 
Abkürzung angefügt: 

"ETY". 

10. 391 L 0493: Richtlinie 91/493/EWG des Rates vom 22. Juli 1991 zur Festlegung von 
Hygienevorschriften für die Erzeugung und die Vemarktung von Fischereierzeugnissen 
(ABI. Nr. L 268 vom 24.9.1991, S. 15) . 

In Artikel 7 Absatz 2 wird nach dem Datum "31. Dezember 199.5" folgender Wortlaut 
angefügt: 

"- mit Ausnahme Finnlands, für das das maßgebliche Datum der 31. Dezember 1997 ist _". 

11. 391 L0492: Richtlinie 91/492/EWG des Rates vom 15. Juli 1991.zur Festlegung von 
Hygienevorschriften für die Erzeugung und. Vennarktung lebender Muscheln (ABI. Nr. L 268 
vom 24.9.1991, S. 1) 

In Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Unterabsatz 2 wird nach dem Datum "31. Dezember 1995" 
folgender Wortlaut angefügt: 

"- mit Ausnahme Schwedens, für das das maßgebliche Datum der 31. Dezember 1997 ist _". 
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12. 393 D 0383: Entscheidung 93/383/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 übecr die Referenzlabo
tatorien für die Kontrolle mariner Biotoxine (ABI. Nr. L 166 vom 8.7.1993, S. 31) 

. Dem Anhang wird folgender Wortlaut angefügt: 

"Fücr Finnland 
Eläinlääkintä- ja elintarvikelaitos; Helsinki I Anstalten för veterinärmedicin och 
livsmedel, Helsingfors; 
und 
Tullilaboratorio / Tullaboratoriet, Espoo 

Für Norwegen 
. Norges Veterinrerh0gskole, Oslo 

Für Schweden 
Institutionen f6rklinisk bakteriologi, Göteborgs Universitet, Göteborg 

. Für Österreich 
gegebenenfalls ändert die Kommission diesen Anhang nach Konsultation der öster
reichischen Behörden, um ein österreichisches Referenzlaboratorium für die Kontrolle 
mari~er Biotoxine anzugeben. " '- . 
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KAPITEL 4 - Verschiedenes 

1. 392 LOO46: Richtlinie 92/46/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 mit Hygienevorschriften für die' 
Herstellung und Vermarktung von Rohmilch, wärrriebehandelter Milch und Erzeugnissen auf 
MiJchbasis(ABL Nr. L 268 vom 14.9.1992, S. 1), geändert durch: 

392 L 0118: Entscheidu~g 92/118/EWG des R.ates vom 17. Dezember 1992 (ABI. Nr. L 62 
vom 15.3.1993, S. 49). 

a) In Artikel 32 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird nach dem Datum "1. Januar 1994" folgender. 
Wortlaut eingefügt: 

"- mit Ausnahme Schwedens; für das das maßgeblich-e Datum der 1. Januar "1996 ist -". . . . 

b) In Anhang C Kapitel IV Abschnitt A Nummer 3 Buchstabe a Ziffer i erster Gedankenstrich 
werden nach "UK" foLgende Kennbuchstaben angefügt: 

"AT- FI - NO - SE". 

c) In Anhang C Kapitel IV Abschnitt A Nummer 3 Buchstabe a Ziffer i zweiter Gedankenstrich 
wird folgende Abkürzüng angefügt: 

"ETY". 

d) In Anhang C Kapitel IV Abschnitt A Numiner 3 Buchstabe a Ziffer ii dritter Gedankenstrich 
wird folgende Abkürzung angefügt: 

'. "ETY". 

2. 391 L 0495: Richtlinie 91/495/EWG des Rates vorn 27. November 1990 zur Regelung der 
gesundheitlichen und tierseuchenrechtIichen' Fragen bei der Herstellung und Vermarktung von 
Kaninchenfleisch und Fleisch von Z\.lchtwild (~Bl. Nr. L268 vorn 24.9.1991, S. 41), geändert 
durch 

392 L 0065: Riehtlinie 92/65/EWG des Rates vorn 13. Juli 1992 (ABI. Nr: L 268 vom 
.14.9.1992, S. 54) 

392 L 0116: Richtlinie 92/116/EWG des Rates vorn 17.' Dezember 1992 (ABI. Nr. L62 vom 
15.3.1993, S. 1). 

a) In Artikel 2 Nummer 3 werden nach dem Wort "LaQdsäugetiere" folgende Worte eingefügt: 

"einschließlich Rentiere". 
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b) Dem Artikel 6 Absatz 2 siebter Gedarikenstrich wird folgender Satz angefügt: 

"Jedoch können alle Vorgänge im Zusammenhang mit der Schlachtung von Rentieren nach 
Maßgabe der Richtlinie 64/4331EWG in mobilen Schlachtungseinheiten stattfinden." 

c) In Anhang I Kapitel III Nummer 11.1 Buchstabe a erster Gedankenstrich werden folgende 
Kennbuchstaben ang-efügt: . 

"AT, FI, NO, SE".. 

d) In Anhang I Kapitel III NUIIlll1er 11.1 Buchstabe a dritter Gedankenstrich wird folgende 
Abkürzung angefügt: 

nETY". 

3. 392 L 0045: Richtlinie 92/45/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 zur Regelung der gesundheit
lichen und tierseuchenrechtlichen Fragen beim Erlegen von WiJd und bei der Vermarktung von 
Wildfleisch (ABL Nr. L 268 vom 14.9.1992, S. 35) 

a) In Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a dritter Gedankenstrich wird folgender Satz angefügt: 

"Der Rat ka.1lI1auf Vorschlag der Kommission besondere Vorschriften für das Sammeln von 
Wild im Falle besond~rer Witterungsbedingungen erlilSsen." 

b) In Anhang I Kapitel VII Nummer 2 Buchstabe a Ziffer i erster Gedankenstrich werden 
folgende Kennbuchstaben angefügt: 

"AT-FI-NO-SE". 

c) In Anhang I Kapitel VII Nummer 2 Buchstabe a Ziffer i dritter Gedankenstrich wird nach 
"EEG" folgende Abkürzung angefügt: 

"ETY". 

4. 392L 0118: Richtlinie 92/1 18IEWG des Rates vom 17. Dezember 1992 über die tierseuchen
rechtlichen und gesundheitlichen Bedingungen für den Handel mit Erzeugnissen tierischen· 
Ursprungs in der Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie . 
diesbezüglich nicht'den sp,ezifischen Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Kapit~l I der 
Richtlinie 89/662IEWG und - in bezug auf Krankheitserreger - der Richtlinie 90/425/EWG 
unterliegen (ABI. NT. L 62 vom 15.3.1993, S. 49) 

. a) In Artikel 20 Absatz 1 UnteralJsatz 1 wird nach dem Datum "I. Januar 1994" folgender 
Wortlaut eingefügt: 

"- mit Ausnahme Norwegens', fürdas das maßgebliche Datum der 1. Juli 1995 'ist _". 
~ . . ' . 
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. b) In AnhangI Kapitel 14 wird folgender Absatz ~gefügt: 

"Nichtverarbeitete Gülle von Geflugel, das gegen die New~astle-Krankheit geimpft wurde, 
darf nicht in ein Gebiet versandt werden, das den Status "nicht gegen' die Newcastle-Krankheit 
impfende Zone" gemäß Artikel 12 Absatz 2 der Richtlinie 90/5391EWG erhalten hat. 11 

c) In Anhang II Kapitel 2 erster Gedankenstrich wird folgender Wortlaut angefügt: 

"Bis GemeinschaftsbestilI!ffiungen erlassen werden, gelten hinsichtlich 'Salmonellen bei für .die 
Verbringung nach Finnland, Norwegen und Schweden bestimmten Eiern folgende 
Bestimmungen: 

a) für Eiersendungen können zus~tzliche allgemeine oder begrenzte Garantien 'gelten, die 
von der Kommission nach dem Verfahren des Artikels 18 festgelegt werden;, 

b) die Garantien nach Buchstabe a gelten nicht für Eier mit Herkunft aus einem Betrieb, in 
dem ein Programm anwendbar ist, das nach dem Verfahren des Artikels 18 als ein dem' 

'unter Buchstabe c. genannten PrograID.m vergleichbares Programm anerkannt wurde; 

c) Die Garantien nach Buchstabe a sind nur anwendbar, nachdem die Kommission ein 
operationelles PrograrnrIt gebilligt hat, das von Finnland, Norwegen und Schweden 
vorzulegen. ist. DiI~ Beschlüsse der Kommission müssen vor dem lnkrafttreten des 
Beitrittsvertragserlassen werden, damit die operationellenProgramme und die Garantien 
nach Buchstabe a ab. dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags anwendbar sind." 

5. 392 L 0117: Richtlinie 92/117 IEWG des Rates vom 17. Dezember 1992 über Maßnahmen zum 
Schutz gegen bestimmte Zoonosen bzw. ihre Erreger bei Tieren und Erzeugnissen tierischer:i 
Ursprungs zur Verhütung lebensmittelbediniter Infektionen und Vergiftungen (ABI. Nr. L 62.vom 
15.3.1993, S. 38) . , 

In Artikel 17 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird folgender Satz angefügt: -. 

"Für Norwegen ist das maßgebliche Datulll,der 1. Juli 1995." 

6. 372 L 0462: Richtlinie 72/462/EWG des Rates vom 12. Dezember 1972 zur Regelung 
. tierseuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern, Schweinen, 
Schafen und Ziegen, von frischem Fleisch oder von Fleischerzeugnissen aus Drittländern 
(ABI. ~r. L 302 vom 31.12.1972, S. 28), geändert durch: 

392 R 1601: Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 des Rates vom 15. Juni 1992 (ABI. Nr. L173 
vom 27.6:1992, S. 13). . 

/ 

)' 
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a) Dem Artikel 6 Absatz 2 Nummer 2 wird folgender Absatz angefügt: 

"Norwegen und Schweden können für einen· Übergangszeitraum von drei Jahren ab dem 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags ihre Vorschriften über die Einfuhr von Tieren aus Ländern, 
die gegen die Maul- und Klauenseuche impfen, beibehalten." 

b) Dem Artikel 14 Absatz 3 wird folgender Buchstabe angefügt: 

"Norwegen und Schweden könpen für einen Übergangszeitraum von drei Jahren ab dem 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags ihre Vorschriften über die Einfuhr von frischem Fleisch aus 
Län,dern, die gegen die Maul- und Klauenseuche impfen, beibehalten." 

7. 392 L 0102: Richtlinie 92/102/EWG des Rates vom 27. November 1992 über dieKennzeichnung 
und Registrierung von Tieren (ABI. Nr. L 355 vom 5.12.1992,S. 32) 

In Artikel 11 Absatz 1 wird folgender Gedankenstrich eingefügt: 

"- für Finnland und Norwegen hinsichtlich der Anforderungen bei Rindern, Schweinen, Schafen 
und Ziegen zum 1. Januar 1996. Erforderlichenfalls trifft die Kommission während der 

_ Übergangszeit die geeigneten. Maßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 18 der 
Richtlinie 90/425/EWG"; . 

8. 381 D 0651: Beschluß 81/6511EWG der Kommission vom 30. Juli 1981 zur Einsetzung eines 
Wissenschaftlichen Veterinärausschusses (ABI. Nr. L 233 vom 19.8. ]981, S.32), geändert durch: 

386 D 0105: Beschluß 86/l05/EWG der Kommission vom 25. Februar 1986 (ABI. Nr. L 93 
vom 8.~.1986, S. 14). 

In Artikel 3 wird die Zahl "l8" durch "22" ersetzt. 
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KAPITEL 5 -' Tierschutz 

391 L 0628: Richtlinie 9l/628/EWG des Rates über den Schutz von Tieren beim Transport sowie zur 
Änderung der Richtlinien 9)/425/EWG und 91/496/EWG (ABI. Nr. L 340 vom 11.12.1991, S. 17), 
geändert durch 

- 39i D 0438: Entscheiqung -92/438/EWG des Rates vom 13. Juli 1992 (ABI. Nr. L 243 vom 
25.8.1992, S. 27). 

a) Im Anhang Kapitel 1 Teil A Nummer 1 wird folgender Satz hinzugefügt: 

"Schweden kann jedoch während eines Übergangszeitraums von -drei Jahren ab dem 
Inkrafttreten des Beitrittsvertragsseine strengeren nationalen Vorschriften für Transporte von 
trächtigen Kühen und neugeborenen Kälbern, deren Versandort und Bestimmungsort sich in 
seinem Hoheitsgebiet befinden, beibehalten." -

b) Im Anhang Kapitel I Teil C Nummer 14 wird folgender Satz hinzugefügt: 

"Während eines Übergangszeitraums von zwei Jahren ab dem lnkrafttreten des Beitrittsver
trags muß jedoch die Vorschrift, eine Abdeckung vorzusehen, für den Transport vO,n 
Rentieren nicht erfüllt werden. Nach Stellungnahme des Wissenschaftlichen Veterinäraus
schusses kann die Kommission nach' dem Verfahren des Artikels 17 beschließen, diese 
Ausnahmeregelung beizubehalten." 
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Zweiter Teil - Anwendungsvorschrijten 

1. 377 L 0096: Richtlinie 77/96/E'WG des Rates vom 21. Dezember 1976 über die Untersuchungen 
von frischem Schweinefleisch auf Trichinen bei der Einfuhr aus Drittländern (ABI. Nr. L26 vom 
31.1.1977, S. 67), geändert durch: 

381 L 0476: Richtlinie 81/476/EWG des Rates vom 24. Juni 1.981 (ABI. Nr. L 186 vom 
8.7.1981, S. 20) 

383 L 0091: Richtlinie 83/911EWG -des Rates vom 7. Februar 1983 (ABI. Nr. L59 vom-
5.3.1983, S. 34) 

384 L 0319: Richtlinie 84/319/EWG der Kommission vom 7. Juni 1984 lABI. Nr. L 167 vom 
27.6.1984, S. 34) 

385. R 3768: Verordnung (EWG) Nr."3768/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 
(ABI. Nr. L 362 vom 31.12.1985, S. 8) 

389 L 0321: Richtlinie 89/3211EWG der Kommission vom 22. April 1989 (ABI. Nr. L 133 
vorn 17.5.1993, S. 33) .. 

a) In Anhang III Nummer 2 zweiter Gedankenstrich wird nach der Abkürzung "EOK" folgende 
Abkürzung eingefügt:" 

'ETY". 

b) In Anhang III Nummer 5 zweiter Gedankenstrich wird nach der Abkürzung "EUK" folgende 
Abkürzung eingefügt: 

"ETY". 

2. 379 D 0542: Entscheidung 79/542/EWG des Rates vom 21. Dezember 1979 zur Aufstellung einer 
Liste ,der Drittländer, aus denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von Rindern und Schweinen und 
Von frischem Fleisch zulassen (ABI. NT. L 146 vom 14.6.1979, S. 15), zuletzt geändert durch: 

394 D 0059: Entscheidung 94/59/EG der Xommission vom 26. Januar 1994 (ABI. Nr.L 27 
- vom 1.2.1994, S. 53). 

Im Anhang werden folgende Eintragungen gestrichen: 

11 AT _ Österreich 11 

"FI - FinnJand" 
"NO - Norwegen" 
"SE - Schweden". 
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3. 380 D 0790: "Entscheidung 801790lEWG der Kom.m.ission vom 25. Juli 1980 über die" 
viehseuchenrechtlichen Bedingungen und die tierärztliche Beurkundung bei der Einfuhr vom 
frischen"Fleisch aus Finnland «ABI. Nr. L 233 vom4.9.1980, S. 47), geändert durch: 

381 D 0662: Entscheidung 811622/EWG der Kommission vom 28. Juli 1981 (ABI. Nr. L237 
vom 22.8.1981, S. 33). 

Die Entscheidung 801790/EWG wird aufgehoben. 

4. 380 D 0799: Entscheidung 801799/EWG der' Kommission vom 25. Juli 1980 über die 
viehseuchenrechtli'chen Bedingungen und die tierärztliche Beurkundung bei der Einfuhr von 
frischem Fleisch aus Schweden (ABI. Nr. L 234 vom 5.9.1980, S. 35), geändert durs:h: -

381D 0662: Entscheidung 81/622/EWG der Kömmission vom 28. Juli 1981 (ABI. Nr. L 237 
vom 22.8.1981, S. 33). 

Die Entscheidung 801799/EWG wird aufgehoben. 

5. 380 D 0800: Entscheidung 80/800/EWG der Kommission vom 25. Juli 1980 über die 
viehseuchenrechtlichen Bedingungen und die tierärztliche Beurkundung bei der Einfuhr von 
frischem Fleisch aus Norwegen (ABI. Nr. L 234 vom. 5.9.1980, S. 38), geändert durch: 

381 D 0662: Entscheidung 81/662/EWG der Kommission vom 28, Juli 1981 (ABI. Nr. L 237 
vom.22.8.1981, S. 33). . ' , 

Die Entscheidung 801800/EWG wird aufgehoben. 

6. 382 D 0730: Entscheidung 82/730/EWG des Rates vom 18. Oktober 1982 über die Liste der 
Betriebe in der Republik Österreich, die zur Ausfuhr von frischem Fleisch nach dei Gemeinschaft 

'zugelassen sind {ABl. Nr. L 311 vom 8.1.1982, S. 1) 

Die Entscheidung 82/730/EWG wird aufgehoben. 

7. 382 D 0731: Entscheidung 82/731/EWG des Rates vom 18. Oktober 1982 über die Liste der 
Betriebe in der Republik Finnland, die zur Ausfuhr von frischem Fleisch nach der Gemeinscpaft 
zugelassen sind (ABI. Nr. L 311 vom 8.il.1982, S. 4) inder geänderten Fassung 

Die Entscheidung 82/731 /EWG wird aufgehoben. 

8. 382D 0736: Entscheidung 82/736/EWG des Rates vom 18. Oktober 1982 über die Liste der 
Betriebe im Königreich Schweden, die zur Ausfuhr von frischem Fleisch nach der Gemeinschaft 
zUgelassen sind (ABI. Nr. L 311 vom 8.11.1982, S.18) in der geänderten Fassung 

Die Entscheidung 82/736/EWG wird aufgehoben. 
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" 9. 383 D 0421: Entscheidung 83/421iEWG des Rates vom 29." Juli 1983 über die Liste der 
Betriebe des Königreichs Norwegen, die für die Einfuhr frischen Fleisches in die Gemein
schaft zugelassen sind (ABI. Nr. L 238·vom 27.8.1983, S. 35) in der geänderten Fassung 

Die Entscheidung 83/421/EWG wird aufgehoben. 

10. 389 X 0214: Empfehlung 89/214/EWG der KOplIIlission vom 24. Februar 1989 über die 
Regeln, die bei Besichtigungen in den für den innergemeinschaftlichen Handel zugelassenen 
Fleischlieferbetrieben zu beachten sind (ABI. Nr. L 87 vom 31.3.1989, S. 1) 

. a) In Anhang 1 Kapitel X Nummer 49 Buchstabe a erster Gedankenstrich werden in der 
Spalte "Text der Richtlinie" nach dem Kenpbuchstaben "P" folgende Kennhuchstaben 
eingefügt: 

"AT/FI/NO/SE". 

b) In Anhang I Kapitel X, Nummer 49 Buchstabe a zweiter Gedankenstrich wird in der 
Spalte "Text der Richtlinie" folgende Abkürzung angefügt: 

"ETY". 

c) In Anhang I Kapitel X Nummer 49 Buchstabe b dritter Gedankenstrich wird in der Spalte 
"Text der Richtlinie" folgende Abkürzung angefügt: 

"ETY". 

11. 390 DOO14: Entscheidung 90/14/EWG der Kommission vom 20. Dezember 1989 über die 
Liste der Drittländer, aus denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von gefrorenem Rindersamen 
zulassen (ABI. Nr. L 8 vom 11.1.1990, S. 91), geändert durch:' 

391 D 0276: Entscheidung 91/276/EWG der" Kommission vom 22. Mai 1991 
(ABI. Nr. L 135 vom 30.5.1991, S. 58). 

Im Anhang werden folgende Ländernamen gestrichen: 

"Österreich" 
"Finnland" 
"Norwegen" 
"Schweden". 
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12. 390 b 0442: Entscheidung 90/442/EWG der Kommission vom 25. Juli 1990 zur Festlegung 
der Codes für die Meldung von Viehseuchen (ABI. Nr. L 227 vom 21.8.1990, S. 39), 
geändert durch: 

13. 

Entscheidung der KOnlmission vom 27.11.1990 (nicht veröffentlicht) 
Entscheidung der Kommission vom 26.3.1991 (nicht veröffentlicht), 

In Artikel 1 wird folgender Absatz angefügt: 

"Für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden ergänzt die Kommission die Codes :der 
Anhänge V und VI dieser Entscheidung. Die entsprechenden Entscheidungen werden vor 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erlassen." 

. J ~ . 

391 D 0270: Entscheidung 91/270/EWG der Kommission vom 14. Mai 1~91 über die Liste 
der Drittländer, aus denen die Mitgliedstaaten die Einfu,hr von Embryonen von Hausrindern 
zulassen (ABI. Nr. L 134 vom 29.5.1991, S. 56) 

Im Anhang werden folgende Ländernamen gestrichen: 

"Österreich" . 
"Finnland" 
"Norwegen" 
"Schweden" . 

14: 391 D 0426: Entscheidung 911426/EWG der Kommissio-n vom 22. Juli 1991 zur Festlegung 
der Modalitäten für die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft am Aufball eines 
informatisierten Netz~s zum Verbund der Veterinärbihörden (ANIMO) (ABI. Nr. L 234 
vom 23.8.1991, S. 27), geändert durch: 

393 D 0004: Entscheidung 93/4/EWG der Kommission vom 9. Dezember 1992 (ABI. 
Nr. L 4 vom 8.1.1993, S. 32). 

a) .. In Artikel J Absatz 2 werden die Worte "für das gesamte Netz" durch folgende Worte' 
ersetzt: 

"für die Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung vor dem Inkrafttreten des Beitrittsver
trags" . 
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b) Folgender Artikel WIrd eingefügt: 

"Artikel2a 

(1) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft kann für Österreich, Finnland, 
Norwegen und Schweden nach Maßgabe des Artikels 1 Absatz 1 gewährt werden. 

(2) Die in Artikel 1 genannten Ausgaben werden den Mitgliedstaaten von der 
Kommission auf Vorlage der entsprechenden Belege erstattet. 

(3) 'Die in Absatz 2 genannten Belege werden 11er Kommission spätestens zwölf 
Monate nach dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags von den norwegischen und den 
schwedischen Behörden und spätestens vierundzwanzig Monate nach dem lnkrafttreten 
des Beitrittsvertrags von den österreich ischen und den finnischen Behörden übermittelt. 11 

IS.· 391 D 0449: Entscheidung 91/449/EWG der Kommission vom 26. Juli 1991 zur Festlegung 
der Muster der Tiergesundheitsbescheinigungen für aus Drittländern eingeführte Fleischer
zeugnisse (ABI. nr. L 240 vom 29.8.1991, S. 28), zuletzt geändert durch: 

393 D 0504: Entscheidung 93/S04/EWG der Kommission vom 28. Juli 1993 (ABI. Nr. 
L236vom 21.9.1993, S. 16). 

a) In Anhang A zweiter Teil werden folgendeländernamen gestrichen: 

"Österreich" 
"Finnland" 
"Norwegen" 
"Schweden ,; . 

b) In Anhang B zweiter Teil werden folgende Ländernamen gestrichen: 

"Österreich" 
"Finnland" 
"Norwegen" 
"Schweden" . 
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16. 391 D 0539: Entscheidung 911539/EWG der Kommission vom 4. Oktober' 1991 zur 
. Festlegung der Durchführungsbestimmungen zu ,der Entscheidung 91/426/EWG (ANIMO) 
(ABI. Nrt. L 294 vom 25.10.1991, S. 47)" 

Folgender Art'ikel wird eingefügt: 

, "Anikel1 a 

Für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden legt die Kommission die Zahl der 
Einheiten fest, denen eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft gewährt werden kann. Für 
Norwegen und Schweden werden die entsprechenden Entscheidungen vordem Inkrafttreten 
des Beitri,ttsveItragserlassen.;' 

,In Artikel 2 Absatz 2 erster GedIDkenstrich werden folgende Worte angefügt: 

"wobei jedoch für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden das maßgebliche Datum 
der 1. April 1994 ist". . . 

In Artikel 3 wird nach' den Worten "vor dem 1. Dezember 199)" folgender Wortlaut 
eingefügt: 

. "- im Falle Norwegens und Schwedens jedoch vor dem 1. Dezember 1994 und im Falle 
Österreichs und Finnlands vor dem 1. Dezember 1995 _". 

17. 392 D.0124: Entscheidung 921124/EWG der Kommission vom 10, Januar 1992 über diS! . 
Tiergesundheitsanforderungen und die Veterinärbescheinigung für die Einfuhr von gefrorf;!nem 
Rindersperma aus Finnland (ABI. Nr. L 48 vom 22.2.1992, S. 10) 

Die Entscheidung 92/124/EWG wird aufgehoben. 

18. 392 D 0126: Entscheidung 921126/EWG der Kommission vom 10. Januar 1992 über die 
Tiergesundheitsanfordeningen und die Veterinärbescheinigung für die Einfuhr von gefrorenem 
Rindersperma aus Österreich (ABI. Nr. L 48 vom 22.2.1992, S. 28) 

Die Entscheidung 92/126/EWG wird aufgehoben. 

19. .392 D 0128: Entscheidung 92/128/EWG derKommissi.on vom 10. Januar 1992 über die 
Tiergesundheitsanforderungen und die Veterinärbescheinigung für die Einfuhr vOI?gefroreriem 
Rindersperma aus Schweden'(ABI. Nr. L 48vom 22.2.1992, S. 46) -

.. Die Entscheidung 921128/E'YG wird aufgehoben. 
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20. 392 D 0175: Entscheidung 921l75/EWG der Kommission vom 21. Februar J 992 über das 
Verzeichnis und die Kennungen der Einheiten des informatisierten Netzes "ANIMO" (ABI. 
Nr. L 80 vom 25.3.1992, S. 1), geändert durch: " 

393 D 0071: Entscheidung 93/71/EWG der Kommission vom 22. Dezember 1992 (ABI. ~ 
Nr. L 25 vom 2.2.1993, S. 39) 

393 D 0228: Entscheidung 93/228/EWG der Kommission vom 5. April 1993 (ABI. Nr. 
L 97 vom 23.4.1993, S. 33). 

In Artikel 1 wird folgender Absatz eingefügt:, 

"(4) Die Kommission ergänzt das im Anhang~ enthaJtene Verzeichnis für ÖsterreiC:h, 
Finnland, Norwegen und Schweden." 

, 21. 392 D0260: Entscheidung 92/260/EWG der Kommission vom 10. April 1992' über die 
tierseuchenrechtlichen Bedingungen und di.e Beurkundung für die zeitweilige Zulassung 
registrierter Pferde (ABI. Nr. L 130 vom 15.5.1992, S., 67), geändert durch: 

393 D 0344: Entscheidung 93/344/EWG der Kommission vom 17. Mai ,1993 (ABI. .Nr. 
L 138 vom 9,6.1991, S. 11). 

a) In Anhang I lautet die Gruppe A wie folgt: 

"Gruppe A 

Grönland, Island, SchweiZ". 

b) In Anhang II erhält die Überschrift von Teil A "Gesundheitsbescheinigting" folgende 
Fas~ung: 

"GESUNDHEITSBESCHEINIGUNG für diezeitweilfge Zulassung registrierter Pferde 
für eine Dauer von weniger als 90 Tagen mit Herkunft aus Grönland, Island und der 
Schweiz" . 

c) In Anhang II Teil A "Gesundheitsbescheinigung" Abschnitt III Buchstabe d dritter 
Gedankenstrich werden folgende Ländernamen gestrichen: 

"Österreich", "Finnland", "Norwegen", "Schweden". 

d) In Anhang 11 Teil B "Gesundheitsbescheinigung" Abschnitt II1 Buchstabe d dritter 
Gedankenstrich werden folgende Ländernamen gestrichen: 

"Österreich", "Finnland", "Norwegen", "Schweden". 

e) In Anhang II Teil C "Gesundheitsbescheinigung" Abschnitt III Buchstabe d dritter 
Gedankenstrich werden folgende Ländernamen gestrichen: 

"Österreich", "Finnland", "Norwegen", "Schweden". 
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t) In Anhang 1I Teil D "Gesundheitsbescheinigung" Abschnitt III . Buchstabe d dritter 
Gedankenstrich werden folgende Ländernarnen gestrichen: 

"Österreich", "Finnland", "Norwegen", "Schweden". 

g) in Anhang II Teil E "Gesundheitsbescheinigung" Abschnitt III Buchstabe d dritter 
Gedankenstrich werden folgende Ländernarnen gestrichen: 

"Österreich" "Finnland" "Norwecren" "SchwedenJ' 
, , b .'. . 

22. 392 D 0265: Entscheidung 92/265/EWG der Kommission vom 18. Mai J992 Über die Einfuhr 
von lebenden Schweinen, Ebersarnen, frischem Schweinefleisch und von Fleischerzeugnissen 
aus Österreich und zur Aufhebung der Entscheidung 90190/EWG (ABI. Nr. L 137 vom 
20.5.1992, S. 23), geändert durch: 

393 D 0427: Entscheidung 93/427/EWG der Kommission vom 7. Juli 1993 (ABI. Nt. 
L 197 vom 6.8.1993, S. 52). 

Die Entscheidung 92/265/EWG wird aufgehoben. 

23. 392 D 0290: Entscheidung 921290/EWG der Kommission vom 14. Mai 1992Uber bestimmte 
Sonderrnaßnahmen für Rinderembryonen gegen die spongiforme Rinderenzephalopathie im 
Vereinigten Königreich (ABI. Nr. L 152 vom 4.6.1992, S. 37) 

In Artikel 2 wird folgender Absatz angefügt: 

"(4) Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden können ihre nationalen Rechtsvor
schriften für Embryonen von Hausrindern aus Mitgliedstaaten, in denen die Krankheit gehäuft 
auftritt: für einen Übergangszeitraum von bis .zu zwei Jahren ab dem Inkrafttreten des 
Beitrittsvertrags beibehalten. Diese Bestimmung wird während dieser Übergangszeit anband 
der zwischenzeitlichen Erfahrungen und der Ergebnisse· der derzeit durchgeführten 
wissenschaftlichen Untersuchungen überprüft." 

24. 392 D 0341: Entscheidung 92/3411EWG der Kommission vom 3. Juni 1992 über die· 
informatisierte Ermittlung der lokalen Einheiten von ANIMO (ABI. Nr. L 188 vom 8.7.1992, 
S. 37) -

In Artikel 1 Absatz 1 werden nach dem Datum "15. Juni 1992" folgende Worte eingefügt: 

"- im Falle Norwegens und Schwedens jedoch vor dem 1 ~ September 1994 und im Falle 
Österreichs und Finnlands vor dem 1. Juni 1995 -". 

25. 392 D 0387: Entscheidung 92/387/EWG der Kommission vom 10~ Juni 1992 über die 
Tiergesundheitsanforderungen und die Veterinärbescheinigung für die Einfuhr von gefrorenem 
Rindersperma aus Norwegen (ABI. Nr. L 204 vom 21.7.1992, S. 22) . 

Die Entscheidung 92/387/EWG wird aufgehoben. 
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26. 392 D 0401: Entscheidung 92/40JlEWG der Kommission vom 31. Juli 1992 über die 
Tiergesundheitsanforderungen und -bescheinigungen für die Einfuhr von Rindern und 
Schweinen aus Norwegen (ABI. Nr. L 224 vom 8.8.1992, S. 1), geändert durch: . 

393 D 0469: Entscheidung 93/469/EWG der Kommission vom 26. Juli 1993 (AB!. NI. 
L 218 vom 28.8.1993, S. 58). 

Die Entscheidung 92/401lEWG wird aufgehoben. 

27. 392 D 0461: Entscheidung 92/461/EWG der KOnimission vom 2, September 1991 über die 
Tiergesundheitsanforderungen und -bescheinigungen für die Einfuhr von Rindern und 
Schweinen aus Schweden (ABI. Nr. L 261 vom 7.9.1992, S.18), geänd~rt durch: 

-
392 D 0518: Entscheidung 92/518/EWGder Kommission vom 3. November 1992 (ABI. 
Nr. L 325 vom 11.11.1992, S. 23) 

392 D 0469: Entscheidung 93/469/EWG der Kommission vom 26. Juli 1993 (ABI. Nr. 
L 218 vom 28.8.1993, S.58). 

Die Entscheidung 92/461IEWG wird aufgehoben. 

28. 392 D 0462: Entscheidung 92/462/EWG der Kommission vom 2. September 1991 über die 
'Tiergesundheitsanforderungen und -bescheinigUngen für die Einfuhr von Rindern und 
Schweinen aus Finnland (ABI. Nr. L 161 vom 7.9.1992, S; 34), geändert ~urch: 

392 DOSIS: Entscheidung 92/518/EWG der Kommission vom 3. November 1992 (ABI. 
'Nr. L 325 vom 11.11.1992, S. 23) 

392 D 0469: EntscheIdung 93/469/EWG der Kommission'vom 26. Juli 1993 (ABI. Nr. _ 
L 218 vom 28.8.1993, S. 58). 

Die Entscheidung 92/462/EWG wird aufgehoben. 
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29. 392 D 0471: Entscheidung 92/4711EWG der Kommission vom 2. Septembe~ 1992 über 
Tiergesundheitsbedingungen und tierärztliche Gesundheitsbescheinigungen für die Einfuhr von 
Rinderembryonen aus Drittländern (ABI. Nr. L2~0 vom 15.9.1992, S 1.7) 

In Anhang A Tell II werden folgende Ländernamen gestrichen: 

"Österreich" 
-"Finnland" 
"Norwegen" 
"Schweden" . 

30. 392 D 0486'!;Entstheidung 92/486/EWGder Kommission vom 25. September 1992 zur 
Festlegung der Modalitäten der Zusammenarbeit zwischen -dem Server-Zentrum "ANIMO" 

• und den Mitgliedstaaten (ABI. Nr. L 291 vom 7.10.1992, S. 20), geändert durch: 
. . ,. ~ '. 

393 D 0188: EntScheidung 931188/EWG der Kommission vom 4. März 1993 (ABI. Nr. 
L82vom 3.4:1993, S. 20). 

In Artikel 2 erster Gedankenstrich wird folgender Wortlaut angefügt: 

"wobei jedoch für Norwegen und Schweden das Inkrafttreten am Tag des Inkrafttretens des 
Beitrittsvertrags erfolgt und der Tag, an dein der Vertrag ausläuft, auf den 1. April 1996 
,festgelegt wird, und für- Österreich und Finnland das . Inkrafttreten. ein Jahr nach dem 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erfolgt und der Tag, an dem der Vertrag ausläuft, auf den 
1. April 1996 festgelegt wird." . 

31. 392 D 0562: Entscheidung 92/562/EWG der Kommission vom 17. November 1992 über die 
Zulassung alternativer Verfahren zur H itzebehandlung gefährli~her Stoffe (ABI. Nr. L 359 
vom 9.12.1992, S. 23) . 

a) Im Anhan,; wird im einleitenden Teil "Begriffsbestimmungen" folgende Begriffsbestim-
mung angefUgt: . -' . . '. 

"Konzentratgewinnung: Behandlung der wässrigen Phase, um einen bedeutenden Teil det·. 
Feuchtigkeit zu entfernen" . 

b) Im Anhang wird folgendes Kapitel angefügt: 
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"KAPITEL VIII 
AQUATISCHE TIERE 

KOMBINIERTE SÄUERUNGS- UND HITZEBEHANDLUNG 

Wiederhinzufüg 
. der Grieben
masse 

I 

en 

AA-AFNS3 FINAL 

1. Verfahrensbeschreibung 

Kritische 
Kontrollpunkte 

Zerkleinern Partikelgröße: ..... mm 

I Säuerung und 
Zwischenlagerung 

pH: ... 

Zeit: .... Stunde 

. ~ 
I Absolute Dauer: ... Minuten 

.1 Temperatur: ... oe 
" Hitzebehandlung I 

Abscheiden 

I 

Konzentrat-
'gewinnung 

Untersuchung I auf Clostridi um perfringens ' 

Lagern, 

UntersuchUng I auf Salmonellen und Enterobakterien 
I 

Vermark~ung 

163 

• 

D 
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Der Rohstoff wird zerkleinert und zut Senkung des ph-Werts mit Ameisensäure vermischt. 
Das Gernisch wird im Hinblick auf eine erneute Behandlung während mittlerer Dauer 
gelagert. Anschließend wird das Material in einen Wärmeaustauscher gegeben. Der 
Materialvorschub im Wärmeaustauscher wird durch mechanische Vorrichtungen gesteuert, 
wobei die Vorschubgeschwindigkeit so begrenzt wird, daß das Material am Ende der 
Hitzebehandlung einen ausreichenden Zeit,. und Temperaturzyklus durchlaufen hat. Nach der 
Hitzebehandlung werden die Flüssigkeits/Fett/Griebenanteile mechanisch abgeschieden. Um . 
ein Konzentrat von tierischem' Eiweiß zu erhalten, wird die wässrige Phase in zwei 
dampfbeheizte und mit Vakuumkainmern versehene Wärmeaustauscher gepumpt, in denen die 

. Feuchtigkeit in Form -von Wasserdampf ausgetrieben wird. Die Griebenmasse wird dem 
Eiweißkonzentrat vor der Lagerung wieder zugefügt. 

11. Kritische .Kontrollpunkte der einzelnen Anlagen 

1. Partikelgröße: N ach dem Zerkleinern soll die Partikelgröße weniger als ... mm betragen, 

2. pH-Wert: Während der Säuerungsphase soll der pH-Wert kleiner als oder gleich .... sein. 
Der pH.;Wert ist täglich zu überprüfen~ 

3. Dauer der Zwischenlagerung: Mindestens ... Stunden: 

4. Absolute Dauer der Behandlung: Die Charge ist während mindestens ... Minuten bei der 
unter Nummer 5 angegebenen Mindesttemperatur zu behan~eln. 

5. Kritische Temperatur: pie Temperatur soll mindestens ... oC betragen und ist für jede 
Charge stetig aufzuzeichnen. Wird ein Stoff bei einer geringeren Temperatur als der 
Mindesttemperatur behandelt, so ist die Verarbeitung zu wiederholen." 

32. 393 D 0013: Entscheidung 931l3/EWG der Kommission vom 22. Dezember 1992 zur 
Festlegung der Verfahren für Veterinärkontrollen von aus Drittländern eingeführten 
Erzeugnissen an den GrenzkontrollsteIlen der Gemeinschaft (ABI.Nr. L 9 vom 15.1.1993, 
S.33) 

In AnhangF werden folgende Eintragilngen ge~trichen: 

"Österreich 11 

"Finnland" 
"Norwegen il 

"Schweden" . 
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33. ·393 D ,0024: Entscheidung 93/24/EWG der Kommission' vom 11. Dezember 1992 über 
ergänzende Garantien hinsichtlich der Aujeszky-Krankheit für Schweine, die für seuchenfreie 
Mitgliedstaaten oder Regionen bestimmt sind (ABI. nr. L 16 vom 25.1.1993, S. 18),geändert 
durch: 

393 D 0341: Entscheidung 93/3411EWG der Komrilission vom 13. Mai 1993 (ABI. Nr. 
L 136 vom 5.6.1993, S. 47) . 

393·D 0664: Entscheidung 93/664/EWG der KOI11Il1ission vom 6. Dezember 199~ (ABI. 
Nr. L 303 vom 10.12.1993, S. 27). 

In· Anhang 11 Nummer 2 Buchstabe d wird folgender Wortlaut angefügt: 

"13. Österreich:. Bundesanstalt für Virusseuchenbekämpfung bei Haustieren, Wien 

14. Finnland: Eläinlääkintä--ja elintarvikelaitos, Helsinki I Anstalten för veterinär-
medicin och Iivsmedel, Helsingfors . 

, 

15. Norwegen: Veterinrerinstituttet, Oslo 

16. Schweden: Statens veterinärmedicinska anstalt, Uppsala". 

34. 393 D 0028: Entscheidung 93/28/EWG der Kommission vom 14. Dezember 1992 zur 
Festlegung einer zusätzlichen Finanzierung der Gemeinschaft für das informatisierte Netz· 
"ANIMO" (ABI. Nr. L 16 vom 25.1.1993, S. 28) . 

Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 3 a 

Für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden geht die in Artikel 1 vorgesehene Aktion 
Z].l 100 % zu Lasten der Gemeinschaft." 

35. 39~ D 0052: Entscheidung 93/52IEWG der Kommission vom 21. Dezember 1992 zur 
Feststellung, daß bestimmte Mitgliedstaaten oder Gebiete die Bedingungen betreffend die 
Brucellose (Hr. melitensis) eingehalten haben, und zur Anerkennung dieser Mitgliedstaaten 
oder Gebiete als amtlich brucellosefrei (ABI. Nr. L 13 vom 21.1.1993, S. 14) 

Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 2 a 

Für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden ergänzt die Kommission erforderlichen
falls die Anhänge I und II. Die entsprechenden Entscheidungen werden vor dem Inkrafttreten 
des Beitrittsvertrags erlass~n. ,,' 
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-36. 393-D 0160: Entscheidung 93/160/EWG der Kommission vom }7. Februar 1993 über die 
Liste der Drinländer, aus denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von Ebersamen zulassen 
(ABI. Nr. L 67 vom 19.3.1993, S. 27) -

1m -Anhang werden folgende Eintragungen gestrichen: 

"Österreich" 
"Finnland" 
"Norwegen" 
"Schweden" . 

37. 393 D 0195: Entscheidung 931195/EWG der Kommission vom 2. Februar 1993 über die 
tierseuchenrechtlichen Bedingungen und die Beurkundung für die Wiedereinfuhr von 
registrierten Renn-, Turnier- und für kulturelle Veranstaltungen bestimmten Pferden nach 
vorübergehender Ausfuhr (ABI. Nr. L 86 vom 6.4.1-993; S. 1), geändert durch: 

393 D 0344: Entscheidung 93/344/EWG der Kommission vom 17. Mai 1993 
(ABI. Nr. L 138 vom 9.6.l993~ S. 11) 

393D 0509: Entscheidung 93/509/EWG der Kommission vom 21. September 1993 (ABl. -
Nr. L 238 vom 23.9.1993, S. 44). 

a) In Anhang J lautet Gruppe A wie folgt: 

"Gruppe A: 
Grönland, Island, Schweiz". _ 

b) In Anhang Il lautet GruppeA wie folgt:. 

"Gruppe A: 
Grönland, Island, Schweiz". 

-
38. 393 D 0196: Entscheidung 93/136/EWG der Koinmission vom 5. Februar 1993 über die 

tierseuchenrechtlichen Bedingungen und die Beurkundung für die Einfuhr von Schlachtequiden 
(ABI. Nr. L 86vom 6.4.1993, S.7) 

a) In Anhang I Fußnote 5 werden folgende Ländernamen gestrichen: 

"Österreich, Finnland", "Norwegen, Schweden". 

b) In Anlage II Fußnote 3 lautet die Gruppe A wie folgt: 

"Gruppe A: - Grönland, Island, Schweiz". 
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39. 393, D 0197: Entscheidung 93/197/EWG der KOirunission vom 5. Februar 1993 über die 
tierseuchenrechtlichenBedingungen und die Beurkundung für die Einfuhr von registrierten 
Equiden sowie Zucht- und Nutzequiden (BI. Nr. L 86 vom 6.4.1993, S. 16), geändert durch: 

393 D0344: Entscheidung 93/344/EWG der Kommission vom 17. Mai 1993 
(ABI.Nr. L 138 vom 9.6.1993, S. 11) 

393 D 0510: Entscheidung 93/51 O/EWG der Kommission vom 21. September 1993 (ABI. 
Nr. L 238 vom 23.9.1993, S. 45) 

393 D0682: Entscheidung 93/682/EG der Kommission vom 17. Dezember 1993 (ABI. 
Nr. L 317 vom 18.12.1993, S. 82). . 

a) In Anhang II lautet Gruppe A wie folgt: 

"Gruppe A: 
Grönland, Island, Schweiz". 

b) In Anhang 11 Teil A "Gesundheitsbescheinigung"erhält die Überschrift folgende Fassung: 

"GESUNDHEITSBESCHEINIGUNG 

für die Einfuhr von registrierten Equiden und Zucht- und Nutzequiden aus Gränland, 
Island und der Schweiz in das Gemeinschaftsgebiet " . 

40. 393 D 0198: Entscheidung 93/198/EWG der Kommission vom 17. Februar 1993 über 
Veterinärbedingungen und Veterinärzeugnissen für die Einfuhr von Schafen und Ziegen aus 
Drittländern (ABI. Nr. L86 vom 6.4.1993, S. 34) 

, , 

Im Anhang Teil 2a werden folgende Eintragungen gestrichen: 

"Österreich" 
"Finnland" 
"Norwegen" 
"Schweden" . 

, . 

41. 393 D 0199: Entscheidung 93/199/EWG der Kommission vom 19. Februar 1993 über· 
Tiergesundheitsanforderungen und Veterinärzeugnisse für die Einfuhr von Schweines amen aus 
Drittländern (ABI. Nr. L 86 vom 6.4.1993, S. 43), geändert durch: 

393 D 0427: 'Entscheidung 93/427/EWG der Kommission vorn 7. Juli 1993 
(ABI. Nr. L 197 vom 6.8.1993, S. 52) 
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393 D 504: Entscheidung 93/504/EWG der· Kommission vom 28. Juli 1993 
(ABI. Nr. L 236 vom 21.9.1993, S. 16). 

. Im Anhang Teil 2 werden folgende Zeilen gestrichen: 

"Österreich - Burgenland, Salzburg, Tirol, Vorarlberg, Oberösterreich" 
"Finnland" . 
"Norwegen" 

. "Schweden". 

42. 393 D 0244: En!Scheidung 931244/EWG der Kommission vom 2. April 1993 über ergänzende 
Garantien hinsichtlich der Aujeszky-Krankheit für Schweine, die· für bestimmte Teile des 
Gemeinschaftsgebiets bestimmt sind (ABI.Nr. L 111 vom 5.5.1993,5.21) 

In Anhang II Nummer 2 Buchstabe d wird folgender Text angefiigt: . 

"13. Österreich: Bundesanstalt für Virusseuchenbekämpfung bei Haustieren, Wien 

14. Finnland: Eläinlääkintä ja elintarvikelaitos,· Helsinki·/ Anst.alten för veterinär~ 
mecticin och livsmedel, Helsingfors 

15. Norwegen: Veterimerinstituttet,Oslo 

16. Schweden: Statens veterinärmedicinska anstalt, Uppsala". 

43. 393 D 0257: Entscheidung 93/257/EWG der Kommission vom 15. April 1993 über die 
Referenzmethodenund das Verzeichnis der staatlichen Referenzlaboratorien für Rückstands
untersuchungen (ABI. Nr. L 118 VOPl 14.5.1993, S. 75) 

.. 
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Im Anhang wird folgender Text hinzugefügt: 

" Österreich : Bundesanstalt für : Alle Gruppen 
: TIerseuchenbekämpfung, 
: Mödling 

Finnland : Eläinlääkintä ja : Alle Gruppen 
: elintarvikelaitos, . 
: Helsinkil Anstalten för 

.: veterinärmedicin och 
: livsmedel, Helsingfors 

Norwegen : Norges Veterinaer- : Gruppe A III (a), (15); 
: hegskole, Oslo : Gruppe B I(a); 

: Gruppe B II(a) . . '. 
: Veterinaerinstituttet, : Gruppe A I(b); 
:Oslo : Gruppe B II(a), (b) 

: HormonIaboratoriet, : Gruppe A I(a), (c); 
: Aker Sykehus, Oslo : Gruppe All; 

: Gruppe B I (b), (c) 

Schweden : Statens livsmedelsverk, : Alle Gruppen 
: Uppsala " 

44. 393 D 0317: Entscheidung 93/317/EWG der .Kommission vom 21. April 1993 über die 
Codierung von Rinderohrmarken (ABI. Nr. L 122 vom 18.5.1993, S. 45) 

In Artikel 1 Ab~atz 1 wird folgender Wortlaut hinzugefügt: . 

"Österreich 
Fifmland 
Norwegen 
Schweden 

: AT 
: FI 
: NO 

. : SE". 

45. 393 D 0321: Entscheidung93/321/EWG der Kommission vom 10. Mai 1993 zurEinschrän
kung der Nämlichkeits-und körperlichen Kontrollen für die zeitweilige ZulaSsung bestimmter ' . 

. registrierter Equiden aus Schweden, Norwegen, Finnland und der Schweiz (ABI. Nr. L 123 . 

. vom 19.5.1993, S. 36) 
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a) .In der Überschrift werden folgende Worte gestrichen: 

"Schweden, Norwegen, Finnland und"~ .., 

b) In Artikel 1 Absatz 1 werden folgende Worte gestrichen: 

"Schweden, Norwegen, Finnland und". 

46. 393 D 0432: Entscheidung 93/432/EWG der .. Kommission vom 13. Juli ·1993 über die 
Tiergesundheitsanforderungen und Veterinärzeugnisse für die Einfuhr von Rindern und 
Schweinen aus Österreich (ABI. Nr. L 200 vom 10.8.1993, S. 39) . 

. Die Entscheidung 93/432/EWG wird aufgehoben .. 

47. 393 D 0451: Entscheidung 93/451/EWG der Kommission vom 13. Juli 1993 über die 
viehseuchenrechtlichen Bedingungen und die tierärztliche Beurkundung bei der Einfuhr von: 
frischem Fleisch aus Österreich (ABI. Nr. L 210 vom 21.8.1993, S. 21) 

Die Entscheidung 93/451/EWG wird aufgehoben. 

48. 393 D 0688: Entscheidllng 93/688/EG der Kommission vom 20. Dezember 1993 über die 
tierärztliche Beurkundung bei der Einfuhr von frischem Fleisch und Fleischerzeugnissen aus 
Schweden (ABI. Nr. L319 vom 21.12.1993, S. 51) 

Die Entscheidu~g 93/688/EG wird aufgehoben. -

49. 393 D 0693: Entscheidung 93/693/EG der KOnimission vom 14. Dezember 1993 zur 
Erstellung der Liste der zur Ausfuhr von Rindersperma in die Gemeinschaft zugelassenen 
Besamungsstationen in DrÜtländern sowie zur Aufhebung der Entscheidungen 91/642/EWG, 

. 911643/EWG und 92/255/EWG (ABI: Nr. L 320 vom 22.12.1993, S; 35) 

Im Anhang werden folgende Teilegestriche/): 

"TEIL 4 
SCHWEDEN" 

"TEIL 8 
NORWEGEN" 

"TEIL 9 
ÖSTERREICH". 
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50. 394 D 0024: Entscheidung 94/24/EG der Kommission vom 7. Januar 1994 zur Festlegung des 
Verzeichnisses der für die VeterinärkontroJJen von aus Drittländern stammenden Erzeugnissen 
von Tieren 'vorläufig ausgewählten GrenzkontrollsteIlen und zur Aufhebung der 
Entscheidungen 92/430/EWG und 92/431/EWG (ABI. Nr;L 18 vom 21.1.1§94, S. 16) 

In Artikel 1 wird folgender Absatz hinzugefügt: 

"Die Kommission ergänzt die Liste. der im Anhang aufgeführten GrenzkontrollsteIlen für 
Norwegen und Schweden Sowie gegebenenfalls für Österreich und Finnland. Die Entschei

dungen für Norwegen und Schweden werden vor dem lrikrafttreten des Beitrittsvertrags 
erlassen. 11 

51. 394 D 0034: Entscheidung 94/34/EG der Kommission vom 24. Januar 1994 über den Einsatz 
des informatisierten Netzes ANIMO (ABI. Nr. L 21 vom 26.'1.1994, S. 22) 

a) In Artikel 1 werden nach dem Datum 11 L Februar 1994" folgende Worte eingefügt: 

"- im Falle Norwegens und Schwedens jedoch spätestens zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Beitrirtsvertrags und im Falle Österreichs und Fitmlands spätestens ein Jahr nach dem 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags _". 

b) In Artikel 2werden nach dem Datum "1; Juni 1994" folgende Worte eingefügt: 

"- im Falle Norwegens und Schwedens jedoch spätestens ~ Tag des Inkrafttretens des' 
Beitrittsvertrags und im Falle Österreichs und Finnlands spätestenS ein Jahr nach dem Tag 
des Inkrafttretens des Beitrittsvertrags -11 • 

c) In Artikel 3 werden na~h dem Datum "1. Februar 1994" folgende Worte eingefügt: 

"-, im Falle'Norwegens und Schwedens jedoch nicht zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Beitrittsvertrags und im Falle Österreichs, und Finnlands nicht ein Jahr nach dem 
lnkrafttreten des' Beitrittsvertrags -" . 

d) In Artikel 4 werden nach dem Datum" 1. Juni 1994" folgende Worte eingefügt: 

"- im Falle Norwegens lind Schwedens jedoch nicht zum Zeitpunkt des -lnkrafttretens des 
Beitrittsvertrags und im Falle Österreichs und Finnlands nicht ein Jahr nach dem 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags -". 
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j 

c 

e) Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 6 a 

Für Österreich und Finnland erläßt die Kommission die erforderlichen Übergangsmaß
nahmen." 

52. 394 D ()()70: Entscheidung 94170fEG der Kommission vom 31. Januar 1994 mit einem 
vorläufigen Verzeichnis der Drittländer, aus denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von 

,Rohmilch, wärmebehandelter Milch und 'Erzeugnissen auf Milchbasis zulassen (ABI. Nr. L 36 
vom 8.2.1994, S. 5) 

Im Anhang werden folgende Eintragungen gestrichen: 

"AT: ÖSTERREICH x x x" 
"FI: FINNLAND. x x x" 
"NO: NORWEGEN x x x" 
"SE: SCHWEDEN .x x x" .. 

53. 394 D 0085: Entscheidung 94/85/EG der Kommission vom 16. Februar 1994 über das 
Verzeichnis der Drittländer, . aus denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr· von frischem 
Geflügelfleisch genehmigen (ABI. Nr. L 44 vom 17.2.1994, S. 31) 

Im Anhang werden folgende Eintragungen gestrichen: 

"A T : Österreich x ." 

"FI : Finnland x ." 
"NO: Norwegen x ." 

"SE: Schweden x -~ ". 
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F. SONSTIGES . 

I. Ausschußverfahren 

A. In den nachstehenden Rechtsakten wird (werden) der (die) _aufgefiihrte(n) Absatz (Absätze) 
der angegebenen Artikeljeweils durch folgenden Absatz ersetzt: 

"(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß einen Entwurf der zu 
treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb 
einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden 
Frage festsetzen kann .. Die. Stellungnahme wird mit der Mehrheit abgegeben, dje in 
ArtikeIl48 Absatz 2 des Vertrags für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im Ausschuß 
werden die Stimmen der Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil." 

1. 365 R 0079: Verordnung Nr. 79/65/EWG des Rates vom 15. Juni 1965 zur Bildung .. 
eines Informationsnetzes landwirtschaftlicher Buchfiihrungen über die Einkommenslage .. 
und die betriebswirtschaftlichen Verhältnisse landwirtschaftlicher Betriebe in der EWG 
(ABI. Nr. L 109 vom 23.6.1965, S. 1859/65), zuletzt geändert durch: 

390 R 3577: Verordnung (EWG) Ni. 3577/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 
(ABI. Nr. L 353 vom 17~12.1990, S. 23). 

Artikel 19 Absatz 2. 

2. 366 R 0136: Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom 22. September 1966 über die 
'Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette (ABI. Nr. L 172 vom 
30.9.1966, S. 3025/66), zuletzt geändert durch: 

393 R 3179: Verordnung (EG) Nr. 3179/93 des Rates vom 16. November 1993 
(ABI. Nr. L 285 vom 20.11.1993, S. 9). 

Artik~l 38 Absatz 2. 

3. 368R 0234: Verordnung (EWG) Nr. 234/68 des Rates vom 27. Februar 1968 über die 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisationfür lebende Pflanzen und Waren des 
Blumenhandels (ABI. Nr. L 55 vom 2.3.1968, S. 1), zuletzt geändert durch: 

392 R 3336: Verordnung (EWG) Nr. 3336/92 des Rates vom 16. November 1992 
(ABI. Nr. L 336 vom 20.11.1992, S. 1). 

Artikel 14 Absatz 2 . 
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4. 368R 0804: Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 27. Juni 196& über die 
gemeinsame Marktorganisation·rur Milch und Milcherzeugnisse (ABI. Nr. L 148 .vom 
28.6.1968, S. 13), zuletzt geändert durch: . 
- 394 R 0230: Verordnung (EG) . Nr. 230/94 des Rates vom 24. Januar 1994 

(ABI. Nr. L 30 vom 3.2.1994, 'So 'I). 

Artikel 30 Absatz 2. 

5. 368 R 0805: Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die 
gemeinsame Marktorgariisation rur Rindfleisch (ABI. Nr. L 148 vom 28.6.1968, S. 24), 
zuletzt geändert durch: 

393 R 3611: Verordnung (EG) Nr. 3611193 des Rates vom 22. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 328 vom 29.12.1993, S. 7). 

Artikel 27 Absatz 2. 

6.· 370 R 0729: Verordnung (EWG) Nr'. 729170 des Rates vom 21. April 1970 über die 
Fiminzierung der gemeinsamen Agrarpolitik (ABI. Nr.. L 94 vom 28.4.1970, S. 13), . 
zuletzt geändert durch: 

388 R 2048: Veroranung(EWG) Nr. 2048/88 des Rates vom 24. Junj 1988 
(ABI. Nr.L 185 vom 15.7.1988, S. 1)., 

. Artikel 13 Absatz 2. 

7. 370 R 1308: Verordnung (EWG) Nr. 1308170 des Rates vom 29. Juni 1970 über die 
gemeinsame Marktorganisation rur Flachs und Hanf (ABI. Ni. L 146 vom 4.7.1970, 
S. 1), zuletzt geändert durch: 

393R 1557: Verordnung (EWG) Nr. 1557/93 des Rates vom 14. Juni .1993 
(ABI. Nr. L 154 vom 25,6.1993,S. 26). 

Artikel 12 Absatz 2. 

8. 371 R 1696: Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 des Rates vom 26. Juli 1971 über die 
, gemeinsame Marktorganisation rur Hopfen {ABI. Nr. L 175 vom 4.8.1971, S. l)~ zuletzt 

geändert durch: . 

392 R 3124: Verordnu,ng (EWG) Ni'. 3124/92 des Rates vom 26. Oktober 1992 
(ABI. NT. L 313 vom 30,1 0.1992,'S. 1). -

Artikel 20 Absatz 2. 
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9.· 371 R 2358: Verordnung (EWG) Nr. 2358171 des Rates vom 26. Oktober 1971 zur 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut (ABI. Nr. L 246 vom 
5.11.1971, S. 1), zuletzt geändert durch: 

. 393 R 3375: Verordnung (EG) Nr~ 3375/93 der Kommission vom 9. Dezember 
1993 (ABI. Nr. L 303 vom 10.12.1993, S. 9). 

Artikel 11 Absatz 2. 

10. 372 R 1035: Verordnung (EWG) Nr. 1035172 des Rates vom 18. Mai 1972 über eine 
gemeinsame Marktorgahisation für Obst und Gemüse (ABI. Nr. L 118 vom 20.5.1972, 
S. 1), zuletzt geändert durch: 

393 R 3669: Verordnung (EG) Nr. 3669/93 des Rates vom 22. Dezember 1993 
(ABI. NT. L 338 vom 31.12.1993, S. 26). 

Artikel 3J Absatz 2. 

11. 375 R 2759: Verordnung (EWG).Nr. 2759175 des Rates vom 29. Oktober 1975 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Schweinefieisch (ABI. Nr. L 282 vom 1.11.1975, 
S. 1), zuletzt geändert du~ch: 

389 R 1249: Verordnung (EWG) Nr. 1249/89 des Rates vom 3. Mai 1989 
(ABI. Nr. L 129 voml1.5.1989, S. 12). 

Artikel 24 Absatz 2. 

12. 375 R 2771: Verordnung (EWG) Nr. 2771175 des Rates vom 29. Oktober 1975 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Eier (ABI. NT. L 282 vom 1.11. i 975, S. 49), zuletzt 
geändert durch: 

393 R 1574: Verordnung (EWG) Nr. 1574/93 des Rates vom 14. Juni 1993 
(ABI. Nr.L 152 vom.24.6.1993, S. 1). 

Artikel 17 Absatz 2. 

13. 375 R 2777: Verordnung (EWG)Nr. 2777175 des Rates vom 29. Oktober 1975 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Geflügelfleisch (ABI. Nr. L 282 vom 1.11.1975, 
S. 77), zuletzt geändert durch: 

393 R 1574: Verordnung (EWG) Nr. 1574/93 des Rates vom 14. Juni 1993 
(ABI. Nr. L 152 vom 24.6.1993, S. 1). 

Artikel 17 Absatz 2. 
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14. 376 R 1418: Verordnung (EWG) Nr. 1418/7-ti des Rates vom 21. Juni 1976 über die· 
. gemeinsame Marktorganisation für Reis (ABI. Nr. L 166-vom 25.6.1976, S. 1), zuletzt 
geändert· durch: 

·393 R 1544: Verordnung (EWG) Nr. 1544/93 des Rates vom 14: Juni 1993 
(ABI. Nr. L 154 vom 25.6.1993, S.5). 

Artikel 27 Absatz 2. 

15. 378 R 1117: Verordnung (EWG) Nr. 1117/78 des Rates vom 22. Mai 1978 über die 
gemeiIisame Marktorganisation für Trockenfutter (ABI. Nr. L 142 vom 30.5.1978, S. I), 
zuletzt geändert durch: 

~93 R 3496: Verordnung (EG) Nr. 3496/93 der Kommission vom 20~ Dezember 
1993 (ABI. Nr. L 319 vom 21.12.1993, S. 17). 

Artikel 12 Absatz 2. 

16. 378 R 1360: Verordnung (EWG) Nr. 1360/78 des R~tes vorn 19. Juni 1978 betreffend 
. die Erzeugergemeinschaften 'und ihre Vereinigungen (ABI. Nr. L 166 vom 23.6.1978, 

S. 1), zuletzt geändert durch: 

393 R 3669: Verordnung (EG) .Nr. 3669/93 des Rates vom 22. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 338 vo·m 31.12.1993, S. 26). 

Artikel 16 Absatz 2. 

17. 379 R 0270: Verordnung (EWG) Nr. 270179 des Rates vom 6. Februar 1979 zur 
Föraerungder landwirtschaftlichen BeratUng in Italien (ABt. Nr. L 38 vom 14.2.1979, . 
S. 6), zuletzt geändert durch: 

387 R 1760: Verordnung (EWG) Nr. 1760/87 des Rates vom 15. Juni 1987 
(ABI. Nr. L 167 vom 26.6.1987, S. 1). 

Artikel 14 Absatz 2. 

18. 379 R0357: Verordnung (EWG) Nr. 357/79 des Rates vom 5. Februar 1979 über 
statistische Erhebungen der Rebflächen (ABI. Nr. L 54 vom 5.3.1Q79, S. 124), zuletzt 
geändert durch: 

393 R 3205: Verordnung (EG) Nr. 3205/93 des Rates vom 16. November 1993 
(ABI. Nr. L 289 vom 24.11.1993; S. 4). 

Artikel 8 Absatz 2. 
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19. 380 R 0458: Verordnung (EWG) Nr. 458/80 des Rates vom 18. Februar 1980 über die 
Umstrukturierung der Rebflächen im Rahmen kollektiver Maßnahmen (ABI. Nr. L 57 
vom 29.2.1980, S. 27), Z'Uletzt geändert durch: . 

391 R 0596; Verordnung (EWG) Nr. 596/91 des Rates vom 4. März 1991 
(ABI. Nr. L 67 vom 14.3.1991, S. 16). 

Artikel 12 Absatz 2. 

20. 381 R 1785: Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des Rates vom 30. Juni 1981 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Zucker (ABI. Nr. L 177 vom 1. 7 .1981, S.~4), zUletzt 
geändert durch: 

394 R 0133: Verordnung (EG) Nr. 133/94 des Rates vom 24. Januar 1994 
(ABI. Nr.L 22 vom 27.1.1994, S. 7).· 

Artikel 41 Absatz 2. 

21. 386 R 0426: Verordnung (EWG) Nr·. 426/86 des Rates vom 24. Februar 1986 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 
(ABI. Nr. L 49 vom 27.2.1986, S. 1), zuletzt geändert durch: 

392 R 1569: Verordnung (EWG) Nr. 1569/92 des Rates vom .16. Juni 1992 
(ABI. Nr. L 166 vom 20.6.1992,_S. 5). 

Artikel 22 Absatz 2. 

22. 388 R 0571: Verordnung (EWG) Nr. 571/88 des Rates vom 29. Februar 1988 zur 
Durchführung von Erhebungen der Gemeinschaft über die Struktur der landwirtschaft
lichen Betriebe im Zeitraum 1988 bis ]997 (ABI. Nr. L 56 vom 2.3.1988, S. 1), zuletzt 
geändert durch: 

393 D 0156: Beschluß 931l56/EWG der Kommission vom 9. Februar 1993 
(ABI. Nr. L 65 vom 17.3.1993, S. 12). 

Artikel 15 Absatz 2. 

23. 389 R 1576: Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. MaL 1989 zur 
( . 

FestlegUng der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und 
Aufmachung von Spiriniosen (ABI. Nr. L ]60 vom 12.6.1989, S. 1), geändert durch: 

392 R3280: Verordnung (EWG) Nr. 3280/92 des Rates vom 9. November 1992 
(ABI. Nr. L 327 vom 13.11. i992, S. 3) . 

. Artikel 14 Absatz 2. 

\ 
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24. 389 R 3013: Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 des Rates vom 25. September 1989 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Schaf- und Ziegenfleisch (ABI. Nr. L 2&9 vom 
7.10.1989, S. 1), zuletzt geändert durch: 

394 R 0233: Verordnung (EG) Nr.233/94 des' Rates vom 24. Januar 1994 
(ABI. Nr. L 30 vom 3.2.1994, S., 9). 

Artikel 30 Absatz 2. 

25. 390 R 0837: Verordnung (EWG) Nr. 837/90 des Rates vom 26. März 1990 über die von 
den Mitgliedstaaten zu liefernden statistischen Informationen über die Getreideerzeugung 
(ABI. Nr. L 88 vom 3.4.1"990, S. 1), geändert durch: 

390 R 3570: Verordnung (EWG) Nr. 3570/90 des Rates vom' 4. Dezember 1990 
(ABI. Nr. L'353 vom 17.12.1990, S. 8). 

Artikel 11 Absatz 2. 

26. 391 R 1601: Verordnung (EWG) NT. 1601/91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur 
Festlegung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und 
Aufmachung aromatisierten Weines, aromatisierter weinhaltiger Getränke ,und 
aromatisierterweinhaltiger Cocktails (ABI. Nr. L 149 vom 14.6.1991, S. I), berichtigt 
in ABI. Nr. L 349 vom 18:12.1991, S. 47 und geandert durch: 

392 R 3279: Verordnung (EWG) Nr. 3279/92 des Rates vom 9. November 1992 
(ABI.Nr. L 327 vom 13.11.1992, S. 1). 

Artikel 13 Absatz 2. 

27. 392 .. R 1766: Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom 30.Juni 1992 über die 
gemeinsame Marktorganisationfür Getreide (ABI. Nr. L 181 vom 1.7.1992, S. 21), 
geändert durch: 

393 R 2193: Verordnung (EWG) Nr. 2193/93 der Kommission vom 28. Juli 1993 
__ (ABI. Nr. L 196 vom 5,8.1993, S. 22). 

Artikel 23 Absatz 2. 

28. 393 R 0959: Verordnung (EWG)Nr. 959/93 des Rates vom 5. April 1993 über die von 
den Mitgliedstaaten zu liefernden statistischen informationen über pflanzliche Erzeugnisse 
außer Getreide (ABI. Nr. L 98 vom 24.4.1993, S. 1) 

Artikel 12 Absatz 2. 
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29. 370L 0373: Richtlinie 70/373/EWG des Rates yom 20. Juli 1970 über die Einführung 
gemeinschaftlicher Probenahmeverfahren und Analysemethoden für· die amtliche 
Untersuchung von Futtermitteln (ABI. Nr. L 170 vom 3.8.1970, S. 2), zuletzt geändert 
durch: . 

385R 3768: Verordnung (EWG) Nr. 3768/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 
(ABI. Nr. L 362 vom 31.12.1985, S. 8). 

Artikel 3 Absatz 2. 

30. 372 L 0280: Rü:htlinie72/280IEWG des Rates vom 31. Juli 1972 betreffend die von den 
Mitgliedstaaten durchzuführenden statistischen Erhebungen über Milch und MiJcherzeug
nisse (ABI. Nr. L 179 vom 7.8.1972, S. 2), zuletzt geändert durch: 

391 R 1057: Verordnung (EWG) Nr. 1057/91 der Kommission vom 26. April 1991 
(ABI. NT. L 107 vom 27.4.1991:, S. 11). 

Artikel 7 Absatz 2. 

31. 376 L 0625: Richtlinie 76/625/EWG des Rates vom 20. Juli 1976 über die von den 
Mitgliedstaaten durchzuführenden statistischen Erhebungen zur· Ermittlung des 
Produktionspotentials bestimmter Baumobstanlagen (ABI. Nr. L 218 vom 1l.8.1976, 
S.10), zuletzt geändert durch: -

391 RI057: Verordnung (EWG) Nr. 1057/91 der Kommission vom 26. April 1991 
(ABI. NT. L 107 vom 27.4.1991, S. 11). 

Artikel 9 Absatz 2. 

32. 377L 0099: Richtlinie 77/99/EWG des Rates vom 21. Dezember 1976.-rur Regelung. 
gesundheitlicher Fragen bei der Herstellung und dem Inverkehrbringen von 'Fleisch'
erzeugnissen und einigen anderen Erzeugnissentierischen Ursprungs (ABI. Nr. L 26 vom 
31.1.1977, S. 85), zuletzt geändert durch: 

392 L 0118: Richtlinie 921118/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 
(ABI. NL L 62 vom 153.1993, S. 49). 

Artikel 20 Absatz 2 .. 
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_33. 382 L 0471: Richtlinie 82/47I1EWG des Rates vom 30. Juni 1982 über bestimmte 
Erzeugnisse für die Tieremährung (ABI. NT. L 213 vom 21.7.1982, S. 8), zuletzt 
geändert durch: 

393 L0074: Richtlinie 93174/EWG des Rates vom 13. September 1993 
(ABI. NT. L 237 vom 22.9.1993, S. 23). 

Artikel 13 Absatz 2. 

34. 385 L 0358: Richtlinie 85/358/EWG des Rates vom 16. Juli 1985 zur Ergänzung der 
Richtlinie 8I1602IEWG über ein Yerbot von bestimmten Stoffen mit hormonaler Wirkung 
und von Stoffen mit thyreostatischer Wirkung (ABI. Nr. L 191 vom 23;7.1985, S. 46), 
zuletzt geändert durch: 

388 L 0146: Richtlinie 88/146IEWG des Rates vom 7. März 1988 (ABI. NT. L 70 
vom 16.3.1988, ~. 16) .. 

Artikel 10 Absatz 2. 

35. 388 L 0146: Richt1inie 88/146IEWG des Rates vom 7. März 1988 zum Verbot des 
-Gebrauchs von bestimmten Stoffen mit hormonaler Wirkung im Tietbereich_ 
(ABI. Nr. L 70 vom 16.3.1988, 5. 16.) 

Artikel 8 Absatz 2. 

36. 393 L 0023: Richtlinie 93/23/EWG des Rates vom 1. Juni 1993 betreffend die 
statistischen Erhebungen über die Schweineerzeugung (ABI. ,NT. L 149 vom 21.6.1993, 
S.3) 

Artikel 17 Absatz 2 .. 

37. 393 L 0024: RiChtlinie 93/24/EWG des Rates'vorn 1. Juni 1993 betreffend die 
statistischen Erhebungen über die Rindererzeugung (ABI. NT. L 149 vorn2I.6.1993, 
S.5) 

Artikel 17 Absatz 2. 

38. 393 L 0025: Richtlinie 93/25/EWG· des Rates. vom 1. Juni 1.993 betreffend' .die 
statistischen Erhebungen über die Schaf- und Ziegenerzeugung (ABI. Nr. L 149 vom 
2l.6.1993, S. 10) 

Artikel 20 Absatz 2. 
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39. 374 R 1728: Verordnung (EWG) Nr. 1728/74 des Rates vom 27. Juni 1974 über die 
Koordinierung der Agrarforschung (ABI. Nr. L 182 vom 5.7.1974,. S. 1), .zuletzt 
geändert durch: 7 

385 R 3768: Verordnung (EWG) Nr. 3768/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 
(ABI. Nt: L 362 vom 31.12.1985, S. 8). 

Artikel 8 Absätze 2 und 3~ Absatz 4 wird Absatz 3. 

40. 364 L 0432: Richtlinie 64/432/EWG des Rates' vom 26. Juni 1964 zur Regelung 
viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern 
und Schweinen (ABI. Nr. 121 vom 29.7.1964, S. 1977/64), zuletzt geändert durch: 

392 L 0102: Richtlinie 92/1021EWG des Rates vom 27. November 1992 
. (ABI. Nr. L 355 vom 5.12.1992, S. 32). 

Artikel 12 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

41. 366 L 0400: Richtlinie 66/400lEWG des Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit 
Betarübensaatgut (ABI. Nr. 125 vom 11.7.1966, S. 2290/66), zuletzt geändert durch: 

390 L 0654: Richtlinie 90/654IEWG des Rates vom 4. Dezember 1990 
(ABI. Nr. L 353 vom 17.12.1990, S. 48). 

Artikel 21 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

42. 366 L 0401: Richtlinie 66/401/EWGdes Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit 
Futterpflanzensaatgut (ABI. Nr. 125 vom 11.7.1966, S. 2298/66), zuletzt geändert durch: ' 

392 L 0019: Richtlinie92119/EWG der Kommission. vom 23. März 1992 
(ABI. Nr. L 104 vom 22.4.1992, S. 61). 

Artikel 21 Absätze 2'und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

43. 366 L 0402: Richtlinie 66/402/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit 
Getreidesaatgut (ABI. Nr. 125 vom 11.7.1966, S. 2309/66), zuletzt geändert durch: 

. 393 L 0002: Richtlinie 93/2fEWG der Kommission vom 28. Januar 1993 
(ABI. Nr. L 54 vom 5.3.1993, S. 20.). 

Artikel 21 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 
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. . 

44. 366 L 0403: Richtlinie 66/403/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit 
Pflanzkartoffeln (ABI. Nr. 125 vom 11.7.1966, S. 2320/66), zuletzt geändert durch: 

393 L 0108: Richtlinie 93/108/EG der Kommission vom 3. Dezember 19.93 . 
(ABI. Nr. L 319 vom21.12.1993, S; 39). 

Artikel 19 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

45. 366 L 0404: Richtlinie 66/404IEWG des Rates vom 14. Ju~i 1966 über den Verkehr mit 
forstlichem Vermehrungs gut (ABI. Nr. 125 vom 11.07,1966, S.2326/66), zuletzt 
geändert durch: . 

391D 0044: Entscheidung 91144IEWG der Kommission vom 16. Januar 1991 
(ABI. Nr. L 24 vom 29.1.1991,S. 32). 

Artikel 17 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

46. 368 L 0193: Richtlinie 681193/EWG des Rates vom 9. April 1968 über den Verkehr mit 
vegetativem Vermehrungsgut von Reben (AB!. Nr. L 93 vom 17.4.1968, S. 15), zuletzt 
geändert durch: 

390 L 0654: Richtlinie 90/654/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 
(ABI. NT. L 353 vom 17.12.1990, S. 48). 

Artikel 17 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

47. 369 L0208: Richtlinie 69/2081EWG des Rates vom 30. Juni 1969 über den Verkehr mit 
Saatgut von ÖI- und Faserpflanzea (ABI. NT.' L 169 vom 10.7.1969, S. 3), zuletzt 
geändert durch: . 

392 L 0107: Richtlinie 921107/EWG der KOI11I11ission vom 11. Dezember 1992 
(ABI. Nr. L 16.vom 25.1.1992, S. 1). 

Artikel 20 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

48. 370 L 0457: Richtlinie 70/457/EWG des Rates vom 29.Se'ptember 1970 über einen 
gemeinsamen Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten (ABI. NT. L 225 vom· 
12.10.1970, S.I), zuletzt geändert durch: 

390 L 0654: . Richtlinie 90/654/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 
(ABI. NT. L 353 vom 17.12.1990, S. 48). 

Artikel 23 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3 . 
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49. 370 L .0458: Richtlinie 70/458/EWG des Rates vom 29. September 1970 über den 
Verkehr mit Gemüsesaatgut (ABI. Nr. L 225 vom 12.10.1970, S. 7)~ zuletzt geändert 
durch: 

390 L 0654: Richtlinie 90/654/EWG des -Rates vom 4. Dezember 1990-
(ABI. Nr. L 353 vom 17.12.1990, S. 48). 

Artikel 40 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

50. 370 L 0524: Richtlinie 70/524fEWG des Rates 'vom 23. November 1970 über 
Zusatzstoffe in der Tierernährung (ABI. Nr. L 270 vom 14.12.1970, S. 1), zuletzt -" 
geändert durch: 

393 L 0114: Richtlinie'931114/EG des Rates vom 14. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 334 vom 31.12.1993~ S. 24). 

Artikel 23 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

.-

51. 371 L 0161: Richtlinie 71/161/EWG des Rates vom 30. März 1971 über die Normen für 
die äußere Beschaffenheit -von forstlichem Vermehrungsgut (ABI. Nr. L 87 vom' 
17.4.1971, S. 14), zuletzt geändert durch: 

390 L 0654: Richtlinie 90/654/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 
(ABI.Nr. L 353 vom 17.12.1990, S. 48). 

Artikel 18 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

52. 372 L 0461: Richtlinie 72/461/EWG des Rates vom 12. Dezember 1972 zur Regelung 
viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch (ABI. Nr. L 302 vom 31.12.1972, S. 24), zuletzt geändert durch: 

392 L 0118: Richtlinie 9211 18/EWG des Rates vom 17: Dezember 1992 
(ABI. Nr. L 62 ~om 15.3.1993, S. 49). 

Artikel 9 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

53. 372 L 0462: Richtlinie 72/462/EWG des Rates vom 12. Dezember 1972 zur Regelung 
tierseuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern, 
Schweinen, Schafen und Ziegen, von frischem Fleisch oder von Fleischerzeugnissen aus 
Drittländern (ABI. Nr. L 302 vom 31.12.1972, S. 28), zuletzt geändert durch: 

392 R 1601: Verordnung (EWG) Nr.1601/92 des Rates vom 15. Juni 1992 
(ABI. Nr. L 173 vom 27.6.1992, S. 13). 

Artikel 29 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 
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54. 374 L 0063: Richtlinie 74/63/EWG des -Rates vom 17. Dezember 1973übe( uner
, wünschte Stoffe und Erzeugnisse in der Tierernährung (ABI. Nr. L 38 vom 11.2.1974, 
-S. 31), zuletzt geändert durch: ' 

393 L 0074: Richtlinie 93/74/EWG des Rates vom 13. September 1993 
(ABI. Nr. L 237 vom 22.9.1993, S. 23). 

Artikel 9 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wirdAbsatZ 3. 

55. 376 L 0895: Richtlinie 76/895/EWG des Rates vorn 23. November 1976 über die 
Festsetzung von Höchstgehalten an Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmi~eln auf 
und in Obst und Gemüse (ABI. Nr. L 340 vom 9.12.1976, S. 26), zuletzt geändert 
durch: 

393 ~ 0058: Richtlinie 93/58/EWG des Rates vom 29. Juni 1993 (ABI. Nr~ L 211-
vom 23.8.1993, S. 6). 

Artikel 7 Absätze 2 und 3; Absatz 4-wird Absatz 3. 

56-: 377 L 0093: Richtlinie 77/93/EWG des Rates vom 21.' Dezember 1976 über Maßnahmen 
zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorga
nismen der Pfl anzen undPflanzenerzeugnisse: (ABI. N r. L 26 vom 31. l.1977, S. 20), 
zuletzt geändert durch: 

393 L 0110: Richtlinie 931l1O/EG der Kommission vom 9. Dezember 1993 
(ABI. NcL303 vom 10.12.1993, S. 19). 

a) Artikel 16 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3; 

b) Artikel 16 a Absätze2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

57. 377 L 0096: Richtlinie 77/96/EWG -des Rates vom 21. Dezember 1976 über die· 
Untersuchung von frischem Schweinefleisch auf Trichinen bei der Einfuhr aus 
Drittländern (ABI. Nr. L 26 vom 31.1.1977, S. 67), zuletzt geändert durch: 

- 389 L 0321: Richtlinie 89/321/EWG der Kommission vorp. 27. April 1989 
(ABI. Nr. L 133 vom 17.5.1989, S. 33). 

Artikel 9 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 
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· 58. 377 L 0101: Richtlinie 77/101/EWG des Rates vom 23. November 1976 über den 
Verkehr mitEinzeIfuttermitteln (ABI.Nr. L 32 vom 3.2.1977,,5. 1)" zuletzt geänd,ert 
~~:' , 

390 L 0654: Richtlinie 90/654/~WG des Rates vom 4. Dezember - 1990 
(ABI. Nr. L 353 vom 17.12.1990, S. 48). 

Artikel 13 Absätze2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

59. 377 L 0391: Richtlinie 77/3911EWGdes RateS vom 17. Mai 1977 zur Einführung von 
Maßnahmen der Gemeinschaft zur Tilgung der Brucellose, der Tub'erkuloseund der 
Leukose der Rinder' (ABI. Nr. L 145 vom 13.6.J977, S. 44), zuletzt geändert durch: 

, . 

- - 385 R 3768: Verordnung (EWG) Nr. 3768/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 
(ABI. Nr. L 362 vom 31.12.1985, S. 8) . 

. ' Artikel 11 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3: 

60. 377 L 0504: Richtlinie 77/504/EWG des Rates vom 25. Juli 1977 über reinrassige 
Zuchtrinder (ABI. Nr. L 206 vom 12.8.1977, S. 8), zuletzt geändert durch: 

391 L 0174: Richtlinie 911174/EWG des Rates vom 25. März 1991 (ABI. Nr. L 85 
vom 5.4.1991, S. 37). 

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

61. 379 L 0117: Richtlinie 79/117/EWG des Rates vom 21. Dezember 1978 über das Verbot' 
des lnverkehrbringens und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die bestirrimte 
Wir,kstoffe enthalten (ABI. Nr. L 33 vom 8.2.1979, S. 36), ,zuletzt geälldert durch: 

391 L 0188: Richtlinie 911188/EWG der Kommission vom 19. März 1991 
(ABI. Nr. L 92 vom 13.4.1991,5.42). 

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

,'62. 379 L 0373: Richtlinie 79/373/EWG des Rates vom 2. April 1979 über den Verkehr mit 
Mischfuttermitteln (ABI. Nr. L 86 vom 6.4.1979, S. 30), zuletzt geändert durch: 

393 L 0074: Richtlinie93174/EWG des Rates vom 13. September 1993 
(ABI.Nr. L 237 vom22.9.1993, 5. 23). 

Artikel 13 Absätze 2und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 
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63. 380 V0215: Richtlinie 80/215/EWG des Rates vom. 22. Januar 1980 zur Regelung 
viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Haridelsverkehr mit 
Fleischerzeugnissen (ABI: Nr. L 47 vom 21:2.1980,. S. 4), zuletzt geändert durch: 

391 L 0687: Richtlinie 91/687 IEWG des" Rates vom 1'1. Dezember~ 1991 
(ABI. Nr. L 377 vom 31.12.1991, S. 16). 

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3: 

64. 380 L 0217: Richtlinie 80/217/EWG des Rates vom 22. Januar 1980 über Maßnahmen 
der Gemeinschaft rurBekämpfung derklassischen Schweinepest (ABI. Nr.L 47 vom 
21.2.1980, S. 11), zuletzt geändert durch: 

. . . 

-393 D 0384: Entscheidung 93/384/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 (ABI. Nr. L 
166 VOm 8.7.1993, S. -34). -

Artikel 16 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

-65. 380 L 1095: Richtlinie 80/1 095/EWG des Rates vom 11. November 1980 zur Festlegung 
der Bedingungen, unter denen das Gebiet der Gemeinschaft von klassischer Schweinepest 
freigemacht und freigehalten werden kinn (ABI..Nr. L 325 vom 1.12.1980, S. 1), 
zuletzt geändert durch: 

391 D 0686: Entscheidung 9-1/686/EWG des Rates vom lJ. Dezember 1991 
(ABI. Nr. L 377 vom 31.12.1991, S. 15). 

\ . . . . . . . 

Artikel 9 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

66. 382 L 0894: Richtlinie 82/894/EWG des Rates vom 21. Dezerhber-1982 übet die 
Mitteilung von Viehseuchen in der Gemeinschaft (ABI. Nr. L 378 vom 31.12.]982, 
S. 58), zuletzt geändert durch: 

392. D0450: Entscheidung 92/450/EWG der Kommission vom 30. Juli 1992 
(ABI. NT. L 248 vom 28.8.1992, S. 77). 

Artikel 6 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3: 

67. 385 L 0511: Richtlinie 85/5111EWG des Rates vom 1'8. November 1985zur Einführung 
von Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämpfung der MauI'7 und Klauenseuche 
(ABI. Nr. L 315 vom 26.11.1985, S. 11), zuletzt geändert durch~ 

392 L 0380: Richtlinie 92/380/EWG der Kommission vom 2. Juli .' 1992 
(ABI. Nr. L_198 vom~17_7.1992,S. 54). 

Artikel 17 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3_ 
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68. 386L 0362: Richtlinie 86/362/EWG des Rates vom.24. Juli 1986 über die Festsetiung 
von Höchstgehalten an Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und in 
Getreide (ABI. Nr..L 221 vom 7.8.1986, S. 37), zuletzt geändert durch: 

393 L 0057: Richtlinie 93/57/EWG des Rates vom 29. Juni 1993 (ABI. Nr. L 211 .. " 
vom 23.8.1993, S. 1). 

Artikel 12 Ab.sätze 2 und 3~Absatz4 wird Absatz 3. 

69. 386 L 0363: Richtlinie 86/363/EWG des Rates vom 24. Juli 1986 über die Festsetzung 
von Höchstgehalten an Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und in 
Lebensmitteln tierischen Ursprungs (ABI. Nr. L 221 vom 7.8.1986, S. 43), geändert 
durch: . 

393L 0057: Richtlinie 93/57/EWG des Rates vom 29. Juni 1993 (ABI. Nr. L 211 
vom 23.8.1993, S. 1). 

Artikel 12 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3 .. 

70. 386 L 0469: Richtlinie 86/469/EWG des Rates vom 16. September 1986 über die 
" Untersuchung von Tieren und von frischem Fleisch auf Rückstände (ABI. Nr. L 275 
vom 26.9.1986, S. 36), zuletzt geändert durch:· . 

389 D Oi87: Entscheidung 89/187/EWG des Rates vom 6. März 1989 (ABI. Nr. L 
66 vom 10.3.1989, S. 37). 

Artikel 15 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

71. 388 L 0407:, Richtlinie 88/407/EWG des Rates vom 14. Juni 1988 zur FestJegung der 
tierseuchenrechtI ichen Anforderungen an den innergemeinschaftJ ichen Handelsverkehr mit 
Samen von Rindern und an dessen Einfuhr (ABI. Nr. L 194 vOm 22.7.1988, S. 10), 
zuletzt geändert durch: 

393 L ()O60: Richtlinie 93/60/EWG des Rates vom 30. Juni 1993 (ABI. Nr. L 186 
vom 28.7.1993, S. 28). 

Artikel 19 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

72. 388 L 0661: Richtlinie 88/6611EWG des Rates vom 19. Dezember 1988 über die 
tierzüchterischen Normen für Zuchtschweine (ABI. NT; L 382 vom 31.12.1988, S. 36) 

"Artikel 11 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz' 3. 
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'73~- 390 L 0429: Richtlinie 90/429/EWG des Rates vom 26.'Juni 1990 zur Festlegung der 
tierseuchenrechtl ichen Anforderungen an deninnergemeinschaftl ichen Handelsverkehr mit 
Samen von Schweinen und an dessen Einfuhr (ABI. Nr. L 224 vom ]8.8. ]990, S. 62) 

Artikel 18 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

74. 390 L 0667: Richtlinie 90/667/EWG des Rates vom 27. November 1990 zum Erlaß 
veterinärrechtlicher Vorschriften für die Beseitigung, Verarbeitung und Vermarktung 
tierischer Abfälle und zum SchUtz von Futtermitteln tierischen Ursprungs, auch aus 
Fisch, gegen Krankheitserreger sowie zur Änderung der· Richtlinie 90/425/EWG 
(ABI. Nr.L 363 vom 27.12.1990, S. 51), zuletzt geändertdurch: . 

392 L 0118: Richtlinie 92/1 ]8/EWG des Rates vom ]7. Dezember ]992 
(ABI. Nr. L 62 vom 15.3.1993, S. 49). 

Artikel 19 Absätze 2 und 3; die Absätze 4 und 5 werden zu den Absätzen 3 und 4 .. 

75. 392 L 0117: Richtlinie 92/l17/EWGdes Rates vom 17. Dezember 1992 über 
Maßnahmen zum Schutz gegen bestimmte Zoonosen bzw. ihre Erreger bei Tieren und .. 
Erzeugnissentierischen Ursprungs zur Verhütung lebensmittel bedingter Infektionen und 
Vergiftungen (ABI. Nr. L 62 vom. 153.1993, S. 38)· ._ 

Artikel 16 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

76. 392 L 0119: Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992mit allgemeinen 
Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung bestimmter. Tierseuchen sowie besonderen 
Maßnahmen bezüglich der vesikulären Schweinekrankheit (ABI. Nr. L 62 vom 
15.3.1993~ S. 69) 

Artikel 26 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

77. 380 D1096: Entscheidung 80/1096/EWGdes Rates vom] 1. November 1980 über eine 
finanzielle Maßnahme der Gemeinschaft zur Ausmerzung der klassischen Schweinepest 

. (ABI. Nr. L 325 vom 1.12.1980, S, 5), zuletzt geändert aurch: 

391 D 0686: Entscheidung 9 I/686/EWG des Rates vöm 11. Dezember 1991 
(ABJ. Nr. L 377 vom 31.12.1991,S. 15). 

Artikel 6 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 
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78. 380D 1097: Entscheidung 80/l097/EWG des Rates vom i L November 1980 über eine 
finanzielle Maßnahme der Gemeinschaft zur Ausmerzung der afrikanischen Schweinepest 
auf Sardinien (~Bl. NT. L 325 vom 1.12.1980, S. 5), zuletzt geändert durch: . 

385 R 3768: Verordnung (EWG) Nr. 3768/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 
(ABI. Nr. L 362 vom 31.12.1985, S. 8). . 

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absiti 4 wird Absatz 3. 

79. 392 D 0438: Entscheidung 92/438/EWG des Rates' vom 13. Juli 1992 über die 
Inforrnatisierung der veterinärmedizinischen Verfahren bei der Einfuhr (SHIFT-Projekt), 
zUr Änderung der Richtlinien 90/675/EWG, 91/496/EWG und 911628/EWG sowie der 
Entscheidung 90/424/EWG . und zur Aufhebung der Entscheidung 881192/EWG 
(ABt: NT. L 234 vom 25.8.1992, S. 27) 

.Artikel 13 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3 .. 

B. In den nachstehenden Rechtsakte~ wird(werden) der (die) angeführte(n) Absatz (Absätze) der' 
angegebenen Artikel jeweils durch folgenden Absatz ersetzt: 

"(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß einen Entwurf der zu 
treffenden~aßnahmen. Der Ausschuß gibt.seine StellUllgnahme zu diese~ Entwurf innerhalb 
von. zwei Tagen ab. Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 
Absatz 2 des Vertrags für die .Annahme der vom Rat auf Vorschlag der KommiSSion zu 
fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen 
der Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem yorgenannten Artikel gewogen. Der Vorsitzende 
nimmt an der Abstimmung nicht teil." 

1. 382 L 0471: Richtlinie 82/4711EWG des Rates vom 30. Juni 1982 über 'bestimmte 
Erzeugnisse für die Tierernährung (ABI. NT. L 213 vom 21.7.1982, S. 8), zuletzt 
geändert durch: 

393 L 0074: Richtlinie 93174/EWG des Rates vom 13. September 1993 
(ABI. Nr.L 237 vom 22.9.1993, S. 23). 

Artikel 14 Absatz 2. 

2. 385 L 0358: Richtlinie 85/358/EWG des Rates vom 16. Juli 1985 zur Ergänzung der 
Richtlinie 81/602/EWG über ein Verbot von bestimmten Stoffen mit hormonaler Wirkung 
und von Stoffen mit thyreostatischerWirkung (ABI. Nr. L 191 vom 23.7.1985, S.46), ' 
zuletzt geändert durch: . 

389 D 0358: Entscheidung 89/358/EWG der Kommission vom 23. Mai 1989 
(ABI. NT. L 151 vom 3.6.1989, S.39). 

Artikel 11 Absatz 2. 
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3. ·364 L 0432: Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26.1uni "1964 zur Regelung. 
viehseuchenrechtlicher Fragen beiminnergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rin@ern 
und Schweinen (ABL Nr. 121 vom 29.7.1964; S. 1977), zuletzt geändert dl,1rch: 

392 L 0102:' Richtlinie 92/1 02/EWG des Rates vom 27. November 1992 / 
(ABI. NLL 355 vom 5.12.1992; S. 32).' 

Artikel 13 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

4. 370 L 0524: Richtlinie 70/5'24/EWG des Rates' vom 23. November. 1970 über 
Zusatzstoffe in der Tierernä4nfng (ABLNr. L270 vom 14.12.1970, S. 1), zuletzt 
geändert durch: .• ' . 

393 L 0114: Richtlinie 93/114/EG des Rates vom 14. Dezember 1993 (ABI. Nr. 
L 334 vom 31.12.1993, S. 24). 

Artikel 24 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

5. 372 L 0462: Richtlinie 72/462/EWG des Rates vom i12. Dezember 1972 zur Regelung 
tierseuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern, 
Schweinen, Schafen und Ziegen, von frischem Fleisch oder von Fleischerzeugnissen aus 
Drittländern (~BI.Nr. L 302 vom 31.12.1972, S. 28), zuletzt geändert durch: 

392 R 1601: Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 des Rates vom 15. Juni 1992 
(ABI. Nr. L 173 vom 27.6.1992, S. 13). 

Artikel 30 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

6. 374 L 0063: Richtlinie 74/63/EWGdes Rates vom 17. Dezember 1973 über uner
wünschte Stoffe und Erzeugnisse iri der'Tiernahrung (ABI. Nr. L 38 vom 11.2.1974, 
S. 31), zuletzt geändert durch: 

393 L 0074: Richtlinie 93/74/EWG des Rates vom 13. September 1993 
(ABI. Nr. L 237 vom 22.9.1993, S. 23). 

Artikel 10 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

7. '376L 0895: Richtlinie 76/895/EWG des ,. Rates vom 23. November 1976 über die 
Festsetzung von Höchstgehalten an Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmiueln auf 
und in Obst und Gemüse (ABI. Nr. L 340 vom 9'.11.1976, S. 26), zuietzt geändert 
durch: 

393 L 0058: Richtlinie 93/58/EWG des Rates vom 29. Juni 1993 (ABI. Nr. L 211 
vom 23.8.1993, S. 6). 

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3: 
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"8. 377 L 0093: Richtlinie 77/93/EWG des Rates vom 21. Dezember 1976 über Maßnahmen 
zum Schutz: der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorga
nismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugqisse (ABI. Nr. L 26 vom 31.1.1977, S.'20), 
zuletzt geändert durch: 

393 L 0110: Richtlinie 93/110/EG der Kommission vom 9. Dezember 1993 
(ABI. Ni". L 303 vom 10.12.1993, S. 19). 

Artikel 17 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

9. 380 L 0217: Richtliriie'80/217/EWG des Rates vom 22. Januar 1980 über Maßnahmen 
der Gemeinschaft zur Bekämpfung der klassischen Schweinepest (ABI. Nr, L 47 vom 
21.2.1980, S: 11), zuletzt geändert durch: 

393 D 0384: Entscheidung 93/384/EWG des Rates vom 14. Junj 1993 (ABI. Nr. L 
166 vom 8.7.1993, S. 34). 

Artikel 16 a Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

10. 385 L 0511: Richtlinie 85/511/EWG des Rates vom 18. November 1985 zur Einführung 
von Maßnahmen der Gemeinschaft zur' Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche 
(ABI. Nr. L 315 vom 26.11.1985, S. 11), zuletzt geändert durch: 

392 L 0380: Richtlinie 92/380/EWG der Kommission vom 2. Juli 1992 
(ABI. Nr. L 198 vom 17.7.1992, S. 54). 

Artikel 16 Absätze 2 und 3; Absatz 4 w,ird Absatz 3. 

11. 386 L 0362: Richtlinie 86/362/EWG des Rates vom 24. Juli 1986 über die Festsetzung 
von Höchstgehalten 'an Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und in 
Getreide (ABI. Nr. L 221 vom 7.8.1986, S. 37), zuletzt geändert durch: 

393 L 0057: Richtlinie 93/57/EWG des Rates vom 29. Juni 1.993 (ABI. Nr. L 211 
vom 23.8.1993, S. 1). 

Artikel'13 AbsätZe 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

12. 386 L 0363: Richtlinie 86/363/EWG des Rates vom 24. Juli 1986 über die Festsetzung 
von Höchstgehalten an Rückständen vOn Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und in 
Lebensmitteln tierischen Ursprungs (ABI. Nr. L 221 vom 7.8.1986, S. 43), geändert 
durch: 

393 L 0057: RichtIini.e 93/57/EWG des Rates vom 29. Juni 1993 (ABI. Nr. L 2] 1 
vom 23.8.1993, S. 1). 

Artikel 13 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 
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15. 386 L.0469: Richtlinie 86/469/EWG des Rates vom 16. September 1986 über die 
Untersuchung von Tieren und von frischem Fleisch auf Rückstände (ABI. Nr. L 275 
vom 26.9.1986, S. 36), zuletzt geändert durch: 

389 D 0187: Entscheidung 89/187/EWG des Rates vom 6. März 1989 (ABI. Nr. L 
66vom 10.3.1989, S. 37). . 

Artikel 14 Absätze 2 und 3; Absatz,4 wird Absatz 3. 

14. 388 L 0407: Richtlinie 88/407/EWGdes Rates vom 14. Juni 1988 -Zuf Fe~tIegung der 
tierseuchenrechtliChen Anforderungen an den innergemeinscha~ichen Handelsverkehr mit 
Samen von Rindern und an dessen Einfuhr (ABI. Nr. L 194 vom 22.7.1988, S. 10), 
zuletzt geändert durch: 

393 L 0060: Richtlinie 93/60/EWG des ·Rates vom 30. Juni 1993 (ABI. Nr. L 186 
vom 28.7.1993, S. 28). 

Artikel 18 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 
. , 

15. 390 L 04i9: Richtlinie 90/429/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur FestIegung der 
tierseuchenrechtlichen Anforderungen an den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit 
Samen von Schweinen und an dessen Einfuhr (ABI. Nr. L 224 vom 18.8.1990, S.62) 

Artikel 19 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird Absatz 3. 

16. 390 L 0667: Richtlinie 90/667/EWG des Rates vom 27. November 1990 zum Erlaß 
veterinärrechtlicher Vorschriften für die Beseitigung, Verarbeitung und Vermarktung 
tierischer Abfälle und zum Schutz von Funermineln tierischen Ursprungs, auch aus 
Fisch, gegen Krankheitserreger sowie zur Änderung der Richtlinie90/425/EWG 
(ABI. Nr. L 363 vom 27.12.1990; S. 51), zuletzt geändert durch: 

392 L 0118:- Richtlinie 92/118/EWG des Rates· vom 17. Dezember 1992 
(ABI. Nr. L 62 vo~ 15.3.1993, S.49). 

. . 

Artikel 18 Absätze 2 und 3; die Absätze 4 und 5 werden Zu den Absätzen 3 und 4 .. 
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VI. VERKEHR 

A.LANDVERKEHR 

1. 370 R 1108: Verordnung (EWG) Nr. 1108/70 des Rates vom 4. Juni_1970 zur Einführung einer I .. 

Buchführung über die Ausgaben für die Verkehrswege des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffs- . 
verkehrs (ABI. _Nr. L 130 vom 15.6.1970, S. 4), geändert durch: 

370 R 2598:Yerordnung (EWG) Nr. 2598/70 vom 18. Dezember 1970 (ABI. Nr. L 278 vom 
23.12.1970, S. 1) 

371 R 0281: Verordnung (EW G) N r. 281/71 . der KOmmis~ion VOm 9 . Februar 1971 
(ABI.Nr. L 33 vom 10.2.1971, S. 11) 

172B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Apassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlandsund des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

179 H: Akte über die BeitrinSbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19 .11.19?~, S. 17) . 

379 R 1384: Verordnung (EWG) Nr. 1384{79 des Rates vom 25. Juni 1979 
(ABI. Nr. L 167 vom 5.7.1979, S. 1) 

381 R 3021: Verordnung (EWG) Nr. 3021181 des Rates vom 19, Oktober 1981 
(ABI. Nr. L 302 vom 23.10.1981, S. 8) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der-Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11 .1985, 
S.23) 

390 R 3572: Verordnung (EWG) Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 (AB!. Nr. 
L 353 vom 17.12.1990, S. 12). . 

Anhang II wird wie folgt ergänzt: 

a) Unter der Überschrift "A.1. EISENBAHNEN - H'auptnetze" wird folgendes eingefüit: 

-Republik Österreich 
- Österreich ische Bundesbahnen eÖBB)" 
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·Königreich Norwegen 
'- Norges Statsbaner (NSB)" 

• Republik Finnland 
- ValtionrautatietiStatsjärnvägarna (VR)" 

·Königreich Schweden 
Statens järnvägar (SJ)" ~ 

, , 

b) Unter der Überschrift "A.2. EISENBAHNEN - Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs, die 
an das Hauptnetz angeschlossen sind (ausgenommen Stadtbahnen)" wird folgendes eingefügt: 

"Königreich Norwegen 
Norges Statsbaner (NSB) 

RepUblik Finnland 
ValtionrautatietiStatsjärnvägarna (VR) 

Königreich Schweden 
InJandsbanen Aktiebolag (lBAB) 
Malmö-Limharnns-J ärilväg (MU) 
VäXjö-Hultsfred-Västerviks Järnväg (VHVJ) 
Johannesberg-Ljungav~rks Järnväg (JU)". 

c) Unter der Überschrift "S: STRASSE" wird folgendes eingefügt: 

"Republik Osterreich ' 
1. Bundesautobahnen 
2. Bundesstraßen 
3. Landesstraßen 
4. Gemeindestraßen" 

"Königreich Norwegen 
1 . Riksveger 
2. Fylkesveger 
3. Kommunale veger" 

"Republik Finnland 
1. Päätiet/Huvudvägar 
2. Muut maantiet/Övtiga landsvägar 

'/, 

3. Paikallistiet/Bygdevägar " 
4. Kadut ja kaavatiet/Gator och planlagda vägar" 

"Königreich Schweden 
1. Motorvagar 
2. Motortrafikleder 
3. Övriga vägar". 
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2. 371 R 0281: Verordnung (EWG) Nr. 281/71 der Kommission vom 9. Februar 1971 zur 
Festlegung des in Artikel 3 Buchstabe e) der Verordnung (EWG) Nr. 1108/70 des Rates vom 4. 
Juni 1970 genannten Verzeichnisses der Seeschiffahrtsstraßen (ABI. Nr. L 33 vom 10.2.1971, 
S. 11), geändert durch: ' 

172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des ! . 
Königreichs Dänemark, Irlands und _ des Vereinigten Königreichs Großbritaruiien und 
Nordirland (ABi. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die AnpaSsungen der Verträge.- Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11. I 985, 
S. 23). - -

Der Anharig wird wie folgt ergänzt: 

"Finnland 
Saimaan kanavaiSaima kanal 
Saimaan vesistö/Saimens vattendrag· 

Schweden 
Trollhätte kanal und Göta älv 
Vänersee 
Södertälje kanal 
Mälarsee". 

3. 385 R 3821: Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das 
Kontrollgerät im Straßenverkehr (ABI. Nr. L 370 vom 31.12'.1985, S. 8), geändert durch: 

390 R 3314: Verordnung (EWG) Nr. 3314/90 vom 16. November 1990 (ABI. Nr. L 318 vom 
17.11.1990, S. 20) 

390 R 3572: Verordnung (EWG) Nr. 3572/90 des Rates vom-4. Dezember 1990 (ABI. Nr. 
L 353 vom 17.12.1990, S. 12) 

392 R 3688: Verordnung (EWG) Nr. 3688/92 der Kommission vom21. Dezember 1992 
(ABI. Nr. L 374 vom 22.12.1992, S. 12). 

Folgendes wird in die Aufzählung in Anhang n Nummer 1 erster Gedankenstrich eingefügt: 

"Österreich 12" 
"Finnland 17'.' 
"Norwegen 16" 
"Schweden 5". 
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4. 391 L 0439: Richtlinie 91/439/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 über den Führerschein (ABl.Nr. 
L 237 vom 24.~.1991, S. 1) 

a) Anhang I Nummer 2 dritter Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

"- das Unterscheidungszeichen des Mitgliedstaats, der den Führerschein ausstellt, wie folgt: 

B: Belgien L: Luxemburg 
DK: Dänemark NL: Niederlande 
D: Deutschland N:. Norwegen 
GR: Griechenland A: Österreich 
E: Spanien P: PortugaJ 
F: Frankreich FIN: Finnland 
IRL: Irland ' S: Schweden 
I: Italien ,- UK: Vereinigtes Königreich". 

b) Anhang I Nummer 3 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: , 

, ' 

"Will ein Mitgliedstaat diese Eintragungen in einer anderen Landessprache abfassen als einer 
. der folgenden Sprachen: dänisch,_ deutsch, englis~hj finnisch, französisch, griechisch, 

italienisch, niederländisch, norwegisch, portugiesisch, spanisch, schwedisch, so erstellt er 
unbeschadet der übrigen Bestimmungen dieses Anhang~ unter Verwendung einer der 
vorgenannten Sprachen eine zweisprachige Fassung des Führerscheins." 

. 5. 392 L 0106: Richtlinie 92/106/EWG des Rates vom 7. Dezember 1992 über die Festlegl)ng 
gemeinsamer Regeln für bestimmte Beförderungen -im kombinierten Güterverkehr zwischen 
Mitgliedstaaten (ABl. Nr. L 368 vom 17: 12.1992, S. 38) 

Folgendes wird in Artikel 6 Absatz 3 eingefügt: 

" 

" 

" 

" 

Österreich: 
Straßenverkehrsbeitrag " 

Finnland: 
varsinainen ajoneuvovero/egentlig fordonsskatt" 

Norwegen: 
. vektärsavgift" 

Schweden: 
fordonsskatt" . 
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6. -392 L 0881: Verordnung (EWG) Nr. 881/92 desRates vom 26. März 1992 über den Zugang zum 
Güterkraftverkehrsmarkt in der Gemeinschaft für Beförderungen aus oder nach einem Mitgl iedstaat 
oder durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten (ABI. Nr. L 95 vom 9.4.1992, S. 1) 

Folgendes wird in Anhang I (blaues Kraftpapier), Fußnote 1 eingefügt: 

"(A) Österreich" ab dem 1. Januar 1997, "(FIN) Finnland", "(N) Norwegen", "(S) Schweden". 

- 7. 392 R 1839: Verordnung (EWG) Nr. 1839/92 der Kommission vom 1. Juli 1992 mit Durch
,führungsvorschriften zur. Verordnung (EWG) Nr. 684/92 des Rates hinsichtl ich der Beförderungs~ 
dokumente für den grenzüberschreitenden Personenverkehr (ABI. Nr. L 187 vom 7.7.1992, S. 5), 
geändert durch: 

, 

393 R 2944: Verordnung (EWG) Nr. 2944/93 der Kommission vom 25. Ohober1993 
(ABI. Nr. L 266 vom 27.10.1993, S. 2). 

Folgendes wird in Anhang I A Fußnote 1, in Anhang IV erste Fußnote 1 und 'in Anhang V 
Fußnote 1 eingefügt: 

"(A) Österreich", "(FIN) Finnland", n(N) Norwegen", "(S) Schweden". 

8. 392 R 2454: Verordnung (EWG) Nr. 2454/92 des Rates vom 23. Juli 1992 zur Festlegung der 
Bedingungen für die Zulassung von Verkehrs unternehmen zum Personenverkehr mit Kraftomni
bussen innerhalb eines Mitgl iedstaats , in dem sie nicht ansässig sind (ABI. Nr. L 251 vom 
29.8.1992, S. I") 

Folgendes wird in Fußnote 1 in Anhang I (Bescheinigung) eingefügt: 

"A (Österreich)", "FIN (Finnland)", '''N (Norwegen)", "S (Schweden)". 

Folgendes wird in Fußnote·l in Anharig 11 (Umschlagseite des Fahrtenblattheftes) eingefügt: 

"Östen:eich (A)", "Finnland (FIN)", "Norwegen (N)", "Schweden (S)". 

Folgendes wird in Anhang III eingefügt: 

"A", "FIN", "N", "S". 

AA-AFNS 3 FINAL 197 D 

" 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 293 von 728

www.parlament.gv.at



9. 393 LOO89: Richtlinie 93/89/EWG des Rates vom 25. Oktober 1993 über die Besteuerung 
bestimmter Kraftfahrzeuge zur Güterbeförderung sowie die Erhebung von· Maut- und 
Benutzungsgebühren für bestimmte Verkehrswege durch die Mitgliedstaaten (ABI. Nr. L 279 vom 
12.11.199~~ S. 32) . 

Folgendes wird· in Artikel· 3.· Absatz 1 eingefügt: 

" Österreich 
Kraftfahrzeugsteuer tt 

"Finnland 
varsinainen ajoneuvovero/egentlig fordonsskatt" 

"Norwegen 
vektärsavgift " 

"Schweden 
fordonsskatt" . 
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B. EISENBAHNVERKEHR 

-
1. 369 R 1192: Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates vom 26. luni 1969 über gemeinsame 

. . Regeln für die Normalisierung der Konten der Eisenbahnunternehmen (ABI. Nr. L 156 vom 
28.6.1969, S. 8), geändert durch: ". 

172 B:AkteÜber die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs - Dänemark, Irlands' und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die' Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11. ]985, 
S.23) 

390 R 3572: Verordnung (EWG) Ne. 3572/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. 
L 353 vom 17.12.1990, S. 12). . 

'-
Folgendes wird in Artikel 3 eingefügt: 

" Österreichische Bundesbahnen (ÖBB)" 
"- NorgesStatsbaner (NSB)" 
" 
" 

V aItionrautatiet/Statsjärnvägarna (VR)" 
Statens järnvägar (Sl) " . 

2. 377 R 2830: Verordnung (EWG) Nr. 2830177 des Rates vom 12~ Dezember 1977 über. 
Maßnahmen zur Herstellung der-Vergleichbarkeit der ReChnungsführung und der Jahresrechnung 
von Eisenbahnunternehmen (ABI. Nr. L 334 vom 24.12.1977, S. 13), geändert durch: 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.]1.1979, S. 17) " 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

390 R 3572: Verordnung (EWG) Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. 
L 353 vom 17.12.1990, S. 12). 
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Folgendes wird in Artikel 2 eingefügt: 

" 

" 
" 

Österreich ische Bundesbahnen (ÖBB)" 
Norges Statsbaner (NSB)" 
Y altionrautatiet/Statsjärnvägarna (VR)" 
Statens jän1Vägar(SJ)". 

3. 378 R 2183: Verordnung (EWG) Nr. 2183/78 des.Rates vom 19. September 1978 zur Festlegung 
einheitlicher Grundsätze für die Kostenrechnung der Eisenbahnunternehmen (ABI. Nr. L 258 vom 
21.9.1978, S. 1), ,geändert durch: 

179H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr.L 291vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
, Königreichs Spanien und der Portugiesischen ,Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

390 R 3572: Verordnung (EWG) Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI.Nr. 
L 353 vom 17.12.1990, S. 12). 

Folgendes wird in Artikel 2 eingefügt: 

" Österreichische Bundesbahnen (ÖBB)" 
Norges Statsbaner (NSB)" 

", Valtiorirautatiet/Statsjärnvägarna (VR)" 
Statens järnvägar (SJ)". 

4. 382D 529: En,tscheidung 82/529/EWG des Rates vom 19. Juli-I982 über die Preisbildung im " 
grenzüberschreitenden Eisenbahngüterverkehr (ABI. Nr. L 234 vom 9.8.1982, S. 5), geändert 
durch: " 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge,. Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11. 1985, 
S.23) 

390 R 3572: Verordnung (EWG)Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. -
< L 353 vom 17.12.1990, S. 12). 

Folgendes wird in Artikel 1 eingefügt: 

"- Österreich ische Bundesbahnen (ÖBB)" 
Norges Statsbaner (NSB)" 11 

"- V altionrautatietiStatsjärnvägarna (VR)" 
Statens järnvägar (SJ)". 11 
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5. 383 D 0418: Entscheidung 83/418/EWG des Rates vom 25. 1 uli 1983 über die kommerzielle 
Selbständigkeit, der Eisenbahn~nternehmen bei der Verwaltung ihres grenzüberschreitenden 
Personen- und Gepäckverkehrs (ABI. Nr. L 237 vom 26.8.1983, S. 32), geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassung!!n der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und,der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) .. 

390 R 3572: Verordnung (EWG) Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dez'ember 1990 (ABI. Nr. 
L 353 vom 17.12.1990, S. 12). 

Folgendes wird in Artikel 1 eingefügt 

" 
" 

Österreich ische Bundesbahnen (ÖBB)" 
Norges Statsbaner (NSB)" 

"- V altionrautatiet/Statsjärnvägarna (VR)" 
Statens järnvägar (51)". " 

C. BINN:ENSCHIFFSVERKEHR 

1. 377 D 0527: Entscheidung 77/527/EWG der Kommission vom 29. Juli 1977 zur Aufstellung der 
Liste der: Seeschiffahrtsstraßen im Sinne der Richtlinie 76/135/EWG des Rates (Am. Nr. L 209 . 
vom 17~8.1977, S. 29), geändert durch: 

'378 L 1016: Richtlinie 7811016/EWG des Rates vom 23. November 1978 (ABI. Nr. L 349 
,vom 13.12.1978, S. 31) . 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.1.1.1985, 
S.23). . 

Folgendes wird der Liste im Anhang hinzugefügt: 

"SUOMI 
Saimaan kanava/Saima kanal 
Saimaan vesistö/Saimens vattenorag 

SVERIGE 
Trollhätte kanal und Göta älv . 
Vänersee 
Mälarsee 
Södertälje kanal 
Falsterbo kanal 
Sotenkanalen 11 • 
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2. 382 L 0714: Richtlinie 821714/EWG des Rates vom 4. Oktober 1982 über die technischen 
Vorschriften für Binnenschiffe (ABI. Nr. L 301 vom 28.10.1982, S. 1) 

Anhang I wird wie folgt ergänzt:-

a) Folgendes wird in "KAPITEL.I''' "Zone 2" hinzugefügt: 

"Sclnveden 
Trollhätte kanal und Göta älv' 
Vänersee 
Södertälje kanal 
Mälarsee 
Falsterbo kanal 
Sotenkanalen" . 

~) Folgendes wird in ~APITEl:; II" ':Zone 3" hinzugt(fügt: . 

. " Österreich 
Donau von der österreichisch-deutschen Grenze bis zur österreichisch-slowakischen Grenze 

Schweden 
Göta.kanal 
Vättersee" . 

c) Folgendes wird in "KAPITEL III" "Zone 4" hinzugefügt: 

"Schweden 
Alle Flüsse, Kanäle und Binnenseen, außer denen der Zonen 1, 2 und 3". 

3.391 L0672: Richtlinie 91/672/EWG des Rates vom 16. Dezember"i991 über die gegenseitige 
Anerkennung der einzelstaatlichen Schiffspatente für den Binnenschiffsguter- und-personenverkehr 
(ABI. Nr. L 373 vo·m3L12.1991, S. 29) 
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a) Anhang I wird wie folgt ergänzt: 

i) Unter der Überschrift "GRUPPE A" wird folgendes hinzugefügt: 

"Republik Finnland: 
Lai vurinkirj a/Skepparbrev, 
Kuljettajankirja I ja II/Förarbrev I. 

Königreich Schweden: 
Bevis om behörighet som skeppare A, 
Bevis om behörighet som styrman B, 
Bevis om bel!örighet som styrman A,
Bevis om behörighet som sjökapten". 

i~) Unter der Überschrift "GRUPPE B" wird folgendes hinzugefügt: 

"Republik Österreich 
Kapitänspatent A, 
Sch iffsführerpatent A. 

Republik Finnland 
Laivurinkirja/Skepparbrev,
Kuljettajankirja I1Förarbrev I". 

b) In Anhang II wird folgender Wortlaut hinzugefügt: 

"Republik Finnland • 
Saimaan kanava/Saima kanal, Saimaan vesistö/Saimens vattendrag" 

"Königreich Schweden 
Trollhätte kanal und Göta älv, ,Vänersee, _ Mälarsee, Södertälje kanal, Falsterbo kanal, 
Sotenkanalen" . 

D. FLUGVERKEHR 

1.392 R 2408: Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates vom 23. Juli 1992 über den Zugang' von 
Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft zu Strecken des iimergemeinschaftlichen Flugverkehrs 
(ABI. Nr. L 240 vom 24.8.1992, S. 8) 

a) Folgendes wird in ANHANG 1; "Verzeichnis der Flughäfen der Kategorie 1" eingefügt: 

"ÖSTERREICH: 'Wien" 
"FINNLAND: Helsinki-V antaa/Helsingfors Vanda" 
"NORWEGEN: Flughafensystem Oslo" ,-
"SCHWEDEN: Flughafensystem Stockholm ". 
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b) Folgendes wird in ANHANG 11, "Verzeichnis der Flughafensysteme" hinzugefügt: 

"NORWEGEN: -
"SCHWEDEN: ' 

Oslo-Fornebu/Gardermoen" 
Stockholm-Arlanda/Bromma" . 

2. 393 L 0065: Richtlinie 93/65/EWG des Rates vom 19. Juli 1993 über die Aufstellung lind 
Anwendung kompatibler technisc~er Spezifikationen für die Beschaffung von Ausrüstungen und 
Systemen für das Flugverkehrsmanagement (ABI. Nr. L 187 vom 29.i1993, S. 52) 

- Folgendes wird in ANHANG II eingefügt: 

" Österreich 

Austrocontrol GmbH 
Schnirchgasse 11 
A-I030 Wien" 

"Finnland 

Ilinail ul aitos/Luftfartsver ket 
P.O. Box 50 
FIN -01531 y'antaa 

Die Beschaffungen für kleine Flugplätze und Flugfelder können von den jeweiligen Gebietskörper
schaften oder von den Eigentümern vorgenommen werden." 

"Norwegen 

Luftfartsverket 
P.O. Box 8124 Dep. 
N-00320s10 

Oslo Hovedflyplass, AIS 
P.O. Box 2654 St. Hanshaugen 
N-0131 Oslo -

Die Beschaffungen für kleine Flugplätze und Flugfelder können von den jeweiligen Gebietskörper
schaften-oder von den Eigentümern vorgenommen werden." 

"Schweden 

Luftfartsverket 
S-601 79 Norrköping" 
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VII. ENTWICKLUNG 

391 D 0482: Beschluß 911482/EWG des Rates vom 25. Juli 1991 über die Assoziation der 
überseeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (ABI. Nr. L 263 
vom 19.9.1991, S. 1) 

a) In Anhang 11 Artikel 13 Absatz 3 wird folgendes hinzugefügt:. 

UANNETTU JÄLKIKÄTEEN/UTFÄRDAT I EFTERHAND", "UTSTEDT IETTERHAND", 
"UTFÄRDAT I EFTERHAND". 

b) In Anhang 11 . Artikel 14 wird folgendes hinzugefügt: 

"KAKSOISKAPPALE/DUPLIKA T", "DUPLIKAT" , "DUPLIKAT". 

c) In Anhang 1II Artikel 3 wird folgendes hinzugefügt: . 

"KAKSOISKAPPALE/DUPLIKAT", "DUPLIKAT", "DUPLIKAT". 
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VIII. UMWELT 

A. GEWÄSSERSCHUTZ UND WASSERWIRTSCHAFT 

1. 376 L 0160: Richtlinie 76/160/EWG des Rates vom 8. Dezember 1975 über die Qualität der 
, Badegewässer (ABI. Nr. L 31 vom 5.2. 1976, S. 1), geänClert durch: 

179 H: Akte über die Bedingungen des Beitrittsund die Anpassungen der Verträge - Beitritt 
der Republik .Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akt.e über die Bedingungen des Beitritts und die Anpassungen -der Verträge - Bei'tritt 
des !.(önigreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302vom 15.11.1985, 
S.23) ,. . 

390 L 0656: Riehtlinie 90/656/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
. 17.12.1990, S. 59) 

391 L 0692:RiChtlinie911692/EWG des Rates vom 23. Dezember 1991 (ABI. Ni". L 377 vom 
31.12.1991, S.48). 

In Artikel 11 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch' "vierundsechzig" ersetzt. 

2. 377 D0795: Entscheidung i7/7951EWG des Rates vom 12. Dezember 1977 zur Einführung eines 
gemeinsamen Verfahrens zum Informationsaustausch über die Qualität des Oberflächensüßwassers 
in der Gemeinschaft (ABI. Nr. L 334 vom 24.12.1977, S. 29), geändert durch: 

. .. 

179 H: Akte über die Bedingungen des Beitritts und die Anpassungen der Verträge - Beitritt 
der Republik Gtiechenland (ABI. N r. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Bedingungen des Beitritts und die Anpassungen der Veitr,äge- Beitritt. 
des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L ~02 vom 15.11.1985, 

, S. 23) . 

381 D 0856: Entscheidung 81/856/EWG des Rates vom19. Okto15er 1981 (ABI. Nr. L 319 
vom7.11.1981, S. 17) 

384 D 0422: Entscheidung 84/422/ EWG des Rates vom 24. Juli 1984 (ABI. Nr. L 237 vom 
5.9.1984, S. 15) 

AA-AFNS 3 FINAL 

I -

206 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)302 von 728

www.parlament.gv.at



386 D 0574: Entscheidung 86/574/EWG des Rates vom 24. November 1986(ABI. Nr. L 33.5· 
vom 28.11.1986, S. 44). 

a) In Artikel 8 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" ersetzt. 

b) Anhang I "LISTE DER AM INFORMATIONS AUSTAUSCH TEILNEHMENDEN 
PRQBENA,HME- ODER MESSSTA TIONEN" wird wie folgt ergänzt: 

lochenstein 
Abwinden-Asten 
Wolfsthal 
Lavamünd 
Kufstein/Eri 
Oberndorf 
Bad Radkersburg 

Kai kkistenkoski 

"ÖSTERREICH' 

Probenahme- oder Meßstationen 

2203,8 km oberhalb der Mündung 
2 119,9 km oberhalb der Mündung 
1 873,5 km oberhalb der Mündung 
2,1 km oberhalb des Verlassens österreichischen Gebiets 
204, 03 km oberhalb der Vereinigung mit der Donau 
47,2 km oberhalb der Vereinigung mit dem Inn 
101,4 km oberhalb der Vereinigung mit d.er Drau 

FINNLAND 

Probenahme-oder Meßstationen 

Pori-Tampere Brücke 
Mans ikkakoski 
Raasakka Brücke 
Merikoski Brücke 
Isohaara Brücke 
Kukkolankoski 
Virtaniemi 

Station Nr. 4800, Ausfluß des Paijänne-Sees 
Station Nr. 8820, 7,5 km oberhalb Pori 
Station Nr. 2800, Ausfluß des Saimaa:-Sees 
8.0 km oberhalb Ii 
Station Nr. 13000, Oulu Stadt 
Station Nr. 14000, Kemi Stadt 
Station Nr. 14310, l3 km oberhalb Tornio 
Station Nr.t4400, Ausfluß des Inari-Sees 

AA-AFNS 3 FINAL 

Flüsse 

Donau 
Donau 
Donau 

. Drau 
Inn 
Salzach 
Mur 

Flüsse 

Kymi 
Kokeri1äenjoki 
Vuoksi 
Ii 
Oulujoki 
Kemijoki 
Torniojoki 
Paatsjoki 
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NORWEGEN 

Ptobenahme- oder Meßstationen 

"Sarpsfossen 40 km nach dem Ausfluß bei 
oFredrikstad 

Bingsfossen/Fetsund 0120 km nach dem Ausfluß bei 
I 

Fredrikstad 
Skjefstadfossen/Elverum 280 km nach dem Ausfluß bei 

Frederikstad 
Vennesla 15 km nach dem Ausfluß bei 

Kristiansand . 
Mosj0en 2 km nach de~ Ausfluß bei 

Mosj0en 

Flüsse 

Glomma 

Glomma 

Glomma 

Otra 

Vefsna 

Alta 2 km nach Ausfluß bei Alta Almelva"o 

• 
SCHWEDEN 

Proben ahme- oder Meßstationen Flüsse 

Luleä . Station Nr. 009 Lule älv 
Stornorrfors Station Nr. 028 Urne älv 
Bergeforsen . Station Nr. 040 Indalsälven 

, . 
" Alkarleby Station Nr. 053 Dalälven 

Stockholm Station N r. 061 Narrström 
Norrköping Station Nr. 067 Motala ström 
Mörrum Station Nr. 086 Mörrumsan 
Helsingborg Station Nr. 094 Rään 
Laholm Station Nr. 098 Lagan 
Alelyckan Station Nr. 108 Göta älv 

3. 378 L 0659: Richtlinie 78/659/EWG des Rates vom 18. Juli 1978 über die Qualität von 
Süßwasser, das schutz- oder verbesserungsbedürftig ist, um das Leben von.Fischen zu erhalten 
(ABI. Nr. L 222 vom14.8.1978, S. 1), geändert durch: 

. 179 H: Akte über die, Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) ~ 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
. Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, . 
S.23) 

390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 59) -
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391 L 0692:Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. Dezember 199 r (ABI. Nr. L 377 vom 
31.12.1991, S. 48). 

,In Artikel 14 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzJg" 'durch "vierundsechzig" ersetzt. 

, 4. 379 L0869: Richtlinie 79/869/EWG des Rates vom 9. Oktober 1979 über die Meßmethoden 
sowie über die Häufigkeit der Probenahmen und der Analysen des Obertlächenwassers für die 

. Trinkwassergewinnung der Mitgliedstaaten (ABI.·Nr. L271 vom 29.10.1979" S. 44), geändert 
durch: 

381 L0855: Richtlinie 81/855/EWG des Rates vom 19. Oktober 1981 (ABI. Nr. L 319 vom 
7.11.1981, S. 16) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) . 

390 L-0656: Richtlinie 901656/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI" Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 59) . 

391 L 0692: Richtlinie 911692/EWG des Rates vom 23. Dezember 1991 (ABI. Nr. L 377 
vom 31.12.1991, S. 48). 

In Artikel 11 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vier4ndsechzig" ersetzt. 

5. 380 L 0778: Richtlinie 801778/EWG des Rates vom 15. Juli 1980 über die Qualität von Was~er 
für den menschlichen (iebrauch (ABI. Nr. L 229 vom 30:8.1980, S.II), geändert durch: 

381 L 0855: Richtlinie 81/855/EWG des Rates vom 19. Oktober 1981 (ABI. Nr. L 319 vom 
7.11.1981, S.16) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) . 

390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 59) 
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391 L 0692:Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23._ Dezember 1991 (ABI. Nr. L 377 vom 
31.12.1991, S. 48): 

In Artikel 15 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundJünfzig" durch "vierundsechzig" ersetzt. 

6. 382 L 0883: Richtlinie 82/883/EWG des Rates vom 3. Dezember 1982 über die Einzelheiten der . . 

Überwachung und Kontrolle der dllrch die Ableitungen aus der Titandioxidproduktion betroffenen 
Umweltmedien (ABI. Nr. L 378.vom 31.12.1982, S. 1), geändert durch: 

185 I:-Akte über die BeitrittsbedingUngen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.1 L 1985, 
S.23). -

- . 
In Artikel 11 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" ersetzt. 
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B. KONTROLLE DER LUFTVERSCHMUTZUNG 

1, 380 L 0779: Richtlinie 801779/EWG des Rates-vom 15. Juli 1980 über Grenzwerte und Leitwerte 
der Luftqualität für Schwefeldioxid und Schwebestaub (ABI. Nr. L 229 vom 30.8.1980, S. 30); 
geändert durch: 

381 L 0857: Richtlinie 811857/EWG des Rates vom 19. Oktober 1981 (ABI. Nr. L 319 vom 
7.1l.1981, S. 18) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.1 L 1985, 
S.23) 

389 L 0427:--Richtlinie 89/427/EWG des_Rates vom.21. Juni 1989 (ABI. Nr. L 201 vom 
14.17.1989, S_ 53) 

390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 59) 

391 L 0692: Richtlinie 911692/EWG des Rates vom 23. Dezember 1991 (ABI. Nr. L 377 ' 
vom 31.12.1991, S. 48). 

In Artikel 14 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" ersetzt. 

2. 382 L 0884: Richtlinie -82/884/EWG des Rates vom 3. Dezember 1982 betreffend einen Grenzwert 
für den Bleigehalt in der Luft (ABI. Nr. L 378 vom 3l.12.1982, S. 15), geändert durch: 

390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 59) 

391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. Dezember 1991 (ABI. Nr. L 377 
vom 3l.12.1991, S. 48). 

In Artikel 11 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" ersetzt. 

3. 385 L 0203: Richtlinie 85/203/EWG des Rates vom 7. März 1985 ü1;>er Lu-ftqualitätsnormen für 
Stickstoffdioxid (ABI. Nr. L 87 vom 27.:rr985, -So 1), geändert durch: 

385 L 0580: Richtlinie 85/580/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 (ABI. Nr. L 372 
vom 31.12.1985, S. 36) 

390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 59) 

391 L.0692: Richtlinie Q1/692/EWG des Rates vom 23. Dezember 1991 (ABI. Nr. L 377 
vom 31.12.1991, S. 48). 
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In Artikel 14 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" ,durch "vierundsechzig" ersetzt. 
- ., 

4. 385 L 0210: Richtlinie 85l210/EWG des Rates vom 20. März 1985 zur Angleichung der 
Recht~vorschriften der Mitgliedstaaten über den Bleigehalt von Benzin (ABI. Nr. L 96 vom 
3.4.~985, S. 25), geändert durch~ 

385 L 0581: Richtlinie 85/581/EWG des Rates vom 10. Dezember 1985 (ABI.Nr. L 372 
vom 31.12.1985, So 37) 

387 L 0416: .Richtlinie 87/416/EWG des Rates vom 21. Juli 1987 (ABI. Nr. L 225 vom 
13.8.1987, S. 33). . 

In Artikel 12 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" dwrch "vierundsechzig" ersetzt .. 

5. 387 L 0217: Richtlinie 87/217/EWG des Rates Vom 19. März 1987 zur Verhütung und I 

Verringerung der Umweltverschmutzung durch Asbest (ABI. Nr.L 85 vom 28.3.1987, S. 40), 
geändert durch: 

. . 

390 L ·0656: Richtlinie 90/656/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
.17.12.1990, S. 59) 

391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. Dezember 199J(ABI. Nr. L 377 
vom31.12J991, S. 48). 

1- . 

In Artikel 12 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" ersetzt. 

6. 388 L 0609: Richtlinie 88/609/EWG des Rates vom 24. November 1988 zur Begrenzung von' 
Schadstoffemissionenvon Großfeuerungsanlagen in die~Luft (ABI. Nr. L336 vom 7,12.1988, 
S. 1), geändert. durch: - -

390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 59). 

a) In Anhang I werden in der Tabelle "HÖCHSTMENGENUND VERRINGERUNG DER 
S02-EMISSIONEN FÜR BESTEHENDE ANLAGEN" in den angegebenen Spalten die 
folgenden Werte eingefügt: 

0 1 2 J 4 5 6 7 8 9 

Emlssions~ils~~n Vcrrm.;~n..In& ,e~nüb.:.r Vcr~~c:~ ~c:,cnÜbc( 
SO,·Emission:n &:, (1 000 t/Jahr) Emission:n i980 in v.H. ang.epaßten Emissi~n 1980 in 

Mlt~lieds""'t Großfeu<fUO&S' - v.H. 
anla~ 1980 
(I (XX) t) PIasc.1 PIasc 2 PIasc J PIasc I PIasc 2 Phase 3 Phase I PIasc 2 Phase 3 

19-13 Im 2003· 1993 1m 2003 1993 1m 2003 

Ösiem:ich 90 54 36 27 "-10 .<fJ -70 -10 -KJ C70 

Finnland 171 102 68 51 -10 .<fJ -70 -10 ;-6l -70 
&h .... 'eden 112 67 45 34 -10 ~ -70 -10 .<fJ -70 
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b) In Anhang II werden in der Tabelle "HÖCHSTMENGEN, UNDVERRINGERUNG DER 
NOx-EMISSIONEN FÜR BESTEHENDE ANLAGEN" in den angegebenen Spalten die 
folgenden Werte eingefügt: . 

0 I 2 3 4 S 6 

NO.- NO •• Emissionsb.3chslmr:::~.:n Verring~1'1.JI'l!:. tl!~nüber 

Emissionen I 000 ,/Jahr) Emission.:n 1980 in v.H. 
"IilgJiedstaal der G.,,6-

fe""runp- P ...... I Ph:= 2 Ph:= 3 Ph:= I r ...... 2 r ...... 3 

anhgen (als 

NO,) 1980 
1993 Im 2003 1993 Im :!003 (1000 t) . 

ÖS",m:ich 19 IS 11 -20 -40 -20 -40 
FinnWld 81 6S 48 -20 -40 -20 -40 
Sch",,"Cdc:n 31 2S 19 -20 -40 -20 -40 

c. LÄRMBEKÄMFPUNG 

379 L 0113: Richtlinie 79/113/EWG des Rates vom 19. Dezember 1978 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die Ermitt.lung des Geräuschemissionspegels von 
Baumaschinen und Baugeräten (A.BI. Nr. L 33 vom 8.2.1979, S. 15), geändert durch: . 

179 H: Akte· über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt ·der 
Republik Griechenland (ABI. Nr.' L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

- 381 L 1051: Richtlinie 81/l051/EWG des Rates vom 7. Dezember 1981 (ABL. Nr. L 376 vom 
30.12.1981, S.49) 

- 385 L 0405: Richtlinie 85/405/EWG der Kommission vom 1l. Juli 1985 (ABI. NcL 233 vom 
30-.8.1985, S. 9) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.1l.1985, S. 23). 

In Artikel 5 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch. "vierundsechzig" ersetzt. 
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. D. CHEMISCHE STOFFE, INDUSTRIELLE RISIKEN UND BIOTECHNOLOGIE 

1. 367 L 0548: Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur-Angleichung der Rechts
und Verwaltungsvorschriften für- die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher 
Stoffe (ABI. Nr. L 196 vom 16.8.1967, S.I), zuletzt geändert durch: 

391 L 0339: RiChtlinie 911339/EWG des Rates vom 18. Juni 1991 (ABI. Nr. L 186 vom 
12.7.1991, S. 64) . 

. In Artikel 21 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" ersetzt. 

2. 378 D 0618: Beschluß 78/618/EWG der Kommission vom 28. Juni 1978 zur Einsetzung eines 
Beratenden wissenschaftlichen' Ausschusses für die Prüfung' der Toxizität und Okotoxizität 
chemischer Verbindungen (ABI. Nr. L 198 vom 22.7.197-8, S. 17), geändert durch: 

_179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom J9.11.1979, S.17) 

380 D 1084: Beschluß 801l084/EWG der Kommission (ABI. Nr. L 316 vom 25.11.1980, 
S.21) 

185 I: Akte ü5er die Beiirittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15~ 11.1985, 
S.23) . . . . 

388 D 0241: Beschluß 88/241/EWG der Kommission (ABI. Nr. L 105 vom 26.4.1980, 
S.29). 

In Artikel 3 Absatz i wird die Zahlenangabe "vierundzwanzig" durch "zweiunddreißig" und die 
Zahlenangahe "zwölf" durch "sechzehn" ersetzt. 
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3. 382 L 0501: Richtlinie 82/50l/EWG des Rates vom "24. Juni 1982 über die Gefahren schwt:rt:r 
Unfälle bei bestimmten Industrietätigkeiten (ABI. Nr. L 230 vom 5.8.1982, S.l), geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen uf!d die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI.Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

387 L 0216: Richtlinie 87/216/EWG des Rates vom 19. März 1987 (ABI. Nr. L 85 vom 
28.3.1987;5. 36) 

388 L 0610: Richtlinie 88/610/EWG des Rates vom 24. November 1988 (ABI. Nr. L 336 
vom 7.12.1988, S. 14) 

390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG d~s Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
1.1.12.1990, S. 59) 

391 L 0692: Richtlinie 911692/EWG des Rates vom 23. Dezember 1991 (ABI. Nr. L 377 
vom 3i.12.1991, S. 48). . .. 

In Artikel 16 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" ersetzt. 

4". 391 D 0596: Entscheidung 911596/EWG des Rates vom 4. November 1991 über den formalen 
Aufbau der Zusammenfassung der Anmeldung nach Artikel 9 der Richtlinie 90/220/EWG üb~r 
die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt (ABI. Nr. L 322 
vom 23.11.1991,S.1) . . 

Im Anhang ist unter "INFORMATIONEN NACH ANHANG 11 der Richtlinie 90/220/EWG" in 
Teil A Nummer 3 Buchstabe b Ziffer i folgendes einzufügen: 

"Boreal [ ] Arktisch [ ]". 
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E. ERHALTUNG WILDLEBENDER TIERE UND PFLANZEN 

-1. 379 L 0409: Richtlinie 79/409/EWG vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden 
Vogel arten (ABI. Nr. L 103 vom 25.4 1979, S: I), geändert durch: ' 

. 
179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitrittder 
Republik Griechenland (ABI.,Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

381 L 0854: Richtlinie 811854/EWG des Rates vom 19. Oktober 1981 (ABI. Nr.L31Y vom 
7.11.1981, S.,3) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

385 L 0411: Richtlinie' 85/411/EWGder Kommission vom ~5. Juli 1985 zur Änderung der 
Richtlinie 79/409/EWG des Rates über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten{ABI. Ni". 
L 233 vom 30.8.1985, S. 33) 

386 L 0122: Richtlinie 86/122/EWG des Rates vom 8. April 1986 (ABI. Nr. L 100 vom 
16.4.1986, S. 22) 

390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG des Rates' vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 59) 

391 L 0244: Richtlinie 911244/EWG des Rates (ABI. t:Jr. L115 vom 8.5.1991, S. 41). 
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" 

a) ANHANG I wird wie folgt geändert: 

L 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

15. 

16. 

17. 

i) . die folgenden Angaben werden in der Tabelle hinzugefügt: 

"40.a 
"71.a 
"lOl.a. 
·"ro3.a 
"105.a 

. "127.a 
"128.a 
"128.b 
"148.a 
" 175~a 

M ergusal bell us " 
Falco rusticolus 't 

. Calidris minuta" 
Limosa lapponica" 
Xenus cinereus" 
Surnia ulula" 
Strix nebulosa" 
Strix .uralensis" 
Anthus cervinus" . 
Emberiza pusilIus" 

ii) . neben den angeführten Nummern werden folgende Spalten hinzugefügt: 

norsk suomi svenska 

Smälom Kaakkuri Smälom 

Storiom Kuikka~· Storlom 

Islom Amerikan jääkuikka Islom 

Horndykker Mtistakurkku-uikku . Svarthakedopping 

M~deirapetrell Madeiranviistäjä Smalnäbbad 
sammetspetrell 

Kappverdepetrell Kanarianviistäjä Tjocknäbbad 
sammetspetrell 

Spisshalepetrell Tyrskykiitäjä . Spetsstjärtad petrell 

Gulnebblire Keltanokkakiitäjä Gulnäbbad lira 

Middelhavslire Pikkukiitäjä Medelhavslira 

Dverglire Kääpiökiitäjä Dvärglira 

Fregattstormsvale Vaaleaulappakeiju Fregattstormsvala 

Havsvale Merikeiju Stormsvala 

Stormsvale Myrskykeiju Klykstjärtad. stormsvala 

PassatstorIflsvaie Madeirankeiju Oceanlöpare 

Storskarv (underart en Merimetso (alalaji Keski- Storskarv (underarten 
mellomsk<l[v fra ja Etelä-Eurooppa) 

1 mellanskarv) 
Mello.m-Europa) 

Toppskarv (underart fra Karimetso (alalaji Toppskarv (underart frAn 
Midde1havet) . Välimeri)' Medelhavet) 

Dvergskarv Kaäpiömerimet~o Dvärgskarv 
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18. Hvitpelikan Pelikaani Pelikan 

19. Krollpelikan KiharapeI ikaani Krushuvad pelikan 

20 .. Rordrum Kaul ushaikara Rördrom 

21. Dvergrordrum . Pikkuhaikara Dvärgrördrom 

22 . Natthegre Yöhaikara Nimhäger 

23. Topphegre Rääkkähaikara Rallhäger 

24. Silkehegre Silkkih~ikara Silkeshäger 

25. Egretthegre J alohaikara Ägretthäger 

26. Purpurhegre Ruskohaikara ' Purpurhäger 

27. Svartstork Mustahaikara Svart stark 

28. Stork Kattohaikara Vit stork 

29. Bronseibis Musta ibis Bronsibis 

30. . Skjestork Kapustahaikara Skedstork 

31. Flamingo . Flamingo Flamingo. 

32. Dvergsvane Pikkujoutsen Mindre sängsvan 

33. Sangsvane Laulujoutsen Sängsvan 

34. Tundragäs (underart fra Tundrah,!nhi (alalaji Bläsgäs (grönländsk: 
Gronland) GrÖnl.anti) underart) 

35. -Dverggäs Kiljuhanhi FjälIgäs 

36. _ H vitkinngäs _ Valkoposkihanhi Vitkindad gas 

37; R0dhalsgäs Punakaul ahanh i Rödhalsad gas 

38. Rustand Ruostesorsa Rostand 

39. Marmorand Marmorisorsa Marmorand 

40. Hviteyeand Ruskosotka Vitögd dykand 

40.i~ Lappfiskand Uivelo Salskrake 
I 

41. Hvithodeand Valkopäävartti Kopparand 
~, 

42. Vepseväk Mehiläishaukka Bivräk 

43. Svartvingeglente Liitohaukka Svartvingad gJada 

~ 44. Svartglente Haarahaukka Brun glada 

45 .. Giente Isohaarahaukka Glada 

46. Hav0rn Merikotka Havsörn 

47. Lammegribb Partakorppikotka Lammgarn . 

48. Ätselgriob Pitl.llkorppikot~a - Smutsgam 

49. Gasegribb H anh ikorpp ikotka Gäsgam 

/L 
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- 50. Munkegribb Munkkikorppikotka . Grägam 

51. Slangeofn Käärmekotka Ormörn 

52. Sivhauk Ruskosuohaukka Brun kärrhök 
. ' 

53. Myrhauk S inisuohaukka Blä kärrhök 

5'4. SteppehauK Arosuohaukka Stäpphök 

55. Enghauk Niittysuohaukka Ängshök 

56. Honsehauk (underart fra Kanahaukka (alalaji Duvhök (underart frän 
Korsika og Sardinia) Korsika ja Sardinia) Korsika och Sardinien) 

57. Spurvehauk (underart fra. Varpushaukka (alalaji Sparvhök (underart· frän 
Kanarioyene og Kanaria ja Madeira) Kanarieöarna och 
Madeira) Madeira) 

"58. Balkanhauk BaI kaninvarpushaukka Balkanhök 

59. 0rnväk Arohiirihaukka Örnvräk 

60. SmAskrikorn Pikkukiljukotka Mindre skrikörn 

61. Storskrikorn Kiljukotka Större skrikörn 

62. Keiserorn (underart fra Keisarikotka 'Kejsarörn (underart frAn 
Sorost~Europa) Sydosteuropa) 

63. Iberisk keiser0rn Iberiankeisarikotka Kejsarörn (spansk 
underart) 

64. Kongeorn Ko~ka (maakotka) Kungsörn 

65, Dvergorn Kääpiökotka Dvärgörn 

66. Haukorn Vuorikotka Hököfn 

67. Fiskeorn Kalasääski Fiskgjuse 

68. . R0dfalk Pikkutuulihaukka Rödfalk 

69. bvergfalk Ampuhaukka , Stenfalk 

70. Leonorafalk V äl imerenhaukka Eleonorafalk 

71. Slagfalk Keltapäähaukka Slagfalk 

71.a Jaktfalk Tunturihaukka Jaktfalk 

72. Vandrefalk Muuttohaukka Pilgrimsfalk 

73. Jerpe Pyy Järpe 

74. Fjellrype (underart fra Kiiruna (alalaji Pyreneet) FjäUripa (underart frän . 
Pyreneene) Pyreneerna) 

75 .. Fjellrype (underart fra Kiiruna (aJaJaji Alpit) Fjällripa (underart frän 
Alpene) Alperna) 

76. Orrfugl Teeri (alaIaji Keski- ja Orre 
Etel'ä-Eurooppa) 
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77. Storfugl Metso Tjäder 

78. Steinh0ne (underart fra Kivikkopyy (al al aji . Alpit) Stenhöna (underart frän 
Alpene) Alp~rna) 

79. Steinh0ne (underart'fra Kivikkopyy (alalaji S tenhö na (underart frän 
Sicilia) Sisilia) , 'SiciIien) 

80. Berberh0ne Kalliopyy Klipphöna 

81. Rapph0ne (underart fra Peltopyy~ (alalaji Italia) Rapphöna (italiensk 
Italia) underart) 

82. Rapph0ne (iberisk Peltopyy (alalaji Iberian Rapphöna (underart frän 
underart) niemimaa) Iberiska halvön) 

83. Myrrikse Luhtahuitti Smäfläckig sumphöna 

84. Sumprikse Pikkuhuitti Mindre sumphöna 

85. Dvergrikse Kääpiöhuitti Dvärgsumphöna 

. 86. Äkerrikse Ruisrääkkä Kornknarr 

87. Sultanh0ne S u I ttaanikana. Purpurhöna 

88. Kamsoth0ne . Kruununokikana Kamsothöna 

89. Springvaktel Viiriäispyy Springhöna 

90. Trane Kurki Trami 

91. Dvergtrappe Pikkutrappi Smätrapp 

92. Kragetrappe Kaul ustrapp i Kragti"app 
> 93. Stortrappe Isotrappi Stortrapp 

94. Styltel0per Pitkäjalka Styltlöpare 

95. Avosett Avosetti Skärfläcka 

96. Triel Paksujalka Tjockflot 

97. 0rkenl0per Aavikkojuoksija . Ökenlöpare 

98. Brakksvale . Kahlaajapääsky Vadarsvala 

99. Boltit Keräkurmitsa FjäIIpipare 

100. Heilo Kapustarinta Ljungpipare 

1Ol. Sporevipe Kynsihyyppä Sporrvipa 

101.a Dvergsnipe Pikkusirri. Smäsnäppa 

102. Brushane Suok.Llkko Brushane· 

103. Dobbeltbekkasin Heinäkurppa Dubbelbeckasin 

103.a Lappspove Punakuiri Myrspov 

104. Smalnebbspove Kaitanokkakuovi Smalnäbbad spov 

105. Gmnnstilk Liro Grönbena 
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105.a Tereksnipe Rantakurvi - Tereksnäppa-

-106. SV0rrimesnipe - Vesipääsky 'Srnalnäbbad sirnsnäppa 

107. Svartehavsmäke - Mustanmerenlokki Svarthuvad mas 

108. Srnalnebbmäke Kaitanokkalokki Srnalnäbbad rnas 

- 109. Middelhavsmäke _ Välimerenlökki Rödriäbbad mäs 

110. Sand terne Hietatiira Sandtärna 

llL Rovterne Räyskä Skräntärna 

112. Splitterne Riuttatiira Kentsk tär:na 

113. Rosenterne Ruusutiira Rosentärna 

114 .. Makrellterne . Kalatiira Fisktärna 

115.- R0dnebbterne Lapintiira Silvertärna 

116. Dvergterne Pikkutiira Srnätärna 

117. H v itkinnsvartterhe Valkoposkiti ira' Skäggtärna 

118. Svartterne Mustatiira Svarttärna 

119. Lomvi (iberisk underart) Etelänkiisla (alalaji Iberi- Sillgrissla (underart frän 
an niemimaa) Iberiska halvön) 

120. Svartbuksandh~me Hietakana Svartbukig flyghönä 

121. H vitbuksandhfme louhihietakana --Vitbukig flyghöna 

122. -Ringdue (underan fra Sepelkyyhky (alalaji Ringduva (underart frän 
Azorene) Azorit) - Azorerna) 

123. Madeiradue Madeirankyyhky Madeiraduva -

124. Kanaridue Kanariankyyhky Kanarieduva 

125; Laurbrerdue Palmankyyhky Lagerduva 

126. Hubro Huuhkaja Berguv 

127. Sn0ugle Tunturipöllö Fjälluggla 

127.<]. Haukugle Hiiripöllö H6kuggla 

128. Spurveugle Varpuspöllö Sparvuggla _ 

128.a Lappugle Lapinpöllö Lappuggla 

128.b Slagugle Viirupöllö Slaguggla 

129. lordugle Suopöllö Jorduggla 

130. Perleugle Helmipöllö Pärluggla 

131. Nattravn Kehrääjä Nattskärra 

132. Kafferseiler Kafferikirs ku ja Kafferseglare 

133. Isfugl Kuning~kalastaja Kungsfiskare 

134. Bläräke Sininärhi Bläkräka 
. 

135. Gräspett -Harmaapäätikka Gräspett 

136. Svartspett Palokärki Spillkräka 
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137. Flaggspett (underart fra Käpytikka (aIalaji Större hackspett 
Terierife) Teneriffa) (underart fran Teneriffa) 

138. ' Flaggspett (underart ffa Käpytikka (alaIaji Större hackspett 
Gran Canaria) Kanaria) (underart frän Gran 

Canaria) 

Syyriantikka BaIkanspeti: 
" . !' 

l'39. Syriaspett 

140, Mellomspett Tammitikka Mellarispett 

141. Hvitryggspett .' Val koselkätikka" 
" . 

Vitryggig hackspett • 

142. Tretäspett Pohjantikka Tretäig hackspett 

143. D.upontierke. Kaitanokkakiuru . Dupontlärka 

144. KaIenderle.rke Arokiuru Kalanderlärka 

145. Dvergierke Lyhytvarvaskiuru 'KorttäIärkä. 

146. Iberiatoppierke Iberiantöyhtökiuru . Lagerlärka 

147. Trelerke Kangaskiuru TrädIärka 

148. Heipiplerke Nummikirvinen Fältpiplärka 

148.a Lappipierke Lap inkirvinen Rödstrupig piplärka 

149. Gjerdesmett (underart Peukaloinen (alaIaji Fair Gärdsmyg (underart fran 
fra Fair IsIe) IsIe) Fair Isle) 

15Q. BIästrupe Sinirinta Blähake 

151. Kanaribuskskvett . Kanariantasku Kanariebuskskvätta 

152. Sv artsteins kvett Mustatasku Svart stenskvätta 

153. Tamarisksan&er Tamariskikerttunen Kavel duns ängare 

154. Vannsange~ Sarakerttunen Vattensängare 

155. Olivensanger Oliivikultarinta • Olivsängare 

156. S ard ini asanger Sardiniankerttu Sardinsk ~ängare 

157. Provencesanger Ruskokerttu Provencesängare 

158. Svartstrupesanger Mustakurkkukerttu Svarthakad sängare 

159. Hauksanger Kirjokerttu Höksängare 

160 .. Dvergfluesnapper Pikkusieppo Mindre flugsnappare 

161. Balkanfluesnapper ' BaIkaninsieppo Balkanflugsn.appare 

162. . HaIsbändfluesnapper Sepeisieppo HaIsbaridsflugsnappare 

163. Krüperspettmeis Puparintanakkeli Krüpers nötväcka 
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164. Korsikaspettmeis M ustapäänakkel i Korsikansk nötväcka 

165. Tornskate Pikkulepinkäinen Törnskata 

166. Rosenvarsler Mustaotsalepinkäinen Svartpannad törnskata 

167. Alpekräke Alppivaris Alpkraka 

168. Bokfink (underart fra Peippo (aIalaji. Hierro) Bofink (underart fran 
Hierro) Hierro) 

16~. Blabokfink Kanarianpeippo Bla bofink 

170. Skottekorsnebb Skotlannin käpylintu Skotsk korsnäbb 

171. 0rkendompap Aavikkotulkku Ö kentrumpetare 

172. Dompap (underart fra Punatulkku (alalaji Domherre (underart fran 
Azorene) Azorit) Azorerna) 

173. Tyrkerspurv Keltapääsir~ Gulgra sparv 

174. Hortulan Peltositkku . Ortolansparv 

175. Rustspurv Ruostekurkkusirkku Rostsparv 

175.a Dvergspurv Pikkusirkku Dvärgsparv 
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b) In Anhang 11/1 werden neben den angeführten Nummern die folgenden 'Spalten hinzugefügt: 

norsk 'suomi svenska 

L Sredgäs Metsähanhi 'Sädgäs 

2. Grägäs . Merihanhi Grägäs 

3. Kanadagäs Kanadanhanhi Kanadagäs 

4. Brunnakke Haapana Bläsand 
. 'G .. 

\ 

5. Snadderand Harmaasotsa Snatterand 
~ 

6. Krikkand Tavi Kricka 

7 .. Stokkand Sinisorsa Gräsand 
-

8. Stjertand Jouhisorsa Stjärtand 

9. Knekkand Heinätavi Arta 
-10. Skjeand Lapasorsa Skedand 

11. Taffeland Punasotka Brunand 

12. Toppand Tukkasotka Vigg , 

13. . Lirype (underart fra Nummiriekko Dalripa (underarten moripa) 
Skottland) (riekon 

- .. alalajeja) . 

14. FjeIlry,pe Kiiruna FjäIlripa 

15. Steinh~me Kivikkopyy Stenhöna 

16. Rodhone Punapyy Rödhöna 

17. Rapphone Peltopyy Rapphöna 

18 Fasan Fasaani j=:asan 

19. Soth0ne Nokikana Sothöna 

20. K vartbekkasin J änkäkurppa Dvärgbeckasin 

21. Enkeltbekkasin Taivaanvuohi Enkelbeckasin 

22. Rugde Lehtokurppa Morkulla 

23. Klippedue KaIIiol-)'Yhky Tamduva . 
24. Ringdue Sepelkyyhky Ringduva 
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(c) Anhang 1I/2 wird wie folgt geändert: 

i) die folgenden Angaben werden in der Tabelle hinzugefügt: 

38.a Lagopus lagopus lagopus 
73". Garulus glandarius 
74. Pica Pica 
75. Corvus monedula 
76. Corvus frugilegus 
'77. Corvus corone 

, ii)~bben den angeführten Nummern 'Yerden folgende Spalten hinzugefügt: 

norsk suomi svenska 

25. Knoppsvane . . Kyhmyjoutsen Knölsvan 

26. - KortnebbR.äs Lyhytnokkahanhi Spetsbergsgäs 

27. Tundragäs Turidrahanhi Bläsgäs 

28. Ringgäs Sepelharilii Prutgäs 

, 29. Redhodeand Punapäänarsku -Rödhuvad dyk~nd 

30. Bergand Lapasotka Bergand 

31. JErfugl Haahka Ejder 

32. Havelle ABi Alfägel 

33. Svartand Mustalintu Sjöorre' 

34. Sj00rre Pilkkasiipi Svärta 

35. Kvinand Telkkä Knipa 

36. Siland Tukkakoskelo Smäskrake 

37. ' Laksand Isokoskelo Storskrake 

38. ' Jerpe Pyy Järpe 

38. a Lirype (nordisk Riekko Dalripa 
underart) 

39. Orrfugl Teer i Orre 

40. Storfilgl Metso Tjäder 

'41: Berberhene Kalliopyy Klipphöna 

42. ...., Vaktel Viiriäinen ' Vaktel 

43. Kalkun Villikalkkuna Vild,kalkon 

44. Vannrikse Luhtakana VattenraIl 
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norsk suomi svenska 

45. Sivh0ne Liejukana Rörhöna 

46. Tjeld Meriharakka Strandskata 

47. Heilo Kapustarinta Ljllllgpipare 

48. Tundralo Tundrakurmitsa Kustpipare 

49.- Vipe ' Töyhtöhyyppä Tofsvlpa 

50. Polarsnipe Isosirri Kustsnäppa 

51. Brushane. Suokukko Brusharie 

52. Svarthalespove Mustapyrstökuiri Rödspov 

53. Lappspove Punakuiri Myrspov 

54. Smäspove PikkuKuovi Smäspov 

55. ' Storspove Isokuovi Storspov 

56. Sotsriipe Mustaviklo Svartsnäppa 

57. R0dstilk Punajalkaviklo Rödbena 

58. Gluttsnipe Valkoviklo Gluttsnäppa 

59. Hettemake Naurulokki Skrattmas 

60. Fiskemake Kalalokki Fiskmäs 

61. Sildemäke SelkiUokki Silltrut 

62. Grämäke Harmaalokki Grätrut 

63. -Svartbak Merilokki Havstrut 

64. Skogdue U uttukyyhky Skogsduva 

65. Tyrkerdue Turkinkyyhky Turkduva 

66. Turteldue Turturikyyhky Turturduva' 

67. Sanglerke Kiuru Sänglärka 

68. Svarttrost Mustarastas Koltrast 

69. Grätrost Räkättirastas Björktrast 

70. Mältrost Laulurastas Taltrast 

71. R0dvingetrost Punakylkirastas Rödvingetrast 

72, Duetrost Kulorastas Dubbeltras 

73. Notteskrike Närhi Nötskrika 

74. Skjrere Harakka Skata 

75. Kaje Naakka Kaja 

76. Kornkräke Mustavaris Räka' 
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. 77. 
·1 norsk 

_ Kräke 

suomi I svenska 

Kräka 

d) Den Tabellen am Ende von AnhangII/2 (mit den Arten Nr. 25 bis Nr. 72) wird folgendes' 
hinzugefügt: 

'-

"Österreich" 
"Sverige" 
"Suomi/Finland" 
"Norge" 

- folgende Angaben werden hinzugefügt: 

"+ = 

+= 
+ = 

läsenvaltiot, jotka 7 artiklan 3 kohdan perusteeIIa voivat sallia lajiIiitteen lajin 
metsästyksen. 
Medlemsstater som i henhold til artikkel 7 nr. 3 kan tiIIate jakt pA de angitte artene. 
Medlemsstatet, soin enligt artikel 7,3, far tiIlAta jakt pä de angivna arterna. " 
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- am Ende von Anhang Il/2 a ist in der Tabelle unter "Österreich" die Angabe "+" bei 
folgenden Arten hinzuzufügen: 

25. Cygnus olor 
3? Bucephala clangula 
38. Bonasa bonasia (fetrates bonasia) 
39 . Tetrao tetrix (Lyrurus fetr,ix) 
40. Tetrao urogallus. 
42. Cotu.rnix coturnix 
43. Meleagris gallopavo 
59. Larus ridibundus 
65. Streptopelia decaoctoa 
66. Streptopelia turtur 
69. Turdus pilaris 

- am Ende von Anhang II/2 aistin der- Tabelle unter "Sverige" die Angabe" +" bei folgehd~n 
Arten hinzuzufügen: 

27. Anser albifrons 
31. Somateria molllissima 
32. Clangula hyemalis 
33. Melanitta nigra 
34. Melanitta fusca 
35. Bucephala clangula 

, 36. Mergus serrator 
37. Mergus merganser 
38. Bonasia bonasia (fetrates bonasia) 
39. Tetrao .tetrix (Lyrurus tetrix) 
40. Tetraourogallus 
,59. Larus rldibundus 
60. Larus canus 
62. Larus argeritatus 
63. Larus marinus 
68. Turdus merula 
69. Turdus pilaris 

- am Ende von Anhang 11/2 a ist inder Tabelle unter "Suomi" die Angabe "+" bei folgenden 
Arten hinzuzufügen: 

31. S,omateria mollissima 
32. Clangula ~yemalis 
33. Melanitta nigra 
34. Melanitt,a fusca 
35. Bucephala clangula 
36. Mergus serrator 
37,. Mergus merganser . 
38. Bonasia bonasia 
39. Tetrao tetrix 
40. Tetrao urogallus 
62, Larus argentatus 
60. Urrus canus 
63. Larus marinus 
69. Turdus pilaris 

AA-AFNS 3 FINAL 228 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)324 von 728

www.parlament.gv.at



- am Ende von Anhang II/2 a ist in der Tabelie unter "Norge" die Angabe" +" bei folgenden 
Arten hinzuzufügen: 

26. Anser brachyrhyncus 
31. 'Somateria mollissima 

, 32. Clangula hyemalis 
33. Melanitta nigra 
34. Melanitta fusca 

. 35. Bucephala cIangula 
36. Mergus serrator 
37. Mergus merganser 
38. Bonasia bomisia 
39. Tetrao tetrix 
40. Tetrao urogallus 
47. P!uvialis apricaria 
50. Calidris canutus 
51. Philomachus pugnax 
54. Numenius phaeopus 
55. Numenius·arquata 
58. Tringa nebularia 
59. Larus ridibundus 
60. Larus canus 
62. Larus argentatus 
63. Larus marinus 
64. Columba oenas 
69. Turdus pilaris 
71. Turdus iliacus 

- am Ende von Anhang II/2 a ist in der Tabelle unter "Sverige" die Angabe" +" bei folgenden 
oben erwähnten Arten 38.a und 73 bis 77 hinzuzufügen. 

- am Ende von Anhang II/2 a ist in der Tabelle unter" Suomi" die Angabe" +" bei folgenden 
Arten hinzuzufügen: 

38.a Lagopus lagopus lagopus 
74. Pica pica 
75. Corvus monedula 
77. Cotvus corone 

- am Ende von Anhang 11/2 a ist in den Tabellen unter "Norge" d'ie Angabe" +" bei folgenden 
Arten hinzuzufügen: 

38.a Lagopus lagopus lagopus 
73. Garrulus gland,arius 
74. Pjca pica 
77. Corvus corone." 
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c) In Anhang 111/1 werden neben den angeführten Nummern die folgenden Spalten hi~ugefügt: 

l. 

2~ 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

norsk suomi svenska 

Stokkand ~ , Sinisorsa G(äsand 

Lirype (underart fra Nummiriekko (riekon Dalripa 
Skottland) alalajeja) 

R0dh0ne Punapyy Rödhöna 
~ 

Berberh0ne Kalliopyy Klipphöna 

Rapph0ne Peltopyy Rapphöna 

Fasan Fasaani Fasan 

Ringdue . Sepelkyyhky .. R}ngduva 

In Anhang 1II/1 ist nach "Lagopus lagopus" das Wort 'ilagopus" hinzuzufügen (Nummer 2 .. 
lautet also "Lagopus lagopus lagopus, scoticus et hibernicus"). 
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d) In Anhang 111/2 werden neben den angeführten Nummern die folgenden Spalten hinzugefügt: 

norsk suomi svenska 

8. Tundragäs Tundrahanhi (Euraasian Bläsgäs 
rotu) 

9. Grägäs Merihanhi Grägäs 

10. Brunnakke Haapana Bläsand 

11. Krikkand Tavi Kricka 

12. Stjertand Jouhisorsa Stjärtand 

13. Skjeand Lapasorsa Skedand 

14: Taffeland Punasötka Brunand 

15. Toppand Tukkasotka Vigg 

16. Bergand Lapasotka Bergand-

17. JErfugl Haahka Ejder 

18. Svartand Mustalintu Sjöorre 

19: Fjellrype Kiiruna Fjällripa 

20. _ Orrfugl (britisk underart) Teeri (lso-Britannian Orre (brittisk underart) 
populaatio) 

21. Storfugl Metso Tjäder 

22. Soth0ne Nokikana Sothöna 

23. Heilo -Kapustarinta Ljungpipare 

~ 24. Kvartbekkasin Jänkäkurppa Dvärgbeckasin 

25. Enkeltbekkasin Taivaanvuohi Enkel beckas in 

26. Rugde Lehtokurppa Mokulla 

e) In Anhang IV Buchstabe a erster Gedankenstrich wird nach dem Wort Schlingen folgende 
Klammer eingefügt: "(Mit Ausnahme Finniands, Norwegens' und Schwedens für den Fang von 
Lagopus lagopus lagopus und Lagopus mutus nördlich des 58. Breitengrads Nord)". 
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2. 381 R 0348: Verordnung (EWG) Nr. 348/81 des Rates vom 20. Januar 1-981 über eine 
gemeinsame Regelung fur die Einfuhr von Wal erzeugnissen (ABI. Nr. 39 vom 12.2.1981, S. J), 

. geändert durch: -

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republ ik (ABI. Nr. L 302 vom _ 15. 11.1985, 
S.23). 

In Artikel 2 AbsatZ 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" ersetzt. 

3. 382R 3626: Verordriung (EWG) Nr. 3626/82 vom 3. Dezember 1982" zur Anwendung des 
Übereinkommens über den. internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und 
Pflanzen in der Gemeinschaft·(ABI. Nr. L 384 vom 31.12.1982, S. 1), geändert durch: 

- 392 R 1970: Verordnung (EWG) Nr. 1970/92 des Rates (ABt. Nr. L 201 vom 20.7.1992, 
S. 1). 

a) Folgende Bezeich~ungen werden in Artikel 13 Absatz 3 zusätzlich aufgenommen:_ 

- "Utrotningshotade arter" 
- "Uhanalaisia lajeja i Hotade arter" 
- "Truedearter". 

b) In Artikel 21 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" 
ersetzt. 

4. 392 L 0043: Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltungder natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABI. Nr. 206 vom 22:7.1992, S. 7). 

a) In Artikel 1 Buchstabe c Ziffer iii wird die Zahl "fünf" durch "sechs" ersetzt und nach dem 
Wort "atlantische" das Wort "boreale" hinzugefügt. 
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b) Anhang I wird wie folgt ergänzt 

Cl ) Unter" Auslegung", "Code", wird folgender Satz hinzugefügt: "Die b~realen und 
pannonischen Lebensräume werden mit dem Corine-Code "Lebensräume" Von' 1993 
identifiziert. " 

(2} Unter "Lebensräume in KUstenbereichen und, halophytische Vegetationen", Abschnitt 
"Halophile undgypsophile Binnenlandsteppen" , . wird nach Punkt 15.19 ein neuer 
Punkt" 15.lA Pannonische Salzsteppen und -sümpfe" hinzugefügt. 

(3) Unter "Dünen an Meeresküsten und im Binnenland"; Abschnitt "Dünen im Binnenland, 
. alr'und kalkarm" wird nach Punkt64.1x53,2 ein neuer Punkt "64.71 Parinonische 

Binnendünen " hinzugefügt. 

(~) Unter "Natürliches und naturnahes' Grasland", AbscQnitr "Naturnahes trockenes 
Gransland und teilweise verhuschtes Grasland" wird vor "34.32 bis·34.34" ein neuer' 
Punkt 34.31 "Subkontinentales Steppengrasland" 

sowie nach Punkt 34:5 folgendes hinzugefügt: "34.91Pannonische Steppen" und 
"34.A 1 Pannonische Sandst~ppen" . > 

(5) Unter "Hoch- und Niedermoore" wird nach Punkt ,54.3 ein neuer Abschnitt "Aapa
Moore" und unter diesem neuen Abschnitt folgendes hinzugefügt: "54.8 Aapa-Moore" 
und "54.9Palsa-Moore". . 

(6) Unter "Wälde(' wird Vor dem Abschnirt "Wälder des gemäßigten Europa" ein neuer 
Abschnitt "Boreale Wälder" und unter diesem Abschnitt ein Punkt "42.C Westliche 
Taiga "h inzugefügt. 

(7). Unter "Wälder", Abschnitt "Wälder des gemäßigten Europa" wird nach Punkt 41.26 
ein neuer Punkt "41.2B Pannonischer Eichen-Hainbuchenwald" hinzugefügt, 

und . nach Punkt 41.53 werden folgende zwei neuen Punkte hinzugefügt: 
"41.7374 Pannonische Flaumeichen-Wälder" und "41.7A Euro-Sibirische Steppen
EiChenwälder" .. 
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. - . 

. c) Anhang 11 wird wie folgt ergänzt: 

(1) Unter a) Tiere, Wirbeltiere, Säugetiere, Rodentia, wird folgendes hinzugefügt: 
. ., 

unter Sciuridae: "Pteromys,volans (Sciuropterus russic~s)" 

unter UJstoridae, nach Castor fiber: "(mit Ausnahme der finnischen und schwedischen 
Populationen "). 

(1) Unter a) Tiere, Wirbeltiere, Säugetiere, Carnivora, wird folgendes hinzugefügt: 

unter Canidae: "*Alopex lagopus"; und nach *Canis lupus, in Klammern: "mit 
· Ausnahme der finnischen Populationen"; .. 

· unter Ursidae, nach *Ursus arctos: "(mit Ausnahme der finnischen und schwedischen 
" 

· Populationen)"; 

unter Mustelidae:" *Gulo gulo "; 

unter Felidae, nach Lynx Iynx "(mit Ausnahme der finnischen ,Populationen),,; 

unter Phocidae, nach *Monachus monachus:'''*Phoca hispida saimensis". 

(3) Unter a)Tiere, Wirbeltiere, Fische, wird folgendes hinzugefügt: . 

unterPetromyzoniformes, Petromyzonidae, nach Lampetra FluviataIis(v) und nach 
Lampetra planeri(o): "(mit Ausnahme der finnischen und schwedischen PöPV1a

. tionen)"; und nach Petromyzon marinusCo):' "(mit Ausnahme der s·chwedlschen. 
Populationen)"; . 

unter Salmoniformes, Salmonidae, nach Salmo salar: "(mit Ausnahme der finnischen 
PopulaÜonen)" ; 

unter Cypriniformes, Cyprinidae, nach Aspius aspiusCo): "Cmit Ausnahme der 
finnischen Populationen ");, 

und Cypriniformes, Cobitidae, nach Cobitis taenia(o): "(mit Ausnahme derfinnischen 
Populationen)" ; 

- unter Scorpaeniformes, Cottidae,' nach Cottus gobio(o): "(mit Ausnahme der 
finnischen Populationen)". 
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(4) Unter a) Tiere, Wirbellose Tiere, wird folgendes hinzugefügt: 

. unter Gliederfüßler, Insecta,. Co[eoptera, nach Buprestis splendens: "*Carabis 
. menetresi pacholei"; 

un,ter \Veichtiere, Gastropoda, nach Geomitra moniziana: "* Helicopsis striata 
a.ustriaca" . 

(5) Unter b) Pflanzen wird folgendes hinzugefügt: 

unter Compositae, nach Artemisia granatensis Boiss:"*Artemisia laciniata Willd." 
und ': * Artemisia pancicii (J anka) Ronn." 

- unter Gramineae, nach *Stipa bavariCa Martinovsky & H .Scholz: "*Stipa styriaca 
Martinovsky" . 

d) Anhang IV wird wie folgt ergänzt: 

(I) unter a) Tiere, Wirbeltiere, Säugetiere, wird folgendes hinzugefügt: 

Abschnitt Rodentia 

unter Sciuridae, nach Citellus citellus: "Pteromys volans (Sciuopterus russicus)" 

unter Castoridae, nach Castor fiber: "(mit Ausnahme der finnisehen, [norwegischen] 
und schwedischen Populationen),,; 

... und unter Microtidae, nach Microtus oeconomus arenicola: "Microtus oeconomus 
mehelyi"; 

Abschnitt Carnivora 

unter Canidae: "Alopex lagopus"; 

unter Phocidae, nach Monachus monachus: "Phoca hispida saimensis"; 

unter Canidae, nach Canis Lupus: "(mit Ausnahme der finnischen Populationen 
innerhalb desRentierh3.Itungsareals im Sinne von Paragraph 2 des finnischen Gesetzes· 
Nr. 848/90 vom 14. September 1990 über die Rentierhaltung)"; 
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Abschnitt Sauria, unter Lacertidae, nach Lacertaviridis: "Lacerta vivipara 
pannonica"; 

- Abschnitt Salmoniformes, unter Coregonidae, nach Coregonus oxyrhynchus: -"(mit 
Ausnahme der finnischen und [norwegischen] Populationen)". 

(2) Unter a) Tiere, Wirbellose Tiere, Weichtiere, wird folgendes hinzugefügt: 

- Abschnitt Gastropoda, Unter Prosobranchia, nach Patella feruginea: "Theodoxus 
prevostianus" . 

_ e) Anhang V wird wie folgt ergänzt: 

(1) Unter a) Ti'ere, Wirbeltiere, wira folgendes hinzugefügt: 

- unter Säugetiere, vor dem Abschnitt Carnivora: 'ein neuer Abschnitt "Rodentia", 

-
und unter diesem neuen Abschnitt: ein neuer Unterabschnitt "Castoridae" 

und unter "Castoridae": ''Castor fiber (finnische, [norwegische] und schwedische 
Populationen)" 

-unter Säugetiere, Carnivora, Abschnitt Canidae, nach Canis lupus: "(finnische 
, Populationen innerhalb 'des Rentierhaltungsareals im Sinne von Paragraph 2 des 

finnischen Gesetzes Nr. 848/90 vom 14. September 1990 über die Rentierhaltung)" 

- unter Fische, Salmoniformes, Abschnitt Cyprinidae, vor Barbus spp.: "Aspius 
aspius", und nach B,arbus spp.: "Rutilus friesiimeidingeri" und."Rutiluspigus virgo". 

F. ABFALLBEWIRTSCHAFTUNG UND SAUBERE TECHNOLOGIEN 

386 L 0278: Richtlinie 86/278/EWG des Rates vom 12. Juni 1986 über den Schutz der Umwelt 
und insbesondere der Böden bei der Verwendung von Klärschlamm in der Landwirtschaft (ABI. 
Nr. L 181 vom 4.7.1986, S. 6), geändert durch: 

391 L0692: Richtlinie 91/692/EWGdes Rates vom 23. Dezember 1991 (ABI. Nr. L 377 
vom 31.12.1991, S. 48). 

In Artikel 15 Absatz 2 wird die Zahlenangabe "vierundfünfzig" durch "vierundsechzig" ersetzt. 
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IX; WISSENSCHAFT, FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG' 

1. 371 D 0057: Beschluß 71157IEuratom der Kommission vom 13. Januar 1971 über die 
Reorganis,ationder Gemeinsamen Kernforschungsstelle (GFS) (A~1. Ne L.16 vom 20.1.1971, 
S. 14), geändert durch: .... 

- _ 374 D 0578: Beschluß 74/578/Euratom der Kommission vom 13. November 1974 (ABI. 
Nr·. L 316 vom 26.11.1974, S. 12) . 

- 375 D 0241: Beschluß 75/2411Euratom der Kommission vom 25. März 1975 (ABI. Ne L 98 
vom 19.4.1975, S. 40) 

382D0755: Beschluß 821755/Euratom der Kommission vom 2. Juni 1982 (ABI. Nr. L 319 
vom 16.11.1982, S. 10) 

- 384 D 0339: Beschluß 84/339/Euratom der Kommission vom 24. Mai 1984 (ABI. Nr. L 177 
vom 4.7.1984, S. 29) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -' Beitritt des 
Königreichs Spanien und de( Portugiesischen Republik (ABI. Ne L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

- 385 D 0593: Beschluß '851593/Euratom der Kommission vom 20. November'1985 (ABI. 
NT. L 373 vom 31.12.1985, S. 6) . " 

- 393 D 0095: Beschluß 93/95/Euratom der Kommission v,om 2. Februar i993 (ABI. Nr. L 37 
13.2.1993, S. 44). 

In Artikel 4 Absatz. 1 werden die Zahlenangaben "dreizehn" und "zwölf" durch "siebzehn': und 
"sechzehn" ersetzt. 

2 •. 374 R 1728: Verordnung Nr. 1728174 des Rates vom 27. Juni 1974 über die Koordini(!rung der 
Agrarforschung(ABI. Nr. L 182 vom 5.7.1974, S. 1), geändert durch: 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

-385 R 3768: Verordnung (EWG) Nr. 3768/85 des Rates vom 20: Dezember 1985 (ABI. Ne 
L 362 vom 31.12.1985, S. 8). 
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In Artikel, 8 A~satz 3 wird die Zahlenangabe }'vierundfünfzig" durch vierundsechzig ersetzt. 

, 3. Beschluß des Rates vom 16. Dezember 1980, zur Einsetzung eines Beratenden Ausschusses für , 
das Programm Fusion (Ratsdokument 4151/81 (ATO 103) vom 8. Januar1981), geändert durch: 

-Beschluß des Rates vom Oktaper 1986 zur Änderung des Beschlusses vom 16. Dezember 
1980 (Ratsdokument 9705/86 (RECH 96) (ATO 49). 

a) In Punkf8 Satz 1 wird die Zahlenangabe" 10" durch" 13" ersetit. 

b) Die beiden letzten Sätze von Punkt 14 erhalten folgende Fassung: 

"Die ~tellungmihmen, die Punkt 5 Buchstabe g betreffen, werden nach einem Abstimmungs
verfahren angenommen; bei dem die Stimmen wie folgt gewogen werden: 

Belgien 2 Luxemburg 1 
Dänemark, 2 Niederlande 2 
Deutschland 5 Norwegen 1 
Griechenland 1 ' Österreich 2 
Spanien 3 Portugal 2 
Frankreich 5 Finnland - 1 
Irland' 1 Schweden 2 
Italien 5' Schweiz 2 

Vereinigtes 
Königreich ' 5 

Insgesamt 42 

Für die Annahme einer Stellurignahme ist eine Mehrheit von 22 Ja-Stimmen erforderlich, die 
von mindestens 'neun Delegationen abgegeben wurden. " 

4 __ 384D 0128: Beschluß 84/128/EWG der Kommission vom 29. Februar 1984 zur Einsetzung eines 
Beratenden Ausschusses für Industrielle Forschung und Entwicklung (IRDAC) (ABI. Nr. L 66 
vom 8.3.1984, S. 30), ge!indert durch: 

386D 0009: Bescl1Juß 86/9/EWG der Kommission vom 7. Januar 1986 (ABL Nr. L 25 vom 
31.1.1986, S. 26) 

388 D 0046: Beschluß 88/46/EWG der Kommission ~om B. Januar 1988 (ABI. Nr. L 24 
vom 29.1.1988, S. 66). 

In Artikel 3 Absatz 1 wird die Zahlenangabe" 14" durch" 18" ersetzt. 

AA-AFNS 3 FINAL 238 'D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)334 von 728

www.parlament.gv.at



. X. FISCHEREI 

.1. '376 R 0104: Verordnung (EWG)Nr. 104/76 des Rates vom 19. Januar 1976 zur Festlegung 
. gemeinsaIl?er Vermarktungs normen für Garnelen (Crangon crangon), Taschenkrebse (Cancer 
pagurus) und Kaisergranate (Nephrops norvegicus) (ABI. Nr. L 20 vom 28.1.1976, S. 35), 
geändert durch: . 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungenund die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S: 17) . 

- 383 R 3575: Verordnung (EWG) Nr. 3575/83 des Rätes vom 14. Dezember 1983 (ABI. Nr. 
L 356 vom 20.12.1983, S .. 6) . 

- 3~5 R 3118: Verordnung (E:WG) Nr. 3118/85 des Rates vom 4. November 1985 (ABI. Nr. 
L 297 ·vom 9.11.1985, S~ 3) 

. - 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der. Portugiesischen Republik (ABI. Nr., L302 vom 15.11.1985, 
S.23) . 

- 387 R3940: Verordnung (EWG) Nr. 3940/87 des Rates vom 21. Dezember 1987 (ABI. Nr. 
L 373 vom 31.12.1987, S. 6) 

- 388 R 4213: Verordnung (EWG) Nr. 4213/88 des Rates vom 21. Dezember 1988 (ABI. Nr. 
L 370 vom 31.12.1988, S. 33) 

- 391 R 3162: Verordnung (EWG) Nr. 3162/91 des Rates vom 28. Oktober 1991 (ABI. Nr. 
L 300 vom 31.10.1991, S. 1) .. 

In . Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b zweiter Gedankenstrich werden folgende Angaben 
hinzugefügt: 

" "Hietakatkarapuja" oder "Isotaskurapuja" oder "Keisarihummereita", 
. "Hestereker" oder '.'Taskekrabbe" oder "Sj0kreps", 
"Hästräkor" oder "Krabba" oder "Havskräfta"." 
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2. 382 R 3191: Verordnung (EWG) Nr. 3191/82 der Kommission vom 29. November 1982 mit. 
Durchführungsbestimmungen zur Referenzpreisregelung für' Fischereierzeugnisse (ABI. Nr. 
L 338 vom 30.11.1982,S. 13), geändertdurch: 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der 'Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) . 

- 385 R 3474: Verordnung (EWG) Nr. 3474/85 der Kommission vom 10. ,Dezember 1985'(ABI. 
NI. L 333 vom 11.12.1985, S. 16). 

In Anhang I wird folgender Wortlaut angefügt: 

"FINNLAND: 

NORWEGEN: 
SCHWEDEN: 

, Helsinki 
Tornio 
Turku 
Alle Häfen 
Stockholm -
Göteborg". 

-
3. 383 R 2807: Verordnung (EWG) Nr. 2807/83 der Kommission vom 22. Septemper 1983 zur 

Festlegung der Aufzeichnung von Informationen über den Fischfang durch die Mitgliedstaaten 
(ABI. Nr. L 276 vom 10.10.1983, S. 1), geändert durch: 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (AB!. Nr. L302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

- 389 R 0473: Verordnung (EWG) Nr,473/89 der Kommission (ABI. Nr. L 53 vom 25.2.1989, 
S.34). 

In Anhang IV Nummer 2.4.1 'werden fOIgende Eintragungen ge_strichen: 

, 
"N = Norwegen 

S -= Schweden". 
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4. 385 R 3459: Verordnung (EWG) Nr. 3459/85 derKommission vom6. Dezember 1985 mit' 
Durchführungsbestimmungen für die Gewährung einer Ausgleichsentschädigung für 
Atlantiksardinen (ABI. Nr. L 332 vom 10: 12.1985, S. 16) 

In Artikel 4 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich werden folgende Angaben hinzugefügt: 

"TASAD,SHYVITYKSEEN OIKEUTEITU JALOSTUS 
ASETUS (ETY) N:o 3117/85" 

"BEARBEIDING SOM GIR REIT TIL UTJEVNINGSTILSKUDD 
FORORDNING (E0F) NR. 3117/85" 

"BEARBETNING BERÄTTIGAD TILL UTJÄMNINGSBIDRAG 
FöRORDt-aNG (EEG) NR 3117/85". 

5. 387 D 0277: Beschluß 87/277/EWG des Rates vom 18. Mai 1987 über die Aufteilung der 
Kabeljaufangmöglichkeiten im Gebiet von Spitzbergen und der Bäreninsel und der vom NAFO
Übereinkommen festgelegten Abteilung 3M (ABI. Nr. L 135 vom 23.5.1987, S. 29), geändert 
durch: ,.. 

- 390 D .0655: Beschluß 90/655/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom . . . 

17.12.1990, S. 57). 

Im Anhang erhält die erste Tabelle folgende Fassung:, 
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"ANHAN-G 

Kabeljau im Kabeljaugebiet Spitzbergen ~ Bäreninsel (ICES-Abteilungen I und IIb atißer den Gemeinschaftsgewässern) 

J' 
/ 

tAC Anteil der . Deutschland Spanien Frankreich Portugal Yereinigtes Übrige Nor- I 
(fonnen) Gemeinschaft v.H. v.H. v.H. v.H. Königreich . Mitgliedstaaten wegen 

(fonnen) v.H. v.H. I 
ERSTE Proz~ntsatz des Anteils der Gemeinschaft nach Abzug der Pauschal menge 
TRANCHE den "übrigen Mitgliedstaaten" zugeteilten Pauschalmenge" pm (I) 

22018 oder 19,24 49,73 8,21 10,50 12,32 100 Tonnen 
weniger 

ZWEITE Prozentsatz des Anteils der Gemeinschaft nach Abzug der Pauschalmenge 
TRANCHE ersten Tranche und der den "übrigen .Mitgliedstaaten:' zugeteilten Menge. 

22019 - 24220 29,71 28,45 16,44 4,21 21,18 250 Tonnen 
, . 

Prozentsatz des 
. Anteils der , 
Gemeinschaft 

700001 :.. 800000 24221 - 27680 29;54 28,54 16,46 4,27 21,19. 1,91 
800001 - 900000 27 681 - 3 I 140 29,51 28,56 16,47 4,27 21,19 2,86 
900001 -1 000000 31 141 - 34 600 29,54 28,54 16,46 4,27 +1,19 3,82 

1 000 00 I od~r mehr 34 601 oder mehr 29,54 28,54 16,46 4,27 21,19 4,77 
'. 

" 

(') Die norwegi~che Quote für die Gebiete I unq 11 kann auch, in den Abteilungen I undllb außerhalb der Gemeinschaftsgewässer gefischt werde~. 
• " 
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6. 392 R 3760: Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 des Rates vom 20. Dezember 1992 zur Einführung 
- einer gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei und die Aquakultur (AB\. Nr. L 389 vom 

31.12.1992, S. 1) , -

ANHANG! wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Angaben werden unter der Überschrift "KÜSTENGEWÄSSER DÄNEMARKS" 
hinzugefügt: 

11 

Geographisches Mitgliedstaat _ 
Gebiet 

Skagerrak (4) - Norwegen 
Zwischen 4 und 
12 Seemeilen 

Skagerrak Schweden 
Zwischen 4 und 
12 Seemeilen 

Kattegat "Schweden 
Zwischen 3 (I) und 
12 Seemeilen 

Kattegat Worwegen 

-. 

Ostsee Schweden 
Zwischen 3 und 
12 Seemeilen 

(I) Gemessen vpn der Küstenlinie. 
(4) Im Sinne von Artikel 41. 

AA-AFNS 3 FINAL 

Arten 

Alle Arten 

Alle Arten 

Alle Arten 

Sprot!e 

Alle Arten 

, 
Umfang oder besondere Merk-

- male 

Unbeschränkt 

Unbeschränkt 
-

-

Unbeschränkt 
, 

, 

Während des Zeitraums . 
Oktober-Dezember in dem , 

Gebiet, das in dem dem 
Abkommen zwischen 
Norwegen, Dänemark und 
Schweden von 1966 
beigefügten "Briefwechsel" 
zwischen Norwegen und 
Dänemark definiert ist 

<-

Unbeschränkt -

" 
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b) Die folgenden Aufstellungen werden nach der Eintragung unter der Überschrift "KÜSTEN-
. GEWÄSSER DER NIEDERLANDE" hinzugefügt: . 

11 KÜSTENGEW ÄSSER" FINNLANDS 

Geographisches Mitgl iedstaat Arten' 
Gebiet 

.iOs~ee . Sthweden Alle Arten 

. ZWischen 4 und 
12 Seemeilen Cl 

KÜSTENGEWÄSSER NORWEGENS 

Skagerrak (4) Dänemark Alle Arten 
Zwischen 4 und 

. 
12 Seemeilen .. 

Skaaerrak (4) 
t:> Schweden Alle Arten 

Zwischen 4 und .. 

12 Seemeilen 
.. 

KÜSTENGEWÄSSER SCHWEDENS 

Skagerrak Dänemark Alle Arten , 
'Zwischen 4 und , 

12 Seemeilen 
.. 

Skagerrak (4) Norwegen Alle Arten 
Zwischen 4 und 12 
Seemeilen 

Kattegat Dänemark Alle Arten 
Zwischen 3 (3) und, 
12 Seemeilen 

, ' 

Ostsee Dänemark Alle Arten 
Zwischen 4 und 
12 Seemeilen 

Ostsee Finnland Alle Arten 
Zwischen 4 und 
12 Seemeilen 

Cl Zwischen 3 und 12 Seemeilen um die Bogskär-Inseln. 
(lI Gemessen von der KüstebIinie. 
(4) Im Sinne von Artikel 41. .... 

AA-AFNS 3 FINAL 

Umfang oder besondere 
Merkmale 

Unbeschränkt 

- Unbeschränkt 

" 

Unbeschränkt 

" 
Unbeschränkt 

Unbeschränkt 

Unbeschränkt 

Unbeschränkt 
" 

Unbeschränkt 
, 

D 
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ANHANG 11 wird wie folgt geändert: 

Die Tabelle unter Buchstabe B wird wie folgt ergänzt: 

Mitgliedstaat . Anzahl der zugelassenen Fischereifahrzeuge 

Norwegen 57 

" 

7. 323 R 2018: Verordnung (EWG) Nr. 2018/93 des Rates vom 30. Juni 1993 über die Vorlage von 
Statistiken über die Fänge und die Fischereitätigkeit der Mitgliedstaaten, die im Nordwestatlantik 
Fischfang betreiben (ABI. Nr. L 186 vom 28.7.1993, S. 1) 

. In Anhang V Anmerkurig~ e) werden folgende Eintragungen hinzugefügt: 

"Finnland 
Norwegen 
Schweden 

FIN 
NOR 
SVE". 

8. 393 T 2210: Verordnung (EWG) Nr,. 2210/93 der Kommission vom 26. Juli. 1993 über 
Mitteilungen im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für Fischereierzeugnisse und 
Erzeugnisse der Aquakultur (ABI. Nr. L 197 vom 6.8.1993, S. 8) 

ANHANG I wird wie folgt geändert: 

a) In Abschnitt "1. Erzeugnisse des Anhangs I Buchstabe A der Verordnung (EWG) 
Nr. 3759/92" werden folgende Änderungen vorgenommen: 

i) Unter der Überschrift" 1. Heringe (Clupea harengus)" -werden folgende Eintragungen 

AA-AFNS3 FINAL 

eingefügt: . 

"die Gesamtheit der Märkte von Tornio-Kokkola 
die Gesamtheit der Märkte von Pietarsaari-Korsnäs 
die Gesamtheit der Märkte von Närpiö-Pyhämaa 
die Gesamtheit der Märkte von Süd-Uusikaupunki-Kemiö 
die Gesamtheit der Märkte der Älandinseln 
die Gesamtheit der Märkte des Finnischen Meerbusens 
die Gesamtheit der Märkte von Trelleborg/Simrrshamn 
die Gesamtheit der Märkte von Lysekil/Kungshamn Gävle". 
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ii) Unter der Überschrift "6. Kabeljau (Gadus morlzua)" werden folgende Einträge 
eingefü~: 

-
." Katlskrona 
Gqteborg 
Maarianhamina" . 

b) In Abschnitt "11. Erzeugnisse des Anhangs I Buchstabe D der Verordnung (EWG) 
Nr. 3759/92" wird unter der Überschrift "Tiefseegarnele (Pandalus bonialis) " folgendes 
eingefügt: 

"Smöuen 
.' Ö 

Göteborg" . 

c) In Abschnitt "111. Erzeugnisse des Anhangs I Buchstabe E der Verordnung (EWG) 
Nr. 3759/92" wird unter der Überschrift "2.a) Kaisergranat: ganz (Nephrops norvegicus)" 
folgendes eingefügt: 

, "SmQgen 
Göteborg" ~ . 

d) In Abschnitt "VIII. Erzeugnisse des Anhangs IV Buchstabe Ader Verordnung (EWG) 
'Nr. 3759/92'; werden folgende Angaben eingefügt: • 

i) Unter der Überschrift" 1. Karpfen "wird folgendes hinzugefügt: 

" Österreich: Waldviertel 
Bundesland Steiermark". 

ii) Unter der Überschrift "2, Lachs" wi~d folgendes hinzugefügt: 

Österreich: 
. Finnland: 

AA-AFNS 3 FINAL 

. die Gesamtheit des Gebiets Österreichs 
die Gesamtheit der Küstengebiete" . 
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XI. BINNENMARKT UND FINANZDIENSTE 

A. GESELLSCHAFTSRECHT, INDUSTRIELLE DEMOKRATIE UND 
BUCHHALTUNGSSTANDARDS I 

1.' 368 L 0151: Erste Richtlinie 68/151/EWG des Rates vom 9. März 1968 zur Koordinierung der 
Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne -des Artikels 58 
AbsatZ 2 des Vertrages im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese 
Bestimmungen gleichwertig.iu gestalten (AB1.Nr. L 65 vom 14.3.1968, S. 8), geändert durch: 

172B: Akte 'über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge": Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

_179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L291 vom 19.11.1979, S. 17) , 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15. November 
1985, S. 23). . 

Artikel 1 wird wie folgt ergänzt:: 

" in Österreich: 
die Aktiengesellschaft, die Gesellschaft mit beschdinkter Haftung; 

in Finnland: 
osakeyhtiö/aktiebolag; 

in Norwegen: 
aksjeselskap; 

in Schweden: 
aktiebolag. " 

Wird in den nachstehend aufgeführten Richtlinien ausschließlich oder vornehmlich auf eine 
Gesellschaftsform Bezug genommen, so kann diese Bezugnahme bei der Einführung von 
besonderen RegelUngen für privatrechtliche Gesellschaften mit beschränkterHaftung geändert 

- _ werden; Die Einführung- derartiger besonderer Regelunge,n sowie die Bezeichnung der 
entsprechenden Gesellschaftsform sind der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
spätestens bei der Durchführung der betreffenden Richtlinien mitiuteilen. 

'. 

AA-AFNS 3 FINAL 247 D 

l-

i 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 343 von 728

www.parlament.gv.at



--, 
~----_. 

2. '377 L 0091: Zweite Richtlinie 77/91/EWG des Rates vom 13. Dezember 1976 zur Koordinierung 
der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 
Absatz 2 des Vertrages im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter für die Gründung der 
Aktiengesellschaft sowie für die Erhaltung und Änderung des Kapitals vorgeschrieben sind, um , 
diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten (ABI. Nr. L 26 vom 31.1.1977, S. 1), geändert 
durch: 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
RepublikGriechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABi. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

, . , 

: ,392 L 0101: Richtlinie 92/101/EWG des Rates vom 23. November 1992 (ABI. Ne. L 374 " 
vom 28.11.1992, S. 64) .. 

a) Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird wie folgt ergänzt: 

,11 in Österreich: 
die Aktiengesellschaf:! 

in Finnland: 
osakeyhtiö/aktiebolag 

in Nonvegen: 
aksjeselskap 

in Schweden: 
aktiebolag. 11 _ 

b) In Artikel 6 wird der Begriff" Europäische Rechnungseinheit" durch "ECU" ersetzt. 

3. 378 L 0855: Dritte Richtlinie 78/855/EWG des Rates vom 9. Oktober 1978 'gemäß Artikel 54 
Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages betreffend die Verschmelzung von Aktiengesellschaften (ABI. ' 
Nr. L 295 vom 20.10.1978, S. 36), geändert durch.: 

, , 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen u~d die Anpassungender Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302vom 15.11.1985, S. 

'23). 

Artikel 1 Absatz· 1 wird wie folgt ergänzt: 

11 in Österreich: 
- die Aktiengesellschaft, 
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, 

ilz Finnland: 
osakeyhtiö/aktiebolag, 

in Norwegen: . 
aksjeselskap, 

in Schweden: 
ak'tiebolag." 

--~ 

4. 378 L 0660: Vierte Richtlinie 78/660/EWGdes Rates vom 25. Juli 1978 aufgrund von Artikel 54 
Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages über den lahresabschluß von Gesellschaften bestimmter 
Rechtsformen (ABI. Nr. L 222 vom 14.8.1978, S, 11), geändert durch: . 

179 H: Akte über d}e Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 89} 

383, L 0349: Siebente Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 aufgrund von 
Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages über den konsolidierten Abschluß (ABI. Nr. 
L 193-vom 18.7.1983, S. I) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingu'ngen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des. 
Königreichs Spanien und derPortug:iesischen'Republik (ABL Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

389 L 0666: Elfte Richtlinie 89/666/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 über die 
Offenlegung von Zweigniederlassungen, die in einem Mitgliedstaat von Gesellschaften 

. bestimmter Rechtsformen errichtet wurden, die dem Recht eines anderen Staates unterfiegen 
(ABl:,.Nr. L 395 vom 30.12.1989, S. 36). 

390 L 0604: Richtlinie 90/604/EWG des Rates vom 8. November 1990 zur Änderung der 
Richtlinie 78/660/EWG"über den lahresabschluß und der Richtlinie 83/349/EWG über den 
konsolidierten Abschluß hinsichtlich der Ausnahme für kleine und mittlere Gesellschaften· 
sowie der Offenlegung von Abschlüssen iri ECU (ABI. Nr. L 317 vom 16.11.1990, S. 57) 

390 L 0605: Richtlinie 90/605/EWG des Rates vom 8. November 1990 zur Änderung der 
Richtlinien 78/660/EWG und 83/3491EWG über den lahresabschluß bzw. den konsolidierten 
Abschluß hinsichtlich ihres Anwendungsbereichs (ABl~ Nr. LJ17 vom 16.11.1990, S. 60). 

a) Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird wie folgt ergänzt 

11 in Österreich: 
die Aktiengesellschaft, die Gesellschaft mit beschränkter Haftung; 

in Finnland: 
osakeyptiö, aktiebolag; 

in Norwegen: 
.. aksjeselskap; 
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- ~in Schweden: 
aktiebolag. " . 

b) Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 2 wird wie folgt ergänzt: 

Olm) . - in Österreich: 
die offene Handelsgesellschaft, die Kommanditgesellschaft; 

n) in Finnland: 
avoin yhtiö/öppet bolag, kommimdiittiyhtiö/kommanditbolag; 

0) in Norwegen: _. 
partrederi, . ansvarlig seiskap, kommanditts~lskap; 

p)- . in Schweden: 
handelsbolag, kommanditbolag." 

5. 383 L 0349: Siebente Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 aufgrund von Artikel 
54 Absatz 3 Buchstabe g} des Vertrages über den konsolidierten Abschluß .(ABI. Nr. L 193 vom 
18.7.1983, S. i), geändert durch: . 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

390 L- 0604: Richtlinie 90/604/EWG des Rates. vom 8. November 1990 zur Änderung der 
Richtlinie 78/660/EWG über den Jahresabschluß und der Richtlinie 83/349/I;WG über den' 
konsolidierten Abschluß hinsichtlich der Ausnahme für kleine und inittl<:;re Gesellschaften 
~owie der Offenleguhg von Abschlüssen in ECU (ABI. Nr. L 317 vom 16.11.1990, S. 57) 

390 L 0605: Richtlinie 90/605lEWG des Rates vom 8. Novembet' 1990 zur Änderungder 
Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG über den Jahresabschluß bzw. den konsolidierten 
Abschluß hinsichtlich ihres Anwendungsbereichs (ABI. NL L 317 vom 16.11.1990, S.60). 

Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird wie folgt ergänzt: 

Olm) 

n) 

0) 

p) 

in Österreich: 
die Akti~ngesellschaft, die Gesellschaft mit beschränkter Haftung; 

in Finnland: 
osakeyhtiö/aktiebolag; 

in Norwegen: 
aksjeselskap; 

in' Schweden: 
aktiebo!ag. " 
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6 .. 389L 0667: Zwölfte Richtlinie 89/667/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 auf dem Gebiet 
des Gesellschaftsrechts betreffend Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit einem einzigen 
Gesellschafter (ABI. Nr.L 395 vom 30.12.1989, S. 40) -

Artikel 1 wird wie folgt ergänzt: 

11 OSferreich: 
die Gesellschaft mit beschränkter Haftung; 

- Finnland: 
osakeyhtiö/aktiebolag; 

- Norwegen: 
aksjeselskap; 

- Schweden: 
. aktiebolag. " 

B. DIREKTE STEUERN, VERSICHERUNG UND KREDITINSTITUTE 

I. Direkte Steuern 

1. 369 L 03356: Richtlinie 69/335/EWG des Rates vom 17.Juli 1969 betreffend die-indirekten 
Steuern auf die Ansammlung von Kapital (ABI. Nr. L 249 vom 3.10.1969, S. 25), geändert 
durch: 

172 B: Akte über die Beitrittsbedingungenund die Anpassurigen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und_ 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

373 L 0079: Richtlinie 73179/EWG des Rates vom 9. April 1973 (ABI. Nr. L 103 ~om 
18A.1973, S. 13) 

373 L 0080: Richtlinie 73i80/EWG des. Rates vom 9. April 1973 (ABI. Nr. L 103 vom 
18A.1973, S. 15) 

374 L- 0553: Richtlinie 74/553/EWG des Rates vom 7. November 1974 (ABI. Nr. L 303 vom 
13.11.1974, S. 9) 

179 H: Akte über die Beitdttsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. N r. L 291 v~m 19. 11. 1979, S. 17) . 

-
385 L0303: Richtlinie85/303/EWG des Rates vom 10. Juni 1985 (ABI. Nr. -L 156 vom 
15.6. f985, S. 23) 
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185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). ' . 

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a wird wie folgt ergänzt: 

Gesellschaften österreich ischen R~chts mit der Bezeichnung: 

"Aktiengesellschaft " 
':Gesellschaft mit beschränkter Haftung"; 

Gesellschaften finnischen Rechts mit der Bezeichnung: 

"osakeyhtiö/aktiebolag", "osuuskunta/andelslag",. "säästöpankki/spar-bank" und 
"vakuutusyhtiö/försäkringsbolag" ; 

. Gesellschaften norwegischen Rechts mit der Bezeichnung: 

- "aksjeselskap"; 

Gesellschaften schwedischen Rechts mit der. Bezeichnung: 

"aktiebolag" 
"bankaktiebolag" 
"försäkringsaktiebolag" . 

2. 390 L 0434: Richtlinie 90/434/EWG . des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame 
Steuersystem für Fusionen, Spaltuilgen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den 
Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen 
(ABI. Nr. ~ 225 vom 20.8.1990,S. 1) 

a) Artikel 3 Buchstabe c wird wie folgt ergänzt: 

Körperschaftsteuer in Österreich, 

Yhteisöjen tulovero/inkomstskatten für samfund inFinnland, 

Skatt av alminnelig inntekrin Norwegen, 

Statlig inkomstskatt in Schweden. " 

b) Der Anhang wird wie folgt ergänzt: 

"m) die Gesellschaften österreich ischen Rech~ mit der Bezeichnung: Aktiengesellschaft; 
Gesellschaft mit besc~ränkter Haftung; . 

p) die. Gesellschaften'finnischenRechts mit der Bezeichnung: osakeyntiö/aktiebolag,' 
osuuskunta/artdelslag, säästöpankki/sparbank und vakuutusyhtiö/försäkringsbolag; 
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0) die Gesellschaften norwegischen Rechts mit der Bezeichnung: aksjeselskap; 

p) die ,Gesellschaften schwedischen Rechts mit der Bezeichnung: aktiebolag, 
bankaktiebolag, försäkringsaktiebolag." _ 

3. 390 L 0435: Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli' 1990 über das gemeinsame 
,Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. Nr: L .225 
vom. 20.8.1990, S. 6) 

a)Artikel 2 Buchstabec wird wie folgt ergänzt: 

" Körperschaftsteuer in Österreich, 

- . Yhteisöjentulovero/inkomstskattenför -samfund in Finnland, 

Skatt av alminnelig inntektin Norwegen, 

-Statlig inkomstskatt in Schweden." 

b) . Der Anhang wird wie folgt ergänzt: 

- Olm) die Gesellschaften österteichischen Rechts mit der Bezeichnung: Aktiengesellschaft, 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung; 

n) die Gesellschaften finnischen Rechts mit der Bezeichnung: osakeyhtiö/aktiebolag, 
osuuskunta/andelslag, säästöpankki/sparbank and vakuutusyhtiö/försäkringsbolag; 

0) die Gesellschaften norwegischen Rechts mit der' Bezeichnung: aksjeselskap; 

p) die Gesellschaften schwedischen Rechts mit' der Bezeichnu~g: aktiebolag, 
bankaktiebolag, försäkiingsaktiebolag." 

11. Versicherung 

1. 373 L 0239: Erste Richtlinie 73/239/EWG des Rates vom 24. Juli 1973 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) (ABI. Nr. L 228 vom 16.8.1973, 
S. 3), geändert durch: 

376 L 0580: Richtlinie 76/580/EWG des Rates vom 29. Juni 1976 (ABI. Nr. L 189. vom 
13.7.1976, S. 13) 
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179H: Akte über eHe Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenländ (ABI. Nr. L291 vom 19.11.1979, S. 17) , 

384 L 0641: Richtlinie 84/6411EWG des Rates vom 10. Dezembec 1984 (ABI. Nr. L 339 
yom 27.12.1984, S. 21) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 'der Verträg~ - Beitritt des 
Königreichs Spanien und ,der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

387 L 0343: Richtlinie 87/343/EWG des Rates vom 22. Juni 1987 (ABI. Nr. L 185 vom 
4.7.1987, S. 72) 

387 L 0344: Richtlinie 87/344/EWG des Rates vom 22. Juni 1987 -(ABI. Nr. L 185 vom 
4.7.1987, S. 77) 

388 L 0357: Zweite Richtlinie 87/357/EWG des Rates vom 22. Juni 1988 (ABI. Nr. L 172 
vom 4.7.1988, S. 1) 

390 L 0618: Richtlinie 90/618/EWG aes Rates vom s: November 1990 (ABI. Nr. L 330 vom 
, 29.11.1990, S; 44) 

392 L 0049: Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 (ABI. Nr. L 228 vom 
11. 8 .1992, S. 1); 

, Artikel 8 Absatz 1 wird wie folgt ergänzt: 

in der Republik Österreich: "Aktiengesellschaft", "Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit" , 

in der Republik Finnland: "keskinäinen vakuutusyhtiö"l"ömsesidigt försäkringsbölag" , 
"vakuutusosakeyhtiö" I"försäkringsaktiebolag", "vakuutusyhdistys" I" försäkringsförening" 
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im Königreich Norwegen: naksjeselskap", "gjensidig seiskap" 

im Königreich Schweden: "försäkringsaktiebolag", "ömsesidigaförsäkringsbolag", 
"understödsföreningar" , 

2. 377 L o09i: Richtlinie 77/92/EWG des Rates vom 13. Dezember 1976 über Maßnahmen zur 
Erleichterung der tatsächlichen Ausübung der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstlei
stungsvetkehrs für die Tätigkeiten des Versicherungsagenten und des Versicherungsmaklers (aus 

. ISIC~Gruppe 630), insbesondere Übergangsmaßnahmen für solche Tätigkeiten (ABI. Nr. L 26 vom 
31.1.1977, S. 14), geändert durch: -

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungender Verträge :Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpa~sungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

a) Artikel 2 Absatz 2 Buchsta12e a wird wie folgt ergänzt: 

- in Österreich 
Versicherungsmakler 

in Finnland: 
vakuutuksenvälittäjä/försäkringsmäklare 

in Norwegen: 
fors ikringsmegler 

in Schweden: 
försäkfinusmäklare" . . ' b , 

b) . Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b wird wie folgt ergänzt: 

" in Österreich: 
Vers icherungsagent 

in Finnland: 
vakuutusasiamies/försäkringsombud 

in Norwegen: 
assurand0r 
agent 

• in Schw'eden: 
försäkringsombud" ; 

c) Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe c) wird wie folgt ergänzt: 

in Norwegen: 
underagent" ; 
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3. 379 L 0267: ErsteRichtlinie 79/267/EWG des Rates vom 5~ März 1979 zur Koordinierung der 
Rechts- und VerwaltungsvorschrifteIl über die Aufnahme und 'Ausübung der Direktversicherung 
(Lebens\Tersicherung) (ABI. Nr. L 63 vom 13.3.1979, S. 1); geändert durch: 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11_.1979, S. 17) 

1851: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge;.. Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
~m ' -

390 L 0619: Richtlinie 90/619IEWG des Rates'vom 8. November 1990 (ABI. Nr. L 330 vom 
29.11. 1990, S. 50) 

392 L 0096: Richtlinie 92/96/EWG des Rates vom 10. November 1992 (ABI. Nr. L 360 vom-
9.12.1992, S. 1). 

a) Artikel 4 wird durch folgenden' Absatz ergänzt: 

"Diese Richtlinie betrifft nicht die Tätigkeiten von Rentenversicherungsunternehmen nach dem 
Gesetz über die Rentenversicherung für Arbeitnehmer (fEL) und sonstigen finnischen 
Rechtsvorschriften, sofern-

a) die Rentenversicherungsunternehmen, die nach finnischem Recht bereits zu getrennter 
Rechnungsführung und Verwaltung für ihre Rententätigkeit verpflichtet sind, vom 
Zeitpunkt des Beitritts an getrennte rechtliche Einheiten zur Ausübung dieser Tätigkeit 
schaffen; 

b) die finnischen Behörden allen Angehörigen und Unternehmen von Mitgliedstaaten -in 
nichtdiskriminierender Weise gestatten, gemäß den finnischen Rechtsvorschriften die in 
Artikel 1 genannten Tätigkeiten bezüglich dieser Ausnahme auszuüben· 

als Eigentümer eines bestehenden Versicherungsunternehmens oder einer 
bestehenden Versicherungsgruppe oder durch Beteiligung da:ran, 

durch Schaffung neuer Versicherungsunternehmen öder -gruppen, einschließlich 
Rentenversicherungsunternehmen, oder Beteiligung datan; 

c) die finnischen Behörden der Koinmission innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt 
des Beitritts einen Bericht zur Genehmigung vorlegen, in dem die Maßnahmen zur 
Trennung der TEL-Tätigkeiten von den normalen Versicherungstätigkeiten der finnischen 
Ver-sicherungsuriternehmen mit dem Ziel der Erfüllung aller Anforderungen der Dritten 
Richtlinie über die Lebensversicherung aufgeführt sind. " 

b) Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe awird wie folgt ergänzt: ,. 
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-. In der Republik Österreich: "Aktiengesellschaft", "Versicherungsverein. auf 
Gegenseitigkeit" 

in der Republik Finnland: "keskinäinen vakuutusyhtiö" /"ömsesidigt försäkringsbolag", 
. "vakuutusosakeyhtiö" l"f6rsäkringsaktiebolag" ;'vakuutusyhdistys" I"försäkringsförening" 

im' Königreich Norwegen: "aksjeselskap", "gjensidig seIskap" . 

im Königreich Schweden: "försäkringsaktiebolag", "ömsesidiga försäkringsbolag", 
"understödsföreningar". " 

III. Kreditinstitute 

- 1..377 L 0780: Erste Richtlinie 771780/EWGdes Rates vom 12. Dezember 1977 zur Koordinierung 
der Rechts- und VerwaItungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Kreditinstitute (ABI. Nr. L 322 vom 12.12.1977, S. 30), geändert durch: 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge.- Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

385 L 0345: Richtlinie 83/345/EWG des Rates vom 8. Juli 1985 (ABI. Nr. L 183 vom 
18.7.1985,S. 19) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Vertrage - Beitritt des 
Königreichs Spanien urid der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom' 15.11.1985, 
S.23) 

386 L 0524: Richtlinie 861524/EWG des Rates vom 27. Oktober 1986 (ABI. Nr. L 309 vom 
4.i 1.1986, S.15) 

-

389 L 0646: Richtlinie 89/646/EWG des Rates vom 15. Dezember 1989 (ABI. Nr. L386 
vom 30.12.1989, S. 1). 

Artikel 2 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt: . 

. in Österreich: Unternehmen, die als gemeinnützige Wohnungsunternehmen anerkannt sind 

in Finnland: nT~ollisen Yhteistyön Rahasto Oy/Fonden för Industriellt Samarbete Ab", 
'·Suomen Vientiluotto Oyl Finlands Exportkredit Ab", "Kera Oy/Kera Ab" . 

in Schweden: die "Svenska Skeppshypotekskassan"." 

AA-AFNS 3 FINAL 257 . D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 353 von 728

www.parlament.gv.at



2. 389 L 0299:. Richtlinie 89/299/EWG des Rates vom 17. April 1989 über die EigenmitteJ von 
. Kreditinstituten (ABl. Nr. L 1.24 vom 5.5.1989, S. 16), geändert durch: . 

391 L 0633: Richtlinie 91/633/EWG des Rates vom 3. Dezember 1991 (ABI. Nr. L 339vom. 
lL12.1991, S. 33) . 

392 L 0016: Richtlinie 91/16/EWG des Rates vom 16 .. März 1992 (ABI.' Nr.. L 75 vöm 
21.3.1992, S. 48). 

In Artikel 4 a werden zu Beginn nach· dem Wort "Dänemark" die Worte "und Norwegen" 
eingefügL 

3. 389 L 0647: Richtlinie 89/647/EWG des Rates vom 18. Dezember 1989 über einen Solvabilitäts
koeffizienten für.Kreditinstitute (ABI. Nr. L 386 vom 30.12.1986, S. 14), geändert durch: 

391 L 0031: Richtlinie 91/311EWG der Kommission vom 19. Dezember 1990(ABI. Nr. L 17 . 
vom 23.1.1991, S. 20) 

392 L 0030: Richtlinie 92130/EWG vom 6, April 1992 (ABI. Nr. L 110vom28.4.1992, 
S.52). 

a) Artikel 6 Absatz. 1 Buchstabe c Nummer 1 wird wie folgt ergänzt: 

"und Kredite, die - zur Zufriedenheit der zuständigen Behörden - vollständig oder teilweise 
durch Anteile an finnischen Wohnungsbaugesellschaften im Sinne des finnischen Gesetzes von 
1991 über Wohnungsbaugesellschaften oder nachfolgender entsprechender Gesetze gesichert, 
sind, wenn das Wohnungseigentum von dem Kreditnehmer gegenwärtig oder künftig selbst 
genutzt oder vermietet ist.!' 

b)' In Artikel 11 Absatz 4 werden die Wörter "Deutschland, Dänemark und Griechenland" ersetzt 
durch: "Deutschland, Dänemark, Griechenlanq. und Österreich" .. 

4. 392 L 0121: Richtlinie 92/121/EWG des Rates vom 21. Dezember 1992 über dieÜberwachtmg 
und Kontrolle der Großkredite von Kreditinstituten (ABI. Nr. L 29 vom 5.2.1993,S. 1) 

a) Artikel.4 Absatz 7 Buchstabe p erster Satz erhält folgende Fassung: 
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"p) Kr~dite, die nach Auffassung der zuständigen Behörden hinreichend durch Hypotheken 
, auf Wohneigentum ()der Anteile an finnischen Wohnungsbaugesellschaften, im Sinne qes 
finnischen GesetZes- von 1991 über Wohnungsbaugesellschaften oder nachfolgender 
entsprechender Gesetze gesichert sind", wie auch Leasinggesschäfte, bei denen der 
vermietete Wohnraum so lange vollständig das Eigentum des Leasinggebers bleibt, wie 
der Mieter seine Kaufoption nicht ausgeübt hat, und zwar in allen Fällen bis zu 50 % des 
Wertes (les betreffenden Wohneigentun1s." 

b). In Artikel 6 Absatz 9 wird folgender Unterabsatz 2 hinzugefügt: 

"Das gleiche gilt für Kredite, die nach Auffassung der zuständigen Behörden hinreichend 
durch Anteile än finnischen Wohnungsbaugesellschaften im Sinne des finnischen Gese.tzes von 
1991 über Wohnungsbaugesellschaften oder nachfolgender entsprechender Gesetze gesichert . 
sind und die mit den i.m vorstehenden Unterabsatz genannten Hypothekarkrediten vergleichbar 
sind. " 

C. FREIER WARENVERKEHR 

I. KRAFTFAHRZEUGE 

1. 370 L 0156: Richtlinie 701l56/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger (ABI. Nr. L42 vom 23.2.1970, S. 1), geändert durch: 

172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

378 L 0315: Richtlinie 78/315/EWG des Rates vom 21. Dezember 1977 (ABI. Nr. L 81 
vom 28.3.1978, S. 1) 

378 L 0547: Richtlinie 78/547 /EWG des Rates vom 12. Juni 1978 (ABI. Nr. L 168 vom 
26.6.1978, S. 39) 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge-Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

- -
380L 01267: Richtlinie 801l267/EWG des Rates vom 16. Dezember 1980 
(ABI. Nr. L 375 vom 31.12.1980, S. 34), berichtigt in ABI. Nr. L 265 vom 19.9.1981, 
S. 28 . 

185I~ Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 
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387 L 0358: Richtlinie 87/35.8/EWG des Rates vom 25. Juni 1987 (ABI. Nr. L 192 vom 
1l.7.19~7, S. 51)-. 

387 L 0403: Richtlinie 87/403/EWG des Rates vom 25. Juni 1987 (ABI. Nr. L 220 vom 
8:8.1987, S. 44) 

. 392 L 0053: Richtlinie 92/53/EWG des Rates vom 18, Juni 19.92 (ABI. Nr.L 225 vpm . 
10.8.1992, S. 1) . 

393 L 0081: Richtlinie 93/81/EWG der Kommission vom 29. September 1993 
(ABI. Nr. L 264 vom 23.10.1993, S. 49). 

a) In Anhang VII wird in Nummer 1 betreffend Abschnitt 1 folgendes eingefügt: 

" 12 I, für Österreich, 
"17" für Finnland, ' 
"16" für Norwegen, 
"5" für Schweden. 

b) In Anhang IX Teile I und II wird jeweils Seite 2 Nummer 37 ~ie folgt ergänzt: 

"Österreich: ..... Finnland: ..... Norwegen: ..... Schweden: ..... ". 
. . 

2. 370 L0157: Richtlinie70/157/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den zulässigen Geräuschpegel und die Auspuff., 
vorrichtung von Kraftfahrzeugen (ABI. Nr. L 42 vom 23.2.1970, S. 16), geändert durch: 

172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
. Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr.L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

373 L 0350: Richtlinie 73/350/EWG der Kommission vom 7. November 1973 
(ABI.Nr. L 321 vom 22.11.1973, S. 33) 

377 L 0212: Richtlinie 77/212/EWG des Rates vom 8. März 1977 (ABI. Nr. L 66 vom 
12.3.1977, S. 33) 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und .die Anpas'sungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) . 

381 L 0334: Richtlinie 811334/EWG der Kommission vom 13. April 1981 
(ABI. Nr. L 13Lvom 18.5.1981, S. 6) . 

- ·384 L 0372: Richtlinie 84/372/EWG der Kommission vom 3. Juli 1984 (ABL Nr. L 196 
vom 26.7.1984,S. 47) 

384 L 0424: Richtlinie 84/424/EWG des Rates vom J .. September 1984 (ABLNr. L 238 
vom6.9.1984, S. 31) . ~ 

185 I: Akte.aber die Beitrittsöedlngungen und die Anpassunge~ der Verträge- Beitritt des 
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Königreichs Spanien, und der Portugi~sischen Republik (ABI.Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23)' ' 

389 L 0491: Richtlinie 89/4911EWG der Kommission vom 17. Juli 1989 (ABI. Nr. L 238 
vom 15.8.1989, S. 43) 

392 L 0097: Richtlinie 92/97/EWG des Rates vom 10. November 1992·(ABI. Nr .. L 371 
. vom 19.12,1992, S. 1). 

a) In Anhang II wird die Bezugnahme auf Nu~er 3.1.3 wie folgt ergänzt: . 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für 'Schweden". 

b) In Anh-ang IV wird die Fußnote betreffend'den(die} Kennbuchstabe(n) des die Betriebs
erlaubnis erteilenden Landes wie folgt ~rgänzt: 

"12 für Österreich, 17für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden"., 

3~ 370 L 0388: Richtlinie 70/388/EWG des Rates vom 27. Juli 1970 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Vorrichtungenfiir Schallzeichen von Kraft-

, fahrzeugen (ABL Nr. L 176 vom 10.8.1970, S. 227), berichtigt in ABI. Nr. L 329 vom 
25.1 L 1982, S. 31 und geändert durch: ' 

i72 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S.14) 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. .Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbeqingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

Unter Nummer 1.4.1 im Anhang I ist der Text in Klammern wie folgt zu ergänzen: 

"12 für Österreich,17 für FinIlland, 16 für Norwegen, 5 für Sc~weden".· 

4. 371 L 0127: Richtlinie 711127/EWG des Rates vom L März 1971 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Rückspiegel von Kraftfahrzeugen (ABI. Nr.. L 68 
vom 22.3.1971, S.I), geändert durch: 

172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

379 L 0795: Richtlinie 79/795/EWGder Kommission vom 20. Jüli 1979 (ABI. Nr. L 239 
vom 22.9.1979, S. 1) 
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179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas'sungeq der Verträge- Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI: Nr. L 291 vom 19 .11-.1979, S. 17) 

385 L 0205: Richtlinie 85/205/EWG der Kommissionvom 18. Feöruar 1985 . 
CABI. Nr: L 90 vom 29;3.1985, S. 1) 

185 I: Akte über die ~eitrittsbedihgungenU!1d die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI: Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

. .' 

·386 L,0562: Richtlinie 86/562/EWG der Kommission vom 6. November 1986 -
(ABl.Nr. L 327 vom 22.11.1986,S. 49) 

. 388'L 0321: Richtlinie 88/321/EWG der Kommission vom 16. Mai 1988 (ABI. Nr. L 147 
vom 14.6.1988, S. 77). 

Die Aufzählung der Kennummern unter Nr. 4.2 der Anlage 2 des Anhangs Ir ist wiefolgtzu 
ergänzen: 

"12 für Osterreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für: Schweden" . 

5. 374 L.0483: Richtlinie 74/483/EWG des Rates vom 17. September 1974 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die vorstehenden Außenkanten beT'Kraftfahrzeugen 
(ABI. Nr. L 226 vom 2.10.1974, S. 4), geändert durch: 

379L 0488: Richtlinie 79/488/EWG'der Kom~ission vom 18. April 1979 
(ABI. Nr. L 128 vom 26.5.1979, S. 1) 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitfittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge-~Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

In Anhang I wird dieBezug~ahme auf Nummer 3.2.2.2 wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 
" . . ., ... - . 

. 6. 376 L 0114: Richtlinie 76/114/EWG des Rates vom 18. Dezember 1975 zur Angleichung der 
RechtsvOrschriften der Mitgliedstaaten über Schilder, vorgeschriebene Angaben, deren;Lag~ 
und Anbringungsartan Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern (ABI. Nr. L 24 vom 
30.1.1976, S. 1), berichtigt in ABI. Nr. L 329 vom 25.11.1982, S. 31 und geändert durch: 

378 L 0507: Richtlinie 78/507/EWG der Kommission vomJ l9. Mai 1978 (ABI. Nt. L ISS 
vom 13.6.1978, S. 31)' , 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt der -
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11. i 979, S. 17) 

AA-AFNS 3. FINAL 262 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)358 von 728

www.parlament.gv.at



185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -ßeitrittdes 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). ... . 

Im Anhang wird unter Nummer 2.1.2 der Text in Klammern wie folgt ergänzt: 

'''12 für Österreich, 17 für Finnland, 16<für Norwegen, 5 für Schweden". 

7 •. 376 L 0757: Richtlinie 761757/EWG des Rates vQm 27. Juli 1976 zur Angleichung der 
'Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Rückstrahler für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr~ 
zeuganhänger (ABI. NLL 262 'vom 27.9.1976, S. 32), geändertdurch: 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt d~r 
Republik Griechenland (ABLNr. L 291 vom 19.11.1979, S. 109) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik(ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). -

In Anhang III wird Nummer 4.2 wie folgt ergänzt: 

"12 für, Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

8. 376 L0758: Richtlinie 761758/EWG des Rates vom 27, Juli 1976 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über U mrißleuchten, Begrenzungsleucht~n, Schluß
leuchten und Bremsleuchten für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (ABI. NI'. L 262 
vom 27.9.1976, ·S. 54), geändert durch: . 

-179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. NT. L 291 vom 19.11.1979, S. 17). 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI-. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

- 389 L 0516: Richtlinie 89/516/EWGder Kommission vom 1. August1989 (ABI. Nr. 
L 265 vom 12.9.1989, S. 1). 

In Anhang III ·wird Nummer 4.2 wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, I? für F-innland, 16 für Norwegen, .5 für Schweden". 

9. 376 L0759: Richtlinie 761759/E\VG des Rates vom 27. Juli 1976 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Fahrtrichtungsanzeiger für Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger (ABI. Nr. L 262 vom 27.9.1976, S. 71), geändert d~rch: 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge ~Beitritt der 
Republik Griechenlan(j (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 
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- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt eies 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom15.11.1985, 
S.23) 

- 389 L 0277: Richtlinie 89/277/EWG der Kommission vom 28. März 1989 (ABI. Nr. 
L 109 vom 20.4.1989, S. 25); berichtigt in ABI. Nr. L 114 vom 27.4.1989, S. 52. 

In Anhang III wird Nummer 4.2 wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland; 16 für Norwegen, 5 für Schweden" .. 

10. 376L 0760: Richtlinie 76/760/EWG des Rates vom 22. Juli 1976 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Beleuchtungseinrichtungen fürdas hintere 
Kennzeichen von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern (AB!. Nr. L 262 vom' 
27.9.1976, S. 85), geändert durch: 

- 119 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt der 
. Republik Griechenland (ABI. N r. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassu'ngen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

Iri Anhang I wird Nummer 4.2 wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

11. 376 L 0761: Richtlinie 76/7611EWG des Rates vorn 27. Juli 1976 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Kraftfahrzeugscheinwerfer _ für Fernlicht und/oder 
Abblendlicht sowie über Glühlampen für diese Scheinwerfer (ABI. Nr. L 262 vom 
27.9.1976, S. 96), geändert durch: 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungender Verträge -Beitritt der 
. Republik Griechenland (ABI. Nr. L 29i vom 1~.11.1979, S. 17) 

- 1851: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungender Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. NT. L 302vom 15.11.1985, 
S. 23)-

- 389 L 0517: Richtlinie 89/517/EWG der Kommission vom 1. August 1989 
(ABI. Nr: L 265 vom 12.9.1989,S. 15). 

In Anhang VI wird N.ummer 4.2- wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich; 17 für Finnland,.16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

12. 376 L 0762:R:ichtlinie 76/762/EWG des Rates vom 27. Juli 1976 zur AngJeichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Nebelscheinwerfer für Kraftfahrzeuge und über 
Glühlampen für diese Scheinwerfer (ABI.Nr. L 262 vom 27.9.1976, S. 122), geändert 
durch: 

" 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und -die Anpassungen der Verträge -Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. NT. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) . 
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- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI.-Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). - --

In Anhang II wird Nummer 4.2 wie folgt ergänzt: 

1/ 12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

- 13. 377 L 0538: Richtlinie 77/538/EWG des Rates vom28~ Juni 1977 zur. Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten überNebenschlußleuchten für Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger (ABI. Nr. L 220 vom 29.8.1977, S. 60), berichtigt in ABI. Nr. L 284 
vom 10.10.1978, S. 11 und geändert durch: 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge-Beitritt der 
Republik Griechenland '(ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979,S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedirigungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien-und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) . 

- 389 L 0518: Richtlinie 891518/EWG der Kommission vom 1. August 1989 
(ABI. Nr. L 265 vom 12.9.1989, S. 24). 

In Anhang II wird Nummer 4.2 wie folgt ergänzt: 

"i2 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

14. 377 L 0539: Richtlinie 77/539/EWG des Rates vom 28. Juni 1977 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Rückfahrscheinwerfer für Kraftfahrzeuge und 

. Kraftfahrzeuganhänger (ABI. Nr. L 220 vom 29.8.1977, S. 72), berichtigt in ABI. Nr. L 284 
vom 10.10.1978, S. 12 und geändert durch: 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt der 
Rep!lblik Griechenland(ABI. Nr.L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die 'Anpassungen der Verträg~ ~Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 362 vom 15. (} .1985, 
S.23). 

In Anhang II wird Nummer 4.2 wie folgt ergänzt: 

1/12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

15. _ 377 L 0540: RichtIinie77/540/EWG des Rates vom 28. Juni 1977 ~ur Angleichung der 
RechtsvQrschriften der Mitgliedstaaten über Parkleuchten -für Kraftfahrzeuge (ABI. Nr. L 220 
vom 29.8.1977, S. 83); berichtigt iri ABI. Nr. L 284 vom 10.10.1978, S. 12 und geändert 
durch: 

179 H: Akte über oie Beitrittsb~ingungen und die Anpassungen der- Verträge -Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) . 
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- '185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen undliie Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI; Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

In Anhang Vlwird Nummer 4.2 wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17für Finnland, 16 für Norwegeri, 5 für Schweden". 

16. 377 L 0541: Richtlinie 77/541/EWGdes Rates vom 28. Juni 1977 zur Angleichung der,' 
Rechtsvorschriftender Mitgliedstaaten über Sicherheitsgurte und Haltesy~teme für Kraft-
fahrzeuge,{ABl."Nr. L 220 vom 29.8.1977, S. 95), geändert durcb:' ' , 

- 179 H: Akte über die Beittittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nt. L 291 vom 19.11.1979,S. 17) 

381 L 0576: Richtlinie 811576/EWG des Rates' vom 20. Juli 1981 (ABI. Nr. L;-209 vom 
29.7.1981, S. 32) 

- 382 L 0319: Richtlinie, 82/319/EWG der Kommission vom 2, April 1982 (ABI. Nr. ,L 139 
vom 19.5.1982, S. 17) , 

185 I: Ak~e über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und d~r Portugiesischen Republik (AB!. Nt. L 302 vorn 15.11.1985, 
S.23) , 

390L 0628: Richtlinie 90/628/EWG der Kommission vom 30. Oktober 1990 
(ABI. Nt. L341 vom 6.12.1990; S.l). 

In Anhang 1II wird'Nummer 1. LI wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

17. 378 L 0932: Richtlinie 78/932/EWG des Rates vom 16. Oktober 1978 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Kopfstützen für Sitze von Kraftfahrzeug~n 
(ABI. Nr. L 325 vom20.11.1978, S. 1), berichtigt in ABI. Nr. L 329 vom 25.11.1982, 
S. 31 und geändert durch: ' " ' 

, , 
- 179'H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -:- Beitritt der 

Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S, 17) , 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik zu den Europäischen 
Geme.inschaften (ABI. Nt. L 302 vom 15.11. i 985, S. 23). ' 

, , 

In Anhang VI wird Nummer 1.1.1 wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, ~6 für Norwegen, 5 für Schweden". 

18. 378 L 1015: Richtlinie 78110 15/EWG des Rates vom 23. November 1978 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den zulässigen Geräuschpegel und die 
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Auspuffanlagevon Krafträdern (ABI. Nr. L 349 vom 13.12.1978, S: 21), geändert durch: 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. N r. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) ~ 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der PortUgiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15; 11.1985, 
S.23) 

- 387 L 0056: Richtlinie 87/56/EWG des Rates vom 18. Dezember 1986 (ABl. Nr: L 24 
vom 27.1.1987, S. 42) 

389 L 0235: Richtlinie 89/2351EWG des Rates vom 13. März 1989 (ABI. Nr. L98 vom 
. 11.4.1989, S. 1). 

a) Artikel 2 wird durch folgende Gedankenstriche ergänzt: 

"Typengenehmigung" . nach österreichischem Recht, 
"tyyppihyväksyntä"l"typgodkännande" nach finnischem Recht; 
"typegodkjenning"-nach norwegischem Recht, 
"typgodkänI1ande" nach schwedischem Recht. . 

b) In Anhang II wird Nummer'3.1J wie folgt ergänzt: , 

'" 12 für Österreich, 17 für Finnland, i6 für Norwegen, 5, für Schweden". 

19. .. 380 L 0780: Richtlinie 801780/EWG des Rates vom 22. Juli 1980 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Rückspiegel von Zweirad motorfahrzeugen 
mit oder ohne Beiwagen und ihren Anbau an diese Fahrzeuge (ABI.Nr. L 229 vom 
30.8.1980, S. 49), geändert durch: 

- 380 L 1272: Richtlinie 8011272/EWG des Rates vom22. Dezember 1980 (ABI. Nr. L 375 
vom 31.12.1980, S. 73) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedirigungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der' PortUgiesischen Republik (ABI. Nr.L 302 vom 15,1 1, 1985, 
S. 23). -

Artikel 8 wird durch folgende Gedankenstriche ergänzt: 

- "Typengenehmigung" nach österreichischem Recht, 
- . "tyyppihyväksyntä"/"typgodkännande" ,nach finnischem Recht, 
- "typegodkjenningjl nach norwegischem Recht, . 

"typg'odkännande" nach schwedischem Recht. 

AA-AFNS 3 FINAL 267 D 

~,-

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 363 von 728

www.parlament.gv.at



, . 

20. 388L 0077: Richtlinie 88177/EWG des Rates vom 3. Dezember 1987 zur Angleichungder 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die Emission gasförmiger 
Schadstoffe aus Dieselmotoren zum Antrieb von Fahrzeugen (ABI. Nr. L 36 vom 9.2.1988, 
S. 33), geändert durch: 

- 391 L 542: Richtlinie 92/542/EWG des Rates vom 1. Oktober 1991 (ABI. Nr. L 295 vom 
25. 10. 1991, S: 1). 

In Anhang I wird Nummer 5.1.3 wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

21. 391 L 0226: Richtlinie 91/226/EWG des Rates vom 27. März 1991 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Spritzschutzsysteme an besti!Umten Klassen von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern (ABI. Nt. L 103 vom 23.4.1991, S. 5) 

In Anhang II wird Nummer 3.4.1 wie folgt ergänzt: 
"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

22.392 L 0022: Richtlinie 92/22/EWG des Rates vom 31. März 1992 über Sicherheitsscheiben 
und Werkstoffe für Windschutzscheiben in Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern 
(ABI. Nr. L 129 vom 14.5.1992, S. 11) 

In Anh~.g 11 wird die Fußnote zu Nummer 4A.l wie folgt ergänzt: 
"12 für Osterreich, 17 für Finnland, 16 für NOrwegen, 5 für Schweden". 

-23. 392L 0023: Richtlinie 92/23/EWG des Rates vom 31. März 1992 über Reifen von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern und über ihre Montage (ABI. Nr. L 129 vom 
14.5.1992, S. 95) . ' 

In Anhang I wird Nummer 4.2 wie folgt ergänzt: 
"12 für Österreich; 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

24~ 392 L 0061: Richtlinie 92/611EWG des Rates vom 30. Juni 1992 über die Betriebserlaubnis 
für zweirädrige und dreirädrige Kraftfahrzeuge (ABI. Nr. L225 vom 1O:8.1992,S. 72) 

In Anh~.g V wird Nummer 1.1 wie folgt ergänzt: 
"12 für Osterreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

II.LAND- UND FORSTWIRTSCHAFTLICHE ZUGMASCHINEN 

1. 374 L 0150: Richtlinie 741150/EWG des -Rates vom 4. März 1974 zur Angleichungder 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für land- oder forst
wirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern (ABI. Nr. L 84 vom 28.3.1974, S. 10), geändert 
durch: 

- 379 L 0694: Richtlinie 79/694/EWG des Rates vom24. Juli 1979 (ABI. Nr. L 205 vom 
13.8.1979,S.17) . ' - / , 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. ·Nr. -L-291 vom 19.11.1979, S. 17) 

- 382 L 0890: Richtlinie 82/890/EWG des Rates vom 17. Dezember 1982 (ABI. Ne. L 378 
vom31.12.1982,S.45) . 
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.,.185 J: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
E KÖnigreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr: L 302 vom 15.l1.1985, 

S.23) 

- 388 L 0297: Richtlinie 88/297/EWG des Rates vom 3. Mai 1988'(ABI. Nr. L 126 vom 
20.5.1988, S. 52). 

Artikel 2 a wird durch folgende Gedankenstriche ergänzt: 

- "Typengenehmigung" nach österreichischem Recht, 
- "tyyppihyväksyntä"/"typgodkännande" nach finnischem Recht, 
- "typegodkjenning" nach norwegischem Recht, 
- "typgodkännande" nach schwedischem Recht. 

2. 377 L 0536: Richtlinie 77/536/EWG des Rates vom 28. luni 1977 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten überUmsturzschutzvorrichtungen für land- oder 
for'stwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern (ABI. Nr. L 220 vom 29.8.1977, S. 1), 
geändert durch: 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik-Griechenland (ABI. Nr; L 291 vom 19.11.1979, S. 17) , 

" " 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S. 23) " 

- 389 L 0680: Richtlinie 89/680/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 (ABlc~Nr. ~ 398 
vom 30.12.1989, S. 26). 

" Anhang VI wird,wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

3. 378.L 0764: Richtlinie 781764/EWG des Rates vom 25. Juli "1978 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Führersitz von land- oder forstwirtschaft
lichen Zugmaschinen auf Räderri (ABI. Nr. L 225 vom 18.9.1978, S. 1), geändert durch: 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedlngungenund die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S.17) " 

- 382 L 0890: Richtlinie 82/890lEWG des Rates vom 17. Dezember 1982 (ABI. Nr. L 378 
vom 31.12.1982, S. 45) 
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- 383 L 0190: Richtlinie 83/J90/EWGder Kommission vom 28. März 1983 
(ABI. Nr. L 109 vom 26.4.1983, S.13) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge ~Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) . '. . 

388 L 0465: Richtlinie 88/465/EWG der Kommission vom 30. Juni 1988 (ABI. Nr. L 228 
vom 17.8.1988, S. 31). '. 

In ~nharig 11 wird Nummer 3.5.2.1 wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

4. 379 L 0622: Richtlinie 79/622/EWG des Rates vom 25. Juni 1979 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Umsturzschutzvorrichtungen für lahd- oder 
forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern (ABt Nr. L 179 vom 17.7.1979, S. 1), 
geändertdqrch: 

.~. 

- 382 L 0953: Richtlinie 82/953/EWG dei Kommission vom 15. Dezember 1982 
(ABI. Nr. L 386 vom 31.12.1982, S. 31) 

- .185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

- 388 L 0413: Richtlinie 88/413/EWG der Kommission vom 22. Juni .1988 (ABI. Nr. L 200 
vom 26.7.1988, S. 32). 

Anhang VI wird wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für ~orwegen,5 für Schweden".. 

5. 386 L 0298: Richtlinie 86/298/EWG des Rates vom 26. Mai 19·86 über hinten angebrachte 
Umsturzschutzvorrichtungen an land- und forstwirtschaftlichen Schmalspurzugmaschinen auf 
Rädern (ABI. Nr.. L 186 vom 8.7.1986, S. 26), geändert durch: 

- 389L 0682:.Richtlinie 89/682/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 (ABI. Nr. L 398 
vom 30.12.1989, S. 29). 

Anhang VI wird wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16· für Norwegen, 5 für Schweden" . 

. 6. 387 L0402: RiChtlinie 87/402/EWG des Rates vom 25. Juni 1987 über vor dem Führersitz 
angebrachte Umsturzschutzvorrichtungen an +and- ·und forstwirtschaftlichen Schmalspur-. 
iugmaschinen auf Rädern (ABI. Nr. L 220 vom 8.8.1987, S. 1), geändert durch: 

- 389 L 0681: Richtlinie 89/681/EWG des Rates vom2L Dezember 1989 (ABI. Nr. L 398 
vom 30.12.1989, S. 27). 

Anhang VII wird wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 
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7. 389 L 0173: Richtlinie 8911 73/EWG-des Rates vom 21. De.zembet 1988 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über bestimmte Bauteile und Merkmale von land- oder 

. forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern (ABI. Nr. L 67 vom 10.3.1989, S. 1) 
,. . 

- . 
a) In Anhang III A wird die Bezugnahme auf Nummer 5.4.1 wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 rur Finnland, 16 für Norwegen, 5 für Schweden". 

b) In Anhang V· wird unter Nummer 2.1.3 der Text in Klammern wie folgt ergänzt: 

"12 für Österreich, 17 für Finnl~d,16 für Norwegen, 5 für Schweden". 
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III. HEBEZEUGE UND FÖRDERGERÄTE 

384L 0528: Richtlinie 84/528/EWG des Rates vom 17. September 1984 zur Angleichung der 
Rechtsvo~schriften der Mitgliedstaaten über gemeinsame Vorschriften für Hebezeuge und 
Fördergeräte (ABI. Nt. L 300 vom 19.11.1984, S. 72), geändert durch: 

185:1: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der V~rträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom15.11.1985, 
S.23) 

388 L 0665: Ri~htlinie 88/665/EWG des Rates vom 21. Dezember-1988 (ABI. Nr. L 382 • . .. 7' • 

vom 31.12.1988, S. 42). 

In Anhang I wird unter 'Nummer 3 der Text in Klammern wie folgt ergänzt 

"A für Österreich, N für Norwegen, S für Schweden, FI für Finnland". 

IV~ HAUSHALTSGERÄTE 

379 L 0531: Richtlinie 79/531/EWG des Rates vom 14. Mai 1979 über die Anwendung der 
Richtlinie-791530/EWG zur Unterrichtung über den Energieverbrauch von Haushaltsgerätendurch 
Etikettierungauf elektrischen Backöfen (ABI. Nr. L J45 vom 13.6.1979, S. 7), geändertdurch: 

185 1: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas$ungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr .. L 302 vom 15.11.19~5, 
S.23). 

a) Anhang I wird wie. folgt geändert: 

i) Folgende Begriffe werden in Nummer 3.1. 1. hinzugefügt 

"sähköuuni, finnisch(FI) 
elektrisk stekeovn, norwegisch (N)
elektrisk ugn, schwedisch (S)". 

ii) Fo~gende Angaben werden.in Nummer 3,1.3. hinzugefügt: 

11 käyttötilavuus (FI) 
nyttevolum-(N) . 
nyttevolym (S)". 

iii) Folgende Angaben werden in Nummer 3.1.5.1. hinzugefügt: 
~. 

"Esilämmityskulutus 200 °C:een (FI) 
Energiforbruk ved oppvarming til200 °C (N) 
Energiförbrukning vid uppvärmning till 200°C (Sr' 

"Vakiokulutus (yhden tunnin aikana200 °C:ssa) (FD 
Energiforbruk for ä opprettholde en besternt temperatur (en time pä200 0c) (N), 
Energiförbrukning för att upprätthälla 200°C i en timme (S)" 
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"KOKONAISKULUTUS (FI) 
TOTALT (N) . 
TOTALT (S)". 

. . 

iv) Folgende Angaben werden in Nummer 3.1.5.3.hinzugefügt: 

"Puhdistusvaiheen kulutus (FI) 
Energiforbruk for en Te::llSeprosess (N) 
.Energiförbrukning vid ·en rengöringsprocess (S)". 

b) Die folgenden Anhänge.werden hinzugefügt: 
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ANHANG 1I(h) 

90 

78 

Sähköuuni 

Abcdefgh XYZaO 

-Käyttötil avu us 00 I 

Kulutus: 

- eSil1!mmityskulLJtus 200 ·C:een 0,0 kWh 

vakiokLJlutLJS (yhden tunnin 
aikana 200· C:ssa) O.b kWh 

Kokonaiskulutus 0,0 kWh 

Puhdistusvaiheen kulutus n 

Cenelecin standardi 110 376 
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ANHANG II(i) 

-h· 
90 

78 

~ m 
Elektrisk stekeovn 

Abcdefgh XYZOO 
Nyttevolum 00 I 

Energiforbruk , 

- yed oppvarming til 200 ·e 0,0 kWh 
- , 

~, 

_ for ä opprettholde 
200 ce i en time 0,0 kWh 

Totalt " .O,O'kWh 

Energiforbruk ved renseprosess n 

Cenelec ~tandard . 110376 
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ANHANG HG) 

90 

78 

. Elektrisk ugn 

Abcdefgh XYZOO 
co f':Iyttovolym 00 I 

Energiförbrukning 

:- vid uppvarmriing till 200" C OtO kWh· 

_ för att upprätthälla 
OtO kWh· I 200° C i en timme 

. 

~ . Totalt 0;0 kWh 

ro Energiförbrukning vid en n rengöringsprocess 

Cenelecstandard 110376 
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V. BAUMASCHINEN UND BAUGERÄTE 

1. 386 L 0295: Richtlinie 86/2951EWG des Rates vom 26. Mai 1986 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Ü6erro!lschutzaufba\lten (ROPS) bestimmter 
Baumaschinen (ABI.Nr. L 186 vom 8.-7. 1986,S. -1) 

In Anhang IV wird der Text inKlammern wie folgt ergänzt: 

"A für Österreich, N für Norwegen, S für Schweden,FI für Finnland". 

2. 386 L 0296: Richtlinie 86/296/EWG des Rates vom 26. Mai 1986zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Schutzaufbauten gegen herabfallende Gegen-
stände (FOPS) bestimmter Baumaschinen (ABI. Nr. L 186 vom 8.7.1986, S. 10) , 

In Anhang IV wird im ersten Gedankenstrich der Text in Klammern wie folgt.ergänzt: 

"A für Österreich, N für Norwegen, S für Schweden, FI für Finnland". 

VI. DRUCKGEFÄSSE 

376 L 0767: Richtlinie 761767/EWG des Rates vom 27. Juli 1976 zur Angleichungder 
Rechtsvprschriften der Mitgliedstaaten über gemeinsame Vorschriften für Druckbehälter sowie 
über Verfahren zu deren Prüfung (ABI. Nr. L 262 vom f7.9.1976, S. 153), geändert durch: 

179 H: Akte üper die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland CA?!. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S~ 17), 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

388 L 0665: Richtlinie 88/6651EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 (ABI. Nr. L 382 
vom 31.12.1988, S. 42). 

In Anhang I Nummer 3:1 erster Gedankenstrich und in Anhang II Nummer 3.1.1.1.1 wird der 
Text in Klammern wie folgt ergänzt: 

"A für Österreich, N für Norwegen, S für Schweden, FI für Finnland ". 

VII. MESSGERÄTE 

1. 371 L 0316: Richtlinie 71/316/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend gemeinsame Vorschriften über Meßgeräte 
sowie über Meß- und Prüfverfahren (ABI. Nr. L 202 vom 6.9.1971-; S. 1), geändert durch: 

- 172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Ver.träge -Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 7'3 vom 27.3.1972, S. 14) 
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- 372 L 0427: Richtlinie 72/427/EWG des Rates vom 19. Dezember 1972 (ABI. Nr. L 291 
vom 28.12.1972, S. 156)" 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19,11.1979, S. 17) 

383 L 0575: Richtlinie 84/575/EWG des Rates vom 26. Oktober 1983 (ABI. Nr. I 332 
vom 28.11.1983, S. 43) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen' und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republ ik (ABI.' N r. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

- 387·L 0354: Richtlinie 87/354/EWG des Rates vom25~ Juni J987 (ABI. Nr, L 192 vom 
11.7.1987, S. 43) 

- 388 L 0665: Richtlinie 88/665/EWG des Rates vom 2L Dezember:~988 (ABI. Nr:L 382 
vom 31.12.1988, S. 42). 

a) In Anhang I Nummer 3.1 erster Gedankenstrich und in Anhang 11 Nummer 3.1.1.1 
(a) erster Gedankenstrich wird der Text in Klammern wie folgt ergänzt: • 

"A für Österreich, N für Norwegen, S für Schweden, FI für Finnland". " 

b) In die Zeichnunge~, auf die in Anhang II Nummer 3~2: 1 des Anhangs II Bezug 
genommen wird, sind die Buchstabenfür die Zeichen A; N, S, FI einzufügen. 

2. 371 L 0347: RiChtlinie 711347/EWG des Rates vom 12: Oktober 1971 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriftender Mitgliedstaaten über die Messung derSchüttdichte von Getreide 
(ABI. Nr. L 239 vom 25.1O.1971,S. 1), geändert durch: 

- 172 B: Akte über dieBeitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und . . 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S:17) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und derPo'rtugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

In Artikella) wird der Text in Klammern wie folgt ergänzt: 

"EY hehtolitrapaino" 
liEF hektolitervekt" 
liEG hektoliter vikt". 
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3. 371 L 0348: Richtlinie711348/EWG des Rates vom 12. Oktober 1971 zur Anglei~hung der 
Rechtsvorschriften der 'Mitgliedstaatenüber Zusatzeinrichtungen ,zu Zählern für Flüssigkeiten' 
(außer Wasser) (ABI, Nr. L 239 vom 25.1O.1971~ S. 9), geändert durch: 

- 172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
NordirJand (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die AnpaSsungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom .15.1 1'.1985, 
S.23). 

Kap.itel IV des Anhangs wird am Ende des Abschnitts 4.8.1 wie folgt ergänzt: 

"10 Groschen 
10 penniäflO penni 
10 cre 
10 öre 

(Österreich) 
(Finnland) 
(Norwegen) 
(Schweden)" . 

VIII. TEXTILIEN 

371 L 0307: Richtlinie 711307fEWGdes Rates vom 26. Juli 1971 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Bezeichnung von Textilerzeugnissen 
(ABI. Nr. L 185 vom 16.8.1971, S. 16), geändert durch: 

172 B: Akte über die BeItrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Ne L 73 vom 27.3.1972, S. 14) , 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
'Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) , 

383 L 0623: Richtlinie 83/623/EWG des Rates vom 25. November 1983 (ABI. Nr. L 353 
vom 15.12.1983, S. 8) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königrei,chs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11. 1-985, 
S.23) 

387 L 0140: Ricntlinie87/140/EWG der Kommission vom 6. Februar 1987 (ABI. Nr. L 56 . 
vom 26.2.1987, S. 24). 

ArtikelS Absatz 1 wird wie folgt ergänzt: 

uusi villa 
ren ull 
kamull" . 
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IX; LEBENSMITTEL 

1.. 376 L 0118: Richtlinie 76/118/EWG des Rates vom 18. Dezember 1975 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über bestimmte Sorten eingedickter Milch und 
Trockenmilch für die inenscliliche Ernährung' (ABI. Nr. L24 vom 30.:1.1976, S. 49), 
geändert durch: 

378 L 0630: Richtlinie 78/630lEWG des·Rates vom 19. Juni 1978 (ABI. Nr.-L 206 
vom 29.7.1978, S. 12) 

1791I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die'Anpassungen der Verträge., Beitritt 
der Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S, 17) 

383 L 0635:. Richtlinie 83/635/EWG des Rates vom 13. Dezember 1983 
(ABI. Nr. L 357 vom21.12.1983, S. 37) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt 
des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. NT. L 302 vom 
15.1"1.1985, S. 23). 

Artikel 3 Absatz 2 c wird wie folgt ergänzt: 

"c) "fl0depulver" in Dänemark, "Rahmpulver" und "Sahnepulver" in, Deutschland und 
Österreich, "gräddpulver" in Schweden, "kermajauhe/gräddpulver" in Finnland und 
"flmepulver" in Norwegen zur Bezeichnung des unter Nummer 2 Buchstabe d des 
Anhangs beschriebenen Erzeugnisses." 

2. . 379 L 0112: Richtlinie 79/112/EWG des Rates vom 18. Dezember 1978 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Etikettierurig und Aufmachung von 
Lebensmitteln sowie die Werbung hierfür (ABI. Nr. L 33 vom 8.2.1979, S. 1), geändert 
durch: 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungender Verträge - Beitritt 
der Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19;11.1979, S.17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt 
des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 
15.11.1985, S. 23) 

385 L 0007: Richtlinie 85/7/EWG des Rates vom 19. Dezember 1984 (ABI. Ne. L2 
vom 3. t'. 1985, S. 22) 

386 L 0197: Richtlinie 861197/EWG des· Rates vom 26. Mai 1986 (ABI. Nr. L 144 
vom 29.5.1986, S. 38) 

389 L 0395: Richtlinie 89/395/EWG des Rates vom 14. Juni 1989 (ABI. Nr. L 186 
vom 30.6.1989, S.17) 

391 L 0072: Richtlinie 91/72/EWG der Kom·mission vom 16. Januar 1991 . 
(ABI. Nr. L 42 vom 15.2.1991, S. 27). 

a) Artikel 5 Absatz 3 wird wie folgt ~rgänzt: 
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," itI finnischer Sprache: 
"säteilytetty, käsitelty ionisoivalla säteilyllä" 
in norwegischer Sprache: 
"bestrält, behandlet med ioniserende sträling" 
in schwedischer Sprache: ' 

, "besträlad, behandlad med joniserande strälning"." 
, . ' 

b)'" In Artikel 9 Absatz 6 entspricht die Position 2206 im Harmonisierten System den KN
Kodes 220600 91, 2206 00 93 und 220600 99. 

c) Artikel 9 ci Absatz 2 ist wie folgt zu ergänzen: 

" in finnischer Sprache: "viimeinen kayttöajankohta" 
in norwegischer Sprache: "siste forbruksdag" 
in ,schwedischer Sprache: "sista förbrukningsdag"." 

d) In Artikel 10 a entspricht die Position 2204 im Harmonisierten System .den GZT
Positionen 2204 und 2205. 

3., 380 L 0590: Richtlinie 801590/EWG der Kommission vom 9. Juni 1980 zur Festlegung des 
Symbols für Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in 
Berührung zukommen (ABI.Nr..L 151 vom 19.9.1980, S. 21), geändert durch: 

,-, 
185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt· . 
des Königreichs Spanien und der P()rtugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 
15.11.1985, S. 23). 

a) Der Titel des Anhangs wird wie folgt ergänzt: 

"UITE" 
"VEDLEGG" 
"ßILAGA". 

b) Der Text im Anhang wird wie folgt. ergänzt: 

"Tunnus" . 
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4. 389 L 0108: Richtlinie 89h08/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriftender Mitgliedstaaten über tiefgefrorene Lebensmittel (ABI. Nr.L 40 
vom 1 L2.1989, S. 34) 

Artikel 8 .Absatz .1 Buchstabe a wird wie folgt ergänzt: . 

"Finnisch: 
Norwegisch: 
Schwedisch: 

"pakastettu " 
"dypfryst" 
"djupfryst". " 

5.391 L0321: RichtIinie9113211EWG der Kommission vom 14. Mai 1991 über 
Säuglingsnahrung und Folgenahrung (ABI. Ne L 175 vom 4.7.'1991, S. 35) 

a) Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz.l wird nach den Worten "F6rmula para lactentes" und 
"F6rmula de transic;ao"durchfolgende Gedankertstriche ergänzt: 

in finniscber Sprache: 

"Äidinmaidonkorvike" und "Vierotusvalmiste" . 

in norwegischer Spra.che: 

"Morsmelkerstatning" und "Tilskuddsblanding" 

in schwedischer Sprache: 

"Modersmjölksersättning" und "Tillskottsnäring" . 

. b) Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz' 2 wird nach den Worte~ "Leite para lactentes" und 
"Leite de traI1si'tao". durch folgende Gedankenstrich~ ergänzt: ' 

. in finnischer Sprache: 

. "Majtopohjainen äidinmaidonkorvike" und. "Maitopohjainen vierotusvalmiste" 

in norwegischer Sprache: 
. . 

"Morsmelkerstatning utelukkende hasert pa melk" und "Tilskuddsbla.nding 
utelukkende basert pa melk" . . 

in schwedischer Sprache: 

"Modersmjölksersättning uteslutande baserad pa mjölk" und "TiIIskottsriäring 
uteslutande baserad pamjölk" . 
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. - . . , 

6. '393L 0077: Richtlinie 93/77/EWG des Rats vom 21. September 1993 für Fruchtsäfte und 
einige gleichartige Erzeugnisse {ABl. Nr. L 244 vom 30.9.1993~S. 23) 

Artikel 3 Absatz 2 wird wie folgt erganzt: 

"f) "must", inVerbindung mit der Angabe der verwendeten Frucht in schwedischer' 
Sprache für Fruchtsäfte; in Norwegen "eplemost" für Apfelsaft ohne zugesetzte 
Zuckerarten. 

g) "täysmehu", in Verbindung mit der Angabe der verwendeten Frucht in finnischer 
Sprache für Fruchsäfte ohne zugesetztes Wasser, ohne zugesetzte Zuckerarten, außer 
zur Korrektur der Süßigkeit (Höchstmenge 15 g/kg), und ohne andere Zutaten. 

h) "tuoremehu", in Verbindung mit der Angabe der verwendeten Frucht in finnischer 
Sprache für Fruchtsäfte ohne zugesetztes Wasser, ohne zugesetzte Zuckerarten oder 
anderen Zutaten und ohne Wärmebehandlung. 

i) "mehu", in Verbindung mit der Angabe der verwendeten Frucht in finnischer Sprache. 
für Fruchtsäfte mit zugesetztem Wasser und mit zugesetzten'Zuckerarten sowie einem 
Saftgehalt von mindestens 35 GHT." . ' 

x. DÜNGEMITTEL 

376 L 0116: Richtlinie 761116/EWG des Rates vom 18. Dezember 1975 zur Angleichung" der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Düngemittel (ABI. Nr. L 24 vom 30.1.1976, S. 21), 
geändert durch: 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und. die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S.17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
'S.23) 

388 L 0183: Richtlinie 881183/EWG des Rates vom 22. März 1988 (ABI. Nr. L83 vom 
29.3.1988, S. 33) . 

~.89 L 0284: Richtlinie 89/284/EWG des Rates vom 13. April 1989 zur ErKänzung und 
Anderung der Richtlinie 76/116/EWG hinsichtlich Kalzium, Magnesium, Natrium und 
Schwefel in DÜngemitteln (ABI. Nr. L 111 vom 22.4.1989, S. 34) , 

~.89 L 0530: Richtlinie 89/530/EWG des Rates vom 18. September 1989 zur Ergänzung und 
Andening der Richtlinie 76/116/EWG in Bezug auf die Spurennährstoffe Bor, Kobald, 
Kupfer, Eisen, Mangan, Molybdän und Zink in ·Düngemitteln (ABI. Nr. L 281 vom 
30.9.198~, S. 116). '. . 

. 
a) In Anhang I, Kapitel All ist in Nummer 1 Spalte 6 dritter Absatz der Text in Klammern 

wie folgt zu ergänzen: 

"Östen:eich, Finnland, Norwegen, Schweden". 

b)' In Anhang I, Kapitel B 1, 2 und 4 ist in der Spalte 9 Nummer 3 der Text in Klammern nach 
(6b) wie folgt zu ergänzen: 

"Österreich, Finnland, Norwegen, Schweden". 
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XI.ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN AUF DEM GEBIET 
DER TECHNISCHEN HANDELSHEMMNISSE . 

. 1. 383 L 0189: Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom 28. März 1983 über ein Informa
tionsverfahren auf dem Gebiet. der Normen und technischen Vorschriften (ABI. Nr. L 109 
vom 26.4.1983, S. 8), geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitr\ttsbedingungen und die Anpassungen der Verträge.- ~eitritt 
des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 
15.11.1985, S. 23) 

388 L 0182: Richtlinie 881182/EWG des Rates vom. 22. März 1988 (ABI. Nr. L 81 
vom 26.3.1988, S. 75) 

392 L 0400: Entscheidung 92/400/EWG derKommission vom 15. Juli 1992 (ABI. Nr. 
L221 vom 6.8.1992, S. 55). 

a) Artikel 1 Nummer 7 erhält folgende Fassung: 

"7. Erzeugnis: Erzeugnisse, die gewerblich hergestellt werden, lind .landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, einschließlich Fischprodukte. " 

b) Die Liste I des Anhangs wird wie folgtergänzt: 

"ON (Österreich) 
Österreichisches Normungsinstitllt . 
Heinestraße 3.8 
A - 1020 Wien 

ÖVE (Österreich) 
Österreichischer Verband für Elektrotechnik.· 
Escheribachgasse 9 
A ~ 1010 Wien 

SFS (Finnland) 
Suomen Standardisoimisliitto SFS r.y. 
PL 116 .. 
FIN ~ 00241 Helsinki 
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SESKO (Finnland) 
SuomenSähköteknillinen Standardisoimisyhdistys Sesko r.y. 
Särkiniementie 3 
FIN - 00210 Helsinki 

NSF (Norwegen) 
N orges Standard iseringsforbund 
Pb 7020 Homansbyen ' 
N - 0306 Oslo 

NEK (Norwegen) 
Norsk Elektroteknisk Komite 
Pb 280 Sk0yen 
N - 0212 Oslo 

SIS (Schweden) 
Standardiseringskommissionen i Sverige 
Box 3295 . 
S - 103 66 Stockholm "-""--

SEK (Schweden) 
Svenska Elektriska Kommissionen 
Box 128.4 
S - 164 28 Kista". ,. . 

'2. 393 R 0339:, VerordnlJng (EWG) Nr. 339/93 des Rates vom 8. Februar J 993 über die 
Kontrolle der Übereinstimmung von aus Drittländ~rn eingeführten Erzeugnissen mit den 
geltenden fJroduktsicherheitsvorschriften (ABI. Nr. L 40 vom 17.2.1993, S. 1), geändert 
durch: . 

393 D 0583: Entscheidung der Kommission vom 28. Juli 1993 (ABI.Nr. L 279 vom 
12.11.1993, S. 39). 

,a) In Artikel 6 Absatz 1 werden folgende Gedankenstriche angefügt: 

tI "Vaarallinen tuote - ei saa laskea vapaaseen Iiikkeeseen. 
Asetus (ETY) n:o 339/93", 

"Farlig produkt - ikke godkjent for fri ·omsetning.Forordning (E0F) nr. 339/93": 

"Farlig produkt - ej godkänd för fri omsättning. Förordning (EEG) nr 339/93";" 
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b) In Artikel 6 Absatz 1 werden folgende GedaQkenstriche angefügt: 

" Tuote eivaatimusten mukainen - ei saa laskea vapaaseenliikkeeseen. Asetus (ETY) 
n:o 339/93", . 

- '''Ikkesamsvarende produkt - ikke godkjent for.fri omsetning. Forordning (E0F) 
nr. 339/93", 

- . "IckeJöverensstammande ptodukt '..ej godkänd för fri omsättning. Förordning 
(EEG) rir 339/93" ." .' 

XII. HANDEL UND VERTRIEB 

381D 0428: Beschluß 811428/EWGder Kommission vom 20. Mai 1981 zur Einsetzung eines' 
Ausschusses tUr Handel und Vertrieb (ABI. Nr. L 165 vom 23.6.1981, S. 24), geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingurigen und die Anpassungen der Verträge - KÖnigreich 
Spanien und Portugiesische Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15~11.1985,S. 17). 

a) In Artikel 3 

Absatz 1 wird "50" durch "68" ersetzt· , 

Absatz 2 wird "26" durch "36" ersetzt. 

b) In Artikel 7 Absatz 1 wird "zwölf' durch "sechzehn" ersetzt. 

AA-AFNS 3 FINAL 286 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)382 von 728

www.parlament.gv.at



D. GEGENSEITIGE ANERKENNUNG BERUFLICHER QUALIFIKATIONEN 

I. ALLGEMEINES SYSTEM 

392 L (1051: Riehtlinie 92/51/EWG' des Rates vom 18. Juni ~992 über eine zweite allgemeine 
Regelung zur Anerkennung beruflicher Befahigungsnachweise in Ergänzung zur· Richt
linie 89f48/EWG (ABI. Nr .. L 209 vom.24.7.1992, S. 25) 

Anhang C "VERZEICHNIS DER BESONDERS STRUKTURIERTEN AUSBILDUNGSGÄNGE 
GEMÄSS ARTIKEL 1 BUCHSTABE a ZWEITER GEDANKENSTRICH ZIFFER ii" wird wie folgt 
ergänzt: 

.a) Unter der Überschrift" 1. Paramedizinischer und sozialpädagogischer Bereich" wird folgender 
Wortlaut eingefügt: 

"In Österreich 

die, Bildung und Ausbildung, die zu folgenden Berufen führt: 
- Kontaktlinsenoptiker , 
- Fußpfleger, 
- Hörgeräteakustiker , 
- Drogist. 

Die betreffenden Bildungs~ und Ausbildungsgänge haben eine Gesamtdauer . von mindestens 
vierzehn Jahren und umfassen eine mindestens fünfjährige Ausbildung im Rahmen einer 
strukturierten Ausbildung, die' in eine mindestens dreijährige Lehre - dazu gehört· eine 
Ausbildung, die zum Teil im Unternehmen und zum Teil in einer berufsbildenden Einrichtung 
erworben' wird - und eine berufliche Praxis und Ausbildung unterteilt ist und durch eine 

. Prüfung über den Beruf abgeschlossen wird, welche das Recht zur Berufsausübung und zur 
Lehrlingsausbildung verleiht. 

--- Masseur. 

Der betreffende Bildungs- und AusbUdungsgang hat eine Gesamtdauer .von vierzehn Jahren und 
umfaßt eine mindestens fünfjährige Ausbildung ini Rahmen einer strukturierten Ausbildung, die 
in eine zweijährige Lehre, eine zweijährige Berufspraxis und -ausbildung und einen einjährigen 
Berufslehrgang unterteilt ist und durch eine Prüfung über den Beruf abgeschlossen wird, welche 
das Recht zur Berufsausübung und zur Lehrlingsausbildung verleiht. 

--- Kindergärtner/in, 
--- Erzieher. 

Die betreffenden Bildungs- und Ausbildungsgänge haben eine Gesamtdauer von 13 Jahren und 
umfassen fünf Jahre Berufsausbildung in einer entsprechenden Schule, die mit einer Prüfung 
abgeschlossen wird.'" C 
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b) Unter der Überschrift "2. Meister (Bildungs- und Ausbildungsgänge zum "Meister" fiirdie 
nicht unter die Richtlinien des Anhangs A fallenden handwerklichen Tätigkeiten)" wird 
folgender Wortlaut eingefügt: 

"rn Östetreich 

die Bildung und Ausbildung, die zu folgenden Berufen führt: 

--- Bandagist, 
--- Miederwarenerzeuger, 
--- Optiker, 
--- Orthopädieschuhmacher , 
--- Orthopädietechniker , 
--- Zahntechniker, 
--- Gärtner. 

Die betreffenden Bildungs- und Ausbildungsgänge haben.eine Gesamtdauer ·von mindestens 
vierzehn Jahren und ·umfassen eine mindestens fünfjährige Ausbildung f~ Rahmen einer 
strukturierten Ausbildung, die in. eine mindestens dreijährige Lehre - dazu gehört eine 
Au~bildung, die zum Teil im Unternehmen und zum Teil in einer berufsbildenden Einrichtung 
erworben wird -und eine mindestens zy,reijährige berufliche. Praxis und Ausbildung unterteilt 
ist und durch eine Meisterprüfung abgeschlossen wird, welche das Recht zur Berufsausüburig, 
zur Lehrlingsausbildung und auf Führen des Titels "Meister" verleiht. 

die Bildung und Ausbildung, die zu folgenden Meisterberufen auf dem Gebiet Land- und 
Forstwirtschaft führt: 

--- Meister in der Landwirtschaft, 
--- Meister in der ländlichen Hauswirtschaft, 
--- Meister im Gartenbau, 
--- Meister iin Feldgemüsebau, 
--- Meister im Obstbau und in der Obstverwertung, 
--- Meister im Weinbau und in der Kellerwirtschaft, 
--- Meister in der Molkerei und Käsewirtschaft, 
--- Meister in der Pferdewirtschaft, 
--- Meister iri der Fischereiwirtschaft, 
--- Meister in der Getlügelwirtschaft, 
--- Meister in der Bienenwirtschaft, 
--- Meister in der Forstwirtschaft, 
--- Meister in der Forstgarten:- und Forstptlegewirtschaft, 
-'-- Meisterin der landwi~chaftlichen Lagerhaltung. 

Die betreffenden Bildungs- und AUsbildungsgänge haben eine Gesamtdauer von mindestens 
fünfzehn Jahren und UIufassen eine mindestens sechsjährige Ausbildung im Rahmen einer 
strukturierten Ausbildung, die in eine mindestens dreijährige Lehre - dazu gehört eine 
Ausbildung, die zum Teil im Betrieb und zum Teil in einer berufsbildenden Einrichtung 
erworben wird .- und eine dreijährigeberufliche Praxis unterteilt ist und durch eine 
Meisterprüfung abgeschlossen wird, weIche .das Recht zur Lehrlingsausbildung und auf das 

. Führen des Titels "Meister" verleiht." . 
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" "In Norwegen 

die Bild~ng und Ausbildung, die zu folgenden Berufen führt: 

--- Landschaftsgärtner ("anleggsgartner"), 
--- Zahntechniker ("tanntekniker"). 

Di'ese Kurse haben eine Gesamtdauer von mindestens vierzehn J abTen' und umfassen eine 
mindestens fünfjährige Ausbildung im Rahmen einer strukturierten Ausbildung, die iri eine . 
mindestens dreijährigen Lehre - dazu gehört eine Ausbildung, die zum Teil im Unternehmen 

. und zum Teil in einer berufsbildenden "Einrichtung erworben wird- und eine zweijährige' 
berufliche Praxis und Ausbildung unterteilt ist und - durch eine Meisterprüfung über den 
Handwerksberuf abgeschlossen wird, welche das Recht zur Lehrlingatisbildung und a~f Führen 
des Titels "Mester" verleiht." 

c) Unter der Überschrift "3. Seeschiffahrt" , Untertitel "a) Schiffsführurrg'i wird folgender Wortlaut 
eingefügt: . " 

"In Norwegen 

die Bildung und Ausbildung, die zu folgenden tserufen führt: 

--- HauptseemannlDeckoffIzier Klasse' 1 (tlskipsf0rer tl), 
-~ Hauptmaat/Deckofflzier Klasse2 ("overstyrm3J;ll1"), 

. --- KüstenskipperlDeckofflzier Klasse 3 ("kystskipper"); 
--- Maat/Wachoff~ier/DeckoffIzier Klasse 4 ("styrmann lf

), 

--- CheflIigenieuroffIzier/IngenieuroffIzier Klasse 1 ("maskinsjef'), 
--- Zweiter IngenieuroffIzier/Ingenieuroffizier Klasse 2 (" 1. maskinist"), 
--- AlIeiningenieur/IngenieuroffIzier Klasse 3 ("enemaskinist"), 
--- Wachingenieur{lngenieursoffIzier Klasse 4 ("maskinoffIser"). 

Die betreffenden Bildungs- und Ausbildungsgällge umfassen eine neunjähr-ige Primärstufe, 
- gefolgt von einem dreijährigen Grundausbildungskurs und Dienst zur See (zweieinhalb Jahre 

für Ingenieroffiziere), ergänzt durch . 

--- für Wachoffiziere: eine einjährige einschlägige Berufsausbildung 

,,-- für die übrigen: ~ine zweijährige "einschlägige Berufsausbildung 

und einem zusaätzlichen Dienst zur See, wobei diese Bildungs- und Ausbildungsgängenach der 
"International STCW Convention" (International Convention on Standards of Training, 
Certification and Watchkeeping for Seafarers, 1978) anerkannt sein müssen. 

die Bildung und Ausbildung, die zu den folgenden Berufen führt: 

---Elektro-AutomationsofflZierISchiffselektriker("elektroautomasjonstekniker/skipselektriker"). 

Die betreffenden Bildungs- und Ausbildungsgänge umfassen eine. neunjährige Primärstufe, 
gefolgt von einem zweijährigen Grundausbldungskurs, ergänzt durch eine eipjährige 
Praxiserfahrung und Dienst zur See und eine einjährige einschlägige Berufsausbildung. ". 
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d) Nach den Einträgen, unter der Überschrift "3. Seeschiffahrt", Untertitel "b) Hochseefischerei" 
wird folgender Untertitel eingefügt: 

"e) Bohrinselpersonal " 

. "In Norwegen 

die Bildung und Ausbildung, die zu folgenden Berufen führt: 

--- Plattformmanager (lfplattformsje~'), 
--- Stab il itätsabteil ungsmlfnager (" stab il i tetss j ef"), 
---' Kontrollraumoperateur ("kontrollromoperat0r"), 
--- Leiter der technischen Abteilung (lfteknisk sjef'); 
--- Assistent des Leiters der technischen Abteilung (lfteknisk aSsistent"). 

Die betreffenden Bildungs- und Ausbildungsgänge umfassen eine neunjährige Primärstufe, 
. gefolgt von einem zweijährigen Grun~ausbildungskurs, ergänZt durch einen mindestens 
einjährigen Offshore-Dienst und 

--- für den Kontrollraumoperateur eine einjährige einschlägige Berufsausbildung 
. --- für die übrigen eine zweieinhalbjährige einschlägjge Berufsausbildung. " . 

e) Unter der Überschrift "4. Technischer Bereich" wird folgender Wo·rtlauteingefügt: 

"In Osterreich 

die Bildungund Ausbildung, die zu folgenden Berufen führt: 

--- Förster, . 
--- Technisches Büro, 
--- Überlassung von Arbeitskräften - Arbeitsleihe, 
--- "Arbeitsvermittlung, 
--- Vermögensberater, 
--- Berufsdetektiv, 
--_. Bewachungsgewerbe, 
--~ IQ1mobilienma,lder, 
~-- Immobilienverwalter , 
-- Werbeagentur, 
--- Bauträger (Bauorganisator, Baubetreuer), 
---Inkasso institut. 

Die betreffenden Bildungs- und AusbÜdungsgänge haben eine Gesamtdauer von mindes"tens 
fünfzehn J allren und umfassen eine Pflichtschulzeit von acht Jahren, an die sich eine technIsche 
oder wirtschaftliche Sekundarschulausbildung mit einer Dauer von fünf Jahren anschließt, die 
durch eine technische oder wirtschaftliche Reifeprüfung abgeschlossen wird, ergänzt durch eine . 
mindestens zweijährige berufliche Ausbildung und Praxis, die durch eine berufliche Prüfung 
abgeschlossen wird. 
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--- Berater in Versicherungsangelegenheiten. 

Der betreffende Bildungs- und Ausbildungsgang hat eine Gesamtdauer von 15 Jahren und 
umfaßt eine s~hsjährige Ausbildung 'im Rahmen ~iner s~rukturierten Ausbildung, die in e~ne 
(]reijährigeLehre und eine dreij,mrige berufliche Praxis und Ausbildung unterteilt ist und durch 
eine. Prüfung abgeschlossen: wird. . 

--- Planender Baumeister, 
-~- Planender Zimmermeister. 

Die betreffenden Bildungs- und. Ausbildungsgänge haben eine Gesamtdauervon mindestens 
achtzehn Jahren und umfassen eine mindestens neunjährige Berufsausbildung, die in eine' 
vierjährige technische Sekundärschulausbjldung und eine mindestens fünfjährigeberufliche 
Ausbildung und Praxis unterteilt ist und durch eine berufliche Prüfung abgeschlossen wird, die 
das Recht zur Berufsausübung und Lehrlingsausbildung verleiht, soweit die Ausbildung sich auf 
das Recht zum Planen von Bauten, zur Durchführung von technischen BereChnungen und zum 
Leiten von Bauarbeiten bezieht (tfMaria-Theresianisches-Privilegtf )." 

IL RECHTSANWÄLTE 

377 L 0249: Richtlinie 77/249/EWG des Rates vom 22. März 1977 zur Erleichterung der 
tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs der Rechtsanwälte (ABI. Ne. L 78 vom 
26.3)977; S. 17), geändert durch: ' 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Ne. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

Artikel 1 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt: 

"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

1. Arzte 

"Rechtsanwalt"; 
"Asianajajal Advokat"; 
"Advokat"; 
"Advokat" ." 

III. MEDIZINISCHE UND PARAMEDIZINISCHE BERUFE 

393L 0016: Richtlinie 93116/EWG des Rates vom 5. April 1993 zur Erleichterung der 
Freizügigkeit für Ärzte und zur 'gegenseitigen Anerkennung ihrer Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befahigungsnachweise (ABI. Nr. L165, 7;7.1993, S. 1) 
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a) Artikel 3 wird wie folgt ergänzt: 

"m) in Österreich 

"Do ktor der gesamten Heilkunde" , ausgestellt von der med izinischen F akuItät einer 
Univ~rsität, und "Diplom über die spezifische Ausbildung. in der Allgemein
medizin" oder "Fac.harztdiplom", ausgestellt von der zuständigen Behörde;. 

n) in Finnland 
"todistus lääketieteen lisensiaatin tutkinnosialbevis om medicine licenciat examen" 
(Bescheinigung' über den" Grad des Lizentiats in Medizin), ausge~tellt von der 
medizinischen Fakultät einer Hochschule, und Bescheinigung über die praktische 
Ausbildung, ausgestellt von den zuständigen Gesundheitsbehörden; 

0) . in Norwegen 
"bevis for bestättcand.med.eksamen" (Diplom des Grades cand.med.), Ausgestellt 
durch die medizinische Fakultät einer Hochschule, und eine Bescheinigung über 
"praktische Ausbildung, ausgestellt von den zuständigen Gesundheitsbehörden; 

p) in Schweden 
"läkarexamen" (medizinischer Hochschulgrad), ausgestellt von der medizinischen 
Fakultät einer Hochschule, und eine Bescheinigung über praktische Ausbildung, 
ausgestellt von der riationalen Gesundheitsbehörde:" 

b) Artikel 5 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt: 

"in Österreich 
"Facharztdiplom", ausgestellt von der zuständigen Behörde; 

in Finnland 
"todistus erikoislääkärin oikeudestalbevis om specialisträttigheten" (Bescheinigung über die 
Qualifikation als Facharzt), ausgestellt von den zuständigen Behörden; 

, in Norwegen 
"bevis for tillatelse til ä benytte spesialisttittelen" (Bescheinigung; wonach die Berufs
bezeichnung eines Facharztes geführt werden darf), ausgestellt von den zuständigen 
Behörden; 

in Schweden 
"bevis om specialistkompetens som läkare utfärdat av Socialstyrelsen" (Besch~inigu'ng, 
wonach die Berufsbezeichnung eines Facharztes geführt werden darf), ausgestellt von der 
nationalen Gesundheitsbehörde." 
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c) Die Strichaufzählung unter Artikel 5 Absatz 3 wird wie folgt ergänzt: 

A1]äsihesiolo gie: 
"Osterreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden:' 

Chirurgie: 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

N~urochirurgie: 
"Osterreich : 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Anästhesiologie und Intensivmedizin 
anestesiologia/anestesiologi 
anestesiologi 
anestesi och intensivvärd" 

Chirurgie 
kirurgia/kirurgi 
generell kirurgi 
kirurgi" 

Neurochirurgie 
neurokirurgialneurokirurgi 
nevrokirurgi 
neurokirurgi" 

Frauenheilkunde und Geburtshilfe: 
"Österreich: Frauenheilkunde und Geburtshilfe 
Finnland: naistentaudit ja synnytyksetl kvinnosjukdomar och 

förlossningar 
Norwegen: f0dselshjelp og kvinnesykdommer 
Schweden: obstetrik och gynekologi" 

Innere Medizin: 
, "Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Augenheilkunde: 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Hals-Nasen-Ohrenheilkunde: ' 
"Österreich: ' 
Finnland: 

Norwegen: 
Schweden: 

Kinderheilkunde: 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 
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Innere Medizin 
sisätauditlinremedlcin 
indremedisin 

. internmedicin" 

Augenheilkunde und Optometrie 
silmätauditl ögansjukdamar 
0Yesykdommer 
ögansjukdamar (oftalmolagi)" 

Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten 
korva,.., nenä- ja kurkkutauditl öron-, näs- ach 
strupsjukdamar 
0re-nese-halssykdammer ' 
öran-, näs- ach halssjukdomar (ato-rhino-läryngologi)" 

Kinder- und Jugendheilkunde 
lastentauditl barnsjukdomar 
barnesykdommer 
barn- ach ungdomsmedicin" 

,/ 
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Lungen- und Bronchialheilkunde: 
"Österreich: Lungenkrankheiten 
Finnland: keuhkosairaudet/lungsjukdomar 
Norwegen: lungesykdommer 
Schweden: lungsjukdomar (pneumonologiY 

Urologie: 
"Österreich: ' 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

O!.thopädie: 
"Osterreich: 

Urologie' 
urologialurologi 
urqlogi 
urologi" 

Orthopädie und Orthopädische Chirurgie 
Finnland: 
Norwegen: 

ortopedia ja traumatologiaf, oftopedi och traumatologi 
ortopedisk kirurgi 

Schweden: 

Pathologie: 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden:, 

Neurologie: 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

P~chiatrie: 
"Osterreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

ortopedi" 

Pathologie 
patologial patologi 
patologi 
klinisk patologi" 

Neurologie 
neurologia/ neurologi 
nevrologi 
neurologi" 

Psychiatrie 
,psykiatrial psykiatri 
psychiatri 
psykiatri" 

d) Die Strich aufzählung unter Artikel 7 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt: 

K!inische Biologie: 
"Osterreich: Medizinische Biologie" 

Biologische Hämatologie: 
"Finnland: hematologiset laboratoriotutkimuksetl hematologiska 

laboratorieundersökningar" 

M,!krobiologie und Injektionsepidemiologie: 
"Osterreich: Hygiene und Mikrobiologie 
Finnland: kliininen mikrobiologial klinisk mikrobiologi 
Norwegen: medisinsk mikrobiologi _ 
Schweden-: klinisk bakteriologi" 
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Biologische Chemie: 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Immunologie: 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Plastische Chirurgie: 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

17lOraichirurgie: 
"Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Kinderchirurgie: 
"Österreich 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Gefäßchirurgie: 
Norwegen: 

Kardiologie~' 

"Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Gastro-Enterologie: 
"Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Rheumatologie: 
"Finnland: 
Norwegen: . 
Schweden: 
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Medizinische und Chemische Labordiagnostik 
kliininen kemial klinisk kemi 
kl inisk kjemi 
kl inisk kemi" 

\ 

Immunologie , 
immunologia! immunologi 
immunologi og transfusjonsmedisin 
klinisk immunologi"~ 

Plastische Chirurgie 
plastiikkakirurgial plastikkirurgi 
plastikkirurgi 
plastikkirurgi" 

thorax- ja verisuoilikirurgial thorax- och kärlkirurgi· 
thoraxkirurgi 
thoraxkirurgi" 

Kinderchirurgie 
lastenkirurgia! barnkirurgi 
barnekirurgi 
barn- och ungdomskirurgi" 

karkirurgi" 

. kardiologial kardiologi 
hjertesykdommer 
kardiologi" 

gastroenterologia! gastroenterologi 
fordayelsessykdommer 
medicinsk gastro-enterologi och hepatologi" 

reumatologial reumatologi 
revmatologi 
reumatologi" 
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Allglmeine Hämatologie: 
"Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Endokrinologie: 
"Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Physiotherapie: 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Dermatologie und Venerologie: 

kliininen hematologial klinisk hematologi 
blodsykdommer 
hematologi" 

endokrinologial endokrinologi 
endokrinologi 
endokrinologiH 

Physikalische Medizin 
fysiatrial fysiatri 
fysikalsk medisin og rehabilitering 
rehabiliteringsmedicin" 

"Österreich: . Haut- und Geschlechtskrankheiten 

.. 

Finnland: iho- ja sukupuolitauditl hud- och könssjukdomar 
Norwegen: hudsykdommer og veneriske sykdommer 
Schweden: hud- och könssjukdomar" 

Radiologie: 
"Norwegen: 

Radiodiagnose: 
"Österreich: 
Finntand: 
Schweden: 

Radiotherapie: 
. "Österreich: 

radiologi" 

Medizinische Radiologie-Diagnostik 
radiologia! radiologi 
medicinsk radiologi" 

Strahientherapie-Radioonkologie . 
Finnland: syöpätaudit ja sädehohol cancersjukdomaroch 

radioterapi 
Norwegen: onkologi 
Schweden: onkologi" 

Kinder- und Jugendpiychiatrie: 
"Finnland: lasten psykiatria/ barnspsykiatri 
Norwegen: barne- og ungdomspsykiatri 
Schweden: barn- och ungdomspsykiatri" 

Geriatrie: 
"Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 
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geriatria! geriatri 
geriatri 
geriatrik" 
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• 

Nierenkrankheiten: 
"Finntand: 
Norwegen: 
Schweden: 

Ansteckende Krankheiten: . 
,I Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

"Community medicine": 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 

P!?armakologie: 
"Osterreich: 
Finnland: , 
Norwegen: 
Schweden: 

"Arbeitsmedizin ": 
"Österreich: 
Finnland: 
Norwegen: 
Schweden: 

Allergologie: 
"Finnland: 
Schweden: 

nefrologia! nefrologi 
nyresykdorrimer 
medicinska njursjukdomar (nefrologi)" 

infektiosairaudetl infektionssjukdomar 
infeksjonssykdommer 
infektionssjukdomar" 

Sozialmedizin 
terveydenhuolto/ häIsovärd 
samfunnsmed is in" 

Pharmakologie und Toxikologie 
. kliininen farmakologia! klinisk farmakologi 
klinisk farmakologi 
klinisk farmakologi" 

Arbeits- und· Betriebsmedizin 
työterveyshuolto! foretagshälsovärd 
arbeidsmedisin 
yrkes- och miljömedicin" 

allergologia! allergologi 
allergisjukdomar" 

Gastro-enterologische Chirurgie: 
"Finnland: • gastroenterologial gastroenterologi 
Norwegen: . gastroenterologisk kirurgi" 

Nuklearmedizin: 
" Österreich: 
Finnland: 

Nuklearmedizin 
isotooppitutkimukset! isotopundersökningar" 

Zahn-, Mund-, Kiejer- und Gesichtschirurgie (Grundausbildung des Arztes und des 
Zahnarztes): 
"Finnland: leukakirurgia/ käkkirurgi 
Norwegen: kjevekirurgi og munnhulesykdommer" 

e) In Artikel 9 Absatz 1 wird folgender Gedankenstrich eirigefügt: 

"- für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden der Zeitpunkt des Beitritts". 

f) In Artikel 9 Absatz 2 wird folgender Gedankenstrich eingefügt: 

" für Österreich, Finnland, Norwegen und Schweden der Zeitpunkt des· Beitritts". 
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2. Krankenpflegepersonal 

377 L 0452: Richtlinie 77/452/EWG des Rates vom 27. Juni 1977 über die gegenseitige', 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befahigungsnachweise der 
Krankenschwester und ·des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind,. 
und über Maßnahmen zur 'Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts 
und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr (ABI. Nr. L 176 vom 15.7.1977, S. 1), 
geändert durch: 

I 

179 H: Akte Über die Beitrittsbedi~gungen und. die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) . 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen ger Vertr.äge ~ Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom·15.11.1985, 
S.23) .' 

389 L 0594: Richtlinie 89/594/EWG des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABI. Nr. L 341 
vom 23.11.1989, S. 19) '. 

389 L 0595: Richtlinie 89/595/EWG des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABI. Nr. L 341 
vom 23. 11.1989, S. 30) 

390 'L 0658: Richtlinie 90/658/EW.G des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 
vom 17.12.1990, S. 73). . 

a) Artikel 1 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt: . 

"in Österreich 
"Diplomierte Krankenschwester/ Diplomierter Krankenpfleger"; 

in Finnland 
"sairaaanhoitajal sjukskötare~'; 

in Norwegen 
"offentlig godkjent sykepl~ier"; 

in Schweden 
"sjuksköterska" . 

b) Artikel 3 wird wie folgt ergänzt: 

"m) in Österreich 
"Diplom in der allgemeinen Krankenpflege", ausgestellt von staatl ich anerkannten 
Krankenpflegeschulen; 

n) 

0) 

p) 

in Finnland 
Diplom "sairaanhoitaja/sjukskötare" (Diplom in Krankenpflege oder politechnisches 
Diplom in Krankenpflege), ausgestellt von einer Fachschule Krankenpflege; 

in Norwegen 
"bevis for bestättsykepleiereksamen" (Diplom. in allgemeiner Krankenpflege) 
ausgestellt von einer Fachschule für Krankenpflege; 

in Schweden 
Diplom "sjuksköterska" (Hochschulzeugnis in Krankenpflege), ausgestellt'von einer 
Fachschule für Krankenpflege. " 
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3. Zahnärzte 

a) 378 L 0686: Richtlinie 78/686/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 für die gegenseitige 
Anerkennung der-Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigenBefahigungsnachweise' des 

'Zahnarztes und für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Nieder
lassungsrechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr (ABI. Nt. L 233 vom 
24.8.1978; S. 1), geändert durch: ' 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -
Beitritt der RepublikGriechenland (ABI. Nt. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -
Beitritt: des, Königreichs-Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 
vom 15.11.1985, S. 23) :~ 

389 'L 0594: Richtlinie 891594/EWG des Rates vom 30. Oktober 1989 
(ABI. Nr. L'341 vom 23.11.1989, S. 19) 

390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990-
(ABI.Nr.. L 353 vom 17.12.1990, S. 73). 

i) Artikel 1 wird wie folgt ergänzt: 

"in Österreich: 
Titel, den Österreich den Mitgliedstaaten und der Kommission bis spätestens 
31. Dezembe~ 1998 mitteilt; 

in Finnland: 
hammaslääkäri/tandläkare; 

in Norwegen: ' 
, taunIege; 

in Schweden: 
tandläkare." . 

ii) Artikel 3 wird wie folgt ergänzt: 

, "m) 

n) 

0) 
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in Österreich 
Titel,den Österreich den Mitgliedstaaten und der Kommission bis spätestens 
31. Dezember 1998 mitteilt; 

in Finnland 
"todistus hammaslääketieteen lisensiaatin tutkinnostal bevis om odontologi 
liCentiat examen" (Zeugnis über das zahnärztliche Examen), ausgestellt von 
der medizinischen Fakultät einer Hoch~chule, sowie eine Bescheinigung über 
ein praktische Ausbildung, ausgestellt von der nationalen Gesundheitsbehörde; 

in Norwegen 
"bevis for bestätt cand.odont.eksamen" (Diplom über die Verleihung des 
Grads cand.odont.), ausgestellt von der zahnmedizinischen Fakultät einer Uni-
versität; . 
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p) in Schweden 
'''tandläkarexamen'' (Hochschulabschluß in Zahnheilkunde), aüsgestellte von 
Zahnheilkundeinstituten, zusammen mit einer Bescheinigung über den 
Abschluß einer .praktischen Ausbildung, ausgestellt von der nationalen 
Gesundheitsbeh.örde. " ' \" 

Hi) Die nachstehend genannten Überschriften des Artikeis 5 werden' d~rch folgende' 
Gedankenstriche 'ergänzt: 

1. Kieferorthopädie 

" in Finnland: " , 
"todistus '. erikoishammasIääkärin ,oikeudesta oikomishQidon alalla/bevis 
om specialisttandläkarrättigheten inorn omrädet tandreglering" \ (Zeugnis 
eines Facharztes für Kieferorthopädie), ausgestellt von den zuständigen 
Behörden; 

in Norwegen: , 
"bevis for gjennomgätt·spesialistutdanning i kjeveot.:topedi" (Bescheini
gung über die Fachausbildung als Kieferorthopäde), ausgestellt von den 
zuständigen Behörden; , 

in Schweden: . 
"bevis 'om speciallstkompetens i tandreglering" (Bescheinigung über die 
Berechtigung, den Titel eines Zahnar~es ' mit dem Spezialgebiet 
Kieferorthopädie zu führen), ausgestellt von der nationalen Gesundheits
behörde." 

2. Oralchirurgie/Mundchirurgie 

" in Finnland.: 
"todistus erikoishammaslääkärin oikeudesta suukirurgian (hammas- ja 
suukirurgian) alallalbevis om specialisttandläkarrättigheten inom omrädet 
oralkirurgi (tand- och munkirurgi)" (Zeugnis eines Fachzahnarztes für 
Oral- oder Dental- und Oralchirurgie), ausgestellt von den zuständigen 
Beh~rden; 

in Norwegen: 
"bevis for gjennomgätt spesialistutdanning i oralkirurgi" (Beschei.nigung 
über eine, Fachausbildung in Oralchirurgie), ausgestellt von den. 
zuständigen Behörden; 

in Schweden: ' 
"bevis om specialistkompetens i tandsystemets kirurgiska sjukdomar" 
(Bescheinigung über die Berechtigung, den Titel eines Zahnarztes, mit 
dem Spezialgebiet Oralchirurgie zu führen), ausgestellt von der nationalen 
Gesundheitsbehörde. " 

iv) Artikel 8 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

Statt "Artikel 2, 4, 7 und)9" muß es heißen:"Artikel 2, 4, 7, 19, 19 a und 19 b". 

v) Artikel 17 wird wie folgt geändert: 

Statt "in Artikel 2, in Artikel 7 Absatz 1 und in Artikel 19" muß es heißen: "in 
Artikel 2, in Artikel 7 Absatz 1 und in den Artikel n 19, 19 a und 19 b". 
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( 

vi) Der folgende Artikel wird n.ach Artikel 19' a eingefügt: ' 

"Anikel19 b 

Von dem Zeitpunktan~ zu dem die Republik Österreich die Maßnahmen trifft, um' 
, dieser Richtlinie nachzukommen, erkennen die Mitgliedstaaten zum, Zwecke der 
Ausübung der in Artikel 1 dieser Richtlinie genannten Tätigkeiten' die Diplome; 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise der· Ärzte an, die ,in 
Österreich Personen ausgestellt werden, die ihre UniversItätsausbildung vor dem 
1. Januar 1994 begonnen hatten, sofern ihnen eine Bescheinigung der zuständigen 
österreichischen Behörden darüber beigefügt ist, daß sich die betreffenden Personen 
während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung mindestens 
drei Jahre lang ununterbrochen tatsächlich und rechtmäßig sowie hauptsächlich den 
unter Artikel 5 der Richtlinie 78/687/EWG fallenden Tätigkeiten gewidmet haben und 
daß sie berechtigt sind, diese Tätigkeiten unter denselben Bedingungen auszuüben wie 
die Inhaber der Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnachweise 
gemäß Artikel 3 Buchstabe m. 

Von dem in Absatz 1 genannten Erfordernis einer dreijährigen Tätigkeit befreit sind 
Personen', die ein mindestens dreijähriges erfolgreiches Studium absolviert haben, 
über dessen Gleichwertigkeit mit der in Artikel 1 der Richtlinie 78/687/EWG 
genannten Ausbildung eine Bescheinigung der zustäfldigen Stellen vorliegt:" 

b) 378 L 0687: Richtlinie 78/687/EWG des Rates vom 25. Juli -1988 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschrfften für die Tätigkeiten des Zahnarztes (ABI. Nr. L 233 
vom 24.8.1978, So. 10) , 

Artikel 6 Absätze 1 und 2 werden wie folgt geändert: 

Statt "Artikel 19" muß es heißen: "den Artikeln 19, 19 a und 19 bl!. 
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4. Veterinärmedizin 

378L 1026: Richtlinie 78/l026/EWG des Rates vom 18. Dezember 1978 für die gegenseit.ige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des 
Tierarztes und für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen, Ausübung des Nieder:' 
lassungsrechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr (ABI. Nr. L 362 vom 
23.12.1978, S. 1), geändert durch: 

179 H: Akte über die BeitrIttsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -'Beitritt der 
Republik-Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

389 L 0594: Richtl.inie 89/594/EWG des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABI. Ne L 341 
vom 23.11.1989, S. 19) . 

390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWGdes Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 
vom 17.12.1990, S. 73). . . 

Artikel 3 wird wie folgt ergänzt:. 

Olm) in Österreich: 
"Diplom-Til1rarzt" ti Mag. med. vet." ,ausgestellt von der Veterinärmedizinischen 
Universität Wien (früher Tierärztliche Hochschule Wien); 

n) in Finnland: 
"todistus eläinlääketieteen lisensiaatin tutkinnostalbetyg över avlagd veterinärmedicine 
Iicentiatexamen" (Diplom m Veterinärmedizin), ausgestellt vom Institut für 
Veterinärmed izin); 

0) 1n Norwegen: 
"eksamensbevis utstedt av Norges veterimerh0gskole for bestatt cand.med.vet.-eksamen 
(Diplom über den Grad cand.med.vet.), ausgestellt von dernorwegischen Hochschule für 
Veterinärmedizin; 

p) in Schweden: 
"veterinärexamen" (Universitätsdiplom in Veterinärmedizin, DVM), ausgestellt von der 
schwedischen Universität für Agrarwissenschaften." . 

5. Hebammen 

380 L 0154: Richtlinie 80/154/EWG des Rates vom 21. Januar 1980 über die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für 
Hebammen und über Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Nieder
lassungsrechts unddes Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr (ABI. Nr. L33 vom 11.2.1980, 
S. 1), geändert durch: 

..' 
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380 L 1273: 'Richtlinie 80/1273/EWG des Rates vom 22. Dezember 1980 (ABt Nr.375 
vom 31.12.1980, S. 74) 

185 I:. Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreiehs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15J 1.l985, 
S,23) , 

389 L 0594: Richtlinie 89/594/EWG des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABI. Nr. L 341 
vom 23.11.1989, S. 19) . 

390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 
vom 17.12.1990, S; 73). 

a) Artikel! wird wie folgt ergänzt: 

"in Österreich 
"Hebamme"; 

in Finnland 
"kätilö/barrimorska" ; 

in Norwegen 
"jord~or" ; 

in Schweden 
"barnmorska". " 

b) Artikel 3 wird wie folgt ergänzt: . 

"in) in Österreich 
"Hebammen-Diplom", ausgestellt von einer Hebammenakademie oder einer 
Bundeshebamrnenlehranstalt; 

n) in Finnland 
"kätilö/barnmorska" oder "erikoissairaanhoitaja, naistentaudit ja 
äitiyshuolto/specialsjukskötare, kvinnosjukdomar och mödravärd" 
(Hebammendiplom), ausgestellt von einer Krankenpflegeschule; 

0) in Norwegen 
"bevis for bestätt jordmoreksamen" (Hebammendiplom), ausgestellt von einer 
Hebammenschule, zusa!1llIlen mit einer Bescheinigung über eine praktische Aus
bildung, ausgestellt von den zuständigen 'Gesundheitsbehörden; 

p) in Schweden 
"barnmorskeexamen" (Universitäts-Hebammendiplom), ausgestellt von einer 
Fachschule für Krankenpflege." . 
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6. Apotheker 

385 L 0433: Richtlinie 85/433/EWG des Rates vom 16. September 1985 über die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen' Befähigungsnachweise des. 
Apothekers und über Maßnahmen zur Erleichterung der ' tatSächlichen Ausübung des, 
Niederlassungsrechts für 'bestimmte pharmazeutische Tätigkeiten (ABI. Nr. L 253. vom 
24.9.1985, S., 37), geändert durch: 

385 L 0584: Richtlinie 85/584/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 (ABI. 'Nr. L 372 . 
vom 31.12.1985, S. 42) . 

390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG des Rates vom' 4. Dezember 1990 
(ABI. Nr. L 353 vom 17.12.1990, S. 73). 

a) Artikel 4 wird wie folgt ergänzt: 

tIm) in Österreich 
"Staatliches Apothekerdiplom ", ausgestellt von den zuständigen Behörden; 

'n) in Finnland 
"todistus proviisorin tutkinnostalbevis om . provisorexamen " (Magistergrad 10 

Pharmazie), ausgestellt von einer Universität; 

0) in Norwegen 
"bevis jor bestätt cand.pharm.-eksamen" (Diplom über den Grad cand.pharm.), 
ausgestellt von der Fakultät einer Universität; 

p) in Schweden 
"apotekarexamen" (Magistergrad in Pharmazie), ausgestellt von der Universität 
Uppsala. " 

IV. ARCHITEKTUR 

385 L 0384: Richtlinie 85/384/EWG des Rates vom 10. Juni 1985 für die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise auf dem Gebiet der Architektur 
und für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts und des 
Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr (ABI. Nr. L 223 vom 21.8.1985, S. 15), geändert durch:, 

385 L 0614: Richtlinie 851614/EWG des Rates vo~ 20. Dezember 1985 (AB!. Nr: L 376 vom 
31.12.1985, S. 1) 

386 L 0017: Richtlinie 86/17/EWG des Rates vom 27~ Januar 1986 
(ABI. Nr. ~ 27 vom 1.2.1986, S. 71) 

390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 
(ABI. Nr. L 353 vom 17.12.1990, S. 73). 
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· Artikel 11 wird wie folgt e~gänzt: . 

"I) 

m) 

in Österreich 

die Diplome der Technischen Universitäten für Architektur, Bauingenieurwesen, Hochbau, 
Wirtschaftsingenieurwesen-Bauwesen, Kulturtechnik und Wasserwirtschaft;· 
die Diplome der Meisterschule für ArchitekturiIi Wien; 
die Diplome der Meisterklasse für Architektur in Wien; 
die Ingenieurdiplome (lng.), ausgestellt aufgrund einer Ausbildung an Höheren Technischen 
Lehranstalten oder Technischen Kollegs für Bauwesen in Verbindung mit der 
Baumeisterlizenz, die eine mindestens sechsjährige Berufserfahrung in Österreich, die durch 
eine Prüfung abgeschlossen wird, bescheinigt; 
die Diplome der Meisterklasse für Architektur in Linz; . 
die Qualifikationsbescheinigungen für Zivilingenieure und Ingenieurkonsulenten in den 
Bereichen Hochbau, Bauwesen,Wirtschaftsingenieurwesen-Bauwesen, Kulturtechnik und 

~ Wasserwirtschaft nach dem Ziviltechnikergesetz (BGBI. Nr. 156/1994); 

in Finnland 

die von den Architekturfachbereichen der Technischen Hochschulen und der Universität 
Oulu ausgestellten Diplome (arkkitehtilarkitekt); 
die von den technischen Fachschulen ausgestellten Diplome 
(rakennusar kkiteh tilbyggnad sar kitekt); 

n) in Norwegen 

die vom norwegischen Institut für Technologie ausgestellten Diplome (sivilarkitekt) an der 
Universität Trondheim, der Fachhochschule für Architektur in Oslo und der Fachhoch
schule für Architektur in Bergen; . 
der Nachweis der Mitgliedschaft im "Norske Arkitekters Landsfarbund'! (NAL), sofern die 
betreffende Person, ihre Ausbildung in einem Staat absolviert hat, für den diese Richtlinie 
gilt; 

0) in Schweden 

die von der Schule für Architektur am Königlichen Institut für Technologie, vom Chalmers
Institut für Technologie und dem Fachbereich Technologie der Luhd-U niversität ausge-
stellten Diplome (arkitekt, Magistergrad in Architektur); _ 
der Nachweis der Mitgliedschaft im "Svenska Arkitekters Riksförbund" (SAR), sofern die 
betreffende Person ihre Ausbildung in einem Staat absolviert hat, für den diese Richtlinie 
gilt." 
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V. HANDELS- UND VERMITTLERTÄTIGKEITEN 

1. Vermittlertätigkeiten in Handel, Industrie und Handwerk 

364 L 0224: Richtlinie 64/224/EWG des Rates. vom 25. Februar 1964 ül?er die Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für Vermittlertätigkeitenin 
Handel, Industrie und Handwerk (ABI. Nr. L 56 vom 4.4.1964, S. 869), geändert durch: " 

172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritrdes 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. Nr. L 73 vom 27.3.i972, S: 14) . " 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) " 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugi~sischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15~ 1 1.1985, 
S.23). 

Artikel 3 wird wie folgt ergänzt: 

"in Österreich: 

. in Finnland: 

in Norwegen: 

in Schweden: 
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2. Handel mit, und Verteilung von Giftstoffen 

374 L 0557: Richtlinie 74/557/EWGdes Rates vom 4. Juni 1974 über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten . 
und die Vermittlertätigkeiten des Handels mit und der' Verteitung von Giftstoffen 
(ABI: Nr. L 307 vom 18.11.1974, S. 5) 

-, Der Anhang wird wie folgt ergänzt: 

" Österreich: 

Stoffe und Zubereitungen, die nach den Vorschriften des Cn.emikaliengesetzes, BGBI. 
Nr. 326/1987, und der darauf beruhenden Verordnungen als "sehr giftig" oder "giftig" 
einzustufen sind (§ 217 Abs. 1 der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194/1994,; 

Finnland: 

1. Chemikalien, die dem Chemikaliengesetz (744/89) und den entsprechenden Verord-
nungen unterliegen; . ', 

2. Biologische Schädlingsbekämpfungsmittel, die dem Gesetz überSchädlingsbe
, kämpfungsmittel (327/69) und den entsprechenden Verordnungen unterliegen; 

Norwegen: 

1. Stoffe und Zubereitungen nach Maßgabe der Verordnung-vom 1. Juni 1990 über die 
Kennzeichnung von und den Handel und dergleichen mit, Chemikalien und 
Zubereitungen; die für den Menschen gesundheitsschädlich sein können; . 

2. Stoffe und Zubereitungen nach Maßgabe der Verordnung vom 3. Juli 1990 über eine -
Liste von Stoffen, Risikosätzen und Sicherheitssätzen; 

3. Chemikalien nach Maßgabe der Verordnung vom 10. April 1984 über die Ausliefe
rung, das Einsammeln, den Empfang und die Ablagerung bestimmter Kategorien 
gefährlicher Abfälle; 

4. Schädlingsbekämpfungsmittel im Sinne des Gesetzes vom 5. April 1963 über 
Schädl ingsbekämpfungsmittel, der Verordnung vom 7. Februar 1992 über Schädl ings
bekämpfungs mittel und der Verordnung vom 7. August 1987 über die Vorausset
zungen für die Genehmigung für Einführer von Schädlingsbekämpfungsmiueln; 

5. Asbest und Asbestprodukte nach Maßgabe der Verordnung vom 16.August 1991 
. über Asbest; 

6. Organische Lösungsmittel und Zubereitugen, die organische Lösungsmittel enthalten, 
nach Maßgabe der Verordnung vom 9. Dezember 1982 über OAR-Kennzeichnung 
(Occupational Air Requirements). . 

Schwedent-

1. Extrem gefährliche und sehr gefährliche chemische produkte gemäß der Verordnung 
über chemische Produkte (1985:835); 

2. Bestimmte Suchtstoffvorstufen gemäß den Anweisungen über Genehmigungen zur 
Erzeugung vQn, zum Handel mit und zum Vertrieb von giftigen und sehr gefährlichen 
chemischen Erzeugnissen (KIFS 1986:5, KIFS 1990:9); 

3. Schädlingsbekämpfungsmittel der Klasse 1 gemäß der Verordnung 1985:836; 
4. Umweltgefährdende Abfallstoffe gemäß der Verordnung 1985:841; 
5. PCB und PCB-haltige chemische Produkte gemäß der Verordnung 1985:837; 
6. Uhter Gruppe B in der Mitteilung über Anweisungen in bezug auf gesundheitliche 

Grenzwerte aufgeführte Stoffe (AFS -1990: 13); 
7. Asbest und asbesthaltige Materialien gemäß der Mitteilung AFS 1986:2," 
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VI. HILFSGEWERBETREIBENDE DES VERKEHRS 

382 L 0470: Richtlinie 8Z/470fgWG des Rates vom29. Juni 1982 über Maßnahmen zur Förderung 
der tatsächlichen Ausübung der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für di~ 
selbständigen Tätigkeiten bestimmter Hilfsgewerbetreibender des Verkehrs -und der Reisevermittler 
(ISIC-Gruppe 718) sowie der LagerhaIter(lSIC-Gruppe 720) (ABI. Nr. L 213 vom 21.7.1982, S. 1), 
geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Kö~igreichs Spanien und der Portugiesischen Republi~ (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

Artikel 3 wird wie folgt ergänzt: 

" Österreich 
A. Spediteur 

Transportagent 
Frachtenreklamation -

B. Reisebüro 
C. Lagerhalter 

Tierpfleger 
D. Kraftfahrzeugprüfer 

Kraftfahrzeugsachverständiger 
Wäger 

Finnland 
A. HuolitsijafSpeditör 

Laivanselvittäjäf Skeppsmäklare 
B. MatkanjärjestäjäfResearrangör 

Matkanvälittäjä/Reseförmedlare· 
C. 
D. Autonselvittäjä/Bilmäklare 

. Norwegen 
A. - Speditßr 

Sipsmegler 
B. Reisebyrä 
C. Oppbevaring 
D. Bilinspektßr 

Schweden 
A. Speditör 

Skeppsmäklare 
B. Resebyrä 
C. Magasinering 

Lagr,ing 
Förvaring 

D. Bilinspektör 
Bilprovare 
Bilbesiktningsman." 
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VII. ANDERE SEKTOREN 

Unternehmensdienstleistungen im Bereich Immobiliengeschafte und in anderen Bereichen 

367 L 0043: Richtlinie 67/43/EWG des Rates vom 12. Januar 1967 über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs rur die selbständigen Tatigkeiten auf 
deI11 Gebiet 1. der "Immobiliengeschäfte" (außer 6401) (Gruppe aus 640ISIC) 2. einiger "sonstiger 
Dienste.rur das Geschäftsleben". (Gruppe~839 ISIC) (ABI. Nr. 10 vom 19.1.1967, S. 140/67), 
geändert durch: 

172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs'Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
(ABI.. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen de~ Verträge - Bei~ritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen ~epublik (ABI. Nr. L 302" vom 15.11.1985, 
S.23). 

Artikel 2 Absatz 3 wird wie folgt ergänzt: 

"in Österreich 
Immobilienmakler 
Immobil ienverw alter 
Bauträger (Bauorganisator , Baubetreuer) 

, in Finnland , _ 
kiinteistönvälittäjä/fastighetsförmedlare, fastighetsmäklare . 

in Norwegen 
eiendomsmeglere, advokater 
entrepren0Ter, utbyggere av fast eiendom 
eiendomsforval tere 
utleiekontorer 

in Schweden 
fastighetsmäklare 
(fastighets-)värderingsman 
fastighetsförvaltare 
byggnadsentreprenörer. U 
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E. ÖFFENTLICHES AUFTRAGSWESEN 

1. 393 L 0037: Richtlinie 93/37/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinierung -der 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge (ABI. Nr. L 199 vom 9.8.1993, S. 54) 

a) Artikel 25 wird wie folgt ergänzt: 

für Österreich das "Firmenbuch", das "Gewerberegister", die "Mitgliederverzeich-' 
nisse der Landeskammern " , . 
für Finnland das "Kaupparekisteri '! I" Handelsregistret" , 
für Norwegen das "Foretaksregisteret", 
für Schweden die "aktiebolags-, handels- eller föreningsregistren". '! 

b) Anhang I - "VERZEICHNIS DER EINRICHTUNGEN UND KATEGORIEN· VON 
EINRICHTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS NACH ARTIKEL 1 BUCH:' 
STABE b" wird wie folgt ergänzt: 

"XIII. ÖSTERREK:H: 

Alle Körperschaften ohne· industriellen oder kommerziellen Charakter, die de! 
Finanzkontrolle des Rechnungshofs unterstehen. 

XIV. FINNLAND: 

Öffentliche odcer öffentlich kontrollierte Stellen ohne industriellen oder kommer
. ziellen Charakter. 

XV. NORWEGEN: 

Öffentliche oder öffentlich kontrollierte Stellen oder Unternehmen ohne 
industriellen oder kommerziellen Charakter 

Körperschaften 
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-----~-----

Kategorien 

Statsbedrifter i h.t. lov av 25. juni 1965 nr: 3, om statsbedrifter 
(Staatsunternehmen nach dem Gesetz über Staatsunternehmen vom 25. Juni 
1965 Nr. 3) 
Statsbanker (Staatliche Banken) 
Universiteter of h0yskoler etter lov av 16. juni 1989 nr. 77. (Universitäten und 
Hochschulen na(:h dem Gesetz vom 16. Juni 1989, Nr.77) 

XVI. SCHWEDEN: 

Alle nicht-kommerziellen Stellen, deren Beschaffungswesen der Aufsicht der 
Nationalen Behörde für öffentliches Beschaffungswesen untersteht. " 

2. 393 L 0036: Richtlinie 93/36/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 zur Koördinnierung der 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Lieferaufträge (ABI. Nr. L 199 vom 9.8.1993, S. 1) 

a) Artikel 21 wird wie folgt ergänzt: 

für Österreich das "Firmenbuch If, das "Gewerberegister", die"Mitgliederverzeichnisse 
der Landeskammern " , ' 

für Finnland das 11 Kaupparekisteri"/"Handelsregistret" , 

für Norwegen das "Foretaksregisteret", 

für Schweden die "aktiebolags-, handels- eller föreningsregistren". 

b) Anhang I wird wie folgt ergänzt: 

"ÖSTERREICH 

Liste der zentralen Regierungsstellen" 

1. ~ Bundeskanzleramt 

2. Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten 

3. Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, Abteilung Präsidium 1 

4. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Amtswirtschaftsstelle ~ 

5. Bundesministerium für Finanzen 
a) Amtswirtschaftsstelle 
b) Abteilung VI/5 (EDV-Bereich des Bundesministeriums für Finanzen und des 

Bundesr~henamtes) 
c) Abteilung IIIIl (Beschaffung von technischen Geräten, Einrichtungen und 

Sachgütern für die Zoll wache) 

6. Bundesministerium für Gesundheit, S~ort und .Konsumentenschutz 
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7. Bl!ndesministerium für: Inneres 

8. Bundesministerium fü~ Justiz, Amtswirtschaftsstelle 

9. :Buildesministerium für Landesverteidigung . (Nichtkriegsmaterial ist in Anhang.!, 
Teil II, Österreich, des GATT-Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen enthalten) 

10. Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

11. Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie, Amtswirtschaftsstelle 

12. Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

13. Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

_ 14. Bundesministerium für Wissenschaft und Forschjmg 

15. Österreichisches Statistisches Zentral amt 

16. . Österreichische Staatsdruckerßi 

17. Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen 

18. Bundesversuchs- und Forschungsanstalt Arsenal (BVFA) 

19. Bundesstaatl iehe Prothesenwerkstätten 

20. Bundesamt für Zivilluftfahrt 

21. Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge 

22. Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung (nur Postwesen) 

FINNLAND 

Liste der zentralen Regienmgsstellen 

1. Oikeusministeriöllustitieministeriet 

2. Rahapaja Oy/Myntverket Ab 

3. Painatuskeskus Oy/Tryckericentralen Ab-

4. Metsähallitus/Forststyrelsen 

5. Maanmittaushall itus/Lantmäteristyrelsen 

6. Maatalouden tutkimuskeskus/Lantbrukets forskningscentral 

7. I1mailula:itos/Luftfartsverket 

8. . I1matieteen laitos/Meteorologiska institutet 
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9. MerenkulkuhallituslSjöfarststyrelsen 

10. Valtion teknillinen tutkimuskeskuslStatens te~niska forskningscentral 

11. Valtion Hankintakeskus/Statens upphandlingscentral 

12. Vesi-ja ympäristöhallitus/Vatten- ach miljöstyrelsen 

13. Opetushallitus/Utbildningstyrelsen 

NORWEGEN 

Liste der zentralen Regierungsstellen 

1. Statens vegvesen 

2. Postverket 

3. Rikshospitalet 

4. Universitetet i Oslo 

5. Politiet 

6. Norsk Rikskringkasting 

7. Universitetet i Trondheim 

8. Universitetet i Bergen 

9. K ystdirektoratet 

10. Universitetet i Troms0 

11. Statens forurensningstilsyn 

12. Luftfartsverket 

13. Forsvarsdepartementet 

14. ForsvaretsSanitet 

15. Luftforsvarets Forsyningskommando 

16. Hrerens Försyningskommando 

17. Sj0forsvarets Forsyningskommanda 

18. Forsvarets Felles Materielltjeneste 

SCHWEDEN 

Liste der zentralen Regierungsstellen. Die aufgeführten Stellen beinhalte"n regionale und 
örtliche Unterabteilungen. 

1. Rikspolisstyrelsen 
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2. Kriminal värdsstyrelsen 

3. Försvarets sjukvärdsstyrelse 

4. Fortiftkationsförvaltningen 

5, Försvarets materielverk 

6 . Statf(ns räddningsverk 
. , 

7. Kustbevakningen 
'[ 

8. Sodalstyrelsen 

9. Läkemedelsverket 

10. Postverket 

11. Vägverket 

12. S jöfartsverket 

13. Luftfartsverket 

14. General tull styrelsen 

15. ByggnadsstyreIsen-

16. Riksskatteverket 

17. Skogsstyrelsen 

18. AMU-gruppen 

19. Statens lantmäteriverk 

20. Närings- och teknikutvecklingsverket 

21. Domänverket 

22 .. Statistiska centralbyrän . \ 

23. Statskontoret 
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3. 393 L 0038: Richtlinie 93/38/EWd des Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinierung der 
Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung 
sowie im Telekommunikationssektor (ABI. Nr. L 199 vom 9.8.1993, S. 84) , 

a) Anhang I "GEWINNUNG, WEITERLEITUNG ODER VERTEILUNG VON TRINK-
WASSER" wird wie folgt ergänzt: ! . / 

"ÖSTERREICH' . ~ '. 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die Trinkw ser gewinnen, weiterleiten und verteilen, 
gemäß den Wasserversorgungsgesetzen der neu Länder. . 

FINNLAND . .' I .. 
Siellen, die Trinkwasser gewinnen, weiterleit1n Und verteil e!J , gemäß Artikel 1 Lald 
yleisistä vesi- ja viemärilaitoksista (982/77) V0123. Dezember 1977. 

NORWEGEN' . 
Stellen, die Wasser gewinnen, weiterleiten und v, rteilen, gemäß forskrift av 28. september 
1951 om drikkevann og vannjorsyning. . 

SCHWEDEN 
6rtl. iche Stellen. und städtische Gesellschaften, reHe Trinkwasser gewinnen, aufbereiten, 
weiterleiten und verteilen, gemäß Lag (l 70:244) om al/männa vatten- och' 
avloppsanläggningar." . 
'. . 

b) A~an~ 11 "ERZ~~GUNG, WEITERLEITUNi OIilER VERTEILUNG VON STROM" 
WIrd WIe folgt erganzt: . . '. 

"ÖSTERREICH ' 
Stellen, die Strom erzeugen, weiterlei en oder verteilen, gemäß dem. 
2: Verstaatlichungsgesetz (BGBl. Nr. 81/1947) und dem Elektrizitätswirtschaftsgesetz 
(BGB1. Nr. 260/1975) sowie gemäß den Elektriz tätswirt.schaftsgesetzen der neun Länder. 

. - J . . ".' " • 

FINNLAND' ...... . 

Stellen, die. Strom aufgrund einer Konzession erz ugen, weiterleiten oder verteilen, gemäß 

;';;';:d;e:~:::::g:: 9:::e~I::e: 60d:ä::~:i~:~' gemäß dem lov av 19. juni 1969 

om bygging og drift av elektriske anlegg, lovavi4. desember 1917 nr. 160m erverv av 
vannjall, bergverk og annen jast eiendo m. v., /,jf kapo V, oder dem 
vassdragsreguleringslovav 14. desember 1917 nr. 17 oder dem energilov av 29. juni 1990 
~m , '. 
SCHWEDEN 
Stellen, die Strom weiterleiten oder verteilen aufg und einer Konzession, gemäß dem Lag 
(1902:7/ s.l) innejattande vissa bestämmelser om elektriska anläggningar." 
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c) AnhangIII "WEITERLEITUNG ODER VERTEILUNG VON GAS ODER WÄRME" wird 
'wie folgt ergänzt: - ',-' " 

"ÖSTERREICH , 
Gas: Vertraglich ermächtigte Stellen, ,die Gas weiterleiten oder verteilen, gemäß dem' 

~Energiewirtschaftsgesetz 1935, dRGBI. I S. 1451/1935 in'der Fassung des dRGBI. 
I S. 467/1941.' " , 

Wärme: Vertraglich ermächtigte Stellen, die Wärme weitedehen oder verteilen, gemäß der 
Gewerbeordnung (BGB1. Nr. 50/1974).' 

FINNLAND 
Städtische Energieverwaltungen, öder deren Zusanimenschlüsse oder andere, Stellen, die 
Gas oder Wärme aufgrund einer von den städtischen Verwaltungsbehörden erteilten 
Konzession weiterleiten oder verteilen. 

NORWEGEN 
Stellen, die Wärme weiterleiten oder verteilen, gemäß dem lovav 18. april 1986nr. 10 om 
bygging og drift av jjenivarmeanlegl! oder dem energilov av?9.junlI990 nr. 50. 

SCHWEDEN ' 
Stellen, die Gas oder Wärme weiterleiten od~r verteilen, aufgrund einer Konzessiongemäß 
dem Lag (1978:160) om vissa rtJrledningar." .' , 

d) Anhang IV, "SCHÜRFEN NACH UND GEWIN~EN VON ÖL ODER GAS" wird ~ie 
folgt ergänZt: ' 

"ÖSTERREICH 
Stellen gemäß dem Berggesetz 1975 (BGB!. Nr. 259/1975). ' 

NORWEGEN 
Vertraglich ermächtigte Stellen gemäß dem Petroleumslov qv 22: mars 1985 nr. 11 
(Petroleumgesetz) und Verordnungen aufgruIid des Petroleumgesetzes oder gemäß dem lov 
av 14. mai 1973 nr. 210m undersßkelse etter og utvinning av petroleum igrunnen under 
norsk landomnide. ' " 

SCHWEDEN 
Stellen, die nach Öl oder Gas schürfen oder es gewinnen aufgrund einer Konzession gemäß 
dem Minerallag (1991:45) oder denen eine Genehmigung erteilt worden ist gemäß dem Lag 
0966;'314) om kontinentalsockeln." " 

e) Anhang V "SCHÜRFEN NACH UND GEWINNEN VON KOHLE UND ANDEREN 
FESTEN BRENNSTOFFEN" wird wie folgt ergänzt: 

"ÖSTERREICH 
Stellen, die nach Kohle und anderen festen Brennstoffen schürfen und diese gewinnen, 
gemäß dem Berggesetz 1975 (BGBI. Nr. 259/1975) 
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FINNLAND 
Stellen,die nach Kohle und anderen festen Brennstoffen schürfen und diese gewinnen, und 
die aufgrund eines ausschließlichen Rechts tätig sind, gemäß den Artikeln 1 und + des Lah 
olkeudesta lovuttaa valtlon -maaomaisuutta ja tuloatuottavia oi keuksia (687/78). 

NORWEGEN 

SCHWEDEN 
Stellen~ die nach Kohle oder anderen festen Brennstoffen schürfen oder diese gewinnen, 
aufgrund von Konzessionen gemäß dem Minerall'ag (1991:45) oder dem Lag (1985:620) 
om vissa torvfyndigheter oder denen eine Genehmigung erteilt worden ist gemäß dem Lag 
(1966:314) om kontinentalsockeln." ' -

f) Anhang VI "VERTRAGLICH ERMÄCHTIGTE STELLEN IM BEREICH DER 
EISENBAHNDIENSTE" wird wie folgt ergänzt: 

"ÖSTERREICH 
Stellen, die Eisenbahndienste anbieten, gemäß dem Eisenbahngesetz 1957 _ 
(BGBI. Nr. 60/1957). 

FINNLAND, 
Valtion rautatietlStatsjärnvägarna (Staatsbahnen). 

NORWEGEN 
Norges Statsbaner (NSB) und Stellen, <;iie tätig sind gemäß demjernbanelov Nr. 100 vom 
H. Juni 1993. 

SCHWEDEN 
Öffentliche Stellen, die Eisenbahndienste betreiben, gemäß der Förordning (1988:1339) om 
sfatens sptiranläggningar und dem Lag (1990:1157) om järnyägssäkerhet. 

Regionale und örtliche öffentliche Stellen, die regionale oder lokale Eisenbahnverbindungen 
betreiben, -gemäß dem Lag (1978:438) om Izuvudmannaskap Jör viss kollektiv persontrajik. 

Private Stellen, die 'Eisenbahndienste betreiben in Ausübung einer Genehmigung nach der 
Förordning (1988:1339) om statens sparanläggningar, sofern diese Genehmigungen dem 
Artikel 2 Absatz 3 der Richtlinie entsprechen." 

g) Anhang VII "VERTRAGLICH ERMÄCHTIGTE STELLEN IM BEREICH DER
STÄDTISCHEN EISENBAHN - STRASSENBAHN - _ OBERLEITUNGSBUS ODER 
BUSDIENSTE" wird wie folgt ergänzt: 

"ÖSTERREICH 
Stellen, die Verkehrsdienste anbieten; gemäß dem Eisenbahngesetz 1957 
(BGBI. Nr. 60/1957) und dem Kraftfahrliniengesetz 1952 (BGBI. Nr. 84/1952). . 

FINNLAND 
Öffentliche oder private Steilen, die Busdienste betreiben, gemäß dem "Laki (343/91) 
lu.vanvaraisesta henkilöliikenteestä tiellä" sowie die Helsingin kaupungin liikennelaitosl 
Helsingfors stads trafikverk (Verkehrsgesellschaft von Helsinki), die U-Bahn und 
Straßenbahndienste zur öffentlichen ~eförderung betreibt. 

NORWEGEN 
Norges Statsbaner (NSB) und Stellen, die tätig sind, gemäß demjernbanetov Nr. 100 vom 
11. Juni 1993. 
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SCHWEDEN 
Öffentliche Stellen, die städtische Eisenbahn- oder Straßenbahndienste betreiben, gemäß 
dem Lag (1978:438) om huvudmannaskap för viss kollektiv persontrajik und dem Lag 
(1990:1157) ofnjämvägssäkerlzet~ 

Öffentliche oder private Stellen, die einen Oberleittingsbus- oder einen Busdienst betreiben, 
gemäß del11wg (1978:438) om huvudma,nnaskap for viss kollektiv persontrafik und dem 
Lag (1983:293) om yrkestrajik." ' , 

h) Anhang VIII "VERTRAGUCHER~ÄCHTIGTE STELLEN IM BEREICH DER . 
FLUGHAFENDIENSTE" wird wie folgt ergänzt: 

"ÖSTERREICH 
Austrocontrol GmbH 
Stellen gemäß der' Definition der Artikel 60 bis 80 des Luftfahrtgesetzes 1957 
(BGBI. Nr. 253/19~7)., 

FINNLAND . 
Flughäfen, verw~tet von "llmailulaiios/Luftjartsverket" gemäß Ilinailulald (595/64). 

NORWEGEN 
Stellen, die Flughafendienste anbieten, gemäß dem lov av I I. juni 1993 nr. 101 om lUJtfart. 

SCHWEDEN 
Flughafen im öffentlichen Eigentum und öffentlicher Verw'altung, gemäß dem Lag 
(1 95 Z·297) • om IUftfart. ' . , , 

Flughafen im privaten Eigentum mit einer Betriebsgenehmigung nach ,dem genannten 
Gesetz, insoweit als diese Genehmigung dem Kriterium des Artikels 2 ' Absatz 3 der 
Richtlinie entspricht." 

i) Anhang IX "VERTRAGLICH (ERMÄCHTIGTE STELLEN AUF DEM GEBIET DER 
SEEHAFEN- ODER INLANDSHAFEN- ODER ANDERER TERMINALDIENSTE." wird 
wie folgt ergänzt: 

"ÖSTERREICH 
Inlandshäfen; vollständig oder teilweise im Eigentum der Länder und/oder Gemeinden. 

FINNLAND . 
Häfen, die betrieben werden gemäß dem Laki kunnallisista saramajärjestyksistä ja 
liikennemaksuista (955/76). 

Saimaa Kanal (Saimaan kanavan hoitokunta)., 

, NORWEGEN 
Norges Statsbaner '(NSB) (Eisenbahnterminals). 

Stellen, die tätig sind gemäß dem havnelov av 8. juni 1984 nr. 51. 

SCHWEDEN \ 
Häfen und Terminaldienste in öffentlichem Eigentum und/oder unter öffentlicher 
Verwaltung, gemäß dem Lag (1988:293) om inrättande, utvidgning ach avlysning av al/män 
farled och allmän hamn, .der FOrt;?rdning (1983:744) 'om trafiken pa GtJta kanal, der 
KungOrelse (I 970:664)om trafik pa SOdimälje kanal sowieaer Kungörelse (1979:665) om 
trafik pa Trollhätte kanal. 11 
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j) Anhang X "BETRIEB VON TELEKOMMUNIKATIONSNETZEN UND ANBIETEN 
VON TELEKOMMUNIKATIONSDIENSTEN" wird wie folgt ergänzt: 

"ÖSTERREI CH 
Österreichische Post~ und Telegraphenverwaltung (PTV). 

FINNLAND 
Stellen, die aufgrund von Genehmigungen tätig sind, die den Kriterien von Artikel 2 
Absatz 3 der Richtlinie entsprechen (Artikel 4 des Telefoiminfalald:(J 83187, geändert durch 
676192). " 

NORWEGEN 
Stellen, die tätig sind gemäß dem felegrajlov av 29. april 1899. 

SCHWEDEN 
Private Stellen, die aufgrund von Genehmigungen tättg sind, die den Kriterien von Artikel 2 

, Absatz 3 der Richtlinie entsprechen." 

, 4. 392 L 0013 Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungs vorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über 
die Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich d~r Wasser-, Energie- und Verkehrsver
sorgung sowie im Telekommunikationssektor (ABI. Nr. L 76 vom 23.3.1992, S. 14) 

Der Anhang "Einzelstaatliche Behörden, an die Anträge auf 'Schlichtungsverfahren nach
Artikel 9 gerichtet werden können" wird wie folgt ergänzt: 

"ÖSTERREICH 
/ . 

Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 

FINNLAND 
Kauppa- ja teoll isuusministeriö/Handels- och industriministeriet 

NORWEGEN 
Nrerings- og enefgideparternentet 

SCHWEDEN 
Närnnden für offentlig upphandling". 

5. 392 L 0050: Richtlinie 92/50/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge (ABI. Nr. L 209 vom 24 .. 7:1992, 
S. 1) , 
Artikel 30 Absatz 3 wird wie folgt ergänzt: 

für Österreich, das "Firmenbuch, das Gewerberegister, die Mitgliederverzeichnisse der 
Landeskarnmern " 
für Finnland, das "KaupparekisterilHandelsregistret" 
für Norwegen, das "Företaksregisteret" 
für Schweden, die" aktiebolags-, handels- eller föreningsregistren". ", 
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F. GEISTIGES EIGENTUM UND PRODUKTHAFTUNG 

I. Patente 

392 R 1768: Verordnung (EWG) Nr. 1768/92 des Rates vom 18. Juni 1992 tiber die Schaffung eines 
ergänzenden Schutzzertifikats für Arzneimittel (ABL Nr. L 182 vom 2,7.1992, S. I) 

a) In Artikel 3 Buchstabe b wird folgendes hinzugefügt: 
. . . 

"Im Hinblick auf Artikel 19 'Absatz 2 wird' eine nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften . 
Österreichs, Finnlands, Norwegens oder Schwedens erteilte Genehmigung für das Inverkehr
bringen als eine gemäß der Richtlinie 65/65/EWG beziehungsweise der Richtlinie 81/8511EWG 
erteilte Genehmigung angesehen;" 

b) Artikel 19 Absatz 1 erhält folgende Fassung: . 

"(1) Für jedes Erzeugnis, das zum Zeitpunkt des Beitritts durch ein in Kraft befindliches 
Patent geschützt ist und für das als. Arzneimittel eine erste Genehmigung für das 
Inverkehrbringen in der Gemeinschaft oder in Österreich, Finnland, Norwegen oder Schweden 
nach dem 1.} anuar 1985 erteilt wurde, kann ein Zertifikat erteilt werden. 

Bezüglich der in Dänemark, in Deutschland, in Finnland und in Norwegen zu erteilenden 
Zertifikate tritt an die Stelle des 1. Januar 1985 der 1. Januar 1988 . 

. Bezüglich der in Belgien, in Italien und in Österreich zu erteilenden Zertifikate tritt an die Stelle 
des 1. Januar 1985 der 1. Januar 1982." 

c) In Artikel 20 wird folg~nder Wortlaut angefügt: 

"Im Falle Österreichs, Finnlands, Norwegens und Schwedens find~t diese Verordnung keine 
Anwendung auf Zertifikate, die vor dem Zeitpunkt des Beitritts in Ubereinstimmung mit dem 
einzelstaatlichen'Recht dieser Staaten erteilt wurden." 

11. Halbleitererzeugnisse 

390 D ,0510: Erste Entscheidung 901510/EWG des Rates vom 9. Oktober 1990 zur Ausdehnung des 
Rechtsschutzes der Topographien von Halbleitererzeugnissen auf Personen aus bestimmten Ländern 
und Gebieten (ABI. Nr. L 285 vom 17.10.1990, S. 29), geändert durch: 

393 D 0017: Entscheidung 93/17/EWG des Rates vom 21.' Dezember 1992 (ABI. Nr. L 11 vom 
19.1.1993, S. 22). . 

Im Anhang der Entscheidung werßen Österrei~h, Finnland, Norweg~n und Schweden gestrichen. 
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XII. ENERGIE 

1. 358 X 1l01P0534: EAG-Rat: Satzung der Euratom-Versorgungsagentur (ABI. Ne 27 vom 
6.12.1958, S. 534/58), geändert durch: ... 

373 D 0045: Beschluß 73/45/EuratolI! des Rates vom 8. März 1973 zur Änderung der Satzung 
, der Euratom-Versorungsagentur infolge des Beitritts neuer Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft 

(ABI. Nr. L 83 vom 30.3.1973, S. 20) 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen unddie Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

IS5 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

a) Artikel V Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

"(1) Das Kapital der Agentur beträgt 4416000 Europäische Rechnungseinheiten. 

(2) Das Kapital wird nach folgendem Schlüssel verteilt: 

Belgien 
Dänemark 
Deutschland. 
Griechenland 
Spanien 
Frankreich 
Irland 
Italien 
Luxemburg 
Niederlande 
Norwegen 
Österreich 
Portugal 
Finnland 
Schweden 
Vereini&tes Königreich 

AA-AFNS 3 FINAL 

4,34 v.H. 
2,17 v.H. 

15,21 v.H. 
4,34 v.H. 
9,42 v.H. 

15,21 v.R. 
0,72 v.H. 

15,21 v.H. 
0,72 v.H. 
4,34 v.H. 
0,72 v.H. 
2,17v.H. 
4,34 v.H. 
2,17 v.H. 
4,34 v.H. 

15,21 v.R.". 
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b) Artikel X Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

"(I) 
eingesetzt. 

Es wird ein aus zweiundfünfzig Mitgliedern bestehender Beirat der Agentur 

. (2) Die Sitze werden wie folgt auf Angehörige der Mitgliedstaaten verteilt: 

Belgien 
Dänemark 
Deutschland 
Griechenland -
Spanien 
Frankreich 
Irland 
Italien 
Luxemburg 
Nied~rlande 

Norwegen 
Österreich 
Portugal 
Finnland 
Schweden 
Vereinigtes Königreich 

. 3 Mitglieder 
Z Mitglieder 
6 Mitglieder .; 
3 Mitglieder 
5 Mitglieder 
6 Mitglieder 

. 1 Mitglied' 
6 Mitglieder 

3 'Mitglieder . 
1 Mitglied 
2 Mitglieder 
3 Mitglieder 
2 Mitgl~eder 
3 Mitglieder 
6 Mitglieder." . 

2. 372 D 0443: Entscheidung 72/443/EGKS der Kommission vom 22. Dezember 1972 über die 
Angleichung beim Absatz von Kohle im Gemeinsamen Markt (ABI. Nr. L 297 vom 30.12.1972, 
S. 45), geändert durch: 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland.(ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

386 S 2526: Entscheidung 2526/86/EGKS der Kommission vom 31. Juli 1986 (ABI.. 
Nr. L 222 vom 8.8.1986: S. 8); 

Folgendes wird in Artikel 3 nach Buchstabe k hinzugefügt: 

"1) Österreich 
m) Finnland 
n) Norwegen 
0) Schweden". 
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3.377 D 0190: Entscheidung 77/190/EWG der Kommission vom 26. Januar 1977 zur Durchführung 
der Richtlinie 76/491/EWG über ein gemeinschaftliches Verfahren zur Unterrichtung und 
Konsultation über die Preise für Rohöl und Mineralölerzeugnisse in der Gemeinschaft (ABI. 
Nr. L 61 vom 5.3.1977, S. 34), geändert dUf(~h: 

379 D 0607: Entscheidung 79/607/EWG vom 30. Mai 1979(ABI. Nr. L 170 vom 9.7.1979; 
. S. 1) 

.' 
380 D.0983: Entscheidung 80/983/EWG der Kommission vom 4. September 1980 (ABI. 
Nr. L 281 vom 25.10.1990,S. 26) '--

381 D 0883: Entscheidung 811883lEWG der Kommission vom 14. Oktober 1981 (ABI. 
Nr. L 324 vom 12.11.1981, S. 19) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Änpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik '(ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 
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~) Folgendes wird in der Tabelle In ANHANG A "BEZEICHNUNG DER 
MINERALÖlPRODUKTE" hinzu~efügt: 

Zeilen
Nr.' 
in 

Tabelle 4 

2 

3 

4 

5 

6 

7. 

8 

Gebräuchliche Bezeichnungen in 

Österreich Norwegen Finnland -Schweden 

I. Treibstoffe für den Straßenverkehr - Motorentreibstoffe 

Superbenzin -
Superplus; 
Eurosuper 95 

Normalbenzin 

Dieselkraftstoff 

Hoyoktanbensin 

Lavoktanbensin 95, 
blyfri 

Autodiesel 

Moottoribensiini 99 

o 

Moottoribensiini 95, 
lyijytön 

Dieselöljy 

Motorbensin 98 

Motorbensin 95, 
blyfri 

, Dieselolja, 

II. Brennstoffe für Haushalt - Beheizung - HaQshaltsbrennstoffe 

Gasöl für Heiz
zwecke 
(Heizöl extra leicht) 

Heizöl leicht 

Heizöl mittel 

Fyringsolje nr 1 

Fyringsparafin 

Kevyt polttoöljy • 

Kevyt polttoö!jy 
suurkiinteis 
tökäyttöön 

Läm~ityspetroli 

III. Industriebrennstoffe 

Heizöl schwer HS 2 Tung tyringsolje 

Heizöl schwer HS 1 

Raskas polttoöljy 

Raskas polttoöljy, 
vähärikkinen 

Lätt eldningsolja 

Lätteldningsolja för 
storfastighetsbruk 

Fotogen för 
uppvärmning 

Tung brännolja 

Tung brännolja 
. lägsvavlig 
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b) Folgenpes wird in der Tabelle in ANHANG B, "SPEZIFIKATIONEN DER TREIBSTOFFE" 
hinzugefügt:· . 

" 

.Österreich Norwegen Finnland Schweden 

(a) SuperbenZin Superbenzin -
Superplus 

Dichte (15" C) .0,725-0,780 0,730-0,770 0,725-0,770 o~ 725-0, 775 
OktanZahl: R.O.Z. min.98,0 min.98,0 min. 99,0 min. 98,0 

M.O.Z. . min.87,0 ' min 87,0 min 87,4 min.87,0 
Heizwert (Kcal/kg) - - 10400 10 ,W0 Ö 
BIeigehalt (g/i) max.O,013 . max. 0,15 . max. 0,15 . max. Q,15 

. 

(b),Euro-Super 95 

Dichte (15" C) max. 0,780 0,730-0,780 0,725-0,770 0,725-0,780 
Oktanzahl: R.O.Z. min.95,0 min.95,0 min.95,0· min.95,0 

M.O.Z. min.85,0 min. 85,0 min. 85,0 min. 85,0 
Heizwert (Kcal/kg) - ,- 10 400 10 ~OO e) 
Bleigehalt (g/i) . inax.O,013 max.O,013 max. 0,003 ' max. 0,013 

(c) NormalbenziIf , 

unverbleit 

Dichte (15" C) 0,725-0,780 
Oktanzahl: R.O.Z. min.91,0 

M.O.Z. min. 82,5 
Heizwert (Kcal/kg) 80,0 

. Bleigehalt (g/i) max.O,013 

(d) Dieselkraftstoff 

Dichte (15' C) 0,820-0,860 0,800-0,870 0,800-0,860 0,800-0,860 
Oktanzahl: min.49 min.45 min.45 min.45 
Heizwert (Kcal/kg) - - 10250 10300 e) 
Schwefelgehalt (v.H.) max.0,20 max.0,20 max.0,20 max. 0,20 

e) Keine Spezifikation in schwedischen Normen. Die Angaben sind Normalwerte für in den Verkehr 
gebrachte Produkte. 

." 
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c) Folgendes wird unter ANHANG C, "SPEZIFIKATIONEN DER·· BRENNSTOFFE" 
hinzugefügt: 

Österreich Norwegen Finnland Schweden 

(a) Haushalts., brenn-
stoffe 

Typ Gasöl 

Dichte (15°C) max.O,845 0,820-0~870 0,-820-0,860 0,820-'0,860_C) 
Heizwert (Kcal/kg) - - 10250 10200 (1) 
Schwefelgehalt (%) max.O,lO max.O,2 <: 0,2 max.O,2 
Stockpunkt (oC) -8 -8 ~-15 max. -6 

Typ Heizöl leicht 

. Dichte (15°C) 0,900-0,935 
-

0,840~0,890 0,880-0,9:?0 (1) -
Heizwert (Kcal/kg) - - 10 140 10000 C) 
Schwefelgehalt (%) 0,20 - < 0,2 max.0,8 
Stockpunkt (0C) ~15 - <: -2. max.5 

Typ Heizöl mittel 

Dichte (15°C) 0,900-0,980 
Heizwert (Kcal/kg) , 

-
Schwefelgehalt (%) 0,60 . 
Stockpunkt (0C) ° 
Typ Petroleum , 

-

Dichte (15°C) -
0,780-0,820 0,775-0,820 max.0,830 -

Heizwert (Kcallkg) - - 10300 10350 C) 
\ 

(b) Industriebrennstoffe 

Hüher Schwefelgehalt 

Dichte (15°C) 0,970-1,030 - < 1,040 C) 
Heizwert (Kcal/kg) - - 9,460 
Schwefelgehalt (v.H.) max.2,00 max.2,5 <2,7 -

Niedriger Schwefel gehalt .• .. 

Dichte (l5°C) -
0,970-1,030 0,910-0,990 0,920-0,960 C) -

Heizwert (Kcal/kg) / 

9,670 9,900 C) - - . 
Schwefelgehalt (v.H.) max. 1,00 maie 1,0 < 1,0 max. 0,8 (04) 

~ 

C) Keine Spezifika1:ion in schwedischen Normen. Die Angaben sind Normalwerte für in den Verkehr 
gebrachte Produkte. 
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.( 

4. 390 L 0377: Richtlinie 90/377/EWGdes Rates vom 29.Juni 1'990 zur Einführung eines 
gemeinschaftlichen Verfahrens zur Gewährleistung der Transparenz der vom- industriellen 
Endverbraucher zu zahlenden Gas- und Strompreise (ABI. Nr. L 185 vom 17.7.1990, S.'16), 
geändert durch: 

- ~93 L 0087: Richtlinie 93/87/EWG der Kommission vom 22. Oktober 1993 (ABI. Nr. L 277 
vom 1O~11.1993, S. 32).' 

, 

a) Folgendes wird in Anhang I Nummer 11 eingefügt: 

"- Österreich: 
"- Finnland: 
"- Sch\veden: 

Wien" 
das gesamte Land" 
das gesamte Land;". 

b) Folgendes wird in Anhang Ir Abschnitt I Nummer 2 eingefügt: 

"- Österreich: 
"- Norwegen: 

. "- Finnland: 
"- Schweden: 

Oberösterrelch, Tirol, Wien" . 
das gesamte Land" 
das gesamte Land" 
das gesamte Land If • 

S. 390 L 0547: Richtlinie 90/547/EWG vom 29. Oktober 1990 über den Transit in Elektrizitäts
lieferungen über große Netze (ABI. Nr. L 313 vom 13. J1. 1990, S. 30) 

Folgendes wird inden ANHANG eingefügt: 

"Österreich 

"Norwegen 

"Finnland 

"Schweden 

Österreichische Elektrizitäts
wirtschaft AG 

Hochspannungsnetz 

Tiroler Wasserkraftwerke AG Hochspannungsnetz 

Vorariberger Kraftwerke AG Hochspannungsnetz 

Vorarlberger IIIwerke AG Hochspannungsnetz" 

Statnett SF Hochspannungsnetz" 

Imatran Voima Oy/ Hochspannungsnetz 
IVO Voimansiitto Oy 

Teollisuuden Voimansiirto Oy Hochspannungsnetz" 

Affärsverket svenska kraftnät. Hochspannungsnetz" 

6. 391 L 0296: Richtlinie 91/296/EWG des Rates vom 31. Mai 1991 über den Transit von Erdgas 
über große Netze (ABI. Nr. L 147 vom 12.6.1991, S. 37) 

Folgendes wird in den ANHANG eingefügt: 
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"Österreich 
"Finnland 
"Schweden 

ÖMV Aktieqgesetlschaft 
Neste Oy 
Vattenfall Naturgas AB 
Sydgas AB 

Erdgas-Hochdrucknetz" 
Erdgas-Hochdrucknetz" 
Erdgas-HochdruckI1etz 
Erdgas-Hochdrucknetz" . 

7. 392 D 0167: Beschluß 92/167/EWG der Kommission vom 4. März .1992 über die Einsetzung 
"eines Sachverständigengremiums für den Elektrizitätstransit über große Netze (ABI. Nr." L 74 
vom 20.3.1992, S. 43) 

Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 4 

Zusammensetzung 

(1) Das Gremium setzt sich aus folgenden einundzwanzig Mitgliedern zusammen: 

- sechzehn Vertreter der in der Gemeinschaft operierenden Hochspannungsnetze(ein Vertreter 
je Mitgliedstaat); .. 

- drei unabhängige Sachverständige, deren Berufserfahrung und Kompetenz auf dem Gebiet des 
Elektrizitätstransits in der Gemeinschaft weithin anerkannt sind; 

ein Vertreter von EURELECTRIC 

ein Vertreter der Kommission. 

(2) Die Mitglieder des Gremiums werden von der Kommission ernannt. Die sechzehn 
Vertreter der Netze und der Vertreter von EURELECTRIC werden nach Rücksprache mit den 

·betreffenden Kreisen aus einer Liste, in der mindestens zwei Vorschläge für jeden Posten 
enthalten sind, ernannt." 
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XIII. ZÖLLE UND INDIREKTE BESTEUERUNG 

A.ZÖLLE 

-', 

I. TECHNISCHE ANPASSUNGEN DES ZOLLKÖDEX UND SEINER 
DURCHFÜHRUNGS VORSCHRIFTEN 

a) Zoll kodex 

392 R 2913: Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABI. Nr. L 302 vom 19.10.1992, S. 1) 

a) Artikel 3 Absatz I erhält folgende Fassung: 

"(1) Zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören: 

- das Gebiet des Königreichs Belgien; 
" 

- das Gebiet des Königreichs Dänemark, mit Ausnahme der Färöer und Grönlands; 

- das Gebiet der BundesrepubIik Deutschland, mit Ausnahme der Insel Helgoland sowie des Gebiets 
von Büsingen (Vertrag vom 23. November 1964 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft); 

- das Gebiet des Königreichs Spanien, mit Ausnahme von Ceuta und Melilla; 

- das Gebiet der Französischen Republik, mit Ausnahme der 'überseeischen Gebiete der 
. Gebietskörperschaften; 

- das Gebiet der Griechischen Republik; 

- das Gebiet Irlands; 

- das Gebiet der Italienischen Republik, mit Ausnahme der Gemein'den Livigno und Campione 
d'Italia sowie des zum italienischen Gebiet gehörende~ Teils des Luganer Sees zwischen dem Ufer 
und der politischen Grenze der zwischen Ponte Tresa und Porto Ceresio gelegenen Zone; 

- das Gebiet des Großherzogtums Luxemburg; 

- das Gebiet des Königreichs der Niederlande in Europa; 

- das Gebiet des Königreichs Norwegen außer Svalbard; 

- das Gebiet der Republik Österreich; 

- das Gebiet der Portugiesischen Republik; 

das Gebiet der Republik Finnland außer den Alandjnseln, es sei denn, eswird eine Erklärung im 
Rahmen von Artikel 227 Absatz 5 des EG-Vertrags abgegeben; 
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- das Gebiet des Königreichs Schweden; 

- das Gebiet d,es Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland sowie die Kanalinselnund 
die Insel Man." 

b) Artikel 3 Absatz 2 BucQstabe a wird gestrichen. 

b) Durchführungsvorschriften 

393 R 2454: Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der .Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchführungs
vorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zoll kodex der 
Gemeinschaften (ABI. Nr. L 253 vom 11.10.1993, S. 1), geändert durch: 

- 393 R 3665: Verordnung (EG) Nr. 3665/93 der Komni.ission vom 21. Dezember 1993 (ABI. 
Nr. L 335 vom 31.12.1993, S. 1). 

1. Artikel 26 Absatz 1 Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung: 

"Sie werden im Falle von Tafeltrauben, Whisky und Tabak als "Echtheitszeugnis" , im Falle von 
Wein als "BescheinigUng der Ursprungsbezeichnung" und im Falie von Natriumnitrat als 
"Reinheitszeugnis " bezeichnet." 

2. . Die Tabelle nach Artikel 26 wird wie fofgt geändert: 

a) Für die Waren unter der laufenden Nummer 2 werden folgende Einträge gestrichen: 

"Österreich" in Spalte 5 
"Agrarmarkt Austria, AMA" in Spalte 6 
"Wien" in Spalte 7 . 

. b) Die laufende Nummer 5 wird gestrichen. 

3. Artikel 27 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

" für die inder Tabelle unter der laufenden Nummer 4 aufgeführten Waren weißes 
Schreibpapier mit gelbem Rand mit einem Quadratmetergewicht von mindestens 40 g;" 

4. Artikel 29 Absatz 1 dritter Geda~kenstrich erhält folgende Fassung: 

" 6 Monate für in der Tabelle nach Artikel 26 unter der laufenden Nummer 7 aufgeführte 
Waren;" 
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5. . In Artikel 62 Absatz3 werden nach "emitido aposteriori" folgende ,Gedankenstriche 
hinzugefügt: 

- annettu jälkikäteen/utfardat i efterhand, 

utstedt i etterhänd, 

. Utfärdat i efterhand." 

6. In Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe c werden folgende Worte gestrichen: 

"Österreichs, 'Finnlands, Norwegens, Schwedens oder" 

7. Artikel 80 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 80 

Ursprungswaren im Sinne dieses Abschnitts kommen bei der Einfuhr in die Gemeinschaft bei 
Vorlage eines Ursprungszeugnisses nach Formblatt A in den Ge~uß der :lollpräferenzen im 
Sinne des Artikels 66, wenn dieses Ursprungszeugnis von den Zollbehörden der Schweiz auf 
der Grundlage eines von den zuständigen Behörden des begünstigten Ausfuhrlandes ausgestellten 
Ursprungszeugnisses nach Formblatt A ausgestel}t ist, sofern die Voraussetzungen nach 
Artikel 75 erfüllt sind und die Schweiz der Gemeinschaft über ihre Zollverwaltungen Amtshilfe 
bei der Prüfung der Echtheit und Ordnungsmäßigkeit der Ursprungszeugnisse nach Formblatt A 
leistet. Das in Artikel 95 vorgesehene Überprüfungsverfahren gilt sinngemäß. Die in Artikel 95 
Absatz 3 erster Unterabsatz genannte Frist wird auf acht Monate verlängert." -

,8. Artikel 96 erhält folgende Fassung: 

"Artikel96 

Die Vorschriften von Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 80 sind nur insoweit 
anwendbar, als die Schweiz·im Rahmen der von ihr für bestimmte Waren mit Ursprung in 
Entwicklungsländern gewährten Präferenzen gleichartige Bestimmungen wie die vorgenannten 
anwendet. " 

9. In Artikel 107 Absatz 3 werden folgende Gedankenstriche angefügt: 

"- annettu jälkikät,een/utfärdat i efterhand, 

utstedt i etterhänd, 

utfärdat i efterhand." 
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10. In Artikel 108 Absatz 2 werden folgende Gedankenstriche angefügt:' 
/ 

tI KAKSOISKAPPALEIDUPLIKA T, 

DUPLIKAT, 

DUPLIKAT". 

11. Artikel 163 Absatz 2 erhält folgende~assung: 

"(2) Für Waren, die nach dem Verbringen in das Zollgebiet der Gemeinschaft auf dem 
Wege zu einem anderen Teil dieses Gebiets durch die Gebiete BelariIs', Bulgariens,Estiands, 
Lettlands, Litauens, Polens, Rumäniens: Rußlands, der Schweiz, der SlowakischEm Republik, . 
der Tschechischen Republik, Ungarns oder des ehemaligen Jugoslawienin seinen Grenzen vom 
1. Januar 1991 befördert werden, wird der Zollwert unter Berücksichtigung des ersten Ortes. 
des Verbringens in das Zollgebiet der Gemeinschaft ermittelt,wenn die Waren durch die 
genannten Gebiete unmittelbar befordert werden und die Durchfuhr einem üblichen Transport
weg zum ßestimmungsortentspricht." 

12. Artikel 163 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) ,Die Absätze 2 und 3 gelten auch im Falle einer Entladung oder Umladung der Waren 
sowie einer vorübergehenden Transportunterbrechung in den Gebieten' Belarus', Bulgariens, 
Estlands, Lettlands, Litauens, Polens, Rumäniens, Rußlands, der Schweiz,der Slowakischen 
Republik, der Tschechischen Republik, Ungarns oder des ehemaligen Jugoslawien in seinen 
Grenzen vom 1. Januar 1991, sofern sie sich aus Beförderungsgründen ergeben." 

13. In Artikel 280 Absatz 3 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

Yksinkertaistettu vientilFörenklad export, 

Forenklet utf0rsel, 

Förenklad export. " 

, 

14. In Artikel 298 Absatz 2 werden unter' dem Gedankenstrich "in Feld 104" folgende 
. Gedankenstriche hinzugefügt: 

" TIETTY KÄYTTÖTARKOITUS: SIIRRONSAAJAN KÄYTTÖÖN ASETETTAVIA 
TAVAROITA (ASETUS (ETY) No 2454/93,298 ARTIKLA)/SÄRSKILT ÄNDAMAL: 
VARORNA SKALL STÄL,LAS TILL MOTTAGARENS . FÖRFOGANDE 
(ARTIKEL 298/FÖRQRDNING (EEG) Nr 2454/93), 

SLUTTBRUK . :' V ARER SOM SKAL STILLES TIL RADIGHET FOR DEN 
DISPOSISJONSBERETTIGEDE (FORORDNING" (E0F) Nr 2454/93, ARTIKKEL 298) , 

SÄRSKILT ÄNDAMAL: VARORNA SKALL STÄLLAS TILL MOTTAGARENS 
FÖRFOGANDE (ARTIKEL 298/FÖRORDNING (EEG) NT 2454/93). tI • 
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15. In Artikel 299 Absatz 3 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

" TIETTY KÄ YTTÖT ARKOITUS/SÄRSKILT ÄNDAMÄL, 
SLUTTBRUK, 
SÄRSKILT ÄNDAMÄL". 

1{ In Artikel 303 Absatz 1 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

TIETTY KÄYTTÖTARKOITUS: VIETÄVIKSI TARKOITETTUJA TAVAROITA 
(ASETUS (ETY) No 2454/93, 303 ARTIKLA: EI -SOVELLETA VALUUTTOJEN 
TASAUSMAKSUA EIKÄ MAATALOUSTUKEA)/SÄRSKILT ÄNDAMAL: VAROR 
A VSEDDA FÖR EXPORT (ARTIKEL 303/FÖRORDNING (EEG) Nr .2454/93 
MONET ÄRA UTJ ÄMNINGSBELOPP OCH JORDBRUKSRESTITUTIONER 
UTESLUTNA), 

SLUTTBRUK : V AR ER BESTEMT FOR UTF0RSEL (FORORDNING (E0F) Nr 
2454/93, ARTIKKEL 303: ANVENDELSE AV MONETiERE UTJEVNINGSBEL0P O{] 
LANDBRUKSRESTITUSJONER ER UTELUKKET), 

SÄRSKILT _ ÄNDAMÄL: V AROR A VSEDDA FÖR EXPORT (ARTIKEL 
303/FÖRORDNING (EEG) Nr 2454/93 MONETÄRA UTJÄMNINGSBELOPP OCH 
JORDBRUKSRESTITUTIONER UTESLUTNA)." 

17. In Artikel 318 werden,folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

annettu jälkikäteen/utfärdat i efterhand, 

utstedt i etterhAnd, 

utfardat j efterhand." 
\ 

" 18 .. In Artikel 335 Absatz 2Unterabsatz 3 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

. - ote/utdrag, 

utdrag, / 

utdrag. " 

19. In Artikel 361 Nummer 2 werden nach "~toepassing van artikel 361, punt 2, vap Verordening 
(EEG) ~r.2454/93, 11 folgende Gedankenstriche ei.?gefügt: 

asetuksen (ETY) No 2454/93,361 artiklan2 kohtaa sovellettu/tillämpningav artikel 361.2 
i förordning (EEG) ,nr 2454/93, 

anvendelse'av Artikkel 361, nr. 2 i forordning(E0F)Nr 2454/93, 
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tillämpning av artikel 36L2 i fdrordning (EEG) nr 2454/93." 

20. In Artikel 371 werden nach "BEPERKTEGELDIGHEID-TOEPASSINGVAN ARTIKEL 371 
VAN VERORDENING (EEG) Nr.2454/93," folgende Gedankenstrich~ eingefügt: 

" VOIMASSA. RAJOITETUSTI: ASETUKSEN (ETY} N:o 2454/93 371 ARTIKLAA 
SOVELLETTU/BEGRÄNSAD GILTIGHET - TILLÄMPNING AV ARTIKEL 37i, 
FÖRORDNING (EEG) Nr 2454/93, 

BEGRENSET GYLDIGHET : ANVENDELSE A V FORORDNING(E0F) NR 2454/93, 
ARTIKKEL 371, .. 

l?EGRÄNSAD GILTIGHET - TILLÄMPNING AV ARTIKEL 371 FÖRORDNING (EEG) 
Nr 2454/93." 

21. In Artikel 392 Absatz2 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

11 yks ihkertaistettu menettely /fdrenklat fdrfarande, 

forenklet prosedyre, 

förenklat förfarande. n 

22. In Artikel 393 Absatz 2 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

" vapautettu allekirjoituksesta/befriad fran underskrift, 

fritatt for underskrift, 

befriad frän underskrift. " 

23. In Artikel 402 Absatz 1 werden folgende Gedankenstriche hinzu~efügt: 

"_ yksinkertaistettu menettely/förenklat förfarande, 

forenkletprosedyre, 

förenklat förfarande." 

24. In Artikel 404 Absatz 2 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

vapautettu allekirjoituksesta/befriad frän underslcrift 

fritatt for underskrift, 

befriad frän underskrift." 
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25. In Artikel 464 werden nach "Verlaten van de Gemeenschap aan heperkingen onderworpen," 
folgende Gedankenstriche eingefügt: 

" Vienti yhteisästä rajoitusten alaista/Export fran Gemenskapen underkastad restriktioner, 

Utf0rsel fra Fellesskapet underlagt restriksjoner. 

Export fran Gemenskapen underkastad restriktioner." 

26: In Artikel 464 werden nach "Verlaten van de Gemeenschap aan belastingheffing onderworpen," 
folgende Gedankenstriche eingefügt: 

" Vienti yhteisästä maksujen alaistaiExport fran Gemenskapen underkastad avgifter, 

Utf0rsel fra Fellesskapet betinget av avgiftsbetaJing, 

Export franGemenskapen underkastad avgifter. 11 

27. In Artikel 481 Absatz 3 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

11 tavaroita ei kuljeteta paSsitusmenettelyssälvaror ej under transitering, 

varer ikke underlagt en transitteringsprosedyre, 

varor ej imder transitering. " 

28. . In Artikel 485 Absatz 4 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

" Ote valvontakappaleesta: ............ : .. (numero,päiväys, toimipaikkaja antomaa)/Utdrag ur 
kontrollexemplar: ..... (nummer och datum sa~t utfardande tullmyndighet och land) 

Utdrag av kontrolleksemplar: ....... (nummer, dato, utstedende kontor og land) 

Utdrag ur kontrollexemplar: ..... (nummer och datum· samt utfardande tullmyndighet och 
land)." 

29. In Artikel 485 Absatz 5 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

- annettuja otteita 
bifogas, 

(Iukumäärä) - kopiot oheisina/ .... (antaJ) utfardade utdrag kopior 

.... (antaIl) utstedte utdrag, kopier vedlagt, 

.... (anta!) utfärdade utdrag - kopior bifogas. 11 
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30~ In Artikel 486 Absatz 2 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

.. Annettu jälkikäteen/Utfärdat i efterhand, 

Utstedt i etterpänd; 

Utfärdat i"efterhand." 

31. In Artikel 492 Absatz 1 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

"" Yksinkertaistettu menettely /Förenklat förfarande, " 

Forenklet prosedyre, 

Förenklat förfarande. 11 

32. In Artikel 494 Absatz 2 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

.. Vapautettu allekirjöituksesta/Befriad frän underskrift, 

Fritatt for underskrift, 

Befriad frän underskrift. " 

33. In Artikel 522 Absatz 4 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

.. TK -tavaro ita/NB-varor, 

NB varer, 

NB-varor. " 

34. In Artikel 601 Absatz 3 werden folgende Gedankenstrichehinzugefügt: 

.. KAKSOISKAPPALE/DUPLIKAT, 

DUPLIKAT, 

DUPLIKAT." 
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35. In Artikel 610 Absatz 1 werden folgende Gedankenstrichehinzugefügt: 

" SIIY-tavaroita/AFIS-varor, 

IB/S- varer, 

. AFIS-varor." 

36. In Artikel 610 Absatz 2 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

Kauppapolititiikka/Handelspolitik, 

Handelspolitikk, 

Handelspolitik. " 

37. In Artikel 644 Absatz 1 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

SI IT-tavaroital AF/R-varor, 

IB/R-varer, 

AF/R-varor. " 

38. In Artikel 711 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt; 

VM-tavaroita/TI varor, 

MI varer, 

TI varor." 

39. In Artikel 778 Absatz 3 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

" KAKSOISKAPPALE/DUPLIKAT, 

DUPLIKAT, 

DUPLIKAT". 
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". 

/ 

40. In Artikel 818 Absatz 4 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

.. TK-tavaroita/NB-varor, 

NB varer, 

NB-varor." 

41. In Artikel 849 Absatz 2 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

.. Vietäessä ei myönnetty vientitukea eikä muita määriällnga restitutioner eHer andra belopp 
har beviljats vid exporten, 

Ingen refusjoner eller andre be10p gitt ved utf0rselen, 

Inga restitutioner eller andra belopp ~ar beviljats vid exporten:" 

42. In Artike1 849 Absatz.3 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

" Vientituki ja muut vietäessä maksetut määrät maksettuiakaisin ...... (määrä) osaltal De vid 
exporten bevUjade restitutionerna eller andra belopp har betalats tillbaka för ... (kvantitet); 

Refusjoner og andre bel0p gitt ved utf0rselener tilbakebetalt for. ... (mengde); , . . 

De vid exporten beviljade restitutionerna eller andra belopp har betalats tillbaka für ... 
(kv~ntitet)." . 

43. In Artikel 849 Absatz3 werden nach "oder" folgende Gedankenstriche eingefügt: 

.. Oikeus vientitukeen tai muihin vietäessä maksettuihin määriin peruutettu .... (määrä) osaltal 
Rätt till utbetalning av restitutioner och andra belopp vid exporten har annullerats 
för. .. (kvantitet); 

Rett tU utbetaling av refusjoner eller andre bel0p vedutf0rselen er opphevet 
for .... (mengde); 

Rätt till utbetalning av restitutioner och andra belopp vid exporten har annullerats 
für ... (kvantitet); " 
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44. In Artikel 855 wer~en folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

" KAKSOISKAPPALE/D UPLIKA T, 

DUPLIKAT, 

DUPLIKAT". 

45. In Artikel 882 Absatz 1 werden folgende Gedankenstriche hinzugefügt: 

" Yhteisön tullikoodeksin 185 artiklan 2 kohdan b alakohdan mukaista pala~ltustavataal 
Returvaror enligt artikel 185.2 b) i gemenskapens tullkodex 

Returvarer i henhold til Artikkel 185 nr. 2 bokstav b) i Fellesskapets tollkodeks 

Returvaror enJigt <l:rtikel 185.2 b i gemenskapens tu II kodex. " 

46. Anhang 1 wird wie folgt geändert: 

In Feld 13 "Spräche" der Ausfertigungen 4 und 5 der Verbindlichen Zolltarifauskunft wird 
folgendes eingefügt:' \ . 

"FI" "NO" "SE". 

47. Anhang 6 wird wie folgt geändert: 

Das Formular "ECHTHEITSZEUGNIS FÜR FINNISCHEN WODKA" wird durch folgenden 
Eintrag ersetzt: 

"Aufgehoben" . 

48. Anhang 6 a wird wie folgt geändert: . 

Das Formular "ECHTHEITSZEUGNIS FÜR SCHWEDISCHEN WODKA" wird durch, 
folgenden Eintrag ersetzt: 

"Aufgehoben" . 
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49. Anhang 17 wird wie folgt geändert: 

a) Die vier Spalten "Australia" usw. bis "United Kingdo;n" auf der Rückseite von "Form A" 
(in englischer Sprache) werden durch folgende Einträge ersetzt: 

"Australia * 
Canada 
Japan 
New Zealand 
Switzerland 
United States of America 

European Community: 
Austria Italy 
Belgium Luxembourg 
Denmark Netherlands 
Finland Norway 
France Portugal 
Germany Spain 
Greece Sweden 
Ireland UnitedKingdom". 

b) Die vier Spalten "Australie" usw .. bis "Royaume Uni" aufder Rückseite von "Formule A" 
(in französischer Sprache) werden durch folgende Einträge ersetzt: 

" Austral ie * 
Canada 
Etats-Unis d'Amerique 
Japon 
NouvelIe-Zelande 
Suisse 

.Communaute -europeenne: 
Autriche Irlande 
Allemagne Italie 
Belgique Luxembol!rg 
Danemark Norvege 
Espagne Pays-Bas 
Finlaride Portugal 
France Royaume-Uni 
Grece Suecte". 

c) Vermerk III (b) (3) der "Notes" auf der Rückseite von "Form A" (in- englischer Sprache) 
erhält folgende Fassung: 

"Japan, Switzerland and the European Community enter the letter "W" in box 8 followed 
bythe Customs Cooperation Council Nomenclature (harmonized system) heading of the 
exported product (example: "W".96.18)". 

d) Vermerk III (b) (3) der "Notes" auf der Rückseite von "Formule A" (in französischer 
Sprache) muß wie folgt lauten: 

"Japon, Suisse etCommunaute europeenne: i1- y a lieu d'inscriiedans ·la case 8 la 
lettre "W" suivie de la position tarifaire occupee par le produit exporte dans la Nomencla
ture du Conseil de cooperation douaniere (systeme harmonjs~) (exemple: "W"96.18)". 
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50. Anhang 18 wird wie folgt geändert:' 

a) Vermerk 1 erster Absatz der "Notes" in "Part 2" des "Form APR" (in englischer Sprache) 
wird durch folgende Einträge ersetzt: 

"Switzerland European Community: 
Austria Italy 
BeIgium Luxembourg . 
Denrriark Netherlands 
Finland Norway 
France Portugal 
Germany Spain 
Greece Sweden, 
Ireland United Kingdom" . 

b) Vermerk 1 erster Absatz der "Notes" in "Partie 2" des "Formulaire APRil (in französischer 
Sprache) wird durch folgende Einträge ersetzt: 

"Suisse Communaute europeenne:' 
Autriche Irlande 
Allemagne ltalie 
Belgique Luxembourg 
Danemark Norvege 
Espagne Pays-Bas 
Finlande Portugal 
France . Royaume-U ni 
Grece Suede" .. 

. 341 D 
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51. AOhang 25 wird wie folgt ergänzt: 

"LISTE IX (Norwegen) 

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRITTLÄiwER ABFLUGFLUGflAFEN 

BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM 

1 2 3 4 5 6 7 , 

-
1. EURO PA . 

Albanien sall\tliche 49 44 53 37 

- .. 
Armenien sämtliche 78 85 79 80 

, 

Belarus sämtliche 48 55 46 48 
'. 

Bosnien-Herzegovina sämtliche ,42 46 45 38 

Bulgarien sämtliche 50 55 52 47 

Kroatien sämtliche 23 23 21 19 

Zypern siehe Asien 

Estland sämtliche 31 42 30 . 38 

Färöer sämtliche 50 }4 45 37 

Tschechische Republik Brno 17 19 18 15 
Prag 8 9 - 9 4 

Slowakische Republik Bratislava 0 0 0 0 
Kosice 33 38 36 1 

\ 

Georgien sämtliche 74 83 76 76 

Gibraltar sämtliche 0 0 0 0 
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LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung) 

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRI1TLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM 

I 2 3 4 5 6 7 
-

L EUROPA (Fortsetzung) 

Ungarn sämtliche 28 32 30 26 

Island sämtliche 79 37 74 74 

Lettland sämtliche 29 40 30 32 " 

Litauen sämtliche 28 ~8 30, 27 

Makedoni<:n (<:h<:malige sämtlich<: 
r 58 45 44 38 

jugoslawisch<: Republik) 

Malta sämtliche 4 4 4 3 

Moldau sämtliche 52 59 53 76 

Montenegro sämtliche 36 40 39 34 

Polen Krakau (Cracovie), 47 56 ,51 43 
'Bromberg (Bydgoszcz), 
Danzig (Gdansk), Rzeszow, 
Wroclaw, 27 36 29 24' 
Stellin (Szcescin), 0 0 0 
Warschau 36 45 39 34 

Rumänien Buhlrest 50 56 53 48 
alle übrigen 43 49 46 41 

Rußland Gorky, Kuibychev, Penn, 78 85 78 81 
Rostow, Wolgograd 10 12 10 12 
St Petersburg 60 71 59 68 

.-~ Moskau,Orel 
Woronej, 
lrl,:utsk, Kirensk, 80 / 82 78 81 
Krasnoiarsk,' Nowosibirsk 80 83 81 81 
Khabarovsk, Wladiwostok 
O,nsk, Sv<:rdlovsk 

AA-AFNS 3 FINAL 343 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 439 von 728

www.parlament.gv.at



LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung) 

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRITTLÄNDER 
, 

ABFLUGFLUGHAFEN 

BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM 

1 2 3 4 5 6 7 

1. EUROPA (Fortsetzung) I 

Serbien sämtliche 33 37 37 31 

Slowenien sämtliche 16 17 17· 14 

Schw~iz Basel 0 0 0 0 -
Bem 4 5 5 4 
Genf 4 4 5 3 
Zürich 1 11 2 1 

-
Türkei (europäischer Teil) sämtliche 8 8 8 2 

Türkei (asiatischer Teil) Adana, Afyon, Antalya, Erläzig, 27 30 28 27 ( 

Gaziantep, lskenderun, 
Kastamonu, Konya, Malatya, 
SlImsun, Trebizonde(Trabson) 

Agri, Diyarbakir, Erzurum, 
Kars, Van 37 37 39 38 

Akhisar, Ankara, Balikesir, 
Ban'dinna, Bursa, Kütahya, 18 20 19 18 , 

Zonguldak 

Ukraine Kiew 56 67 59 57 
Lwov, Odessa, ~imferopol 65 72 67 64 

/ 
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LISTE- IX . (Norwegen) (Fortsetzl,lng) 

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

,DRI1TLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM 

1 2 3 4 5 6 7 

n.AFRIKA 
-. -- .. .-

A1gerien Algier 10 10 11 9 
Annaba, Cons.tantine 9 9 9 9 
EI Golen 31 32 33 29 

Angola sämtliche 62 66 63 59 

Benin sämtliche 55 55 57 51 
, 

, 

Botsuana sämtliche 69 70 70 67 

Burkina Faso sämtliche 53 49 55 53 

Burundi sämtliche 52 53 53 50 

Kamerun sämtliche 54 55 56 51 

Kap'·Verde (Republik) sämtliche - 25 24 26 23 

Zentl":11afrikanische Republik sämtliche 54 56 55 51 

.Tschad sämtliche 53 49 55 53 
-

\ 

Komoren sämtliche 61 62 62 60 

Kongo sämtliche 59 60 61 57 

Cöre d'Ivoire sämtliche 55 55 57 51 

Dschibuti sämtliche 44 46 45 42 

Ägypten sämtliche 19 20 20 19 

Äq\Jatorialguinea sämtliche 49 48 51 48 

Äthiopien sämtliche 44 46 45 42 

Gabun sämtliche 54 55 56 51 

Gambia sämtliche 25 24 26 23 
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LISTE IX (Norwegen) (F?rtse~uitg) 
. -

, 
'-

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRlTII.ÄNDER ABFLUGFLUGH~FEN. 

BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM 

1 2 3 
, 

'4 5 ~ 6 , 7 

ll. AFRIKA (Forts~tzung) , .. -
.. 

Ghana sämtlich.: 55 55 57 51 

-
Guin.:a sämtliche 49 48 51 45 

Guin~a-Bissau sämtliche 49 48 . 51 . 45 

Kenia sämtliche 42 54 ·-54 51 

LesoJho sämtliche. .69 70 70 67 

Liberia sämtliche 49 48 51 48 

Libyen Benghazi, Tripolis 15 13 16 14 
Sebha 26 27 27 24 

. 
Madagaskar sämtliche 61 .' 62 62 60 

Malllwi sämtliche 42 54 54 51 

Mali sämtliche 53 49 55 53 

Mauretanien sämtliche 25 24 26 23 

- -
Mauritius sämtliche 61 62 62 60 

-
Marokko Tanger, Tetuan 0 0 0 0 

. andere Aughiifen 9 9 .10 10 

Mosambik sämtliche 61 62 62 60 
.. 

Namibia sämtliche 69 70 70 67 

Niger sämtliche 53 49 55 53 

Nigeria sämtliche 55 55 57 SI 
.... 

\ 

Ruanda siimtli':he 52 S3 53 50 
, 

Säo Tome und Prfncipe sämtliche 49 48 51 48 
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LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung) 

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRIITLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM 

L 2 3 4 5 6" 7 

n:. AFRICA (Fortsetzung) 

S.::negal sämtliche 54 55 56 51 

Seyc11eU.::n sänitliche 25 24 26 23 

Sierra Leone sämtliche 49 48 51 45 
i 

Somalia sämtliche 
-) 

42 54 54 51 
~ 

Republik slhniliche - 69 70 70 67 
Südafrika 

St Hdena sämtliche 49 48 51 48 

Sudan sämtliche 38 40 39 37 

/ . 
Swasiland sämtliche 69 70 70 67 

Tansania sämtliche 42 54 54 51 

! , 
Togo sämtliche 55 55 " , 57 51 

i 

Tunesien Djerb~ 10 10 10 9 
Tunis 

Uganda sämtliche 52 53 53 50 

Zaire sämlIiche 59 60 61 57 

"-
Sambia sämtliche 61 62 62 " 60 

Simbabwe sämtliche~ 61 62 62 60 
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LISTE IX (Norw~g~n) (Fortsetzung) 

, 

- ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRI1TLÄNDER ABFLUGFLUGl!AFEN 

BERGEN OSLO STAVANGER, TROl\'DHEIM 

1 2. 3 4 5 6 , .7 

ID.AMERIKA -
--- _. 

"," .. 
1. NORD-

AMERIKA 

-

Kanada Ed~onton, Vancouver, Winnipeg 87 85 87 87 

Halifax, Montr""l, Ottawa, 
Ql!ebec, Toronto 78 74 79 75 

Griinland sämtliche 87 79 86 81 

Vereinigte Staaten von· Akron, Albany, Atlanta, 77 73 78 72 
Amerika Baltimore, Boston, Buffalo, 

Charleston, Chicago, Cincinnati, 
Columbus, Detroit, Indianapolis, , 
Jacksonville, KanSas City, New 
Orleans, Lexington, LouisvilJe, 
Memphis, Milwaukee, 
Minneapolis, Nashville, New ( 

York,Philaddphia, Pittsburgh, 
St Louis, Washington 

Albuquerque, Austin, Billings, 
Dal1as, Denver, Houston, Las -
Vegas, Los Angeles, Oklilhoma, -- --
Phoenix, Portland, Satt Lake 

i 

City, San Francisco, Seattle 65 62 65 62 , 

Anchorage, Fairbanks, Juneau 90 87 90 87 

Hono1ulu 90 87 90 81 
--

\ Miami 80 77 97 75 

Porto Rico 78 74 95 73 

--
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LISTE IX (Nowegen) (Fortsetzung) 

DRITILÄNDER. 
ANKUNFTSFLUGHAFEN 

ABFLUGFLUGHAFEN 

BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM', 

1 2 3 4 5 6 7 

ID. AMERIKA 
(Fortsetzung) 

2. ·MITIELAMERIKA 

-
Bahamas sämtliche 62 53 55 51 

Belize sämtliche 62 60 58 58 

Bennuda sämtliche 62 53 55 51 

Costa Rica sämtliche 62 60 63 59 
~ 

Kuba sämtliche 62 6Ö 63 59 

-

Cura~äo sämtliche 90 97 98 93 

Dominikanische Republik sämtliche 62 53 55 51 

EI Salvador sämtliche 62 60 63 59 

Guatemala sämtliche 62 - 60 ·63 59 

Haiti sämtliche 62 ' 53 55 51 

Honduras sämtiiche 62 60 63 59 

Jamaika sämtliche 62 60 63 59 

Mexiko sämtliche 70 68 71 69 

Nicaragua sämtliche 62 60 63 59 

Panama ~ämtliche 62 60 63 59 

Jungferninseln siehe Westindien 

Westindien sämtliche 90 97 98 93 
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L1STE1X (Norwegen) (Fortsetzung) 

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRI7TLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM 

1 2 3 4 5 6 7 

m. AMERIKA (Fortsetzu'ng) 

3. SÜDAMERIKA 

Argentinien- sämtliche 64 63 64 61 

Aruba sämtliche 90 97 98 93 

-
Bolivien sämtliche 64 63 64 61 -

Brasilien sämtliche 90 97 -98 93 

Chile sämtliche 64 63 64 61 

Kolumbien - sämtliche 90 97 98 93 

-
Ecuador sämtliche 90 97 98 93 

Guyana sämtliche 90 97 98 _ 93 

Paraguay sämtliche 64 63 64 61 

-
Peru sämtliche 90 97 98 93 

Surinam sämtliche 9(~ 97 98 93 

Trinidad und Tobago siimtlicl;e 90 97 98 93 

Uruguay sämtliche 64 63 64 61 

-
Vcn.:zue!a sämtliche 90 97 98 93 

," 

AA-AmS 3 FINAL 350 D 

/ 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)446 von 728

www.parlament.gv.at



LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung) 

~ 

ANJ(UNFTSFLUGHAFEN 

DRI1TLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM 

I 2 3 4 5 6 7 
, 

IV. ASIEN 

Afghanistan sämtliche 85 .90' 87 86 

Aserbaidschan sämtliche 74 83 76 76 

Bahrain sämtliche 85 90 87 86 . -

Bangladesch sämtliche 89 92 90 89 

" 
llhutan siehe Nepal 

Binna sämtliche 85 89 87 85 

Brunei ~iehe Malaysia 

China sämtliche 88 93 89 91 

Hong~ong sämtliche 89 92 90 89 

Indien sämtliche 89 92 90 89 
, 

Indonesien sämtliche 85 90 87 86 

~ 

Irak sämtliche 78 84' 81 78 

Iran sämtliche 78 84 80 78 

Israel sämtliche 31 33 32 30 

Japan ~ämtliche 90 94 91 89 

Jemen, , sämtliche 85 89 87 85 
Arabische Republik 

lordanien sämtliche 31 33 32· 30 

Kambodscha sämtliche 85 89 87 85 

Kasachstan sämtliche 80 86 83 83 

Katar 'sämtliche 47 46 48 49 

Kirgisistan sämtliche 80 86 83 83 
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ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRIITLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN . . 
BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM 

I 2. 3 4 5 6 7 

IV. ASIEN (Fortsetzung) 

, 

Kuwait sämtliche 47 46 48 49 .' 

Laos snmtliche 47 46 48 49 

Libanon sämtliche 31 33 32 30 

Maca!-, (Macao) sämtliche 89 92 90 89 

Malaysia sämtliche 89 92 90 89 

Malediven sämtliche 87 91 88 90 

Maskat und am.;.n sämtliche , 47 46 48 49 
. 

.' 
Mongolei sämtliche 79 83 78 82 

Nepal sämtliche 89 92 90 89 

Nordkorea' sämtliche 88 93 89 91 

Omari siehe Maskat und Oman 

Pakistan sämtliche 85 90 87 86 

Philippinen sämtliche 89 92 90 89 

Saudi-Arnbien sämtliche 47 46 48 49 

Singapur sämtliche 89 92 90 89 

Sri Lanka sämtliche 88 92 89 85 

Südkorea sämtliche 89 92 90' 89 

Syrien sämtliche 30 32 31 26 

Tadschikistan sämtliche 80 86 83 83 

Taiwan sämtliche 89 92 90 89 

Thailand sämtliche 85 89 87 85 

Türkei siehe Europa I 

AA-AFNS 3 FINAL 352 D 
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ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRrniÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

BERGEN OSLO STAVANGER TRONDHEIM 

'- . 2 3 4 5 6 7 

IV, ASIEN (Fortsetzung)"' 

Turkmenistan sämtliche '. .80 86 83 83 
/ 

Usbekistan sämtliche 80 86 83 83 

V crejnigte Arabische 8"mtliche 47 ·46 48 49 
Emirate . 

'. , 

Vietnam siimtlichc 47 46 48 49 ~ 

. Zypern sämtliche 29 31 30 28 

V. AUSTRALIEN sämtliche 82 84 83 82 
und OZEANIEN 
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LISTE X (Schweden) 

ANKUNFTSFLllGHAFEN 

DRITTLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

GÖTEBORG MALMq NORRKÖiw,,'d STOCKHOLM 

1 2 3 4- 5 6- -7 

1. EURO PA . 

Albanien sämtliche 77 88 88 85 

Armenien sämtliche 90 95 94 94 

Be1arus sämtliche 72 86 33 80 

Bosnien-Herzegowina sämtliche 48 60 87 80 
- . 

Bulgarien sämtliche 80 92 89 86 

Kroatien sälntliche - 43 53 81 77 

Zypern siehe Asien 

Estland sämtliche 48 48 73 92 

Färöer sämtliche 32 28 28 27 

Tschechische Republik Bi'no 24 32 71 21 
Ostrava 69 86 85 78 
Prag 12 17 Jl 97 

--

Slowakische Republik Bratislava 0 0 0 0 
Kosice, Presov 69 86 85 78 

Georgien sämtliche 98 95 92 93 

Gibraltar- sämtliche 0 0 0 0 
, -
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LISTE X (Schweden) (Fortsetzung) 

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRIITLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

GÖTEBORG MALMÖ NORRKÖPlNG STOCKHOLM 

1 2 3 4 5 6 7 

1. EUROPA (Fortsetzung)' 

Ungarn sämtliche 12 69 86 77 
, 

Island sämtliche, 60 54 67 ,65 

Lettland sämtliche 63 83 71 75 

Litauen sämtlich~ 45 67 67 92 

/ 

Makedonien (ehemalige sämtliche' 80 92 91 88 
]ugoslawische Republik) 

'. 

Malta sämtliche 4 ~ 

4 - 4 4 

Moldall sämtliche 82 90 87 ,89 -

Montenegro sämtliche' 55 44 85 85 

Polen BroIIlberg (Bydgoszcz), 
Danzig (Gdansk), Rzeszow, 
Wroclaw 44 64 64 50 
Krakau (Cracovie), 66 83 79 73 
Stettin (Szcescin), 0 0 0 0 

- Warschau 5,8 74 70 67 

-

Rumänien Bukarest 81 91 86 85 
alle übrigen ~ 78 97 84 39 

Rußland - Gorky, Kuibyshev, Penn, . 87 94 90 98 
Rostow, Wolgograd '. 73 59 92 95 

St Petersburg 85 85 85 97 
Moskau, Orel 

, Woronej, 

Irkutsk, Kirensk, 
Krasnoiarsk, Nowosibirsk 
Khabarovsk, Wladiwostok 84 85 88 90 
Omsk, Sverdlovsk 86 87 92 95 
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LISTE X (Schweden) (Fortsetzung) 

ABKUNFTSFLUGHAGEN 

DR11TLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

GÖTEBORG MALMÖ NORRKÖPING STOCKHOLM 

1 2 3 4 5 Ci 7 

1. EURO PA (Fortsetzung) 

Serbien sämtliche 78 92 83 83 

Slowenien sämtliche 43 52 81 71 

/ 

Schweiz Basel 0 0 0 0 
Bem -. 5 6 5 4 
Genf 8 8 6 6 
Zürich 6 4 3 2 

Türkei (europäischer Teil) sämtliche 9 10 90 89 

."lürkei (asiatischer Teil) Adana, Afyon, Antalya, 32 34 93 93 
Erlazig, Gaziantep, Iskenderun, 
Kastanionu, Konya, Malatya, 
Samsun, Trebizonde (Trabson) 

.. 

Agri, Diya~akir, Erzurum, 
KarS, Van 89 86 91 94 

-

Akhisar, Ankarn, Balikesir, 
Bandinna, Bursa, Kütahya, 85 94 90 93 
Zonguldak -

Ukraine Kiew 77 89 82 87 

Lwov; Odessa, Simferopol - 85 91 88 88 .-
,. 

AA-AFNS 3 FINAL 356 D 
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LISTE X (Schweden) (Fortsetzung)-

. 
ANKlINFTSFLlJGIIAGEN 

DRIITLÄNDER ABFLlJGFLlfGJIA FE:,.. 

GÖTEBORG MALMÖ NORRKÖl'ING STOCKIIOLM 

/ 

1 2 3 4 5 6 7 

, 
n.. AFIUKA 

. 
" " 

~.:ri"n AIgi"r 11 12 5 10 

". Annaba, eonstantine 10 11 10 9 
EI Golen 34 34 32 31 

Angola sämtliche 65 68 65 64 

Benin sämtlich" 58 61 56 56 

BoL<runna sämtliche 58 61 56 56 

Burkina Faso sämtliche 56 "59 54 53 

Burundi samtliehe 56 58 59 55 

Kamerun sämtliche 58 61 51 56 

Kap Verde (Republik) sämtliche 26 21 25 36 

I 

:ü.Jtrnlarl'ikanische sämtliche 50 53 49 48 
Republik 

-rschad sämtliche 56 59 54 53 

. 

Komoren· sämtliche 65 67 64 64 

Kongo .amtliche 63 66 62 61 

I Cole d'lvoi."c sämtliche 58 61 56 56 

I 

Dschibuti sämtliche 22 23 22 22 

Ägypten sämtliche 22 23 22 22 

Äquntorialguinea sämtliche 51 60 57 53 

~~ 

Äthi"orien sämtliche 48 51 48 48 

Gabun sämtliche 58 61 57 56 

, 
Gambia sämtlich" 

c_ 
"" 26 21 25 36 

AA-AFNS 3 FINAL 357 D 
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LISTE X (Schweden) (Fortsetzung) , 

ANKUNFT.SFLUGBAGEN 

DRI1TLÄJ\'DER ABFLlJGFLUGBAFEN 
-

GÖTEBORG MALMÖ NORRKÖPlNG STOCKBOLM 

1 2 3 4 5 6 7 

-
n. AFR1KA (Fortsetzung) 

.~.~ -

Ghana Ämtliche ' 58 61 56 56, 
, 

-Guinea sämtliche 51 S3 49 48 , 

Guinea-Bissau sämtliche 51 53 49 48 

Kenia sämtliche S7 60 ·57 ,53 

Lesotho sämtliche 58 61 " 56 56 

Liberia ' sämtliche 51 S3 49 48 :.-" 

Libyen Benghazi, Tripolis 14 18 16 16 ,-

Sebha / 32 2S 29 27 
, 

Madagaskar sämtliche 65 67 64 ,64 

'Malawi, sämtliche S7 60 57 53 

Mali sämtliche 56 59 54 53 

" 

Maurilanien" sämtliche 26 27 ' 25 36, 

Mauritius sämtliche 65 67 64 64 

Marokko ' Tanger, Tetuan 0 0 0 0 
andere Flughäfen 10 10 9 ,9 

Mosambik sämtliche 65 67 64 64 

N,!mibia sämtliche 58 61 56 56 

Niger sämtliche 56 59 54 53 

/ 

Nigeria sämtliche 58 61 56 56 

Ruanda sämtliche 56 58 59 55 

Säo Tome und Principe sämtliche 51 53 49 48 

AA-AFNS 3 FINAL 358 D 
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LISTE X (Schweden) (Fortsetzung) 

ANKUNF7SFLUGHAGEN 

DRITILÄNDER ABFLUGFLUGHAGEN . 

GÖTEBORG MALMÖ NORREÖPING STOCKBOLM 

-
1 2 3 4 5 6 7 

n. AFRIKA (FortscIzung) 

Senegal sämtliche 26 27 25 36 

Seychellen sämtliche 65 , 67 64 64 

Sierra Leone sämtliche 51 53 49 48 

Somalia sämtliche 57 60 57 53 

. Republik Süd afrika sämtliche 70 75 72 71 

SI Helena ·sämtIiche 51 53 49 48 

Sudan sämtliche 42 45 42 42 

-
Swasiland sämtlicbe 58 61 56 56 

Tansania sämtliche 57 60 57 53 

Togo sämtlich~ 
,- 58 61 56 56 

Tunesien Djerba )) 12 10 10 
Tunis - -

-
Uganda sämtliche 56 58 59 55 

Zaire sämtliche 63 66 62 61 

Sambia sämtliche 65 67 64 64 

-
Simbabwe· sämtliche 65 67 64 64 

AA-AFNS3 FINAL 359 D 
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LISTE X (Schweden) (Fortsetzung) 

, -
ANKUNFTSFLUGBAGEN 

DRl1TLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

GÖTEBORG MALMÖ NORRKÖPlNG STOCKHOLM 

1 2 :3 4 5 6 7 -

m. AMERIKA 
• >'- . ! 

-_." . I· 
1. NORDAMERIKA 

Kanada ... Edmonton. Vancouver, 84 83 81 '80 
Winnipeg 

HaJifax, Montreal, OttBwa, 74 74 71 69 
Quebec, Toronto. / 

Grönland sämtliche 78 75 73 71 

Vereinigte Staaten von Akron, Albany, Atlanta, 74 74 70 68 
Amerika " Baltimore, Boston, BuffaJo, 

Charleston, Chicago, 
Cincirinati. Columbus, Detroit, 
lndianapoiis, Jacksonville, 

.\ 
Kansas City, New Orleans, .-
Lexington, Louisville, 
Memphis, Milwaukee, 
Minneapolis, Nashville, New 
York, Philadelphia, Pinsburgh, 
St Louis, Washington 

A1buquerque, Austin, Billings, 
Dallas, Denver, Houston, Las 59 62 60 59 
Vegas, Los Angeles, 
Oklahoma, Phoenix, Portland, 
Sah Lake City, San Franciseo, 
Seanle 

.-
Anehorage, Fairbanks, Juneau 

86 81 84 83 
Honolulu . 

Miami 87 87 85 85 

Porto Rieo 78 78 74 . 74 

76 75 72 72 

) 

AA-AFNS 3 FINAL 360 D 
I 
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LISTE X (Schweden) (Fortsetzung) 

" 

ANKUNFTSFLUGBAGEN 

PRl'ITLÄNDER ABFLUGFLUGBAFEN 

~TEBORG MALMÖ NORRKÖPING STOCKBOLM 

I 2 3 4 5 6 7 

m. AMERIKA 
(FortsetZung) 

2. MlTTELAMERIKA. 

,. 
Bahamas sämtliche 53 54 51 50 

:Belize sämtliche 61 61 59 58 

Bermuda sämtliche 53 54 SI 50 

Costa Rica sämtliche 61 61 59 58 

Cuba sämtliche 61 61 59 58 -

-
Cura~äo sämtliche 58 59 56 56 

Dominikanische Republik sämtliche 53 54 51 SO 
, 

El Salvador sämtliche 61 61 59 68 
/ 

.Guatemala sämtliche 61 61 59 58 

Haiti sämtliche ·53 54 51 SI 
, 

Honduras sämtliche 61 61 59 58 

Jamaika .sämtliche 61 61 59 58 
-

Mexiko sämtliche 68 66 68 65 

Nicaragua sämtliche 61 61 59 58 
. 

Panama sämtliche 61 61 59 58 

Jungferninsdn siehe Westindien 

Westindien sämtliche 58 59 56 56 

AA .. AFNS 3 FINAL 361 D 
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LISTE X (Schweden) '(Fortsetzung) 

ANKUNFTSFLVGBAGEN 

DRlTTLÄNDER ABFLVGFLVGBAGEN 

GÖTEBORG .MALMÖ NORRKÖPING STOCKBOLM 

1 2 3 4 5 6 7 

ID. AMERIKA (Fortsetzung) 

.... 

3. SÜDAMERIKA 
-, . , 

Argcntinien sämtliche 64_ 66 63 62 
/ 

Aruba sämtliche 58 59 56 56 .. 

Bolivien sämtliche 64 66 63 62 

Brasilien sämtliche 58 59 56 56 

Chile sämtliche 64 66 63 62 

-
Kolumbien sämtliche 58. 59 56 56 

. 

Ecuador sämtliche 58 59 56 56 
\ 

Guyana sämtliche 58 59 56 56 

Paraguay sämtliche 64 66 63 ., 62 

Peru sämtliche 68 59 56 58 

-
-

Surinam sämtliche 58 59 56 58 

Trinidad und Tobago sämtliche 58 59 S6 S6 

~ 

Uruguay sämtlicbe 64 66 63 62 

-Venezuela siimtliche 58 S9 56 56 

AA-AFNS 3 FINAL 362 D 
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LISTE X (Schweden) (Fortsetzung) 

, ANKuNFTSFLUGBAGEN 

DRITII..Ä:NDER - ABFLUGFLUGBAFEN , 

GÖTEBORG MALMÖ NORRKÖPlNG STOCKBOLM 

1 2 3 4 5 6 7 

IV. ASIEN 

Afghanistan sämtliche 94 97 96 97 

A&erncidschan sämtliche 98 95 92 93 

Bahrain sämtliche 53 56 94 94 

Bangladesch , sämtliche' 94 97 ' 96 97 

Bhutan siehe Nepal 

Birma sämtliche 94 97 96 97 

BruDei siehe Malaysia 

China sämtliche 94 98' 98 99 

HongkoDg sämtliche 96 99 97 98 

-
Indien ttämtliche 94 97 96 97 

, 

IndoDesieD ' ' " 'sämtliche 96 99 97 98 

Irak sämtliche 79 95 93 94 

/ 

Iran sämtliche 90 95 , 94 94 

Israel sämtliche 36 39 37 36 

1apan sämtliche 96 98 98 99 

lemeD, sämtliche 53 56 94 94 
Arabische Republik 

c' 

10rdanien sämtliche 53 56 94 94 

. 
Kambodscha 'sämtliche 94 97 96 97 

-

Kasachstan sämtliche 92 96 94 96 

'. Katar sämtliche 53 56 94 95 

Kirgisistan sämtliche 92 96 94 96 

AA-AFNS 3 FINAL 363 D 
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'. 
- ANKUNF7SFLUGHAGEN 

DRI'ITLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

GiJTEBORG' MALMÖ NORRKÖPlNG STOCKUOLM 
-

1 2 3 4 5 6 7 

IV. ASIEN 
, (Fortsetzung) 

Kuwait sämtliche 53 56 94 9,4 
-":." 

'Laos sämtliche 94 97 96 97 

-
Libanon sämtliche 36 39 37 36 

>Macau (Macao) sämtliche 96 99 97 98 

" 
Malaysia sämtliche 96 99 97 98 

Malediven sämtliche 9S 98 96 97 

Maskat und Oman sämtliche 53 56 94 95 

Mongolei sämtliche 95 97 97 99 

Nepal sämtliche 94 97 96 97 

... 
Nordkorea sämtliche 94 98 98 99 

" ., 

Oman siehe Malikat und Oman l 
-, ~ ,- , ,; 

0 

" . •• • •• e :;~.,~. ., ;'. ., 

Pakistan sämtliche 94 97 96 9.7 
/ 

Philippinen sämtliche 96 99 97 98 

Saudi-Arabien sämtliche, 53 56 94 94 

Singapur sämtliche 96 99 97 98 

Sri Lanka sämtliche 95 98 96 97 

Südkorea sämtliche 96 99 97 98 

. 
Syrien - sämtliche 35 '38 36 36 

:radschikistan sämtliche 92 96 94 96 

Tai,,'an sämtliche 96 99 97 98 

Thailand \ sämtliche' 94 97 96 97 

-
T'ürkei siehe Europa 

AA-AFNS 3 FINAL 364 D 
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ANKUNFTSFLUGBAGEN 

DRlTTLÄNDER ABFLUGFLUGBAnN-
, 

GÖTEBORG MALMÖ NORRKÖPING STOCKBOLM '. 

1 2 3 ·4 5 6 7 

IV. ASIEN I 

(Fortsetzung) J 

" 

TurkmCnistan -
aUe F1ughägen 94 96 92 96 

. 

Usbekistan sämlliche 92 96 94' 96 

Vereinigte Arabische sämtliche 53 56 94 95 
Emirate 

Vietnam sämtliche 94 97 96 97 

,Zypern sämtliche 33 36 34 34 

I I 
-

I I I I I I 
IV. AUSTRALIEN sämtliche 85 87 86 87 
und OZEANIEN 

AA-AFNS 3 FINAL 365 D 
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, LISTE XI (Österreich) 

ANKVNFTSFLUGHAGEN 
DR11TLÄNDER ABFLUGFLUGBAGE/ll 

INNSBRUCK KLAGENFURT SALZBURG WIEN 

" 

I 2 3 4 5 6 7 -
r 

L EUROPA 

<,l'f;::: " , >," 
" , 

Albanien sämtliche 71 95 78 '87 ' ' ,,' 

Armenien sämtl',h< 85 95 89 '97 

Belarus sämtii;-L~ 50 76 81 93 

Bosnien-Herzegowina sämtliche 60 92 ,66 80 
" 

" 

Bulgarien sämtliche 72 96 76 83 

" 
Kroatien sämtliche 42 60, 33 38 

" 

Zypern siehe Asien 

Estland ,sämtliche 70 85 75 95 

Färöer ,sämtliche 17 17 21 16 

Tschechische Republik Bmo 15 22 20 39 
Ostrava 41 50 53 87 
Prag 56 44 49 32 

Slowakische Republik Bratis1a\'a 0 0 " "0 0 

Kosice, Preso\' 56 44 49 32 
/ 

Georgien sämtliche 84 93 Ss 97 

Gibraltar sämtliche 0 0 0 0 

AA-AFNS 3 FINAL 366 D 
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LISTE Xl (Österreich) (FortSetzung) 

ANKUNFTSFLUGHAGEN 

DRlTTLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 
c 

lNNSBRUCK KLAGENFURT SALZBURG WIEN 

1 :2 3 4 S 6 7 

1. EUROPA (Fortsetzung) 

Ungarn sämtliche 32 5S 33 72 

-Island sämtliche 41 38 40 39 

Lenlan4 sämtliche 83 79 92· 94 

'Litauen sämtliche 68 74 76 93 

" 

Makcdonicn (ehemalige sämtliche 72 91 78 88 
jugoslawische Republik) 

Malta sämtliche 8 8 9 7 

Moldau sämtliche 69 82 77 96 ,. 

Montenegro sämtliche 69 9S 75 90 

Polen Bromberg (Bydgoszcz), 38 47 47 80 
Krakau (Cracovie), 46 S4 86 69 

}' Danzig (Gdansk), Rzeszow 
Wroclaw 0, 0 0 0 
Stettin (Szcescin) 73 61 82 82 
Warschau 

Rumänien Bukarest -- 69 86 75 92 
alle übrigen 62 78 69 89 

Rußland Gorki, Kuibychev, Perm, 81 81 84 97 
Rostow, Wolgograd 
St Petersburg 82 83 88 96 
Moskau, Orel 80 86 86 96 
Irkutsk, Kirensk, 
Krasnoiarsk, Nowos;'birsk 94 97 96 99 
Khabarovsk, Wladiwostok 91 95 94 99 

Omsk, Sverdlovsk 

'" 

AA-AFNS 3 FINAL 367 D 
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LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung) 

'ANKUNF7SFLUGHAGEN 

DRlTTLÄNDER ABFLUGFLUGHAGEN 

INNSBRUCK KLAGENFURT SALZBURG WIEN 

I 2 3 4 5 6 ., 
-

1. EUROPA (Fortsetzung) 
" 

Serbien sämtliche 52 75 60 87 

Slowenien sämtliche 34 35 36 34 

Schweiz Basel 0 0 0 0 
Sem 38 32 40 24 
Genf 0 0 0 0 
Zürich 38 18 24 ,14 

-
Türkei (europäischer Teil) sämtliche 13 15 14 16 

-
Türkei (asiatischer Teil) Adana, Afyon, Antalya, 40 44 42 46 

" 
Erläzig, Gaziantep, Iskcnderun, 
Kastamonu, Konya, Malatya, 
Samsun, Trebizonde (Trabson) 

Agri, Diyarbakir, Erzurum, 
, 

, Kars,Van 85 94 89 97 

Akhisar, Ankara, Balikesir, 
Bandinna, Bursa, Kütabya, 30 34 31 35 

-_ .. Zonguldak 

Ukraine Kiew 70 81 77 97 
Lwov, Odessa, Simferopol 72 84 78 94 

AA-AFNS 3 FINAL 368 D 
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LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung) 
, 

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRITrLÄNDER ABFLUGFLUGHAGEN 

INNSBRUCK Kl..AGENFURT SALZBURG WIEN . 

1 2 3 4 5 6 7 

ll. AFRIKA 
" 

~ t 

. A1gerien A1gier 20 19 19 17 
Annaba, Constantine 20 19 18 16 
EI Golca 53 52 50 46 

Angola säintlicbe 80 79 81 78 

Benin - sämtlicbe 75 76 74 72 

Botsuana sämtlicbe 84 85 83 83 

Buoona Faso sämtlicbe 74 72 74 70 

Burundi - sämtlicbe 68 70 68 69 

Kamerun sämtlicbe 74 73, 72 72 

Kap Verde (Republik) sämtlicbe 33 32 32 30 

-
Zentralafrikaniscbe Republik sämtliche 67 69 66 66 

Tscbad sämtlicbe 74 72 74 70 

Komoren sämtliche 77 77 78 77 

Kongo sämtlicbe 78 78 79 77 

Cöte d 'Ivoirc sämtlicbe 75 76 74 72 

, 

Dschibuti sämtliche 61 60 68 62 

. 
Ägypten sämtlicbe 29 31 30 31 

Äquatorialguinea sämtliche 74 73 72 72 , 

Ätbiopien sämtliche 61 60 68 62 

Gabun sämtliche 74, 73 72 72 

Gambia sämtliche 33 32 32 30 

AA-AFNS 3 FINAL 369 D 
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LISTE XI (Ös~rreich) (Fortsetzung) 

" 

ANKUNF'J'SFLUGHAFEN 

DRl'ITLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 
" 

INNSBRUCK KLAGENFURT ,SALZBURG WIEN 

/ 

L 2 3 4 5 6 7 
,0 

, 

n. AFRIKA (Fortsetzung) 

Ghana Sämtliche 75 76 74 72 

Guinea sämtliche 64 63 '" 53 60 

Guinea-Bissau sämtliche '64 63 53 60 -, 
.. 

Kenia sämtliche 69 69 71 70 

~tho sämtliche 84 85 .. 83 83 

Liberia sämtliche 64 63 53 60 

L,oyen Benghazi, Tripolis 45 48 45 44 
Sebha 

" 
28 30 27 27 

Madagaskar sämtliche 77 77 '78 77 

, 

, Mala,,; sämtliche 69 69 71 70 

Mali sämtliche 74 72 74 70 

Mauritanien sämtliche 33 32 32 30 

Mauritius &äintliche 77 77 78 77 
I 

"v, 

Harokko Tanger, Tetuan 0 0 0 0 
andere Flughäfen 14 13 13 12 

" Mosambik sämtliche 77 77 78 77 

Namibia sämtliche 84 85 83 83 

" .. 

'Niger sämtliche 74 72 74 70 

? 

Nigeria sämtliche 
, 

75 76 74 72 

Ruanda sämtliche 68 70 68 69 

.' 

, Sio Tome und Pnncipe sämtliche 74 73 72 72 

(-

AA-AFNS 3 FINAL 370 D 
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LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung) 

, , ANKUNFTSFLUGHAFEN . 

DR11TLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN c 

INNSBRUCK KLAGENFURT SALZBURG WIEN 
~ 

1 2 3 4 5 6 7 

.. 
D. AFRIKA (Fortsetzung) 

..-
Senegal sämtliche 33 32 32 30 

-
Seychellen sämtliche 77 77 78 77 

Sierra LcclIie sämtliche 64 64 53 60 

Somalia sinllliche 69 69 71 70 

-
Republik Südafrika 

" 
sämtliche '.84 85 83 83 

SI Helena sämtliche 74 73 72 72 

Sudan sämtliche 55 55 57 56 

Swasiland sämtliche 84 85 83 83 

Tansania sämtliche 69 69 71 70 

Togo sämtliche 7S 76 74 72 

TunesieD Djerba 22 22 21 19 
Tunis 

Uganda sämtliclre 68 70 68 69 

Zaire sämtliche 78 78 79 77 

Sambia sämtliche 77 77 78 77 

Simbabwe sämtliche 77 77 78 77 

.( 

M-AFNS 3 FINAL 371 D 
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LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung) 

ANKUNFTSFLUGBAFEN 

DRlTTLÄNDER ABPLUGPLUGfIAFEN 

INNSBRUCK KLAGENFURT SALZBURG WIEN 

1 2 3 4 5 6 7 

- , 
m. AMERIKA 

, 
1. NORDAMERIKA 

, 

K!mada Edmonton, VancOuver. Winnipeg 88 86 86 85 

Halifax, Montreal, Ottawa, 
-

Quebec, Toronto 82 79 80 78 

. 
Grönland sämtliche 64 - 62 63 61 

Vereinigte Staaten, von Akron, Albany , AtlantB, 75 73 74 71 
Amerika Baltimore, Boston, Buffala, 

Charleston, Chicago, Cincinnati;' 
, Columbus, Detroit,lndianapolis, 

" 

JacksonviIle, Kansas City, New -
Orleans. Lexington, LouisviIle, 
Memphis, Milwaukee, 
Minneapolis, Nashville, New 
Yorlc, Philadelphia, Pittsburgh, 
St Louis, Washington 

Albuquerque, Austin, Billings, 65 63 64 62 
DaIlas, Denver, Hauston, Las 
Vegas,Los Angeles, Oklahoma, 
Phoenix, Portland, Sah Lake 
City, San Francisco, Seattle 

-
Anchorage, Fairbanks, Juneau 91 88 89 87 

-

Honolulu 79 
77 78 76 

Miami 60 
59 59 57 

Porto RieD 58 
56 56 55 

\ 

AA-AFNS 3 FINAL 372 D 
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LlSTEXI (Österreich) (Fortsetzung) 

ANKUNFTSFLUGHAFEN ' 

DRITILÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

lNNSBRUCK KLAGENFURT SALzBURG 'WIEN 
, 

1 2 3 4 5 6, 7 

m. AMERIKA I 

2. MTITELAMERIKA 

Bahamas sämtliche 57 56 56 54 

Belize sämtliche 65 63 64 62 

Bermuda . sämtliche 57 56 56 54 
, 

Costa Rica sämtliche 65 63 64 62 

Kuba sämtliche 65 63 64 62 
-

Cura~äo sämtliche 71 70 70 69 

Dominikanische Republik sämtliche 57 56 56 54 

EI Salvador sämtliche 65 63 64- 62 

Guatemala sämtliche 57 56 56 54 

-
Haiti sämtliche 57 56 56 54 

Honduras sämtliche 65 63 64 62 -, 
~ I 

Jamaika sämtliche 6~ 63 64 62 

Mexiko sämtliche 72 70 71 69 

-
Nicaragua , sämtliche 65 j 63 64 62 

,Panama sämtliche, 65 63 64 62 

Jungferninseln siehe Westindien 

Westindien sämtliche 71 71 70 69 

AA-AFNS 3 FINAL 373 D 
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LISTE XI (Österr~jch) (FortSetzung) 

ANKUNF1SFLUGHAFEN 

DR11TLÄNDER ABFLUGFLUGBAFEN 

INNSBRUCK KLAGENFURT SALZBURG WIEN 

'-, 

1 2 3 4 5 6 7 

./ 

ID. AMERIKA (Fortsetzung) 
, 

" 

3. SUDAMERIKA " 
'" .. 

" 
~ 

Argentinien sämtliche 71 71 70 69 

Aruba sämtliche' 66 65 65 63 
~ 

Bolivien sämtliche 71 71 70 69 

Brasilien sämtliche 66 65 65 63 

Chile sämtliche 71 71 70 69 

Kolumbien sämtliche 66 65 65 63 

Ecuador sämtliche 66 65 65 63 

Guyana sämtliche 66 65 65 63 

Paraguay sämtliche 71 71 70 69 

Peru sämtliche -
66 65 65 63 

Suriname sämtliche 66 65 65 63 

Trinidad und Tobago ,sämtliche 66 65 65 63 

Uruguay sämtliche 71 71 70 69 

Venezuela sämtliche 66 65 65 63 

AA-AFNS 3 FINAL 374 D 
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'I 

LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung) 
, 

ANKUNFTSFLUGBAFEN 

DRl17LÄNDER ABFLUGFLUGBAFEN 

INNSBRUCK KLltGENFURT SALZBURG WIEN 

r 2 3 4 5 6 \ 7 
, 

IV. ASIEN 

Afghanistan sämtliche 71 75 73 75 

Ascrbeidschan sämtliche 84 93 88 97 
, 

Babrain sämtliche 52 55 53 55 

Bangladesch sämtliche 71 75, 73 75 
-

'Bhutan siebe Nepal ' 
. 

-
Birmai sämtliche 94 97 96 97 

Brunei siehe Malaysia 

~ 

China sämtliche 95 98 97 99 

.., 
Hongkong sämtliche 80, 82 80 82 

Indien sämtlich~ 71 75 73 75 

-
Indonesien sämtliche 80 82 80 82 

Irak sämtliche 56 60 58 61 
~ 

-
Iran sämtliche 89 96 92 9.7 , 

Israel sämtliche 28 30 28 30 , 
-, 

Japan sämtli<:he 96 98 97 100 

Jemen, sämtliche 61 60 68 62 
Arabische Republik 

-
Jordaruen sämtliche 28 30 28 30 

Kambodscha sämtliche 94 97 96 97 

Kasachstan sämtliche 92 96 94 99 

Katar 'sämtliche 52 55 53 55 

Kirgisistan , sämtliche 92 96 94 "99 

AA-AFNS 3 FINAL 375 D 
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, 
, ANKUNFTSFLUGHAFEN , 

DRlTTLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

INNSBRUCK KLAGENFURT SALZBURG WIEN 

"- --
I 2 3 4 S 6 7 

IV. ASIEN (Fortsetzung) 
~ 

Kuwait sämtliche S2 , 55 53 55 . 
, 

~ibanon sämtliche 28 30 28 30 

Malaysia sämtliche 80 82 80 82 

Malediven sämtliche 75 77 73 77 

Maskat und Oman sämtliche 52 55 53 55 

Mongolei sämtliche ~ 95 97 96 99 

Nepal sämtliche 71 75 73 75 

Nordkorea ' sämtliche 95 98 97 99 

- . 
Oman siehe Maskat und Oman 

--' 
Pakistan ~t1iche 71 75 73 75 

. Philippinen sämtliche 80 82 80 82 

Saudi-Arabien Sämtliche 52 55 53 55 

, 

" 
Singapur sämtliche 80 8:2. 80 82 

--

Sri Lanka sämtliche 75 77 73 77 
, 

( 

Südkorea siimtliche 80 82 80 82 

Syrien sämtliche 29 32 - 29 31 

T ~schikistan sämtliche 92 96 94 99 

, 

Taiwan sämtliche 80 82 80 82 

Tailand siilntliche 79 81 ,80 82 

Türkei siehe Europa 

AA-AFNS 3 FINAL 376 D 
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ANKUNFISFLUGBAFEN 

DR1171..ÄNDER ABFLUGFLUGBAFEN 
-

lNNSBRUCK KLAGENFlJRT SALZBURG WIEN 

--I 2 3 4 5 6 7 

IV. AStEN (Fortsetzung) 

Turkmenistan sämtliche 92 96 94 99 

~ \ 

Usbekistan sämtliche 92 96 94 99 

Vereinigte Arabische sämtliche 52 ~5 S3 S5 
Emirate 

Vietnam sämtliche 79 81 80 82 

Zypern sämtliche 22 48 22 49 

I 
V. AUSTRALIEN 

I 
sämtliche 

I 
87 

I 
88 

I 
87 

I 
87 

I I und OZEANIEN 

. AA-AFNS 3 FINAL 377 D 
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LISTE XII (Finnland) 

ABKUNFTSFLVGBAFEN 

DRl7TLÄNDER ABFLVGFLVGBAFEN 

- BELS/NKJ . TAMl'ERE TURKV 
.-. 

1 2 3 4 5 6 7 

1. EURÖPA 

~ ",~ 

Albanien &ämtliche 98 94 97 

Armenien -&ämtliche 100 93 95. 
-

Belarus &ämtliche 100 _ 81 88 

Bosnien-Herzegowina &ämtliche 98 92 98 

Bulgarien &ämtliche % 92 97 

Kroatie!l sämtliche 74 69 74 

~ 

Zypern siehe Asien -

Estland &ämtliche 100 29 34_ 

Färöer säintliche 35 37 38 

Tschechische Republik Brno SI 60 66 
Ostrava 97 88 95 
Prag 62 59 65 

-
Slowakische Republik Bratislava 0 0 0 

Kosice 97 88 95 

Georgien sämtliche . 100 92 95 

Gibraltar sämtliche 0 0 0 

AA-AFNS 3 FINAL 378_ D 
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LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung) 

ANKlfNFTSFLUGBAFEN 

, DRl1TLÄNDER 
r ABFLUGFLUGBAFEN 

-

BELSINKJ TAMPERE TURKU -

1 2 3 4 5 6 7 

I. EUROPA (Fortsetzung) -
Ungarn sämtliche 98 43 98 

,,-

lsland sämtliche 60 63 64. 
,. 

Lettland sämtliche 91 67 63 

Litauen sämtliche 100 97 90 

Makedonien (ehemalige sämtliche 98 92 97 
jugoslawische Republik) 

'Malta sämtliche 4 3 4 

Moldau sämtliche 100 92 93 

Mo~tenegro sämtliche 98 92 97 

. Polen Bromberg (Bydgoszcz), 97 84 97 
Krakau (Cra.covie), 95 76 90 
Danzig (Gdansk), Rzeszow, 

.. Wroelaw 0 0 0 , 
Stettin (Szcci;cin), 96 84 96 
Warschau 

Rumänien sämtliche 100 93 94 

Rußland Gorki, Kuibychev, Perl!', 100 
4 

88 93 

Rostow, Wolgograd 67 33 43 
St Petersburg 
Moskau,Ore! 100 77 67 
Irlcutsk, Kirensk, 96 95 67 

Krasnoiar!ik, Nowosibirsk 95 91 90 

Khabarovsk, Wladiwostok 
Omsk, Sverdlovsk 

AA-AFNS 3 FINAL 379, D 
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LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung) 

ANKUNFTSFLUGBAFEN 

DRl7TLÄNDER ABFLUGFLUGBAFEN 

Hf,LSINKl TAMPERE TURKU 

1 2 3 4 5 6 7 

. 1. EURO'PA (Fortsettu~g) 
/ -,~ -

" 
Serbien sämtliche 94 

.. 
93 96 

Slowenien sämtliche 72 68 74 

~chweiz Basel 0 0 0 
Bem 5 5 6 
Genf 86 83 88 
Zürich Z 2 2 

Türkei (europäischer Teil) sämtliche 100 93 97 

Türkei (asiatischer Teil) Adana, Afyon, Antalya, 100 95 96 
Erlazig, Gaziantep, Iskenderun, 
Kastamonu, Konya, Malatya, 
Samsun, Trebizonde (Trabson) 

Agri, Diyarbakir, Erzurum, 
Kars, Van 100 94 96 

Akhisar, Ankara, BaJikesir, , 
Batidirma, Bursa, Kütabya, 100 93 96· 
Zonguldak 

Ukraine Kjew 100 87 92 
Lwov, Odessa, Simferopol 100 90 93 ., 

AA-AFNS 3 FL~AL 380 D 
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LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung) 
, 

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DR11TLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

HELSINKl TAMPERE TURKU 

J '2 3 4 S 6 7 

n. AFRIKA 

-

Algerien Algier 9 9 9 
Annaba, CODSlantine 8 8 8 
EI Golea 28 28 29 

Angol,a sämtliche 62 61 62 

Benin sämtliche 55, 54 55 

Botsuana sämtliche 67 66- 67 

BurlUna Faso sämtliche 50 49 SO 

Burundi sämtliche 54 53 34 - , 

Kamerun sämtliche 54 S3 54 

Kap Verde (Republik) sämtlicbe 23 22 /' 23 

Zentralafrikanische Republik sämtliche 54 53 54 
'-, 

Tscbad sämtlicbe 50 49 50 

Komoren· sämtliche 63 62 63 
" 

Kongo sämtliche -60 59 60 ,. 

Cöte d 'Jvoire sämtliche 55 54 S5 

\ " Dschibuti sämtliche 49 47 47 

Ägypten sämtli~he - 22 21 22 

Ä'luatorialguinea sämtliche 45 45 45 

Äthicipien sämtliche 49 47 
. 

47 -

Gabun sämtlicbe 54 53 53 

Gambia sämtliche 23 22 23 

381 D 
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LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung) 

~TVNFTSFLUGHAFEN 

DRlTTLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

HELSINKl TAMPERE TURKU 

1 2 3 4 S 6 7 

D. AFRIKA (ForlSetzung) 

Ghana sämtliche 55 54 55 

Guinea sämtliche 45 45 45 

Guinea-Bissau sämtliche 4S 4S 4S , 

Kenia sämtliche 56 S5 56 

Lesotho säm,tliche 67 66 67 

-
Liberia sämtliche 45 45 45 

Libyen Benghazi, Tripolis 15 15 15 
Sebha 26 26 26 

-Madagaskar sämtliche 63 '62 63 

, 
'Malawi sämtliche 56 55 56 

Mali sämtliche 50 49 50 

Mauritanien sämtliche 23 22 23 

Mauritius sämtliche, 63 62 63 -

Marokko Tanger, Teiuan 0 0 0 
andere Flughäfen ~ 8 8 8 

Mosambik sämtliche 63 62 63 

\ 

Namibia sämtliche 67 66 67 

Niger sämtliche 50 - 49 50 . 
Nigeria sämtliche 55 54 55 

Ruanda sämtliche 54 53 54 

~äo Tome and Principe sämtliche 4S 45 45 

AA-AFNS 3 FINAL 382 D 
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LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung) 

ANKUNfTSFLUGHAFEN 

DRl1TLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

HELSINK1 TAMPERE TURKU 

, 

1 2 3 4 5 6 7 

D. AFRIKA (F~rtsettung) 

Senegal . sämtlicbe 23 22 23 

Seycbellen sämtlicbe 63 62 63 

. Sierra Leone sämtliche 45 45 45 

Somalia sämtlicbe 56 55 S6 

Republik Südafrika sämtliche 67 66 , 67 

St Helena sämtliche 45 45 45 

Sudan sämtliche 42 40 41 

Swasiland sämtliche 67 66 67 

Tansania sämtliche S6 5S 56 

Togo sämtliche 55 54 55 

Tunesien Djerha 
Tunis 9 9 9 

Uganda sämtliche S4 53 S4 

Zaire sämtliche 60 S9 60 

Sambia sämtliche 63 62 63 -

Simbahwe sämtliche 63 62 63 

AA':'AFNS 3 FINAL 383 D 
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LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung) 

ANKUNFTSFLUGBAFEN 

DRI77Z..ÄNDER ABFLUGFLUGBAFEN 

HELSINKJ TAMPERE TURKU 

~ 

I 2 3· .4 5 6 7 

rn.AMERIKA· 
, 

). NORDAMERlKA 

Kanada Edmonton. Vancouvcr. Winmpcg 76 77 78 
, 

Qalifax, Montrca1, Onawa, 
Qucbec. Toronto 6S 65 66 

Grönland sämtliche 65 67 68 

Vereinigte Staaten von Akren, Albany, Atlanta, 64 65 66 
Amerika Ballimorc, Boston; BufTalo, r 

Charleston, Chicago, Cincinna~i. 
Columbus, Detroit, Indianapolis, 
Jacksonville, Kansas City, New 
Orleans, Lexington, Louisville. 
Memphis, Milwaukce, 
Minneapolis, Nashville, New 
York, Philadelphia, Pittsburgh, 
St Louis, Washington 

Albuquerque, Austin, Billings, 56 56 57 
Dallas, Denver, Hauston, Las 
Vegas, Los Angeles, Oklahoma, 
Phoenix, Portland, Salt Lake 

. 
City, San Francisco, Seattle 

, 

Anchoragc, Fairbanks. Juneau 80 80 81 

Honolufu 81 82 83 

Miami 69 69 70 

Porto Rieo 67 67 68 

AA-AFNS 3 FINAL 384 D 
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LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung) 

ANKUNfTSFLUGBAFEN 

DRl7TLÄNDER ABFLUGFLUGBAFEN I 
HELSINKJ TAMPERE .TURKU 

I 2 3 4 5- 6 7 

m. AMERIKA 

2. MITTELAMERIKA 

-

Bahamas sämtliche 47 47 48 
-

Belize sämtliche 55 5S 56 

Bennuda sämtliche 47 47 48 

Costa Rica sämtliche SS 5S S6 
- " --

Kuba sämtliche 55 55 56 

Cura,äo sämtliche 54 S3 S4 

Dominikanische Republik sämtliche 47 47 48 

EI Salvadar sämtliche 55 S5 S6 

Guatemala sämtliche 55 55 56 

Haiti sämtliche 47 47 48 

Honduras sämtliche 55 55 56 

Jamaika sämtliche 55 ~ 55 56 

Mexiko sämtliche 62 62 63 

Nicaragua sämtliche 55 55 56 

, PaJtuna sämtliche 55 55 56 

Jungferninseln siehe Westindien 

Westindien sämtlicbe 54 53 54 

AA-AFNS 3 FINAL 385 D 
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LIST.E XII (Finnland) (Fortsetzung) 

.' 

ANKUNFTSFLUGBAFEN 

DRlTI'LÄNDER ABFLUGFLUGBAFEN 

BELSINKl TAMPERE TURKU 

1 2 3 4 5 6 7 
- , 

m. AMERIKA (For1!ietzung) 
, 

3. SÜDAMERIKA 
" , 

ArgeDtinieD sämtliche 60 60 ~ 60 

Aruba ~tliche 54 53 
, 

54 

Bolivien sämtliche 60 60 60 

Brasilien sämtliche 54 53 54 
. 

Chile sämtliche 60 60 60 
/ 

Kolumbien sämtliche 1 54 54 53 

, 

Ecuador sämtliche 54 S3 S4 -

Guyana sämtliche 54 53 S4 

, 
Paraguay sämtliche 60 60 60 

Peru sämtliche 54 53 ~4 
'. 

Suriname ,sämtliche 54 53 54 

Trinidad und Tobago sämtliche 54 53 54 

Uruguay . sämtlicbe 60 60 60 

/' 

Venezuela sämtliche 54 S3 54 

AA-AFNS 3 FINAL 386 D 
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LISTE xn (Finnland) (Fortsetzung) 

ANKUNFrSFLUGHAFEN 

. DRI1TLÄNDER ABFLUGFLUGHAFEN 

ElELSINKl TAMPERE TURKU 

I 2 3 4 5 6 
- 7 

IV. ASIEN 

Afghanistan sämtliche 100 97 ,- 97, 

Aserbeidschan sämtliche 100 92 9S 

-Bahrain sämtliche 100 96 96 

Bangladesch sämtliche 100 97 97 

-
Bhutan sieh-e Nepal 

Birma sämtliche 100 97 97 

, 

Brunei siebe Malaysi,a 

China sämtliche 100 98 97 

Hongkong sämtliche 100 99 98 

Indien sämtliche 100 97 97 

Indonesien sämtlicbe IOD 99 98 

Irak sämtliche 100 9S 93 

Iran säm1liche 100 95 97 

Israel sämtliche 100 94 95 

Japan sämtliche 
, 

100 98 98 -

Jemen, sämtliche 48 47 47 
Arahische Republik 

Jordanien sämtliche 100 94 94 

Kambodscha sämtiiche 100 97 97 

-
Kasachstan &ämlliche 100 96 96 

Katar sämtliche 100 96 96 

Kirgi.istan sämtliche 100 96 96 

AA-AFNS 3 FINAL / 387 D 
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ANKUNFTSFLUGHAFEN 

DRl1TUNDER ABFLUGFLUGBAFEN 

BELSlND. TAMPERE TURKU 

1 2 3 4 5 6 7 

IV. ASIEN (Fortsetzung) 

Ku ...... it sämtliche 100 96 96 

Laos sämtliche 100 97 97 

Macau (Macao) sämtliche 100 99 98 

Malediven sämtliche 100 91 91 

Mask .. t und Oman sämtliche 100 96 96 
. ., 

Mongolei sämtliche 100 ._. 94 95 
~~ 

Nepal sämtliche 100 97 97 
.-

Nordkorea sämtliche 100 98 97 

Oman siehe Maskat und Oman 
~ 

Pakistan sämtliche 100 97 97 . 

Philippinen sämtliche 100 99 98 

SaudiCArabien sämtliche 100 96 96 

Singapur sämtliche 100 99 98 

Sri Lank. sämtliche 100 91 91 

Südkorea sämtliche 100 99 98 

, 

Syrien sämtliche 100 94 90 

T ;:jschikistan sämtliche 100 96 ,96 

Taiwan sämtliche 100 99 98 

. 
Thailand sämtliche 100 97 97 

.~ 

Türkei siehe Europs 

AA-AFNS 3 FINAL 388 D 
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DRITILÄNDER ABFLUGFLUGlIAFEN 

HELSINKI 

J 2 3 

IV. ASIEN (Fortsetzung) 

Turkmenistan sämtliche 100 

Usbekistan sämtlicbe . - 100 

Vereinigte Arabische Emirate sämtliche 100 

Vietnam sämtliche 100 

Zypern sämtliche 100 

I 
V. AUSTRALlEN 

I 
sämtliche I 98 

und OZEANIEN 

AA-AFNS 3 FINAL 

-

ANKUNFTSFLUGHAFEN 

TAMP'ERE TURKU 

4 5 

-
96 96 

96 96 

96 96 

97 97 

98 97 

I 
97 I 87 I 

389 

-

6 7 

I 

D 

/ 

-

I 

I. 
i 
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52. Anhang 27 wird wie folgt ergänzt: 
, -'. " 

"HANDELSZENTREN, DIE BEI DER BERECHNUNG DER PREISE JE EINHEIT FÜR JEDE POSmON DER KLASSENEINTElLUNG 
, . zu BERÜCKSIcHTIGEN SIND" . . . 

I I I 
ÖSTERREICH 

I 
FINNLAND 

I 
NORWEGEN 

I 
SCHWEDEN 

I RUKRIK KN-CODE 

,1:10 07019051 } x . x' 
07019059 } 

.. 

1.20 07020010 } x x 
0702 0090 ) 

, 

i.30 07031019 x x 
, 

1.40 07032000 x 

1.50 ~x 07039000 x " .. 
1.60 cx 0704 10 10 } x x 

ex 0704 1090 ) 

1.70 -0704 2000 x x 

1.80 070490 10 x x .. 

1.90 ex 07,04 90 90 x 
(Broccoli) 

.. .. 
1.100 ex 0704 90 90 x 

(Chinakobl) 

1.110 070511 10 " } x x 
0705 11 90 ) 

1.120 ex 07052900 x 

Ll30 ex 0706 1000 x x 

1.1'40 ex 07069090 x x 

1.150 070700 11 } x x 
070700 19 } 

Ll60 0708 10 10 ) x x .. 
0708 1090 } 

1.170,1 ex 070820 10 } x x 
ex 0708 20 90 ) 

1.170,2 ex 0708 20 10 ) x· x 
ex 0708 20 90 ) 
(Vulgan's var, 

Compressus sa'7) --

Ll80 ex 0708 90 00 x x 

-' 
1.190 0709 1000 x 

.. 
1.200. I ex 0709 20 00 x 

(Gruoer Spargel} 

1.200.2 ex 07092000 x x 
(anderer Spargel) , 

1.210 07093000 x 

1.220 ex 0709 40 00 x x 

AA-AFNS 3 FINAL 390 D 
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" 

ÖSTERREICH FlNNLAND NORWEGEN SCHWEPEN 
RUKRIK KN-CODE 

1.10 0701 9051 } 
....,. 

\ x ,. x· 

0701 9059 } 

1.230 0709 51 30 x 

1.240 070960 10 x 

1.250 0709 90 50 x x 

1.260 0709.9070 x x 

1.270 07142010 x 

2.10 ex 0802 4000 x 

2.20 ex 080300 10 x 

2.30 ex 0804 30 00 x 

2.40 ex 080440 10 
, 

} x 
ex 0804 40 90 } 

2.50 ex 08045000 x 

2.60.1 0805 10 11 } / } 
0805 1021 ) x ,} x 
0805 1031 ) } 
0805 1041 } } 

2.60.2 0805 1015 } } 
0805 10 25 } } x '-
0805 1035 } } 
0805 1045 } x } 

, 

2.60_3 0805 10 19 ) } 
08051029 } } x 
0805 1039 ) x ) 
0805 1049 } x } , 

2,70,1 ex 0805 20 10 x x 

2.70.2 ex 0805 20 30 x x 

2.70.3 ex 0805 20 50 x x 

2.70.4 ex 08052070 } } 
ex 08052090 } x } x 

.2.80 ex 080530 10 x 

2.85 ex 0805 30 90 x 

2.90,1 ex 0805 40 00 - x x 

(Grapefruits, weiß) -
2.90.2 cx 0805 40 00 

(Grapefruits, rosa) 

-

AA-AFNS 3 FINAL 391 D 
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ÖSTERREICH FINNLAND NOR\>.'EGEN SCH\>.'EDEN 
RUKRIK KN-CODE' -

1.10 0701 9051 } II x 
0701 9059 } 

> 

, 

2.100 080610 11 } 
~ 0806 IÖ 15 } x 

0806 10 19 } 

2.110 , 080710 10 x 

2.120.1 ex 0807 1090 x , ' 

(Melonen: 
Amarillo, usw.) > 

2.120.2 ex 0807 1090 x 
(Melonen: andcre) 

2.130 08081031 } } 
0808 10'33 } } 
08081039 } } 
0808 10'51 } } 
0808 10 S3 } x } x x 
0808 10 S9 } x } 
08081081 } } 
0808 1083 } x } 
0808 1089 } } 

2.140.1 ex 9808 2031 , 

ex 0808 2.0 33 
el( 080820 35 
ex 0808 20 39 x x 
(Birneo: Nashi) 

2.140.2 ex 0808 20 31 
ex 0808 2033 
el( 0808 20 35 x 
el( 08082039 

\ 
~ 

(Birneo: Andere) 

2.150 0809 1000 

2.160 080920 10 x 
08092090 

2.170 ex 0809 30 90 
(Pfirsicbe) 

2.180 ,ex 0809 30 10 
(Neharinen) 

2.190 080940 11 x x 
080940 19 -

2.200 081010 10 x x 
08J01090 

2.205 08102010 x x x 

2.210 08104030 x x' 

2.220 081090 10 x 

2.230 cx 08\09080 x l x 
(Granatiipfe l) 

-
2.240 Cl< 08109080 

(Khakis, Sharon) 

2.250 ex08109030 x 
(L itschi· Pt1au men) 

AA-AFNS 3 FINAL 392 D 
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53. Anhang 31 (SAD - Einheitspapier) wird wie folgt geändert: 

In Exemplar 5 wird folgendes hinzUgefügt: "Palautetaan", "Tilbakesendes til" ,: "Äter tin" . 

54, Anhang 32 (SAD - Anmeldung für Datenverarbeitung) wird wie folgt geändert: 

In den Exemplaren 4 und 5 wird folgendes hinzugefügt: "Palautetaan", "Tilbakesendes til", 
"Ater till". . . . 

55. Anhang 48 wird wie folgt geändert: 

In Abschnitt l' Nummer] erhält der mit den Worten "bis zum Höchstbetrag" beginnende und 
"Nordirland" endende Absatz folgende Fassung: 

"bis zum Höchstbetrag von ,............ selbstschuldnerische Bürgschaft gegenüber dem 
Königreich Belgien, dem Königreich DäOemark, der Bundesrepublik Deutschland; der 
Griechischen Republik, dem Königreich Spanie~, der Frafizösischen Republik, Irland, der 
Italienischen Republik, dem Großherzogtum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande, dem 
Königreich Norwegen, der Republik Österreich, der Portugiesischen Republik, der Republik 
Finnland, dem Königreich Schweden und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und p 

Nordirland. " 

56. Anhang 49 wird wie folgt geändert: 

. In Abschnitt I Nummer 1 erhält der mit den Worten "bis zum Höchstbetrag" beginnende und 
"Nordirland" endende Absatz folgende Fassung: 

"bis zum Höchstbetrag von ............. selbstschuldnerische Bürgschaft gegenüber dem 
Königreich Belgien, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der 
Griechischen Republik, dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, Irland, der 
Italienischen Republik, aem Großherzogtum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande, d~m 
Königreich Norwegen, der Republik Österreich, der Portugiesischen Republik, der Republik 
Finnland, dem Königreich Schweden und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland. " . 

• 

AA-AFNS 3 FINAL 393 D 
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57. Anhang 50 wird wie folgt geändert: 

In ,Abschnitt I Nummer 1 erhält der mit den Worten "selbstschuldnerischen Bürgschaft" 
beginnende und "Sicherheitstitel " endende Absatz folgende Fassung': 

"selbstschuldnerische Bürgschaft gegenüber dem Königreich Belgien, dem Königreich 
Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der Griechischen Republik, dem Königreich 
Spanien, der Französischen Republik, Irland, der Itlllienischen Republik; dem Großherzogtum 
Luxemburg, dem Königreich der Niederlande, dem Königreich Norwegen, der Republik 
Österreich, der Portugiesischen Republik; der Republik Finnland, dem Königreich Schweden 
und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland für die Beträge, die der 
Hauptverpflichteteden genannten Staaten aufgrund von Zuwiderhandlungen, die im Verlauf von . 

. gemeinschaftlichen Versand verfahren begangen worden sind, für die der (die) Unterzeichnete 
durch Ausstellung eines Sicherheitstitels eine Bürgschaft übernommen hat, insgesamt an Zöllen, 
SteUf~rn, Abschöpfungen un~ anderen Abgaben ~ mit Ausnahme von Geldstrafen oder 
Bußgeldern - schulden wird, und zwar bezüglich der Haupt- oder Nebenverbindlichkeiten, der 
Kosten und der Zuschläge - bis zu einem Höchstbetrag von 7 000 ECU je SicherheitstiteI." 

58. Anhang 51 wird wie folgt geändert: 

Folgendes wird in Feld 7 gestrichen: 

"WIRTSCHAFTS ... ", "ÖSTERREICH", "FINNLAND", "NORWEGEN", "SCHWEDEN". 

59. Anhang 60 wird wie folgt geändert: 

/ 

Unter der Überschrift "VORSCHRIFTEN ZU DEN ANGABEN AUF DEM BERECHNUNGS-
VORDRUCK" Abschnitt "I: Allgemeine Bemerkungen" 

a) in der Aufzählung.nach dem mit "Auf dem Berechnungsvordruck" beginnenden Satzwird 
folgendes eingefügt: 

" AT = für Österreich" 
"FI =-für Finnland" 
"NO /= für Norwegen" 
"SE = für Schweden" 

-b) in der Aufzählung nach dem mit "Feld 16" beginnenden Absatz wird folgendes eingefügt: 

"ATS = österreichische Schillinge" 
"FIM = Finnmark" 
"NOK = norwegische Kronen" 
"SEK = schwedische Kronen" 
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60. Anhang 63 (Kontrollexemplar T5) wird wie folgt geändert: 

Dem Exemplar 4/5 wird folg~nder finnischer Begriff hinzugefügt: "Palautetaan". 

61. Anhang 68/A wird wie folgt geändert: 
- .-

Unter der Übers'chrift "VORSCHRIFTEN ÜBER DIE BEWILLIGUNG ZUM FÜHREN EINES 
ZOLLAGERSODER FÜR DIE INANSPRUCHNAHME DES ZOLL VERFAHRENS " wird" 
in der Aufzählung unter Nummer 3 folgendes eingefügt: 

"- AT für Österreich tI 
tI_ Fl für Finnland" 
It_ NQ,füf_Norwegent' 
"- SE für Schweden" 

62. Artikel 81 wird wie folgt geändert: 

Folgendes wird in Hinweis B 14 der Hinweise auf der Rückseite des Auskunftsblatts INF 6 
eingefügt: 

" 
" 

ATS für ästerreichische Schillinge" 
FlM für Finnmark" 

" NOK für norwegische Kronen" 
"- SEK für schwedische Kronen" 

63. Anhang 82 wird wie folgt geändert: 

.Folgendes wird in Hinweis B 9 der Hinweise auf der Rückseite des Auskunftsblatts INF 1 
eingefügt: 

"- ATS für ästerreichische Schilligge" 
"- FIM für Finnmark" 
" 
" 

NOK für norwegische Kronen" 
SEK für schwedische Kronen" 

64. Anhang 98 wird wie folgt geändert: 

-Folgendes wird in Hinweis B 13 der Hinweise auf der Rückseite des Auskunftsblatts INF 6 
eingefügt: 

" 
" 

" 

A TS für österreichische Schillinge" 
FIM für Finnmark" 
NOK für norwegische Kronen" 
SEK für schwedische Kronen" 

65. Anhang 99 wird wie folgt geändert: 

Folgendes wird gestrichen: 

"Österreich" 
"Finnland" 
"Norwegen" 
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"Schweden" 

66. Anhang 106 wird wie folgt geändert: 

a) Folgendes wird in Bemerkung B 15 der Bemerkungen auf der RückSeite des Auskunftsblatts 
. INF 2 eingefügt: 

"- ATS für österreichische Schillinge" 
tI_ FIM für Finnmark" 
" 
" 

NOK für norwegische Kronen" 
SEK für schwedische Kronen" 

b). Folgendes wird in die Bestimungen über das Auskunftsblatt INF 2 eingefÜgt: 

U AT für Österreich" 
"FI für Finnland" 
"NO für Norwegen" 
"SE für Schweden" 

67. Anhang 1 08 wird wie folgt ergänzt: 

"Finnland: Suomen Vapaasatama Oyl 
Fin1ands Frihamn'Ab ' 
10940 HANKO/HANGÖ 

Schweden: Frihamnen i Stockholm 
Frihamnen i Göteborg 
Frihamnen i Malmö 
Frihamnen i Norrköping 
Frihamnen vid Arlanda". 

68. Anhang 11.1 wird wie folgt geändert: 

::.:, 

Folgendes wird in Hinweis B 12 der Hinweise auf der Rückseite des Formulars "Antrag auf 
Erstattung/Erlaß" eingefügt: 

" 

" 

ATS rur Österreich ische Schillinge" 
FIM für Finnmark" 
NOK für Norwegische Kronen" 
SEK für Schwedische Kronen" 
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II. TECHNISCHE ANPASSUNG VON NICHT IM ZOLLKODEX 
ENTHALTENEN BESTIMMUNGEN 

1. ,'376 L 0308: Richtlinie 76/308/EWG des Rates vom 15. März 1976 über die gegenseitige 
Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen im Zusanlmenhang mit Maßnahmen, die 

, Bestandteil des Finanzierungssystems des Europäischen Ausrichrungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft sind, sowie von Abschöpfungen und Zöllen und bezüglich der Mehrwertsteuer 
und bestimmter Verbrauchsteuern (ABI. Nr. L 73 vom 19.3.1976; S. 18), geändert durch: 

179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

379.R 1071: Verordnung (EWG)Nr. 1071/79 des Rates vom 6. Dezember 1979 (ABI. Nr. 
L331 vom 27.12.1979, S. 10) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik vom 20. Dezember 1985 (ABI. Nr. 
L 302 vom 15.1 L 1985, S,· 23). 

Artikel 22 Agsatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß einen Entwurf der ,zu erlassendeI1 
, Vorschriften. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist Stellung, die der 

Vorsitzendenach der Dringlichkeit der betreffenden Frage bestimmen kann. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 64 .. Stimmen zustande, wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten 
nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags gewogen werden. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. " 

,2. 382 R 0636: V~rordnung (EWG) Nr. 636/82 des Rates vom 16. März 1982zur Schaffung eines 
wirtschaftlichen passiven Veredelungsverkehrs für bestimmte'J:extil- und Bekleidungserzeug
nisse, 'die nach Be- oder Verarbeitung in gewissen Drittländern wieder in die Gemeinschaft 
eingeführt werdeI1 (ABI. Nr. L 76 vom 20.3.1982, S. 1), geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe a zweiter Unterabsatz erhält folgende Fassung: 

"Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf innerhalb_ einer Frist Stellung, die der Vorsitzende 
nach der Dringlichkeit der betreffenden Fragen bestimmen kann. Die Stellungnahme kOmmt mit 
einer Mehrheit von 64 Stimmen zustande, wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten nach 
Artikel 148 ,Absatz 2 des Vertrags gewogen werden. Der Vorsitzende an der Abstimmung nicht 
teil. " 
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3. 383 R 0918: Verordnung (EWG) Nr. 918/83 des Rates vom 28. März 1983 über das 
gemeinschaftliche System der Zoll befreiungen (ABI. Nr. L 105yom 23.4.1983, S. 1), geändert 
durch: . . ... 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik vom 20. Dezember 1985 

. (ABI. Nr. L.302 vom 15,J1,1985, S. 23) 

385 R 3822: Verordnung (EWG) Nr. 3822/85. des Rates vom 20. Dezember 1985 
(ABLNr. L 370 vom 31.12.19785, S. 22) 

387 R3691: Verordnuilg(EWG) Nr.3691/87 des Rates vom 9. Dezember i987 
,(ABI. Nt. L 347 vom 11.12.1987, S. 8) 

388 R 1315: Verordnung (EWG) Nr. 1315/88 des Rates vorn 3. Mai 1988 (ABI. Nr. L 123 
vom 17.5.1988, S. 2) 

388 R 4235: Yerordnung (EWG) NT. 4235/88 des Rates vom 21. Dezember 1988 
(ABI. Nr. L 373 vom 31.12.1988, S. 1) 

391 R3357: Verordnung (EWG) NT. 3357/91 des Rates vom 7. November 1991 
(ABI. NT. L 318 vom 20.11.1991, S. 3) 

392 R 2913: Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 
(ABI. Nr.L 302 vom 19.10.1992, S. 1) 

394 R 0355: Verordnung (EG) . Nr.355/94 des Rates vom 14. Februar 1994 
(ABI. Nr. L 46 vom 18.2.1994, S. 5). 

a) Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 10 a 
,. :- '. 

In Abweichung' von den Artikeln 3, 4 und 7 darf Norwegen seine vor dem Beitritt 
geltenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die Verbringung von Gütern von 
Svalbard zum norwegischerl Festland anwenden, sofern die in N9rwegen vor dem Beitritt 
bestehende Regelung günstiger war als die gemeinschaftliche. Regelung über Einfuhren der 
betreffenden Waren von Svalbard in das Zollgebiet. Norwegens im Sinne der 

. Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 vom 12.0ktober 1992 in der Fassung der Beitrittsakte 
Norwegens." . 

b) Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 30 a 

In Abwejchung von Artikel 30 ist Norwegen befugt, seine vor dem Beitritt geltenden 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften über Kleinsendungen von Waren von Svalbard zum 
norwegischen Festland anzuwenden, sofern die in Norwegen vor dem Beitritt bestehende 
Regelung günstiger war als die gemeinschaftliche Regelung über Einfuhren der betreffenden 
Waren von Svalbard in das Zollgebiet Norwegens im Sinne der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 vom 12. Oktober J992 in der Fassung der Beitrittsakte Norwegens." 
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4. 383 R 2289: Verordnung (EWG) NT. 2289/83 der Kommission vom-29. Juli 1983 zur 
Durchführung der Artikel 70 bis 78 der Verordnung.(EWG) Nr. 918/83 des Rates über das 
gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen (ABI. NT. L.220 vOm 11.8.1983, S. 15), 
geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr.L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

385 R 1746: Verordnung (EWG) NT. 1746/85 der Kominission vom 26. Juni 1985 
(ABI. Nr. L 167 vom 27.6.1985, S. 23) 

385 R 3399: Verordnung (EWG) Nt. 3399/85 der Kommission vom 28. Novemtrer 1985 
(ABI. Nr. L 322 vom 3.12.1985, S. iO) 

392 R 0735: Verordnung (EWG) Nr. 735/92 der Kommission vom 25. März 1992 (ABI. 
NT. L 81 vom 26.3.1992,S. 18). 

In Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 2 wird folgende Wortlaut hinzugefügt: 

" "VammaisilIe tarkoitetut tavarat: tuIlittomuus jatkuu, edellyttäen että asetuksen (ETY) N:o 
918/83 77 artiklan 2 kohdan 2 alakohdan ehtoja noudatetaanlföremäl för handikappade: 
Fortsatt tullfrihet under förutsättning att villkoren i artikel 77.2 andra stycket i förordning 
(EEG) nr 918/93 uppfylls,", . 

- "Artikler beregnet pa funksjonshemmede: Fritaket opprettho!des forutsatt at artikke! 77 nr. 
2 annet ledd i forordning (E0F) nr. 918/83 overholdes,", 

"Föremäl för handikappade: Fortsatt tullfrihet under förutsättning att villkoren i artikel 77.2 
andrastycket i förordning (EEG) nr 918/83 uppfylls."" 

5. 383 R 2290: Verordnung (EWG) Nr.2290/83 der Kommission vom 29. Juli 1983 zur 
Durchführung der Artikel 50 bis 59 der Verordnung (EWG) NT. 9 I 8/83 des Rates über das 
gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen (ABI. Nr. L 220 vom 11.8.1983, S. 21), 
geändert durch: 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

385 R 1746: Verordnung (EWG) NT. 1746/85 der Kommission vom 26. Juni 1994 (ABI. 
NT. L 167 vom 27.6.1985., S. 23) . 

385 R 3399: Verordnung (EWG) Nr. 3399/85 der Kommission vom 28. November 1985 
(ABI. NT. L 322 vorn 3.12.1985, S. 10) , 

388 R 3893: Verordnung (EWG) Nr. 3893/88 der Kommission vom 14. Dezember 1988 
(ABI. Nr. L 346 vom 15.12.1988, S. 32) . 

389 R 1843: Verordnung (EWG) Nr. 1843/89'der Kommission vom 26. Juni 1989 (ABI. 
NT. L 180 vom 27.6.1989, S. 22) 

392 R 0735: Verordnung (EWG) NT. 735/92 der Kommission vom 25. März 1992 (ABI. 
Nr. L 81 vom 26.3.1992, S. 18). 
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· In Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 2 wird folgender Wortlaut eingefügt: 

" "Unesco-tavarat: tullittomuus jatkuu, edellyttäenettä aSetuksen (ETY) N:o 9] 8/83 57 
artiklan 2 kohdan ] alakohdan ehtoja noudatetaan, " , 

"UNESCO-varor: Fortsatt tullfrihetunder forutsättning att viII koren i artikel57~2 första, 
stycket iforordning (EEC) nr 918/83 uppfylls, ", . 

"UNESCO-varer: Fritaket opprettholdes forutsatt at artikkel 57 nr. 2 ffmte ledd I 

forordning (E0F) nr. 918/83 overholdes,", 

"Unesco-varor: Fortsatt tullfrihet under forutsättning att villkoien i artikel 57.2 första 
stycket i forordning (EEG) nr 918/83 uppfylls. "" 
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XIII. B. STEUERN 

1. }77 L0799: Richtlinie 77/799/EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 überd.ie gegenseitige 
Amtshilfe zwischen den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten im Bereichder direkten und 
indirekten Steuern (ABI. Nr. L 336 vom 27.12.1977"S. 15), geändert durch: 

179H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt ~er 
Republik Griechenland (ABI. Nt. L 291 vom 19.11.1971, S. 1) 

379 L 1070: Richtlinie 79/1 070lEWG des Rates vom 6. Dezember 1979 (ABI. Nr. L 331 
vom 27.12.1979, S. 8) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. N r. L 302 vom 15.11. 1985, 
S.23) 

392 L 0012: Richtlinie 92/12/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 (ABI. Nr. L76 vom 
23.3.1992, S. 1). 

a) Artikel 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,"(3) . Gegenwärtig sind die in Absatz 2 genannten Steuern insbesondere die folgenden: 

in Belgien: 

Impöt des personnes physiques/Personenbelasting 

Imp6t des societeslVennootschapsbelasting 

Impöt des personnes morales/Rechtspersonenbelasting 

Impöt des non-residents/Belasting der niet-verblijfhouders 

in Dtinemark: 

Indkomstskat til staten 

Selsskabsskat 

Den kommunale indkomstskat 

Den amtskommunale indkomstskat 

Folkepensionsbidragene 

S0mandsskat 

Densrerlige indkomstskat 

Kirkeskat 

Formueskat til staten 
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Bidrag til dagpengefonden 

. in Deutschland~· -

Einkommensteuer 

Körperschaftsteuer 

Vermögensteuer 

Gewerbesteuer 

Grundsteuer 

in Griechenland: 

~6poC; HuoöfllJ.(XTOC; CPV<1i.KWlI 7rPOUW7rWII 

~6poC; fLuoö~jJ.aTOC; POjJ.LKWP 7rPOUW7rWII 

~6poC; aKLIi~Tov 7rfpLovu[ac; 

in Spanien: 

Impuesto sobre la Renta de las Personas Hsicas 

Impuesto sobre Sociedades 

'Impuesto Extraordinario sobre el Patrimonio de las Personas Fisicas 

in Frankreich: 

lmpöt sur le revenu 

Impöt sur les societes 

Taxe professionnelle 

T~e fonciere sur Ies proprietes bäties 

Taxe foneiere sur les proprietes non bäties 

in Irland: 

Income tax 

Corporation tax 

Capitalgains tax 

Wealth tax 

in Italien: 
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Impostasul reddito delle persone fisiche 

Imposta sul reddito delle persone giuridiche 

lmposta loeale suiredditi 

in Luxemburg: 

Impot sur le revenu des perSonnes physiques 

Imp6t sur le revenu des collectivites 

Imp6t commercial communal 

Imp6t sur la fortune 

Imp6t foncier 

in den Niederlanden: 

Inkomstenbelasting 

Vennootschapsbel asting 

Vermogensbelasting 

in Norwegen: 

Skatt av alminnelig inntekt 

Skatt av personinntekt 

. Srerskatt pä inntekt av petroleumsutvinning og f0rJedningstransport 

A vgift pä honorarer til utenlandske kunstnere 

Trygdeavgift 

Formuesskatt 

in ÖSTerreich: 

Einkommensteuer 

Körperschaftsteuer 

Grundsteuer 

Bodenwertabgabe 

J , 

Abgabe von limd- und forstwirtschaftlichen Betrieben 

in. PQrtugal: 
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Contribui~ao predial 

Iinposto sobre a industria agrfcola 

Contribuic;äo industrial 

Imposto de capitais 

Imposto profissional 

Imposto complementar 

Imposto de mais-valias 

Imposto sobre 0 rendimento do petr6leo 

Os adicionais devidos sobre os. impostos precedentes 

in Finnland: 

Valtion tuloverotlde statliga inkomstskatterna 

Yhteisöjen tulovero/ink,omstskatten för samfund 

Kunnallisvero/kommunalskatten 

Kirkollisvero/kyrkoskatten 

. Kansaneläkevakuutusmaksu/folkpensionsförsäkringspremien 

Sairausvakuutusmaksu/sjukförsäkringspremien . . 

K9rkotulon Iähdevero/källskatten pä ränteinkomst 

R:ijoitetusti verovelvollisen lähdevero/lCällskatten för begränsat skattskyldig 

Valtion varallisuusvero/den statl iga förmögenhetsskatten 

Kiinteistövero/fastighetsskatten 

in Schweden: 

Den statliga inkomstskatten 

, Sjörnansskatten 

Kupongskatten 

Den särskilda inkomstskatten för utomlands bosatta 

. Den särskilda inkomstskatten för utomlands bosatta artister rn.f1. 

Den statl iga fastighetsskatten 
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Den kommunala inkomstskatten 

Förmögenhetsskatten 

im Vereinigten Königreich: 

Income tax 

Corporation tax 

Capital gains tax 

Petroleum revenue tax 

Development land tax ", 

b) Artikel 1 Absatz 5 erhält folgende Fassung: , 

"(5) Der Ausdruck "zuständigen Behörde" bedeutet: 

in Belgien: 

De Minister van financien oder sein Beauftragter 

Le Ministre des finances oder sein Beauftragter, 

in Dtinemark: 

Skatteministeren oder sein Beauftragter 

in Deutschland: 

Der Bundesminister der Finanzen oder sein Beauftragter 

in Griechenland: 

To T1fovp-ytJo OLKOVOjJ.LKWV oder sein Beauftrager 

in ,Spanien: 

EI Ministro de Ecönomfa y Hacienda oder sein Beauftragter 

in Fralfkreich: 

Le ministre de l'economie oder sein Beauftragter 

in Irland: 

TheRevenue Commissioners oder ihr Beauftragter 

in Italien: 

11 Ministro per le finanze oder sein Beauftragter 
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in Luxemburg: 

Le ministre de finance oder sein Beauftragter 

in den Niederlanden: 

De minister van financien oder sein Beauftragter 

in Norwegen: 

Finans- og tollministeren oder sein Beauftragter 

in Österreich: 

Der- Bundesminister für Finanzen odetsein Beauftragter 

in Ponugal: . 

o Ministro das Financ;as oder sein Beauftragter 

in Finnland: 

Valtiovarainministeriö oder sein Beauftragter 
Finansministeriet oder sein Beauftragter 

in Schweden: 

Ministern med ansvar för skattefrägor oder sein Beauftragter 

im Vereinigten Königreich: 

The Commissioners of Customs and Excise oder ihr Beauftragter für Auskünfte im Bereich 
der Mehrwertsteuer und der Verbrauchsteuern, 

The Commissioners of Inland Revenue oder ihr Beauftragter für alle sonstigen Auskünfte. " 
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2. 378 L 1035: Richtlinie 781l035/EWG des Ratesvo·m19. Dezember '1978 ". über die 
Steuerbefreiungen bei der Einfuhr von Waren in KJeinsendungen nichtkommerzieller Art mit 
Herkunft aus Drittjändern (ABI. Nr. L366 vom28.12.1978, S. 34), geändert durch: 

385 L 0576: Richtlinie 85/576/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 (ABI. Nr. L 372 
vom 31.12.1985, S. 20). -

Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel J a 

In Abweichung von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a dritter Gedankenstrich darf Norwegen seine 
vor dem Beitritt geltenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften über Kleinsendungen von Waren 
von Svalbard zum norwegischen Festland anwenden, sofern die in Norwegen vor dem Beitritt 
bestehende Regelung günstiger war als die gemeinschaftliche Regelung über Einfuhren der 
be!reffenden Waren von Svalbard in das Steuergebiet Norwegens im Sinne von Artikel 3 der 
Richtlinie 77/388/EWG des Rates in der Fassung der Beitritts:ik:te Norwegens." 

3. 383 L 0181: Richtlinie 83/181/EWG des Rates vom 28. März 1983 zur Festlegung des 
Anwendungsbereichs von Artikel 14 Absatz J Buchstabed der Richtlinie 77/388/EWG. 
hinsichtlich der Mehrwertsteuerbefreiung bestimmer endgültiger Einfuhren von Gegenständen 
(ABI. Nr. L 105 vom 23.4.1983, S. 38), geändert durch: 

389 L 0219: Richtlinie 89/219/EWG des Rates vom 7. März 1989 (ABI. Nr. L 92 vom, 
5.4.1989, S. 13). 

Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 9 a 

In Abweichung von den Artikeln 3 und 7 darf Norwegen seine vor dem Beitritt geltenden 
innerstaatliche Rechtsvorschriften über persönliches Eigentum im Zeitpunkt der Verlegung des 
gewöhnlichen Wohnsitzes von Svalbard auf das norwegische Festl<ind, anwenden, sofern die vor 
dem Beitritt in Norwegen bestehende Regelung günstiger war als die gemeinschaftliche 
Regelung über Einfuhren der fraglichen Waren von Svalbard in das Steuergebiet Norwegens im 
Sinne von Artikel 3 der Richtlinie 77/388/EWG des Rates in der Fas.sung der Beitrittsakte 
Norwegens. " 

4;. 383 L 0182: Richtlinie 8311 82/EWG des Rates vom 28. März 1,983 über Steuerbefreiungen 
innerhalb der Gemeinschaft bei vorüb€rgehender Einfuhr bestimmter Verkehrsmittel (ABl. Nr. 
L 105 vom 23.4.1983, S. 59), geändert durch: 

185 I: Akte über die Bedingungen ~es Beitritts und die Anpassungen der Verträge - Betritt 
des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik~ (ABI. Nr. L 302 vom 
15.11.1985, S. 23). 
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'. 

Der Anhang erhält folgende Fassung: 

"ANHANG 

Verzeichnis der Steuern 
nach Artikel 1 Absatz, 1 zweiter Gedankenstrich 

BELGIEN 

Taxe de circulation sur les vehicules automobiles (Arrete royal du 23 novembre 1965 portant 
codification des dispositions legales relatives aux taxes assimilees aux impöts sur Jes revenus 
- Moniteur beIge du 18 jallvier 1966) 

Verkeersbelasting op de autovoertuigen (Koninklijk Besluitvan 23 november 1965 houdende 
codificatie van de wenelijke bepalingen betreft:ende de met de inkomstenbelastingen 
gelijkgestelde belastingen - Belgisch Staatsblad van 18 januari 1966) 

DÄNEMARK 

Vregtafgift af motorkßretßjer (LovbekendtgßreIse Nr. 163 af 31. marts 1993) 

DEUTSCHLAND 

Kraftfahrzeugsteuer (Kraftfahrzeugsteuer gesetz - 1979) 
Kraftfahrzeugsteu~r (Durchführungsverordnung - 1979) 

GRIECHENLAND -

T€A71 KUKAoctJOp{a~ (N .2367 /53 67rw~ taXVfL a~J1.Epa) 

/ 
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SPANIEN 

Tributos Locales sobre circulaci6n de vehfculos· autom6viles (establecido eil. base a la 
Ley 4J/1979,de 19 denoviembre, deBases de Regimen Local y"al Real Decreto 3 250/1976, 
de 30 de diciembre) . 

FRANKREICH 

Taxe differentielle sur ies vehicules a moteur (Loi N° 77-1467 du-30 docembre 1977) 

Taxe sur les vehicules d'une puissance fiscale superieure a 16CV immatricules dans la 
categorie des voitures particulieres (Loi de finances 1979 - Article 1007 du code general des 
impöts) 

IRLAND 

Motor vehicle excise duties (Finance (Excise duties) (Vehicles) Act 1952 as amended, and 
Section94, Finance Act 1973 as amended) 

ITALIEN 

Tassa sulla circolazione degli autoveicoli (fU delle leggi sulle tasse automobilistidie approvato 
con DPR N. 39 dei 5 febbraio 1953 e successive mod'ificazioni) 

LUXEMBURG 

Taxe sur )es vehicu)es automoteurs (Loi allemande du 23 mars 1935 (Kraftfahrzeugsteuergesetz) 
maintenue en vigueur par I'arrete grand-ducal du 26 octobre 1944, modifiee par la loi du 4 aout 
1975 et les reglements grand-ducaux du 15 septembre·1975 et du 31 octobre 1975 et du 31 
octobre 1975) 
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NIEDERLANDE 

Motorrijtuigenbelasting (wet op de motorrijtuigenbelasting 21 juli 1'966, Stb 332 - wet van 18 
deceinber 1969/Stb 548) 

NORWEGEN 

A vgift pA motorvogner (Lov av 19. juni 1959 ni. 2) 

ÖSTERREICH ' 

Kraftfahrzeug-steuer (BGBI. Nr. 449/1992) 

PORTUGAL 

Imposto sobre vefculos (Decreto-Lei N? 143/78, de 12 de Junho) 

Imposto de compensac;äo (Decreto-Lei N~ 354-A/82, de 9 deSetembro») 

FINNLAND 

Moottoriajoneuvovero/motorfordonsskatt (Laki moottoriajoneuvoverosta 722/66) 

SCHWEDEN 

Fordonsskatt (Fordonsskattelagen, 1988:327) 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Vehicle excise duty (Vehicles (Excise) Act 1971)". 
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5. 379 L' 1072: Achte Richtlinie 79/1072 EWG des Rates vom 6. Dezember 1979 zur 
Harmonisierung der Reehtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Verfahren 
zur Erstattung der Mehrwertsteuer an nicht im Inland ansässige, Steuerpflichtige (ABI. 
Nr. L 331 vom 27.12.1979, S. 11), geändert durch: 

185 I: Akte über die Bedingungen des Beitritts und die Anpassungen d.er Verträge .~ Beitritt 
des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 
15.11.1985,.S.23). 

a) Anhang C Buchstabe D erhält folgende Fassung: 

"D. Der Antrag ist bei den ~ständigen Behörden einzureichen, und zwar für 

Belgien: .............................................. . 

Dänemark: .................................. ".: ...... ' ..... . 

Deutschland: .................................... .' ...... . 

Griechenland: ........................................... . 

Spanien: ........................... ' ......... ' .......... . 

Frankreich: ............................................ . 

Irland: .... ' .......... ; ... ' .............................. ' 

Italien: .. ' ..... ' ........................................ '. 

Luxemburg: ........................ ~ .......... : ..... ' .. . 

die Niederlande: .................. ~ ...................... . 

Norwegen: 

Österreich: 

Portugal: 

- /Finnland: 

............................................ , ................................ .. 

.. .. .. .. .. .. 0" .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ~ .. .. .. .. • .. .. .. .. .. .. • .. .. .. .. .. ..... .. .. .. .. .. .. .. • • 

Schweden: ............................................. . 

das Vereinigte Königreich: 
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, b)' Anhang C Buchstabe I erhält folgende Fassung: 

/ 

\ 

"I. Der Antrag kann mehrere Rechnungen bzw. Einfuhrdokumente umfassen. Er muß 
jedoch für 19 .. einen MWSt"'Betrag von insgesamt mindestens 

BEF/LUF ... 
DKK .. . 
DEM .. . 
GRD .. . 
PTE .. . 
FRF ... . 
IEP .. . 
!TL .. 
NLG .. . 
NOK .. . 
ATS .. . 
ESP .. . 
FIM .. . 
SEK .. . 
GBP .. . 

betreffen, wenn der Vergütungszeitraum weniger als ein Kalenderjahr, jedoch 
mindestens drei Monate beträgt~ 

er muß einen MWSt-Betrag von insgesamt mindestens 

BEF/LUF ... 
DKK .. . 
DEM .. . 
GRD .. . 
PTE .. . 
FRF ... . 
IEP .. . 
lTL .. 
NLG ... 
NOK. .. 
ATS .. . 
ESP .. . 
FIM .. . 
SEK. .. 
GBP ... 

betreffen, wenn der Vergütungszeitraum ein Kalenderjahr oder weniger als drei Monate . ,; 

beträgt. " 

. ! 
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XIV. AUSBILDUNG 

363 D 0266: Beschluß 631266/EWG des Rates vom 2. April 1963 über die Aufstellung aIIgemeiner 
Grundsätze für die Durchführung einer gemeinsamen Politik der Berufsausbildung(ABI. Nr. 63 vom 
20.4.1963, S. 1338/63) und 363 X 0688: Satzung des Beratenden Ausschusses für die Berufsaus
bildung (63/688/EWG) vom 18. Dezember 1963 (ABI. Nr. 190 vo~ 30.12.1963, S.3090/63), 
geändert durch: 

- 368 D 0189: Beschluß 681189IEWG des Rates vom 9. April 1968 (ABI. Nr. L 91 vom 12.4.1968" 
S.26) . 

- 172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des . 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
(ABI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der· 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) . 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und dje Anpassupgen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanieri und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15".11.1985, S. 23). 

Artikel 1 Absatz 1 des Beschlusses 63/688/EWG erhält folgende Fassung: 

"(1) Der Beratend.e Ausschuß für die Berufsausbildung, eingesetzt gemäß dem vierten 
, Grundsatz des RatSbeschlusses vom 2. April 1963 über die Aufstellung allgemeiner Grundsätze für 
die Durchführung einer gemeinsamen Politik der Berufsausbildung, besteht aus 96 Mitgliedern, und 
zwar zwei Regierungsvertretern, zwei Vertretern der gewerkschaftlichen Arbeitnehmerverbände und 
zwei Vertretern der Berufsorganisationen der Arbeitgeber je Mitgliedstaat." 
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xv . STATISTIKEN 

1. 393 R 0696: Verordnung (EWG) Nr. 693/93 vom 15. März 1993 betreffend die statistischen 
Einheiteri für die Beobachtung und Analyse der Wirtschaft in der 'Gemeinschaft (ABI. Nr. L 76 
vorp 30.3.1993, S. I). 

" 

Im Anhang, Abschnit II Buchstabe B Geographisches Kriterium erhält der Textteil nach den 
Worten "in den Niederlanden" folgende Fassung: 

"kommune" j~ Norwegen, "Gemeinde" in Österreich, "concelho" in Portugal, "kunta/kommun" 
in Finnland, "primärkommun" in Schweden und "ward" im Vereinigten Königreich. 

2., 391 S '0612: Entscheidung 911612/EGKS der Kommission vom 31. Januar 1991 über die 
Kohlestatistiken (ABI. Nr. L 74 vom 20.3.1991, S. 1) 

Fragebogen Q60.A60 wird wie folgt geändert: 

Zeile 1.1: 
Nach "Niederlande" wird folgendes eingefügt: 
"N orwegen", "Österreich". 
Nach "Portugal" wird folgendes eingefügt: 
-"Finnland", "Schweden". 

3. 391 X 0141: Empfehlung 911l41/EGKS der Kommission vom 31. Januar 1991 über die 
Kohlestatistiken (ABI. Nr. L 74 vom 20.3.1991 ,S. 35) 

a) Die Fragebögen M30, M30a, A30, A30a, A30b, M4a, A40, A40a, Q611A61 werden wie 
folgt geändert: 

Zeile 1.1: 
Nach "Niederlande" wird folgendes eingefügt: 
'''Norwegen'', "Österreich". 
Nach "Portugal" wird folgendes eingefügt: 
"Finnland" ~ "Schweden". 

b) Die Fragebögen M40, A40, A40a werden wie folgt geändert: 

Zeile 1.2: 
"Österreich", "Norwegen", "Schweden" werden gestrichen: 

c) Die Fragebögen M50, A50, A50a und die Erläuterungen II zu den Fragebögen M50/ A50 zu 
den Zeilen i und 3 werden wie folgt geändert: . 

"EUR 12" wird durch "EUR 16" ersetzt. 
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4. 378-L 0546: Richtlinie 78/546/EWG des Rates vom 12. Juni 1968 zur Erfassung des GÜterkraft
verkehrs im Rahmen einer Regionalstatistik (ABI. NL L 168 vom 26.6.1978, S. 29), geändert 
durch: 

. ." . 
179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. NT. L302 vom 15.11.1985, 
S.23) , 

389 L 0462: Richtlinie 89/462/EWG des Rates vom 18. Juli 1989 (ABI. Nr. L 226 vom 
3.8.1989, S. 8). 

a) In Anhang II wird nach den die Niederlande betreffenden Angaben folgendes eingefügt: 

"Norwegen: 
Entscheidung ilber die NUTS-Einteilung steht noch aus (NUTS 2 verwenden) 
Österreich: 
Burgenland 
Niederösterreich 
Wien 
Kärnten 
Steiermark 
Oberösterreich 
Salzburg 
Tirol 
Vorarlberg" . 

und nach den Portugal betreffenden Angaben: 

"Finnland: 
Entscheidung ilber die NUTS.-Einteilung steht noch aus (NUTS 2 verwenden) 
Schweden: 
Entscheidung ilber die AVTS-Einteilung steht noch aus (NUTS 2 verwenden)" 

b) Anhang 1II wird wie folgt geändert: 

. Nach "Niederlande" wird folgendes eingefügt: 
"Norwegen", "Österreich". 
Nach "Portugal" wird folgendes eingefügt: 
"Finnland", "Schweden". 
"Österreich", "Norwegen", nSchweden~' und "Finnland" werden aus dem Verzeichnis der. 
Drittländer gestrichen. 
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5. 380 L 1119: Richtlinie 80/1119/EWG des Rates vom 17. November 1980 über die statistische 
ErfassungdesGüterverkehrs auf Binnenwasserstraßen (ABI. Nr. L 339 vom ]5.12.1980, S. 30), 
geändert durch: . . . 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, . 
S.23). 

a) In Anhang II wird nach den die Niederlande betreffenden Angaben folgendes eingefügt: 

"Österreich: 
Burgenland 
Niederösterreich 
Wien 
Kärnten 
Steiermark 
Oberösterreich 
Salzburg 
Tirol 
Vorarlberg" 

und nach den Portugal betreffenden Angaben: 

"Finnland: 
Entscheidung über die NUTS-Einteilung steht noch aus (NUTS 2 verwenden) 
Schweden: 
Entscheidung über die NUTS-Einteilung steht noch aus (NUTS 2 verwenden)" . 

b) In Anhang III wird das Verzeichnis der Länder wie fol&1ergänzt: 

i) Der erste Teil erhält folgende Fassung: 

"1. Länder der Europäischen Gemeinschaft 

01. Belgien 
02: Dänemark 
.03. . Deutschland 
04. Griechenland 
05. Spanien 
06. Frankreich 
07. Irland 
08. Italien 
09. Luxemburg 
10. Niederlande 
11. Norwegen 

, 
12. Österreich 
13. Portugal 
14 . Finnland 
15. .schweden 
16. Vereinigtes Königreich" . 

-' 

. ii) In Teil III wird "Österrreich" gestrichen und die Nummern 13 bjs 2S werden zu den 
Nummer~117 bis 28. 
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c) In Anhang IV, Tabellen 7a, 8a und 8b wird die Überschrift "EUR 12" ersetzt durch 
"EUR 16" und die Spalte "A" wird unter der Überschrift "EUR 16" nach "L" eingefügt. 

d) In Anhang IV, Tabellen 10a und lOb wird in der linken Spalte die Überschrift "EUR 12" 
ersetzt durch "EUR 16". 
Nach "Niederlande" wird folgendes eingefügt: 
"N orwegen", "Österreich". 
Nach Portugal wird folgendes eingefügt: 
"Finnland", "Schweden". 
Die nachfolgende Erwähnung Österreichs wird gestrichen. 

6. 380 L 1177: Richtlinie 80/1177/EWG des Rates vom 4. Dezember 1980 über die. statistische 
Erfassung des Eisenbahn-Güterverkehrs im Rahmen einer .Regionalstatistik (ABI. Nr. L 350 vom 
23.12.1980, S.' 23), geändert durch . 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spaniell und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23). 

a) Artikel 1 AbsatZ 2 Buchstabe a wied wie folgt ergänzt: 

"ÖBB: Österreich ische Bundesbahnen .. 
VR: V altionrautatiet/Statsj ärnvägarna 
NSB: Norges Statsbaner 
SJ: Statens järnvägar" 

b) In Anhang II wird nach den die Niederlande betreffenden Angaben folgendes eingefügt: 

"Nonvegen: 
Entscheidung über die NUTS-Einteilung steht noch aus (NUTS 2 verwenden) 
" Österreich: 
Burgenland 
Niederösterreich' 
Wien 
Kärnten 
Steiermark 
Oberösterreich 
Salzburg 
Tirol 
Vorarlberg" 

und nach den Portugal betreffenden Angaben: 

"Finnland: 
Entscheidung über die NUTS-Einteilungsteht noch aus (NUTS 2 verwenden) 
Schweden: 
Entscheidung über die NUTS-Einfeilung steht noch aus (NUTS 2 verwenden)". 
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c) In Anhang III wird das Verzeichnis der Länder wie folgt ergänzt: 

Teil I erhält folgende Fassung: 

"I. Länder der Europäischen Gemeinschaft 

01. Belgien 
02. Dänemark 

. OJ. DeutschJand 
04. Griechenland 
05. Spanien 
06. Frankreich 
07. Irland 
08. Italien 
09. Luxemburg 
10. Niederlande 
11. Norwegen' 
12. Österreich 
13. Portugal' 
14 .. Finnland 
15. Schweden 
16. Vereinigtes Königreich". 

In Tei!II wird "Österrreich", "Norwegen", "Schweden" und "Finnland" gestrichen und die 
Nummern 13 bis 28 werden zu den Nummern 17 bis 28. 
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-
XVI. VERBRAUCHERSCHUTZ 

392 X 0579: Empfehlung 92/579/EWG der Kommission vom 27. November 1992 überdie Schaffung 
von Infrastrukturen zurIdentifIzierung gefährlicher Produkte an den Außengrenzen (ABI. Nr. L 374 
vom 22.12.1992, S. 66) 

Unter Punkt V Nummer 4 wird folgendes angefügt: 

"- Vaarallinen tuote - ei saa laskea vapaaseen liikkeeseen. Suositus 92/579/ETY" 

- Farlig produkt - ikke godkjent for fri omSetning. Rekommandasjon 92/579/E0F" 

- Farlig produkt - ej godkänd rör fri umsättning. Rekommendation 92/579/EEG". 

AA-AFNS 3 FINAL - 419 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 515 von 728

www.parlament.gv.at



XVll. STRUKTUR- UND REGIONALPOLITIK 

388 R 2052: Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates vom ~24. Juni 1988 über Aufgaben und 
EffIzienzder Strukturfonds und über die Koordinierung ihrer lnten,rentionen untereinander sowie mit 
denen der Europäischen Investitionsbank und der anderen vorhandenen Finanzinstrumente (ABI. Nr. 
L 185 vom 15.7.1988, S. 9), zuletzt geändert durch: 

.;.' 393 R 2081: Verordnung (EWG) Nr. 2081/93 des Rates vom 20. Juli 1993'(ABI. Nr. L 193 vom 
31.7.1993, S. 5). 

1. Dem Artikel 12 Absatz 1 werden folgende Unterabsätze angefügt: 

"Wie in Anhang III festgelegt, betragen die,zusätzlichen Mittel für die vier neuen Mitgliedstaaten 
für 'die Ziele 1 bis 5b im Zeitraum 1995 bis 19994775 Millionen ECU in Preisen von 1995. 

Die jährliche Aufteilung dieser Mittel ergibt ,sich aus Anhang III. 

2. In Anhang I wird folgende Eintragung hinzugefügt: 

"ÖSTERREICH: Burgenland". 

3. Folgende Tabelle wird als Anhang III hinzugefügt: 
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"ANHANG IIJ 

Als Hinweis dienende Mittelaufteilung für die neuen Mitgliedstaaten 

(Mio. ECU zu Preisen von 1995) 

1995 1996 1997 1998 1999 1995-1999 

Strukturfonds 908 934 956 978 999 4775 
(Ziele Nr. 1 bisNr. 5b) 
und FIAF . 

~ 

davon: 

Österreich 308 317 325 332 341 1623 
Finnland . 225 233 239 245 251 1193 
Norwegen 148 151 154 157 159 769 
Schweden 227 233 238 244 248 1190 

-. 

z_E. Ziel Nr. I-Regionen 32 34 37 39 42 

1. Diese Zahlen dienen lediglich als Hinweis. Die tatsächliche Mittelzuweisung für jedes eillfelne 
Ziel wird hinsichtlich der derzeitigen Mitgliedstaaten durch Anwendung der Verordnung über 
den Strukturfonds festgelegt. 

2. Diese Zahlen beinhalten Mittelbindungen für Pilotprojekte; innovative Aktion, Studien und 
Gemeinschaftsinitiativen gemäß Artikel 3_ und Artikel 12 Absatz 5." 
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XVIII. VERSCHIEDENES 

EWG-Rechtsakte 

358 R 0001: Verordnung Nr. 1 des Rates vom 15. April 1958 zur Regelung der Sprachenfrage für 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (ABI.. Nr. 17 vom 6.10.1958, S. 385/58), geändert durch: 

- 172 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge ~ Beitritt des 
. Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und 

Nordirland (ABI. NT. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

- 179 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge,. Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. NT. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

- 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt. des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, S. 23). 

a) Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 1 

Die Amtssprachen und die Arbeitssprachen der Organe der Gemeinschaft sind Dänisch, 
Deutsch, Englisch, Finnisch, Französisch, Griechisch, Italienisch, Niederländisch, 

. Norwegisch, Portugiesisch, Schwedjsch und Spanisch." 

b) Artikel 4 erhält folgenpe Fassung: 

"Artikel 4 

Verordnungen und andere Schriftstücke von a1Igemei!ler Geltung werden in den zwölf 
Amtssprachen abgefaßt." 

c) Artikel 5 erhält folgende ·Fassung: 

"Artikel 5 

Das Amtsblatt der EuropiÜsclzen Gemeinschaften erscheint in den zwölf Amtssprachen. tI . 
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EURATOM-Rechtsiikte 

358 R 5001(01):, Verordnung Nr. 1 des Rates vom 15. April 1958 zur Regelung der Sprachenfrage 
für -die Europäische Atomgemeinschaft (ABI. Nr. 17 vom 6.10.1958,S. 401/58), geändert durch: 

- 1 85 I: Akte über die Bedingungen des Beitritts und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Re~ublik (ABl. Nr. L 302 vom 15.11.1985, S. 23). 

a) Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 1 

Die Amtssprachen und die Arbeitssprachen der Organe der Gemeinschaft sind Dänisch, Deutsch-, 
Englisch, Finnisch, Französisch, Griechisch, Italienisch, Niederländisch, Norwegisch, 
Portugiesisch, Schwedisch und Spanisch." 

b) Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 4 

Verordnungen und andere Schriftstücke von allgemeiner Geltung werden in den zwölf 
Amtssprachen abgefaßt." . 

c) Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 5 

Das Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften erscheint in den zwölf Amtssprachen." . 
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VERHANDLUNGEN ÜBER DEN BEITRITI 
ÖSTERREICHS, FINNLANDS, NORWEGENS uND SCHWEDENS 

ZUR EUROPÄISCHEN UNION 

Brüssel, den 12. April 1994 

AA-AFNS4 
final 

REDAKTIONSAUSSCHUSS FÜR DEN ENTWURF 
, DER BEITRITTS AKTE 

Betrifft: Beitrittsakte . 
Anhänge II bis XIX 

Die Delegationen erhalten nachstehend die Anhänge 11 bis XIX der Beitrittsakte; nach Überar!?eitung 
durch die Rechts- und Sprachsachverständigen. 
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ANHANG II 

Liste nach Artikel 30 der ßeitrittsakte 

I. HANDELSPOLITIK 

1: 394 R-0517: Verordnung (EG) Nr. 517/94 des Rates vom 7. März 1994 über die gemeinsame 
Regelung der Einfuhren von Textilwaren aus bestimmten Drittländern, die nicht unter bilaterale 
Abkommen, Protokolle, andere Vereinbarungen oder eine spezifische gemeinschaftliche 
Einfuhrregelung fallen (ABI. Nr.L 76 vom 10.3.1994, S. 1). 

Anhang III A ist durch die Angabe der Erzeugnisse mit Ursprung in nicht in Anhang 11 
aufgeführten Ländern- zu ergänzen, für die die Überführung in den freien Verkehr am 
31. Dezember 1993 in den neuen Mitgliedstaaten mengenmäßigen Beschränkungen unterlag. 
Infolgedessen ist die Formulierung "gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 288/82"in Artikei 2 
Absatz 1 dritter Gedankenstrich zu streichen. ' 

Schweden: 

Wo angemessen, sind die Tabellen in Anhang III B, Anhang IV und Anhang VI anzupassen, um 
die neuen Höchstmengen anzugeben, die den bestehenden Handelsbeziehungen Schwedens 
Rechnung tragen. 

-Österreich, Norwegen und Finnland: 

Wo angemessen, sind die Tabellen in Anhang III B, Anhang IV und Anhang VI anzupassen, um 
die neuen Höchstmengen anzugeben, die dem Beitritt Österreichs, Norwegens und Finnlands 
Rechnung tragen. 

2. 392 R 3951: Verordnung (EWG) Nr. 3951/92 des Rates vom 29~ Dezember 1992 über die' 
Einfuhrregelung für bestimmte Textilwaren mit Ursprung in Taiwari (ABI. Nr. L 405 vom' 
31.12.1992, S. 6), geändert durch: 

394 R 217: Verordnung (EG) Nr. 217/94 vom ,24. Januar 1994 (ABI. Nr. L 28 vom 
2.2.1994, S. 1). 

Schweden 

Falls angemessen, sind die Tabellen in Anhang II anzupassen, um die neuen Höchstmengen 
anzugeben, die den bestehenden Handelsbeziehungen des Königreichs Schweden Rechnung tragen. 

-
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Österreich, Norwegen und Finnland: 

Falls angemessen, sind die Tabellen in Anhang II anzupassen, um die neuen Höchstmengen 
anzugeben, die dem Beitritt Österreichs, Norwegens und Finnlands Rech~ung tragen. . 

11. FISCHEREI 

.1. 392 R 3759: Verordnung (EWG) Nr. 3759/92 des Rates vom 17. Dezember 1992 (ABI. Nr. 
L 388 vom 31.12.1992, S. 1). 

Die an den Anhängen I und VI dieser Verordnung vorzunehmenden Änderungen mit dem Zweck, 
neue Fischarten aufzunehmen, werden während der Interimszeit auf Vorschlag der Kommission' 
vorgenommen; dabei werden die von den Mitgliedstaaten der Union sowie den Beitrittsstaaten zu 
liefernden Daten berücksichtigt.' 

Die an Artikel 5 vorzunehmende Änderung mit dem Zweck, die Mitgliedstaaten zu ermächtigen, 
ausschließliche Erze~gerorganisationen anzuerkennen, werden während der Interims~eit auf 
Vorschlag der Kommission vorgenommen. 

2. 393 R 2210: Verordnung (EWG) Nr. 2210/93 der Kommission vom 26. Juli· 1993 über 
Mitteilungen im Rahmen der gemeinsamen Marktordnung für Fischereierzeugnisse und 
Erzeugnisse der Aquakultur (ABI. Nr. L 191 vom 6.8: 1993, S. 8) 

Vor dem Beitritt wird nach dem entsprechenden Verfahren eine Liste der repräsentativen Märkte 
und Häfen erstellt. 

( 

AA-AFNS 4 FINAL D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)522 von 728

www.parlament.gv.at



ANHANG 111 

Bestimmungen nach Artikel 32 der Beitrittsakte 

1. ~76 L 0116: Richtlinie 76/1167EWG des Rates vom 18. Dezember 1975 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Düngemittel (ABI. Nr. L 24 vom 30.1.1976, S. 21), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 93/69/EWG der Kommission vom 23. Juli 1993 (ABI. Nr. 
L 185 vom 28.7.1993,S. 30). 

Artikel 7, insofern als der Cadmiumgehalt von Düngemitteln und die Kennzeichnung dieses 
Gehalts betroffen sind. 

2. 391 L 0157: Richtlinie 91/157/EWG des Rates vom 18. März 1991 über gefahrliche Stoffe 
enthaltende Batterien und Akkumulatoren (ABI. Nr. L 78 vom 26.3.1991, S. 38), zuletzt geändert 
durch die Richtlinie 93/86/EWG der Kommission vom 4. Oktober 1993 (ABI. Nr. L 264 vom 
23.10.1993, S. 51). 

Artikel 9, hinsichtlich des Queeksilbergehalts von Alkali-Mangan-Batterien, einschließlich 
Knopfzellen-Batterieh nach Artikel 3 Absatz 1. 

3.-367 L 0548: Richtlinie 67/548/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor
schriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefahrlicher Stoffe (ABI. Nr. L 196 
vom 16.8.1967, S. 1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 931101lEWG der Kommission vom 
11. November 1993 (ABI. Nr. L 13 vom·15.1.1994, S. 1). 

a) Artikel 30 in Verbindung mit den Artikeln 4 und 5, hinsichtlich der 

i) Anforderungen an die Einstufung, Kennzeichnung und/oder besonderen Konzentrations
grenzwerte für d-ie Stoffe oder Stoffgruppen, die in Anhang I der Richtlinie und in der 
beigefügten Anlage Aaufgeführt sind, insofern als Norwegen die Verwendung, anderer 
Einstufungen, Kennzeichnungen und/oder besonderer Konzentrationsgrenzwerte für diese 
Stoffe verlangen kann. 

ii) Kriterien für die Einstufung und Kenilzeichung krebserregender Stoffe gemäß AnhangYI 
Nummer 4.2.1 der Richtlinie, insofern als Norwegen die Verwendung anderer Kriterien 
für die Einstufung sowie andere Anforderungen für die Verwendung bestimmter R-Sätze 
verlangen kann. . 
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. b) Artikel 30 in Verbindung mit den Artikeln 4 und 6 der Richtlinie,hinsichtlichder Anforde
rungen an die Einstufung, Kennzeidlnung und/oder besonderen Konzentrationsgrenzwerte der
Stoffe oder S toff gruppen , die nicht in Anhang I der Richtlinie aufgeführt, aber in der 

. beigefügten Anlage B enthalten sind, insof~rn als Norwegen die. Verwendung von 
EinstUfungen, Kennzeichnungen und/oder Konzentrationsgrenzwerten für diese Stoffe 
verlangen kann. 

c) Artikel 30 in Verbindung mit Artikel23 Absatz 2 Buchstabe.d der Richtlinie, insofern als 
Norwegen die Verwendung eines zusätzlichen 'nicht in AnhangIlI der Richtlinie aufgeführten 
R-Satzes ("R~215")verlangen kann. 

d) .Für Stoffe, die. unter die vorstehenden Buchstaben a· und c fallen, die' Bestimmungen des 
Artikels 23 Absatz 2 der Richtlinie, wonach der Vermerk "EWG-Kennzeichnung" zu 
verwenden· ist. 

4. 388 L 379: Richtlinie 88/379/EWG des Rates vom 7. Juni 1988 zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
gefährlicher Zubereitungen (ABI. Nr. L 187 vom 16.7.1988, S. 14), zuletzt geändert durch 
Richtlinie 93/18/EWG vom 5. April 1993 (ABI. NT. L 104 vom 29.4.1993, S. 46). 

a) Ärtikel 13 in Verbindung mit den Artikeln 3 und 7, hinsichtlich der Zuber~itungen, die Stoffe 
im Sinne von Numnier 3 Buchstaben a, bund c dieses Anhangs enthalten . 

. b) Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe b,hinsichtlich Untersuchungen von Zubereitungen betreffend 
die sensibilisierenden Wirkungen. 

5. 378 L 0631: Richtlinie 78/631/EWG des Rates' vom 26. Juni 1978 zur Angleichung der 
Recntsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und ~ennzeichnung 
gefährlicher Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmittel (ABI. Nr. L 206, vom 29.7.197&, S. 
13), zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/32/EWG des Rates vom 30. Apri11992 (ABI. Nr. 
L 154 vom 5.6.1992, S. 1). . 

6. 391 L 0414: Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über dasInverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (ABI. Nr. L230 vom 19.8.1991, S. 1) 

Artikel 15 und 16- Buchstabe f, sofern diese Vorschriften über Einstufung und Kennzeichnung 
Bezug nehmen auf die Richtlinie 78/6311EWG des Rates vom 26. Juni 1978 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
geflilirlicher Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmittel (ABI. Nr. L 206 vom 29.7.1978, 
S. 13), zuletzt, geändert durch die Richtlinie 92/32/EWG des Rates vom 30. April 1992 
(ABI. Nr. L 154 vom 5.6.1991, S. 1). 
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NAME 

Ethylacrylate 

Toluol-2,4-dissocyanate 

Toluol-2,6-dissocyanate 

Dinitrotoluol (alle Isomeren) 

Methylbromid 

Calciumchromat 

Quecksilber, organische und 
anorganische Verbindungen 

Terpentin 

Bariumchloride 
(Bariumsalze ... ) 

n-Hexan 

Vanadiumpentoxid 

AA-AFNS 4 FINAL 

ADIage A . 

. EWG Nr. 

607-032-00-X 

615-006-00-4 

615-006-00-4 

609-007-00-9 

602-002-00-2 

024-008-00-9 

080-002-00-6 
080-O04~00-7 

650-002-00~ 

056-002-00-7 

601-037-00-0 

023-001-00-8 
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NAME 

Bariumchromat 

N-Phenyl-2-naphthylamin. 

Benzpyren 

Chrysen 

Teeröl 

. Inden(1,2,3-cd)pyren 

Kobalt(-II-)chlorid . 

Köbalt(-II-)sulfat 

Nickelchlorid 

N-Phenyl-N' -Isopropyl-p-phenylen-diamin 

Tetramethylthiurammonosulfid 

Chloroacetaldehyd 

AA-AFNS 4 FINAL 

Anlage B 

7 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)526 von 728

www.parlament.gv.at



. ----- --------------------------~------------,-

ANHANG IV 

. Liste nach Artikel 39 Absatz 1 der Beitrittsakte 

Name des· Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf- Tonnage .Maschinen-
Kennzeichen . . Zeichen leistung 

1969 1948 
(Os)o) (London) 

./ 

FlSCHEREIFABRZEUGE FÜR DEN DE!\ffiRSALEN FANG. 

A) Fischereifahrzeuge über 200 GT 

SYLTEFJORD F-I-BD LNYG 299 1103 

KJOELLEFJORD F-I-LB LLSV 297 1103 

IERGUL F-2-H LGEB 299 882 

V ADSOEIENT A F-2-VS - LHNX 299 1103 

BERLEV AAGFISK 1 /' F-5-B LMET 299 882 

BARENSTRAAL F-7-M JXBW 415 191 730 

PERSFJORD F-lO-BD IXQS 299 1103 

NORDFIORDTRAAL F-24-BD LMSR 299 919 

KJELSVIK F-26-LB JXPS 321 i24 691 

KIOELNES F-32-NK LMQO 297 882 

DOGGI F-42-H LUJ 297 882 

KERAK F-50-V LJBE 296 1103 

NORDKYN PIONEER F-53-G· UMS 263 551 

RAIRO F-69-H -LLAX 299 882 

STALLO F-84-H IXTZ 299 882 

SKAIDI F-86-H LNMY '299 882 

GARGIA F-87-H IWWB 678 299 1617 

ODD ERIK F-90-BD JXAX 236 236 486 

KONGSFJORD F-I00-BD IXMG 1662 499 2427 

RISTON F-136-HV LATR 296 1066 

REMOEYTRAAL F-220-BD JXOK 999 499 1838 

KVITSJOEN F-600-M LeHR 552 3278 

JOHN ERIK H-7-B LEQI 492 1199 
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Name des Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf- Tonnage Maschinen-
Kennzeichen Zeichen 

1969 1948 
leistung 

(Oslo) . (London) 

LOENNING JUNIOR H-18-B LGUU 336 248 460 

SJOEMANN H-20-B LCGR 285 184 786 

EIDEFISK H-21-B LHTK 334 169 735 

FAIRY H-50-B LEHD 282 199 852 

TELAVAAG H-59-S LFNB 261 159 889 

KLIPPSTEIN H-64-B LCLC 280 187 460 

BOEMMELFISK H-166-B LGMS 251 250 507 

HORDAGUTT H-220-B LIUL 271 270 507 

TRYGVASON H-310-B LMPP 257 168 790 

VOLSTAD VIKING M-I-A LAIR 1593 1150 .. 2574 

OTTOWATHNE M-I-H LHBL 299 1176 

TAMPEN M-I-HD LAOW 1806 3000 

HOPEN M-I-HOE LADD 689 2280 2940 

VAREGG M-I-VD JXWX 1621 799 2647 

SKARHAUG M-2-H LAQE- 347 173 441 

SKARHEIM M-8-A LUU 761 .496 735 

SOUffilM SENIOR· M-8-F LAHE 213 625 

SYNSRAND M-8-S0E LAUS 264 728 . 

VARAK M-9-A LNOA 297. 1103 

KVALSKJAER M-9-HOE UKG 299 224 853 

GEIR M-12-H LAQS 538 172 808 
~" 

TORE JUNIOR M-15-G LFWZ 216 189 581 

LEINEFISK M-15-HOE LAGH 566 176 674 

FLUD M-16-HOE JWOM 308 507 

LANGVIN M-19-A JXSZ 1718 797 294CJ 

. LORAN M-19-G LANJ 465 466 610 

VOLSTAD M-20-A JXVF 2412 1113 3000 

KJALKEN M-22.:.HOE . JWV(: 317 588 

GRANIT M-23-VD JXJU 1345 499 2250 

NY-ARGO M-24-G LCKU 205 205 368 
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Name des Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf- Tonnage . Maschinen~ 
Kennzeichen Zeichen 

1948 
leistung 

1969 
(Oslo) (London) 

BJOERNHOLM M-25-S LMCF 289 189 570 

'SVANODD M-26-HOE LAXT 300 900 

HOLBERG M-28-S LATX 995 422 882 

KVALSVIK M-29-HOE JWSC 330 882 

MALEBUEN M-44-F, "LNZW 225 264 367 

ARCTIC M-32-VD LHIY 456 1323 

TORBERG M-35-G LGQK 328 827 

ROALDNES M-37~G LMNL 310 1456 

KARL VADOEY M-44-U JXWB 465 181' 636 

STALBJOERN M-49-F LAHZ 566 176 790 

M0RETRAL M-50-H LNIF 298 298 1102 

HUSOY M-50-S0E LAVX 354 249 441 

VESTLINER M-55-VN LEZS 295 173 441 

KVALSTEIN M-58-HOE LDQV 298 267 827 

NORDOEYTRAAL M-59-H LHWR 413 1103 

OYLINER M-61-AY LETQ 391 209 441 

GUNNARSON M-70-M 240 588 

GEIRPEDER M-71-H LAUE 271 156 330 

SKJONGNES M-72-G LCBG 296 1176 

PERO M-81-VD LMJF 1499 784 1911 

RAMOEN M-83-VD LEQB 2487 3375 

BJOERNOEY M-84-VD JXTY 1565 654 2427 

BROEGG M-85-H LAQT 515 199 1059 

VONAR M-88-S0E UNQ . 306 172 525 

SKAREGG M-89-G LAPQ _ 499 199 1471 

SANDEV AERING M-91-S LKMX 230 229 368 
./ 

-HOEGSTEIN . M-98-G JXIT 425 126 678 

JUVEL M-I02-S LAMY 2487 1312 3309 

SEIR M-I04~l:i JXDZ 362 400 

KORALEN M-I06-H JXNV 1932 499 2647 
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Name des Fischereüahrzeugs Äußeres Ruf- Tonnage Maschinen-
Kennzeichen Zeichen 

1969 1948 
leistung 

(Oslo) . (London) 

BRIM0Y M-106-S JWZX 263 263 375 

SOLSKJAER M-107-G LNYK 297 882 

BJ0RNHAUG M-I09~H UOK 245 100 294 

SOL0YVAG M-112-F LNCL 243 148 588 

FURNESTRAAL M-116-G LJBT- 238 827 

ROSUND M-117-G LNWV 958 499 1654 

SAETRING M-123-G LHAH 374 208 514 

HAVBRYN M-125-H JXJQ 1591 2206 

HUSBY SENIOR M-130-AV LCGZ 703 790 

ELDORADO M-132-SK JWNB 272 168 , 404 . 

BRATTEGG M-133-G JXQN 1630 594 2206 

HUSBY M-140-AV LIAQ 374 215 ' 551 

SJARMOER · M-142-A LNWO 143 368 

TENOR M-158-A LALU 295 914 3366 

ST AALEGG-SENIOR M-165-S LHOK 215 514 

KATO M-192-S0E LUC . 240 225 551 

ULLA M-196-S0E LGGD 186 337 507 

GA YSER SENIOR · M-202-H LMTR 323 323 485 

KAP FARVEL · M-206-H LCKT 453 1103 

HOLMINGEN M-218-SM LKPX 84 323 

NYVOLL SENIOR M-225-G LALS 271 171 404 

HAVSTRAND M-225-H JXUS 2066 1086 2647 

GOLLENES M-276-HOE JWTN 422 1051 

ELDBORGTRAAL M-292-A JXQZ 2136 496 2942 

LEINEBRlS M-555-HOE JWNF 492 137 569 

. BOETRAAL IV N-I-BOE LHLU 465 1323 

LOFOTTRAAL 1 N-I-VV JWQR 297 1103 

LOFOTTRAAL 2 N-2-VV LKSA 299 1103 

BALLSTAD N-3-VV UIF 296 1323 

VESTV AAGOEY N-4-VV JWZT 297 1103 

AA-AFNS 4 FINAL 11 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)530 von 728

www.parlament.gv.at



Name des Fiscbereifahrzeugs Äußeres Ruf- Tonnage Maschinen-

Kennzeicben zeicben 
1969 1948 

leistung 

(Oslo) (London) 

VAAGAMOT N-6-VV LCKM 299 1323 

ANDENESFISK TI N-8-A JXRD 1659 .495 2206 

LOFOTTRAAL m N-ll-VV LAPE J196 2052 

BAARAGUTT N-14-TS LGUP 293 162 335 

ROESTNESV AAG N-14-VV LEDC 298 1168 

NORDTlND N-15-H LNMM 1103 

ST AALEGG JUNIOR N-15-VV LGSA 310 146 625 

R0STFISK N-25-RT LAHT 277 214 393 

VESTTIND N-32-H LNNS 291 1103 

SORTLAND· N-40-H LAOJ 296 1323 

STAALTIND N-52-H LKON 497 1294 

ISFJORD N-lOO-OE JWZF 299 299 992 

KIRKOEY N-110-0E LCZG 580 297 882 

MYREFISK TI N-120-0E LGBZ 485 1544 

BOETRAAL3 N-152-BOE LAQA 298 1103 

PRESTFJORD N-200-0E JXNA 1659 495 2206 

ANDOEYBUEN N-215-A JXIL 609 298 1103 

ANDOEYTIND N-230-A LHFO 299 1323 

BLEIKSOY N-260-A JXPQ 223 448 

ANDENESFISK I N-431~A LLOW 599 298 1103 

OEKSNESFISK 1 N-440-0E LMZS 298 1103 

VIKNAFISK NT-40-V LKRP 319 191 423 

BREISTRAND N-445-0E LMTC 299 299 1123 

NAJADEN R-7~K LAFB 166 404 

RYVING R-9-K LNTK 299 299 882 

KONGSTEIN R-17-ES LGTS 296 661 

ANNE KRlSTIN R-19-ES LEUC 264 264 485 

THOR ERLING R-20-ES LHAG 249 164 595 

VEATRAEL R-21-K LCFW 242 617 

TONNY R-22-HA LDVR 297 294 1080 

AA-AFNS 4 FINAL 12 - D 
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Name des Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf- Tonnage Maschinen-
Kennzeichen Zeichen , 1948 leistung 

1969 
(0510) . , (London) 

SIREV AAGSBUEN R-30-HA LGHH , 217 217 809 

PATCHBANK R-30-K LKAJ 341 236 606 

TRAAL R-31-K LALl· 276 240 1080 

OESTREM R-34-U JXJH 319 176 625 

LEANJA R-39-K JXTB 247 1011 

TUMLAREN R-44-K LARW 265 156 853 

MARANDI R-55-ES JWLW 236 246 625 

LEIK R-65-K LFUI 286 1029 

NADIR R-66-K LDNK 286 , 186 706 

SILVER R-71-U LLTJ 291 160 661 

RIGU R-146-ES JXDY 220 625 

BENTIN R-219-K LAll- 235 404 

NORDSJOETRAAL R-230-K LHFQ ·210 136 625 

HENK SENIOR R-260-ES LAWG 552 3309 

MOSTEIN R-370-K UXH 286 170 441 

LINGBANK R-510-K LNWW 214 149 566 

ARIZONA R-673-K LKSZ 363 235 975 

KRYSSGRUNN R-717-K JXQJ 226 170 625 

HAASTEIN R-737-K . LGQU 214 294 593 

ANDAVAAG SF-I-F LEDT 144 382 

NYE RINGBAS SF-I-V LGDT 379 269 '514 

STAALSUND SF-5-S LEKF 203 202 367 

SJOEVAER SF-6-A LALK 562 172 672 

FORDE SF-6-B LMHQ 402 241 483 

AARSHEIM SENIOR SF-6-S LLBC 298 507 

MAALOEYSUND SF-6-V LEJZ 354 192 485 

'HAUGEFISK SF-7-B LGNG' 236 441 

FORDE JUNIOR SF-12-B JXOY 633 200 728 

FROEYANESJNR SF-15-S LIRC 383 223 . 507 

FJELLMOEY SF-19-V JXVB 508 157 669 

AA-AFNS 4 FINAL 13 D 
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Name. des Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf" Tonnage, Maschinen-
Kennzeichen Zeichen leistung 

1969 1948 
(0510) (London) 

FISKEVAER SF-20-B LHYH 384 222 625 

LYNGHOLM SF-20-S JXZI 213 368 

ROEYRBUEN SF-30-S LFXK 218 551 

MAALOEYFlSK SF-31-V LDHJ 235 485 

VESTKAPP SF-50-S, LGRD 430 248 529 

FERNANDO SF-50-V LGML 209 470 

OEYAREN SF-51-V LLLY 371 252 441 

}(AMARO SF-70-V LGBQ 344 198 551 

OEYFISK SF-93-V LMRF 310 197 361 

OLE SAETREMYR SF-100-Y LGFE 498 2500 

KELTIC SF-211-V USL 281 606 

FROEYLINER 5T-85-F LAPR 581 190 

GISUND T-2-H LHQL 467 1544 

NORD-ROLLNES T-3-H LCYA' 299 1103 

BJOERGVIN SENIOR T-3-LK JXCK 846 408 1103 

SOER-TROMS T-5-H LDEE 299 1103 

KASFJORD T-7-H JWOD 299 1103 

LANGENES T-8-TK LGWZ 356 176 595 

TROMSLAND T-IO-LK JXDH' 668 1165 

NORD STAR T-12-I, ' LHXV 1428 1691 

TOPAS T-23-H' JXVC 1198 660 2743 

TOENSNES T-24-T LAIH 329 1103 

ROSSVIK T-33-T ,LNJV 295 1103 

NYHORIZONT T-34-T LGAT 298 882 

ANNY KRAEMER T-35-T nZY 477 1765 

SENJABAS T-42-BG JXOC 215 215 565 -
HAVFANGST T-50-K l.MOR 292 919 

HAAKOEY 2 T-50-T LMXC 298 1103 

REMIFISK T-63-BG LIPD 204 485 

SNORRE T-77-T LGU 236 625 

AA-AFNS 4 FINAL 14 D 
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, 
Name des Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf- Tonn-age Maschinen-

Kennzeichen Zeichen 
1969 1948 

leistung 

(Oslo) (London) 

STENBAKEN T-90-T. LGOD 121 201 

MEFJORDBAS T-lOl-BG LAYV 270 485 

NORDFANGST T-145-LK JWPJ 296 153 625 

KAAGOEY T-165-S LCEM 298 1103 

SKJERVOEYFISK T-667-S LMNJ 358 919 

EIGENES VA~70-F LANW 181 ~ ·551 

B) Fischereifahrzeuge unter200 GT 

RANDI AA-34-L 3YCJ 24 169 

TOR-ARNE F-22-VS JXGE 49 312 

VALANES F-92~NK LEDH 199 . 735-

LEIRVlK F-I11-H JWMR 170 595 

TOM IVAR F-123-L JWLD 85 330 

LOENNINGEN H-2-B LAJN 198 661 

TEIG LAND H-22-B LAQX 100 64 269 

FEIEBUEN H-22-FE LANN 49 147- . 

ANGELTVEIT H-24-F LCRI 136 345 

VESTHAV H-65-B LDGO 74 239 

STRIDSHOLM H-83-0EN LNFG 36 73 

FEIE H-115-FE JWOC 49 

BERGVAAG M-2-F LHRG 70 268 

HAUGE SENIOR M-2-S LGBC 196 441 

FISKENES M-7-SA LLFX 199 415 

STOKKE SENIOR M-12-U LADH 121 397 

NESBAKK M-13-G JWZZ 176 294 

ANNEBEATE M-15-SA LGWN 199 367 

VEVANGTRAAL M-18-EE LLOL 196 625 

HARHAUG M-20-H LFCO 197 485 

REITEBRIS M-35-HOE LKAL 82 241 

AA-AFNS 4 FINAL 15 D 
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Name· des Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf- TODllage Maschinen-
Kennzeichen Zelchen 

1969 1948 
leistung 

(Üslo) (London) 

BROEDRENE V M-40-HOE LKGS 38 176 

SULAGUTT M-45-SA LK2457 87 330 

GJERDSVIK M-51-S LILH 58 - 276 

METRO -M-57-H LK3270 25 183 

~VAERLAND M-58-H LAKW 188 312 

AUD-LILL M-60-AK LEVW 273 ' 164 404 

HARTO JUNIOR M-61-S0E JXSF 76 252 

BLAASTHOLM M-64-F LMPD 129 577 

OEYBAS M-71-HOE URA 49 - 235 

LESTASKJER M-92-G JXXL 191 441 

VEIDAR I- M-I09-G LDUR 145 459 

OEYBARD M-122-G LGNO 177 104 235 

NYFALKEN M-195-HOE UNV 26 L91 

ROLLON M-199-HOE JWVW ,181 404 

TORITA M-206-A LDFK 189 367 

ELDBORG M-291-A LFRM 174 441 

TRAENABANKEN N-I-TN LLVD 177 570 

FLID I N-2-LN LKNG 80 268 

JOHNSON. SENIOR N-5-BR LEGZ 99 404 

AASEROEYBUEN N-6-BR LNRE 75 323 

SOLSTRAND . N-63-F JXEW 79 367 

ROESTBANKEN N-I00-F LM5277 24 297 

JARO N-lll-OE LACF 160 514 

VIGGO ANDRE N-lll-VV JWRA 40 202 

BRUSTEIN N-2"SG UOV 23 252 

HAVLINER N-301,:BR LHBU 179 492 

KORAL SENIOR N-345-VV 3YZT 19 169 

HENNINGSVAER N-415-V UUP 95 529 

VESLEGUNN OE-8-H LM2977 24 220 

STANGHOLM OE-22-H LM3813 23 238 - . 

/ 

AA-AFNS 4 FINAL 16 D 
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Name des Fischereifahrzeugs Äußeres . Ruf- Tonnage Maschinen-
Kennzeichen Zeichen .-

1969 1948 
leistung 

(0510) (London) 

SAJANA R-1-ES JXJK 96 360 

CALYPSO R-2-ES LGYZ 167 735 

SANDER. "R-8-K JWLQ 158 500 

ROYAL R-lO-ES LNNE 93 441 

STRAALAU 2 R-27-ES LIUN 47 275 

HAAFLU R-29-B LLMG 48 367 

SKUDEFJORD R-46-K LCVL 104 220 

CONSOL R-51-U LFCF 49 250 

GAMA· R-62-ES LNDP 49 294 

SEIDON R-64-K LLEX 49 360 

VEIDING R-67-K LAYI 49 330 

VEAVIK R-69-K LFPA 117 312 

BRANNFLU R-70-H. LM3202 32 191 

NORDLENDING R-89-K JWOV 136 514 

SKAARHOLM R-112-K LDTX 150 465 

OESTRUS I R-124-K 3YKI 24 294 

KVERNSUND R-157-K JWQF 116 551 

VIKINGBANK R-225.-K LMQU 199 367 

VEAGUTT R494-K _ LEKC 190 139 441 

FROEYANES SF-1-S JWTE 192 404 

REMO SF-2-S LDWS 92 309 

HOPLAND SENIOR SF-ll-V JWPD 71 53 251 

KNAUSEN SF-44-V LMFG 138 329 

BLUEFIN SF-76-F JXHD 51 343 

NYBAKK SF-78-V JXPH 96 338 

SKJONGHOLM SF-89-F LFVN 99 220 

SVEBAS SF-240-F JXHY 99 397 

GOLDEN DOLLAR SF-300-A LNHQ 85 330 

HUGIN ST-3-F LGYA 44 308 

STIG MAGNE T-7-TK JWRR 167 459 

AA-AFNS 4 FINAL 17 n-
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Name des. FisChereifahrzeugs Äußeres 
.~ 

Ruf-, Tonnage .. 
Kennzeichen Zeichen 

.1969- 1948 
(Oslo) (London) 

TRONOEY T-88-B LANT 148 

PANTER TK-54-BL LK4069 12 

PRIQN T-106-T JWDP 199 

MORTEN LARSEN T-160-BG LLI(I(. 159 

KRISTIAN JOHANSEN T-361-T LKEU 49 

EDOEYV AERING T-760-T LK2713 45 

VASSHOLM II V-71-L LM2791 24 

STEIN ARNE- VA-6-LS LM9510 14 

HELGOEYSUND VA-8-F LNRL 99 

ELSY VA-11-F LKJS 47 

SHEIK VA-6D-S LDEV - 24 

SOERLYS VA-62-K LMPI 68 

RACON VA-65-S LAZW 137 

JYTTE ROSS VA-79-K JXER 49 

STAALGUTT VA":87-K LEPK 49 

NESEJENTA VA-87-LS JWWK 64 48 

SAILOR VA-90-F LDHD 90 

PIRAJA VA-95-K LMTJ 145 

PONNY VA-96-F LLYY 48 

LEIF JUNIOR . VA-133-FS LM3122 23 

KVEITA VA-200-M LM6346 17 

LISTE DER FlSCHEREIFAHRZEUGE FÜR DEN PELAGISCHEN FANG 

. - A) Blauer Wittling, Hering und Makrele 

BJARNE NlLSEN 

M.NlLSEN 

KRISTIAN RYGGEFJORD 

GARPESKJAER 

AA-AFNS 4 FINAL 

F-45-H 

F-47-H 

F-95-M 

F-160-M 

LEJN 

LKVW 

LEHS 

LAWQ 

528 

208 

982 

1152 

Maschinen~ 

leistung 

367 

111 . 

595 

367 

463 

297 

143 

102 

- 507 

294 

132 

360 

415 

330 

382 

240 

382 

691 

268 

180 

122 

882 

684 

2059 

3116 

18 D 
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Name des Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf- Tonnage Maschinen-
Kennzeichen Zeichen 

1969 1948 
>--leistung 

(Osla) (London) 

TORBAS F-231-M DEB 470 625 

KARAHAV F-272-M LMAD- 620 2205 

HAVBAS F-574-M LHWO 599 . 827 

FONNES H-I-AM . LNGE 710 595 809 

GARDAR H-5-AV LAWO 1695 713 3000 

HARGUN H-5-0 LIWO 1261 1765 

ENDRE DYROEY H-6-F LLXE 799 2399 

LIGRUNN H-S-F LEOY 768 1765 

MOEGSTERFJORD H-I0-AV JXXP 1085 2250 

KNESTER H-ll-AV LLVC 557 1080 

SLAATEROEY H-12-AV JXAM 1296 1147 2397 

HAVDROEN H-12-BN LAN·· 696 1103 

LAFJORD H-19-AV LHDO 815 1543 

ELDJARN H-28-AV LEBS 1126 2204 

SOLVAER VIKING H-30-B LMWW 287 853 

GERDA MARIE H-32-AV LAUP 1651 3089 

STAALOEY H-38-AV . LHAI 1276 2206 

SUDEROEY H-50-A LAIU 701 1765 

HAUGAGUf H-50-AV LAQD 1694 2964 

KROSSFJORD H-69-S LHEO 479 1055 

ROETTINGOEY H-73~O LLYS 455 882 

LlBAS . H-75-F LGLN 1348 2646 

MALMEN H-83-S' LCMT 301 735 

MARON H-84-F LDBS 443 661 

TALBOR H-87-AV LMRX 633 1544 

HAVBRAUf H-88-AV LNPB 768 1471 

BIRKELAND H-118-AV JWTD 727 1799 

LIAFJELL H-121-F DUK 917 1603 

H. OESTERVOLD H-128-AV JXMU 2201 1000 2940 

VERDI H-132-AV LNPN 821 t719 

AA-AFNS 4 FINAL 19-D 
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Name des- Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf- , Tonn~e_ Maschinen-
Kennzeichen . Zeichen 

1969 1948 
. leistung 

(Oslo) (London) 

STOREKNUT H-148-AV LDOG 2056 1506 3528 

HARDHAUS H-160-AV- JXME 1000 2940 

VESTERVEG H-169-AV LADL 852 632 1912 

VESTVIKING H-190-AV ~LIAB 800 1176 

-' TOFfOEYSUND H-202-B . LENP 287 485 

ORDINAT H-250-AV LGFN 1846 1985 

HAVGLANS . H-325-0EN LNXT 542 809 

VENDLA H-369-AV LNPF' 941 2206 

EROS M-007-HO LHKO 1255 2205 

ARTUS M-2-HOE JWQU 1368 999 2436 

LEINEBJOERN . M-3-HOE LHRE 939 1911 

HAVBRIS M-4-H LKOL 1759 2574 

FLOEMANN M-5-HD LAXZ 853 1544 

KINGS BAY M-21-HOE LGWK 2571 4410 

STRAND SENIOR M-25-H JWZU 964 1323 

MELSHORN M-26-HD LLHW 714 408 1176 ' 

SAEBJORN M-27-VD LKOJ 639 808 

SIGLAR M-31-HOE LLCX 531 956 

VESTBAS M-33-HOE LUCH 978 1029 

NORDSJOBAS M-34-HO LGSP 814 1764 

STORMFUGLEN M-38-AV LIWS 309 507 

SJOEBRIS M-46-HOE LELC 1286 3280 

VOLSTAD IR. M-49-A LAES 617 882 

SMARAGD M-64-HOE LGSE 757 2242 

NYBO M-65-MD LLXJ 639 441 882 

JüEKUL M-72-VN LKTF 688 1257 

INGER HILDUR M-I00-F LEDG 614 1544 

FISK M-I05-A LMRU 903 723 1764 

TEIGENES M-120-HOE IWSG 1505 1621 

MIDOEY VIKING M-127-MD LMLL 601 735 

AA-AFNS 4 FINAL . 20 D 
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Name des Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf- - Tonnage Maschinen-
Kennzeichen Zeichen 

1969 1948 
leistung 

(Oslo) (London) 

HOLMSJOE M-155-G LDGA' 426 661 

GUNNAR LANGVA M-189-A JXIJ 1135 865 2205 

HAVSNURP M-195-MD JWOK 276 735 

ZETA' M-240-HOE LIRA 1443 2647 

ESPEVAER M-344-HOE LAEI 594 1287 

HEROEYTRAAL M~347-HOE LKDQ 694 1323 

NEPTUGES- M-353-H LDCM 1032 1765 

KINGS CROSS M416-HOE LHUZ 939 1941 

DYRNESVAAG M435-SM LGGM 365 269 735 

HAVSKJER M448-A LEG! 912 2206 

SJARM M-472-SM JWYL 296 500 

Nll..S HOLM M495-SM LAlZ 442- 588 

LUROEY N"I-L. LECY 499 1765 

SENIOR N-I-LN LNQD 904 927 2059 -

STRAUMBERG N-2-LF LIOD 342 785 

GRETE-KRISTIN N-2-V LDVI\ 685 1415 

ROEDHOLMEN N-16-VV LKER 265 882 

M YTTERSTAD N-25-LN JXAY 1481 2250 

NORDFISK N-50-B LEHK 543 1279 

ASBJOERN SELSBANE N-94-LN JWRT 389 827 

TROENDERBAS NT-200-V DQCK 1332 2250 

KETLIN :Nc1l9-S0 LMRJ 342 285 735 

SEL V AAG SENIOR N-510-ME LNZA 1224 1765 

VEABAS R-2-H JXNS - 999 1415: 

VEA R-lO-K LGRH 599 1618 

VEAHAV R-18-H LALT 397 588 

ROALDSEN SENIOR R-52-ES LLKH 497 698 

VARBERG R-lOO-ES LHZP 1181 1984 

SISSEL ELISABETH SF-6-SU LAYL, 461 882 

ATLANTIC VIKING 'SF-8-V LAQU 1189 ' 1838 

AA-AFNS 4 FINAL 21 ,D 
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Name des Fischereifahrzeugs . Äußeres Ruf- Tonnage ~Maschinen-

Kennzeichen Zeichen leistung 
1969 1948 

(Oslo) (London) 

RINDENES SF-I0-F LDDW 318 255 606 

ARGUS JUNIOR SF-17-V JXVM 290 698 

VESTFART SF-22-B LNPE 627 809 

FISKEBAS SF-230-F LCFQ 654 1213 

VIKINGI SF-303-V LCZD 321 661 

SVANAUG ELiSE ST-19-F UDR 589 1470 

RAV ST-40-0 JXML 992 ·2400 

GElR JOHANSEN T-5-T JWVS 248 882 

NORSEL T-21-T LDQJ 546 808 

TROMSBAS· T-10-T LFMR' 1197 . 2500 

FRANTSEN JUNIOR T-22-1 LMTP 442 1250 

STORTIND T -44-T umc 464 809 

TROMSOEYBUEN T-64-SA JWWE 472 662 

TORSON T-65-T LCAG 1230 2401 

OESTBAS T-68-G URG 522 1103 

HARMONI T-74-T LAU 497 1103/ 

B) Hering and Makrele 

P.J. SENIOR F-56-H LEOP 98 404 

KAMOYFISK F~149-NK JWTU 222 397 

BOANESFISK H-105-AV LFWF 170 603 

VEIDVAERING M-50-SA LLML 170 415 

PAUL SENIOR M-174-AV LLVA 222 368 

VINGHOLM M-180-AV, LGQL 154 441 

KVITSKJAER N-3-L LGYE 158 551 

BRENNBOEN N-26-V J\VWN 135 386 

SKARHOLMEN N-62-BO LLWX 94 533 

GUNNAR KLO N-146-0E LAWN 150 397 

STOTTVERINGEN N-200-ME LHAG 172 382 

AA-AFNS 4 FINAL 22 D 
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Name des Fischereifahrzeugs . Äußeres Ruf- Tonnage Maschinen-
Kennzeichen Zeichen 

1969 ·1948 
leistung 

(Os)o) (London) 

EINAR ERLEND N-250-ME LNYZ 230 377 

SORBOEN N-350-ME JWQY 194 570 

OEVRABOEN R-5-B LDIW 182 141 570 

. TINE KRISTIN _ ST-3-0 LHLX 180 415 

OLEMAlUIN ST-19-0 LHXF 122 91 382 

HANSSON ST-40-R LAlZ 113 308 

SKULBAREN T-19-T LKTM 129 294 

1iAAJAFJORD T-l11-T .JWVR 184 . 393 -

AA~AFNS 4 FINAL 23 D 
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ANHANG V . 

Liste nach Artikel 39 Absatz 4 der Beitrittsakte 

Name des Fischereifahrzeugs Äußeres Ruf- Tonnage Maschinen-
Kennzeichen zeichen leistung 

1969 1948 
(Oslo) (London) 

FISCHEREIFAHRZEUGE FÜR DEN DEMERSALEN FANG 

HUSBY JUNIOR N-34-HR LFFQ 109 181 246 

TOR INGE N-77-F LJBK 186 . 360 

LANGENESV AERING N-27-0E LMKH i77 728 

TROENDERTRAL NR-266-V LMPQ 158 405 

RAMSOEYSUND ST-86-0 LHTP 191 275 415 

RYSTRAUM T-17-T JXAN 150 375 

MALANGSFJORD T-32-LK LMTQ 83 349 

MEREDIAN II T-52-S LIXI 178 691 

BJOERNOEYBUEN T-58-T LDHC 125 368 

KV ALOEYFJORD T-70-T LKRL 192 277 809 

J.M. BERNSTEN T-87-LK LNRN 240 463 570 

HAVFISK T-88-L LN1JL 208 397 

MEFJORDV AERING T-102-BG LFZT 114 199 404 

STRANDRY T-137-BG LHTF 150 728 

TROMSOEYV AERING T-183-T LKVX 176 249 478 

AA-AFNS 4 FINAL 24 D 
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ANHANG VI 

. Liste nach den Artikeln 54, 73, 97 und 126 dfr Beitrittsakte 

ZOLLRECHT 
. . . 

Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 (AlU. Nr. L 302 vom 19. Oktober 
1992) und Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 (ABI. Nr. L 253 vom 
11.10.1993), geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3665/93 der Koqtmission vom' 
21. Dezember 1993 (ABI. NT. L335 vom 31.12.1993), sowie Ursprungsprotokollezu den von der 
Gemeinschaft geschlossenen Präferenzabkommen: 

Unbeschadet der folgenden Vorschriften gelten diese Gemeinschaftsvorschriften für die neuen 
Mitgliedstaaten ab dem Zeitpunkt des Beitritts. 

1. Artikel 22 bis 27 der Verordnung des Rates und Artikel 35 bis 140 der Verordnung der 
Kommission, geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3665/93 der Kommission vom 
21. Dezember 1993 (ABI. NT. L 335 vom 31.12.1993), sowie Ursprungsprotokolle zu den von 
der Gemeinschaft geschlossenen Präferenzabkommen - Warenursprung: I 

(1) Un!leschadet der Anwendung' etwaiger Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen 
Handelspolitik der Gemeinschaft werden Ursprungsnachweise, die von Drittstaatenim Rahmen 

. von Präferenzabkommen der Republik Österreich, der Republik Finnland, des Königreichs 
Norwegen oder des Königreichs Schweden mit diesen Drittstaaten oder im Rahmen einseitig 
ergangener innerstaatlicher Rechtsvorschriften der neuen Mitgliedstaaten ordnungsgemäß 
ausgestellt worden sind, in den jeweiligen neuen Mitgliedstaaten angenommen, sofern 

d~r Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem Beitritt 
ausgestellt worden sind; 

der Ursprungsnachweis bis spätestens vier Monate nach dem Beitritt den Zollbehörden 
vorgelegt wird. 

AA.;AFNS 4 FINAL 25 D 
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(2) - Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die Bewilligungen, durch die im Rahmen von 
Abkor:nmen mit Drittstaaten die Eigenschaft eines "ermächtigten Ausführers" verliehen wurde, 
beibehalten, sofern 

in -den Abkommen der betreffenden Drittstaatenmit der Union m ihrer derzeitigen 
Zusammensetzung eine solche Bestimmung ebenfalls enthalten ist; 

die ermächtigten Ausführer die Ursprungsregeln der Gemeinschaft anwenden. 

Diese Bewilligungen müssen bis spätestens ein Jahr nachdem Beitritt durch neue, nach den 
Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen ersetzt werden. 

(3) Anträge auf nachträgliche Überprüfung der in den Absätzen 1, 2 und 4 genannten 
Ursprungsnachwei-se werden von den zuständigen Zollbehörden der Union in ihrer derzeitigen 
Zusammensetzung und den entsprechenden Behörden der neuen -Mitgliedstaaten während,eines 
Zeitraums von zwei Jahren nach Ausstellung des betreffenden Ursprungsnachweises angenommen. 

(4) Sind der Ursprungsnachweis und/oder die Beförderungspapiere vor dem Beitritt 
ausgestellt worden und sind im Warenverkehr zwischen denneuen Mitgliedstaaten und der Union 
in ihrer _ derzeitigen ZusaIJlmensetzung oder zwischen den neuen Mitgliedstaaten untereinander 
Zollförmlichkehen erforderlich, so gelten Titel V des dem Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum beigefügten Protokolls 4 über die Ur~prungsregeln und -Titel V des Proto
kolls Nr. 3 zu den Freihandelsabkommen zwischen der EG und der Republik Österreich~ der 
Republik Firinland, dem Königreich Norwegen und dem Königreich Schweden. -

2. Artikel 76 der Verordnung des Rates und Artikel 253 bis 289 der Verordnung der Kommission 
- vereinfachte Verfahren 

(1) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor dem Beitritt erteilten Bewilligungen für 
periodische Anmeldungen unter den Voraussetzungen, unter denen sie ausgestellt wurden, 
,beibehalten. 

(2) Diese Bewilligungen müssen bis spätestens ein Jahr nach den -6eitritt durch neue, nach 
den Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen ersetzt werden. 
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3. Artikel 98 bis 113 der Verordnung des Rates und Artikel 503 bis 548 der Kommission -
Zollagerverfahien - _0 

(1) Unbesc1!adet des Absatzes 2 dürfen die rieuen Mitgliedstaaten die vor dem Beitritt 
erteilten Bewilligungen für Zollagerverfahren unter den VoraussetZungen, unter denen sie 
ausgestellt wurden, beibehalten. 

(2) ° Die in Absatz 1 genannten Bewilligungen müssen bis spätestens ein Jahr nach dem Beitritt 
durch neue, nach den Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen ersetzt werden. 

(3) Das Verfahren wird nach den Gemeinschaftsvorschriften beendet. ° Entsteht bei der 
Beendigung eine Zollschuld, so wird der gezahlte Betrag den Eigenmitteln der Gemeinschaft 
iugerechnet. Wird der Betrag einer Zollschuld anband der Tarifierung der Einfuhrwaren, des 
Zoll werts und der Menge der EinfuhrwilIen zum Zeitpunktder Anmeldung zum Zollagerverfahren 
ermittelt und wurde diese Anmeldung vor dem Beitritt angenommen, so ergeben sich diese 
Bemessungsgrundlagen aus den Rechtsvorschriften, die vor dem Beitritt in dem betreffenden neuen' 
Mitgliedstaat gegolten haben. 

4. Artikel 114 bis 129 der Verordnung des Rates und Artikel 549 bis 649 der Verordnung der 
Kommission - aktive Veredelung 

(1) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor dem Beitritt erteilten BewilIigungen für die 
aktive Veredelung unter den Voraussetzungen, unter denen sie ausgestellt wurden, bis zum Ablauf 
ihrer Geltungsdauer,olängstens jedoch bis zu einem Jahr nach dem Beitritt beibehalten. 

(2) Läuft die Geltungsdauer der in Absatz 1 genannten Bewilligungen später als ein Jahr nach ° 

dem Beitritt ab, so müssen die BewilIigungen bis spätestens ein Jahr nach dem Beitritt durch neue, 
nach den Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen ersetzt werden. 

~- .. 
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( 

(3) Das Verfahren wird nach den Gemeinschaftsvorschriften beendet.' Entsteht bei der 
Beendigung eine Zollschuld, so wird der gezahlte Betrag den Eig'enmitteln der Gemeinschaft 
zugerechnet. Wird der Betrag einer Zollschuld anband der Tarifierung, der Menge, des Zollwerts 
und des Ursprungs der Einfuhrwaren zum Zeitpunkt der Annahme der Anmeldung zur aktiven 
Veredelung ermittelt und wurde diese Anmeldung vor dem Beitritt angenolllmen, so ergeben sich 
diese Bemessungsgrundlagen aus den Rechtsvorschriften, die vor dem Beitritt in dem betreffenden 
neuen Mitgliedstaat gegolten haben. ~ , 

. . 

Entsteht bei der Beendigung eine ZollschllId, so 'werden zur Wahrung einer ausgewogenen 
Behandlung der Inhaber von Bewilligungen, die in der Union in ihrer derzeitigen 
Zusammensetzung ausgestellt wurden, und eier Inhaber von Bewilligungen, die in den neuen 
Mitgliedstaaten ausgestellt wurden, für die Einfuhrabgaben, die ab dem Beitritt. nach den 
Gemeinschaftsvorschriften fällig werden, Ausgleichszinsen gezahlt. 

(4) . Wurde die Anmeldung zur aktiven Veredelung im Rahmen eines Verfahrens der 
ZollfÜckvergütung angenommen, erfolgt die Zollrückvergütung nach' den Gemein
schaftsvorschriften seitens und zu Lasten des neuen Mitgliedstaats, in dem die Zollschuld, deren 
Erstattung beantragt wurde, vor dem Beitritt buchmäßig erfaßt worden ist. 

5. Artikef 130 bis 136 der Verordnung des Rates und Artikel 650 .bis 669 der Verordnung der 
Kommission - Umwandlungsverfahren 

(l)Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor dem Beitritt erteilten BewiIligungen für das 
Umwandlungsverfahren ~nter den Voraussetzungen, unter denen sie ausgestellt wurden, bis zum 
Ablauf ihrer Geltungsdauer, längstens jedoch bis zu einem Jahr nach dem Beitritt beibehalten 

(2) Läuft die Geltungsdauer der in Absatz 1 genannten Be.willigungen später als ein jahr nach 
dem Beitritt ab, so müssen die Bewilligungen bis spätestens ein Jahr nach dem Beitritt durch neue, 
nach den Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen ersetzt werden. 

(3) Das Verfahren wird nach den Gemeinschaftsvorschriften beendet. Entsteht bei der 
Beendigung eine Zollschuld, so wird der gezahlte Betrag den Eigenmitteln der Gemeinschaft 
zugerechnet. 
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6. Artikel 137 bis 144 der Verordnung des Rates und Artikel 670 bis 747 der Verordnung der 
Kommission - vorübergehende Einfuhr 

(1) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor dem Beitritt erteilten Bewilligungen für die 
vorübergehende Einfuhr unteriden Voraussetzungen, unter denen sie ausgestellt wurden, bis zum 
Ablauf ihrer Geltungsdauer, längstens bis zu einem Jahr nach dem Beitritt beibehalten. 

(2) Läuft die Geltungsdauer der in Absatz 1 genannten Bewilligungerispäter als ein Jahr nach 
- dem Beitritt ab, so müssen sie bis spätestens ein Jahr riach dem Beitritt durch neue, nach den 
Gemeinschaftsvorschrifte~ erteilte Bewilligungen ersetzt werden. 

( 

(3) Das Verfahren wird nach den Gemeinschaftsvorschriften beendet. Entsteht bei der 
Beendigung eine Zollschuld, so wird der gezahlte Betrag... den Eigenmitteln der Gemeinschaft 
zugerechnet. Wird der Betrag einer Zollschuld anhand der Tarifierung, der Menge, des Zoll werts 
und des Ursprungs der Einfuhrwaren zum Zeitpunkt der Annahme der Anmeldung zur 
vorübergehenden Einfuhr ermittelt und wurde diese Anmeldung vor dem Beitritt angenommen, 
so ergeben sich diese Bemessungsgrundlagen aus den Rechtsvorschriften, die vor dem Beitritt in 
dem betreffenden neuen Mitgliedstaat geg()lten haben. 

Entsteht bei der Beendigung eine Zollschuld, so werden zur Wahrung einer ausgewogenen 
Behandlung der Inhaber vOn Bewilligungen, die in der Union in inrer derzeitigen 
Zusammensetzung ausgeStellt wurden, uild der Inhaber von Bewilligungen, die in den neuen 
Mitgliedstaaten ausgestellt wurden, für die Einfuhrabgaben, die ab dem Beitritt nach den 
Gemeinschaftsvorschriften fällig werden, Ausgleichszinsen gezahlt. 

7. Artikel 145 bis 160 der Verordnung -des Rates und Artikel '748 bis' 787 der Verordnung der 
Kommission - passive Veredelung 

(1) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor dem Beitritt erteilten Bewilligungen für die 
passive Veredelung unter den Voraussetzungen, unter denen sie ausgestellt wurden, bis zum 
Ablauf ihrer Geltungsdauer, längstens jedoch bis zu einem Jahr nach dem Beitritt beibehaiten. 
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(2) Läuft die Geltungsdauer der in Absatz 1 genannten Bewilligungen später als ein Jahr nach 
dem Beitritt ab, so müssen sie bis spätestens ein J ahl:" nach dem Beitritt durch neue, nach den 
Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen ersetzt werden .. 

(3) Das Verfahren wird nach den Gemeinschaftsvorschriften beendet. Die Höhe der 
ZoIIschuld wird jedoch anband der Rechtsvorschrifteri ermittelt, die vordem Beitritt in dem neuen 
Mitgliedstaat, in dem die Anmeldung zur passiven Veredelung angenommen wurde, gegolten 
haben. 

8. Artikel 166 bis lßI der Verordnung des Rates und 799 bis 840 der Verordnung der KommiSsion,. 
Freizonen und Freilager 

(l) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die Freizonen und Freitager , die vor dem Beitritt zu \ 
Freizonen . erklärt wurden bzw. deren Einrichtung vor dem Beitritt bewilligt wurde, unter den 
Voraussetzungen beibehalten, unter denen die Erklärung oder Bewilligung erfolgte, sofern sie vom 
Beitritt an den Gemeinschaftsvorschriften genügen. 

(2), Genügen die in Absatz 1 genannten Freizonen und Freilager nicht den Gemein
schaftsvorschriften, so dürfen die neuen Mitgliedstaaten die Freizonen und Freilager, die vor dem 
Beitritt zu Freizonen erklärt wurden bzw. deren Einrichtung vor dem Beitritt bewilligt wurde, 
längstens bis zu einem Jahr nach dem Beitritt beibehalten. 

(3) Die in Absatz I genannten Bewilligungen müssen bis spätestens ein Jahr nach dem Beitritt 
durch neue, nach den Gemeinschaftsvorschriften ausgestellte Bewilligungen ersetzt werden. 

(4) Die zuständigen Behörden der neuen Mitgliedstaaten genehmigen die Bestandsaufzeich
nungen der Betreiber der Freizonen bis spätestens ein Jahr nach dem Beitritt. Diese Genehmigung 
wird nach den Gemeinschaftsvorschriften erteilt. 

(5) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor dem Beitritt ausgestellten BewiIligungen für die 
Überführung von Waren,. die sich in einer Freizone oder einem Freilager befinden, in ein 
Zollverfahren gemäß .Artikel 173 Buchstaben c, d und e der Verordnung des Rates unter den 
Voraussetzungen, unter denen sie ausgestellt wurden, bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer, 
längstens jedoch bis zu einem Jahr nach dem Beitritt beibehalten. 
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(6) Läuft die Geltungsdauer der in Absatz 5 genannten Bewilligungen später als ein Jahr 
nach dein Beitritt ab, so müssen diese BewflIigungen bis spätestens ein Jahr nachdem Beitritt 
durch neue, nach den Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen ersetzt werden. 

9. Artikel 201 bis 232 der Verordnung des Rates und Artikel 868 bis 876 der Verordnung der 
Kommission - buchmäßige Erfassung und Nacherhebung 

Die Nacherhebung erfolgt nach den Gemeinschaftgvorschriften. Ist die Zoll schuld jedoch vor 
dem Zeitpunkt des Beitritts entstanden, so nimmt der betreffende neue Mitgliedstaat die 
Nacherhebung nach seinen Vorschriften und zu seinen Gunsten vor. " 

10. Artikel 235 bis 242 der Verordnung des Rates und Artikel 877 bis 912 der Verordnung der 
Kommission - Erstattung und Erlaß der Abgaben 

Die Erstattung und der Erlaß der Abgaben werden nach den Gemeinschaftsvorschriften . 
vorgenommen. Beziehen sich jedoch die Abga1:fen, deren Erstattung oder Erlaß, beantragt 
wird, auf eine vor dem Zeitpunkt des Beitritts entstandene Zollschuld, so ninimt der 
betreffende neue Mitgliedstaat die Erstattung und den Erlaß der Abgaben nach seinen Vor
schriften und zu seinen Lasten vor. 
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ANHANG VII 

Liste nach Artikel 56 der Beitrittsakte 

KN-CODE WARENBEZEICHNUNG 

6201' Mäntel, Anoraks usw., für Männer oder Knaben 
~ 

6202 Mäntel, Anoraks usw., für Frauen oder Mädchen 

6203 Anzüge, Jacken, lange Hosen usw. für Männer oder 
Knaben 

6204 Kostüme, Kombinationen, Jacken, ,Röcke, lange Hosen 
uSW., für Frauen oder Mädchen -

6205 Hemden für Männer oder Knaben 

6210 Bekleidung, getränkt oder bestrichen 
ex 10 20 

6211 Trainingsanzüge, Skianzüge usw. 
10 19 

6302 ~ Bettwäsche 
10 aus Gewirken 
21 39 aus- Gewebe 

außer aus Vlies stoffen -
6303 Gardinen, Vorhänge 

91 90 
92 90 
9990 -

6306 Zelte 
21 
22 
29 
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ANHANG VIII 

Bestimmungen nach Artikel 69 der Beitrittsakte 

1. 391 L 0173: Richtlinie 91/173/EWG des Rates vom 21. März 1991 (pentachlorphenol) zur 
neunten Änderung der Richtlinie 761769/EWG des Rates ~ zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehrbringens und der 
Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitungen (ABI. Nr. L 85 vom 5.4.1991, S. 
3~. .. 

2. 391 L 0338: Richtlinie 911338/EWG des Rates vom 18. Juni 1991 (Cadmium) zur zehnten 
Änderung der Richtlinie 761769/EWGdes Rates zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehrbringens und der 
Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitungen (A~l. Nr. L 186 vom 12.7.1991, 
S.59). '. 

Nummer 2.1 des Anhangs der Richtlinie betreffend die Verwendung von Cadmium als 
Stabilisierungsmittel in PVC. 

3. 389 L 0677: Richtlinie 89/677/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 (Quecksilber-, Arsen
und zinnorganische Verbindungen) zur achten Änderung der Richtlinie 761769/EWG zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen 

. des Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitungen (ABI. 
Nr. L 398 vom 30.12.1989, S. 19). 

Insofern als die Richtlinie organische Zinnverbindungen betrifft. ' 

4. 376 L 0116: Richtlinie 76/116/EWG des Rates vom 18. Dezember 1975 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriftep der Mitgliedstaaten für Düngemittel (ABI. NT. L24 vom 30.1.1976, S. 21), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 93/69/EWG der Kommission vom 23. Juli 1993 (ABI. Nr. 

. L 185 vom 28.7.1993, S. 30). 

Artikel 7, insofern als der Cadmiumgehalt von Düngemitteln betroffen ist. 
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, 
5. 385 L 0210: Richtlinie 8512IO/EWG des Rates vom 20. März 1985 zur Angleichung der 

__ Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Bleigehalt von Benzin (ABI. Nr. L' 96 vom 
3.4.1985, S. 25), geändert durch die Richtlinie 87/416/EWG des Rates vom 21. Juli 1987 
(ABI. Nr. L 225 vom 13.8.1987, S. 33). 

Artikel 7, hinsichtlich des Benzolgehalts von Benzin nach Artikel 4. 

6. 393 L 0012: Richtlinie 93/12IEWG des Rates vom 23. März 1993 über denSchwefelgehalt 
bestimmter flüssiger Brennstoffe (ABI. Nr. L 74 vom 27.3.1993, S. 81). ' 

Artikel 3, hinsichtlich des Schwefelgehalts von Gasälen nach Artikel 2 Absatz 2 Unterabsatz 1. 

7. 391 L 0157: Richtlinie 91/157/EWG des Rates vom 18. März 1991 über gefährliche Stoffe 
enthaltende Batterien und Akkumulatoren (ABI. Nr. L 78 vom 26.3.1991, S. 38). 

ArtikeL 9, hinsichtlich des Quecksilbergehalts von A1kali-Mangan-Batterien nach Artikel 3 
Absatz 1. 

8. 367 L 0548: Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- . 
und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher 
Stoffe '(ABI. Nr. L 196 vom 16.8.1967, S. 1). 

a) Artikel 30 in Verbindung mit den Artikeln 4 und 5, hinsichtlich der Anforderungen an die 
Einstufung der 50 Stoffe, die in Anhang I der Richtlinie aufgeführt und in der beigefügten 
Anlage A wiedergegeben sind, insofern als Österreich die Verwendung einer anderen 
Einstufung und Kennzeichnung dieser Stoffe verlangen kann. 

b) Artikel 30 in Verbindung mit den Artikeln 4 und 5, insofern als Stoffe, die als "sehr giftig", 
"giftig" und "gesundheitsschädlich" eingestuft sind, zusätzlich zu den Bestimmungen der 
Richtlinie auch besonderen Registrierungsverfahren (Österreich ische Giftliste) unterworfen: 
werden kann. 

c) Artikel 30 in Verbindung mit Artikel 23. Absatz 2, insofern als Österreich folgendes 
verlangen kann: ' 
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i) die Verwendung von Kennzeichen mit Zusatzsymbolen, die nicht in Anhang II der 
Richtlinie enthalten sind, und von S-Sätzen, die nicht in Anhang IV der Richtlinie 
enthalten sind, bezüglich der schadlosen Beseitigung gefährlicher Stoffe 

ii) die Verwendung von Kennzeichen mit zusätzlichen S-Sätzen, die nicht in Anhang IV der 
Richtlinie enthalten sind, bezüglich Gegenmaßnahmen bei Unfällen 

iii) die Verwendung von zusätzlichen Sätzen, die nicht inAnhang III oder Anhang IV der 
Richtlinie enthalten sind, bezüglich Beschränkungen des Verkaufs giftiger Stoffe. 

d) Für Stoffe, die unter die vorstehenden Buchstaben a und c fallen, die Bestimmungen des 
Artikels 23 Absatz 2 der Richtlinie, wonach der Vermerk 11 EWG-Kennzeichnung" zu 
verwenden ist. 

9. 388 L 379: Richtlinie 88/379/EWG des Rates vom7. Juni 1988 zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
gefährlicher Zubereitungen (ABI. Nr. L 187 vom 16.7.1988, S. 14), zuletzt geändert durch 
Richtlinie 93/18/EWG der Kommission vom 5. April 1993 (ABI. Nr. LJ04 vom 29.4.1993, S. 
46). J 

a) Artikel 13 in Verbindung mit den Artikeln 3 und 7, hinsichtlich der Zubereitungen, die Stoffe 
im Sinne von Nummer 8 Buchstabe a dieses Anhangs enthalten; 

b) Artikel 13 in Verbindung mit Artikel 7, hinsichtlich der Kennzeichnungsanforderungen nach 
der vorstehenden Nummer 8 Buchstabe c Ziffern i, ii und iii; 

c) Artikel 13 in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c für gefährliche Stoffe, die in 
gefcihrlichen Zubereitungen enthalten sind. 

10. 378 L 0631: Richtlinie 78/631/EWG des Rates vom 26. Juni 1978 zur Angleichung der 
. Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung. 

gefährlicher Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmittel) (ABI. -Nr. L 206 vom 29.7.1978, S. 
13), zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/32/EWG des Rates vom 30. April 1992 (ABI. Nr. 
L 154 vom 5.6.1992, S. 1). 

11.391 L 0414: Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von 
PflanzenschutZmitteln (ABI. Nr. L 230 Vom 19.8.1991, S. 1) . 

Artikel 15 und 16 Buchstabe f, sofern diese Vorschriften über Einstufung und Ke~eichnung 
Bezug nehmen aufdie Richtlinie 78/631/EWG des Rates vom 26. Juni 1978 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
gefährlicher Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmittel (ABI. Nr. L 206 vom 29.7.1978, 
S. 13), zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/32/EWG des Rates vom 30. April 1992 
(ABI. Nr. L 154 vom 5.6: 1991, S. 1). 
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Linuron 
Trichlorsilan 
~hosphortrichlorid 

Phosphorpentachlorid 
Phosphoroxychlorid 
Natriumpolysulfide 
Dischwefeldichlorid 
Thionylchlorid 
Kalziumhypochlorit; Lösung ... % Cl aktiv 
Kaliumhydroxid 
Chromtrioxid 
Kai iumd ichromat 
Ammoniumdichromat 
Natriumdichromat 
-chlorotoIuoL 
2-(D imethyl amino )-ethanol 
2-(Diethylamino)-ethanol 
D iethanolamin 
N-Methyl-2-Ethanolamin 
2-Ethylhexan~ 1 ,3-diol; Octylenglykol 
Isophoron _ 
6-Methyl-l ,3-dithiolo(4,5-b )quinoxaIin-2-on 
Essigsäureanhydrid 
Methylformiat 
Ethylformiat 
Acrylsäure 
Chloroacetylchlorid 
Nitrofen 
Quintozen (ISO); pentachloronitrobenzene 
Methylamin (mono, di und tri) 
Diethylamin 
Triethylamin 
Butyl amin 
Benzyl amin 
Di-n-propylamin[I], Diisopropylamin [2] 
Dichlofluanid 
Chloramin T (Natriumsalz) 
Cumolhydroperoxid 
Monocrotophos 

AA-AFNS 4 FINAL 

Anla~e A 

Nummer 

-
006-021-00-1 
014-001-00-9 
015~007-O0-4 

o 15-008-00-X 
015-009-00-5 
016-010-00-3 
016-012-00-4 
016-015-00-0 . 
017-012-00-7 
019-002-00-8 
024-001-00-0 
024-002-00-6 
024-003 -00-1 
024-004-00-7 
602-037-00-3 
603-047':00-0 
603-048-00-6 
603-071-00-1 
603-080-00-0 
603-087-00-9 
606-012-00-8 
606-036-00-9 
607 -008-00-9 
607-014-00-1 
607-015-00-7 
607 -061-00-8 
607 -080-00-1 
609-040-00-9 
609-043 ~OO-5 
612-00 1-00~9 
612-003-00-X 
612 -004-00-5 
612-005-00-0 
612-047-00-X 
612-048-00-5 
616-006-00-7 
616-0 1 0-00-9 
617-002 -00-8 I 

015-072 -00-9 
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Nummer 

Edifenphos (ISO); Ethyl-S,S.,diphenyldithiophosphat 015-121-00-4 
Triazophos (ISO); 0, O-dieth yl-O-I-phenyl;..1 ,2, 4-triazol-3-yl!hiophosphat ,015-140-00-8 

. Methanol 603-001-00-X 
Ethyl-chloroformiat 607-020-00-4 
Dipropyleritriamin 612-063-00-7 
T~ifenmorph (ISO); 4~Tritylmorpholin ' 613:'052~00-X 
Diuron 006-015-00-9 
Bis (fris (2-methyl-2-phenylpropyl)zinn)oxrd;. Fenbutatinoxid 050-017-00-2 
Butanol' (except tert.Butylalkohol) 603-004-00-6 
Aluminiumtrinatriumhexafluorid 009-016-00-2 
Bronopol (INN); 2-Brom-2-nitropropan-l,3-diol 603-085-00-8 
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'v 

ANHANG IX 
Liste nach Artikel 71 Absatz 2 der Beitrittsakte 

--~--

Nummer des Nummer Warenbezeichnung Einfuhrquote (*) 
I 

-, 

Kontingents (ex GZT) I 

Anfang 1. Jahr Anfang 2. Jahr Anfang 3. Jahr 

1 24.02 Verarbeiteter Tabak: Tabakauszüge 
I 

und Tabaksoßen 
. 

A. Zigaretten 2.070.000.000 5.520.000.000 9.660.000.000 
Einheiten Einheiten Einheiten 

/ 

2 24.02 B. Zigarren und~ Zigarillos 4.290.000 11.440.000 20.020.000 
Einheiten ' Einheiten Einheiten 

3 24.02 
I 

C. Rauchtabak 39,72 Tonnen 105,92 Tonnen 185,36 Tonnen 
, D. Kautabak lind Schnupftabak 

E. Andere 

(*) anhand der Daten über den innerstaatlichen Verbrauch im Jahr 1993 geschätzt. 
, -
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ANHANG X 

Bestimmungen nach Artikel 84 der Beitrittsakte 

. 1. 391L 0173: Richtlinie 911173/EWG vom 21. März 1991 (pentachlorphenol) zur.neunten 
Änderung der Richtlinie 76/769/EWG zur Angleichung der Rechts-und Verwaltungsvorschriften . 
der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser 
g~fährliche( Stoffe und Zubereitungen (ABI. Nr. L 85vom 5.4.1991, S. 34). 

2. 376 L 0116: Richtlinie 761116/EWG des Rates vom 18. Dezember lQ75 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaatenfür Düngemittel (ABI. Nr. L 24 vom 30.1.1976, S. 21), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 93/69/EWG der Kommission vom 23. Juli 1993 (ABI. Nr. 
L 185 vom 28.7.1993, S. 30). . 

Artikel 7, insofern als der Cadmiumgehalt v.Qn Düngemitteln betroffen ist. 

3. 378 L 0631: Richtlinie 78/6311EWG des Rates vom 26. Juni 1978 zur Angleichung der 
_ Rechtsvorschriffen der Mitgliedst.aaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
gefährlicher Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmittel (ABI. Nr. L 206"vom 29.7.1978, S. 
13),zuletzt g~ändert durch die Richtlinie 92/32/EWG des Rates vom 30. April 1992 (ABI. Nr. 
L 154 vom 5.6.1992; S; 1) . 

. 4. 39~ L 0012: Richtlinie 93/12/EWG des Rates vom 23_ März 1993 über den Schwefelgehalt 
bestimmter flüssiger Brennstoffe (ABI. Nr. L 74 vom 27.3.1993, S. 81). 

5. 391 L 0414: Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom·15. Juli 1991 über das lnverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (ABI.Nr. L 230 vom 19.8.1991, S. 1) 

Artikel 15 und 16 Buchstabe f, sofern diese. Vorschriften über Einstufung und Kennzeichnung 
. Bezug nehmen auf die Richtlinie 78/631/EWG des Rates vom 26_ Juni 1978 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
gefährlicher Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmittel (ABI. NT. L 206 vom 29.7.1978, 
S. 13), zuletzt geändert .. durch die Richtlinie 92/32/EWG des Rates vom 30. April 1992 
(ABI. NT. L 154 vom 5.6_1991, S. 1). 
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. MetalHndustrie 

KN-Code 

731TOO 40 - 90 

84279000 

84289099 

8501 51 

850152 

8501 5392 

8525 1090 

85252090 

Kunststoffindustrie 

KN-Code 

392321 00 

392329 

392350 

392390 

3924 1000 

39261000 

39262000 

39263000 

AA-AFNS 4 FINAL 

ANHANG XI 

Liste nach Artikel 99 der Beitrittsakte 

Erzeugnis 

. Nägel 

Stapel karren 

Ladebühnen und ähnliche Maschinen zum Heben 

andere Dreiphasen-Wech.selstrommotoren mit einer Leistung von 750 W 
oder weniger 

andere Dreiphasen-Wechselstrommotoreri mit einer Leistung von mehr 
als 750 W bis 75 kW 

andere Dreiphasen-Wechselstrommotoren mit einer Leistung von mehr 
als 75 kW bis 375 kW 

Sendegeräte für den Funksprech-'und Funktele
graphieverkehr 

Funksprechverbindungen 

Erzeugnis 

Säcke aus Polymeren des Ethylens 

Säcke aus anderen Kunststoffen 

. Verschlüsse 

andere Verpackungs mittel 

Geschirr und andere Artikel für den Tisch- oder Küchengebrauch 

Büroartikel 

Bekleidungszubehör 

Beschläge 

40 D 
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Kautschukindustrie 

KN-Code 

40093000 

40094000 

40111000 

4011 20 

4011 50 

4011 91 

4011 99 

4013 10 

4013 20 

4013 90 

AA-AFNS 4 FINAL . 

Erzeugnis 

Rohre und Schläuche aus Weichkautschuk nur mit textilen Spinnstoffen 
verstärkt oder ausgerüstet, ohne Formstücke, Verschlußstücke oder 
Verbindungsstücke 

Rohre und Schläuche aus .Weichkautschuk mit anderen Stoffen.verstärkt 
oder ausgerüstet, ohne Formstücke, Verschlußstücke oder Verbindungs
stücke 

-Luftreifen aus ~autschuk, neu (Radial- oder Diagonalreifen), 
von der für Personenkraftwagen verwendeten Art 

Luftreifen aus Kautschuk, neu (Radial:.. oder Diagonalreifen), 
von der für Omnibusse und Lastkraftwagen verwendeten Art 

Luftreifen aus Kautschuk, neu (Radial- oder Diagonalreifen) 
von der für Fahrräder verwendeten Art 

andere, mit Stollen-,Winkel- oder ähnlichen Profilen 

andere 

Luftschläuche aus Kautschuk von der für Personenkraftwagen, 
Omnibusse und Lastkraftwagen verwendeten Art 

Luftschläuche aus Kautschuk von der für Fahrräder verwen
deten Art 

andere 

41 
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Textilindustrie 

KN-Code 

52 

Erzeugnis 

Baumwolle. 

·Gewebe aus Baumwolle: 

520831 00 

520832 

52083300' 

50083900 

520851 00 

520852 

. 52085900 

520931 00 

52093200 

52093900 

520951 00 

52095200 

52095900 

5210 31 

5210 32 00 

5210 3900 

521051 00 

5210 5900 

521131 00 

52113200 

5211 3900 

5211 51 00 

5211 59 00 

in Leinwandbindung, mit einem Quadratmetergewicht von 
100 g oder weniger 

in Leinwandbindung, mit einem Quadratmetergewicht von 
mehr als 100 g 

in 3- oder 4-bindigem Köper, einschließlich Doppelköper ~. 

andere Gewebe 

in Leinwandbindung, mit einem Quadratmetergewicht von 
100 g oder weniger 

in Leinwandbindung, mit einem Quadratmetergewicht von 
mehr als 100 g 

andere Gewebe 

in Leinwandbindung 

in 3- oder 4-bindigem Köper, einschließlich Doppelköper 

. andere Gewebe 

in Leinwandbindung 

in 3- oder 4-bindigem Köper, einschließlich Doppelköper 

andere Gewebe 

in Leinwandbindung 

in 3- oder 4-bindigem Köper, einschließlich Doppelköper 

andere Gewebe 

in Leinwandbindung 

andere Gewebe 

in Leinwandbindung 

in 3~ oder 4-bindigem Köper, einschließlich Doppelköper 

andere Gewebe 

in Leinwandbindung 

andere Gewebe 

andere Gewebe aus Baumwolle: 
5212 15 bedruckt 
5212 23 gefarbt 
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,54 
andere Gewebe: 
540742 

540744 

540751 00 

54075200 

54075400-

540771 00 

54077200 

54078200 

540822 

55 

Synthetische oder künstliche Filamente 

, gefarbt 

bedruckt 

, roh oder gebleicht 

gefärbt 

'bedruckt 

roh oder gebleicht 

, gefärbt 

gefarbt 

gefarbt 

Synthetische oder, künstliche Spinnfasern 

Gewebe aus synthetischen Spinnfasern: 
5513 21 aus Polyester-Spinnfasem, in Leinwandbindung 

" 5513 2200 

5513 23 00 

55132900 

5513 41 00 

5513 4200 

5513 43 00 

5513 49 00 

551421 00 

55142200 

55142300 

55142900 ' 

551441 00 

55144200 

,551443 00 

55144900 

AA-AFNS 4 FINAL 

, aus Polyester-Spinnfasern, in 3- oder 4-bindigem Köper, einschließlich 
Doppelköper 

andere Gewebe aus Polyester-Spinnfaser.,n 

andere Gewebe 

aus Polyester-Spinnfasern, in Leinwandbindung 

aus Polyester-Spinnfasern, in 3- oder 4-bindigem Köper, einschließlich 
Doppelköper 

andere Gewebe aus Polyester-Spinnfasern 

andere Gewebe 

aus Polyester-Spinnfasern, in Leinwandbinciung 

aus Polyester~Spinnfasern, in ,3- oder 4-bindigem Köper, einschließlich 
Doppelköper ' 

andere Gewebe aus, Polyester-:Spinnfasern 

andere Gewebe 

aus Polyester-Spinnfasern 

aus Polyester-Spinnfasern, in 3- oder 4-bindigem Köper, einschließlich 
Doppelköper 

andere Gewebe aus Polyester-Spinnfasern 

andere Gewebe 

43,D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)562 von 728

www.parlament.gv.at



56 

KN-Code 

5608 11 

5608 19 

57 

Watte, Filze und VlieSstoffe; Sp~ialgarne; Bindfäden, Seile 
und Taue; Seilerwaren 

Erzeugnis 

konfektionierte Fischernetze 

andere 

Teppiche und andere Fußbodenbeläge, aus Spinnstoffen 

andere, mit Flor, konfektioniert: 

570242 

570249 

570291 00 

57029200 

57029900 

570500 

58 
/ 

/ 

Bänder: 

58062000 

andere Bänder: 

580632 

59 

5903 10 

590320 

590390 

60 

600292 

600293, 

AA-AFNS 4 FINAL 

aus synthetischen oder künstlichen Spinnstoff~n 

aus anderen Spinnstoffen 

aus Wolle oder feinen Tierhaaren 

aus synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 

aus anderen Spinnstoffen 

andere Teppiche und andere Fußbodenbeläge, aus Spinnstoffen 

Spezialgewebe; getuftete Spinnstofferzeugnisse; Spitzen; 
Tapisserien; Posamentierwaren; Stickereien 

andere Bänder, mit einem Anteil an Elastomergarnen oder 
Kautschukfaden von 5 GHT oder mehr 

aus Chemiefasern 

Getränkte, bestrichene, überzogene oder mit Lagen ver
sehene Gewebe; Waren des technischen Bedarfs, aus Spinn
stoffen 

. mit Polyvinylchlorid 

mit Polyurethan 

andere 

Gewirke -und Gestricke 

aus Baumwolle 

aus Chemiefasern 
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,-

61 Bekleidung und Bekleidungszubehör, aus Gewirken oder 
Gestricken . 

lange Hosen (einschließlich Kniebundhosen und ähnliche Hosen), Latzhosen und kurze 
Hosen: 

610342 aus Baumwolle 

610343 aus synthetischen Chemiefasern 

Kombinationen: 

61042200 aus Baumwolle 

61042300 aus synthetischen Chemiefasern 

Jacken: 

61043200 aus Baumwolle 

61043300 aus synthetischen Fasern 

61043900 aus anderen Spinnstoffen 

Kleider: 

-610441 00 aus Wolle oder feinen Tierhaaren 

61044200 aus Baumwolle 

6104 4300 aus synthetischen Fasern 

61044400 aus künstlichen Chemiefasern _ -

Röcke und Hosenröcke: 

610451 00 aus Wolle oder feinen Tierhaaren 

61045200 aus Baumwolle 

61045300 aus synthetischen Fasern -

61045900 aus anderen Spinnstoffen 

lange Hosen (einschließlich Kniebundhosen und ähnliche Hosen), Latzhosen und kurze 
Hosen: . -

610462 aus Baumwolle ' 

610463 aus synthetischen Fasern 

610469 aus anderen Spinnstoffen 
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Hemden: 

6105 10 00 

610520 

aus Baumwolle 

aus Chemiefasern 

Blusen und Hemdblusen: 

6106 10 00 

61062000 

aus Baumwolle 

aus Chemiefasern 

6106 90 aus anderen Spinnstoffen 

SliPSUIid andere Unterhosen: 

6107 11 00 aus Baumwolle 

6107 1200 aus Chemiefasern 

Nachthemden unQ Schlafanzüge: 

610721 00 aus Baumwolle 

61072200 aus Chemiefasern 

Slips und andere Unterhosen: 

610821 00 

61082200 

aus Baumwolle 

aus Chemiefasern 

Nachthemden und Schlafanzüge: 

6108 31 aus Baumwolle 

610832 

andere: . 

6108 91 00 

61089200 

aus Chemiefasern 

aus Baumwolle 

aus Chemiefasern 

T-Shirts und Unte):"hemden: 

6109 10 00 aus Baumwolle . 

610990 aus anderen Spinnstoffen 
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Pullover, Strickjacken, Westen und ähnliche Waren, einschließlich Unterziehpullis: 

6110 10 aus Wolle oder feinen Tierhaaren 

611020 aus Baumwolle 

6110 30 aus Chemiefasern 

Bekleidung und Bekleidungszubehör für Kleinkinder: 

6111 20 aus Baumwolle_ 

.6111 30 aus synthetischen Chemiefasern 

Trainingsanzüge: 

6112 11 00 aus Baumwolle 

6112 1200 aus synthetischen Chemiefasern 

Badeanzüge und Badehosen, für Männer oder Knaben: 

611231 aus synthetischen Chemiefasern 

Badeanzüge und Badehosen, für Frauen oder Mädchen: 

611241 

Strumpfhosen: 

61151100 

6115 1200 

611519 

611520 

andere: 

61159100 

61159200 

611593 

AA-AFNS 4 FINAL 

aus synthetischen Chemiefasern 

-aus synthetischen Chemiefasern, mit einem Titer- der einfachen Garne 
von weniger als 67 dtex 

aus synthetischen Chemiefasern, mit einem Titer der einfachen Garne 
von 67 dtex oder mehr 

aus anderen Sp innstoffen 

Damenstrümpfe (einschließlich Kniestrümpfe) mit einem Titer der 
einfachen Garne von weniger als 67 dtex 

aus Wolle oder feinen Tierhaaren 

aus Baumwolle 

aus synthetischen Chemiefasern 
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63 Andere konfektionierte Spinnstoffwaren; Warenzusal11menstel
. lungen; Altwaren und Lumpen 

andere Bettwäsche, bedruckt: 

630221 00 

andere Bettwäsche: 

630231 

andere Tischwäsche: 

630251 

63026000 

andere: 

·630291 

63029200 

aus Baumwolle 

aus Baumwolle 

aus Baumwolle 

Wäsche zur Körperpflege und Küchenwäsche, aus Frottierware aus 
Baumwolle 

aus Baumwolle 

aus Flachs 

Gardinen, Vorhänge und Innenrollos; Fenster- und Bettbehänge (Schabracken): 

630391 00 aus Baumwolle 

630392 aus synthetischen Chemiefasern 

Bettüberwürfe: 

630419 andere 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken: 

630531 aus Streifen oder dergleichen, aus Polyethylen oder Polypropylen 

andere konfektionierte Waren, einschließlich Schnittmuster zum Herstellen von Bekleidung: 

630790· andere 
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BekleidungsiI,dustrie 

KN-Code 

39262000 

4203 1000 

4303 10 

, Erzeugnis 

Bekleidung, aus Kunststoffen 

Bekleidung, aus Leder' 

Bekleidung, aus PelzfelIen 

Bekleidung aus textilen' Flächenerzeugnissen 

6201 

6202 

6203 

6204 

62052000 

62053000 

6206 

62092000 

62093000 

6210 

6211 2000 

6211 32 

6211 33 

6211 39 

6211 42 

6211 43 

6212 

6212 1000 

62152000 

Kopfbedeckungen 

650590 

650692 

AA-AFNS 4 FINAL 

Überkleidung 

Überkleidung 

Überkleidung 

Überkleidung 

Hemden für Mii,nner oder Knaben, aus Baumwolle 

Hemden für Männer oder Knaben, aus Chemiefasern 

Blusen und Hemdblusen, für Frauen oder Mädchen 

Bekleidung für Kleinkinder, aus Baumwolle 

Bekleidung für Kleinkinder, aus synthetisch~m Chemiefasern 

Bekleidurig aus Erzeugnissen der Position 5602, 5603, 5903, 5906 
oder 5907 ' 

Skianzüge 

andere Bekleidung für Männer oder Knaben, aus Baumwolle 

andere Bekleidung für Männer oder Knaben, aus Chemiefasern 

andere Bekleidung für Männer oder Knaben, aus anderen Spinnstoffen 

. andere Bekleidung für Frauen oder Mädchen, aus BaumwolIe . 

andere Bekleidung für Frauen oder Mädchen, aus Chemiefasern 

Büstenhalter und ähilliche Waren 

Krawatten, aus Seide 

Krawatten, aus Chemiefasern 

Hüte und andere Kopfbedeckungen, aus Gewirken oder Geweben 

Kopfbedeckungen, aus Pelzfellen 
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Schuhindustrie 

KN-Code' 

6403 59 31 

64035935 
, ' 

64039991 

6403 99 96 

'64035931 

6403 59 39 

64039991 

64039998 

64035931 

64039991 

Lederindustrie 

, KN-Code 

410431 19 

410431 30 

410431 90 

AA-AFNS 4 FINAL 

Erzeugnis 

Herrenhalbschuhe mit Laufsohlen aus Leder 

idem 

Herrenhalbschuhe mit Laufsohlen aus anderem Material 

idem 

Damenhalbschuhe mit Laufsohlen aus Leder 

idem 

Damenhalbschuhe mit Laufsohlen aus anderem 
Material 

idem 

Kinderhalbschuhe mit Laufsohlen aus Leder 

Kinderhalbschuhe mit Laufsohlen aus anderem 
Material 

Erzeugnis 

Polsterleder 

idem 

idem 
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ANHANG XII 

Bestimmungen nach Artikel 112 der Beitri,ttsakte 

1. 391 L 0173: Richtlinie 91/173/EWG vom 21. März 1991' (pentachlorphenol) zur neunten 
Änderung der Richtlinie 76/769/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des' Inverkehrbringensund der Verwendung gewisser' 
gefahrlicher Stoffe und Zubereitungen (ABI. Nr. L 85 vom 5.4.1991, S.34). 

2. 391 L 0338: Richtlinie 91/338/EWG des Rates vom 18. Juni 1991 (Cadmium) zur zehnten 
Änderung der Richtlinie 76/769/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser 
gefahrlicher Stoffe und Zubereitungen (ABI. Nr. L 186 VOfil 12.7.1991, S. 59). 

Schweden behält jedoch während der Übergangszeit den freien Verkehr hinsichtlich Porzellan 
und Keramik einschließlich keramischer Fliesen aufrecht, der sich aus der Bestimmung seiner 
derzeitigen V.erordnung über Ausnahmen vom Verbot 4er Verwendung von Cadmium zur 
Oberflächenbehandlung, als Stabilisator oder, als Farbstoff ergibt. 

3. 389 L 0677: Richtlinie 89/677/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 (Quecksilber-, Arsen
und zinnorganische Verbindungen) zUr achten' Änderung der Richtlinie 76/769/EWG zur 
Angleichung der RechtS- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen, 
des Inverkehrbringens und der Verwendung 'gewisser gefahrlicher Stoffe und Zubereitungen 
(ABL Nr. L398 vom 30.12.1989, S. 19). 

Insofern als die Richtlinie Arsen- und zinnorganische Verbindungen betrifft. 

4. 376 L 0116: Richtlinie 76/116/EWG des Rates vom 18. Dezember 1975 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Düngemittel (ABI. Nr. L 24 vom 30.1.1976, S. 21), , 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 93/69/EWGderKommission vom 23. JuLi 1993 (ABI. Nr. 
L 185 vom 28.7.1993, S. 30). 

Artikel 7,_ insofern als es sich um den Cadmiumgehalt von Düngemitteln handelt. 
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5. 391 L 0157: Richtlinie 911157/EWG des Rates vom 18. März 1991 über gefährliche Stoffe 
enthaltende Batterien und Akkumulatoren (ABI. Nr. L 78 vom 26.3.1991, S. 38). 

Artikel 9, hinsichtlich des Quecksilbergehalts von Alkali.,.Mangan-Batterien nach Artikel 3 
Absatz 1. 

'6. 367 t 0548: Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts
und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher 

,,' Stoffe(AB~. Nr. L 196 vom 16.8.1967, S. 1), zuletzt geändert durchdie'Richtlinie 931l01/EWG 
der 'Kommission vom 11. November 1993 (ABI. Nr. L 13 vom 15.1.1994, S. 1) , 

a) Artikel 30 in Verbindung mit den Artikeln 4 und 5, hinsichtlich der 

i) Anforderungen an die Einstufung d,er 58 Stoffe oder Stoffgruppen, die in Anhang I der 
Richtlinie aufgeführt und in der beigefügten Anlage A wiedergegeben sind, insofern als 
Schweden die Verwendung, anderer Einstufungen und Kennzeichnungen und/oder 
besonderer Konzentrationsgrenzwerte für diese Stoffe verlangen kann. 

ii) Kriterien für die Einstufung und Kennzeichung krebserregender Stoffe gemäß Anh,!ng VI 
Nummer 4:2.1 der Richtlinie, insofern als Schweden von den Herstellern und Einführern 
die Verwendung anderer Kriterien für die Einstufung sowie andere Anforderungen für die 
Verwendung bestimmter R-Sätze verlangen kann. 

b) Artikel 30 in Verbindung mit den Artikeln 4 und 6, hinsichtlich der Anforderungen an die 
Einstufung, Kennzeichnung und/oder spezifische Konzentrationsgrenzwerte für die neun Stoffe 
oder Stoffgruppen, die nicht in Anhang I der Richtlinie aufgeführt, aber in der beigefügten 
Anlage B enthalten sind, insofern als Schweden die Verwendung anderer Einstufungen, 
Kennzeichnungen und/oder besonderer Konzentrationsgrenzwerte für diese Stoffe verlangen 
kann. 

c) Artikel 30 in Verbindung mit Artikel '23 Absatz 2 Buchstabed, insofern als Schweden die 
Verwendung zusätzlicher nicht in Anhang III der Richtlinie aufgeführter R-Sätze ("R-313, 
320, 321, 322, 340") verlangen kann. ' 

d) Für Stoffe, die unter die vorstehenden Buchstaben a und b fallen, finden die Bestimmungen 
des Artikels 23 Absatz 2 der Richtlinie zur' Verwendung des Vermerks "EWG
Kennzeichnung" ke'ine Anwendung. 
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7. 388 L 379: Richtlinie 88/379/EWG des .Rates vom 7. Juni 1988 zur Angleichung der Rechts
. und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Zubereitungen (ABI. Nr. L 104 vom 29.4.1993, S. 46). 

a) Artikel 13 in Verbindung mit den Artikeln 3 und 7 der Richtlinie, hinsichtlich 

- Zubereitungen,die Stoffe im Sinne der Nummer 6 Buchstaben a, bund c dieses Anhangs 
enthalten 

- Zubereitugen, die nach den schwedischen Rechtsvorschriften als bis zu einehl'gewissen 
Maße gesundheitSschädlich eingestuft werden. ' " , 

b) Artikel 3 Absatz 5 und Anhang I Tabelle V, hinsichtlich Formaldehyd als Sensibilisator, 
wobei die Konzentration für Zubereitungen gilt, die diesen Stoff enthalten. 

Zu Nummer 6 Buchstabe a und Nunimer 7 Buchstabe a 

Während der Übergangszeit nach Artikel 112 der Beitrittsakte überprüft die Gemeinschaft nach 
Maßgabe der Richtlinien 67/548/EWG und 88/379/EWG die Einstufung von Stoffen und 
Zubereitungen, die in den Anwendungsbereich dieser Richtlinien falien und von Schweden am 
1. Januar 1994 als "bis zu einem gewissen Maße gesundheitsschädlich" eingestuft werden. 

8. 378 L 0631 : Richtlinie 78/6311EWG des Rates vom 26., Juni 1978 zur Angleichung der 
R'echtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
gefahrlicher Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmittel) (ABI. Nr. L ,206 vom 29.7.1978, 
S. 13), zuletzt geändert durch die RichtÜpie 92/32/EWG des Rates vom 5. Juni 1992 (ABi. Nr. 
L 154 vom 5.6.1992, 5.'1), ' 
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Stoff 

Acetone 
Butanon 
P~ntylformiat 

Ethylacetat 
n-Butylacetat 
sec. -:B u ty I acetat 
ten. -ButYl acetat 
Isobutyl acetat 
Butyl formiat 
Cyclohexan 
1,4-DimethyIcyclohexan 

. Diethylether 
Ethylmethylether 
Pentylacetat 
Ethyllactat 
Pentylpropionat 
2,4-Dimethylpentan-3-on 
Dipropylether 
Dipropylketon 
Ethylpropionat 
Heptan 
Hexan (Mischung von Isomeren 
mit weniger als 5 % n-Hexan) 
Isopropylacetat 
Isopropylalkohol 
4-Methoxy-4-methylpentan-2-on 
Methyl acetat 
MethyIcyclohexan 
5-Methylhexan-2-on 
Meth yl acetat 
4-Methylpentan-2-on 
Methylpropionat 

• Oktan 
Pentane (n- und i-) 
Pentan-3-on· ' 
Propan-I-ol 
Propy I acetat 
Propylformiat 
Propylpropionat 
N atriumbisulphit = Polysulphit 

AA-AFNS 4 FINAL 

Anl~e A 

Nr . Anhang 1 . 

606-001-00-8 
606-002-00-3 
607-018-00-3 
607-022-00-5 
607 ~025-00-1 
607 -026-00-7 
607-026-00-7 
607 -026-00-7 
607-017-00-8 
601-017-00-1 
601-019-00-2 
·603-022-00-4 
603-020-00-3 
607 -130-00-2 
607-129-00-7 
607-131-00-8 
606-028-00-5 
603-045-00-X 
606-027-00-X 
607-028-00-8 
60 I -008-00-2 

601-007-00-7 
. 607-024-00-6 
603-003-00-0 
606-023 -0.0-8. 
607 -021-00-X 
601-018-00-7 

. 606-026-00-4 
607 -092 -00-7 
606-004-00-4 
607-027-00-2 
601-009-00-8 
60 1-006-00~ 1 
606-006-00-5 
603 -003 -00-0 
607 -024~00-6 
607-016-00-2 
607-030-00-9 
016-010-00-3 
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Formaldehyd c;;::25 % 
5~%$c<25.% 

1 %:::;c<5% 
Salze der Chromsäure 
- Ammoniumdichromat 

.c;;:: 20% 

0.5%:::;c<20% 

- Calciumchromat 
- Kaliumchromat 
- Kaliumdichromat 
- Natriumdichromat 
Toluol-2,4-diisocy.anat 
Toluol-2,6-diisocyanat 
Cadmiumfluorid 
Bromethylep 
Chloramin-T (Natriumsalz) 
.1,2-Epoxy-3(tolyoxy)-propan 
Diphenylmethan-2,2' -diisocyanat 
Diphenylmethan-2,4 ' -diisocyanat 
4,4' -Methylendiphenyldiisocyanat 
Hexahydrophtalsäureanhydrid 
Hydrochuinon 
Hydroxypropylacrylat (lsomerengemisdh) '. 
QueckSilber 
Quecksilber, 
organische und >anorganische Verbindungen 

Piperazin 
Tetrahydrophtalsäureanhydrid 
Terpentin 
Aminophenol (alle Isomeren)' 
Bariumverbindungen . 
Butylmethylketon (Hexan-2-on) 
Hexan 
Pyrogallol (1,2,3-Trihydroxybenzol) 
Vanadiumpentoxid 
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605-001-00-5 
605-001-01-2 
605-001-02-X 

024-003-00~ 1 

024-008-00-9 
024-006-00-8 
024-002-00-6 
.024-004-00-7 

. 615-006-00-4 
615-006-00:4 
048-006-00-2 
602:024-00-2 
616-010-00-9 
603-056·00-X 
615-005-00-9 
615-005-00-9 
615-005-00-9. 
607 -102-00-X 
604-005-00-4 
607-108-00-2 
080-001-00-0 

080-002-00-6 
080-004-00-7 
612-057-00-4 
607 -099-00-5 
650-002-00'-6 
612-033-00-3. 
056-002-00-7 
606-030-00-6 . 
601-007 -'00-7 
604-009-00~ . 
023-001-00-8 
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Anlage B 

Stoff 

Decane 
Kerosin (Düsenkraftstoff) 
J;:rdöl';:'und 5teinköhlenteerdestillate, Flammpunkt unter 21·C 
Erdöl- und SteinkohlenteerdestiIlate, Flammpunkt zwischen 21-55· C 
Natriumnitrat 
1,1,2-Trichlor-l ,2,2Trifluroethan 
Wolfram 
Wolframverbindungen 
Zinkoxid 
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1. 

2. 

Anhang XIII 

Liste nach Artikel 138 Absatz 5 der Beitrittsakte 

NORWEGEN 

Zusätzliche Beihilfe zu den Ausgleichszahlungen nach Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1766/92 für Erzeuger von Kartoffeln, die für die Stärkeindustrie im Rahmender vor dem 
Beitritt erzeugten Menge bestimmt sind. 

Beihilfe für die Erzeugung bestimmter Sorten zertifIzierten Saatguts einer begrenzten Anzahl von 
Arten für die TieITütterung nach der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71. Diese Beihilfe wird für 
jeweils 100 kg gewährt, ist auf die vor dem Beitritt erzeugten Mengen beschränkt und wird im 
Falle von zertifIziertem Saatgut zusätzlich zu der Beihilfe nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 2358/71 gewährt. 

Sie kann insbesondere für die folgenden Sorten von Futtersaatgut gewährt werden: 
Timotheusgras, Wiesenklee, Wiesenschwingelgras, Knäuelgras. 

ÖSTERREICH 

1. Beihilfen im Rahmen der. vor dem Beitritt erzeugten Menge an die Erzeuger von Kartoffeln für 
die Stärkeindustrie. Diese Beihilfen ergänzen die Ausgleichszahlungen nach Artikel 8 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92, 
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2. Beihilfen in Höhe der Differenz zwischen dem vor dem Beitritt bestehenden Prämienniveau für 
Mutterkühe und dem Niveau nach Artikel 4 d Absatz 7 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 .. 

3. Zusätzliche Beihilfe zu der Produktionsbeihilfe für Hopfen nach den Artikeln 12 und 12 ader 
Verordnung (EWG) Ne. 1696171, die für vier Jahre nach dem Beitritt im Rahmen der 
durchschnittlichen Anbauflächen gewährt wird, die während der drei Jahre vor dem Beitritt mit 
Hopfen bestellt waren. 

4. Beihilfe, die für drei Jahre nach dem Beitritt bestimmten Saatgutvermehrern von Futtersaatgut 
für bestimmte _ Mengen gewährt wird, für die nach den geltenden innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften im Jahr 1992 eine Prämie gewährt worden war, die mindestens dem 
Doppelten des von der Gemeinschaft gewährten Silitzungsbetrags entSprach. 

5. Zusätzliche Beihilfe ·zu den Ausgleichszahlungen nach der Richtlinie .(EWG) Ne 1765/92· 
zugunsten der ErzeugUng von Eiweißpflanzen, soweit dies zur Aufrechterhaltung der· 
Wettbewerbsfahigkeit dieser Erzeugnisse gegenüber Getreide und Öl saaten erforderlich ist. 

FINNLAND 

1. Zusätzliche Beihilfe zu den Ausgleichszahlungen nach Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung'(EWG) 
Nr. 1766/92 für Erzeuger von Kartoffeln, die für die Stärkeindustrie im Rahmen der vor dem 
Beitritt erzeugten Menge bestimmt sind. 

J 
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/ 

2. Beihilfen in Höhe der Differenz zwischen dem vor dem Beitritt bestehenden Prämienniveau für 
Mutterkühe und dem Niveau nach Artikel 4 d Absatz 7 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68. 

3 .. Beihilfen im Sektor lebende Pflanzen und Waren des Bltimenhandels im Sinne der Verord~ 
nung ~WG) Nr. 234/68, die 

- keine Erhöhung der. vor dem Beitritt bestehenden Erzeugung mit sich bringen; 

- im Rahmen individueller Begrenzungen 'gewährt werden, die nachdem Verfahren des 
Artikels 14 der Verordnung (EWG) Nr. 234/68 festzusetzen sind. 

. , 

4. Zusätzliche Beihilfe zu der Beihilfe nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1117/78, die für 
die zwei Wirtschaftsjahre nach dem Beitritt Erzeugern von Trockenfutter in traditionellen 
Erzeugungsgebieten gewährt wird. 

5. Beihilfe für die Erzeugung bestimmter Sorten zertifizierten Saatguts oder Handelssaatguts einer 
begrenzten Zahl von Arten für die Tierfütterung nach der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71. 
Diese Beihilfe wird für jeweils 100 kg gewährt, ist auf die vor dem Beitritt erzeugten Mengen 
beschränkt und wird im Falle von zertifiziertem Saatgut und von Basissaatgut zusätzlich zu der 
Beihilfe nach der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 gewährt. 

Sie kann insbesondere für die folgenden Sorten zertifizierten Saatguts gewährt werden: 
Timotheusgras, Wiesenklee, Wiesenschwingelgras, Knäuelgras. 
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Anhang XIV 

Liste nach Artikel 140 der Beitrittsakte 

NORWEGEN 

t Zusätzliche Beihilfe zu der Beihilfe nach Artikel 138 in den traditionellen Anbaugebieten von 
Frühjahrsweizen für die Müllerei 

2. Beihilfen für Investitionen im Sektor Schweine sowie Eier und Geflügel, die nach Artikel 6 
Absatz 4 Unterabsatz 1 sowie Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 ausgeschlossen 
sind, aber den übrigen Bestimmungen jener Verordnung entsprechen. Diese Beihilfen: 

. - dürfen nicht zu einer Erhöhung der Produktionskapazität insgesamt führen; 

. . . 

- werden im Rahmen individueller Produktionsbeschränkungen gewährt, -die nach dem 
Verfahren des Artikels 29 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 festzulegen sind. 

t 

3. Zusätzliche Beihilfen zu den nach Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91, die 
für Investitionen im Sektor Obst- und Gemüseerzeugung nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 und lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 234/68 gewährt werden. 

Diese, Beihilfen 

- dürfen nicht zu einer Erhöhung der Produktionskapazität insgesamt führen; 

- werden im Rahmen individueller Produktionsbeschränkungen gewährt, die nach dem 
Verfahren des Artikels 29 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 festzulegen sind. 

ÖSTERREICH 

1. Zusätzliche Beihilfe zu der Beihilfe nach Artikel 138, die im Rahmen eines vor dem Beitritt 
bestehenden Produktionsvolumens an die Erzeuger von für die Stärkeindustrie bestimmten Mais 
gewährt wird_ 

2. Beihilfen für Erzeuger, die FlächenstiIlegungen- nach der Verordnung (EWG) Nr. 17.65/92 
vornehmen, die je Hektar zusätzlich zu der Beihilfe nach A~ikel 2 gewährt wird. 

3. Beihilfen für die Aufzucht junger Rinder 

4. Zusätzliche Beihilfe zu der Beihilfe nach Artikel 138 an Erzeuger, die Qualitätsmilch zur 
Herstellung von Bergkäse im Rahmen einer vor dem Beitritt hestehenden Erzeugungsmenge 
liefern .. 
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5. Beihilfen für Investitionen im Sektor Schweine sowie Eier und Geflügel, die nach Artikel 6 
Absatz 4 Unterabsatz 1 sowie Absatz 6 der" Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 ausgeschlossen 
sind, aber den übrigen Bestimmungen jener Verordnung entsprechen. Diese Beihilfen: 

- dürfen nicht zu einer Erhöhung der Produktionskapazität insgesamt führen; 

- werden im Rahmen individuellerProduktionsbeschränkungen gewährt, die nach dem 
Verfahren des Artikels 29 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 festzul~gen sind. 

6. Beihilfen für Investitionen, die von Teilzeitlandwirten im Sinne der österreichischen ReChtsvor
schriften vorgenommen werden; diese Beihilfen werden über die in Artikel 12 Absätze 2 und 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 vorgesehene Höchstgrenze hinaus, jedoch unter Beachtung 
der Beschränkungen nach Artikel 7 derselben Verordnung gewährt. Die Gewährung dieser 
Beihilfen kann für die drei auf den Beitritt folgenden Jahre gestattet werden. . . 

FINNLAND 

1. Zusätzliche Beihilfe zu der Beihilfe nach Artikel 138, die in traditionellen Anbaugebietenvon 
zur Brotherstellung geeignetem Weichweizen, zur Brotherstellung geeignetem Roggen und von 
Gerste für die Brauereiindustrie gewährt wird. 

2. Beihilfen für Investitionen im Sektor Schweine sowie Eier und Geflügel, die nach Artikel 6 
Absatz 4 Unterabsatz 1 sowie Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 ausgeschlossen 

. sind, aber den übrigen Bestimmungen jener Verordnung entsprechen. Diese Beihilfen: 

3. 

- dürfen nicht zu einer Erhöhung der Produktionskapazität insgesamt führen; 

- werden im Rahmen individueller Produktionsbeschränkungen gewährt, die nach dem 
Verf-ahren des Artikels 29 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 festzulegen sind. 

Zusätzliche Beihilfen zu den nach Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91, die 
für Investitionen im Sektor Erzeugnisse des Gartenbaus nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 und lebende Pfl,anzen und Waren des Blumenhandels nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 234/68 gewährt werden. Diese Beihilfen 

- dürfen nicht zu einer Erhöhung der Produktionskapazität insgesamt führen; 

- werden im Rahmen individueller Produktionsbeschränkungen, gewährt, die nach dem 
Verfahren des Artikels 29 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 festzulegen sind. 
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ANHANG xv 

Liste nach Artikel 150 der Beitrittsakte 

J 

I. FREIER WARENVERKEHR 

1. 370 L 0220: Richtlinie 70/220/EWG des Rates vom 20. März 1970 zur Angleichung der 
Recbtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die Verunreinigung der Luft durch 
Emissionen von Kraftfahrzeugen (ABI. Nr. L 76 vom 6.4.1970, S. 17), geändert durch: , 

1 72 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreicbs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland (ABI. NT. L 73 vom 27.3.1972, S. 14) 

374 L 0290: Richtlinie 741290/EWG des Rates vom 28. Mai 1974 (ABI. Nr. L 159 vom 
15.6.1974, S. 61) • 

377 L 0102: Richtlinie 77/l02/EWG der Kommission vom 30. November 1976 
(ABI. NT. L 32 vom 3.2.1977, S. 32) 

378 L 0665: Richtlinie 78/665/EWG der Kommission vom 14. Juli 1978 (ABI. NT. L' 223 
vom 14.8.1978, S. 48) 

1 79 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. NT. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

383 L 0351: Richtlinie 83/3511EWG des Rates vom 16. Juni 1983 (ABI. NT. L 197 vom 
20.7.1983, S. 1) 

1 85 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
. Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. NT. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

388 L 0076: Richtlinie 88/76/EWG des Rates vom 3. -Dezember 1987 (ABI. NT. L 36 vom 
9.2.1988, S. 1) 

388 L 0436: Richtlinie 88/436/EWG des Rates vom 16. Juni 1988 (ABI. NT. L. 214 vom 
6.8.1988, S. 36), berichtigt in ABI. NT. L 303 vom 8.11. 1988, S. 36 

389 L 0458: Richtlinie 89/458/EWG des Rates vom 18. Juli 1989 (ABI. Nr. L 226 vom ""-. 
3.7.1989, S. 1), berichtigt in ABI. NT. L 270 vom 19.9.1989, S. 16 
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389 L 0491: Richtlinie 89/491/EWG der Kommission vom 17. Juli 1989 (ABI. NT. L. 238 
vom 15.8.1989, S. 43) 

391 L 0441: Richtlinie 911441/EWG des Rates vom 26. Juni 1991 (ABI. NT. L 242 vom 
30.8.1991, S. 1) 

·393 L 0059: Richtlinie 93/59lEWG des Rates vom 28. Juni 1993 (ABI. NT. L 186 vom 
28.7,1993, S. 21) 

Die Republik Österreich kann im Rahmen ihrer innerstaatlichen Typengenehmigungsverfahren ihre 
eigenen Regelungen für die Emissionen leichter Nutzfahrzeuge mit Dieselmotoren' mit 
Direkteinspritzung bis zum 1. Oktober 1995 beibehalten, gestattet jedoch den freien Verkehr in 
Übereinstimmung mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand ab dem 1. Januar 1995. Die Republik 
Österreich kann erst ab dem Zeitpunkt die EG-Typengenehmigung gemäß der Richt
linie 93/59/EWG erteilen, zu dem sie jene Richtlinie uneingeschränkt anwendet. 

2. 375L 0106: Richtlinie 751106/EWG des Rates vom 19. Dezember 1974 zur Arigleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Abfüllung bestimroter Flüssigkeiten nach Volumen 
in Fertigpackungen (ABI. Nr. L 42 vom 15.2.1975, S. 1), geändert durch: 

378 L 0891: Richtlinie 78/8911EWG der Komroission vom 28. September 1978 (ABI. NT. L 
311 vom 4.1LI978, S. 21) 

379 L 1005: Richtlinie 85/1005/EWG des Rates vom 23. November 1979 (ABI. Nr. L 308 
vom 4.12.1979, S. 25) 

.385 L 0010: Richtlinie 85110/EWG des Rates vom 18. Dezember 1984 (ABI. Nr. L 4 vom 
5.1:1985, S. 20) -

388 L 0316: Richtlinie 88/316/EWG des Rates vom 7. Juni 1988 (ABI. NT. L 143 vom 
10.6.1988, S. 26) 

389 L 0676: Richtlinie 89/676/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 (ABI. Nr. L 398 
vom 30.12.1989, S. 18) 

In Norwegen können die in Arihang m Nummer 1 Buchstabe a gepannten Waren, die in 
Pfandflaschen enthalten sind, bis zum 31. Dezember 1996 in Nennvolumen von 0;35 I und 0,7 I 
vermarktet werden. Ab seinem Beitritt stellt das Königreich Norwegen weiterhin d,en freien 
Verkehr von Waren sicher, die entsprechend den Anforderungen der Richtlinie 751106/EWG in 
ihrer derzeitigen Fassung vermarktet werden. 
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3. 377 L 0541: Richtlinie 77/5411EWG des Rates vom 28. Juni 1977 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Sicherheitsgurte und Haltesysteme für Kraftfahrzeuge 
(ABl.Nr. L 220 vom 29.8.1977,$.95), geändert durch 

179 H: Akteüber die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

381 L 0576: Richtlinie 811576/EWG des Rates vom 20. Juli 1981 (ABI. Nr. L 209 vom 
29.7.1981, S. 32) 

'-

382 L 0319: Richtlinie 82/319/EWG der Kommission vom 2. April 1982 (ABI. Nr. L 139 
vom 19.5.1982, S. 17) 

1 85 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

387 L 0354: Richtlinie 87/354/EWG des R..ates vom 25. Juni 1987 (AB!. Nr. L 192 vom 
11.7.1987, S. 43) . 

390 L 0628: Richtlinie 90/628/EWG der Kommission vom 30. Oktober 1990 
(ABI. Nr. L 341 vom 6.12.1990, S. 1) 

Die Republik Finnland, das Königreich Norwegen und daS Königreich Schweden können im 
Rahmen ihrer innerstaatlichen Typengenehmigungsverfahren die Zulassung von Fahrzeugen der 
Klasse MI, M2 und M3, deren Sicherheitsgurte oder Haltesysteme nicht den Anforderungen der 
Richtlinie 77/4511EWG, zuletzt geändert durch die Richtlinie 90/628/EWG, entsprechen, bis zum 
1. Juli 1997 verweigern; sie verweigern jedoch nicht die Zulassung von Fahrzeugen, die diese 
Anforderungen erfüllen. Die Republik Finnland und das Königreich Norwegen'können erst ab dem 
Zeitpunkt die EG-Betriebserlaubnis gemäß der Richtlinie 90/628/EWG erteilen, zu dem sie jene 
Richtlinie uneingeschränkt anwenden. Das Königreich Schweden kann die EG-Betriebserlaubnis 
gemäß diesen Richtlinien nur für Fahrzeuge erteilen, die die zwingenden Anforderungen der' 
Richtlinie 77/5411EWG, geändert durch die Richtlinie 90/628/EWG, erfüllen. 

4. 388 L 0077: Richtlinie 88/77/EWG des Rates vom 3. Dezember 1987 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die. Emission gasförmiger 
Schadstoffe und luftverunreinigender Partikel aus Dieselmotoren zum Antrieb von Fahrzeugen 
(ABI. Nr. L 36 vom 9.2.1988, S. 33), geändert durch: 

391 L 0542: Richtlin'ie 911542/EWG des Rates vom 1. Oktober 1991 (ABI. NT. L 295 vom 
25.10.1991, S. 1) 

/ 

Das Königreich Schweden kann im Rahmen seiner innerstaatlichen Typengenehmigungsverfahren 
seine eigene Regelung für die Emis~ion von Dieselmotoren bis zu 85 kW bis zum 1. Oktober 1996 
beibehalten, gestattet jedoch den freien Verkehr in Übereinstimmung mit dem gemeinschaftlichen 
Besitzstand ab dem 1. Januar 1995. Das Königreich Schweden kann erst ab dem Zeitpunkt die 
Typengenehmigung gemäß der Richtlinie 91/542/EWG erteilen, zu dem es jene Richtlinie 
uneingeschränkt anwendet. 
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ll. FREIZÜGIGKEIT, FREIER DIENSTLEISTUNGS- UND KAPITALVERKEHR 

1. 378 L 068~: Richtlinie 78/686/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 über die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Zahnarztes 
und für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts und 
des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr (ABI. Nr. L 233 vom 24.8.1978, S. 1), geändert 
durch: 

1 79 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

381 L 1057: Richtlinie 8111057/EWG des Rates vom 14. Dezember 1981 (ABI. Nr. L 385 
. vom 31; 12.1981, ~. 25) 

1 85 I: Akte über die Beittittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

389 L 0594: Richtlinie 89/594/EWG des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABI. Nr. L 341 vom 
23.11.1989, S. 19) 

390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990(ABI. Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 73) 

Die Niederlassungsfreiheit und der freie Dienstleistungsverkehr werden in Österreich für die in 
den anderen Mitgliedstaaten diplomierten Zahnärzte. und in den anderen Mitgliedstaaten für die 
in Zahnheilkunde praktizierenden diplomierten österreichischep Ärzte so lange aufgeschöben,bis 
die Zahnarztausbildung in Österreich nach den gemäß der Richtlinie 78/687/EWG festgelegten 
Bedingungen abgeschlossen ist, längstens aber pis zum 31. Dezember 1998. 

Während der Dauer dieser vorübergehenden Ausna)1meregelung werden die allgemeinen oder 
besonderen Erleichterungen hinsichtlich des Niederlassungsrechts und des freien Dienstleistungs
verkehrs, die aufgrund österreichischer Vorschriften oder aufgrund von Abkommen über die 
Beziehungen zwischen der Republik Österreich und einem anderen Mitgliedstaat· bestehen, 
beibehalten und ohne Diskriminierung gegenüber allen 'anderen Mitgliedstaaten. angewandt. 

, 
2. 392 L 0096: Richtlinie 92/96/EWG des Rates vom 10. November 1992 zur Koordinierung der 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebensversicherung) sowie zur 
Änderung der Richtlinien 79/267/EWG und 90/619/EWG (Dritte Richtlinie Lebensversicherung) 

a) Das Königreich Schweden kann eine Übergangsregelung bis zum 1. Januar 2000 anwenden, 
. um Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 92/96/EWG nachzukommen; in diesem 

Zusammenhang besteht Einvernehmen; daß die schwedischen Behörden der Kommission bis 
zum 1. Juli 1994 eine Aufstellung der Maßnahmen zur Genehmigung vorlegen; mit denen die 
über die Grenzwerte des Artikels 22 Absatz 1 Buchstabe b hinausgehender Risiken mit den 
Grenzwerten der Richtlinie in Übereinstimmung gebracht werden sollen. 
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b) Die schwedischen Behörden legen der Kommission spätestens zum Zeitpunkt des schwe
,/ 

dischen . Beitritts und am 31. Dezember 1997 einen Bericht über den Stand der Maßnahmen 
vor, die ergriffen worden sind, um der Richtlinie nachzukommen. Die Kommission überprüft 
diese Maßnahmen anband dieser Berichte. Im Lichte der Entwicklungen werden diese 

- Maßnahmen gegebenenfalls im Hinblick auf eine raschere Verringerung der Risiken angepaßt. 
Die schwedischen Behörden fordern die Lebensversicherungsgesellschafttm auf, die 
Verringerung der entsprechenden Risiken unmittelbar in Angriff zu nehmen. Die betreffenden 
Gesellschaften werden diese Risiken zu keiner Zeit erhöhen, es sei denn, daß sie sich bereits 
im Rahmen der von der Richtlinie vorgeschriebenep Grenzen bewegen und daß eine solche 
Erhöhung nicht zu einer Überschreitung dieser Grenzen führt.Die schwedischen Behörden 
legen bis zum Ablauf des Übergangszeitraums einen Abschlußbericht über die Ergebnisse der 
vorgenannten Maßnahmen vor. 

m. VERKEHRSPOLITIK 

391 L 0439: Richtlinie 911439/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 über den Führerschein (ABl. Nr. .. 
L 237 vom 24.8.1991, S. 1) 

Das Königreich Norwegen kann abweichend von Artikel 1 Absatz 1 bis zum 31. Dezember 1997 
weiterhin Führerscheine nach seinem derzeitigen Muster aussteHen. Nach Ablauf dieses Zeitraums 
muß das Königreich Norwegen den zu dieser Zeit bestehenden gemeinschaftlichen Besitzstand 
betreffend Führerscheine anwenden. 

/ 
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IV. STATISTIK 

;1~ 372 L 0211: Richtlinie 72/211/EWG des Rates vom 30. Mai 1972 zur Durchführung koordinierter 
Konjunkturstatistiken in der Industrie und im warenproduzierenden Handwerk (ABI. Nr. L 128 
vom 3.6.1972, S, 28), geändert durch: 

179 H: Akte iiber die Bei,trittsbed ingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17); 

I 

185 I: Akte über 'die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S~ 23); 

Die Republik Finnland kann die Erfassung von Daten nach dieser Richtlinie bis zum 1. Januar 
1997 zurückstellen. ' 

Monatliche Daten zu den Indizes der industriellen Erzeugung sind jedoch ab dem Zeitpunkt des 
Beitritts zu übermitteln. 

2.390 R 3037: Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 betreffend die 
statistische Systematik derWirtschaftszweigein der Europäischen Gemeinschaft (ABI. Nr. L 293 
vom 24.10.1990, S. 1), geändert durch: 

393 R 0761: Verordnung (EWG) NT. 761/93 der Kommission vom 24. März 1993 (ABI. Nr. 
L 83 vom 3.4.1993, S. 1) 

Die Republik Finnland kann die Anwendung dieser Verordnung bis zum 1. Januar 1997 
zurückstellen. 

Ab dem Zeitpunkt des Beitritts m4ß' die Republik Finnland jedoch einen Zeitplan aufstellen, aus 
dem klar hervorgeht, welche Fristen in den verschiedenen Bereichen gelten (volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung, Input-Output, regelmäßige Erhebungen usw.); sie wird sich bemühen, dieDaten 
in einer an "NACE Rev. 1" angepaßten Form zu übermitteln. 

3. 391 D 3731: Entscheidung Nr. 37311911EGKS der Kommission vom 18. Oktober 1991 zur 
Änderung der 'im Anhang zu den Entscheidungen Nr. 1566/86/EGKS, ,Nr. 4104/88/EGKS und 
Nr. 3938/89/EGKS enthaltenen Fragebogen (ABI. Nr. L 359 vom 30.12 . .1991,. S. 1) " 

Die Republik Finnland kann die Erhebung der Daten nachdem im Anhang dieser Entscheidung 
wiedergegebenen Fragebogen 2-73 "Stahllieferungen in das Inland nach Erzeugnissen und 
Abnehmergruppen" bis zum 1. Januar 1996 zurückstellen. 
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4. 391 R 3924: Verordnung (EWG) Nr. 3924/91 des Rates vom 19. Dezember 1991 zur Einfiihrung 
einer Gemeinschaftserhebung über die Produktion von Gütern (ABI. Nr. L 374 vom 31.12.1991, 
S. 1) 

Die" Republik Finnland kann die Anwendung dieser Verorc!nung bis zum 1. Januar 1997 
zurückstellen. 

Ab dem Zeitpunkt de.!i Beitritts muß die Republik Finnland jedoch einen Zeitplanaufstellen, aus 
dem klar hervorgeht, welche Fristen in den verschiedenen Bereichen gelten (volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung, Input-Output, regelmäßige Erhebungen usw.); sie wird sich bemühen, die Daten 
in einer an "NACERev. 1" angepaßten Form zu übermitteln. 

5. 393 R 0696: Verordnung (EWG) Nr. 696/93 des Rates vom 15. März 1993 betreffend die 
statistischen Einheiten für die Beobachtung und Analyse der Wirtschaft in der Gemeinschaft 
(ABI.Nr. L 76 vom 30.3.1993, S. 1) 

Für die. Republik Österreich läuft die Übergangszeit nach Artikel 4 Absatz 1 bis zum 
31. Dezember 1996. 

6. 393 R ~186: Verordnung (EWG) Nr. 2186/93 des Rates vom 22. Juli 1993 über die innergemein
schaftliche Koordinierung des Aufbaus von Unternehmensregistem für statistische Verwendungs
zwecke (ABI. Nr. L 196 vom 5.8.1993, S. 1). 

Die Reptiblik Österreich kann die Anwendung die,ser Verordnung bis zum 31. Dezember 1996 
aufschieben. 

Ab dem Beitritt werden jedoch Statistiken der gewerblichen Wirtschaft erstellt. 
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V. SOZIALPOLITIK 

376 L 0207: Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zUr Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, zur BeI1lfsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedin
gungen (ABI. Nr. L 39 vom 14.2.1976, S.40) 

. Artikel 5 dieser Richtlinie gilt bis zum Jahre 2001 nicht für die Republik Österreich hinsichtlich der 
Nachtarbeit von Frauen. 

Bis zum 31. Dezember 1997 überprüft der Rat nach Erh:ilt eines Berichts der Kommission über die 
Entwicklung der sozialen und rechtlichen Lage die Ergebnisse dieser Ausnahmeregelung unter 
Berücksichtigung der Anforderungen des Gemeinschaftsrechts. 
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VI. UMWELT 

1. 375 L 0716: Richtlinie 75/716/EWG des Rates vom 24. November 1975 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Schwefelgehalt bestimmter flüssiger Brennstoffe 
(ABI. Nr. L 307 vom 27.11.1975, S. 22), geändert durch: 

387 L 0219: Richtlinie 87/219/EWG des Rates vom 30. März 1987 (ABI. Nr. L 91 vom 
3.4.1987, S. 19) 

390 L 0660: Richtlinie 90/660/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 79) 

- , 

391 L0692: Richtlinie 911692/EWG des Rates vom 23. Dezember 1991 (ABI. Nr. L 377 
vom 31.12.1991, S. 48) 

393 L 0012: Richtlinie 93112/EWG des Rates vom 23. März 1993 (ABI. Nr. L 74 vom 
27.3.1993, S. 81) 

-a) - Die Republik Österreich kann abweichend von Artikel 2 Absatz 1 ihre iIll1erstaatlichen 
Rechtsvorschriften über den Schwefelgehalt von Diesel kraftstoffen bis zum 1. Oktober 1996 
beibehalten. _ 

b) Die Republik Finnland kann abweichend von Artikel 2 Absatz 1 ihre innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften über den Schwefelgehalt von Dieselkraftstoffen bis zum 1. Oktober 1996 
beibehalten. 

2. 390 L 0641: Richtlinie 90/6411Euratom des Rates vom 4. Dezember 1990 über den Schutz 
externer Arbeitskräfte, die einer Gefährdung durch ionisierende Strahlungen beim Einsatz im 
Kontrollbereich ausgesetzt Sind (ABI. Nr. L 349 vom 13.12.1990, S.21) 

Die Republik Österreich, die Republik Finnland und das Königreich Schweden wenden ab dem 
1. Januar 1997 die Bestimmungen von Artikel 2, Artikel 3, Artikel 5 und Artikel 6 Buchstabee 
an, die Bezug nehmen auf die Richtlinie 80/~36/Euratorri des Rates vom 15. Juli 1980 zur 
Änderung oer Riehtl inien, mit denen die Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung 
und der Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen festgelegt werden. 

3. 390 R 0737: Verordnung (EWG) Nr. 737/90 des Rates vom 22. März 1990 über die Einfuhr
bedingungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse in Drittländern nach dem Unfall im Kernkraft
werk Tschernobyl (ABI. Nr. L 82 vom 29.3.1990, S. 1), geändert durch: 

393 R 1518: Verordnung (EWG) Nr. 1518/93 der Kommis~ion vom 21. Juni] 993 (ABI. Nr. 
L 150 vom 22.6.1993, S.30) 

Die Republik Österreich kann ihre entsprechenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften bis zum' 
31. März 1995 beibehalten. 
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4. 392 L 0112: Richtlinie 92/1 12/EWG des Rates vom 15. Dezember 1992 überdie Modalitäten zur 
Vereinheitlichung der Programme zur Verringerung und späteren Unterbindung der Ver
schmutzung durch Abfalle der Titandioxid-Industrie (ABI. Nr.L 409 vom 31.12.1992, S. 11) 

Das Königreich Norwegen wendet die Bestimmungen des Artikels 9 Absatz 1 B.uchstabe a Ziffer ii 
über die Verringerung der Emissionen von Schadstoffen in die Atmosphäre ab 1, Januar 1997an. 
Das Königreich Norwegen legt der Kommission ein wirksames Programm zur Verringerungder 
S02-Emissionenzur Bewertung vor; dies umfaßt dieVorlage eines Investitionsplans der gewählten 
technischen Optionen sowie eine Bewertungsstudie über die Umweltauswirkungen der Verwendung 
von Meerwasser im Aufbereitu·ngsverfahren, und zwar bis zum Inkrafttreten des Artikels 9 . 
Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii (1. J anu<1f 1995). 

. . ' ~ 

5. 393 R 0259: Verordnung (EWG) Nt. 259/93 des Rates vom 1. Februar 1993 zur Überwachung 
und Kontrolle der Verbringung vonAbfallen in der, in die und aus der Europäischen Gemeinscbaft 

. (ABI. Nr. L 30 vom 6.2.1993, S. 1) 

. Die RepubIikÖsterreicb kann ihre innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die Einfuhr, die 
Ausfuhr und den Transit von Abfallen bis zum 31. Dezember 1996 beibehalten. 
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VII. LANDWIRTSCHAFT 

A. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

I. Informationsnetz landwirtschaftlicher Buchführung 

365 R 0079: Verordnung Nr. 79/65/EWG des Rates vom 15. Juni 1965 zur Bildung eines 
Informationsnetzes ,landwirtschaftlicher Buchführungen über die Einkommenslage und die 
betriebswirtschaftlichen Verhältnisse landwirtschaftlicher Betriebe in der EWG (ABI. Nr. 109 vom 
23.6.1965, S. 1859/65), zuletzt geändert durch: 

- 390 R 3577: Verordnung (EWG) Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 ' 
vom 17.12.1990, S. 23).' 

Norwegen, Finnland und Schweden nehmen bis spätestens 31. Dezember, 1997 die nach der 
Verordnung Nr. 79/65/EWG erforderlichen Anpassungen hinsichtlich der Art der Buchführungsdaten 

, und der Buchführungsbetriebe vor. 

11. Integrierte Kontrolle 

392 R 3508: Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates vom 27. November 1992 zur Einführung 
eines integrierten Verwa1tungs- und Kontrollsystems für bestimmte gemeinschaftliche' Beihilfe
regelungen (ABI. Nr. L 355 vom 5.12.1992, S. 1), geändert durch: 

394 R 0165: Verordnung (EG) Nr. 165/94 des Rates vom 24. Januar 1994 (ABI. Nr. L 24 vom 
29.1.1994, S. 6) 

In Abweichung von Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 ist das integrierte System in den 
neuen Mitgliedstaaten wie folgt anwendbar: 

- ab dem 1. März 1995 hinsichtlich der Beihilfeanträge und des integrierten Kontrollsysstems nach 
Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3508/92, 

- spätestens ab dem 1. J~uar 1997 hinsichtlich der anderen in Artikel 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3508/92 genannten Komponenten. 
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Die neuen Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Verwaltungs- und Haushaltsmaßnahmen sowie 
die notwend,igen technischen Vorkehrungen, damit die v~rschiedenen Elemente des integrierten 
Systems ab diesen Zeitpunkten einsatzfähig sind. Sind jedoch bestimmte Elemente des integrierten 
Systems vor diesen Zeitpunkten einsatzfähig, so können diese Mitgliedstaaten sie bereits bei ihrer 
Verwaltungs- und Kontrolltätigkeit verwenden. 

Die Kommission kann nach dem Verfahren des Artikels )3 der V~rordnung (EWG) Nr. 729/70 die 
~urchführungsbestimmungen zu dieser Vorschrift erlassen, insbesondere die Übergangsmaßnahmen 
für die Anlaufzeit des Systems in den neuen Mitgliedstaaten. 

B. MARKTORGANISATIONEN 

I. Milch und Milcherzeugnisse 

371 R 1411: Verordnung (EWG) Nr. 1411/71 des Rates vom 29. Juni 1971 zur Festlegung 
ergänzender Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse 

hinsichtlich Konsummilch (ABI. Nr. L 148 vom3.7.1971, S. 4), zuletzt geändert durch: 

- 392 R 2138: Verordnung (EWG) Nr. 2138/92 des Rates'vom 23. Juli 1992.(ABl. Nr. L 214 vom 
30.7.1992, S. 6). ' 

In Abweichung von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EWG) Nr. 1411/71 gelten die 
Anforderungen hinsichtlich des Mindestfettgehalts während eines Zeitraüms von drei Jahren ab dem 
Beitritt nicht für in Finnland, Norwegen und Schweden erzeugte Konsummilch. Konsutnmilch, die ", 
nicht den Anforderungen hinsichtlich des Mindestfettgehalts entspricht, darf nUr in dem Erzeugerland 
vermarktet oder in ein Drittland ausgeführt werdep. Während des genannten Zeitraums wird die 
KlassifIZierung von Konsummilch nach der Verordnung überprüft. 

11. Rindfleisch 

368 R 0805: Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsamen 
Marktorganisation für Rindfleisch (ABI. Nr. L 148 vom 27.6.1968, S. 24); zuletzt geändert durch: 

- 393 R 3611: Verordnung (EG) Nr. 3611/93 des Rates vom 22. Dezember 1993 (ABi. Nr. L 328 
vom 29.12.1993; S. 7). 
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In Abweichung von Artikel 9 Absatz 1 kann Österreich bei Erzeugnissen der Tarifnummer 160250 
des Gemeinsamen Zolltarifs seine Zoll sätze für Einfuhren aus Drittländern während der Übergangszeit 

- stufenweise an die sich aus der An\\,endung d~s GZT ergebendenZollsätze anpassen. -

Die Anpassung erfolgt jeweils zu Beginn der dem Beitritt nachfolgenden fünf Jahre. Sie entspricht 
jeweils einem Sechstel, einem Fünftel, einem Viertel, einem Drittel und der Hälfte des Unterschieds 
zwischen den Zollsätzen. 

Die sich aus der Anwendung des GZT ergebenden Zollsätze werden ab dem Jahr 2000 angewandt. 

III. Obst und Gemüse 

372 R 1035: Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 des Rates ·vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und- Gemüse (ABI. Nr. L 118 vom 20.5.1972, S. 1), zuletzt geändert 
durch: 

- 393 R 3669: Verordnung (EWG) Nr. 3669/93 des Rates vom 20. Dezember 1993 (ABI. 
Nr. L 338 'vom 31.12.1993, S. 26). 

In Abweichung von Artikel 2 der .Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 erfolgt die. Anwendung der 
gemeinsamen Qualitätsnormen während der nachstehenden Zeiträume unter Bedingungen, die gemäß 
dem Verfahren des Artikels 33 der genannten Verordnung festzulegen sind: 

~ - drei Jahre hinsichtlich österreichischer Erzeugnisse und zwei Jahre hinsichtlich finnischer 
Erzeugnisse. Während dieser Zeiträume können diese Erzeugnisseunbeschadet der gemäß 

. Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 2 festgelegten Bestimm\,lngen nur auf dem nationalen Markt 
abgesetzt werden; 

- zwei Jahre hinsichtlich in Schweden erzeugter Karotten und ..speisemöhren. Während dieses 
Zeitraums können diese Erzeugnisse nach Drittländern ausgeführt werden.". 
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" 

IV. Wein und Spirituosen 

1. 389 R 1576: Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufmachung der Spirituosen 
(ABI. Nr. L 160 vom 12.6.1989, S.l), zuletzt geändert durch: ' 

392 R 3280: Verordnung (EWG) Nr. '3280/92 des Rates vom 9. November' 1992 
(ABi. Nr. L 327 vom 1~.11.1992,S. 3). 

In Abweichun~ von den Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1576/~9 gilt folgendes: 

Die in Österreich vor dem Beitritt sowie die in dem Zeitraum zwischen dem 1. Januar 1995 
und dem 31. Dezember 1995 entsprechend den geltenden innerstaatlichen Vorschriften 
gewonnenen Spirituosen können bis zum 31. Dezember 1996 in einer den innerstaatlichen 
Vorschriften entsprechenden Aufmachung in der Gemeinschaft vermarktet werden. Die zu 
letzterem Zeitpunkt noch im, Einzelhandel befindlichen Erzeugnisse können bis zUr 
Erschöpfung der Lagerbestände abgesetzt werden; 

Die Verwendung.der Bezeichnung "Inländerrum" für Erzeugnisse mit Ursprung in Österreich 
ist bis zum 31. Dezember 1998 gestattet, sofern die Autfuacliung des Erzeugnisses den 

, Gemeinschaftsbestimmungen über die Bezeichnung Und Aufmachung von Spirituosen 
entspricht, die Zutaten auf dem vorderen Flaschenetikett klar aufgeführt sind und ,auf diesem 
Etikett eindeutig angegeben ist, daß das Erzeugnis keinen Rum enthält. 

2. 389 R 2392: Verordnung (EWG) Nr. 2392/89 des Rates vom 24. Juli 1989 zur Aufstellung 
allgemeiner Regeln für die Bezeichnung und Aufmachung der Weine und der Traubennloste 
(AB!. Nr. L 232 vom 9.8.1989, S. 13), zuletzt geändert durch.: 

391 R 3897: Verordnung (EWG) Nr. 3897/91 des Rates vom 16. Dezember 1991 
(ABI. Nr. L 368 vom 31.12.1991, S. 5); 

392 R 2333: Verordnung (EWG) Nr. 2333/92 des Rates vom 13. Juli 1992 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Bezeichnung und Aufmachung von Schaumwein und Schaumwein mit 
zugesetzter Kohlensäure (ABi. Nr. L 231 vom 13.8.1992, S. 9). 

(1) In Abweichung von der Verordnungen (EWG) Nr. 2392/89 und (EWG) Nr. 2333/92 gilt 
folgendes: 

Die Weine, Schaumweine und Schaumweine mit zugesetzter Kohlensäure sowie Trauben
moste, die sich im Hoheitsgebiet Österreic-hs befinden und die entsprechend den vor dem 
1. März 1995 geltenden österreich ischen Vorschrj"ften bezeichnet und gestellt wurden, können 
bis zur Erschöpfung der Lagerbestände vermarktet werden; , 
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Die vor dem 1. März 1995 gedruckten Etiketten mit Angaben, die den zu jenem Zeitpunkt 
geltenden österreichischen Vorschriften, jedoch nicht den .Gemeinschaftsbestimmungen 
entsprechen, können bis· zum 1. März 1996 verwendet werden. 

• • I • 

Die Durchführungsbestimmungen werden erforderlichenfalls nach dem Verfahren des Artikels 83 
der Verordnung (EWG) Nr. 822/87 erlassen. 

(2) In Abweichung von Artikel 6 Absatz 6 Buchstabe ader Verordnung (EWG) Nr. 2333/92 
kann die Handelsmarke "WinZersekt" , die in Österreich vor dem 1. März 1994 registriert wurde, 
in Österreich für in Österreich gewonnenen Schaumwein verwendet werden, wobei die gemäß dem 
genannten Artikel 6 für "Winzersekt" erlassene[} Bestimmungen zu beachten sind. 

Die Durchführungsbestimmungen werden erforderlichenfalls nach dem Verfahren des Artikels 83 
der Verordnung (EWG) Nr. 822/87 erlassen. 

3. 391 R 1601: Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufmachung arom~tisierten 
Weines, aromatisierter weinhaltiger Getränke und aromatisierter weinhaltiger Cocktails 
(ABI. Nr. L 149 vom 14.6.1991, S. 1), berichtigt in ABI. Nr. L 349 vom 18.12.1991, S. 47 uIid 
zuletzt geändert durch: . 

392 R 3Z79: Verordnung (EWG) Nr. ·3279/92 des Rates vom 9. November 1992 
(ABI. Nr. L 327 vom 13.11.1992, S. 1). 

In Abweichung von Artikel 6 kann Norwegen während des ersten Jahres nach seinem Beitritt 
"verrnut" entsprechend den vor dem Beitritt geltenden Bestimmungen herstellen. 

Die Erzeugnisse aus dieser Herstellung können bis spätestens 31. Dezember 1996 auf dem 
norwegischen Markt abgesetzt· werden. . 

4. 392R 2332: Verordnung (EWG) Nr.2332/92 des Rates vom 13. Juli 1992 über in der 
Gemeinschaft hergestellte Schaumweine (ABI. Nr. L 231 vom 13.8.1992, S. l),geändeit durch: 

393 R 1568: Verordnung (EWG) Nr. 1568/93 des Rates vom 14. Juni 1993 (ABI. Nr. .L 154 
vom 25.6.1993, S 42). 

(1) In Abweichung von Artikel 17 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2332/92 
wird die Mindestdau~r der Gärung bei in Österreich mit der Methode der Gärung im Cuveefaß 
gewonnenen Qualitätsschaumweinen - mit Ausnahme von Qualitätsschaumwein.b.A. - wie folgt 
festgesetzt: 
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a) hinsichtlich der'Dauer der Alterung im Herstellungsbetrieb vom Beginn der Gärung an, durch 
die Kohlensäure enntwickelt werden soll: 

Herstellung 1995: 
Herstellung 1996: 
Herstellung 1997: 

keine Mindestdauer, 
keine Mindestdauer, 
4 Monate; 

b) hinsichtlich der Dauer der GärUng, durch die in der Cuvee Kohlensäure entwickelt werden 
soll, ,und die Dauer der Nichttrennung der Cuvee vom Trub: 

Herstellung'1995: 
H~rstellung 1996: 

keine Mindestdauer,' 
keine Mindestdauer, 

Herstellung 1997: 60 Tage, oder - wenn die Gärung in Behältnissen mit Rührvor
richtung stattfindet - 20 Tage. 

(2) Die Qualitätsschaumweine, für die die Ausnahmen nach Absatz 1 gelten, können nur in 
Österreich unter der Bezeichnung "Qualitätsschaumwein" oder"Sekt" vermar~et werden. 

(3) , Die Durchführungsbestimmungen werden erforderlichenfalls nach dem Verfahren des 
Artikels 83 der Verordnung (EWG) Nr. 822/87 erlassen. 

C.KULTURPFLANZEN 

392' R 1765: Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 vom 30. Juni 1992 zur Einfühnmg einer Stützungs
regelung für Erzeuger bestimmter landwirtschaftlicher Kulturpflanzen (ABt. Nr. L 181 vom 1.7.1992; 
S. 12), zuletzt geiipdert durch: . 

- 394 R 0232 Verordnung(EG) Nr. 232/94 des Rates vom 24. Januar 1994 (ABt. Nr. L 30 vom 
3.2.1994, S. 7). ~ 

(1) Abweichend von Artikel 7 Absatz.6 gilt folgendes: Erzeuger in Schweden; die entsprechend 
einer innerstaatlichen Stillegungsregelung eine größere Fläche als diejenige stillgelegt haben, auf der 
sie beihilfefähige Kulturpflanzen anbauen wollen, und die nicht begonnen l1aben, auf dieser Fläe;he 
wieder Kulturpflanzen anzubauen, könoen nach Ablauf ihrer Beteiligung an der innerstaatlichen 
Regelung die Stillegung der Flächen, 'die sie' gemäß dieser Regelung stillgelegt hatten, für einen 
weiteren Zeitraum von 60 Monaten fortsetzen. Der Stillegungsausgleich wird dann nach dem gleichen 
Satz festgesetzt wie in Artikel 7 Absatz 6 für den Teil, der derjenigen für Kulturpflanzen 
überschreitet, für die eine Ausgleichszahlung beantragt wh·d. 
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(2) Bis zum Wirtschaftsjahr 1999/2000 kann Österreich vorbehaltlich der Genehmigung der 
Kommission Kleinerzeugern im Sinne des Artikels 8 Absatz2 eine Zahlung in Höhe der vor dem 
Beitritt gewährten Zahlung leisten, wenn diese weiterhin eine Fläche derselben~Größe stillegen, für 
die sie bereits eine Ausgleichszahlung nach einer innerstaatlichen Regelung am 1. Januar 1994 
erhalten hatten. Die Kosten dieser Zahlung werden von Österreich getragen. 

D. STRUKTUREN 

1. 390 R 0866: Verordnung (EW G) N r. 866/90 des Rates vom 29. März 1990 zur Verbesserung der 
Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen landwirtschaftlicher Erzeugnisse (ABI. Ne. L 91 
vom 6.4.1990, S. 1), zuletzt geändert durch: 

393 R 3669: Verordnung (EWG) Ne. 3669/93 des Rates vom 22. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 338 vom 31.12.1993, S. 26). 

Bei der Anwendung von Artikel 16 Absati 5 

kann die Kommission Norwegen ermächtigen, während eines Zeitraums von drei Jahren nach 
seinem Beitritt staatliche Beihilfen für Investitionen in einem Sektor der unter Anhang 11 des 
EG-Vertrags fallenden Erzeugnisse, der einer R-estrukturierung bedarf, -zu gewähren~ 
Voraussetzung ist, daß die Produktionskapazität des genannten Sektors nicht vergrößert wird. 

wird die Kommission diese Bestimmungen hinsichtlich Österreichs und Finnlands 
entsprechend der Erklärung in der Schlußakte durchführen. 

Die Genehmigung der Kommission kann jedoch nur erteilt werden, wenn eine angemessene 
Beteiligung der Begünstigten an den betreffenden Investitionen sichergestellt ist. 

2. -391 R 2328: Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 des Rates vom 15. Juli 1991 zur Verbesserung der 
EffIzienz der Agrarstruktur (ABI. Nr. L 218 vom 6.8.1991; S. 1), zuletzt geändert durch: 

393 R 3669: Verordnung (EG) Nr. 3669/93 des Rates vom 22. Dezember 1993 
(ABI. Nr. L 338 vom 31.1.2.1993, S. 26). 
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In Abweichung von 

a) Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe C können die in dieser Verordnung vorgesehenen Beihilfen in 
Norwegen und Schweden bis zum 31. Dezember. 1999 zugunsten land- und forstwirtschaft
Iicher Familienbetriebe gewährt werden; Voraussetzung dafür ist,-daß die, landwirtschaftliche 
Nutzfläche des Betriebs nicht weniger als 15 Hektar beträgt und daß die Beihilfen nur 
landwirtschaftliche Tätigkeiten betreffen. Die maximale Größe eines land- und forstwirtschaft
licI!en Familienbetriebs wird von der Kommission nach dem Verfahren des Artikels 29 der 
Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 bestimmt; 

b) den Begrenzungen nach Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 können Finnland und Norwegen 
unter Beachtung der Artikel 92 bis 94 des EG~Vertrags 

,I 

bis zum 31. Dezember 2001 eine staatliche Beihilfe für die in Artikel 5 vorgesehenen 
Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben gewähren, deren Arbeitseinkommen das 
in derselben Bestimmung genannte Referenzeinkommen übersteigt; 

bis zum 31. Dezember 2001 eine staatliche Beihilfe für Investitionen zugunsten von 
Betrieben mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten gewähren; 

c) Artikel 35 kann die Republik Österreich vorbehaltlich der Genehmigung der Komniission: 

bis zum 31. Dezember 2004 eine staatliche Beihilfe zugunsten der Kleinerzeuger , die 
darauf im Jahre 1993 nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften Anspruch hatten, 
insoweit weiter gewähren, als die Ausgleichszulagenach den Artikeln 17 bis 19 nicht 
ausreicht, um die ständigen natürlichen Nachteile auszugleichen. Die diesen Erzeugern 
pauschal gewährte Beihilfe darf die in Österreich in dem vorstehend genannten Jahr 
gewährten Beträge nicht übersteigen. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat jeweils vor dem 30. Juni ·1999 und 2004 einen 
Bericht über die Anwendung dieser Maßnahme, dem gegebenenfalls ein Vorschlag 
beigefügt ist. Der Rat entscheidet über diesen Vorschlag nach dem Verfahren des -
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags; 

bis zum 31. Dezember 1999 die Erzeuger von der Verpflichtung nach Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe d befreien. -
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E. TIERERNÄHRUNG 

1. 370 L 0524: Richtlinie 70/524/EWG des Rates vom 23. November 1970 über Zusatzstoffe in der 
Tierernährung (ABI. Nr. L 270 vom 14.12.1970, S. 1), zuletzt geändert durch: 

393 L 0114: Richtlinie 93/114/EG des Rates' vom 14. Dezember 1993 (ABI. Nr. L 334 vom 
31.12.1993, S. 24). 

(1) Die Republik Österreich kann ihre vor dem Beitritt geltenden Rechtsvorschriften 
hinsichtlich der Vermarktung und der Very.rendung von Zusatzstoffen, die zu den Gruppen der 
Enzyme und der Mikroorganismen gehören, beibehalten, Voraussetzung ist die Einhaltung 
nachstehender Bedingungen: -

Die Republik Österreich muß der Kommission bis zuni' 1. November 1994 folgendes übermitteln: 

die Liste der in ihrem ~Hoheitsgebiet zugelassenen Enzyme, Mikroorganismen oder deren 
. Zubereitungen nach dem Muster in Anhang II der Richtlinie 93/l13/EG des Rates-und 

ein von dem für das Inverkehrbringendes Erzeugnisses Verantwortlichen für jeden Zusatzstoff 
erstelltes Spezifikationsblatt nach dem Muster in Anhang 11 der Richtlinie 93/l13/EG des 
Rates. 

Vor dem I.Januar 1997 wird nach dem Verfahren des Artikels 7 der Richtlinie 70/524/EWG über 
die von der Republik Österreich zur Genehmigung der betreffenden Zusatzstoffe vorgelegten 
Dossiers entschieden. 

Bis zum Erlaß einer gemeinschaftlichen Entscheidung verweigert die Republik Österreich nicht den 
Verkehr mit Herkunft aus der Union mit 'Zusatzstoffen, die in gemäß Artikel 3 der Richt
linie 93/l13/EG erstellten nationalen Verzeichnissen aufgeführt sind, sofern diese Zusatzstoffe 
auch in dem Verzeichnis enthalten sind, das sie gemäß dem vorstehenden zweiten Gedankenstrich 
übermittelt hat. Diese Bestimmung gilt entsprechend für VormischUngen und für Futterartikel, die 
die betreffenden Zusatzsstöffe enthalten. 

(2) Die Republik Finnland kann bis zum 31. Dezember 1997 ihre vor dem Beitritt geltenden 
Rechtsvorschriften beibehalten, nach dem folgende Zusatzstoffe in der Tierernährung verboten 
sind: 

Avoparcin - für Milchkühe, 

Tylosinphosphat, 

Spiramycin und 

Antibiotika mit entsprechender Wirkung'. 
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Vor dem 31. Dezember 1997 wird nach dein Verfahren des Artikels 7 der Richtlinie 70/524/EWG 
über die Anpassungsanträge der Republik Finnland entschieden; diesen Anträgen wird für jeden 
der ,vorgenannten Zusatzstoffe eine eingehende wissenschaftliche Begründung beigefügt. -

Diese Ausnahme darf keine Auswirkung auf den freien Verkehr der tierischen Erzeugnisse der 
Gemeinschaft haben. -

(3) Das Königreich Norwegen kann seine vor dem Beitritt geltenden Rechtsvorschriften wie -
folgt beibehalten: 

bis zum 31. Dezember 1998 hinsichtlich der Einschränkung -bzw. des Verbots der 
Verwendung in der Tierernährung von Zusatzstoffen, die zu folgenden Gruppen gehören: 

= Antibiotika, 

= Chemotherapeutika, 

= Kokzidiostatika, 

= WachstUmsförderer. 

bis zum 3l. Dezember 1997 hinsichtl ich der Einschränkung bzw. des Verbots der 
Verwendung in der Tierernährung von: 

= Kupfer, 

, 
= Ameisensäure, Salzsäure und Schwefelsäure zur Haltbarmachung von Futterpflanzen und 

Getreide. 

Vor den genannten -Zeitpunkten wird nach dem Verfahren des Artikels 7 der Richte 
linie 701524/EWG über die Anpassungsanträge des Königreichs Norwegen entschieden; diesen 
Anträgen wird eine eingehende wissenschaftliche Begründung beigefügt. 

Diese Ausnahmen dürfen keine Auswirkung auf den freien Verkehr der tierischen Erzeugnisse der 
Gemeinschaft haben. 

(4) Das Königreich Schweden kann seine vor dem Beitritt geltenden,Rechtsvorschriften wie 
folgt beibebalten: 

bis zum 31. Dezember 1998 hinsichtlich der Einschränkung bzw. des Verbots der 
Verwendung in der Tierernährung von Zusatzstoffen, die zu folgenden Gruppen gehören: 

= Antibiotika, 

= Chemotherapeutika 
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- Kokzidiostatika, 

= Wachstumsfcirderer . 

. bis zum 31. Oezember 1997 hinsichtlich der Einschränkung bzw. des Verbots der 
Verwendung in der Tiererriährung .von: 

- . Zusatzstoffe der·Gruppen der Carotinoide und der Xanthophylle, 

= Kupfer, 

= Ameisensäure, 

= Ameisensäure in Kombination mit Ethoxyquinen. 

Vor den genannten Zeitpunkten wird nach dem Verfahren des Artikel 7 der Richt
linie 70/524/EWG über die Anpassungsanträge des Königreichs Schweden entschieden; diesen 
Anträgen wird eine eingehende wissenschafltiche Begründung beigefügt. 

Diese Ausnahmen dürfen keine Auswirkung auf den freien Verkehr der tierischen Erzeugnisse der 
Gemeinschaft haben. . . 
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2. 374 L 0063: Richtlinie 74/63/EWG des Rates vom 17. Dezember 1973 über unerwünschte Stoffe 
und Erzeugnisse in der Tierernährung (ABI. Nr. L 38 vom 11.2.1974, S. 31), zuletzt geändert 
durch: . 

392 L 0088: Richtlinie 92/88/EWG des Rates vom 26. Oktober 1992 (ABI. Nr. L 321 vom 
6.11.1992, S. 24). 

(1) Das Königr_eich Norwegen kann bis zum 31. Dezember 1997 seine vor dem Beitritt 
.geltenden Rechtsvorschriften beibehalten, in denen das Vorhandensein von Aflatoxin BI, von 
Ochratoxin A und anderer Mykotoxine auf bestimmte Höchstmengen begrenzt wird. 

Bis zum 31. -Dezember 1997 wird nach dem Verfahren des Artikels 6 der Richtlinie 74/63/EWG 
über die' Anpassungsanträge des Königreichs Norwegen entschieden; diesen Anträgen wird für 
jeden der unerwünschten Stoffe und Erzeugnisse eine eingehende wissenschaftliche Begründung 
beigefügt. 

Diese Ausmihme darf keine Auswirkung auf den freien Verkehr der tierischen Erzeugnisse der 
Gemeinschaft haben. . 

(2) . Das Königreich Schweden kann bis zum 31. Dezember 1997 seine vor dem Beitritt 
geltenden. Rechtsvorschriften beibehalten, in denen das Vorhandensein von Aflatoxin Bl,von 
Ochratoxin A, von Blei und von PCB 'auf bestimmte Höchstmengen begrenzt wird. 

Bis zum 31. Dezember' 1997 wird eine nach dem Verfahren des Artikels 6 der Richt
linie 74/63/EWG über die Anpassungsanträge des Königreichs Schweden entschieden; diesen 
Anträgen wird fürjedeil der unerwünschten Stoffe und Erzeugnisse eine eingehende wissenschaft":' 
liehe Begründung beigefügt. ' 

Diese Ausnahme darf· keine Auswirkung auf den, freien Verkehr der tierischen Erzeugnisse der 
Gemeinschaft haben. 
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3,~ 377. L 0101: Richtlinie 771101/EWG des Rates vom 23. Dezember 1976 über den Verkehr mit. 
Einzelfuttermitteln (ABI; Nr.L 32 vom3.2.1977, ,5; 1), zuletZt geändert durch: 

387 L 0234: Richtlinie 87/234/EWG der Kommission vom 31. März 1987 (ABI. Nr. L 102 
vom 14.4.1987, S. 31). 

Das Königreich Schweden kann biszuln 3L Dezember 1997 seine vor dem Beitritt geltenden 
Rechtsvorschriften beibehalten, wonach die Verwendung von Futtermitteln verboten ist, die aus 
auf natürliche Weise verendeten Tieren oder aus Teilen von Schlachtkörpern von Tieren mit 
pathologischen Veränderungen hergestellt sind. 

Bis zum 31. Dezember 1997 wird nach dem Verfahren des Artikels 10 der Richtlinie 77/101/EWG 
über die Anpassungsanträge des Königreichs' Schweden entschieden; diesen' Anträgen wird eine 
eingehende wissenschaftliche Begründung beigefügt. ' 

Diese Ausnahme darf keine ~uswirkung auf den freien Verkehr der tierischen Erzeugnisse der 
Gemeinschaft haben. 

4. 379 L' 0373:' Richtlinie 79/373/EWG des Rates vom 2. April 1979 über den Verkehr mit 
Mischfuttermitteln (ABI; Nr. L 86 vom 6.4.1979, S. 30), zuletzt geändert durch: 

391 L 0681: Richtlinie 91/6811EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 (ABI. Nr. L 376 
vom 31.12.1991,-S. 20). 

Das Königreich Schweden kann bis zum 31. Dezember 1997 seine vor dem Beitritt geltenden 
Rechtsvorschriften beibehalten, wonach die Angabe des Phosphatgehalts auf dem Etikett von für 
Fische bes~immten Mischfuttermitteln erforderlich ist. 

Bis zum 31. Dezember 1997 wird nach dem Verfahren des Artikels 10 der Richtlinie 79/373/EWG 
über die Anpassungsanträge des Königreichs Schweden entschieden; diesen Anträgen wird eine 
eingehende wissenschaftliche Begründung beigefügt: 
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F. SAAT- UND PFLANZENGUT 

1. 366 L 0401: Richtlinie 66/401lEWG des Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit 
Futterpflanzensaatgut (ABI. Nr. 125 vom 11.7.1966, S. 2298/66) v 

Die Republik Finnland kann bis zum 31. Dezember 1966 in ihrem Hoheitsgebiet ihr innerstaat
liches Programm der Saatguterzeugung für die Vermarktung von S.aatgutder Kategorie 
11 Handelssaatgut" ("Kauppasiemen"/"handelsutsäde")' entsprechend den geltenden finnischen 
Rechtsvorschriften beibehalten. 

Solches Saatgut darf nicht in das Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten verbracht werden. Die 
Republik Finnland paßt ihre Rechtsvorschriften diesbezüglich an, um sie zum Ablauf des 

, genannten Zeitraums in Einklang mit den Bestimmungen der Richtlinie zu bringen, 
~ 1 

Die Republik Finnland wendet jedoch ab dem Zeitpunkt des Beitritts die Bestimmungen der 
Richtlinie an, die den Marktzugang von Vermehrungsgut, das der Richtlinie entspricht, 
sicherzustell en. 

2. 366 L 0402: Richtlinie 66/402/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit 
Getreidesaatgut (ABI. Nr. 125 vom 11.7.1966, S. 2309/66). 

Die Republik Finnland kann bis zum 31.' Dezember 1996 in ihrem Hoheitsgebiet ihr innerstaat
'liches Programm der Saatguterzeugung für die Vermarktung für nachstehendes Saatgut 
beibehalten: 

Saatgut, das nicht den Anforderungen der Richtlinie bezüglich der, Höchstzahl von 
Saatgutgeneration der Kategorie "Zertifiziertes Saatgut" ("Val iosiemen " I"elitutsäde") 

-entspricht und 

Saatgut der, Kategorie "Handelssaatgut" (" Kauppasiemen" I" handelsutsäde ")entsprechend der 
geltenden finnischen Rechtsvorschriften.' 

Solches Saatgut darf ,nicht in das Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten verbracht werden. Die 
Republik Finnland paßt ihre Rechtsvorschriften diesbezüglich an", um sie zum Ablauf des_ 
genannten Zeitraums in Einklang mit d'eQ Bestimmungen der Richtlinie zu bringen. 

Die Republik, Finnland wemlet jedoch ab dem Zeitpunkt des Beitritts die Bestimmungen der 
Richtlinie an, die den Marktzugang von Vermehrungsgut, das der Richtlinie entspricht, 
sicherzustellen. 
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3. 366 L 0403: Richtlinie 66/403/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit' 
Pflanzkartoffeln(ABI. NT. 125 vom 11.7.1966, S. 2320/66). 

Das Königreich Schweden kann bis zum 31. Dezember 1996 bei der Vermarktung von. 
Pflanzkartoffeln eine Toleranz von 40 v.H. des Gewichts für Knollen beibehalten, die auf einer 
Oberfläche von als einem Zehntel von Kartoffelschorf befallen sind. Diese Toleranz gilt nur für 
Pflanzkartoffeln, die in Gebieten des Königreichs Schweden erzeugt wurden, in denen besondere 
Probleme mit Kartoffelschorf aufgetreten sind. 

Solche Pflanzkartoffeln dürfen nicht in das Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstailten verbracht 
werden. Das Königreich Schweden paMseine Rechtsvorschriften diesbezüglich an, um sie zum 
Ablauf des genannt~n Zeitraums in Einklang mit den Bestimmungen der Richtlinie zu bringen. 

Das Königreich Schweden wendet jedoch ab dem Zeitpunkt des Beitritts die Bestimmungen der 
Richtlinie an, die den Marktzugang von Vermehrungsgut, das der Richtlinie entspricht, 
sicherzustellen. 

4. 366 L0404: Richtlinie 66/404/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 üb~r den Verkehr mit 
forstlichem Vermehrungsgut (ABI. NT. 125 vom 11. Juni 1966, S. 2366/66). 

Die Repubiik Finnland, das Königreich Norwegen und das Königreich Schweden können ihre 
Rechtsvorschriften über die Vermarktung von forstlichem Vermehrungsgut bis zum 
31. Dezember 1999 beibehalten. 

Die Republik Finnland, das Königreich Norwegen und das Königreich Schweden erhalten eine 
zusätzliche Frist bis zum 31. Dezember 200 I zUm Aufbrauchen des vor Ablauf der im ersten 
Gedankenstrich genannten Übergangszeit gewonnenen forstlichen Vermehrungsguts. 

Vermehrungsgut, das nicht den Bestimmungen der Richtlinie entspricht, darf außer nach 
Finnland, Norwegen und Schweden nicht in das Hoheitsgebieteines Mitgliedstaats verbracht 
werden, es sei denn, es wird im Einklang mit den Bestimmungen der Richtlinie anderweitig 
entschieden.. ' 

Die Republik Finnland, das Königreich Norwegen und das Königreich Schweden wenden 
jedoch ab dem Zeitpunkt des Beitritts die Bestimmungen der Richtlinie an, die den 
Marktzugangdes der Richtlinie entsprechenden Vermehrungsguts in ihrem Hoheitsgebiet 
sicherstel len. 

Erforderlichenfalls werden weitere Übergangsregelungen nach den einschlägigen Gemein
schaftsverfahren beschlossen. 
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5. 370 L 0457: Richtlinie 70/457/EWG des Rates vom 29. September 1970 über einen gemeinsamen 
Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten (ABI. Nr. L 225'vom 12.10.1970, S. 1), und 
370 L 0458: Richtlinie 70/458/EWG des Rates vom 29. September 1970 über den Verkehr mit 
Gemüsesaatgut (ABI. Nr. L 225 vom 12.10.1970, S. 7) 

Die Republik Finnland,das Königreich Norwegen und das Königreich Schweden können die 
Anwendung der beiden vorstehend genannten Richtlinie,n in ihren Hoheitsgebieten im Hinblick 
auf die Vermarktung in ihren Hoheitsgebieten von Saatgutvon Arten, Clie in ihren jeweiligen 
nationalen SortenkataIogen für landwirtschaftliche Pflanzenarten und für Gemüsearten 
aufgeführt sind,welche nicht gemäß den Bestimmungen dieser Richtlini~ amtlich zugelassen 
worden sind, bis zum 31. Dezember 1995 zurückstellen. Saatgut dieser Art darf während 
dieses Zeitraums nicht im Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten vermarktet werden. 

Sorten landwirtschaftlicher Pflanzenarten sowie Sorten von GemÜsearten, die zum Zeitpunkt 
des Beitritts oder danach sowohl in den jeweiligen nationalen Sortenkatalogen der Republik 
Finnland, des Königreichs Norwegen und des Königreichs Schweden als auch im gemein-

'schaftlichen Sortenkatalog aufgeführt sind, unterstehen hinsichtlich der Sorten keinen 
Vermarktungsbeschränkungen. 

Während des gesamten im ersten Gedankenstrich genannten Zeitraums werden die Sorten in 
den jeweiligen nationalen Sortenkatalogen der Republik Finnland, des Königreichs Norwegen 
und des Königreichs Schweden, die in Übereinstimmung mit den Bedingungen der vorstehend 
genannten Richtlinie amtlich zugelassen wurden, in die gemeinsamen Sortenkataloge für 
landwirtschaftliche Pflanzenarten bzw. für Gemüsearten aufgenommen. 

6. 371 L 0161: Richtlinie 71/1611EWG des Rates vom 30. März 1971 über die Normen für die 
äußere Beschaffenheit von forstlichem Vermehrungsgut (ABI. Nr.L 87 vom 17.4.1971, S. 14). 

Die Republik Finnland kann ihre Rechtsvorschriften über die äußere Beschaffenheit in bezug 
auf die Vermarktung von forstlichem Vermehrungsgut in ihrem Hoheitsgebiet bis zum 
31. Dezember 1999 beibehalten. 

Vermehrungsgut, das den Bestimmungen der Richtlinie nicht entspricht, darf nicht in das 
Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten verbracht werden, es sei denn, es wird in Überein
stimmung mit den Bestimmungen der Richtlinie anderweitig entschieden. . 

Die Republik Finnland paßt ihre Rechtsvorschriften diesbezüglich an, um sie zum Ablauf des 
genannten Zeitraums in Einklang mit den Bestimmungen der Richtlinie zu bringen. 
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Die Republik Finnland wendet jedoch ab dem Zeitpunkt des Beitritts die Bestimmungen der 
: Richtlinie an,die den Marktzugang von Vermehrungsgut, das der Richtlinie entspricht, 
sicherstellen. 

7.393 L 0048: Richtlinie 93/48/EWG der Kommission vom 23. Juni 1993 zur Festlegung der 
Tabelle mit den Anforderungen an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Ob starten zur 
Fruchterzeugung gemäß der Richtlinie 92/34/EWG des Rates (ABI. Nr. L 250 vom 7.10.1993, 
-So 1) 

8. 393 L 0049: Richtlinie 93/49/EWG der Kommission vom 23. Juni 1993 zur Festlegung der 
Tabelle mit den Anforderungen an Vermehrungs material und Pflanzen und Zierpflanzenarten 
gemäß der Richtlinie 911682/EWG des Rates (ABI. Nr. L 250 vom 7.10.1993, S. 9) 

9. 393 L 0061: Richtlinie 93/611EWG der Kommission vom 2. Juli 1993 zur Aufstellung der Tabelle 
mit den Anforderungen an Gemüsepflanzgut und Gemüsevermehrungsmaterial mit Ausnahme von 
Saatgut gemäß der Richtlinie 92133/EWG des Rates (ABI. Nr. L 250 vom 7.10.1993, S. 19) 

Das Königreich Norwegen und die Republik Finnland können bis zum 31. Dezember 1996 
zusätzliche Anforderungen an die Ursprungskennzeichnung von perennierenden Pflanzen für die 

, Vermarktung in ihrem Hoheitsgebiet verlangen. 

Diese Anforderungen dürfen sich nur auf ihre heimische Erzeugung beziehen. 
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VIILFISCHEREI 

1. 377 R 2115: Verordnung (EWG) Nr. 2115/77 des Rates vom 27. September 1977 (ABI. Nr. 
L 247 vom 28.9.1977, S. 2). . 

In Abweichung von Artikel 1 können die Fischereifahrzeuge unter der' Flagge Finnlands, 
Norwegens oder Schwedens - sofern diese Fischereitätigkeit nicht ·die Gefahr unumkehrbarer 
ökologischer Schäden mit sich bringt - während eines Zeitraums 'von drei Jahren ab dem Beitritt 
den unmittelbaren Heringsfang ohne Bestimmung für den menschlichen Verzehr unter den gleichen 
Bedingungen wie vor dem Beitritt betreiben, wobei die Absatzmöglichkeiten zu berücksichtigen 
sind; bei ihrer Fischereitätigkeit unterliegen sie einem Überwachungssystem für BeHänge unter 
Leitung der Kommission. -

In Abweichung von Artikel 2 'Können die Fischereifahrzeuge unter der Flagge Finnlands, 
Norwegens oder Schwedens während ein.es Zeitraums von drei Jahren ab dem Beitritt ihre 
Heringsfänge ohne Bestimmung für den menschlichen Verzehr in der Union unter den gleichen 
Bedingungen wie vor dem Beitritt anlanden, wobei die Absatzmöglicllkeiten zu berücksichtigen 
sind. 

Vor Ablauf eines Zeitraums von drei Jahren ab dem Beitritt nimmt der Rat nach dem Verfahren 
des Artikels 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 eine Überprüfung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2115/77 vor. 

Der Rat faßt Beschlüsse über die bestmögliche Verwendung der Heringsbestände,einschließlich 
der Heringsfänge ohne Bestimmung fiir den menschlichen Verzehr, sofern dies mit der rationellen 
und verantwortungsvollen Nutzung auf dauerhafter Grundlage, auch unter Berücksichtigung von 
Märkten und biologischen Aspekten sowie der mit Überwachungsregelungen und Pilotprojekten 
gesammelten Erfahrung, vereinbar ist. 

2. 386 R 3094: Verordnung (EWG) Nr. 3094/86 des Rates vom 7. Oktober 1986 (ABI. Ni". L 228 
vom 11.10.1986, S. 1). 

In Abweichung von Anhang I sind während eines Zeitraums von achtzehn Monaten ab dem Beitritt 
schwedische Fischereifahrzeuge befugt, im Skagerrak und Kattegat für das Fischen von Sprotten 
eine Maschenöffnung von 16 mmzu verwenden. Vor dem Ablauf dieser Übergangszeit überprüft 
der Rat die teChnischen Maßnahmen und daS Überwachungssystem fiir diese Fischereiart anhan.d 
wissenschaftlicher Daten. 

3. 389 R 2136: Verordnung (EWG) Nr. 2136/89 des Rates vom 21. Juni 1989 (ABI. Nr. L 212 vom 
22.7.1989, S. 79). ' 

In Abweichung von Artikel 2 zweiter Gedankenstrich ist während eines Zeitraums von sechs 
Monat.en ab dem Beitritt die Vermarktung von Sprotten in Dosen unter der Verkaufsbezeichnung 
"Sardinen in Dosen" in Norwegen und Schweden für Erzeugnisse zulässig; deren Aufmachung vor 
dem Zeitpunkt des Beitritts vorgenommen wurde. 
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IX. STEUERN 

1. 372 L 0464: Richtlinie 72/464/EWG des Rates vom 19. Dezember 1972 über andere Verbrauch
steuern auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer (ABI. Nr. L 303 vom 31.12.1972, S. 1), zuletzt. 
geändert durch: 

392 L 0078: Richtlinie 92178/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 (ABI. Nr. L 316,. 
19.10.1992, S. 5). 

Ungeachtet des Artikels 4 Absatz 1 kann das Königreich Schweden die Anwendung der 
proportionalen Verbrauchsteuer auf Zigaretten bis zum 1. Januar 1996 verschieben. 

2; 377 L 0388: Sechste Richtlinie 77 /388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die U msatisteuern '- Gemeinsames Mehrwert
steuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABI. Nr. L 145Nom 13.6.1977, 
S. 1), zuletzt geändert durch: 

394 L 0005: Richtlinie 94/5/EG vom 14. Februar 1994 (ABI. Nr. L 60 vom 3.3.1994, 
S.16). 

Österreich 

a) Ungeachtet des Artikels 12 und des Artikels ]3 Teil A Absatz 1 gilt folgendes: 

Die Republik Österreich kann bis zum 31. Dezember 1996 weiterhin folgendes anwenden: 

einen ermäßigten Mehrwertsteuersatz von 10 v.H. auf die Tätigkeit von Krankenhäusern 
im Bereich des öffentlichen Gesundheitswesens und der SoziaIfürsorge sowie auf die von 
ordnungsgemäß anerkannten Einrichtungen durchgeführte Beförderung von kranken und 
verletzten Personen in dafür besonders eingerichteten Fahrzeugen; 

einen Mehrwertsteuer-NormaIsatz von 20 v.H. auf die Heilbehandlungen im Bereich der 
Humanmedizin durch Ärzte im Bereich des öffentlichen Gesundheitswesens und der 
SoziaIfürsorge; 

eine Steuerbefreiung mit Erstattung der auf der vorausgehenden Stufe entrichteten Steuern 
bei Leistungen von Einricht!-mgen der sozialen Sicherheit und der SoziaIfürsorge. 
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Diese Besteuerung darf keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
Bemessungsgrundlage gemäß der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des Rates neu 
festgestellt werden muß. 

b)· Bei der Anwendung von Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe a kann die Republik Österreich in den 
Gemeinden Jungholz und Mittelberg (Kleines Walsertal) einen zweiten Normalsatz anwenden, 
der niedriger als der entsprechende .im rest! ichen Österreich angewendete Satz ist, jedoch· nicht 
unter 15 v.R. liegt 

Der ermäßigte Satz darf keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
Bemessungsgrundlage gemäß der Verordnung (EWG,Euratöm)Nr. 1553/89 des Rates neu 
festgestellt werden muß. 

e) Bei der Anwendung von Artikt;l 24 Absätze 2 bis 6 kann die Republik Österreich bis zum 
Erlaß gemeinschaftlicher. Vorschriften in diesem Bereich die Steuerpflichtigen; deren 
Jahresumsatz geringer als der in Landeswährung ausgedrückte Gegenwert von 35 000 ECU 
ist, VOl) der Mehrwertsteuer befreien. 

Diese Befreiungen dürfen keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
Bemessungsgrundlage gemäß der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des Rates neu 
festgestellt werden muß. . 

_ d) Bei der Anwendung von Artikel 27 Absatz 1 kann die Republik Österreich die grenzüber
schreitende Personenbeförderung, die von nicht in Österreich ansässigen Steuerpflichtigen mit 
Hilfe von nicht in Österreich zugelassenen Kraftfahrzeugen durchgeführt wird, unter den 
folgenden Bedingungen weiterhin besteuern: 

dieseÜbergangsmaßnahme kann bis zum 31. Dezember 2000 angewandt werden; 

die in Österreich zurückgelegte Strecke wird anband einer durchschnittlichen Besteue
rungsgrundlage je Person und je Kilometer besteuert; 

das System darf nicht Zu steuerlichen Kontrollen an den Grenzen zwischen den 
Mitgliedstaaten führen; 

diese Maßnahme zur Vereinfachung der Steuererhebung darf den Betrag der im Stadium 
des Endverbrauchs faIligen Steuer nur in unerheblichem Maße beeinflussen. 

e) In Abweichung von Artikel 28 Absatz 2 kann die Republik Österreich bis zum 31. Deie~ber 
1998 einen ermäßigten Steuersatz auf die Vermietung von Grundstücken für Wohnzwecke 
anwenden, sofern der Satz nicht unter 10 v.H. liegt. 
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Der ermäßigte Satz darf keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
Bemessungsgrundlage gemäß der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 desRates neu 
festgestellt werden muß. 

f) Bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe d kann die Republik Österreich einen 
ermäßigten Satz auf Umsätze im Gaststättengewerbe anwenden. ' 

Der ermäßigte Satz d~ keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
Bemessungsgrundlage gemäß der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des Rates neu 
festgestellt werden muß. 

g) Bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe e kann die Republik Österreicheinen 
ermäßigten Satz auf die Lieferung von Wein aus eigener Erzeugung durch Weinbauern sowie 
auf die Lieferung elektrisch angetriebener Fahrzeuge anwenden, sofern dieser Satz nicht unter 
12 v.H. liegt. 

Der ermäßigte Satz darf keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die ' 
Bemessungsgrundfage gemäß der Verordnung (EWG, Euratom)Nr. J553/89 neu festgestellt 
werden muß. 

h) Bei 'der Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe a kann die Republik Österreich 
folgendes besteuern: 

gemäß Anhang E Nummer 2: bis zum 31. Dezember 1996 die Dienstleistungen, die 
Zahntechniker im Rahmen ihrer Berufsausübung erbringen, sowie die Lieferung von 
Zahnersatz durch Zahnärzte und Zahntechniker an österreich ische Soziruversicherungs~ 
träger; 

. die in Anhang E Nummer 7 aufgeführten Umsätze. 

Diese Besteuerung darf keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
Bemessungsgrundlage gemäß der Verordnung (EWG, Euratom) Ne 1553/89 neu festgestellt 
werden muß. 

i) Bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe b kann Österreich folgendes von der 
Mehrwertsteuer befreien: . 

von öffentlichen Post- und Fernmeldeeiniichtungen erbrachte Dienstleistungen auf dem 
Gebiet des Fernmeldewesens, und zwar - je nachdem, welcher Fall zuerst eintritt - bis 
zum Zeitpunkt der Annahme eines gemeinsrunen Steuersystemsfür derartige Dienstlei
stungen durch den Rat oder bis zu dem Zeitpunkt, an dem alle derzeitigen Mitglied
staaten, die gegenwärtig die volle Befreiung anwenden, diese nicht mehr anwenden, in 
jedem Fall aber bis 31. Dezember 1995; 
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die in Anhang FNummern 7 und 16 aufgeführten Umsätze; solange dieselben 
Befreiungen für ~inen der derzeitigen Mitgliedstaaten gelten; 

sämtliche Teile der grenzüberschreitenden Personenbef6rderung im Luft-, See- oder 
Binnenwasserstraßenverkehr von Öst~rreich nach einem Mitgliedstaat oder nach einem 
Drittland sowie in umgekehrter Richtung - mit Ausnahme der Personenbeförderung' auf 
dem Bodensee - mit Erstattung. der auf der vorausgehenden Stufe entrichteten Steuer, 
solange dieselben Befreiungen für einen der derzeitigen Mitglieqstaaten gelten; 

Diese Befreiungen dürfen ,keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
Bemessungsgrundlage gemäß der Verordnung (EWG,· Euratom) Nr. 1553/89 des Rates neu 
festgestellt werden muß. 

Finnland 

j) Bis zum diesem Erlaß von Gemeinschaftsbestimmungen in diesem Bereich kann die Republik 
Finnland bei der Anwendung von Artikel 24 Absätze 2 bis 6 eine Befreiung von der 
Mehrwertsteuer auf steuerpflichtige Personen-anwenden, deren jährlicher Umsatz geringer als' 
der in Landeswährung ausgedrückte Gegenwert von 10 000 ECU ist. 

k) Die Republik Finnland kann bei der Anwendung von Artikel 27 Absatz 1 den Verkauf, den 
Mietkauf, die Reparatur und die Instandhaltung von Wasserfahrzeugen unter folgenden 
Bedingungen weiterhin mit Erstattung der auf der vorausgehenden Stufe entrichteten Steuern 
von der Mehrwertsteuer befreien: 

diese Übergangsmaßnahme kann bis zum 31. Dezember 2000 angewandt werden; 

die Steuerbefreiung kann auf Wasserfahrzeuge angewandt werden, die minElestens 
. 10 Meter lang sind und von der Konstruktion her nicht für Vergnügungs- und 
,Sportzwecke bestimmt sind; 

diese Maßnahme zur Vereinfachung der Steuerhebungdarf den Betrag der im Stadium 
des Endverbrauchs fälligen Steuer nur in unerheblichem Maße beeinflussen. 

I) Die Republikt Finnland kann bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe a 
während der in Artikel 28 I genannten Übergangsfrist für Lieferungen von Zeitungen und 
Zeitschriften im Rahmen eines Abonnements und für den Druck von Veröffentlichungen zur 
Verteilung an die Mitglieder gemeinnütziger Vereinigungen Steuerbefreiungen mit Erstattung 

. der auf der vorausgehenden Stufe entrichteten Steuern anwenden, die mit dem Gemeinschafts
recht im Einklang stehen und die Bedingungen von Artikel f7 letzter Gedankenstrich der 
zweiten Rieht! inie des Rates vom 11. April 1967 erfüllen. 

Diese Steuerbefreiungen dürfen keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage nach Maßgabe der Verordnung (EWG, Euratom). 
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt werden muß. ' 

m) Die Republik Finnland kann in Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe a für die in 
Anhang E, Nummer 7 aufgeführten Transaktionen Umsätze Steuern erheben, solange für 
dieselben Umsätze in einem der derzeitigen Mitgliedstaaten Steuern erhoben werden. 
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Diese Besteuerung darf keine Auswirkungen auf die' Eigenmittel haben, für die die 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage nach Maßgabe der Verordnung (EWG, Euratom) 
Nt. 1553/89 des Rates neu festgestellt werden muß. . 

n) . Die Republik Finnland kann bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe b 
folgendes von der Mehrwertsteuer befreien, solange dieselben Befreiungen für einen der 
derzeitigen Mitgliedstaaten gelten: 

Dienstleistungen von Autoren, Künstlern und Interpreten gemäß Anhang F Nummer 2; 

die in Anhang F Nummern 7, 16 und 17 aufgefiihrten Umsätze. 

Diese Steuerbefreiungen dürfen keine Auswirkungen auf die Eigenrnittel haben, für die die 
" steuerpflichtige Bemessungsgrundlage nach Maßgabe der VerQrdnung (EWG, Euratom) 

Ne. 1553/89 des Rates neu festgestellt werden muß. 

Norwegen 

0) Ungeachtet des Artikels 2 Absatz l' gilt folgendes: 

Das Königreich Norwegen kann bis zum 31. Dezember 1995 Dienstleistungen, die.vor dem 
Beitritt nicht mehrwertsteuerpflichtig waren, von der Mehrwertsteuer befreien. 

Diese Steuerbefreiung darf keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage nach Maßgabe der Verordnung (EWG, ~uratom) 
Ne. 1553/89 des Rates neu festgestellt werden muß. 

p) Ungeachtet des Artikels 13 Teil B Buchstabe b Nummer 1 gilt folgendes: 

Das Königreich Norwegen kann bis zum 31. Dezember 1995 Übernachtungeg im Hotel
gewerbe und verwandten Sektoren einschließlich Übernachtungen in Pensio.nen und 
Ferienhäusern sowie Verpachtungen und Vermietungen von Campingplätzen von der 
Mehrwertsteuer befreien. 

Diese Steuerbefreiung darf keine Auswirkungen auf die Eigenrnittel haben, für die die 
steuerpflichtige. Bemessungsgrundlage nach Maßgabe der Verordnung (EWG, Euratom) 

. Ne. 1553/89 des Rates neu festgestellt werden muß. 

q) Das Königreich Norwegen kann bei der Anwendung von Artikel 24 Absätze 2 bis 6 bis zum 
.Erlaß von Gemeinschaftsvorschriften in diesem Bereich bestimmte Gruppen von Steuerpflich
tigen, deren Jahresumsatz maximal dem in Landeswährung ausgedrückten Gegenwert von 
10 000 ECU entspricht, von der Mehrwertsteuer befreien; 
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r). Das Königreich Norwegen kann in Anwendung von Artikel 27 Absatz J den Verkauf, den 
Mietkauf, die Reparatur. und die Instandhaltung von Wasserfahrzeugen unter folgenden 
Bedingungen weiterhin mit Erstattung der auf der vorausgehenden Stufe entrichteten Steuern 
von der Mehrwertsteuer befreien: 

die Steuerbefreiung kann auf Wasserfahrzeuge angewandt ~erden, die mindestens 15 
Meter lang sind und zur entgeltlichen Personenbeförderung, zur Güterbef6rderung, zum 
Schleppen, zur Bergung und Rettung oder zum Eisbrechen in norwegischen Gewässern 
bestimmt sind; für die Lieferung von Forschungs- oder Wetterbeobachtungsschiffen sowie 
Arbeiten auf Schulschiffen in Verbindung mit den Tätigkeiten, die nicht unter ArtikeL15 
Absatz 5 fallen; 

diese ÜbergangsrnaßIlahme kann his zum 31. Dezember 2000 angewandt werden; 

diese Maßnahme zur Vereinfachung der Stetierhebungdarf denBetr~g der auf. der 
. Endverbrauchs.stufe faltigen Steuer nur' in unerheblichem Maße beeinflussen. 

s) Das Königreich Nprwegen kann in Anwendung von Artikel 27 Absatz 1 bis zum Erlaß von 
Gemeinschaftsvorschriften in diesem Bereich, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 1995, 

. die in Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe c dritter Gedankenstrich genannten Dienstleistungen von 
der Mehrwertsteuer befreien; ausgenommen sind jedoch Dienstleistungen gemäß den 
Artikeln 14, 15.und 16. . 

Diese Steuerbefreiungen dürfen keine Auswirkungenaufdie Eigenmittel haben, für die die 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage nach· Maßgabe der Verordnung (EWG,· Euratom) 
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt werden muß. 

t) Das Königreich Norwegen kann in Anwendung von Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe a während 
der in Artikel 28.1 genannten Übergangsregelung für die Lieferungen von Zeitungen, Büchern 
und Zeitschriften Steuerbefreiungen mit Erstattung der auf der vorausgehenden Stufe 
entrichteten steuern anwenden, die im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht stehen und die 
Bedingungen von Artikel 17 letzter Gedankenstrich der Zweiten Richtlinie des Rates vom 
11. April 1967 erfüllen. 

Diese Steuerbefreiungen dürfen keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage nach Maßgabe der Verordnung (EWG, Euratom) 
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt werden muß. 

u) Das· Königreich Norwegen kann bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe b .die 
in Anhang F Nummern 1,2,6, 10, 16, 17 und 27 aufgeführten Umsätze von der Mehrwert
steuer befreien,solange dieselben. Befreiungen für einen der derzeitigen Mitgliedstaaten 
gelten. 

Diese Steuerbefreiungen dürfen keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage nach Maßgabe der Verordnung (EWG, Euratom) 
Nr.· 1553/89 des Rates neu festgestellt werden muß. 
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v) Ungeachtet des Artikels 33 gilt folgendes: 

Das Königreich Norwegen kann bis zum 31. Dezember 1999 weiterhin seine Investitionssteuer 
auf die Anschaffung von Gütern zu Geschäftszwecken erheben. Während dieses Zeitraums 
verringert das Königreich Norwegen den Steuersatz. 

Diese Steuer darf keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage nach Maßgabe der Verordnung (EWG, Euratom) Ne. 1553/89 des 

. Rates neu festgestellt werden muß. 

Schweden 

w) Ungeachtet des Artikels 12 Absatz 3 Buchstabe a und des Anhangs H Nummer 7 gilt 
folgendes: 

Das Königreich Schweden kann den Verkauf von Kinoeintrittskarten bis zum 31. Dezember 
,1995 von der Mehrwertsteuer befreien. 

Diese Befreiung darf keine Auswirkungen auf die Eigeninittel haben, für die die Bemessungs
grundlage nach Maßgabe der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des Rates neu 
festgestellt werden muß. 

x) Solange noch keine Gemeinschaftsvorschriften auf dem betreffenden Gebiet bestehen, kann 
das Königreich Schweden in Anwendung von Artikel 24 Absätze 2 bis 6 folgende vereinfachte 
Verfahren auf kleine und mittlere Unternehmen. anwenden, sofern die entsprechenden 
Vorschriften mit dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere 
den Artikeln 95 und 96, im Einklang stehen: . 

Vorlage der MehrwertsteUererklärung drei Monate nach Ablauf des jährlichen Zeitraums 
der direkten Besteuerung Steuerpflichtiger, die nur im Inland mehrwertsteuerpflichtige 
Umsätze tätigen; 

Anwendung einer Befreiung von der Mehrwertsteuer für Steuerpflichtige, deren 
Jahresumsatz geringer als der in Landeswährung- ausgedrückten Gegenwert von 
10 000 ECU. ist; 

y) Bei der Anwendung von Artikel 22 Absatz 12 Buchstabe a kann es das Königreich Schweden 
steuerpflichtigen Personen unter den darin genannten Bedingungen gestatten, jährliche 
AufstellUngen vorzulegen. 

AA-AFNS4 FINAL 96 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 615 von 728

www.parlament.gv.at



z) Bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz '1 Buchstabe a kann das Königreich Schweden 
während des in Artikel 28 I genannten Übergangszeitraums Steuerbefreiungen mit Erstattung 
der auf der vorausgehenden Stufe entrichteten Steuern auf die Lieferung von Zeitungen 
einschließlich gesprochener Zeitungen (über Hörfunk und auf Kassetten) für Sehbehinderte, 
auf die an Krankenhäuser oder auf Rezept verkauften Arzneimittel und-auf die Herstellung 
regelmäßig erscheinender Veröffentlichungen gemeinnütziger OrganIsationen und damit 
verbundene andere Dienstleistungen anwenden, sofern diese Befreiungen mit dem Gemein
schaftsrecht im Einklang stehen und die in Artikel 17 letzter Gedankenstrich der Zweiten 
Richtlinie des Rates vom 11. April 1967 geminnten Voraussetzungen erfüllen: 

Diese 'Befreiungen dürfen keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
Bemessungsgrundlage nach Maßgabe der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des' 
Rates neu festgestellt werden muß. 

aa) Bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe b kann das Königreich Schweden 
folgendes weiterhin von der Mehrwertsteuer befreien, sofern dieselben Befreiungen in einem 
der derzeitigen Mitgliedstaaten gelten: 

die in Anhang F Nummer 2 genannten Dienstleistungen von Autoren, Künstlern und 
Interpreten; -

die in Anhang F Nummern 1, 16 und 17 genannten Umsätze. 

Diese Befreiungen dürfen keine Auswirkungen auf die Eigenmittel haben, für die die 
Bemessungsgrundlage mich Maßgabe der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 de~ 
Rates neu festgestellt werden muß. 

3. 392 L 0012: Richtlinie 92/12/EWG des Rates über das allgemeine System, den Besitz, die 
Beförderung und die Kontrolle verbrauchsteuerpflichtiger Waren (ABI. Nr. L 76 vom 23.3.1992,. 
S. 1), zuletzt geändert durch: / 

392 L 0108: 'Richtlinie 92/108/EWG des Rates vom 14. Dezember 1992 (ABI. Nr. L 390 
vom 31.12.1992, S. 124). 

Die Republik Finnland, das Königreich Norwegen und das Königreich Schweden dürfen unter den 
in Artikel 26 der Richtlinie 92/12/EWG des Rates festgelegten Bedingungen mengenmäßige 
Beschränkungen für die Einfuhr von Zigaretten, Spirituosen, Wein und Bier aus anderen 
Mitgliedstaaten beibehalten. ' 
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Fur diese Besch!"änku~gen gelten folgende Grenzen: 

Tabakwaren: 

, 
. Alkoholische Getränke 

destillierte Getränke und Spirituosen 
mit einem Alkoholgehalt von mehr 
als 22 % vol 

, oder destillierte Getränke und Spirituosen 
und Aperitifs auf Wein- oder Alkoholbasis 
mit einem' Alkoholg~halt von 22 % vol 
oder weniger, Schaumweine, Brennweine 

nicht schäumende Weine 

Bier 

- 300 
- 150 

- 75 
- 400 

1 Liter 

3 Liter 

5 Liter 

Zigaretten oder 
. Zigarillos (Zigarren 
mit einem Höchst
gewicht von 3 Gramm 
pro Stück) oder 
Zigarren oder 
Gramm Raüchtabak 

15 Liter 

Finnland, Norwegen und Schweden treffen Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß Einfuhren von 
Bier aus Drittländern nicht unter günstigeren Bedingungen als solche Einfuhren aus anderen 
Mitgliedstaaten erlaubt werden. 

4. 392 L 0079: Richtlinie 92/79/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Annäherung der 
Verbrauchsteuern auf Zigaretten (ABI. Nr. L 316 vom 31.10.92, S. 8). 

Ungeachtet des Artikels 2 kann das Königreich Schweden die An.wendung einer allgemeinen 
Mindestverbrauchsteuer in Höhe von 57 v.H. des Einzelhandelspreises (einschließlich aller -

/ . 

Steuern) auf Zigaretten (ler gängigsten Preiskategorie bis zum 1. Januar 1999 aufschieben. 

5. 392 L 0081: Richtlinie 92/81/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Harmonisierung der 
Struktur der Verbrauchsteuern auf Mineralöle (ABI. Nr.L 316 vom 31.10.1992, S. 12), geändert 
durch: 

392 L 0108: Richtlinie 92/108/EWG des Raies vom 14. Dezember 1992 (ABI. Nr. L 390 
vom 31.12.1992, S. 124) und 

392 D 0510: Entscheidung 92/51O/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Ermächtigung der 
Mitgliedstaaten, gemäß dem Verfahren in Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie 92/811EWG des Rates 
ermäßigte Verbrauchsteuersätze oder Verbrauchsteuerbefreiungen auf Mineralöle, die zu 
bestimmten Zwecken verwendet werden, beizubehalten (ABL Nr. L 316 vom 31.10.1992, S. 16) 
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a) Ungeachtetdes Artikels 8 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 92/81/EWG des Rates darf das 
Königreich Norwegen bis zum 31. Dezember 1998 Verbrauchsteuernauf Mineralöle erheben, 
die für die Personenbeförderung in den norwegischen Gewässern verw.endet werden. 

b) Auf der Grundlage des Artikels 8 Absatz 4 der Richtlinie 92/811EWG des Rates darf das 
. Königreich Norwegen Qach Maßgabe der Entscheidung 92/51O/EWG des Rates, ergänzt durch 
die Entscheidung 93/697/EG des Rates, insbesondere unter der Bedingung, daß die Sätze zu 
keiner Zeit unter den nach der Richtlinie 92/82/EWG vorgeschriebenen Mindestsätzen 

c) 

festgelegt werden, folgendes weiterhin anwenden: . 

ermäßigte Verbrauchsteuersätze auf Kraftstoff für Linienbusdienste; 

den ermäßigten Verbrauchsteuersatz auf Kraftstoff für Sportboote. 

Auf der Grundlage von Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG des Rates klUill das 
Königreich Norwegen nach Maßgabe der Entscheidung 92/510/EWG des Rates in der durch 
die Entscheidung 93/697/EWG des Rates ergänzten Fassung und unbeschadet der in der 
Richtlinie 92/82/EWG des Rates festgelegten Verpflichtungen folgendes weiterhin anwenden: 

die Verbrauchsteuerbefreiung für umweltfreundliche Kraftstoffe für Kettensägen und 
andere Werkzeuge; 

die Verbrauchsteuerbefr:eiung für organischen Kraftstoff und in organischen Verfahren 
erzeugtes Methan; 

die Verbrauchsteuerbefreiungfür zu Heizzwecken. verwendetes Altöl; 

die Verbrauchsteuerbefreiung rur Kraftstoff für MotorschI itten und FI ußboote in' Geb ieten 
ohne Straßen; 

die Verbrauchsteuerbefreiung für Mineralöle für Luftfahrzeuge zum eigenen Gebrauch. 

d) . AUf der Grundlage von Artikel 8 Absatz 4 der RichtlinIe 92/811EWG des Rates kann die 
Republik Österreich nach Maßgabe der Entscheidung 92/510/EWG des Rates, ergänzt durch 
die Entscheidung 93/697/EG des Rates, ungeachtet der in der Richtlinie 92/82/EW G des Rates 
festgelegten Verpflichtungen dieVerbrauchsteuerbefreiung für Flüssiggas, das als Kraftstoff 
für Fahrzeuge im öffentlichen Nahverkehr verwendet ,wird, weiterhin anwenden. 

e) Auf der Grundlage von Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG des Rates kann die 
Republik Finnland nach Maßgabe der Entscheidung 92/51 O/EWG des Rates und insbesondere 
unter der Bedingung, daß die Sätze zu keiner Zeit unter den nach der Richtlinie 92/82/EWG 
des Rates vorgeschriebenen Mindestsätzen festgelegt werden, folgendes weiterhin anwenden: . 
~. ;.. 
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ermäßigte Verbrauchsteuersätze für. Dieselkraftstoff und Gasöl mit niedrigem Schwefel
gehalt; 

ermäßigte Verbrauchsteuersätze für reformuliertes unverbleites und verbleites Benzin. 

f) Auf der Grundlage von Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG des Rates karuidie 
Republik Finnland nach Maßgabe der Entscheidung 92/510/EWG des Rates undunbeschadet 
der in der Richtlinie 92/82/EWG des Rates festgelegten Verpflichtungen folgendes weiterhin 
anwenden: 

die Verbrauchsteuerbefreiung für Methan und Flüssiggas in allen Verwendungen; 

die Verbrauchsteuerbefreiung für Mineralöle, die für priv(ite.Vergnügungsfahrzeuge 
verwendet werden. 

g) Auf der Grundlage von Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie 92/811EWG des Rates kann das 
Königreich·Schwederi nach Maßgabe der Entscheidung 92/510/ßWG des· Rates und 
insbesondere unter der Bedingung, daß die Sätze zu keiner Zeit unter den der Richt

. linie 92/82/EWG des Rates vorgeschriebenen Mindestsätzen festgelegt werden, folgendes 
weiterhin anwenden: 

einen ermäßigten Verbrauchsteuersatz für Mineralöle zur Verwendung in der Industrie; 

ermäßigte Steuersätze für Dieselkraftstoff und leichtes Heizöl in Übereinstimmung mit 
umwelttechnischen KlassifIzierungen: 

h) Auf der Grundlage von Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG des Rates kann das 
Königreich Schweden nach Maßgabe der Entscheidung 92/510/EWG des Rates und 
unbeschadet der in der Richtlinie 92/82/EWG des Rates festgelegten Verpflichtungen 
weiterhin eine Verbrauchsteuerbefreiung für biologisch hergestelltes Methan und andere 
Deponiegase anwenden. 

6. 392 L 0083: Richtlinie 92/83/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Harmonisierung der 
. Struktur der Verbrauchsteuern auf Alkohol und alkoholische Getränke (ABI. Nr. L 316 vom 

31.10.1992, S. 21) .. 

Ungeachtet des Artikels 5 Absatz 1 kann das Königreich Schweden bis zum 31. Dezember 1997 
einen ermäßigten Verbrauchsteuersatz auf Bier mit einem Alkoholgehalt von höchstens 3,5 % vol. 
unter der. Bedingung anwenden, daß der Satz zu keiner Zeit unter dem nach der Richt
linie 92/84/EWG des Rates vorgeschriebenen Mindestsatz festgelegt wird. 
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X. VERSCHIEDENES 

"389 L 0622: Richtlinie 89/622/EWG des Rates vom 13. November 1989 zur Angleichung der Rechts
und Verwaltungsvorschriftender Mitgliedstaaten über die Etikettierung von Tabakerzeugnissen sowie 
zum Verbotbestilnmter TabakeZ\im oralen Gebrauch (ABI. Nr. L 359 vom 8.12.1989, S. 1), 
geändert durch: 

- 392 L 0041: Richtlinie 92/411EWG des Rates vom 15: Mai 1992 (ABI. Ne L 158 vom 
11.6.1992, S. 30) 

a) Das Verbot gemäß Artikel 8a der Richtlinie 89/622/EWG, geändert durch. die 
Richtlinie 92/41/EWG, betreffend die Vermarktung des Erzeungisses im Sinne von Artikel 2 
Nummer 4 der Richtlinie 89/622/EWG, geändert durch die Richtlinie 92/411EWG, gilt niCht 
für das Königreich Schweden und das Königreich Norwegen, mit Ausnahme des Verbots, 
dieses Erzeugnis in einer Form, die an ein Lebensmittel erinnert, in den Verkehr zu bringen .. 

b) Das Königreich Schweden und 'das Königreich Norwegen treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, um sicherzustellen, daß das unter Buchstabe a genannte Erzeugnis nicht in den 
Mitgliedstaaten vermarktet wird, für die die Richtlinien 89/622/EWG und -92/41/EWG-
uneingeschränkt gelten. ,~ 

, 

c) Die Komission verfolgt die tatsächliche Umsetzung der unter Buchstabe b genannten 
Maßnahmen.· 

d) Die Kommission unterbreitet dem Rat drei Jahre nach dem Beitritt Schwedens und Norwegens 
einen Bericht über die Umsetzung der unter Buchstabe b genannten Maßnahmen durch das 
Königreich Schweden und das Königreich Norwegen. In diesem Bericht werden gegebenen-
falls entsprechende Vorschläge enthalten sein. . 
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ANHANG XVI 
Liste nach Artikel 164 Absatz 1 der B.eitrittsakte 

1. Ausschuß des Europäischen Sozialfonds: 

Eingesetzt durch Artikel 124 des EG-Vertrags und durch 388 R 2052: Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 des Rates :vom 24. Juni 1988 (ABI. Nr. L 185 vom 15.7.1988, S. 9), geändert 
durch: 

393 R 2081: Verordnung (EWG) Nr. 2081193 des Rates vom 20. Juli 1993-
(ABI. Nr. L 193 vom 31.7.1993,S. 5). 

2. Beratender Ausschuß fili"die Freizügigkeit der Arbeitnehmer~ 
'. I , 

Eingesetzt durch 368 R 1612: Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober -
1968 (ABI. Nr. L 257 vom 19.10.1968, S. 2), zuletzt geändert durch: 

392 R 2434: Verordnung (EWG) NT. 2434/92 des Rates vom 27. Juli 1992 
(ABI. Nr. L 245 vom 26.8.1992, S. 1) 

3. Beratender Ausschuß für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer: 

Eingesetzt durch 371 R 1408: Verordnung (EWG) Nr. 1408171 des Rates vom 14. Juni 1971 
(ABI. Nr. L 149 vom 5.7.1971, S. 2), zuletzt geändert durch: 

393 R 1945: Verordnung (EWG) Nr. 1945193 des Rates vom 30. Juni 1993 (ABI. 
Nr. L 181 vom 23.7.1993,S. 1) 

4. Beratender Ausschuß -für Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz: 

Eingesetzt durch 374 D 0325: Beschluß 74j325/EWG des Rates vom 27. Juni 1974 
(ABI. Nr. L 185 vom 9.7.1974, S. 15), geändert durch: 

1 79 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -
. Beitritt der Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 ,Vom 19.11.1979, S. 17) 

1 85 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge
Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 
vom 15;11.1985,S. 23) 
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~. 

5. Verwaltungsrat der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebeos- und 
Arbeitsbedingungen: 

6. 

Eingesetzt durch 375 R 1365: Verordnung (EWG)Nr. 1365/75 des Rates vom26. Mai 1975 
(ABI. Nr. L 139 vom 30:5.1975, S. 1); geändert durch: 

1 79 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -
Beitritt der Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) . - . 

1 85 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge
Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 
vom 15.11.1985, S. 23) 

393 R 1947: Verordnung (EWG) Nr. 1947/93 des Rates vom 30. Juni 1993 (ABI. 
Nr. L 181 vom 23.7.1993, S. 13) 

Sachverständigenausschuß der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Ubens- und 
Arbeitsbedingungeri: . 

Eingesetzt durch 375 R 1365: V(!rordnung (EWG) Nr. 1365/75 des Rates vom 26. Mai 1975 
(ABI. Nr. L 139 vom 30.5.1975, S .. I), geändert durch: 

1 79 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge
Beitrittder Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

1 85 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge
Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 
vom 15.11.1985, S.23) 

393 R 1947: Verordnung (EWG) Nr. 1947/93 des Rates vorri 30. Juni 1993 (ABI. 
Nr. L 181 vom 23.7.1993, S. 13) 

7. Beratender Ausschuß für Chancengleichheit von Frauen und Männern: 

Eingesetzt durch 382 D 0043: Beschluß 82/43/EWG der Kommission vom 9. Dezember 1981 
(ABI. Nr. L 20 vom 28.1.1982, S. 35), geändert durch: 

1 851: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -
Beitritt des Königreichs' Spanien und der Portugiesis~hen Republik (ABI. Nr. L 302 
vom 15.11.1985, S. 23) 
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8. Sicherheits- und Gesundheitskommissiori für den Bergbau und andere extraktive 
Industrien: 

Eingesetzt durch die Entscheidung vom 9. Juli 1957 der Vertreter der im Besonderen 
Ministerrat vereinigten Regierungen (ABI. Nr. 28 vom 31.8.1957, S. 487), geändert durch: 

365 D: Entscheidung des Rates vorn 11. März 1965 (ABI.Nr. 46 vorn 22.3.1965, 
S. 698/65) 

374D 0326: Beschluß 74/326/EWG des Rates vorn 27. Juni 1974 (ABI. Nr. L 185 
vorn 9.7.1974, S. 18) 

9. Beratender Ausschuß auf dem Gebiet der Überwachung und der Verringerung der 
Meeresverschrnutzung durch Öl und andere gerährliche Stoffe: 

Eingesetzt durch 380 D 0686: Beschluß 80/6861EWG der Kommission vom 25. Juni 198'0 
(ABI. Nr. L 188 vorn 22.7.1980, S. 11), zuletzt geändert durch: 

387 D 0144: Beschluß 87/144/EWG der Kommission vorn 13. Februar 1987 (ABI. 
Nr. L 57 vorn 27.2.1987, S. 57) 

, 10. Beratender Ausschuß für den Schutz der für Versuche und andere wissenschaftliche 
Zwecke verwendeten Tiere: 

Eingesetzt durch 390 D 0067: Beschluß 90/67/EWG der Kommission vorn 9. Februar,1990 
(ABI. Nr. L 44 vorn 20.2.1990, S. 30) 

11. Beratender wissenschaftlicher 'Ausschuß für die Prüfung' der Tox~ität und Öko toxizität 
chemischer Verbindungen: 

Eingesetzt durch 378 D 0618: Beschluß 78/618/EWG der Kommission vom 28. Juni 1978 
(ABI. Nr. L 198 vorn 22.7.1978, S. 17), zuletzt geändert durch: 

388 D 0241:' Beschluß 88/2411EWG der Kommission vom 14. März 1988 
(ABI. Nr. L 105 vom 26.4.1988, S. 29) 

12. Ausschuß für Abfallwirtschaft: 

Eingesetzt durch 376 D 0431: Beschluß 76/431/EWG der Kommission vom 21. April 1976 
(ABI. Nr. L 115 vom 1.5.1976, S. 13) geändert durch:, 

1 79 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -
Beitritt der Republik Griechenland (ABI. Nr. t 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

1 85 I: Akte über die Beitrjttsbedingungen und die Anpassungen der Verträge
Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 
vom 15.11.1985, S. 23) 
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13. Wissenschaftlich-technischer und wirtschaftlicher Fischereiausschuß: 

Eingesetzt durch 393 D 0619: Beschluß 93/619/EG der Kommission vom 19. November 1993 
(ABI. Nr. L 297 vom 2.12.1993, S. 25) 

14. Beratender Ausschuß für die ärztliche Ausbildung: 

Eingesetzt durch 375.D 0364: Beschluß 75/364/EWG des Rates vom 16. Juni 1975 
(ABI. Nr. L 167 vom 30.6.1975, S.17) 

15. Beratender Ausschuß für die Ausbildung in der Krankenpflege: 

Eingesetzt durch 377 D 0454: Beschluß 77/454/EWG des Rates vom 27. Juni. 1977 
(ABI. Nr. L 176 vom 15.7.1977, S. 11) 

16. Beratender Ausschuß für die zahnärztliche Ausbildung: 

Eing~setzt durch 378 D 0688: Beschluß 78/688/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 
(ABI. Nr. L 233 vom 24.8.1978, S. 15) 

17. Beratender A~schuß für die Ausbildung des Tierarztes: 

Eingesetzt durch 378 D 1028: Beschluß 7811028/EWG des Rates vom 18. Dezember 1978 
(ABI. Nr. L 362 v0D,1 23.12.1978, S. -10) - ' 

18. Beratender Ausschuß für die Ausbildung von Hebammen: 

Eingesetzt durch 380 D 0156: Beschluß 80/156/EWG des Rates vom 21. Januar 1980 
(ABI. Nr. L 33 vom 11.2.1980, S. 13) 

19. Beratender ,Ausschuß für die Ausbildung auf dem Gebiet der Architektur: 

Eingesetzt durch 385 D 0385: Beschluß 85/385/EWG des Rates vom 10. Juni 1985 
(ABI. Nr. L 233 vom 21.8.1985, S. 26) 

20. Beratender Ausschuß für die pharmazeutische AuSbildung: 

Eingesetzt durch 385 D 0434: Beschluß 85/434/EWG des Rates vom 16. September 1985 
(ABI. Nr. L 253 vom 24.9.1985, S., 43) 
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21..' Beratender Ausschuß für die Öffnung des öffentlichen Au[tragswesens: 

Eingesetzt dur~h 387·D 0305: Beschluß 87/305/EWG der Kommission vom 26.. Mai 1987 
(ABI. Nr. L 152 vom 12.6.1987, S. 32) 

387 D 0560: Beschluß 87/560/EWG der Kommission vom 17. Juli 1987 
(ABI. Nr. L 338 vom 28.11.1987, S. 37) 

22. . Beratender Ausschuß für öffentliche Bauaufträge: 

Eingesetzt durch 371 L 0306: Beschluß 711306/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 
(ABI. Nr. L 185 vom 16.8.1971, S. 15), geändert durch: 

377 D 0063: Beschluß 77/63/EWG des Rates vom 21. Dezember 1976 
(ABI. Nr. L 13 vom 15.1.1977, S. 15) 

23. Sachverständigengremium für den Elektrizitätstransit (OSTE): 

Eingesetzt durch 392 D 0167: Beschluß 921167/EWG der Kommission vom 4: März 1992 
. über die Einsetzung eines Sachverständigengremiums für: den Elektrizitätstransit über große 

Netze (ABI. Nr. L 74 vom 20.3.1992, S. 43) 

24. Ausschuß aus Vertretern der Mitgliedstaaten: 

Eingesetzt durch Artikel 4 vori 393 D 0379: Beschluß 93/379/EWG des Rates vom 14. Juni 
1993 über ein mehrjähriges Aktionsprogramm der Gemei-nschaft zum Ausbau der 
Schwerpunktbereiche un~ zur Sicherung der Kontinuität und . Konsolidierung der 
Unternehmenspolitik in der Gemeinschaft, vor allem für- kleine und mittlere Unternehmen 
(ABI. Nr. L 161 vom 2.7.1993, S. 68) 

25. Ausschuß für Tourismus: 

Eingesetzt durch 392 D 0421: Beschluß 92/4211EWG des Rates vom 13. Juli 1992über einen 
Aktionsplander Gemeinschaft zur Förderung des Tourismus (ABI. Nr. L 231 vom 13.8.1992, 
S.26) . 
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ANHANG XVII 

Liste nach Artikel 164 Absatz 2 der Beitrittsakte 

, 1. Beratender Ausschuß für die Berufsausbildung: 

Eingesetzt durch 363 D 0266: Beschluß 63/266IEWG des Rates vom 2. April 1963 
(ABI. Ne. 63 vom 20.4.1963, S. 1338/63) - Satzung angenommen durch 363 X 0688: 
Beschluß 63/688IEWG des Rates vom 18. Dezember 1963 (ABI. Ne. 190 vom 30.12.1963, 
S. 3090/63) - geändert durch: 

368 D 0189: Beschluß 68/189/EWG des Rates vom 9. April 1968 (ABI.Nr. L 91 
vo~ 12.4.1968, S. 26) 

.1 72 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -
Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland (ABI. Ne. L 73 vom 27.3.1972; S. 14) 

1 79 H: . Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -
- . Beitritt der Republik Griechenland (ABI. Ne. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

1 85 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge
Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Ne. L 302 
vom 15.11.1985, S. 23) 

2. Beratender Ausschuß für die Fiscberei: 

Eingesetzt durch 371 D 0128: Beschluß 711128/EWG der Kommission vom25. Februar 1971 
(ABI. Nr. L 68 vom 22.3.1971, S. 18), geändert durch: 

373 D 0429: Beschluß 73/429/EWG der Kommission vom· 31. Oktober 1973 
(ABI. Ne. L 355 vom 24.12.1973, S. 61) 

389 D 0004: Beschluß89/4/EWG der Kommission vom 21. Dezember 1988 (ABI. 
NT. L 5 vom 7.1.1989, S. 33) 

3. Beratender Ausschuß für Zoll und ii1direkte Steuern: 

Eingesetzt durch 391 D 0453: Beschluß 91/453/EWG der Kommission vom 30. Juli 1991 . 
(ABI. Nr. L 241 vom 30.8.1991, S. 43) , 
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Anhang XVIII 

Liste nach Artikel 166 der Beitrittsakte 

. A. Eier und Geflügel 

1. 375 R 2782: Veroninung (EWG) Nr. 2782/75 des Rates vom 29. Oktober 1975 über die 
Erzeugung von und den Verkehr mit Bruteiern und Küken von Hausgeflügel (ABI. Nr. L 282 
vom 1.11.1975, S, 100), zuletzt geändert durch: 

- 391 RI057: Verordnung (EWG) Nr. 1057/91 der Kommission vom 26. April 1991 
(ABI. Nr. L 107 vom 27.4.1991, S. 11). . 

Norwegen und Schweden: 1. Januar 1997. 

2. 390 R 1906: Verordnung (EWG) Nr. 1906/90 des Rates vom 26: Juni 1990 über 
Vermarktungsnormen für Geflügelfleisch (ABI. Nr. L,173 vom 6.7.1990, S. 1), zuletzt 
geändert durch: 

393 R 3~04: Verordnung (EWG) Nr. 3204/93 des Rates vom 16. November 1993 
(ABI. Nr. L 289 vom 24.11.1993, S. 3). 

Norwegen und Schweden: 1. Januar 1997 

3. 390 R 1907: Verordnung (EWG) Nr. 1907/90 des Rates vom 26. Juni 1990 über bestimrrne 
Vermarktungs normen für Eier (ABC Nr. L 173 vom 6.1.1990, S. 5), geändert durch: 

.393 R 2617: Verordnung (EWG) Nr. 2617/93 des Rates vom 21. September 1993 
(ABI. Nr. L240 vom 25.9.1993, S. 1). 

Norwegne und Schweden: 1. Januar 1997. 

, 
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B. Rindfleisch 

381 R 1208: Verordnung (EWG) Nr. 1208/81 des Rates vom 28. April 1981 zur Bestimmung des 
gemeinschaftlichen Handelsklassenschemas für Schlachtkörper ausgewachsener Rinder (ABI. Nr. 

. L 123 vom7.5.1981, S. 3), geändert durch: 

391 R 1026:· Verordnung (EWG) Nr. 1026/91 des Rates vom 22. April 1991 (ABI. Nr. 
L 106 vom 26.4.1991, S. 2). 

Norwegen und Finnland: 1. Januar 1996. 

c. Schweinefleisch 

384 R 3220: Verordnung (EWG) Nr. 3220/84 des Rates vom 13. November 1984 zur Bestimmung 
des gemeinschaftlichen HandelsklassenSchemas für Schweineschlachtkörper (ABI. Nr. L 301 vom 
20.1.1985, S. 1), zuletzt geändert durch: 

393 R 3513: Verordnung (EWG) Nr. 3513/93 des Rates vom 14. Dezember 1993 (ABI. Nr. 
L 320 vom 22.12.1993, S. 5). 

Norwegen und Finnland: 1. Januar 1996. 

D. Pflanzengesundheit 

1. 369 L 0464: Richtlinie 69/464/EWG des Rates vom 8. Dez~rnber 1969 zur Bekämpfung des· 
Kartoffelkrebses (ABI. Nr. L 323 vom 24.12.1969, S. 1). 

Finnland: 1. Januar 1996 
Schweden: 1. Januar 1997 

Während der Übergangszeit dürfen keine Kartoffeln aus diesen Mitgliedstaaten in das Hoheits
gebiet der anderen Mitgliedstaaten verbracht werden. 
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2. 369 L 0465: Richtlinie 69/465/EWG des Rates vom 8: Dezember 1969 zur Bekämpfung der 
Kartoffe1fäule (ABI. Nr. L 323 vom 24.12.1969, S. 3). 

Schweden: 1. Januar 1997' 

Während der Übergangszeit dürfen keine Kartoffeln aus diesen Mitgliedstaaten in das Hoheits
gebiet der anderen Mitgliedstaaten verbracht werden. 

3. ,393 L 0085: Richtlinie 93/85/EWG des Rates vom 4. Oktober 1993 zur Bekäinpfung der 
bakteriellen Ringfäule der Kartoffel (ABI. Ni. 259 vom 18.10.1993, S.l). 

Finnland:- 1. Januar 1996 
Schweden: 1. Januar 1996 

Während der Übergangszeit dürfen keine Kartoffeln aus diesen Mitgliedstaaten in das Hoheits
gebiet der anderen Mitgliedstaaten verbracht werden. 
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. j 

ANHANG XIX 

Liste riach Artikel 167 der Beitrittsakte 

I. FREIZÜGIGKEIT, FREIER DIEN~TLEISTUNGS- UND 
KAPITALVERKEHR 

378 L 0686: Richtlinie 78/686/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 für die gegenseitige Anerkennung 
der' Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befahigungsnachweise des Zahnarztes und für 
Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des NiederlassUngsrechts und des Rechts 

. auf freien Dienstleistungsverkehr (ABI. Nr. L 233 vom 24.8.1978, S. 1), geändert durch: 

1 79 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Beitritt der 
Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

381 L 1057: Richtlinie 8111057/EWG des Rates vom 14. Dezember 1981 (ABI. Nr. L 385 . 
vom 31.12.1981, S. 25) 

1 85 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge -Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 vom 15.11.1985, 
S.23) 

389 L 0594; Richtlinie 89/594/EWG des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABI. Nr. L 341 vom 
13.11.1989, S. 19) 

390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L 353 vom 
17.12.1990, S. 73) 

Österreich: 1. Januar 1999 

\ 
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TI. VERKEHRSPOLITIK 

391 L 0440: Richtlinie 9114401EWG des Rates vom 29. Juli 1991 zur Entwicklung der Eisenbahn
unternehmen der Gemeinschaft (ABI. Nr. L237 vom 24.8.1991,5 .. 25) 

Österreich: 1. Juli 1995 

\ 
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JII. UMWELT 

1. 376 L 0160: Richtlinie 761l60/EWG des Rates vom 8. Dezember 1975 über die Qualität der 
Badegewässer (ABI. Nr. L 31 vom 5.2.1976, S. 1), geändert durch: 

1 79 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungender Verträge -
Beitritt der Republik Griechenland (ABI. Nr. L 291 vom 19.11.)979, S. 17) 

185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge
Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. Nr. L 302 
vom 15.11.1985, S. 23) 

390 L 0692: Richtlinie 90/656/EWG des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI. Nr. L. 
353'vom 17.12.1990, S. 59)0 

391 L 0692: Richtlinie 911692/EWG des Rates vom 23, Dezember 1991 (ABI. Nr. 
L 377 vom 31.12.1991, S. 48) 

Österreich: 1. Januar 1997 

2. 380 L 0836: Richtlinie 80/836/Euratom des Rates vom 15. Juli 1980 zur Änderung der 
Richtlinien, mit denen die Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der 
Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen festgelegt werden (ABI. Nr. . 
L 246 vom 17.9.1980, S. 1), geändert durch: 

384 L 0467: Richtlinie 84/467/Euratom des Rates vom 3. September 1984 (ABI. Nr. 
L 265 vom 5.10.1984, S. 4) 

a) Österreich: 1; Januar 1997 

b) Finnland: 1. Januar 1997 

-
c) Schweden: 1. Januar 1997 

3. 392 LOOI4: Richtlinie 92114/EWG des Rates vom 2. März 1992 zur Einschränkung des 
Betriebs von Flugzeugen des Teils II Kapitel 2 Band I des Anl:1angs 16 zum Abkommen über 
die InternationaleZivilluftfahrt, 2. Ausgabe (1988) (ABI. Nr. L76 vom 23.3.1992, S. 21) 

Österreich: 1. April 2002 
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IV. ENERGIE 

368L 0414: Richtlinie 68/414/EWG des' Rates vom 20. Dezember 1968 zur Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten der EWG, Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu halten (ABl. Nr. 
L 308 vom 23.12.1968, S. 14)~ geändert durch: 

1 72 B: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - ~eitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nördirland (XBI. Nr. L 73 vom 27.3.1972, S.14) 

372L 0425: Richtlinie 72/425/EWG des Rates .vom 19. Dezember 1972 (ABI. Nr. L 291 
vo"m 28.12.1972, S. 154) 

Finnland: 1. Januar 1996. 
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V.LAND~RTSCHAFT 

1. . 393 L 0024: Richtlinie 93/24/EWG des Rates vom 1. Juni 1993 betreffend die statistischen 
Erhebungen über die Rindererzeugung (ABI. Nr. L 149 vom 21.6.1993, S. 5). 

Finnland: 1. Januar 1996 

2. 393 L 0023: Richtlinie 93/23/EWG des Rates vom 1. Juni 1993 betreffend die statistischen 
Erhebungen über die Schweineerzeugung (ABI. Ne... 149 vom 21.6.1993, S. 1),' 

Finnland: 1. Januar 1996 
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VERHANDLUNGEN ÜBER DEN BErrruTI 
ÖSTERREICHS, FINNLANDS, NORWEGENS UND ,SCHWEDENS 

ZUR EUROPÄISCHEN . UNION 

Briissel, den 12. April 1994 

AA-AFNS 5 
final 

REDAKTIONSAUSSCHUSS FÜR DEN ENTWURF 
. DER BEITRITTS AKTE 

Betr.: Protokolle zum Beitrittsvertrag J 

Die Delegationen erhalten beigefügt die Protokolle zum Beitrittsvertrag. 
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, 

PROTOKOLL Nr. 1 

ÜBER DIE SATZUNG DER EUROPÄISCHEN INVESTITIONSBANK 

ERSTER TEIL 

ANPASSUNG DER SATZUNG DER EUROPÄISCHEN INVESTITIONSBANK 

Artikel J 

Artikel 3 des Protokolls über die Satzung dex Bank erhält folgende Fassung: 

Nach ~rtikel 198d dieses Vertrags sind Mitglieder der Bank: 

das Königreich Belgien, 
das Königreich Dänemark, 
die Bundesrepublik Deutschland, 
die Griechische Republik, 
das Königreich Spanien, 
die Französische Republik, 

. Iriand, 
die Italienische Republik, 
das Großherzogtum Luxemburg, 
das Königreich der Niederlande, .. 
das Königreich Norwegen, 

. die Republik Österreich, 
die Portugiesische Republik, 
die Republik Finnland, 
das Königreich Schweden, . 
das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland." 
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Artikel 2 

Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Protokolls über die Satzung der Bank erhält folgende Fassung? 

"(1) Die Bank wird mit einem Kapital von 62 940 Millionen ECU ausgestattet, das 
von den Mitgliedstaaten in folgender Höhe gezeichnet wird: 

Deutschland 
Frankreich 
Italien 
Vereinigtes Königreich 
Spanien . 
Belgien 
Niederlande 
Schweden 
Dänemark 
Österreich 
Norwegen 
Finnland 
Griechenland 
Portugal 
Irland 
Luxemburg 

11 017450000 
11 017 450000 
11 017450000 
11 017450000 
4049856000 
3053960000 
3053960000 
2026000000 
1 546308000 
1 516000000· 

927000000 
871 000000 

·828 380 000 
533 844000 
386576000 
77 316 000." 

Artikel 3 
, 

Artikel .10 des Protokolls über die Satzung der Bank erhält folgende Fassung: 

"Artikel 10 

Soweit in- dieser Satzung nichts Gegenteiliges bestimmt ist, werdendi~ Entscheidungen des 
Rates der. Gouverneure mit der Mehrheit seiner Mitglieder gefaßt. Di~se Mehrheit muß 
mindest~ns 50 v.H. des gezeichneten Kapitals vertreten. Der Rat der Gouverneure stimmt 
nach den in Artikel 148 dieses Vertrags vorgesehenen Bestimmungen ab." 
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Arfikel4 

Artikel 11· Absatz 2 Unterabsätze 1, 2 und 3 des Protkolls über die Satzung der Bank erhält folgende 
~~: / 

"(2) Der Verwaltungsrat besteht aus 26 ordentlichen und13 stellvertretenden Mitgl iedern. 

Die ordentlichen Mitglieder werden für fünf Jahre vo~ Rat der Gouverneure wie folgt 
bestellt: 

drei ordentliche Mitglieder, die von der Bundesrepublik Deutschland benannt werden; 
drei ordentliche Mitglieder, die von der Französischen Republik benannt werden; 
drei ordentliche Mitglieder, die von der Italienischen Republik benannt werden; 
drei ordentliche Mitglieder, die vom Vereinigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland benannt werden; 
zwei ordentliche Mitglieder, die vom Königreich Spanien benannt werden; 
ein ordentliches Mitglied, das vom Königreich Belgien benannt wird; 
ein ordentliches Mitglied, das vom Königreich Dänemark benannt wird; 
ein ordentliches Mitglied, das Von der Griechischen Republik benannt wird; 
ein ordehtlich~s Mitglied, das von Irland benannt wird; 
ein ordentliches Mitglied, das vom Großherzogtum Luxemburg benannt wird; 
ein ordentiiches Mitglied, das vom Königreich der Niederlande benannt wird; 
ein ordentliches Mitglied, das vom Königreich Norwegen benannt wird; 
ein ordentliches Mitglied, das von der ~epublik Österreich benannt wird; 
ein ordentliches Mitglied, das von der Portugiesischen Republik benannt wird; 
ein ordentliches Mitglied, das von der Republik Finnland benannt wird; .. 
ein ordentliches Mitglied, das vom Königreich Schweden benannt wird; 
ein ordentliches Mitglied, das von der Kommission benannt wird. 

Die stellvertretenden Mitglieder werden für fünf Jahre vom Rat der Gouverneure wie folgt 
bestellt: . 

zwei stellvertretende MitgIi~er, die von der Bundesrepublik Deutschland benannt 
werden; 
zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Französischen Republik benannt werden; 
zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Italienischen Republik benannt werden; 
zwei stellvertretende Mitglieder, die vom Vereinigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland benannt werden; 
ein stellvertretendes Mitglied, das vom Königreich Spanien und von der Portugiesischen 
Republik im gegenseitigen Einvernehmen benannt wird; 
ein stellvertretendes Mitglied, das von den Benelux-Ländern im gegenseitigen Einver
nehmen benannt wird; 
ein stellvertretendes Mitglied, das vom Königreich Dänemark, von der Republik 
Griechenland und von Irland im gegenseitigen Einvernehmen benannt wird; 
ein stellvertretendes Mitglied, das von dem Königreich Norwegen, der Republik 
Österreich, der Republik Finnland und dem Königreich Schweden im gegenseitigen 
Einvernehm~n benannt wird; 
ein stellvertretendes Mitglied, das von der Kommission benannt wird." 
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Artikel 5 

Artikel 12 Absatz 2 Satz 2 des Protkolls über die Satzung der Bank erhält folgende Fassung: 

"Für die qualifizierte Mehrheit sind 18 Stimmen erforderlich," 

ZWEITER TEIL 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

Artikel 6· 

(1) Die neuen Mitgliedstaaten zahlen folgendeBeträge entsprechend ihrem Anteil an dem von den 
Mitgliedstaaten zum L Januar 1995 einzuzahlenden Teil aes Kapitals:-

Schweden 
Österreich 
Norwegen 
Finnland 

137913 558 ECU, 
103 196917 ECU, 
63 102600 ECU, 
59 290 577 ECU, 

Diese Beiträge werden in fünf gleichen Halbjahresraten gezahlt, die jeweils am 30, April und 
31, Oktober faltig werden, Die erste Rate wird an demjenigen der beiden Daten fällig, das <!em 
Zeitpunkt des Beitritts als nächstes folgt, 

(2) An dem Teil, der zum Zeitpunkt des B'eitritts aufgrund der am 1 L Juni 1990 beschlossenen 
Kapitalerhöhung noch einzuzahlen ist, beteiligen sich die neuen Mitgliedstaaten wie folgt: 

Schweden 
Österreich 
Norwegen 

. Finnland 

14 069 444 EeU, 
10 527 778 ECU, 
6437 500 ECU, 
6048.611 ECU, 

Diese Beträge werden in acht gleichen Halbjahresraten gezahlt, die ab 30, April 1995 entsprechend 
dem für diese Kapitelerhöhungen festgelegten Zeitplan fällig werden, 
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Artikel 7 

Die neuen Mitgliedstaaten leisten zum Reservefonds, zu der zusätzlichen Rücklage und zu den den 
Rücklagen gleichzusetzenden Rückstellungen sOwie zu dem den Rücklagen und Rückstellungen noch 
zuzuweisenden Betrag (Saldo der Gewinn- und Verlustrechnung zum 31. Dezember des dem Beitritt 
vorausgehenden Jahres), wie sie in der genehmigten Bilanz der Bank ausgewiesen werden, zu den in 
Artikel 6 Absatz 1 dieses Protokolls vorgesehenen Zeitpunkten Beiträge, die folgenden Prozentsätzen 
der Rücklagen und Rückstellungen entsprechen: 

Schweden 
Österreich 

. Norwegen 
Finnland 

3,51736111 v.H., ' 
2,63194444 v.H., 
1,60937500 v.H., 
1,51215278 v.H .. 

Artikel 8 

Die in den Artikeln 6 und 7 dieses Protokolls vorgesehenen Einzahlungen werden von den neuen 
Mitgliedstaten in ECU oder in ihrer Landeswährung geleistet. 

Erfolgt die Zahlung in Landeswährung, so wird. für die Berechnung der einzuzahlenden Beträge der 
ECU-Umrechmingskurs zugrunde gelegt, der am letzten Arbeitstag des den betreffenden Einzahlungs
terminen vorausgehenden Monats gilt. Die gleiche Berechnungsweise gilt für den Kapitalausgleich 
nach Artikel 7 des Protokolls übet: die Satiung der Bank. 

Artikel 9 

(1) Unmittelbar nach dem Beitritt erhöht der Rat der Gouverneure die Mitgliederzahl des 
Verwaltungsrats durch die Bestellung von vier ordentlichen Mitgliedern, von denen jeder neue 
Mitgliedstaat eines benennt, sowie eines im gegenseitigen Einvernehmen von dem Königreich 
Norwegen, der Republik Österreich, der Republik Finnland und dem Königreich Schweden benannten 
stellvertretenden Mitglieds. 

(2) Die Amtszeit der so bestellten ordentlichen Mitglieder und des so bestellten stellvertretenden 
Mi,tglieds läuft mit dem Ende der Jabressitzung des Rates der Gouverneure ab, auf welcher der 
Jahresbericht für das Geschäftsjahr 1997 geprüft wird. 
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PROTOKOLL NR. 2 

ÜBER Dm ÄLANDINSELN 

Unter Berücksichtigung des völkerrechtlichen Sonderstatus der Alandinseln werden die der 
Europäischen Union zugrundeliegenden Verträge auf die Alandinseln mit folgenden Abweichungen 
angewandt: 

Artikel! 

Die Bestimmungen des' EG-Vertrags lassen die Anwendung der am 1. Januar 1994 in bezug auf die 
. . Alandinseln geltenden Bestimmungen unberührt, die folgendes betreffen: . 

- die - in nichtdiskriminierender Weise anzuwendende - Einschränkung des Rechts natürlicher 
Personen, die nicht regionalen Bürgerstatus (hembygdsrätt/kotiseutuoikeus) der Alandinseln 
bes~tzen, sowie juristischer Personen, ohne Genehmigung der zuständigen Behörden der- Aland
inseIn auf diesen Inseln Grundeigentum zu erwerben und zu besitzen; 

- die - in nicht-diskriminierender Weise anzuwendende - Einschränkung des Rechts natürlicher 
Personen, die nicht regionalen Bürgerstatus (hembygdsrättl kotiseutuoikeus) der Alandinseln 
!?esitzen, oder juristischer Personen, sich ohne Genehmigung der zuständigen Behörden der 
AIandinseln auf den Alandinseln niederzulassen oder dort DienstleistUngen zu erbringen. 

Artikel 2 

a) Das Hoheitsgebiet der Alandinseln - das als Drittlandgebiet im Sinne des Artikels 3 Absatz 
dritter Gedankenstrich der geänderten Richtlinie 771388/EWG des Rates -und als nicht in den 
Anwendungsbereich der Richtlinien zur Harmonisierung der Verbrauchsteuern fallendes Staats
gebiet im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 92/12/EWG des Rates gilt - wird vom räumlichen 
Geltungsbereich der Gemeinschaftsbestimmungen im Bereich der Harmonisierung der Rechts"' 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern sowie über Verbrauchsteuern und andere 
Arten indirekter Besteuerung ausgenommen. Diese Befreiung darf keine Auswirkungen auf. die 
Eigenrnittel der Gemeinschaft haben. 

Dieser Absatz findet auf die Bestimmungen der geänderten Richtlinie 69/335/EWG betreffend die 
Gesellschaftsteuer keine Anwendung. 

_ b) Diese Ausnahmeregelung dient dem_~weck~ auf den Inseln ein existenzfähiges lokales Wirtschafts
leben aufrechtzuerhalten; sie darf keine nachteiligen Auswirkungen auf die Interessen der Union 
und ihre gemeinsamen Politiken haben. Ist die Kommission der Ansicht, daß Buchstabe a insbeson
dere in bezug auf die Wettbewerbsneutralität oder die eigenen Mittel nicht mehr gerechtfertigt ist, 
so .unterbreitet sie dem Rat geeignete Vorschläge, der sodann entsprechend 'den einschlägigen 
Artikeln des EG-Vertrags tätig wird . 

. Artikel3 

Die Republik Finnland stellt sicher, daß allen natürlichen und juristischen Personen der Mitglied
staaten Gleichbehandlung auf den Alandinseln gewährt wird. 
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PROTOKOLL NR. 3 

ÜBER DIE SAMEN 

DIE HOHEN VERTRAGS PARTEIEN -

IN ANERKENNTNIS der Verpflichtungen und Zusagen Norwegens, Schwedens und Finnlands 
y,egenüber den Samen im Rahmen des innerstaatlichen und internationalen Rechts 

IM HINBLICK insbesondere darauf, daß Norwegen, Schweden und Finnland sich verpflichtet haben, 
die Lebensgrundlage-n, Sprache, Kultur und Lebensweise der S~en zu erhalten und zu entwickeln. 

- -

IN ANBETRACHT der Ahhätigigkeit der traditionellen Kultur und Lebensweise der Samen von 
primären Wirtschaftstätigkeiten wie Rentierhaltung in den traditionellen Siedlungsge~ieten der Samen -

SIND wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel! 

Ungeachtet der Bestimmungen des EG-Vertrags können den Samen ausschließliche Rechte zur 
Rentierhaltung innerhalb der traditionellen Samen-Gebiete gewährt werden. 

Artikel 2 -

Dieses Protokoll kann erweitert werden, um einer weiteren Entfaltung ausschließlicher Rechte der 
Samen in Verbindung mit- ihren traditionellen Lebensgrundlageri Rechnung zu tragen. Der Rat kann 
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und des Ausschusses 
der Regionen einstimmig die erforderlichen Änderungen des Protokolls beschließen. 
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PROTOKOLL Nr. 4 

ÜBER DEN ERDÖLSEKTOR IN NORWEGEN 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN ANERKENNTNIS der erheblichen Auswirkungen des Erdölsektors auf die Wirtschaft Norwegens 
und die Entwicklung seiner Gesellschaft -

SIND wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN: 

SIE STELLEN FEST, daß der EG-Vertrag die Vorschriften in den Mitgliedstaaten zur Regelung des 
Grundeigentums in keiner Weise berührt; . 

SIE ERINNERN DARAN, daß die Mitgliedstaaten die Souveränität und Hoheitsrechte über die 
Erdölvorkommen haben; 

SIE ERKENNEN hierzu AN, daß die Mitgliedstaaten über folgendes verfügen: 

a) Das Recht auf staatliche Beteiligung an Erdöltätigkeiten und auf Einsetzung einer juristischen 
Person zur Verwaltung dieser Beteiligung; 

b) ausschließliche Rechte zur Ressourcenbewirtschaftung, unter anderem Explorations- und 
Förderpolitik, die Optimierung von Entwicklung und Produktion und das Tempo, in dem 
Erdölvorkommen abgebaut oder anderweitig genutzt werden können; 

c) ausschließliche Rechte zur Festlegung und' Erhebung ~Ion Steuern, Lizenzgebühren oder anderen 
finanziellen Zahlungen, die aufgrund dieser Exploration und Förderung zu entrichten sind, 

und BEKRÄFTIGEN, daß die Ausübung dieser Rechte durch die Mitgliedstaaten im Einklang mit den 
Verträgen und den sonstigen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechtserfolgen müß, 
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PROTOKOLL Nr. 5 

ÜBER DIE BETEILIGUNG DER NEUEN MITGLIEDSTAATEN AN DEN MITTELN 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT FÜR KOHLE UND STAHL 

Der Beitrag der neuen Mitgliedstaafen zu den Mitteln der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl wird wie folgt festgesetzt: 

- Republik Österreich: . 15 300 000 ECU 

- Republik Finnland: 12 100000 ECU 

- Königreich Nor:wegen: 1 800000 ECU 

- Königreich Schweden: 16 700 000 ECU. 

Diese Beiträge werden in zwei zinsfreien gleichen Raten geleistet, die erste am 1. Januar 1995 und 
die zweite am 1. Januar 1996. 
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PROTOKOLL NR. 6 

ÜBER SONDERBESTIMMUNGEN FÜR ZIELNR. 6 IM RAHMEN 
DER STRUKTURFONDS IN FINNLAND, NORWEGEN UND SCHWEDEN 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

Unter Berücksichtigung der' Anträge Finnlands, Norwegens und Schwedens auf besondere 
Strukturfondsunterstützung für, ihre am schwächsten besiedelten Gebiete, 

in der Erwägung, daß die Unfon ein neues ergänzendes Ziel Nr. 6 vorgeschlagen hat, 

in der Erwägung, daß auch diese Übergangsregelungim Jahre 1999 zusammen mit der wichtigsten 
Rahmenvetordnung (EWG) Nr. 2081/93 über strukturelle Instrumente und Politiken neu bewertet und 

, überprüft werden soll, 

in der Erwägung, daß die Kriterien und das Verzeichnis der für dieses neue Ziel in Frage kommenden 
Gebiete festzulegen sind, 

in der Erwägung, daß zusätzliche Mittel für dieses neue Ziel bereitgestellt werden, 

i~ der Erwägung, daß die Verfahren in beztigauf dieses neue Ziel festzulegen sind, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: '. 
Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1999 tragen der Strukturfonds, das Finanzinstrument für die Ausrichtung der 
Fischerei (FIAF) und die Europäische Investitionsbank (EIB) jeweils in angemessener Weise zur 
Verwirklichung eines weiteren vorrangigen Ziels in Ergänzung der fünf Ziele nach Artikel I der' 
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88des Rates in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 2081/93 des 
Rates bei; dieses zusätzliche Ziel lautet wie folgt: 

.' , 

- 'Förderung der Entwicklung und strukturellen Anpassung von Gebieten mit einer extrem niedrigen 
'Bevölkerungsdichte (nachstehend "Ziel Nr. ,6" genannt). 
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Artikel 2 

Gebiete im Sinne des Ziels Nr. 6 sind grundsätzlich Regionen des NUTS-II-Niveaus mit einer 
Bevölkerungsdichte von 8 Einwohnern je Quadratkilometer oder weniger oder gehören zu solchen 
Regionen. Darüber hinaus kann sich die Gemeinschaftshilfe vorbehaltlich der Vorschriften über die 
Bevölkerungsdichte auch auf kleinere angrenzende und benachbarte Gebiete erstrecken, die das gleiche 

, Kriterium ,der Bevölkerungsdichte erfüllen. 

Diese Regionen und Gebiete, in diesem Protokoll "Regionen" des Ziels Nr, 6 genannt, sind· In 

Anhang I aufgeführt. 

Artikel 3 

Als angemessener Betrag für den Zeitraum 1995 bis 1999 gelten Gemeinschaftsmittel in Höhe von 
1 109 Millionen ECU zu Preisen des Jahres 1995, die von dem Strukturfonds und dem FIAFfür die 
in Anhang 1 aufgeführten Regionen des Ziels Nr. 6 bereitgestellt werden. In Anhang 2 ist die 
Aufteilung der Mittel pro' Jahr und Mitgliedstaat enthalten. Diese Mittel kommen zu d~n Mitteln 
hinzu, die bereits im Plan für die Auszahlung aus dem Strukturfonds und dem FIAF gemäß der 
Verordnung (EWG) Nr.2052/88 des Rates in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 2081/93 des 
Rates vorgesehen sind . 

. ( 

Artikel 4 

. 
Vorbehaltlich der Artikel I? 2 und 3 finden die Bestimmungen der nachstehend .genannten 

. Verordnungen; insbesondere die Bestimmungen für das Ziel Nr. 1 ,aufdas Ziel Nr. 6 Anwendung: 

- Verordnung (EWG) Nr. 2080/93 des Rates 

- Verordnungen (EWG) Nm. 2052/88,4253/88,4254/88,4255/88 und 4256/88 des Rates, geändert 
durch die Verordnungen (EWG) Nm. 2081193, 2082/93, 2083/93, 2084/93 und 2085/93 des 
Rates. 

Artikel 5 

. . 

Die Bestimmungen dieses Protokolls, einschI ießlich der Beihilfefähigkeit der in Anhang 1 aufgeführten 
Regionen für Hilfen aus dem Strukturfonds, werden 1999 Zusammen mit der Rahmenverordnung 
(EWG) Nr. 2081/93 über Strukturinstrumente und -politiken und nach dem in jener Verordnung 
festgelegten Verfahren überprüft. 
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Anhang I 

Regionen des Ziels Nr. 6 

Finnland: 

Die· nördlichen undöstlkhen NUTS~II-Regionen,. welc.he die "Maakunta" (NUTS-III-Region) von 
Lappi und die drei "Maakunnat" von Kainuu, Pohjois-Karjala und Etelä-Savo . sowie folgende 
angrenzende Gebiete umfassen: ' 

in der "Maakunta" von Pohjois-Pohjanmaa: "Seutukunnarvon Ii,Pyhäntä, Kuusamo undNivala 

in der "Maakunta" vQn Pohjois-Savo: "Seutukunta" von Nilsiä. 

inder "Maakunta" von Keski-Suoini: "Seutukunnat" von Saarijärvi und Viitasaari 

in der "Maakunta" von Keski-Pohjanmaa: "Seutukunta" v.on Kaustinen. 

Norwegen: 

Die NUTS-II-Region des nördlichen Norwegen, welche die "Fylke" (NUTS-III-Region) von 
Finnmark, Trams, Nordland und Nord-Tmndelag umfaßt. 

Schweden: 

Die NUTS-II-Region des nördlichen Schweden, welche die "län" (NUTS-III-Region) von Norrbotten, 
Västerbotten und Jämtland umfaßt, jedoch nicht folgende Teilgebiete 

in. Norrbotten: die ""kommun" von Luleä, die "församling" von Överluleä in der'ikommun" von 
Boden und die "kommun" von Piteä (ausgenommen "Kyrkobokföringsdistrikt" von Markbygden) 

- in Väste~botten: die "kommuner" von Nordmaling, Robertsfors, Vä~näs. und Umeä und die 
. "församlingar" von Boliden, Büreä, Burträsk, Byske, Kägedalen; Lövänger, Sankt Olov; 
Sankt Örjan und Skelleftea in der "kommun" von Skelleftea, 
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zusätzlich aber Jolgende angrenzende Teilgebiete umfaßt: 

in der "län" von Västernorrland: die "kommuner'; von Ange und Sollefteä, die "församlingar"von 
Holm und Liden in der "kommun" von Sundsvall, und die "församlingar" von Anundsjö; Björna, 
Skorped und Trehörningsjö ii! der "kommun" von Örnsköldsvik 

- in der "län" von Gävleborg: die "kommun" von Ljusdal 

- in der "Iän" von Kopparberg: die "kom~un" von Älvdalen, Vansbro, Orsa und Malung und die' 
"församlingar" von Venjan und Vämhus in der "kommun" von Mora 

- in der "Iän" von Värmland: die "kommun" von Torsby. 

Die Bezugnahmen auf NUTS in diesem Anhang greifen der endgültigen Festlegung der NUTSNiveaus 
. in den obengenannten Regionen und Gebieten nicht vor. . 

AA-AFNS 5 FINAL 14 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)648 von 728

www.parlament.gv.at



Anhang 2' 

,Indikative Verpflichtungsermächtigungen für Ziel 6 ' 

MIO EeU zu Preisen yon 1995 

. 
1995 1996 1997 1998 1999 1995-1999 
-

" 

Norwegen 65 69 73 78 83 368 -
Schweden 41 43 46 49 51 230 

, 

Finnland 90 95 101 110 115 511 

Insgesamt, 196 207 220, ,237 249 1109 , 

Hierzu gehören - zusätzlich zu den Mittelzuweisurigen für die Ziele 3, 4 und 5 a - gegebenenfalls' j 

Verpflichtungsermächtigungen für Pilotprojekte, 'innovative Maßnahmen, Untersuchungen und 
Gemeinschafts initiativen nach Artikel 3 und Artikel 12 Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 
des Rates in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 2081/93 des Rates. 
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PROTOKOLL Nr. 7 

ÜBERSVALBARD 

DIE HOHEN VERTRAGS PARTEIEN -

IN DER ERWÄGUNG, daß es, obwohl Svalbard - vorbehaltlich des Artikels 1 dieses Protokolls -
vom Geltungsbereich der die Union begründenden Verträge ausgeschlossen ist, gleichwohl 
wünschenswert ist, Vereinbarungen über den Handel mit bestimmten Erzeugnissen mit Ursprung in 
Svalbardzu treffen, damit der Handel mit diesen Erzeugnissen weiterhin unter denselben Bedingungen 
stattfinden kann, wie dies nach dem Freihandelsabkommen zwischen der EG und dem Königreich 
Norwegen und dem Freihandelsabkommen zwischen den Mitgliedstaaten der EGKS und -der EGKS" -
einerseits und dem Königreich Norwegen andererseits vor dem Beitritt Norwegens zur Union der FaU 
war, 

IN DER ERWÄGUNG, daß der Beitritt Norwegens zur Europäischen Union bedeutet, daß 
entsprechend dem gemeinschaftlichen Besitzstand 'und insbesondere den Regeln der Gemeinsamen 
Fischereipolitik die Aufteilung aller Ressourcen, zu denen die Fischereifahrzeuge der Mitgliedstaaten 
einschließlich Norwegens in den Gewässern bis zu 200 Seemeilen um Svalbard Zugang haben, sowie 

, die Bewirtschaftung dieser Aufteilung von der Union auf der Grundlage der derzeitigen Praxis 
entschieden wird, 

IN ERKENNTNIS dessen, daß es äußerst wichtig ist, lebensfahige Siedlungen auf Svalbard zu 
erhalten -

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN -

Artikel 1 

Die die Europäische Union begründenden Verträge finden auf Svalbard keine Anwendung. 

Der Beitritt Norwegens zur Europäischen Union bedeutet jedoch, daß entsprechend dem gemeinschaft
lichenBesitzstand und insbesondere den Regeln d~r Gemeinsamen Fischereipolitik die Aufteilung aller 
Ressourcen, zu denen die Fischereifahrzeuge der Mitgliedstaaten einschließlich Norwegens in den 
Gewässern bis zu 200 Seemeilen um Svalbard Zugang haben, sowie die Bewirtschaftung dieser 
Aufteilung, von der Union auf der Grundlage der. derzeitigen Praxis entschieden wird. 
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Artikel 2 

(1) Die folgenden Waren mit Ursprung in Svalbard können frei von Zöllen, Abgaben gleicher 
Wirkung und mengenmäßigen Beschränkungen in die Union eingeführt werden: 

GZT-Nummer Warenbezeichnungen 

2701 Steinkohle; Steinkohlenbriketts und ähnliche 
/ 

aus Steinkohle gewonnene feste Brennstoffe 

(2) Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit zusätzliche 
Regelungen einführen, mit denen die Einfuhr anderer als der in Absatz 1 genannten Waren mit 
Ursprung in Svalbard in die Europäische Union unter denselben Bedingungen gestattet wird. 

(3) a) Die in Absatz 1 genannten Waren gelten im Sinne dieses Protokolls als Waren~ mit 
Ursprung in Svalbard, wenn sie dort vollständig gewonnen 'wurden, das heißt, in 
Svalbard im Bergbau gefördert worden sind .. 

b) Für diese Erzeugnisse gelten bei der Einfuhr in die Union die Bestimmungen dieses 
Protokolls! wenn der Exporteur auf einer Rechnung, einem Lieferschein oder einem 
anderen Handelsdokument eine entsprechende Erklärung abgibt. 

c) Die norwegischen Zollbehörden treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die 
ordnungsgemäße Anwendung dieses Absatzes sicherzustellen.,' , 

(4) Folgendes ist mit diesem Protokoll insofern unvereinbar, als es den Handel zwischen der 
Unionund Svalbard beeinträchtigen könnte: 

i) Sämtliche Vereinbarungen zwischen Unternehmen, ,Beschlüsse von Unternehmens
vereiiligungerr und abgestimmte Verhaltsweisen zwischen Unternehmen, welche die 
Verhinderung, Einschränkung oder VerfaJschung des Wettbewerbs bei der Erzeugung oder 

. dem Handel mit Waren bezwecken oder bewirken; 

ii) Mißbrauch einer beherrschenden Stellung durch ein oder mehrere Unternehmen in' den 
Hoheitsgebieten der Vertragsparteien insgesamt oder einem wesentlichen Teil derselben; 

iii) staatliche Beihilfen, die den Wettbewerb dadurch verfälschen oder zu verfälschen drohen, daß, 
sie bestimmte Unternehmen oder die Erzeugung besti,mmter Waren begünstigen. ' 
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, 
(5) Treten bei der Durchführung der Bestimmungen dieses Artikels Schwierigkeiten auf, so kann 
der Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit die erforderlichen Maßnahmen 
erlassen. 

Artikel 3 

pie Anwendung dieses Protokolls beeinträchtigt in keiner Weise die: Standpunkte der Vertragsparteien 
im Hinblick auf die Anwendung des Pariser Vertrags von 1920. . 
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PROTOKOLL Nr. 8 

ÜBER WAHLEN ZUM EuRoPÄISCHEN PARLAMJtNT 
IN EINIGEN NEUEN :MITGLIEDSTAATEN wÄHREND DER INTERIMSZEIT 

DIE HOHEN VERTRAGS PARTEIEN -

in der Erwägung, daß 'einige neue Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben möchten, in~ der Zeit 
zwischen der Unterzeichnung dieses Vertrags und seinem Inkrafttreten Wahlen zum Europäischen 
Parlament durchzuführen -

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Nach Artikel 31 Absatz 3 dieser Beitrittsakte kann jeder neue Mitgliedstaat während der hiteriniszeit 
zwischen der Unterzeichnung der Beitrittsakte und ihrem Inkrafttreten in diesem Staat Wahlen zum 
Europäischen Parlament durchführen. 

Artikel 2 

Die einschlägigen Bestimmungen des Aktes vom 20. September 1976 zur Einführung allgemeiner 
unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten des Europäischen Parlaments, der dem Beschluß 
761787/EGKS, EWG, Euratom -zuletzt geändert durch. diese Beitrittsakte - beigefügt ist, ,gelten für 
nach diesem Protpkoll durchgeführte Wahlen entsprechend. 

Die Wahlen werden gemäß den Bestimmungen im Anhang zu diesem Protokoll durchgeführt. 

Artikel 3 

Das Ergebnis der nach den Artikeln 1 und2 durchgefüh~en Wahlen wird zu dem Zeitpunkt wirksam, 
zu dem dieser Vertrag für die neuen Mitgliedstaaten, die solche Wahlendurchgeführt haben, in Kraft 
tritt. 
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Artikel 4 

Hinsichtlich der nach Maßgabe dieses Protokolls gewählten Abgeordneten gilt ab dem Zeitpunkt des 
Beitritts des betreffenden Mitgliedstaats folgendes: 

- das Europäische Parlament hat die Befugnisse nach Artikel 1] des Aktes vom20. September 1976 
zur Einführung allgemeiner unmittelbarerWahlen der Abgeordneten des Europäischen Parlaments; 

- der Gerichtshof hat dieselben Befugnisse wie bei den Wahlen, die nach Artikel 31 Absatz 1 der 
Beitrittsakte durchgeführt werden. 

Anhang 

Bestimmungen für Wahlen zum Europäischen Parlament in einigen neuen Mitgliedstaaten 
während der Interimszeit / 

KAPITEL I 

ALLGEMEINES 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Anhangs bezeichnet der Ausdruck / 
\ 

"Wahlen Zum Europäischen Parlament" die alIgemeinen unmittelbaren Wahlen der Abgeordneten 
des Europäischen .Parlaments entsprech~nd dem Akt vom 20. September 1976 zur Einführung 
allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten des Europäischen Parlaments (ABI. Nr. 
L 278.vom 8.10.1976, S. 5); 

"Wahlgebiet" das Gebiet des neuen Mitgliedstaats, in dem gemäß dem genannten Akt und ~ i,n 
dessen Rahmen - gemäß der Wahlrechtsordnung dieses Staates dessen Volk die Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments wählt; 

., 
"Beitrittsstaat" einen neuen Mitgliedstaat, der Wahlen zum Europäischen Parlament nach Maßgabe 
dieses Protokolls durchführt, bevor dieser Vertrag in Kraft tritt; 

"Wohnsitzbeitrittsstaat" einen Beitrittsstaat, in dem der Unionsbürger seinen Wohnsitz hat, ohne 
dessen Staatsangehörigkeit zu besitzen; 

"Herkunftsmitgliedstaat" d,en Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit der Unionsbüfger besitzt; 
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"aktiv Wahlberechtigter der Gemeinschaft" einen Unionsbürger, der gemäß diesem Anhang im 
Wohnsitzbeitrittsstaat das aktive Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament hat; 

"passiv Wahlberechtigter der Gemeinschaft" einen Unionsbürger, der gemäß diesem Anhang im 
Wohnsitzbeitrittsstaat das passive Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament hat; 

"Wählerverzeichnis" das von der zuständigen Behörde nach der Wahlrechtsordnung. des 
Wohnsitzbeitrittsstaats erstellte und fortgeschriebene amtliche Verzeichnis aller Wähler, die das 
Recht haben, in einem bestimmten Wahlkreis oder einer .bestimmten Gebietskörperschaft zu . 
wählen, oder däs Melderegister, wenn die Wahlberechtigungdort m;sgewiesen ist; . 

"maßgeblicher Tag" den Tag oder die Tage, an denen die Unionsbürger gemäß dem Recht des 
Wohnsitzbeitrittsstaats die Voraussetzungen erfüllen müssen, um dort wählen oder gewählt werden 
zu. können; 

"förmliche Erklärung" die Erklärung des Betreffenden
1 

deren falsche Abgabe nach dengeltenden 
nationalen Rechtsvorschriften strafbar ist. 

Artikel 2 

Wer am maßgeblichen Tag 

a) Unionsbürgerim Sinne von Artikel 8 Absatz I Unterabsatz 2 des EG:Vertrags ist und 

b) - ohne die Staatsangehörigkeit des Wohnsitzbeitrittsstaats zu besitzen - die Beäingungen erfüllt, 
an die das Recht dieses Staats das aktive und passive Wahlrecht seiner Staatsang~hörigen knüpft, 

hat das aktive und passive Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im Wohnsitzbei
trittsstaat, sofern er nicht gemäß den Artikeln 5 oder 6 des aktiven und passiven Wahlrechts verlustig 
gegangen ist. 

Wenn die Staatsangehörigen des Wohnsitzbeitrittsstaats nur unter der Voraussetzung wählbar sind, 
daß sie ihre Staatsangehörigkeit seit einer Mindestzeii erworben haben, so gilt diese Voraussetzung 
als von den Unionsbürgern erfüllt, wenn siedie Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats seit derselben 
Zeit erworben haben. 

Artikel 3 . 

(1) . Im Beitrittsstaat darf nicht wählen, wer an den Wahlen im ·Jahr 1994 10 emem der 
Mitgliedstaaten teilgenommen hat. 

(2) Im Beitrittsstaat darf nicht als Kandidat aufgestellt werden, wer bei den Wahlen im Jahr 1994 -
in einem der Mitgliedstaaten als Kandidat aufgestellt worden ist. 
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Artikel 4 

Wenn die Staatsangehörigen des Wohnsitzbeitiittsstaats das aktive oder passive Wahlrecht nur unter 
der Voraussetzung besitzen, daß sie ihren Wohnsitz seit einer Mindestzeit im\y-.ahlgebiet haben, so 
gilt diese Bedingung als von den aktiv und passiv Wahlberechtigten der Gemeinschaft erfüllt, wenn 
sie in anderen Mitgliedstaaten für die gleiche Dauer einen Wohnsitz hatten. Diese Bestimmung findet 
unbeschadet spezifischer Bedingungen im Zusammenhang mit der Dauer des Wohnsitzes in einem 
bestimmten Wahlkreis oder einer bestimmten Gebietskörpersch,aft Anwendung, 

Artikel 5 

Cl) Jeder Unionsbürger, der seinen Wohnsitz in einem Beitrittsstaat hat, ohne dessen 
Staatsangehörigkeit zu besitzen, und der nach dem Recht des Wohnsitzbeitrittsstaats oder nach dem 
Recht seines Herkunftsmitgliedstaats infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
des passiven, Wahlrechts verlustig gegangen ist, ist von der Ausübung dieses Rechts bei den. Wahlen 
zum Europäischen Parlament iIl1 Wohnsitzbeitrittsstaat ausgeschlossen. 

(2) Die Bewerbung eines Unionsbürgers zu den Wahlen zum Europäischen Parlament "im 
Wohnsitzbeitrittsstaat wird rur unzulässig erklärt, wenn der Bewerber die nach Artikel 9 Absatz 2 
erforderliche Bescheinigung nicht vorlegen kann. 

Artikel 6 

. (1) Der Wohnsitzbeitrittsstaat kann sich davon überzeugen, daß der Unionsbürger, der den 
Wunsch zum Ausdruck gebracht hat, sein aktives Wahlrecht dort auszuüben, dieses. Rechts nicht 
infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im Herkunftsmitgliedstaat verlustig 
gegangen ist. 

(2) Zur Durchführung von Absatz 1 kann der Wohnsitzbeitrittsstaat die in Artikel 8 Absatz 2 
vorgesehene Erklärung dem Herkunftsmitgliedstaat übermitteln. Zu diesem Zweck wer~en die 
zweckdienlichen und im Regelfall verfügbaren Mitteilungen aus dem Herkunftsmitgliedstaat in 
angemessener Form und Frist übermittelt; diese Mitteilungen dürfen nur die Angaben enthalten, die 
für die Durchführung dieses Artikels unbedingt notwendig sind, und dürfen nur zu diesem Zweck 
verwendet werden. Wenn die Mitteilungen den Inhalt der Erklärung in Abrede stellen, trifft der 
Wohnsitzbeitrittsstaat die geeigneten Maßnahmen, um die Teilnahme des Betreffenden an der Wahl 
zu verhindern.. ' 

(3) Außerdem kann der Herkunftsmitgliedstaat dem Wohnsitzbeitrittsstaat in angemessener Form. 
und Frist alle für die Durchführung dieses Artikels erforderlichen Informationen übermitteln. 
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Artikel? 

(1) Ein aktiv Wahlberechtigter der Gemeinschaft übt das aktive Wahlrecht auf seinen Wunsch hin 
im Wohnsitzbeitrittsstaat aus. 

(2) Besteht im Wohnsitzbeitrittsstaat Wahlpflicht,. so gilt diese Pflicht auch für die aktiv 
Wahlberechtigten der Gemeinschaft, die den Wunsch geäußert haben, ßas aktive Wahlrecht· 
auszuüben. 

KAPITEL II 

AUSÜBUNG DES AKTIVEN UND PASSIVEN 
WAHLRECHTS 

.. Artikel 8 

(1) Der Beitrittsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, damit die aktiv Wahlberechtigten der· 
Gemeinschaft, die dies wünschen, rechtzeitig vor den Wahlen in das Wählerverzeichnis eingetragen 
werden können. 

(2) Um in das Wählerverzeichnis eingetragen zu werden, hat der aktiv Wahlberechtigte der 
Gemeinschaft die gleichen Nachweise wie ein nationaler aktiv Wahlberechtigter beizubringen: 
Außerdem hat er eine förmliche Eiklärimg vorzulegen, aus der folgendes hervorgeht: 

a) seine Staatsangehörigkeit und seine Anschrift im Wahlgebiet des Wohnsitzbeitrittsstaats; 

b) im Wählerverzeichnis welcher Gebietskörperschaft oder welchen Wahlkreist;s eines anderen 
Mitgliedstaats er gegebenenfaJl§ zuletzt eingetragen gewesen ist und 

c) daß er sein aktives Wahlrecht bei den Wahlen 1994 in keinem der Mitgliedstaaten ausgeübt hat. 

(3)- Ferner kann der Wohnsitzbeitrittsstaat J verlangen, daß dgr aktiv Wahlberechtigte der 
Gemeinschaft 

a) in seiner Erklärung gemäß Absatz 2 angibt, daß er im Herkunftsmitgiiedstaat seines aktiven. 
Wahlrechts nicht verlustig gegangen ist; 

b) einen gültigen Identitätsausweis vorlegt; 

c) den Zeitpunkt angibt, seit dem er seinen Wohnsitz in diesem Staat oder 1I1 einem· anderen· 
Mitgliedstaat hat. 

(4) Aktiv Wahlberechtigte der Gemeinschaft, die in das Wählerverzeichnis eingetragen worden 
sind, bleiben unter den gleichen Bedingungen wie nationale aktiv. Wahlberechtigte so lange 
eingetragen l bis sie die Streichung aus diesem Wählerverzeichnis beanttagen oder von Amts wegen 
gestrichen werden, weil sie die Bedingungen für die Ausübung des aktiven Wahlrechts nicht mehr 
erfüllen. 
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Artikel 9 

(1) Bei der Einreichung seiner Kandidaturerklärung hat der passiv Wahlberechtigte der 
Gemeinschaft die gleichen Nachweise wie ein nationaler passiv Wahlberechtigter beizubringen. 
Außerdem hat er eine förmliche Erklärung vorzulegen, aus der folgendes hervorgeht: 

. a). seine Staatsangehörigkei~ und seine Anschrift im Wahlgebiet des Wohnsitzbeitrittsstaats; 

b) daß er nicht gleichzeitig in einem anderen Mitgliedstaat bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament im Jahr 1994 kandidiert hat; 

c) im Wähler\!erzeichnis welcher Gebietskörperschaft oder welchen Wahlkreises eines anderen Mit
gliedstaats er gegebenenfalls zuletzt eingetragen gewesen ist. 

(2) . Be,i Einreichung seiner Kandidaturerklärung ml!.ß der passiv Wahlberechtigte der Gemeinschaft 
außerdem eine Bescheinigung der zuständigen Verwaltungsbehörden seines Herkunftsmitgliedstaats 
vorlegen, mit der bestätigt wird, daß er in diesem Mitgliedstaat seines passiven Wahlrechts nicht 
verlustig gegangen ist bzw. daß diesen Behörden ein solcher Verlust nicht bekannt ist. 

(3) . Ferner kann der Wohnsitzbeitrittsstaat verlangen, daß der passiv Wahlberechtigte der 
Gemeinschaft einen gültigen Identitätsausweis vorlegt. Er kann außerdem verlangen, daß der passiv 
Wahlberechtigte den Zeitpunkt angibt, seit dem er Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats ist. 

Artikel 10 

(1) Der Wohnsitzbeitrittsstaat unterrichtet den Betreffenden darüber, wie sein Antrag auf 
Eintragung in das Wählerverzeichnis oder die Frage der Zulässigkeit seiner Kandidatur beschieden 
wurde. 

(2) Bei Ablehnung des Antrags auf Eintragung in das Wählerverzeichnis eider bei Ablehnung der 
Kandidatur kann der Betreffende den Rechtsbehelf einlegen, den die Rechtsvorschriften des 
Wohnsitzbeitrittsstaats in gleichen Fällen für die nationalen aktiv und passiv Wahlberechtigten 
vorsehen. 

Artikel 11 

Der Wohnsitzbeitrittsstaat unterrichtet die aktiv und passiv Wahlberechtigten der Gemeinschaft 
rechtzeitig und in geeigneter Form über die Bedingungen und die Einzelheiten für die Ausübung des 
aktiven und des passiven Wahlrechts in diesem Staat. 

Artikel 12. 

Die gegewärtigen Mitgliedstaaten und der Beitrittsstaat tauschen untereinander die Informationen aus, 
die für die Durchführung des Artikels 3 notwendig sind. 

/ 
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. KAPITEL III 

AUSNAHME~ UND ÜBERGANGSREGELUNGEN 

Artikel 13 

, (1) Überschreitet in einem Beitrittsstaat am 1. Januar 1993 der Anteil der Uni~nsbürger im 
Wahlalter, die ihren Wohnsitz in diesem Beitrittsstaat haben, ohne dessen Staatsangehörigkeit zu 
besitzen, 20 v.H. aller Wahlberechtigten, so kann der Beitrittsstaat in Abweichung von den 
Artikeln 2, 8 und 9 __ 

. a) das aktive Wahlrecht denjenigen aktiv Wahlberechtigten der Gemeinschaft vorbehalten, die in 
diesem Beitrittsstaat seit einer Mindestzeit, die auf höchstens fünf Jahre festgesetzt werden darf, 
ihren Wohnsitz haben; 

b) das passive Wahlrecht denjenigen passivWahlberechigten der Gemeinschaft vorbehalten, die in 
diesem Beitrittsstaat seit einer Mindestzeit, die aufhöchstens zehn Jahre festgesetzt werden darf, 
ihren Wohnsitz haben. 

Diese I;lestirnmungen berühren nicht die angemessenen Maßnahmen, die dieser Beitrittsstaat 
hinsichtlich der Zusammensetzung der Kandidateruisten erlassen kann und die insbesondere darauf 
abzielen, die Integration von Unionsbürgern, die Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstats sind, 
zu erleichtern. 

Jedoch können aktiv und passiv Wahlberechtigte der Gemeinschaft, die aufgrund der Tatsache, daß 
. sie ihren Wohnsitz außerhalb ihres Herkunftsmitgliedstaats haben, oder aufgrund der Dauer dieses. 

Wohnsitzes dort das aktive oder passive Wahlrecht nicht haben, die- in Unterabsatz 1 genannten 
Bedingungen der Wohnsitzdauer nicht entgegengehalten werden. . 

(2) Der Beitrittsstaat, der Ausnahmeregelungen nach Absatz 1 anwendet, übermittelt der 
Kommission die erforde;lichen Begründungen. 
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PROTOKOLL Nr. 9 

ÜBER DEN STRASSEN- UND SClllENENVERKEHR SOWIE DEN KOMBINIERTEN 
VERKEHR IN ÖSTERREICH . 

TEIL I 

BEGRIFFSBESTIMMU N GEN 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Protokolls gelten als 

a) "Fahrzeug" ein Fahrzeug im Sinne des Artikels 2 der Verordnung (EWG)Nr. 881/92 in detzum 
. Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags angewandten Fassung; 

b) "grenzüberschreitender Verkehr" ein grenzüberschreitender, Verkehr im Sinne des Artikels 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 881/92 in der' zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags 
angewandten Fassung; , . 

c) "Transitverkehr durch Österreich" jeder Verkehr durch österreichisches Hoheitsgebiet, bei dem 
der Ausgangs- und Zielpunktaußerhalb Österreichs liegen; . 

d) "Lastkraftwagen i
• jedes zur Beförderung von Gütern oder ~m Ziehen von Anhängern in einem 

Mitgliedstaat zugelassene Kraftfahrzeug mit einem höchstzulässigen Gesamtgewicht von über 
7,5 Tonnen, einschließlich Sattelzugfahrzeuge, sowie Anhänger mit einem höchstzulässigen 
Gesamtgewicht von über 7,5 Tonnen, die von einem in einem Mitgliedstaat zugelassenen 
Kraftfahrzeug mit einem höchstzulässigen Gesamtgewicht von 7;5 Tonnen oder weniger gezogen 
werden; 

e) "Straßengütertransitverkehr durch Österreich" jeder Transitverkehr durch Österreich, der mit 
Lastkraftwagen durchgeführt wird, unbeschadetob diese Lastkraftwagen' beladen oder unbeladen 
sind; 

-f) 

g) 

"kombinierter Verkehr" jed~r Verkehr von Lastkraftwagen oder Verladeeinheiten, der auf einen 
Teil der Strecke auf der Schiene und auf dem anfänglichen oder letzten Teil auf der Straße 
durchgeführt wird, wobei in keinem Fall das österreichische Hoheitsgebiet im Vor- oder Nachlauf 
ausschließlich auf der Straße transitiert werden darf; 

"bilateraler Verkehr" alle grenzüberschreitenden Fahrten eines Fahrzeugs, bei denen sich der 
Ausgangs- bzw. Zielpunkt in Österreich und der Ziel- bzw. Ausgangspunkt in einem anderen 
Mitgliedstaat befindet sowie Leerfahrten in Verbindung mit solchen Fahrten. 
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TEIL II 

SCHIENENVERKEHR UND KOMBINIERTER VERKEHR 

'Artikel 2 

Dieser Teil gilt für Maßnahmen betreffend den Schienenverkehr und den kombinierten Verkehr durch 
österreichisches Hoheitsgebiet. 

Artikel 3 

Die Gemeinschaft und die betroffenen Mitgliedstaaten ergreifen im Rahmen ihrer jeweiligen 
Zuständigkeiten Maßnahmen zur Entwicklung und Förderung des Schienenverkehrs und des 
kombinierten Verkehrs für die Güterbeförderung durch die Alpen und sorgen für eine enge 
Koordinierung dieser Maßnahmen: 

_ Artikel 4 

Bei der Aufstellung der Leitlinien nach Artikel 129 c des EG-Vertrags stellt die Gemeinschaft sicher, 
. daß die Verkehrsachsen gemäß Anhang 1 einen Bestandteil des transeuropäischen Netzes für den 
Schienenverkehr und den·kombinierten Verkehr bilden und als Vorhaben von gemeinsamem Interesse 
ausgewiesen werden. 

Artikel 5 

Die Gemeinschaft und die betreffenden Mitgliedstaaten führen 1m Rahmen ihrer-jeweiligen 
. Zuständigkeiten die in Anhang 2 aufgeführten Maßnahmen durch. 

Artikel 6 

, Die Gemeinschaft und die betroffenen Mitgliedstaatenwerden sich nach besten Kräften bemühen,die. 
in Aphang 3 genannte iusätzliche Bahnkapazität zu entwickeln und zu nutzen, 
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Artikel 7 

Die Gemeinschaft und die betroffenen Mitgliedstaaten ergreifen Maßnahmen, um den Schienenverkehr 
und den kombinierten Verkehr stärker auszubauen; vorbehaltlich anderer EG-Vertragsbestimmungen 
werden solche Maßnahnlen in enger Abstimmung mit Eisenbahnunternehmen und anderen 
Eisenbahn~Dienstleistungserbringern festgelegt. Vorrang sollten solche Maßnahmen haben, die in den - .. 
Gemeinschaftsbestimmungen über Eisenbahnen und kombinierten Verkehr vorgesehen sind. Bei der 

- Durchführung sämtlicher Maßnahmen ist der Wettbewerbsfähigkeit, der Effizienz- und der 
Kostentransparenz im Schienenverkehi und kombinierten Verkehr besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen. Insbesondere werden sich die betroffenen Mitgliedstaaten um Maßnahmen bemühen, die 
sicherstellen, daß die Preise des kombinierten Verkehrs mit denjenigen anderer Verkehrsträger 
konkurrieren können. Beihilfen, die zu diesem Zweck gewährt werden, müssen mit den Regeln der. 
Gemeinschaft in Einklang stehen. 

Artikel 8 

Die Gemeinschaft und die betroffenen Mitgliedstaaten ergreifen im Falle einer schweren Störung des 
Eisenbahn-Transitverkehrs, wie z.B. im Falle einer Naturkatastrophe, alle einvernehmlichen 
Maßnahmen, um im Rahmen des Mögliehen diesen· Verkehr weiter abzuwickeln. Bestimmte 
empfindliche Transporte, wie verderbliche Lebensmittel, sind vorrangig zu behandeln. 

Artikel 9 

Die Kommission überprüft das Funktionieren der Bestimmungen dieses Teils im Einklang mit dem 
Verfahren des Artikels 16. 

TEIL III 

STRASSENVERKEHR 

Artikel 10 

Dieser Teil gilt für den Straßengüterverkeh~ im Gebiet der Gemeinschaft. 
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Artikel 11· 

(1) Für Fahrten, die einen Straßengütertransitverkehr durch Österreich einschließen 1 gelten die 
gemäß der Ersten Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1962 und der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 
des Rates eingeführten Regelungen für den Werkverkehr und den gewerblichen Verkehr vorbehalt-
lich der nachstehenden Bestimmungen. ~ 

(~) 'Bis zum 1. Januar 1998 finden folgende Bestimmungen Anwendung: 

a)Die NO,,-Gesamtemission yon Lastkraftwagen im Transitdllfch Österreich wird im Zeitraum 
zwischen dem 1. Januar 1992 und dem 31. Dezember 2003 gemäß der Tabelle in Anhang 4 
um 60 v.H .. reduziert. 

+ 
b) Die Reduktion der NO,-Gesamtemission dieser Lastkraftwagen wird über ein Ökopunktesystem 

ver.y.raltet. Innerhalb dieses Systems benötigt jeder LKW im Transitverkehr durch Österreich 
eine~Ököpunkteanzahl, die dem Wert der NO,-Emissionen des jeweiligen LKW-Wertes gemäß 
"Conformity of Production" (COP~Wert) bzw .. Wertes gemäß Betriebserlaubnis entspricht. Die 

. Bemessung und Verwaltung dieser Punkte wird im Anhang 5 festgelegt. 

c) Sollte in einem Jahr die Zahl der Transitfahrten den für das Jahr 1991 festgelegten Referenz
. wert um mehr als 8 v.H. übersteigen, trifft die Kommission nach dem Verfahren des 
Artikels 16 geeignete Maßnahmen in Übereinstimmung mit Anhang 5 Nummer 3. 

d) Österreich sorgt ~emäß Anhang 5 für die rechtzeit~~e Ausgabe und Verfügbrrkeitderfür die 
Verwaltung des Okopunkte~ystems erforderlichen Okopunktkarten für Lastkraftwagen im 
Transit durch Österreich. . 

e) Die'Ökopunkte werden von der Kommission gemäß den nach Absatz 6 festzulegenden 
, Bestimmungen auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 
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(3). Auf der Grundlage eines Berichts der Kommission überprüft der Rat vor dem I. Januar 
1998 das Funktiönieren der Bestimmungen über den Straßengütertransitverkehr durch Österreich. 
Dieser Überprüfung liegen die wesentlichen Grundsätze der Gemeinschaftsvorschriften zugrunde, ° 
so das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts, insbesondere der freie Warenverkehr und 
der freie Dienstleistungsverkehr, der Schutz der Umwelt im Interesseoder Gemeinschaft insgesamt 
und die Verkehrssichetheit. Sofern der Rat nicht auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig andere Maßnahmen beschließt, wird die 

° Übergangszeit bis zum 1. Januar 2001 verlängert; während dieses Zeitraums gilt Absatz 2. 

(4) In Zusammenarbeit mit der Europäischen Umweltagentur führt die Kommission° vor dem 
1. Januar 2001 eine wissenschaftliche Studie durch, um festzustellen, inwieweit das in Absatz 2 
Buchstabe afestgelegte Ziel einer Reduzierung der Umweltbelastungen erreicht worden ist. 
Kommt die Kommission zu dem Schluß, daß dieses Ziel auf einer dauerb.aften und umwelt
gerechten Grundlage erreicht worden ist, so laufeno die Bestimmungen des Absatzes 2 am 
1. Januar 2001 aus. Gelangt die Kommission dagegen zu dem Schluß, daß dieses Ziel nicht auf 
einer dauerhaften und umweltgerechten Grundjage erreicht worden ist, so kann der Rat gemäß 
Artikel 75 des EG-Vertrags Maßnahmen im Gemeinschaftsrahmen erlassen, die einen gleich
wertigenSchutz der Umwelt, insbesondere eine Reduzierung der Umweltbelastungen um 60 v.H. 
gewährleisten. Erläßt der Rat solche Maßnahmen nicht, so wird die Übergangszeit automatisch tim 
einen letzten Dreijahreszeitraum verlängert; während dieses Zeitraums gilt Absatz 2. 

(5) Ab dem Ende der Übergangszeit findet der gemeinschaftliche Besitzstand volle Anwen-
I dung. 

(6) Die Kommission .erläßt nach dem Verfahren des Artikels 16 detaillierte Maßnahmen im 
Zusammenhang mit den Verfahren des Ökopunktesystems, der Aufteilung der Ökopunkte sowie 
mit technischen Fragen zur Anwendung dieses Artikels, die mit dem Beitritt Österreichs in Kraft 
treten. 

Mit den Maßnahmen nach Ünterabsatz ] soll sichergestellt werden, daß die Sachlage für die 
derzeitigen Mitgliectstaaten aufrechterhalten bleibt, wie sie sich aus der Anwendung der Verord
nung (EWG) Nr. 3637/92 des Rates und der am 23. Dezember 1992 unterzeichneten Verwaltungs
vereinbarung ergibt, worin der Zeitpunkt des -Inkrafttretens des in dem Transitabkommen 
genannten Ökopunktsystems sowie die Verfahren für seine Einführung festgelegt sind. Es werden 

° alle erforderlichen Anstrengungen unternommen, damit. der Griechenland zugewiesene Anteil an 
Ökopunktenden diesbezüglichen griechischen Erfordernissen in a.usreichendem Maße Rechnung 
trägt. 

Artikel 12-

(1) Für den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr zwischen Mitgliedstaaten gilt die 
Regelung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates vorbehaltlich der Bestimmungen 
dieses Artikels. Diese Bestimmungen gelten bis zum 31. Dezember 1996. 
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(2) Für den bilateralen Verkehr werden bestehende J<ontingente schrittweise liberalisiert, und 
deLfr~ie Transpof_tdienstleistungsverkehr wird am 1. Januar 1997 voll verwirklicht. Eine erste 
Liberalisieru'ngsstufe tritt mit dem Beitritt Österreichs, eine zweite Stufe arri 1. Januar 1996 in 
Kraft. 

Erforderlichenfalls kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommissionzu 
diesem Zweck geeignete Maßnahmen treffen. 

(3) Der Rat erläßt gemäß Artikel 75 des Vertrags spätestens bis zum 1. Januar 1997 geeignete 
und einfach durchzuführende Maßnahmen, um die Umgehung der Vorscpriften des, Artikels 11 zu 
verhindern.' . 

(4) - Solange Artikel 11 Absatz 2 gilt, ergreifen dje Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer gegensei
tigen Zusammenarbeit erforderlichenfalls die rnit dem EG-Vertrag zu vereinbarenden Maßnahmen 
gegen einen Mißbrauch der Ökopunkteregelung. 

(5) Verkehrsunternehmer mit einer von den zuständigen österreich ischen Behörden ausge
stellten Gemeinschaftsgenehmigung dürfen keine grenzüberschreitende Güterbeförderungen bei 
Fahrten vornehmen, bei denen weder die Beladung noch die Entladung in Österreich erfolgt. Alle 
Fahrten dieser Art, bei denen Österreich durchquert wird, unterliegen jedoch den Bestimmungen 
des Artikels 11 sowie - mit Ausnahme der Fahrten zwischen Deutschland und Italien - den 
bestehenden Kontingenten, für die Absatz, 2 gilt. 

Artikel '13 

(1) Bis zum 31. Dezember 1996 gilt die Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 nicht für Verkehrs-
unternehmer mit einer von den zuständigen österreich ischen Behörden ausgestellten Gemein
schaftsgenehmigung für die Erbringung von natiopalenGüterkraftverkehrsdienstleistungen in 
anderen Migliedstaaten. 

, , 

(2) Während desselben Zeitraums gilt die Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 nicht für Verkehr-
sunternehmer mit einer von den zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten ausgestellten 
Gemeinschaftsgenehmigung für die Erbringung von nationalen Güterkraftverkehrsdienstleistungen 

, I .. 
innerhalb Osterreichs . ' 

Artikel 14 

(1) An den Grenzen zwischen Österreich und anderen Mitgliedstaaten finden keine Grenz-
kontrollen statt. Dessenungeachtet dürfen abweichend von den Verordnungen (EWG) Nr. 4060/89 
und (EWG) Nr. -3912/92 und ungeachtet des Artikels 152 der Beitrittsakte bis zum 31. Dezember 
1996 nichtdiskrimierende physische Kontrollen beibehalten werden, bei denen Fahrzeuge 
ausschließlich zur Überprüfung der gemäß Artikel 11 ausgestellten Ökopunkte und der in 
Artikel 12 dieses Protokolls genannten Beförderungsgenehmigungen angehalten werden. Derartige 
Kontrollen dürfen den normalen Verkehrsfluß nicht über Gebühr beeinträchtigen. 
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(2) Soweit erforderlich, werden die nach dem 31. Dezember 1996 anwendbaren Kontroll-
methoden einschließlich elektronischer Systeme im Hinblick auf die Durchführung des Artikels-lI 
nach dem Verfahren des Artikels 16 beschlossen. 

Artikel 15 

(1) Abweichend von Artikel 7 Buchstabe f der Richtlinie 93/89/EWG kann Österreich 
Benutzungsgebühren erheben, die bis zum 31. Dezember 1995 einschließlich der Verwaltungs
kosten nicht höher als 3 750 ECU pro Jahr und bis zum 31. Dezember 1996 einschließlich der 
V~rwaltungskosten nicht höher als 2 500 ECU pro Jahr sind. 

(2) Macht Österreich von der Möglichkeit nach Absatz 1 Gebrauch, so erhebt es im Einklang 
mit Artikel 7 Buchstabe g Satz 1 der Richtlinie 93/89/EWG Benutzungsgebühren, die bis zum 3l. 
Dezember 1995 einschließlich der Verwaltungs kosten nicht höher als 18 ECU pro Tag, 99 ECU 
pro Woche und 375 ECU proMonat und bis zum 31. Dezember 1996 einschließlich der 
Verwaltungskosten nicht höher als 12 ECU pro T'ag, 66 ECU pro Woche und 250 ECU pro 
Monat sind. . 

(3) Österreich senkt die Sätze für die in den Absätzen I und 2 genannten Benutzungsgebühren 
. um 50 v.H. bis zum 31. Dezember 1996 für Fahrzeuge, die in Irland und Portugal zugelassen 

sind und bis zum 31. Dezember 1997 für Fahrzeuge, die in Griechenland zugelassen sind. 

(4) Bis zum 31. Dezember 1995 kann Italien bei in Österreich zugelassenen Fahrzeugen 
Gebühren erheben, die einscbließlich der Verwaltungskosten nicht höher als 6,5 ECU pro Einreise 
sind, und bis zum 31. Dezember 1996 Gebühren, die einschließlich der Verwaltungskosten nicht 

, höher als 3,5 ECU pro Einreise sind. Die Erhebung dieser Gebühren wird im Einklang mit 
Artikel 7 Buchstabe c der Richtlinie 93/89/EWGgehandhabt. 

TEIL IV, 

ALLGEMEINE .BESTIMMUNGEN 

Artikel 16 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuß unterstützt, der sich aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der K?mmission den Vorsitz führt. 
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(2) Wird auf das Verfahren dieses Artikels Bezug genommen, so unterbreitet der Vertreter der 
Kommission dem Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß gibt 
seine Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter 
Berücksichtigung ger Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen kann. Die Stellungnahme 
wird mit der Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 AbsatZ 2 des Vertrags für die Annahme der 
vom Rat auf Vorschlag der Kommission zufassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der 
Abstimmung im Ausschuß werdendie Stimmen der Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem 
vorgenannten Artikel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung ~ichtteil. 

(3) Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnahmen, wenn sie mit der Stellungnahme 
-des Ausschusses übereinstimmen .. 

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stellungnahme des Ausschusses nicht überein 
oder liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission dem Rat unverzüglich einen 
Vorschlag für die zu treffenden Maßnahmen. Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

(4) Hat der Rat innerhalb einer Frist von drei Monaten von seiner Befassung an keinen 
Beschluß gefaßt, so werden die vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission erlassen. 
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Anhang 1 

HAUPTACHSEN DES SCHIENENVERKEHRS UND DES KOMBINIERTEN VERKEHRS 
FÜR DEN ALPENTRANSIT ' 

gemäß Artikel 4 des Protokolls 

1. Die 'europäischen Hauptachsen des Schienenverkehrs, die durch österreichisches Hoheitsgebiet 
führen und für den Transitverkehr relevant sind, sind: 

1.1. Brennerachse 
- München - Verona - Bologna 

1,2. Tauemachse 
München - Salzburg - Villach - Tarvisio - Udine/Rosenbach-Laibach 

1.3. Achse Pyhrn-Schoberpaß 
, Regensburg - Graz - Spielfeld/Straß- Marburg 

1.4. Donauachse 
Nürnberg - Wien - Nickelsdorf/Sopron (Ödenburg)/Preßburg 

1.5. Pontebbana-Achse 
Prag - Wien - Tarvisio - Pontebba - Udine . 

2. Die jeweiligen Verlängerungen und Terminals gehören zu diesen Hauptachsen. 
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Anhang 2 

INFRASTRUKTURMASSNAHMEN'FÜR DEN SCHIENENVERKEHR UND DEN 
KOMBINIERTEN VERKEHR 
gemäß Artikel 5 des Protokolls 

a) IN ÖSTERREICH 

1. Brennerachse 

1.1. Kurzjri stige Maßnahmen 
sicherungstechnische und betriebsorganisatorische Maßnahmen, 
Einführung der rechnergestützten Zugüberwachung, 
neue Blockteilung, . 
Einbau von Überleitstellen zwischen den Bahnhöfen, 
Umbau des Bahnhofs W örgl, . 
Verlängerung der Überholgleise In den Bahnhöfen. 

1.2. . Langfristige Maßnahmen. 
Derartige Maßnahmen hängen von der künftigen. Entscheidung über den Bau des Brenner
basistunnels ab. 

2. Tauernachse 

2.1.' Kurzfristige Maßnahmen 
Fortsetzung des zweigleisigen Ausbaus, 
sicherungstechnische VerbesserlJngen. 

2.2. Mittelfristige Maßnahmen 
punktuelle Linienverbesserungen, 

Erhöhung der Streckenhöchstgeschwindigkeit, 
Verdichtung der Blockabstände, 
Fortsetzung des zweigleisigen Ausbaus.· 

3. Achse Pyhrn-Schoberpaß 

3.1. Kurzfristige Maßnahmen 
Aufhebung der Nachtsperre auf der Pyhrnstrecke, 
Aufhebung der Nachtsperre auf der Strecke über Hieflau, 
Bau der Schleife Traun - Marchtrenk. 
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3.2. Mittelfristige Maßnahmen 
Bahnhofsausbau- und -umbauten, 
Verbesserung der Sicherungsanlagen, 
Verringerung der Blockabstände, 
Auflassung, von Eisenbahnkreuzungen, 
selektiver zweigleisiger Ausbau. 

3:3 . Langfristige Maßnahmen 
Fortsetzung des zweigleisigen Ausbaus auf der Gesamtstrecke Passau ..: Spielfeld/Straß, 
Neubau der Strecke S1. Michael - Bruck. 

4. Donauachse 

Maßnahmen zur Kapazitätserweiterung auf der Strecke Wien-Wels. 

b) IN DEUTSCHLAND 

1 . Kurzfristige Maßrtillzmen 
Umschlagbahnhöfe München-Riem, Duisburg Hafen, 
Ausbau der Strecke München. - Rosenheim - Kufsteirr, insbesondere eigene Streckengleise 
für die S-Bahn zwischen Zorneding und Grafing, ' 
Blockverdichtungeil (Verbesserung der Streckenteilung) zwischen Grafing und Rosenheim 
sowie zwischen Rosenheim und Kiefersfelden, " 
Bau von Überholungsgleisen'(z.B. zwischen den Bahnhöfen Großkarolinenfeld, Raubling 
und Fischbach), 
Bau schienenfreier Bahnsteigzugänge im Bahnhof Großkarolinenfeld sowie 
Spurplanänderungen im Bahnhof Rosenheim und weitere Maßnahmen in den Bahnhöfen 
ABling, Ostermünchen, Brannenburg, Oberaudorf und Kiefersfelden. 

2. Mjtteljristige Maßnahmen (bis Ende 1998, vorbehaltlich planungsrechrficher Genehmigung): 
Ausbau des Korridors München - Mühldorf - Freilassing. 

c) IN ITALIEN 

Brenner 
Ausweitung der Tunnelprofile auf der Strecke Brenner - Verona, um den Transport von 
Lastkraftwagen mit 4 m Eckhöhe im begleiteten und unbegleiteten Verkehr zu 
ermöglichen, 

Ausbau des Umschlagzentrums Verona-Quadrante Europa, 

Verstärkung,der ebenerdigen Fahrleitung und Bau von neuen Unterstationen, 
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Verwirklichu~g zusätzlicher weiterer technischer Maßnahmen (automatischer Strecken
block und Gleiswechselbetriebauf den belasteten Streckenabschnitten im Anschluß an die . r 

Bahnhöfe Verona, Trient, Bozen und Brenner, um die Streckendurchlaßfahigkeii und die 
Sicherheitsbedihgungen weiter zu verbessern. 

d) IN DEN NIEDERLANDEN 

Bau eines Rail-Service-Centers im Gebiet von Rotterdam. 

Eisenbahnverbindung für den Güterverkehr (Betuwe"Linie) 

. Begriffsbestimmungen 

"kurzfristig": verfügbar ab Ende 1995 
"mittelfristig": verfügbar ab Ende 1997 
"langfristig": verfügbar 

ab Ende des J ahres-2000 auf der AchsePyhrn-Schoberpaß; 
ab Ende des Jahres 2010 auf der Brennerachse. 
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Anhang 3 

BAHNKAPAZIT Ä T 
gemäß Artikel 6 des Protokolls 

1. ANGEBOT DER ÖBB FÜR ZUSÄTZLICHE BAHNKAPAZITÄT IM GÜTERTRANSIT 
DURCH ÖSTERREICH 

Achse Zusätzliche Kapazitäten/Tag für Transitgülerzüge (in beiden Richtungen) 

sofort kurzfristig mittelfristig langfristig -
(1.1. 1995) (1996) (1998) (2000 und 

später) 

Brennerachse 70 (I) - 50 (c) 200 (3) 

Tauernachse 4 50 (4) - - , 

Pyhrn-Schober-Achse 11 22 60 -

Donauachse - - - 200 
(Passau/Saliburg-Wien) 

Budapest-Wien - 40 (5) - -

Preß burg-Wien - - 80 (f) -

Prag-Wien - (7J - - -

Pontebba via Tarvisio 
, 

- 30 --

(1) bereits teilweise realisiert. 
(2) 2000. 
(3) Verfügbarkeit von 200 zusätzlichen Zügen hängt von der Errichtung des Brennerbasistunnels 

und dem Ausbau der ZulaufstreckeI) in den angrenzenden Nachbarstaaten ab. 
(4) einschließlich des Kapazitätsbedarfs im Gst-West-Transit. 
(5) 1995. 
(6) 1999. 
(7)" Freie Kapazität von 50 Zügen/Tag. 

38 D 
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I -

2. MÖGLICHE KAPAZITÄTS STEIGERUNGEN IN SENDUNGEN BZW. TONNEN 

Sofort 

Seit dem 1. Dezember 1989 .hat Österreich 39 weitere Güter- und Kombiverkehrszüge auf der 
. Brennerachse in Dienst gestellt. 

Kurzfristig 

Der gesamte kurzfristige Ausbau wird die Bahnkapazitäten im Transit durch Österreich mehr als 
verdoppeln. Ab 1996 steht damit je nach eingesetzter Kombiverkehrstechnikeine jährliChe 

'. zusätzliche Kapazität von bis zu 1,8 Millionen Sendungen oder bis zu 33 Millionen Gütertonnen 
pro Jahr im kombinierten Verkehr zur Verfügung. 

Mittelfristig 

Bis 1998 wird durch. den weiteren selektiven zweigleisigen Ausbau sowie sicherungstechnische und 
betriebstechnische _Verbesserungen auf den Transitstrecken diese Kapazität um weitere 
10 Millionen Gütertonnen pro Jahr erweitert. 

Langfristig 

Die Pyhm-Schober-Achse wird zW,eigleisig ausgebaut. Ein Brennerbasisiunnel dÜrfte die 
Zugkapazitäten auf der Brennerroute weiter auf bis zu-400 Zügen täglich verbessern. Nach dem 
Jahr 2010 kann sich damit die zusätzlich geschaffene Bahnkapazität im kombinierten Verkl<lu auf 
ein jährliches Gütervolumen je nach Kombiverkehrstechnik zwischen 60 und 89 Mill ionen 
Gütertonnensteigern .. 

Begriffsbestimmimgen 

"sofort" : 
"kurzfristig,1I : 
"mittelfristig ": 
"langfristig" : 

, 

verfügbar ab 1. Januar 1995, 
verfügbar ab Ende 1995, 
verfügbar ab Ende 1997, 
verfügbar. 

ab Ende 2000 auf der Pyhrn-Schober-Achse 
ab Ende 2010 auf der Brenner-Achse. 
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Anhang 4 

gemäß Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe a des Protokolls 

Ökopunkte für Österreich 
Jahr Prozentsatz der Ökopunkte und die derzeitigen Mitglied- . 
(I) (2) staaten 

(3) 

1991 Basis 100,0 v.H. 23306580 

1995 71,7 v.H. 16710818 
1996 65,0 v.H. 15 149277 

.-

1997 59,1 v.H. 13 774 189 
1998 54,8 v.H. 12772 006 
1999. 51,9v.H. 12096 115 
2000 49,8 v.H. 11 606677 
2001 48,5 v.H. 11 303 691 
2002 44,8 v.H~ 10 441 348 
2003 40,0 v.H. / 9322632 

Die Zahlen in Spalte 3 werden nach dem Verfahren des Artikels 16 angepaßt, damit die Transitfahrten 
vo.n in Finnland, Norwegen und Schweden zugelassenen Lastkraftwagen anhand von indikativen 
Werten für die jeweiligen Länder mit berücksichtigt werden, die auf der Grundlage der Anzahl 
Transitfahrten im Jahr 1991 und des Richtwerts von 15,8 g NO/kWh für NOx-Emissionen berechnet 
werden. 
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Anhang 5 

BERECHNUNG UND VERWALTUNG DER ÖKOPUNKTE 
gemäß Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe b des Protokolls 

1 .. Für jeden Lastkraftwagen, der Österreich durchfahrt, sind bei jeder Fahrt (in eine Richtung) 
folgende Unterlagen vorzulegen: 

a) ein Dokument, aus dem der COP-Wert für die NO,-Emission des eingesetzten Lastkraft
wagens hervorgeht; 

b) eine gültige Ökopunktekarte, die von den zuständigen Behörden ausgestellt wird. 

Ad a): 

Bei nach dem 1. Oktober 1990 erstmals zugelassenen LKW soll das Dokument, das den COP-Wert 
nachweist, eine von der zuständigen Behörde ausgestellte Bescheinigung, in der ein offiziell 
bestätigter COP-Wert für den NO.-Ausstoß angegeben ist, oder die Betriebserlaubnis (fypen
schein) sein, in dem der Tag der Zulassung und der bei der Ertei]ung der Betriebserlaubnis 
gemessene Wert angegeben sind. Im letztgenannten Fall errechnet sich der COP-Wert, indem der 
Betriebserlaubniswert um 10 v.H. erhöht wird. Ist ein solcher Wert für ein Fahrzeug einmal 
festgesetzt, so kann er während der Lebensdauer des Fahrzeugs nicht mehr geändert werden. 

Bei vor dem 1. Oktober 1990 erstmals zugelassenen und bei solchen LKW, für die keine 
Bescheinigung vorgelegt wird, wird ein COP-Wert von 15,8 g/kWh angesetzt. 

Ad b): 

Die Ökopunktekarte enthält eine bestimmte Punktezahl und wird entsprechend dem COP-Wert der 
eingesetzten Fahrzeuge folgendermaßen entwertet: 

1. Pro g/kWh NO.-Emission gemäß Nummer 1 Buchstabe a wird ein Punkt benötigt. 

2. Dezimalstellen der NO,-Emissionswerte werden aufdie nächsthöhere ganze Zahl aufgerundet, 
wenn der Dezimalwert 0,5 oder mehr beträgt, und ansonsten abgerundet. 

2. Die Kommission wird gemäß den Verfahren in Artikel 16 alle drei Monate die Zahl der Fahrten 
und den durchschnittlichen NO,-Wert der Lastkraftwagen kalkulieren; die Zulassungsstaaten der 
Lastkraftwagen werden in der Statistik gesondert ausgewiesen. 

3. Im Fall der Anwendung des Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe c wird die Zahl der Ökopunkte für das 
folgende Jahr wie folgt ermittelt: 

Auf Basis der vierteljährlichen durchschnittlichen NO.-Emissionen der Lastkraftwagen, wie sie 
gemäß der vorstehenden Nummer 2 kalkuliert wurden, wird die Prognose der durchschnittlichen 
NO.-Emissionswerte der Lastkraftwagen des nächsten Jahres extrapoliert. Der prognostizierte 
Wert, multipliziert mit 0,0658 und der Zahl der Ökopunkte für 1991 nach Anhang 4, ergibt die 
Zahl der Ökopunkte für dieses nächste Jahr. 
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PROTOKOLL NR. 10 

ÜBER DIE VERWENDUNG SPEZIFISCH ÖSTERREICIßSCHER AUSDRÜCKE 

DER DEUTSCHEN SPRACHE IM RAHMEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

Im Rahmen der Europäischen Union gilt folgendes: 

1. Die in der österreich ischen Rechtsordnung enthaltenen und im Anhang zu diesem Protokoll 
aufgelisteten spezifisch österreich ischen Ausdrücke der deutschen Sprache haben den gleichen 
Status und dürfen mit der gleichen Rechtswirkung verwendet werden wie die in Deutschland 
verwendeten entsprechenden Ausdrücke, die im Anhang aufgeführt sind. 

2. In der deutschen Sprachfassung neuer Rechtsakte werden die im Anhang genannten spezifisch 
österreichischen Ausdrücke den in Deutschland verwendeten entsprechenden Ausdrücken in 
geeigneter Form hinzugefügt. 
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ANHANG 

Österreich Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

Beiried Roastbeef 
Eierschwammerl Pfifferlinge 
Erdäpfel Kartoffeln 
Faschiertes Hackfleisch 

,-

Fisolen Grüne Bohnen 
Grammeln Grieben 
Hüferl Hüfte 
Karfiol Blumenkohl 
Kohlsprossen Rosenkohl 
Kren Meerrettich 
Lungenbraten Filet 
Marillen Aprikosen 
Melanzani Aubergine 
Nuß Kugel 
Obers Sahne 
Paradeiser Tomaten 
Powidl Pflaumenrnus 
Ribisel Johannisbeeren 
Rostbraten Hochrippe 
Schlögel Keule 
Topfen Quark 
Vogerlsalat Feldsalat 
Weichseln Sauerkirschen 
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VERHANDLUNGEN ÜBER DEN BEITRITT 
ÖSTERREICHS, FINNLANDS, NORWEGENS UND SCHWEDENS' 

ZUR EUROPÄISCHEN UNION 

BIÜssel, den 12. April 1994 

'AA-AFNS 6 
final 

REDAKTIONSAUSSCHUSS FÜR DEN ENTWURF 
DER BEITRITTSAKTE 

TEXT DER SCHLUssAKTE 

Die Bevollmächtigten 

SEINER MAlESTÄT DES KÖNIGS DER BELGIER, 

IHRERMAlESTÄT DER KÖNIGIN VON DÄNEMARK, 

DES PRÄSIDENTEN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

DES PRÄSIDENTEN DER GRIECHISCHEN REPUBLIK, 

SEINER MAlESTÄT DES KÖNIGS VON SPANIEN, 

DES PRÄSIDENTEN DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, 

DER PRÄSIDENTIN IRLANDS, 

DES PRÄSIDENTEN DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, 

SEINER KÖNIGLICHEN HOHEIT DES GROSSHERZOGS VON LUXEMBURG, 

IHRER MAlESTÄT DER KÖNIGIN DER NIEDERLANDE, 

SEINER MAlESTÄT DES KÖNIGS VON NORWEGEN, 

--DES BUNDESPRÄSIDENTEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH, 

DES PRÄSIDENTEN DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK, 

DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK FINNLAND, 
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SEINER MAJESTÄT DES KÖNIGS VON SCHWEDEN, 
. . . -

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS GROSSBRIT ANNIEN 
UND NORDIRLAND, 

die am neunzehnhundertvierundneunzig in anläßlich der Unterzeichnung des Vertrags 
über den Beitritt des Königreichs Norwegen, der Republik Österreich, der Republik Finnland und des 
"Königreichs Schweden zur Europäischen Union zusammengetreten sind, ' 

haben festgestellt, daß die folgenden Texte im Rahmen der Konferenz zwischen den Mitgliedstaaten, 
der Europäischen Union und dem Königreich Norwegen, der Republik Österreich, der Republik 
Fiimland und dem Königreich Schweden erstellt und angenommen worden sind: 

I. der Vertrag über den Beitritt .des Königreichs Norwegen, der Republik Österreich, der 
Republik Finnland und des Königreichs Schweden zur Europäischen Union, 

11. die Akte über die Bedingungen des Beitritts und die Anpassungen der Verträge, 

III. die nachstehend aufgeführten und der Akte über dIe Bedingungen des Beitritts und die 
Anpassungen der Verträge beigefügten Texte: 

A. ANHANG I 
ANHANG 11 
ANHANG III 
ANHANG IV 

'ANHANG V 

ANHANG VI 
ANHANG VII 
ANHANG VIII 
ANHANG IX 
ANHANG X 
ANHANG XI 
ANHANG XII 
ANHANG XIII 
ANHANG XIV 
ANH.ANG XV 
ANHANG XVI 
ANHANG XVII 
ANHANG XVIII 
ANHANG XIX 

AA-AFNS 6 FINAL 

Liste nach Artikel 29 der Beitrinsakte 
Liste nach Artikel 30 der Beitrittsakte 
Bestimmungen nach Artikel 32 der Beitrittsakte 

. Liste der Fischereifahrzeuge 'nach Artikel 39 Absatz 1 der 
Beitrittsakte 
Liste der Fischereifahrzeuge nach Artikel 39 Absatz 4 der 
Beitrittsakte 
Liste nach den Artikeln 54, 73, 97 und 126 der Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 56 der Beitrittsakte 
Bestimmungen nach Artikel 69 der Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 71 Absatz 2 der Beitrittsakte 

, . 
Bestimmungen nach Artikel 84 der Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 99 der Beitrittsakte 
Bestimmungen nach Artikel 112 der Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 138 Absatz 5 der Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 140 der Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 150 der Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 164 Absatz 1 der Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 164 Absatz 2 der Beitrittsakte 
Liste nach At1ikel 166 der Beitrittsakte 
Liste nach Artikel 167 der Beitrittsakte 

2 D 
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B. Protokoll NI. 1 über die Satzung der Europäischen Investitionsbank 

Protokoll NI. 2 über die Älandinseln 

Protokoll Nr. 3 über die Samen 

. Protokoll NI. 4 über den Erdölsektor in Norwegen 

Protokoll Nr. 5 über die Beteiligung der neuen Mitgliedstaaten an den Mitteln .der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

Protokoll NI. 6 über Sonderbesti~mungen für Ziel Nr. 6 im Rahmender Strukturfonds 
in Finnland, Norwegen und Schweden 

Protokoll NI. 7 über Svalbard 

Protokoll NI. 8 uber Wahlen zum Europäischen Parlament in einigen neuen Mitglied
staaten während der Interimszeit 

Protokoll NI. 9 über den· Straßen-und Schienenverkehr' sowie den kombinierten . 
Verkehr in Österreich 

Protokoll Nr. 10 über die Verwendung spezifisch österreichischer Ausdrücke der 
deutschen Sprache im Rahmen der Europäischen Union 
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C. Die Wortlaute 

des. Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des Vertrags 

. zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft sowie der Verträge, durch die 
sie geändert oder ergänzt worden sind, einschließlich des Vertrags über den Beitritt 
des Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen 
Atomgemeinschaft; des Vertrags über den Beitritt der ~epublik Griechenland zur 

. Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft 
sowie des Ve11rags über den Beitritt des Königreichs Spanien und der 
Portugiesischen Republik zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur' 
Europäischen Atomgemeinschaft, 

des Vertrags über die Europäische Union, 

in norwegischer, finnischer und schwedischer Sprache. 

Außerdem haben die Bevollmächtigten die nachstehend aufgeführten und' dieser Schlußakte 
beigefügten Erklärungen angenommen. 

1. Gemeinsame Erklärung zur Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
. 2. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 156 Absatz 4 der Beitrittsakte 
.3. Gemeinsame Erklärung betreffend den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
4. Gemeinsame Erklärung zur Anwendung des Euratom-Vertrags . 
5. Gemeinsame Erklärung zu Zweitwohnungen 
6. Gemeinsame Erklärung über Normen im Bereich Umweltschutz, Gesundheitsschutz und 

Produktsicherheit 
7. Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 32, 69, 84 und 112 der Beitrittsakte 
8 .. Gemeinsame Erklärung zu den institutionellen Verfahren des Beitrittsvertrags 

~ 9. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 171 der Beitrittsakte 
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1. Gemeinsame Erklärung 
'zur Gemeinsamen AuHen- und Sicherheitspolitik 

1. Die Union nimmt zur Kenntnis, daß Norwegen, Österreich, Finnland und Schweden bestätigen, 
daß sie die. mit der Union und ihrem institutionellen Rahmen verbundenen Rechte und Ptlichten, 
d.h. den sogenannten gemeinschaftlichen Besitzstand, wie er für die derzeitigen Mitgliedstaaten 
gilt, in vollem Umfang akzeptieren. Dies umfaßt insbesondere den Inhalt, die Grundsätze und die 
politischen Ziele ~er Verträge einschließlich des Veltrags über die Europäische Union. 

Die Union und das Königreich Norwegen, die Republik Östeneich, die Republik Finnland 'und 
das Königreich Schweden kommen überein, daß . 

der Beitritt zur Union den inneren Zusammenhalt der Union und ihre Fähigkeit zu wirksamem 
Handeln in der ~ußen- und Sicherheitspolitik stärken sollte; 

die neuen Mitgliedstaaten ab dem Zeitpunkt ihres Beitritts bereit und fähig seih werden, sich 
in vollem Umfang und aktiv an der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, so wie sie 
im Vertrag über die Europäische Union definiert ist, zu beteiligen; 

die neuen Mitgliedstaaten mit dem Beitritt 'alle Ziele des Vertrags, die Bestimmungen in 
Titel V des Vertrags und die ihm beigefügten einschlägigen Erklärungen vollständig und 
vorbehalts los übernehmen werden; - J 

- '. die neuen Mitgliedstaaten bereit und fähig sein werden, die zum Zeitpunkt-ihres Beitritts für 
. die verschiedenen Bereiche gültige Politik der Union zu unterstützen. 

2. Hinsichtlich der sich aus dem Vertrag über die Europäische Union ergebenden Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten in bezug auf die Verwirklichung der Gemeinsamen Außen~ und Sicherheits

. politik der Union wird davon ausgegangen, daß die rechtlichen Rahmenbedingungen in den 
beitreteriden Ländern am Tag ihres Beitritts mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand in Einklang 
stehen werden. . 

2. Gemeinsame Erklärung 
zu Artikel. 156 Absatz 4 der Beitrittsakte 

Die neuen Mitgliedstaaten werden an einem System der turnusmäßigen Besetzung von drei 
Generalanwälten in der derzeit angewandtenalphabetischen Reihenfolge teilnehmen; Deutschland, 
Frankreich, Italien, Spanien und das Vereinigte Königreich werden an diesem System nicht 

.' teilnehmen, da ständig ein von ihnen benannter Generalanwalt im Amt ist. Die alphabetische 
Reihenfolge ist daher folgende: Belgique(1988-1994), Danmark (1991-1997), Ellas (1994-2000), 
Ireland, Luxembourg, Nederland, Norge, Österreich, Portugal, Suomi, Sverige. 
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Daraus ergibt sich, daß nach dem Beitritt ein Generalanwalt spa.nischer Staatsangehörigkeit und ein 
Generalanwalt irischer Staatsangehörigkeit bestellt werden. Die Amtszeit des spanischen General
anwalts endet am 6. Oktober 1997, die des irischen Generalanwalts am 6. Oktober 2000~' 

3. Gemeinsame Erklärung betreffend den Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften 

Die ergänzenden Maßnahmen, die infolge des Beitritts der neuen Mitgliedstaaten erforderlich werden 
können, müßten vom Rat getroffen werden, der auf Antrag des Gerichtshofs die Anzahl der 
Generalanwälte auf neun erhöhen und die entsprechenden Anpassungen nach Artikel 32a Absatz 3 des 
EGKS-Vertrags, Artikel 166 Absatz 3 des EG-Vertrags und Artikel 138 Absatz 3 des 
Euratom-Vertrags vornehmen kann. 

4. Gemeinsame Erklärung 
zur Anwendung des Euratom-Vertrags 

Unter Verweis darauf, daß die die Europäische Union begründenden Verträge unbeschadet der Regeln 
für den Binnenmarkt gleichermaßen und ohne Diskriminierung für· alle· Mitgliedstaaten gelten, 
erkennen die Vertragsparteien an, daß die Mitgliedstaaten als Vertragsparteiender Europäischen 
Atomgemeinschaft die Entscheidung über die Erzeugung von Kernenergie entsp;echend ihren eigenen 
politischen Ausrichtungen treffen. ' 

Was die Entsorgung beim Kernbrennstofflcreislaufbetrifft, so ist jeder Mitgliedstaat für die Festlegung 
seiner eigenen Poli!ik verantwortlich. 

5. Gemeinsame Erklärung zu Zweitwohnungen 

Keine Bestimmung des gemeinschaftlichen Besitzstands hindert die einzelnen Mitgliedstaaten, auf 
nationaler, regionaler oder örtlicher Ebene Maßnahmen betreffend Zweitwohnungen zu treffen. sofern 
sie aus Gründen der Rauinordnung, der Bodennutzung und des Umweltschutzes erforderlich sind und 
ohne direkte oder indirekte Diskriminierung von Staatsangehörigen einzelner Mitgliedstaaten in 
Übereinstimmung mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand angewendet werden. 
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6. Gemeinsame Erklärung über Normen im Bereich Umweltschutz, 
Gesundheitsschutz und Produktsicherheit 

Die Vertragsparteien unterstreichen die große Bedeutung, die sie der Förderung eines hohen 
Schutzniveaus in den Bereichen Gesimdheit;Sicherheit und Umwelt im Rahmen des Tätigwerdens der 
Gemeinschaft· sowie im Einklang mit den Zielen und Kriterien des Vertrags über die Europäische 
Union beimessen. Sie beziehen sich. hierbei auch auf die Entschließung vom 1. Februar 1993 über 
ein Programm der Gemeinschaft für Umweltpolitik und Maßnahmen im Hinblick auf eine dauerhaite 
und umweltgerechte Entwicklung. . 

. Die Vertragsparteien sind sich bewußt, daß die neuen Mitgliedstaaten großen Wert auf die 
Beibehaltung ihrer Normen legen, die sie insbesondere aufgrund ihrer besonderen geographischen und 
klimatischen Verhältnisse in bestimmten Bereichen eingeführt haben; sie haben daher als Ausnahme 
für bestimmte Einzeltalle ein Verfahren zur Prüfung des gegenwärtigen gemeinschaitlichen 
Besitzstands vereinbart, an dem die neuen Mitgliedstaaten nach Maßgabe des Beitrittsvertrags in 
vollem Umfang beteiligt sind. 

Ohne das Ergebnis des verei?barten Prüfungs verfahrens vorwegnehmen zu wollen, verpflichten sich 
die Vertragsparteien, alles daran zu setzen, damit dieses Verfahren vor Ende der festgelegten 
Übergangszeit abgeschlossen wird. Nach Ablauf der Übergangszeit gilt der gesamte gemeinschaftliche 
Besitzstand für die neuen Mitgliedstaaten unter den gleichen Voraussetzungen wie für die derzeitigen 
Mitgliedstaaten der Union. 

7 • Gemeinsame Erklärung 
zu den Artikeln 32, 69, 84 und 112 der Beitrittsakte 

Die Vertragsparteien erinnern daran, daß die Konferenz anläßlich des Treffens auf Ministerebene vom 
21. Dezember 1993 festgestellt hat, daß ' 

- es das Ziel der vereinbarten Lösung ist, Beschlüsse vor Ende der Übergangszeit zu treffen; 

- die Überprüfung des gemeinschaftlichen Besitzstands unbeschadet des Ergebnisses erfolgt; . 

- die Union bei der Vornahme der Überprüfung auch die in Artikel 130 r Absatz 3 des EG-Vertrags 
niedergelegten Kriterien berücksichtigt. - -
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8. Gemeinsame Erklärung 
zu den institutionellen Verfahren des Beitrittsvertrags 

Bei der Annahme der institutionellen Bestimmungen des Beitrittsvertragskommen die Mitgliedstaaten 
und die Beitrittsländer überein, daß die 1996 einzuberufende Regierungskonferenz bei der Prüfung 
der gesetzgeberischenRolle des Europäischen Parlaments und anderer im Vertrag über die 
Europäische Union angesprochener Probleme die Frage der Zahl der Mitglieder der Kommission und -
der Gewichtung der Stimmen der Mitgliedstaaten im Rat erörtern wird. Sie wird ferner alle 
Maßnahmen prüfen, die zur Erleichterung der Arbeit der Organe und zur Gewährleistung eines 
wirksamen Funktionierens der Organe für erforderlich gehalten werden." 

9. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 171 der Beitrittsakte 

. Die Vertragspm1eien nchmen zur kenntnis, daß jegliche Ände~ung des EWR-Abkommens und des 
Übcreinkommens zwischen den EFTA-Staaten über die Einsetzung einer Überwachungsbehörde und 
eines Gerichtshofs. der Zustimmung der betrcffenden Vertragsparteien bedarf. 

Die Bevollmächtigten haben den Briefwechsel zur Vereinbarung des Verfahrens für die Annahme 
bestimmter Beschlüsse und sonstigcr Maßnahmen in dcr Zeit vor dem Beitritt zur Kenntnis 
genommen, die im Rahmen der Konferenz zwischen der Europäischen Union und den Staaten, die 
den Beitritt zu dieser Union beantragt haben, erzielt worden istund' die dieser Schlußakte beigefügt 
ist. 

Schließlich wurdcn folgende Erklärungen abgegeben, die dieser Schlußak1:e beigefügt sind: 

A. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen Mitgliedstaaten/Königreich Nom'egen 

10: Gemeinsame Erklärung zur Bewirtschaftung der Fischereiressourcen. in den Gewässern 
nördlich 62 0 nördlicher Breite 

11. Gemeinsame Erklärung zur 12-Meilen-Zone 
12. Gemeinsame Erklärung zum Eigentum an Fischereifahrzeugcn 
13. Gemeinsame, Erklärung zur Rohstoffversorgung der Fischverarbeitungsindustrie in 

Nordnorwegen 
14. Erklärung zu Artikel 146'a über die norwegische Nahrungsmittelindustrie 
15. Gemeinsame Erklärung zu Svalbard 
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B. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen Mitgliedstailten/Republik Österreich 

, 16. Gemeinsame Erklärung zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
17. Gemeinsame Erklärung zu Schutzmaßnahmen nach den Abkommen mit d,en mittel- und 

osteuropäischen Ländern 
18. Gemeinsame Erklärung zur Lösung noch offener technischer Fragen im Verkehrsbereich 
19. Gemeinsame Erklärung zu den Gewichten und Abmessungen für Fahrzeuge des Güterkraft~ 

verkehrs 
20. Gemeinsame Erklärung zum ~rennerbasistunnel 
21. Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 6 und 76 der Be!trittsakte 

C.Cemeinsame Erklärungen: Di~ derzeitigen Mitgliedstaaten/Republik Finnland' 

22. Gemeinsame Erklärung über die Sicherung der Verkehrsverbindungen der Republik Finnland 
23. Gemeinsame Erklärung über die Verbringung radioaktiver Abfälle 
24. Gemeinsame Erklärung zum Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen 

D. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen Mitgliedstaaten/Königreich Schweden 

25. Gemeinsame Erklärung zum Vertrag über dIe Nichtverbreitung von Kernwaffen 
26. ,Gemeinsame Erklärung zu Artikel 127 der Beitrittsakte 

E. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen Mitgliedstaaten/Einz.elne neue Mitgliedstaaten 

) -
27. ,Gemeinsame Erklärung: Königreich Norwegen, Republik Osterreich, Königreich Schweden: 

Zu PCBiPCT 
28. Gemeinsame Erklärung zur nordiSchen Zusammenarbeit 
29. Gemeinsame Erklärung zur Anzahl der im Königreich Norwegen und 'in der Republik 

Finnland für die Mutterkuhprämie in Betracht kommenden Tiere 
30. Gemeinsame Erklärung der. Republik Finnland und des Königreichs Schweden über die 

Fischereimöglichkeiten in der Ostsee 
31. Erklärung zur Verarbeitungsindustrie inder Republik Österreich un9 der Republik Finnland 

F. Erklärungen der derzeitigen Mitgliedstaaten 

32. Erklärung zu den A.landinseln 
33. Erklärung zur relativen Stabilität 
34. Erklärung zur Lösung der Umweltprobleme, die durch den Lastkraftwagenverkehr verursacht 

werden 
35. Erklärung über die Einhaltung der Verpflichtungen der Union in Agrarfragen, die sich aus 

nicht in der Beitrittsakte enthaltenen Rechtsal1:energeben 
36. Erklärung zu agrar- und umweltpolitischen Maßnahmen 
37. Erklärung zu Berggebieten und benachteiligten Gebieten 
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G. Erklärungen des Königreichs NOlwegen 

38, Erklärung des Königreichs Norwegen zur norwegischen Sprache 
39. Erklärung des Königreichs Norwegen zu den Same!} 
40. Erklärung des Königreichs Norwegen zur Transparenz 

H. Erklärungen der Republik Österreich 

41. Erklärung der Republik Österreich zu Artikel 109 g desEG-Vertrags 
42. Erklärung der RepublikÖsterreich zur Fernsehtätigkeit 
43. Erklärung der Republik Österreich zur Preisgestaltung des kombinierte~ Verkehrs auf der 

Brenner-Route· 
44. . Erklärung der Republik Österreich zu Artikel 14 des Protokolls Nr. 9 über den Straßen- und 

Schienenverkehr sowie den kombinierten Verkehrin Österreich 

I. Erklärungen der Republik Finnland . 

45. Erklärung der Republik Finnland zur Transparenz 

J. Erklärungen des Königreichs Schweden 

46. . Erklärung des Königreichs Schweden zur Sozialpolitik 
47. Erklärung des Königreichs Schweden zur Öffentlichkeit der Ver-waltung und Antworterklä

rung der Union 

K. Erklärungen verschiedener neuer Mitgliedstaaten 

48. . Gemeinsame Erklärung des Königreichs Norwegen und des Königreichs Schweden 
betreffend Fischerei 

49. Erklärung des Königreichs Norwegen, der Republik Österreich, der Republik Finnland und 
des Königreichs Schweden zu den Artikeln 3 und 4 der Beitrittsakte 

50. Erklärung der Republik Finnland und des 'Königreichs Schweden zu den Alkoholmonopo-. 
len 
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A. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen Mitgliedstaaten/Königreich Norwegen 

10 .. Gemeinsame Erklärung zur Bewirtschaftung der Fischereiressourcen 
in den Gewässern nördlich 62 0 nördlicher Breite 

Die Verträgspalteiell nehmen das verletzliche und empfindliche, Ökosystem der Barentssee und der 
nördlichen Gewässer zur Kenntnis und erkennen an, daß es lebensnotwendig ist, eine vernünftige 
Bewirtschaftung auf der Grundlage einer auf Dauer tragfahigen Erhaltung und' einer 'optimalen 
Nutzung aller Bestände in diesen Gewässern beizubehalten. 

Sie kommen ü~erein, daß die Einbeziehung dieser Gewässer in die Gemeinsame Fischereipolitik 
(GFP) auf der Grundlage der bestehenden Bewirtschaftungsregelung erfolgen wird, so daß' die 
derzeitigen technischen Vorschriften sowie die Kontroll- und Durchsetzungsvorschriften fortgeführt 
und verbesseIt werden. 

Sie . kommen übereih, daß die bestehenden regionalen Meeresforschungseinrichtungen und 
wIssenschaftlichen Institutionen in der Nähe der betreffenden Gewässer weiterhin wichtige Beiträge 
zum Entscheidungsfindungsprozeß leisten sollten, um rasche und zweckdienliche Bewirtschaftungs
beschlüsse im Rahmen der GFP zu ermöglichen. 

Sie kommen überein, daß die Verhandlungen mit Rußland, die im Rahmen der GFP stattfihden, in 
Anlehnung an die. Grundsätze und ·Praktiken geführt werden sollten, die in der Gemeinsamen 
,norwegisch-russischen Fischereikommission entwickelt worden sind. 

Sie kommen überein, daß das derzeitige System, wonach vor den Verhandlungen mit Rußland 
Konsultationen mit den interessierten Fischereiverbänden geführt werden, beibehalten werden sollte. 

Sie kommen ferner überein, da'ß die Bewirtschaftungsziele und -maßnahmenfolg~ndes einschließen: 

- das Wechselverhältnis zwischen den Beständen muß unterdem. Gesichtspunkt einer viele Arten 
umfassenden Bewirtschaftung gebührend berücksichtigt werden; 

- die Bewirtsc.haftung der pelagischen Bestände sollte berücksichtigen, 'daß diese Arten eine wichtige 
Nahrungsquelle für andere Arten darstellen; . 

- die optimale und stabile Entnahme aus diesen Beständen sollte langfristig sichergestellt werden; 

- bei der Festsetzung der T AC für einen Bestand sollte die Erhaltung der laichenden Bestände 
gebührend berücksichtigt werden, um eine ausreichende Erneuerung sicherzustellen; 

- die Befischung biologisch gesunder demersaler Bestände sollte im Rahmen der Reproduktionstahig
keit des Bestands gehalten werden, und die besonderen Bedingungen der einzelnen Bestände sollten 
gebührend berücksichtigt werden; . 
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für biologisch nicht gesunde demetsale Bestände sollten Maßnahmen ergriffen werden,um den 
Bestand wieder auf ein dauerhaftes Niveau zu bringen, wobei auch die Mindestanforderungen der 

.. Fischereiwirtschaft Zu berücksichtigen sind; 

- große Bedeutung wird weiterhin den Stellungnahmen des Beratenden Ausschusses für 
Fischerei-Management (ACFM) beigemessen. 

Di~ Vertragsparteien räumen ein, daß die besonderen Interessen Norwegens als Küstenstaat in den 
Gewässern nördlich von 62 0 nördlicher Breite sowie aller betroffenen Parteien bei der künftigen 
Bewirtschaftung dieser Gewässer im Einklang mit den Vorschriften der Gemeinsamen Fischereipolitik 
berücksichtigt werden müssen . 

. Zusätzlich haben die Vertragsparteien im Rahmen einer vorübergehenden Ausnahmeregelung zur 
. Förderung derschrittweisen Einbeziehung Norwegens in die Gemeinsame Fischereipoiitik vereinbart,·· 
daß ab dem Zeitpunkt des Beitritts folgendes gilt: 

. 
1. Norwegen wird erm~chtigt, T AC-Mengen festzusetzen und sein Fischereiabkommen mit Rußland 

für eine Übergangszeit bis spätestens, 1. Juli 1998 beizubehalten; während dieser Übergangszeit 
werden die Festsetzung von TAC-Mengen und die Verwaltung dieses Abkommens von Norwegen 
in engem Benehmen mit der Kommission vorgenommen. 

2. Norwegen kann in diesen Gewässern ohne Diskriminierung sein derzeitiges System 

technischer Vorschriften für eine Übergangszeit von einem Jahr beibehalten, 

eines Rückwurfverbots für eine Übergangszeit von drei Jahren beibehalten, 

Kontrollmaßnahmen, insbesonden~ die Schließung und Öffnung empfindlicher Gebiete, für 
eine Übergangszeit von drei Jahren beibehalten. 

Während dieser Übergangszeiten wird die Union prüfen, wie diese Regelungen am besten in die 
Gemeinsame Fischereipolitik integriert werden kqnnen. 

11. Gemeinsame Erklärung zur 12-Meilen-Zone 

Die Vertragsparteien erkennen an, daß es für Norwegen von großer Bedeutung ist, lebensfähige 
Fischereigemeinschaften in den Küstengebietenzu erhalten. Wenn die Organe der Union die derzeitige 
Regelung für den Zugang zu den Gewässern innerhalb der 12-Meilen-Zone zwecks Beschlußfassung 
über eine künftige Regelung überprüfen, werden .sie den Interessen solcher Gemeinschaften inden 
Mitgliedstaaten besondere Beachtung schenken. 
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_ 12. Gemeinsame Erklärung / 

zum Eigentum' an Fischereifahrzeugen 

Die Vertragsparteien stellen unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften fest, daß im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik eines der Ziele des Systems 
nationaler Quoten, die den Mitgliedstaaten nachdem Grundsatz relativer Stabi,litätzugeteilt werden; 
darin besteht, den oesonderen Bedürfnissen der Regionen Rechnung zu tragen, in denen die örtliche 
Bevölkerung von der Fischerei und den damit verbundenen Wirtschaftszweigen in besonderem Maße 
a~hängig ist. 

Dieses Ziel kann Bedingungen rechtfertigen, durch die sichergestellt werden soll, daß ein tatsächlicher. 
wirtschaftlicher Zusammenhang· zwischen den Fischereifahrzeugen und den Quoten . eines 
Mitgliedstaats besteht, wenn diese Bedingungen bezwecken, daß die Quoten der von der Fischerei und 
den damit verbundenen Wittschaftszweigen abhangigen Bevölkerung zugute kommen. 

13. Gemeinsame Erklärung zur Rohstoffversorgung 
der Fischverarbeitungsindustrie in Nordnorwegen 

Die Vertragsparteien nehmen den Antrag des Königreichs Norwegen betreffend die Rohstoffver
sorgung der Fischverarbeitungsindustrie in Nordnorwegen zur Kenntnis und erken}1en die 
Notwendigkeit an, angesichts der für diese Industrie bestehenden besonderen Lage ein zufriedenstel
Iendes Gleichgewicht bei der Versorgung zu gewährleisten. Dies ist gebührend zu berücksichtigen, 
wenn die Union nach dem Beitritt Norwegens autonome Zollkontingente für zur Verarbeitung 
bestimmten Fisch festlegt. 
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. 14. Erklärung zu Artikel 146 a 
über die norwegische Nahrungsmittelindustrie 

Die Vertragsparteien nehmen voq folgender Erklärung der Kommission Kenntnis: 

Bei der Prüfung eines etwaigen Antrags des Königreichs Norwegen auf Maßnahmen im Fall 
ernsthafter Marktstörungen wird die Kommission das besondere Umstrukturierungsproblem de( 
norwegischen Nahrungsmittclindustrie berücksichtigen und sicherstellen, daß alle. erforderlichen 
Maßnahmen himeichenö rasch getroffen werden, um langfüstigen Schäden vorzubeugen. 

Die vGn der Kommission getroftenen Maßnahmen können während eines Zeitraums von drei Jahren 
ein Überwachungssystem und als Hin~eis dienende Höchstmengen umfassen, wodurch ermöglicht 
wird, daß die Öffnung des Marktes keine. Störungen verursacht, die die erforderliche Umstruktu
rierung der Nahrungsmittelindustrie in Norwegen fur die nachstehenden aus . einheimischen 
landwirtschaftlichen Ausgangsstoften hergestellten Erzeugnisse behindern könnten: Fleischerzeugnisse , 
Mehl, Mischfuttermittel , verarbeitete Erbsen, Karotten und Spcisemöhren sowie Milcherzeugnisse mit 
Ausnahme von Butter, Magermilchpulver und Weichkäse. 

15. Gemeinsame Erklärung zu Svalbard 

Die Vertragsparteien kommen überein, den Zugang der Flotten der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union zu den Fischereiressourcen in den Gewässern innerhalb der 200-Meilen~Zone um Svalbard fur 
die Nutzung der von der Union beschlossenen Fangquoten entsprechend dem gegenwältigen Status 

. quo im Fischereibereich nicht zu verändern. 

Außerdem kommen die Vertragsparteien überein, daß die lebenden Ressourcen in den genannten 
Gewässern so zu bewirtschaften sind, daß sie einen dauerhaften und nachhaltigen Ertrag zugunsten 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union erbringen, der ihre Fischereirechte in diesen Gewässern 
widerspiegelt. Insbesondere soll diese Bewirtschaftung die Möglichkeit der Flott~n der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union nicht beeinträchtigen, ihre Quoten in vollem Umfang auszuschöpkn; sie soll 
den üblichen Fischereitätigkeiten voll und ganz Rechnung tragen. 
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B. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen Mitgliedstaaten/Republik Österreich 

16. Gemeinsame Erklärung 
zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

Sollte der Beitritt der Republik Österreich zu . Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer führen, so können die Organe der Union mit dieser Angelegenheit 

. befaßt werden, um dieses Problem zu lösen. Diese Lösung wird mit den Bestimmungen der Verträge 
(einschließlich des Vertrags über die Europäische Union) und den-aufgrund der Verträge erlassenen 
Bestimmungen, insbesondere den Bestimmungen über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, vollig im 
Einklang stehen. 

17. Gemeinsame Erklärung 
z~Schutzmaßnahmen nach den Abkommen mit den 

mittel-_ und osteuropäischen Ländern 

1. Die zwischen den Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten und den mittel- und osteuropäischen 
Ländern geschlossenen "Europa-Abkommen" enthalten Bestimmungen, wonach die Gemein
schaften unter bestimmten, in jenen Abkommen festgelegten Voraussetzungen geeignete Schutz~ 
maßnahmen treffen köhnen. 

2. Wenrt die 6emeinschaften gemäß diesen Bestimmungen Maßnahmen prüfen und ergreifen,können 
sie sich auf die Lage von Erzeugern oder Regionen in einem oder mehreren ihrer Mitgliedstaaten 
berufen. 

3. Die Vorschriften der Gemeinschaft über die Anwendung von Schutzmaßnahmen einschließlich der 
gemeinschaftlichen Kontingentierungen stellen sicher, daß die Interessen der Mitgliedstaaten in 
Übereinstimmung mit den entsprechenden Verfahren voll berücksichtigt werden .. 

18. Gemeinsame Erklärung zur Lösung 
noch offener technischer Fragen im Verkehrsbereich 

Die Republik Österreich und die Gemeinschaft erklären, daß sie bereit sind, vor dem Beitritt 
Österreichs im Rahmen des Transitausschusses EG-Österreich noch offene technische Fragen 
ein~ernehmlich zu lösen, insbesondere 

a) Fragen in bezug auf das Ökopunktesystem 

• Auswechseln von Motoren bei vor dem 1. Oktober 1990 zugelassenen Kraftfahrzeugen;· 
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• Wechseln der Zugmaschine; 
/ . 

• gemischtnationale . Fahrzeugkombinationen; 

• Diskriminierung zugunsten österreichiseher Fahrzeuge im Transit zwischen zwei Drittländern. 

~) Sonstige Frage!! 

• Lösung im Gemeinschaftsrahmen fur das "Lofer"-Abkommen zwischen Österreich und 
Deutschland vom 29. Juni 1993; 

• Liste der Terminals gemäß Artikel 2 Absatz 5 der Verwaltungsvereinbarung ("Fürnitz"-Verkehr); 

• schwere und voluminöse Transporte ("Sonderbeforderungen"). 

19. Gemeinsame Erklärung zu den Gewichten und Abmessungen 
für Fahrzeuge des Güterkraftverkehrs 

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, daß die Republik Österreich dem gemeinschaftlichen 
Besitzstand im Bereich der höchstzulässigen Gewichte und Abmessungen für LKW durch die straffreie 
Zulassung eines Gewichts von 38 t bei einer Toleranzspanne von 5 v.H. nachkommt. 

20. Gemeinsame Erklärung zum Brennerbasistunnel 

Österreich, Deutschland, Italien und die Gemeinschaft arbeiten aktiv. an der Fertigstellung der 
Vorstudien über den. Breimerbasistunnel, die im Juni .1994 übergeben werden sollen. Österreich, 
Deutschland und Italien verpflichten sich, bis zum 31. Oktober 1994 eine Entscheidung über den Bau 
des Tunnels zu treffen. Die Gemeinschaft erklärt, daß sie bereit ist, den Bau auf der Grundlage der 
.verfiigbaren Finanzierungsinstrumente der Gemeinschaft zu unterstützen, wenn die drei betreffenden 
Staaten eine positive Entscheidung treffen sollten. 

21. Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 6 und 76 
der Beitrittsakte 

Die Republik Österreich und die Gemeinschaft bekräftigen ihre Absicht, im Wege geeigneter 
Verhandlungen sicherzustellen, daß vom Zeitpunkt des Beitritts an Verkehrsunternehmer dritter 
Länder, insbesondere aus Slowenien und der Schweiz, hinsichtlich des Österreich durchquerenden 
Lastkraftwagenverkehrs nicht günstiger behandelt werden als EU-Verkehrsunternehmer. 

AA-AFNS 6 FINAL 16 D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 693 von 728

www.parlament.gv.at



C. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen Mitgliedstaaten/Republik Finnland 

22. Gemeinsame Erklärung 
über die Sicherung der Verkehrsverbindungen der Republik Finnland 

Die Vertragspalteien, die anerkennen, daß die Seewege fiir Finnland 'aufgrund 'der geographischen 
Lage besonders wichtig und aufgrundder klimatischen Bedingungen besonders schwierig zu sichern 
sind, kommen überein,_ der Aufrechterhaltung und Entwicklung der finnischen Seeverkehrs-

- verbindungen mit der übrigen Union in entsprechenden Initiativen der Union, unter anderem in 
Verbindung mit der Entwicklung der transeuropäischen Verkehrsnetze, in Nordeuropa, gebührende 
Aufmerksamkeit zu schenken. 

23. Gemeinsame Erklärung über die Verbringung radioaktiver Abfälle 

Die Vertragsparteien bestätigen, daß die EG-Rechtsvorschriften einen Mitgliedstaat nicht dazu 
verpflichten, eine bestimmte Lieferung radioaktiver Abfälle aus einem anderen Mitgliedstaat zu 
akzeptieren. 

24. Gemeinsame Erklärung 
zum Vertrag über die 

Nichtverbreitung von Kernwaffen 

Die Vertragspmteien unterstreichen die Bedeutung der Nichtverbreitung von Massenvernichtungs
waffen und ihre fortgesetzte Unter:;;tützung des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen 
(NV -Vertrag). 

Sie bestätigen, daß -'unbeschadet der Zuständigkeit der IAEO sowie der Europäischen Atomgemein
schaft fiir die Durchfiihrung von Artikel III Absätze 1 und 4 des NV -Vertrags - die einzelnen Staaten -
fiir die Erfiillung der Verpt1ichtungenaus dem NV-Vertrag verantwOltlich bleiben. 

Sie erinnerndaran, daß sie sich verpflichtet haben, die in den Richtlinien der Kernmaterial- -
-Lieferländer enthaltenen Bestimmungen anzuwenden und als Lieferbcdingung die Durchfiihrung 
umfassender IAEO-Sicherungsmaßnahmen in denjenigen Nichtkernwaffenstaaten sicherzustellen, in 
die Kernmaterial und kerntechnische Ausrüstungen, die eigens fiir die Verarbeitung, Verwendung oder 
Herstellung von Kernmaterial entworfen oder hergestellt wurden, ausgefiihrt werden. 

Unbeschadet ihrer Verpt1ichtungen aus dem Euratom-Vertrag bestätigt die Republik Finnland, daß 
sie bei der E~'fiillung ihrer Verpt1ichtungen aus dem NV -Vertrag als IAEO-Mitgliedstaat wie auch im 
Rahmen des INFCIRC/193 eng mit der IAEO zusammenarbeiten wird. 
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D. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen Mitgliedstaaten/Königreich Schweden 

25. Gemeinsame Erklärung 
zum Vertrag über die 

. Nichtver~reitung von Kernwaffen 

Die Vertragsparteien unterstreichen die Bedeutung der Nichtverbreitung von Massenvernichtungs
waffen und ihre fortgesetzte Unterstützung des Vertrags über die Nichtverbieitung von Kernwaffen. 

Sie bestätigen, daß - unbeschadet der Zuständigkeit der IAEO sowie der Europäischen Atomgemein
schaft für die Durchführung von ArtikellII Absätze I und 4 des NV-Vertrags - die einzelnen Staaten 
für die Erfüllung der Verpflichtungen aus dem NV -Vertrag verantwortlich bleiben. 

Sie erinnern daran, daß sie siCh verpflichtet haben, die in den Richtlinien der Kernmaterial
-Lieferländer enthaltenen Bestimmungen anzuwenden und als Lieferbedingung die Durchführung 
umfassender IAEO-Sicherheitsmaßnahmen in denjenigen Nichtkernwaffenstaaten sicherzustellen, in 
die Kernmaterial und kerntechnische Ausrüstungen, die eigens für die Verarbeitung, Verwendung oder 
Herstellung von Kernmaterial entworfen oder hergestellt wurden, ausgeführt werden. 

Unbeschadet seiner Verpflichtungen aus dem Euratom-Vertrag bestätigt das Königreich Schweden, 
daß es bei der Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem NV-Veltrag als IAEO-Mitgliedstaat wie auch 
im Rahmen des II'IIFCIRC/193 eng mit derIAEO zusammenarbeiten wird. 

26. Gemeinsame Erklärung 
zu Artikel 127 der Hcitrittsaktc 

Die Verhandlungsrichtlinien, die dem Beschluß des Rates zur Ermächtigung der Kommission, 
Protokolle zu den in Artikel 127 genannten zweiseitigen. Abkommen und Vereinbarungen 
auszuhandeln, beigefügt sind, werden im Einklang mit den Schlußfolgerungen stehen, die mit dem 
Königreich Schweden im Rahmen der Konferenz erarbeitet wor.den sind. 
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. E. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen Mitgliedstaaten/Einzelne neue Mitgliedstaaten 

27. Gemeinsame Erklärung: Königreich Norwegen, Republik Österreich, 
Königreich Schweden: ZU PCB/PCT . 

Die Vertragsparteien stellen fest, daß. in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet die Herstellung von peH und 
peT verboten ist und daß dieWiederverwertung dieser Erzeugnisse nicht mehr durchgeführt wird. 

. Bis zur Annahme von Gememschaftsvorschriften, durch die auch die Wiederverwertung von PCB und 
. peT verboten wird, haben die Vertragsparteien keine Einwände gegen die Beibehaltung eines 
derartigen Verbots in einzelstaatlichen Rechtsvorschriften. 

28. Gemeinsame Erklärung zur nordischen Zusammenarbeit . 

Die Vertragsparteien stellen fest, daß Schweden, Finnland unq Norwegen als Mitglieder der 
Europäischen Union beabsichtigen, die zwischen ihnen sowie mit anderen Ländern und Gebieten 
bestehende nordische Zusammenarbeit in völligem Einklang mit dem Gemeinschaftsrechtund den 
sonstigen Bestimtpungen des Vertrags über die Europäische Union weiterzuführen. 

29. Gemeinsame Erklärung zur Anzahl 
der im Königreich Norwegen und der Republik Finnland 
für die Mutterkuhprämie in Betracht kommenden Tiere 

Sollte es infolge des Beitritts zu einem unverhältnismäßigen Absinken der Produktionsmengen anderer 
Hauptausgangsstoffe kommen sO,wird die· Anzahl der Tiere, die für die Mutterkuhprämie in 
Norwegen und Finnland in Betracht kommen, überprüft. 
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30. Gemeinsame Erkiärungder Republik Finnland und des Königreichs Schweden· 
über die Fisc)1ereimöglichkeiten in der Ostsee 

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, daß die Zuweisung von Fischbeständen in Gemeinschafts
gewässern der Ostsee auf der Grundlage der Neuzuweisung der der ehemaligen UdSSR und Polen im 
,Referenzzeitraum übertragenen Fischercimöglichkeiten an die Parteien berechnet wird. Infolgedessen 
kommen die Vertnigsparteien überein, daß vor der Erweiterung durchgeführte- Austausche von 
Fischereimöglichkeiten bei der künftigen Zuw~isung von Fischereimöglichkeiten, die in Fischereiüber
einkommen mit Rußland, den drei baltischen Staaten UJ.ld Polen vorgesehen sind, nicht berücksichtigt 
werden~ . 

31. Erklärung Z1.!r Verarbeitungsindustrie 
in der Republik Österreich und der Republik Finnland 

Die Vertrags staaten kommen wie folgt überein: 

i) Einsatz der Ziel Nr. 5a-Maßnahmen in vollem Umfang, um Auswirkungen des Beitritts 
abzufedern; 

" . 

ii). Flexibilität bei nationalen Übergangsregelungen für Beihilfen, die die Umstrukturierung erleichtern 
sollen. 
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F. Erklänmgen der derzeitigen Mitgliedstaaten 

32. Erklärung 
zu den Alandinseln 

. HinsiChtlich der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts bei Gemeinderatswahlen auf den 
Alandinseln weist die Union darauf~hin, daß es Artikel 8b Absatz 1 des EG~Vertrags möglich macht, 
den Anträgen der Republik Finnland zu entsprechen. Notifiziert die RepubliK Finnland gemäß 
Artikel 28 zur Änderung des Artikels 227 Absatz 5 des EG-Vertrags, daß der EG-Vertrag auf die 
Alandinseln Anwendung finden soll, so wird der Rat erforderlichenfalls binnen sech~ Monaten gemäß 
den in Artikel 8 b Absatz 1 des EG-Vertrags vorgesehenen Verfahren auf die besondere Lage der 
Alandinseln abgestimmte Bedingungen fUf die Anwendung dieses Artikels festlegen. 

33. Erklärung 
zur relativen Stabilität 

Die Union erkennt an, daß es fUr das Königreich Norwegen und die Mitgliedstaaten von großer 
Bedeutung ist, am Grundsatz der relativen Stabilität als Grundlage zur Erreichung des Ziels eines 
dauerhaften Systems der Verteilung der künftigen Fischereimöglichkeiten festzuhalten. 

I. 

34 .• Erklärung 
'zur Lösung der Umweltprobleme, die durch den Lastkraftwagenverkehr 

verursacht werden 

Die Union teilt der RepubJik Österreich mit, daß der Rat die Kommissionaufgefordert hat, ihm einen 
Vorschlag zur Verabschiedung vorzulegen, der eine Rahmemegelung zur Lösung der Umwelt
probleme betrifft, die durch den Lastkrattwagenverkehr verursacht werden. Diese Rahmemegelung 
wird geeignete Maßnahmen über Straßenbenutzungsgebühren, Schienenwege, Eimichtungen des 
kombinierten Verkehrs und technische Normen fUrFahrzeuge umfassen. 

AA-AFNS 6 FINAL 21- D 

1601 der Beilagen und Zu 1601 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)698 von 728

www.parlament.gv.at



35. Erklärung über die Einhaltung der Verpflichtungen 
in Agrarfragen, die sich aus nicht in der Beitrittsakte 

enthaltenen Rechtsakten ergeben 

Die Europäische Union erklärt, daß alle Rechtsakte, diefiir die Einhaltung des Ergebnisses dCL 
Beitrittsverhandlungen über Agrarfragen erforderlich sind, die aber nicht in der ~eitrittsakte enthalten 
sind (neue Rechtsakte des Rates, die nach dem' Beitritt anwendbar sind, und Rechtsakte der 
Kommission), zu gegebener Zeit nach den in der· Beitrittsakte selbst oder im Rahmen des 
gemeinschaftlichen Besitzstands festgelegten Verfahren angenommen werden. 

Die meisten dieser Rechtsakte werden während der Interimszeit nach den in der Beitr.ittsakte 
festgelegten Vertahren angenommen. 

Die übrigen sich aus den Verhandlungen ergebenden Verpflichtungen betreffend Agrarfragen werden 
rasch und rechtzeitig durchgefiihrt. 

36. Erklärung zu agrar- und umweltpolitischen Maßnahmen 

Die Union wird die erfDrderlichen Maßnahmen treffen, um den neuen Mitgliedstaaten die rasche 
Durchfiihrung der agrar- und umweltpolitischen Programme zugunsten ihrer Landwirte im Einklang 
mit der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 zu ermöglichen und die Mitfinanzierung dieser Programme 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel sicherzustellen. 

Die Union nimmt zur Kenntnis,daß davon auszugehen ist, daß den neuen Mitgliedstaaten folgende 
Beträge zur Verfügung gestellt werden: . . 

- Norwegen 
- Österreich 
- Finnland 
- Schweden 

55 Mio. ECU 
175 Mio. ECU 
135 Mio. ECU 
165 Mio. ECU. 

37. Erklärung zu Berggebieten und benachteiligten Gebieten 

Die Union nimmt zur Kenntnis, daß die neuen Mitgliedstaaten-der Ansicht sind, daß große Zonen / 
ihres Hoheitsgebiets von ständigen natürlichen Nachteilen betroffen sind, und die rasche Durchfiihrung 
der Bestimmung der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie 75J268JEWG 
wünschen. 

Die Union bestätigt, daß sie beabsichtigt, bei der Bestimmung dieser Gebiete den gemeinschaftlichen 
Besitzstand wie folgt anzuwenden: 

für die Republik Österreich als alpines Land wird bei der Wahl der Kriterien von den Kriterien 
ausgegangen, die bereits fur ähnliche Gebiete in Deutschland, Italien und Fr;mkreich verwendet 
wurden: - , 
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- I , 

- für das Königreich Schweden wird es die Berücksichtigung der nördlichen Breite als maßgebliches 
Kriterien im Sinne des A1tikels 3 Absatz 3 der Richtlinie 75/268/EWG ermöglichen, vierder ,fünf 
"agricultural support areas in Northern Sweden" zu erfassen; 

- für das Königreich Norwegen wird es die Berücksichtigung der nördlichen Breite als maßgebliches 
Kriterium im Sinne des Artikels 3 Absatz 3 der Richtlinie 75/i68/EWG sowie die Anwendung der 
Absätze 4 und 5 desselben Artikels ermöglichen, bis zu 85 v;H. des genutzten landwirtschaftlichen 
Gebiets zu-erfassen; 

- für die Republik Finnland wird es die Berücksichtigung der nördlichen Breite als maßgebliches 
Kriterium im Sinne des Artikels 3 Absatz 3 sowie die Änderung des A1tikels '19 der Verord
nung (EWG) Nr. 2328/91 qes Rates ermöglichen, 85, v.H. des genutztenJandwirtschaftlichen 
Gebiets im Sinne des Artikels 3, Absatz 3 der genannten Richtlinie zu erfassen. 

, -

G. Erkftirungen des Königreichs Nom'egen 

38. Erklärung des Königreichs Norwegen zur norwegischen Sprache' 

Das Königreich Norwegen erklärt, daß beim schriftlichen Gebrauch des Norwegischen als 
Amtssprache der Organe der Gemeinschaften BokmaLund Nynorsk gleich zu behandeln sind, d.h. daß 
allgemeine- Unterlagen, Korrespondenz und allgemeines Informationsmaterial entweder in der einen 
oder der anderen Form der norwegischen Sprache abzufassen sind. 
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39. Erklärung des Königreichs Norwegen zu den Samen 

In Anbetracht des Artikels 110a der norwegischen Verfassung und des n0fwegischen Gesetzes Nr. 56 
vom 12. Juni 1987, 

in Anbetracht der Verptlichtungen und Zusagen aufgrqnd"des Internationalen Paktes der Vereinten 
'Nationen von 1966 über bürgerliche undpolitis'che Rechte, insbesondere des Artikels 27, sowie des 
IAO-Übereinkommens Nr. 169 über eingeborene und in Stämmen lebende Völker in unabhängigen 
Ländern, 

hat das Königreich Norwegen sich verpflichtet, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die Samen 
ihre Lebensgrundlagen, sowie ihre Sprache, Kultur und Leb:ensweise erhalten und entwickeln können . 

. Die'Samengemeinschaften in.den traditionellen'Siedlungsgebieten der Samen hängen von einer Reihe 
von traditionellen Wirtschaftstätigkeiten ab. Diese Tätigkeiten sind selbst Bestandteil der Kultur der 
Samen und bilden die notwendige Grundlage für die Weiterentwicklung der Lebensweise der Samen. 

, Unter BerücksichtiguQg des' Protokolis über die Samen erklält die Regierung des Königreichs 
Norwegen, daß sie auf dieser Grundlage ihren Verpflichtungen und Zusagen gegenüber den Samen 
weiterhin nachkommen wird.' 

40. Erklärung des Königreichs Norwegen 
zur Transparenz 

Das Königreich Norwegen begrüßt die derzeitige Entwicklung in der Uniori hin zu mehr· Offenheit 
und Transparenz, 

In Norwegen ist die Öffentlichkeit der Verwaltung; einschließlich des allgemeinen Zugangs zu 
offiziellen Dokumenten, ein Grundsatz von fundamentaler rechtlicher und politischer Bedeutung. Das 
Königreich Norwegen wird diesen Grundsatz im Einklang mit seinen Rechten und Pt1ichten als 
Mitglied der Union auch in Zukunft anwenden. 

H. Erklärungen der Republik Österreich 

41. Erklärung der Republik Österreich 
zu Artikel 109 g des EG-Vertrags 

Die Republik Österreich nimmt zur Kenntnis, daß die Zusammensetzung des ECU~Währungskorbs 
unverändelt bleibt und daß mit der Teilnahme der Republik Österreich an der dritten Stufe der Welt 
des Schilling gegenüber der ECU unwiderruflich festgesetzt wird. 
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Die Republik Österreich ;wird den Schilling weiterhin stabil halten und auf diese Weise zur 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion beitragen. Der stufenweise Übergang zu einer 
einheitlichen europäischen Währung wird von der Republik Österreich unterstützt, da die Qualität der 
geplanten europäischen Währung durch die stabilitätspolitischen Vorbedingungen d,es EG-Vertrags 
sichergestellt ist.' 

42. Erklärung der Republik Österreich 
zur Fernsehtätigkeit 

Mit Bezug auf die Richtlinie 89/552/EWG des Rates' vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung' 
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der 
Fernsehtätigkeit stellt die Republik Österreich fest, daß sie nach dem geltenden EG-Recht in seiner 
AuslegUng durch den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften geeignete Maßnahmen ergreifen 
kann, falls zur Umgehung seiner innerstaatlichen Rechtsvorschriften. Verlegungsprozesse stattfinden. 

43~ Erklärung der Republik Österreich zur Preisgestaltung 
des kombinierten Verkehrs auf der Brenner-Route 

Die Republik Österreich erklärt, daß sie bereit ist, den kombinierten Huckepackverkehr auf der 
Brenner-Route in ÜbereiQstimmung mit den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft zu fördern, indem 
sie für diese Verkehrsart auf dem österreich ischen Abschnitt einen angemessenen Preis festlegt, der 
im Wettbewerb mit den Preisen für den Verkehr auf der Straße standhalten kann. Die Republik 
Österreich stellt fest, daß diese Maßnahme mit der Maßgabe getroffen wird, daß die Auswirkungen 
der von der Republik Österreich gewährten Hilfcn auf den Markt nicht durch Maßnahmen verringclt . 
werden, die für andere Abschnitte der obengenannten Huckepackvcrbindung getroffen werden. 

44. Erklärung der Republik Österreich zu Artikel 14 des Protokolls Nr. 9 
über den Straßen- und Schieneliverkehr 

sowie den kombinierten Verkehr in Österreich 

Die Republik Österreich erklärt, daß die Verwaltung des Ökopunktesystems ab' 1. Januar 1997 . 
. computergestützt und die Überwachung ab' 1. Januar 1997 elektronisch erfolgen soll, um die 
Bedingungen des AItikels 14 Absatz 1 zu erfüllen. 
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I. Erklärungen der Republik Finnland 

45;- Erklärung der Republik Finnland zur Transparenz 

Die Republik Finnland begrüßt die derzeitige Entwicklung in der Union hin zu mehr Offenheit und 
Transparenz. 

In Finnland ist die Öffentlichkeit der Verwaltung, einschließlich des allgemeinen Zugangs zu 
offiziellen Dokumenten ein Grundsatz von fundamentaler rechtlicher und politischer Bedeutung. Die 
Republik Finnland wird diesen Grundsatz im Einklang mit ihren Rechten und Ptlichten als Mitglied 
der_Europäischen Union auch in Zukunft anwenden. 

J.·Erklärungen des Königreichs,Schweden 

46. Erklärung des Königreichs Schweden zur Sozialpolitik 

In einem Briefwechsel zwischen dem Königreich ,Schweden und der Kommission, der der 
Zusammentassung der Schlußfolgerung der fünften Tagung der Konferenz auf Ministerebene 
(CONF-S 81/93) oeigefügtist, erhielt das Königreich Schweden Zusicherungen -in bezug auf die 
schwedische Praxis in Arbeitsmark1angelegenheiten und insbesondere das System der Festlegung von 
Arbeitsbedingungen in Tarifverträgen zwischen den Sozialpartnern. 

47. Erklärung des Königreichs Schweden zur Öffentlichkeit der Verwaltung 
. und Antworterklärung der Union 

1. Erklärung des Königreichs Schweden 

Das Königreich Schweden bestätigt seine einleitende Erklärung vom I. Februar 1993 (CONF-S 
3/93). 

Schweden begrüßt die derzeitige Entwicklung in der Europäischen Union hin zu mehr Offenheit 
und Transparenz. -

Die Öffentlichkeit -der Verwaltung und insbesondere der allgemeine Zugang zu offiziellen 
Dokumenten sowie der verfassungsrechtliche Schutz der Personen, die Jntormationen an die 
Medien weitergeben. sind und bleiben fundamentale Grundsätze, die Bestandteile des veriassungs
rechtlichen, politischen und kulture!lencrbes von Schweden darstellen. 
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1-· • 

2. Antworterklärung der derzeitigen Mitgliedstaaten 

Die derzeitigen· Mitgliedstaaten der Europäischen Union nehmen die einseitige Erklärung 
'Schwedens zur Offenheit und Transparenz zur Kenntnis. 

Sie -gehen davon auS, daß 'Schweden als Mitglied der Europäischen Union den diesbezüglichen 
Gemeinschaftsvorschriften in vollem Umfang nachkommen wird. 

K Erklärungen verschied.ener neuer Mitgliedstaaten' 

48. Gemeinsame Erklärung des Königreichs Norwegen und des Königreichs Schweden 
betreffend Fischerei 

In einem Briefwechsel zwischen dem Königreich Norwegen und dem Königreich Schweden ist 
vereinbart worden, daß Norwegen Schweden weiterhin gleiche Rechte gewähren wird, wie sie in dem 
zweiseitigen Fischereiabkommen von 1977 vorgesehen sind. Mengen und Alten werden im Einklang 
mit der Praxis des zweiseitigen Abkommens auf jährlicher Grundlage nach bilateralen Konsultationen 
in Übereinstimmung mit Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 des Rates übertragen . 

. L 

49. Erklärung des Königreichs Norwegen, der Republik Österreich, 
der Republik Finnland und des Königreichs Schweden 

zu den Artikeln 3 und 4 der Beitrittsakte 

Was die in Artikel 3 und in Artikel 4 Absatz 2 der Beitrittsakte erwähnten Übere.inkommen oder 
Rechtsak.1e in den Bereichen Justiz und Inneres betrifft, die noch ausgehandelt werden, so akz.eptieren 
Norwegen, Österreich, Finnland und Schweden die Punkte, die von den derzeitigen Mitgliedstaaten 
oder vom. Rat zum Zeitpunkt des Beitritts vereinbart worden sind, und werden folglich an den 
weiteren Verhandlungen über diese Übereinkommen und Rechtsakte nur bezüglich der noch zu 
klärenden Punkte teilnehmen. 

, 50. Erklärung der Republik Finnland und des Königreichs Schweden 
zu den Alkoholmonopolen 

. Die Konferenz auf Ministerebene ist auf ihrer fünften Tagung am 21. Dezember 1993 von dem 
Briefwechsel zwischen d~r Kommission und Sch\veden über Alkoholmonopole gemäß Kapitel 6: 
Wettbewerbspolitik (siehe Dokumente CONF-SF 78/93 und CONF-S 82/93) unterrichtet worden. 
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Schreiben Nr. ] 

Herr 

BriefWechsel zwischen der Europäischen Union 
und dem Königreich Norwegen, der Republik Österreich, 

der Republik Finnland und dem Königreich Schweden· 
über ein Informations- und Konsultationsverfahren 

für die Annahme bestimmter Beschlüsse 
und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt 

ich nehme Bezug auf die Frage betreffend ein Informations- und Konsultationsverfahren für die 
Annahmebcstimmter Beschlüsse und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem BeitrittIhres Landes 
zur Europäischen Union, die im Rahmen der Beitrittsverhand-Iungen aufgeworfen wurde. 

Ich bestätige hiermit, daß die Europäische Union in der Lage ist, einem solchen Verfahren 
entsprechend den Bedingungen in der Anlage zu diesem Schreiben zuzustimmen; dieses Verfahren 
könnte ab dcm Zeitpunkt Anwendung finden, zu dem unsere Verhandlungskonferenz erkläl1, daß die 

• Erweiterungsverhandlungen endgültig abgeschlossen sind. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung Ihrer Regierung mit dcm Inhalt dieses 
Sclu'cibens bcstätigen würden. '-

Hochachtungsvoll 
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Schreiben Nr. 2 

Herr 
. . . 

Ich bestätige den Eingang Ihres heutigen Schreibens mit folgendem Wortlaut; 

"Ich nehme Bezug auf die Frage betreffend ein Informations- und Konsultationsverfahren für die 
Annahme bestinlmter Beschlüsse und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt Ihres 
.{,.andes zur Europäi~chen Union, die im Rahmen der Beitrittsverhandlungen aufgeworfen wurde . 

. Ich bestätige hiermit, daß die Europäische Union in der Lage ist, einem solchen Verfahren 
entsprechend den Bedingungen in der Anlage zu diesem Schreiben zuzustimmen; dieses Verfahren 
könnte ab dem-Zeitpunkt Anwendung finden, zu dem unsere Verhandlungskonferenz erklält, daß 
die Erweiterungsverhandlungen endgültig abgeschlossen sind. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung Ihrer Regierung mit dem Inhalt dieses 
Schreibens bestätigen würden. " 

Ich bestätige Ihnen die Zustimmung meiner Regierung zum Inhalt dieses Sclu;eibens. 

Hochachtungsvoll 
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· ANLAGE 

Informations- und Konsultationsverfahren für die Annahme bestimmter Beschlüsse 
und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt 

I. 

(1) Zur Gewährleistung einer angemessenen Unterrichtung des Königreichs Norwegen, der 
Republik Österreich, -der Republik Finnland und des Königreichs Schweden, im folgenden 
"beitretende Staaten" genannt, werden alle Vorschläge oder Mitteilungen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, die zu Beschlüssen des Rates der Europäischen Union fiihren können, 
nach ihrer Übermittlung an den Rat den beitretenden Staaten zur Kenntnis gebracht. 

(2) Es finden Konsultationen auf begründeten Antrag eines beitretenden Staates statt, der 
dabei seine Interessenals künftiges Mitglied der Union ausdrücklich darlegt und seine Bemerkungen 
vorbringt. 

(3) Verwaltungsbeschlüsse sind im allgemeinen nicht Gegenstand von Konsultationen. 

~4) Die Konsulationen finden in einern Interimsausschuß statt, der sich aus Vertretern der 
Union und der beitretenden Staaten zusammensetzt. 

(5) Mitglieder des Interimsausschusses sind auf seiten der Union die Mitglieder des 
Ausschusses der Ständigen Vertreter ode( die hierfür von ihnen benannten Personen: ~Die Kommission 
wird gebeten, zu diesen Arbeiten Vertreter zu entsenden. 

(6) Der Interimsausschuß wird von einem Sekretariat -dem Konferenzsekretariat - unterstützt, 
das zu diesem Zweckbe~tehen bleibt. 

(7) - Die Konsultationen finden in der Regel statt, sobald bei den Vorarbeiten der Union im 
Hinblick auf die Annahme von Ratsbeschlüssen gemeinsame Leitlinien ausgearbeitet worden sind, 
welche die Aufnahme solcher Konsultationen als sinnvoll erscheinen lassen. 

(8) Bestehen nach den Konsultationen noch ernste Schwierigkeiten, so kann die Frage auf 
Antrag eines beitretenden Staates auf Ministerebene erörtert werden. 

(9) Die vor~tehenden Bestimmungen gelten entsprechend auch fiir die Beschlüsse des Rates 
der Gouverneure der Europäischen Investitionsbank. 

(l0) Das in den vorstehenden Absätzen vorgesehene Verfahren gilt auch fiir alle künftigen 
Beschlüsse der beitretenden Staaten, welche sich auf die Verptlichtungen ausv.:irken könnten, die. sich 
aus ihrer Eigenschaft als künftige Mitg1ied~r der Union ergeben. 
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11. 

. Das Verfahren nach Abschnitt I findet entsprechend auf Entwürfe für Ratsbeschlüsse Anwendung, in 
denen gemeinsame Standpunkte im Sinne des Artikels J.2VEU festgelegt oder gemeinsame Aktionen 
im Sim1e des Artikels J. 3 angenommen werden, wobei die nachstehenden Bestimmungengelten . 

(2) Der Vorsitz bringt diese Entwürfe den beitretendep Staaten zur Kenntnis, wenn der 
Vorschlag oder die Mitteilung von einem Mitgliedstaat stammt. 

(3) Außer im Falle einer begründeten Einwendung eines beitretenden Staates können die 
Konsultationen in Form eines Austauschs von Telefaxmitteilungen erfolgen. 

(4) Finden die Konsultationen in dem Interimsausschuß statt, so können die der Union. 
angehörigen Mitglieder dieses Ausschusses, soweit angebracht, die Mitglieder des Politischen 
Ausschusses sein. 

III. 

(1) Das Verfahren nach Abschnitt I findet entsprechend auf Entwürfe für Ratsbeschlüsse 
Anwendung, in denen gemeinsame Standpunkte oder gemeinsame Maßnahmen im Sinne des 
Artikels K,.3 VEU festgelegt bzw. angenommen werden, sowie auf die Ausarbeitung von Über
einkommen nach jenem Altikel, wobei die nachstehenden Bestimmungen gelten. 

(2) Der Vorsitz bringt diese Entwürfe den beitretenden Staaten zur Kenntnis, wenn der 
Vorschlag oder die Mitteilung von einem Mitgliedstaat stammt. 

(3) , Finden die KonsultatiQnen in dem Interimsausschuß statt, so können die der Union 
, angehörigen Mitglieder dieses Ausschusses, soweit angebracht. die Mitglied~r des in Artikel K.4 VEU 
genannten Ausschusses sein. 

IV. 

Das Königreich Norwegen, die Republik Österreich. die Republik Finnland und das Königreich 
Schweden treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit ihr Beitritt zu den Abkommen und 
Übereinkommen im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5 Absatz 2 der Akte über die 
Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge nach Möglichkeit gleichzeitig mit dem 
lnkrafttreten des Beitrittsvertrags unter den in der Beitrittsakte vorgesehenen Bedingungen erfolgt .. 

Soweit die Akommen oder Übereinkommen im Sinne des Altikels 3, des Artikels 4 Absati 1 Satz 2 
und des Altikels 4 Absatz 2, erst im Entwurf bestehen, noch nicht unterzeichnet sind. und , , 

walmcheinlich auch vor dem Beitritt nicht mehr unterzeichnet werden können, werden die 
beitretenden Staaten eingeladen, nach der Unterzcichung des Beitrittsvertrags in geeigneten Verfahren 
positiv an der Ausarbeitung. dieser Entwürfe mitzuwirken. um den Abschluß der betreffenden 
Abkommen und Übereinkommen Zu fördern. 

AA-AFNS 6 FINAL 31 D 
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1601 der Beilagen I 

Minderheitsbericht der AbgeQrdneten Dipl.-Kfm. Bauer, 
Dr. Ofner, Mag. Gudenus 

(gemäß § 42 Abs. 4 GaG) 

Zur Vorgangsweise : 

Die Österreichische Bundesregierung übermittel
te dem Nationalrat am 15. März 1994 den Bericht 
der Bundesregierung über das Ergebnis' der 
Verhandlungen über den Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Union, der dem Außenpolitischen 
Ausschuß des Nationalrates zugewiesen wurde.' Zu 
diesem Zeitpunkt waren jedoch von den insgesamt 
29 Kapiteln bei den Beitrittsverhandlungen zwei 
Kapitel noch nicht abgeschlossen. 

In der Sitzung des Außenpolitischen Ausschusses 
am 23. März 1994 wurde die Einsetzung eines 
gemeinsamen Unterausschusses zur Vorbehandlung 
des Berichtes der Bundesregierung über das 
Ergebnis der Verhandlungen über den Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Union (III-176 der 
Beilagen) v~reinbart, der sich am selben Tag 
konstituierte. Die freiheitliche Fraktion hat bereits 
in der Sitzung des Außenpolitischen Ausschusses 
dafür plädiert, daß, um eine konstruktive und 
sachliche Diskussion sowie eine objektive Ausein
andersetzung mit dem Verhandlungs ergebnis zu 
gewährleisten, der endgültige Text des Beitritts
vertrages vorliegen müßte. 

Tatsächlich wurde der Beitrittsvertrag, dessen 
Text erst am 12. April 1994 in der Sitzung der 
Beitrittskonferenz auf Stellvertreterebene endgültig 
festgelegt wurde, offiziell zu Beginn der Unteraus
schußsitzung am 18. April 1994 verteilt und nicht 
wie der Ergänzende Bericht der Bundesregierung 
über das Ergebnis der Verhandlungen über den 
Beitritt Österreichs zur Europäischen Union (III-
177 der Beilagen) dem Ausschuß zugewiesen. Dies 
ist insofern bemerkenswert, als daß ein wenige 
Seiten umfassendes Papier zu. den spezifischen 
Kapiteln: Wirtschafts- und Währungsunion sowie 
Institutionen, formell zugewiesen wurde (in einer 
Sitzung des Außenpolitischen Ausschusses am 
20. April 1994 nach Beendigung der Haussit
zung), während der über 600 Seiten umfassende 
Beitrittsvertrag, gleichsam als ergänzende Unter-

lage zum Bericht IlI-l76 nachgereicht wurde. Aus 
dieser Vorgangsweise wird ersichtlich, daß versucht 
wurde, die Tatsache zu vernebeln, daß die 

. bisherigen parlamentarischen Beratungen über 
wesentliche Verhandlungs kapitel ohne entsprechen
de Unterlagen, ohne Beitrittsvertrag stattgefunden 
haben. Daher hat sich die FPÖ gegen diese 
Vorgangsweise ausgesprochen. 

In diesem Zusammenhang ist ferner zu bemer
ken, daß den Abgeordneten vorerst lediglich die 
deutsche Fassung des Beitrittsvertrages zur Verfü
gung stand, jedoch nicht die anderen Sprach
fassungen, was allerdings Ausschußexperten für 
notwendig hielten, weil in der Vergangenheit durch 
unterschiedliche übersetzungen sich materiell 
unterschiedliche Inhalte ergeben haben. Eine 
Einsichtmöglichkeit in die anderen Sprachfassun
gen bestand erst im Laufe der abschließenden 
Sitzung des Außenpolitischen Ausschusses am 
27. April 1994. 

In der ersten Sitzung des gemeinsamen Unter
ausschusses des Außenpolitischen und des Verfas
sungsausschusses am 24. März 1994 wurde nach 
eingehender Diskussion eine Beschränkung der 
Redezeit eines einzelnen Abgeordneten auf 
15 Minuten, übrigens erstmals in den parlamentari
schen Gepflogenheiten der Zweiten Republik, 
beschlossen. Nach Auffassung der Regierungspar
teien (SPÖ und ÖVP) sollte sich diese Redezeit
beschränkung nicht auf die jeweilige Wortmeldung 
eines Abgeordneten beziehen, sondern vielmehr 
sollten alle Wortmeldungen eines Abgeordneten an 
einem Ausschußtag (10.00 bis 18.00, maximal 
19.00 Uhr) insgesamt 15 Minuten nicht überschrei
ten. Eine derartige Einschränkung des Rederechts 
eines Abgeordneten, insbesondere bei einer derart 
umfassenden und gewichtigen Materie, konnte 
seitens der FPÖ nicht akzeptiert werden. 

Weiters sprach sich die freiheitliche Fraktion 
gegen den auferlegten Zeitdruck und für zusätz
liche Unterausschußsitzungstage, die für eine 
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II 1601 der Beilagen 

umfassende und ausführliche parlamentarische 
Behandlung des Verhandlungsergebnisses, im 
Hinblick auf die Bedeutung dieser Entscheidung 
für die Zukunft Österreichs, unabdingbar sind, aus. 

In der Unterausschußsitzung am 18. April 1994 
wurde nach heftiger Debatte gegen die Stimmen 
von FPÖ und Grüne eine Änderung des in der 
letzten Sitzung gefaßten Beschlusses bezüglich der 
Redezeit beschlossen, die jedem Abgeordneten eine 
Redezeit von insgesamt 45 Minuten pro Sitzungs
tag einräumte, was allerdings nach wie vor nicht 
die Zustimmung der freiheitlichen Fraktion fand. 
Um gegen eine derartige Vorgangsweise zu 
protestieren, zogen die freiheitlichen Abgeordne
ten kurzfristig aus dem Unterausschuß aus. 

Ebenso verhinderte die mehr oder minder strikte 
Einhaltung der Beratungszeiten, die für die 
Diskussion zu den jeweiligen Themenkomplexen 
zur Verfügung standen, daß einzelne FPÖ-Abge
ordnete, obwohl sie sich zu Wort gemeldet hatten 
(21. April 1994, Block 2: Landwirtschaft), unter 
Hinweis durch den Vorsitzenden, daß die verein
barte Beratungszeit (18.00 Uhr) bereits' knapp 
überschritten sei und im übrigen inzwischen auch 
die Sitzung geschlossen sei, nicht mehr die 
Möglichkeit einer weiteren Fragestellung einge
räumt erhielten. Somit konnte nicht einmal die 
bereits beschränkte Redezeit von Abgeordneten 
voll ausgeschöpft werden. 

Bemerkenswert erscheint weiters, daß die 
Vorsitzenden des gemeinsamen Unterausschusses 
während der Mittagspause eines Verhandlungs
tages (22. April 1994) eine Pressekonferenz 
abhielten, in der sie in ihrer Funktion als 
Vorsitzende bereits ein Resumee der Verhandlun
gen über das Kapitel Außen- und Sicherheitspolitik 
abgaben, obwohl die Verhandlungen darüber noch 
nicht abgeschlossen waren. Sie behaupteten dabei, 
daß die Experten der Opposition grundsätzlich zu 
den selben Ergebnissen kamen wie die Regierung, 
nämlich, daß "unmißverständlich dargelegt" wurde, 
"daß es keinen Konflikt zwischen der Neutralität 
und einer EU-Mitgliedschaft gebe". Eine diesbe
zügliche KlarsteIlung ist insofern vonnöten, als daß 
einzelne Experten sehr wohl massive Kritik geübt 
und unterschiedliche Meinungen vertreten haben, 
und daß es sich zweitens um Experten des 
Ausschusses handelte und nicht um Fraktionssach
verständige, was zwar in den Ausschüssen von den 
Vorsitzenden stets betont, aber in der Öffentlich
keit offensichtlich tunliehst vermieden wurde. 

Als wesentlichste Kritikpunkte an den Berichten 
bzw. am Ergebnis der österreichischen Beitritts
verhandlungen halten die unterzeichneten Abge
ordneten fest: 

• Durch die vorbehaltslose Akzeptanz des 
Rechtsbestandes und der politischen Finalitä
ten der EU seitens der österreichischen 
Bundesregierung war der Gegenstand der 

Beitrittsverhandlungen lediglich auf die Aus
handlung bestimmter Übergangs- und Quo
tenregelungen begrenzt. Ausnahme- bzw. 
dauernde Sonderregelungen, wie sie etwa 
Dänemark zugestanden wurden (zB Nicht
teilnahme an der Endstufe der Wirtschafts
und Währungsunion) gibt es für Österreich 
nicht. 

• Im Liegenschaftserwerb zielte die Verhand
lungsposition Österreichs· auf eine primär
rechtlich verankerte Regelung ab, die es 
Österreich erlaubt, den Rechtserwerb an 
Liegenschaften zu Ferienzwecken (Zweit
wohnungen) vom Hauptwohnsitz im Inland 
bzw. früherem Hauptwohnsitz im Inland 
während einer Mindestdauer abhängig zu 
machen (sogenanntes "Dänisches Modell"). 
Diese primärrechtliche Verankerung wurde 
nicht erreicht. 

• Vom bisherigen Transitvertrag mußten 
wesentliche Abstriche gemacht werden: 

die Geltungsdauer wurde auf maximal 
9 Jahre Restlaufzeit gegenüber ursprüng
lich 10 Jahren reduziert, 
das Tonnagelimit 38 t wurde nur nach 
der Papierform, nicht aber real erhalten, 
die bilateralen Verkehre werden inner
halb der nächsten 3 Jahre vollständig 
liberalisiert, 
die Straßenbenützungsgebühren werden 
drastisch auf einen Bruchteil der bishe
rigen gesenkt, also ein großer Schritt weg 
von der Kostenwahrheit, die Bahn daher 
weiter benachteiligt. 

• Die höheren österreichischen . Umweltstan
dards sind lediglich während einer 4jährigen 
Übergangsfrist gesichert. Nach Ablauf dieser 
übergangsfrist, in der nur eine unverbind
liche überprüfung der niedrigeren EU
Normen vorgesehen ist, übernimmt Öster
reich den gemeinschaftlichen Besitzstand 
unter den gleichen Bedingungen wie die 
derzeitigen Mitgliedstaaten. 

• Im Bereich der Landwirtschaft konnten die 
von Österreich geforderten Maßnahmen zur 
überbrückung der Preisunterschiede, näm
lich eine Preisanpassung in Form von 
Beitrittsausgleichsbeträgen, welche degressiv 
über eine Reihe von Jahren zur Anwendung 
kommen sollten, sowie eine schrittweise 
Marktöffnung nicht erreicht werden. Viel
mehr mußte Österreich die sofortige Preis
anpassung (Binnenmarktmodell) akzeptieren. 
Weiters gibt es keine langfristigen innerstaat
lichen Maßnahmen, um ein Überleben der 
bäuerlichen Familienbetriebe in der EU zu 
gewährleisten (nach vier Jahren müßten die 
Bauern die gewaltigen Einkommensverluste 
selbst tragen). Unklar ist ferner, wie die von 
den Regierungsparteien versprochenen finan
ziellen Unterstützungen für die nächsten vier 
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1601 der Beilagen III 

Jahre zwischen Bund und Länder tatsächlich 
finanziert werden. Unklar bleibt außerdem 
deren Auswirkungen auf die einzelnen 
bäuerlichen Betriebe und Produktionsspar
ten, sodaß eine große Verunsicherung bei 
der bäuerlichen Bevölkerung bestehenbleibt. 

• Im Bereich der Gemeinsamen Außen-· und 
Sicherheitspolitik sind die vier Beitrittsstaaten 
und die Union übereingekommen, daß "die 
neuen Mitgliedstaaten ab dem Zeitpunkt 
ihres Beitritts bereit und fähig sein werden, 
sich in vollem Umfang und aktiv an der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, 
so wie sie im Vertrag .über die Europäische 
Union definiert ist, zu beteiligen", und daß 
"die neuen Mitgliedstaaten mit dem Beitritt 
alle Ziele des Vertrages, die Bestimmungen 
in Titel V des Vertrages und die ihm 
beigefügten einschlägigen Erklärungen voll
ständig und vorbehaltslos übernehmen wer
den". Das bedeutet, wie auch Experten im 
Unterausschuß und im öffentlichen Hearing 
dargelegt haben, daß die solidarische Mit
wirkung Österreichs an der' GASP die 
Verpflichtung mit sich bringt, das Neu
tralitätsrecht zu verändern. Eine volle 
Beteiligung Österreichs an der Gemeinsa
men Außen- und Sicherheitspolitik, als auch 
die Wahrung der immerwährenden Neu
tralität (mit ihren völkerrechtlichen Ver
pflichtungen - Gleichbehandlungspflichten 
-) im vollen Umfang ist nicht möglich. 
Hätte die Österreichische Bundesregierung, 
wie 1989 angekündigt, im Beitrittsvertrag 
oder in den Beitrittsakten die Aufrecht
erhaltung der immerwährenden Neutralität 
ausdrücklich abgesichert, wäre eine verfas
sungsrechtliche Änderung, wie auch von den 
Regierungsparteien bereits ins Auge gefaßt, 
nicht notwendig. Das heißt, es müßte keine 
verfassungsrechtliche Grundlage geschaffen 
werden, damit sich Österreich an Wirt
schaftssanktionen der EU beteiligen könnte, 
und. zwar auch dann, wenn diese Wirt
schaftssanktionen im Einzelfall neutralitäts
widrig wären. Die freiheitliche Fraktion 
vertritt die Auffassung, und dies wurde 
durch die Ausführungen von Experten im 
Ausschuß bestätigt, daß es notwendig ist, den 
österreichischen Bürgern klar zu sagen, daß 
bei einem Beitritt Österreichs die Aufrecht
erhaltung der immerwährenden Neutralität 
nicht möglich ist, und weiters, daß ein 
Beobachterstatus Österreichs bei der West
europäischen Union, wie von den Regie
rungsparteien propagiert, keine Sicherheits
garantien bietet. 

• Wirtschaft und Budget: Ein Beitritt Öster
reichs zur Europäischen Gemeinschaft macht 

flankierende Maßnahmen mit einem Finan
zierungserfordernis von rund 50 Milliarden 
Schilling erforderlich, wie im Zuge der 
Unterausschußberatungen klar wurde. Dazu 
kommen in den nächsten 5 Jahren Netto
beitragsleistungen an die EU von rund 
80 Milliarden Schilling. Dies bedeutet, laut 
Aussage des WIFO-Experten Dr. Breuss, 
einen "Budgetschock" für den ohnehin schon 
angespannten österreichischen Bundeshaus
halt. Prof. Breuss rechnet daher mit einem 
Anwachsen des Budgetdefizits auf 
133 Milliarden Schilling im allfälligen Bei
trittsjahr 1995. 
Demgegenüber steht, wie seites der WIFO
Experten festgestellt, ein zusätzliches Wirt
schaftswachstum von knapp 1,5% und eine 
durchschnittliche Senkung des Preisniveaus 
von 2,5% innerhalb von 5 Jahren. Weiters 
wären während der nächsten 6 Jahre 60 000 
zusätzliche Arbeitsplätze zu erwarten, wobei 
offenblieb, inwieweit diese Zahl durch einen 
Zuzug von EU-Bürgern aufgewogen wird. 
Offen blieb weiters, inwieweit sich durch 
einen allfälligen Beitritt die Situation am 
Arbeitsmarkt bzw. beim Wirtschaftswachs
tum durch Anpassungsprobleme in den ersten 
Jahren nach einem Beitritt verschlechtern 
wird. 
Die angeblich zu erwartenden Einsparungen, 
die sich aus einem Beitritt für den öster
reichischen Bundeshaushalt ergeben, wurden 
in keiner Weise konkretisiert, sodaß davon 
ausgegangen werden muß, daß diese zumin
dest in keinem nennenswerten Ausmaß zu 
erwarten sind. 
Das heißt, daß die zusätzliche budgetäre 
Belastung in den nächsten Japren durch ein 
allfälliges Wirtschaftswachstum in weiterer 
Zukunft keinesfalls wettgemacht wird, sodaß 
über kurz oder lang mit Steuer- und 
Abgabenerhöhungen gerechnet werden muß, 
wie dies von seiten des WIFO-Experten 
Dr. Breuss festgehalten wurde. Bei einer 
Abgabenquote von derzeit bereits rund 43% 
bedeutet jede weitere Steuer- und Abgaben
erhöhung, daß die angeblich wirtschaftlichen 
Vorteile eines EU-Beitritts in fernerer 
Zukunft mehr als paralysiert werden, sodaß 
der Beitritt Österreichs letztlich wesentlich 
mehr kostet als er bringt. 

Aus den angeführten Gründen lehnen die 
Abgeordneten der freiheitlichen Fraktion die 
beiden Berichte der Bundesregierung ab. 

Dipl.-Kfm. Bauer, Dr. Ofner, Mag. Gudenus 

2 
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IV 1601 der Beilagen 

Abweichende persönliche Stellungnahme des Abgeordneten 
Voggenhuber . 

(gemäß § 42 Abs. 5 GaG) 

Einleitung 

Grundpositionen der Grünen 

Die Beendigung der Umweltzerstörung durch 
die Industrie- und Konsumgesellschaften, der 
Ausgleich mit dem Süden der Welt wie auch 
zwischen den Regionen in Europa, ein verant
wortlicher Umgang mit neuen Technologien, 
Vorbeugung und Abbau von Konflikten uam. 
machen eine supranationale Zusammenarbeit in 
Europa notwendig. Diese Notwendigkeit haben die 
Grünen immer erkannt und unterstrichen. 

Gleichzeitig haben die Grünen darauf hinge
wiesen, daß'die Europäische Union ein Modell 
einer europäischen Einigung darstellt, das mit 
äußerst schwerwiegenden Mängeln behaftet und 
untauglich ist, die angeführten Ziele wirkungsvoll 
zu verfolgen. . 

Wesentlichster Kritikpunkt war (und ist) dabei 
die Gesetzgebung der EU durch Organe, ·die nicht 
demokratisch gewählt sind. 

Von den weiteren Kritikpunkten, die die Grünen 
in der Debatte über die österreichische Integra
tionspolitik gegen einen Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Union vorgebracht haben, sind vor 
allem die faktische Aufgabe der österreichischen 
Neutralität und die weitgebende Liberalisierung des 
Wirtschaftsverkehrs ohne entsprechende Schutz
maßnahmen für Mensch und Umwelt hervor
zuheben. 

Gegen diese Bedenken hat die Bundesregierung 
- gestützt auf die Mehrheit der Abgeordneten im 
österreichischen Nationalrat - um den Beitritt zu 
den Europäischen Gemeinschaften angesucht. Der 
Außenpolitische Ausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 27. April 1994 beschlossen, dem Nationalrat 
die Annahme des von der Bundesregierung über 
das Ergebnis der Beitrittsverhandlungen vorgeleg
ten Berichtes zu empfehlen. Dieser Beschluß wurde 

gegen die Stimme des unterzeichneten Abge
ordneten gefaßt, der im folgenden seine Ableh
nung begründet. 

Zum Procedere 

Unbestritten ist, daß der Beitritt Österreichs, 
Schwedens, Norwegens und Finnlands nicht nur 
für die Beitrittswerber, sondern auch für die 
Europäische Union selbst von eminenter Bedeu
tung ist. Bemerkenswert ist, daß die wichtigsten 
Einzelheiten des Beitrittsvertrages unter Umständen 
ausverhandelt wurden, die allein schon die 
physischen Kräfte der Verhandler in extremer· 
Weise beanspruchten. Derartige "Marathon" -Ver
anstaltungen haben im Sport sicherlich ihre 
Bedeutung, inwieweit auf diese Weise seriös 
verhandelt werden kann, ist jedoch mehr als 
fraglich und schlägt sich nach Auffassung der 
Grünen auch im Inhalt des Verhandlungsergebnis
ses - beispielsweise im Transitbereich - nieder. 
Anzumerken ist, daß ein aufmerksamer Beobachter 
der politischen Willensbildung der EU-Organe 
derartige Phänomene regelmäßig beobachten 
kann. Daraus kann geschlossen werden, daß 
politische Entscheidungen der EU nicht nur der 
demokratischen Legitimation durch gewählte 
Parlamente entbehren, sondern häufig auch unter 
einem Druck getroffen ·werden, der weder ein 
verantwortungsvolles abwägendes Vorgehen der· 
Entscheidungsträger, noch eine sinnvolle öffent
liche Diskussion ermöglicht. 

In ähnlicher Weise versucht die Bundesregierung 
und mit ihr die Mehrheit des Nationalrates nun, 
den Nationalrat und auch die österreichische 
Bevölkerung zu einer Entscheidung unter Zeit
druck zu zwingen. Der gen aue Inhalt des 
Beitrittsvertrages wurde dem Nationalrat am 
15. April 1994 zugeleitet, nicht einmal drei 
Wochen, bevor das Bundesverfassungsgesetz über 
den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union im 
Nationalrat beschlossen werden und nicht einmal 
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zwei Monate, bevor die österreich ische Bevölke
rung in der Volksabstimmung über dieses Bundes
verfassungsgesetz abstimmen soll. 

Dieser Zeitplan hat letzdich auch dazu geführt, 
daß in einer sehr wesentlichen Frage der V or
gangsweise im Ausschuß - der Redezeit der 
einzelnen Ausschußmitglieder - die Opposition in 
unzumutbarer Weise eingeschränkt wurde. Ergeb
nis dieser Vorgangsweise ist, daß eine ausführliche' 
und seriöse Beratung der Verhandlungsergebnisse 
weder insgesamt noch in ihren Einzelheiten 
möglich war. 

Der Ausschußvorsitz hat sich auch nicht 
bemüßigt gefühlt, entsprechend den Vereinbarun
gen in der Präsidialkonferenz des Nationalrates 
dafür Sorge zu tragen, daß bei den Beratungen des 
Ausschusses bzw. der Unterausschüsse eine Dis
kussion mit einem Mitglied der Europäischen 
Kommission möglich gewesen wäre. Dies wirft 
einmal mehr ein Licht auf die Bedeutung, die die 
Ausschußmehrheit den parlamentarischen Beratun
gen des von der Bundesregierung erzielten 
Verhandlungsergebnisses beigemessen hat. 

Anzumerken ist auch, daß der Bericht der 
Bundesregierung verabsäumt, sich einer 
geschlechtsneutralen Ausdrucksweise zu bedienen 
(zB "Arbeitnehmer" offensichtlich für beide 
Geschlechter gemeint) und damit geschlechterdis
kriminierend wirkt. 

Die wesentlichen Themenbereiche : 

Wirtschaft: 

Ausgangslage : 

Strukturwandel und österreichische Wirtschafts
politik 

Österreich befindet sich - wie sämtliche Staaten 
der westlichen Welt - in einer Phase tiefgreif
enden Strukturwandels. Die Dynamik dieses 
Strukturwandels erfordert für viele Sektoren der 
österreichischen Volkswirtschaft eine Neuorientie
rung, manche Sektoren werden erhebliche Ein
brüche hinnehmen müssen, t;inige werden sich in 
ihrer jetzigen Form. nicht behaupten können. Die 
Unterstützung der österreichischen Wirtschaft bei 
der Anpassung an diesen Strukturwandel und die 
Vorsorge dafür, daß die Dynamik dieses Wandels 
ökologisch und sozial verträglich erfolgt, stellt eine 
hohe Herausforderung an die Wirtschaftspolitik 
dar. 

Die Ausgangslage Österreichs in diesem Bereich 
ist gekennzeichnet durch die Unfähigkeit der 
Bundesregierung und der Mehrheit des National
rates, notwendige Reformen umzusetzen. Struk
turbeharrende Kräfte haben bisher dringend 
notwendige Reformen in den Bereichen Wirt
schaftsfärderung, Regionalpolitik und Wettbe
werbspolitik erfolgreich blockieren können. 

Vor dem Hintergrund. dieser wirtschaftspoliti
schen Versäumnisse ist es schwer, die obj ektive 
Notwendigkeit eines Beitritts Österreichs zur 
Europäischen Union aus der Sicht der öster
reichischen Wirtschaft zu beurteilen, da die nicht 
wenigen Handlungsmöglichkeiten Österreichs 
außerhalb der EU in diesem Politikfeld ungenutzt 
geblieben sind. 

Der Bericl;tt der Bundesregierung 

Abwägung von Vor- und Nachteilen 

Auch der vorgelegte Bericht der Bundesregie
rung kann hier nicht weiterhelfen, da er weder eine 
gesamtökonomische Beurteilung der V or- und 
Nachteile eines EU-Beitritts enthält, noch mögli
che Alternativen zu einem Beitritt aufzeigt. Über 
die diesbezüglichen Möglichkeiten schreibt das 
Wirtschaftsforschungsinstitut: "Sowohl in den 
Fragen der wirtschaftspolitischen wie der außen
politischen Autonomie sind allerdings auch Vorteile 
der Außenseiterposition denkbar. Auf wirtschaft
lichem Gebiet kann eine kleine Volkswirtschaft 
vielleicht da und dort eher institutionelle Nischen 
oder auch Spot-Märkte nützen." (Bayer, ua.: EU
Beitritt oder Nichtbeitritt. Eine Neubewertung der 
Folgen für Österreichs Wirtschaft, Wien 1994) 

Der Bericht der Bundesregierung legt nicht dar, 
aus welchen Gründen und-in welchen Bereichen 
die makroökonomische Koordination von Wirt
schaftspolitik im Rahmen der EU der österreichi
schen Wirtschaft mehr Vorteile bringen könnte als 
eine optimale Ausnützung jenes wirtschaftspoliti
schen Instrumentariums, das Österreich auch ohne 
EU-Beitritt zur Verfügung steht. 

Ohne eine sorgfältige Beurteilung der wirt
schaftspolitischen Handlungsmöglichkeiten Öster
reichs außerhalb und innerhalb der EU ist 
allerdings eine seriöse Abwägung der wirtschaft
lichen Vor- und Nachteile eines EU-Beitritts 
unmöglich. 

Wirtschafts- und Währungsunion: 

Bei den Verhandlungen zur Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) lag das erklärte Interesse 
der Bundesregierung daran, die Teilnahme am 
europäischen Stabilitäts kern abzusichern. Eine 
weitergehende Beurteilung der langfristigen Aus
wirkungen der WWU insbesondere der 
Umsetzung der Konvergenzkriterien fehlt 
jedoch gänzlich. Fritz Breuss schreibt in den 
Monatsberichten des WIFO 10/92, dazu: 
"Grundsätzlich ist zu den gewählten Konvergenz
kriterien kritisch anzumerken, daß sie lediglich an 
Preisen, monetären und fiskalischen Größen orien
tiert sind. Fundamentale Indikatoren für Divergenz 
oder Konvergenz der Volkswirtschaften in der EG 
wie zB das Entwicklungsniveau, das Wirtschafts
wachsturn und die Arbeitsmarktlage (Arbeitslosen-
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quote) wurden nicht aufgenommen .... Durch den 
Verlust des währungs- und geldpolitischen Instru
mentariums infolge. der gemeinsamen Geldpolitik 
und Einheitswährung müssen auf nationaler Ebene 
Fiskalpolitik und Lohnpolitik die gesamten Anpas
sungslasten im Falle exogener Schocks überneh
men." Die bereits oben erwähnte WIFO-Studie 
(Bayer ua., Wien 1994) vertritt die Meinung, daß 
in der im Jahr 1993 einsetzenden "schwersten 
Rezession der Nachkriegsgeschichte" die Vorbe
reitung auf die WWU, namentlich der Versuch, die 
Konvergenzkriterien zu erfüllen, in einigen euro
päischen Ländern eine Verschärfung der Krise 
bewirkt haben könnte. Der Mittelstandsbericht 
1993 des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Angelegenheiten bezieht sich auf Konvergenzpro
gramme, die in zahlreichen europäischen Ländern 
in Planung sind und vertritt die Auffassung, daß 
die Realisierung dieser Maßnahmen kurzfristig 
restriktiv wirken wird (S. 13). 

Das Fehlen einer Beurteilung der Konvergenz
kriterien ist umso bemerkenswerter, als die Wirt
schafts- und Währungsunion und die damit 
verbundenen Veränderungen im institutionellen 
Gefüge des ökonomischen Systems der EU eine 
Fundamentaländerung darstellen. Diese Änderung 
wird zweifellos einige positive Effekte zeitigen, wie 
insbesondere den Wegfall des Wechselkursrisikos 
und die Eindämmung der Devisenspekulation. 

Die Vorteile einer einheitlichen Währung 
müssen jedoch den Nachteilen gegenübergestellt 
werden, die sich im Krisenfall aus der Ein
schränkung autonomer Spielräume in der Budget
politik und bei der Festsetzung des Wechselkurses 
und der Zinssätze ergeben. Eine derartige Gegen
überstellung scheint die Bundesregierung - im 
Gegensazt zu den angeführten Expertenaussagen 
- nicht für notwendig zu halten. 

Zu befürchten ist, daß auch in Österreich die 
Einhaltung der Konvergenzkriterien dazu führen 
wird, daß ökonomische Krisen ausschließlich mit 
Mitteln der Lohn- und Fiskalpolitik bekämpft 
werden. Das würde aber bedeuten, daß die 
Vorteile der WWU mit dem Risiko der Kürzung 
sozialer und umweltpolitischer Ausgaben verbun
den wäre. Dieses Risiko ist aus der Sicht der 
Grünen allerdings nicht zu verantworten. Die 
Bundesregierung setzt sich in ihrem Bericht mit 
diesen möglichen Folgen des Beitritts zur WWU 
nicht einmal auseinander. 

Beitrittskosten : 

Wenige Wochen vor den Beschlüssen des 
Nationalrates, mit denen die Frage des EU
Beitritts der Bevölkerung zur Volksabstimmung 
vorgelegt werden sollen, ist völlig unklar, in 
welchem Ausmaß der EU-Beitritt Österreichs und 
seine Folgewirkungen den Bundeshaushalt und 
mittelbar auch die Haushalte der Länder und 

Gemeinden belasten wird. Mit Recht titelt dieser 
Tage eine Zeitung in ihrem Wirtschaftsteil: "Höhe 
des EU-Mitgliedsbeitrages wechselt von Tag zu 
Tag", wobei die Auskünfte des Finanzministeriums 
selbst innerhalb eines Monats einer Schwankung 
von mehr als 7 Milliarden durchmachten. Offen ist 
auch, wie diese Mittel aufgebracht werden können 
und welche Änderungen der Budgetstruktur durch 
den EU-Beitritt ausgelöst werden. 

Die Schwierigkeiten der Finanzierung des EU
Beitritts samt seiner "Nebenkosten" wie 
insbesondere der erforderlichen Ausgleichszahlun
gen an die Bauern - wurde auch vom Wirt
schaftsforscher Univ.-Prof. Dr. Fritz Breuss im 
parlamentarischen Hearing vom 25. April 1994 
bestätigt, der prognostizierte,' das Budgetdefizit 
werde im Jahr 1995 auf 133 Milliarden S 
ansteigen. Zu befürchten ist auch hier, daß die 
finanziellen Anstrengungen des Beitritts auf dem 
Rücken anderer Politikbereiche bewältigt werden, 
etwa der Sozialpolitik oder der Umweltpolitik. 

Durch die vielen Fragen, die die Bundesregie
rung in diesem Zusammenhang offenläßt, entsteht 
der Eindruck, daß elmge wenige politische 
Zielsetzungen die Beitrittspolitik der Bundesregie
rung bestimmen, von einem Konzept zur Lösung 
der mit dem Beitritt zusammenhängenden Pro
bleme aber nicht die Rede sein kann. Ohne ein 
solches Konzept werden aber zugunsten einiger 
weniger politischer Ziele Handlungsmöglichkeiten 
verspielt, die zur Sicherung anderer Ziele essentiell 
sind. 

Wirtschaftspolitisches Resümee 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Bericht 
stellt keine taugliche Grundlage dar, eine seriöse 
Abwägung von V or- und Nachteilen eines Beitritts 
Österreichs zur Europäischen Union vorzunehmen. 
Die mangelhafte Ausnutzung der derzeit gegebe
nen Handlungsspielräume der österreichischen 
Wirtschaftspolitik und das Fehlen umfassender 
Konzepte zur Bewältigung der Beitrittslasten 
lassen erhebliche Zweifel daran aufkommen, ob 
es dieser Bundesregierung gelingen kann, die - in 
vielen Bereichen durchaus möglichen - Vorteile 
eines EU-Beitritts offensiv und in einer Art und 
Weise zu nutzen, die die soziale Sicherheit der 
Menschen und den Schutz der Umwelt in 
Österreich gewährleisten können. 

Verkehr: 

Ausgangslage : 

Die enormen Belastungen, die der motorISIerte 
Straßenverkehr -" insbesondere der Schwerverkehr 
- für Mensch und Umwelt sowie für die Budgets 
von Bund, Länder und Gemeinden mit sich bringt, 
brauchen. hier nicht näher dargestellt zu werden. 
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Ein gravierender Teil dieser Problematik wird in 
Österreich durch den LKW -Verkehr auf den 
Transitachsen verursacht. 

Die Entschlossenheit der Bevölkerung, diese 
Belastungen nicht mehr hinzunehmen, haben zum 
Abschluß des "Transitvertrages" zwischen Öster
reich und der EG geführt, der das Ziel verfolgte, 
die Schadstoff-Emissionen durch den Transitver
kehr zu reduzieren. Der Grad der Erreichung 
dieses Ziels wird nach dem Transitvertrag anhand 
der Reduktion von "Ökopunkten" gemessen, wobei 
als Ausgangsbasis das Belastungsniveau des Jahres 
1991 festgelegt wurde. 

In diesem Zusamm~nhang ist auf einen gravie
renden Mangel des im übrigen positiven Transit
vertrags hinzuweisen: Das in Ökopunkten ausge
drückte Belastungsniveau des Jahres 1991 wurde 
im Transitvertrag um etwa 40% höher festgelegt als 
es tatsächlich war. Die seit Inkrafttreten des 

. Vertrags feststellbare Reduktion ist also die 
Reduktion einer fiktiven und überhöht angenom
menen und nicht der tatsächlichen Belastung. Diese 
Kritik der Grünen hat sich au·ch schon im ersten 
Jahr des Transitvertrages bestätigt, insofern, als um 
20% der Ökopunkte übrig geblieben sind. Das 
heißt, Österreich hat der EU soviele Ökopunkte 
zugestanden, daß die EU-Frächter nicht in der 
Lage waren, alle Ökopunkte aufzubrauchen. 

Die Situation Österreichs als Alpentransit-Land 
ist betroffen auch durch die konsequente Politik, 
die die Schweiz in diesem Bereich macht (Stich
worte: 20 t-Limit, Alpeninitiative). In diesem 
Zusammenhang ist spätestens im Jahr 2004 eine 
enorme Zuspitzung der Belastung auf den öster
reichischen Transitachsen zu erwarten, da der 
Transivertrag ausgelaufen sein wird, die Schweiz 
für den LKW-Transit gesperrt sein wird und auch 
die Schweizer Bahntransversalen (NEAT) voraus
sichtlich noch nicht fertiggestellt sein werden. 

Verkehrspolitische Zielsetzungen: 

Vor dieser Ausgangslage sind die wichtigsten 
verkehrspolitischen Zielsetzungen: 

Reduktion des Gesamtverkehrs : Erst eine 
massive Einschränkung des Straßenverkehrs macht 
eine Ausweitung des Bahnverkehrs sinnvoll (zB 
Brenner-Basistunnel) . 

Herstellung der Kostenwahrheit: Verkehrspolitik 
muß danach streben, daß jeder Verkehrsträger die 
von ihm verursachten Kosten auch selbst trägt. 
Könnte dieses Ziel erreicht weden, würden sich 
höchstwahrscheinlich die meisten dirigistischen 
Eingriffe erübrigen. 

Ein wesentliches Teilziel in diesem Zusammen
hang und unbestrittene Vorgabe für das Verhand
lungsteam der österreichischen Bundesregierung 
war die uneingeschränkte Beibehaltung des Tran
sitvertrages nach einem EU-Beitritt. 

Das Verhandlungs ergebnis: 

Vor dieser Ausgangslage ist das Verhandlungs
ergebnis der Bundesregierung zu beurteilen. 

Bilateraler LKW-Verkehr 

Bis 1. Jänner 1997 sollen die derzeit zwischen 
Österreich und den einzelnen EU-Mitgliedstaaten 
vereinbarten Kontingente bilateraler LKW -Fahrten 
vollständig liberalisiert werden. Ein erster Libe
ralisierungsschritt soll schon mit 1. Jänner 1995, ein 
weiterer mit 1. Jänner 1996 vorgenommen werden 
(unklar· ist, wie diese Liberalisierungsschritte 
aussehen sollen). Verkehrsminister Klima selbst 
hat vor dem Abschluß der Verhandlungen sein 
Festhalten an den bilateralen Kontingenten -
richtigerweise' - damit begründet, daß eine 
Aufhebung dieser Kontingente die Umgeehung 
des Ökopunkte-Systems sehr leicht machen würde. 
Zitat Klima: "Eine Liberalisierung ... lehnt Wien 
deshalb ab, weil dann durch die Vortäuschung von 
zwei bilateralen Fahrten, etwa von Hamburg nach 
Innsbruck und dann von Innsbruck nach Verona, 
die Ökopunkte-Pflicht umgangen werden könnte." 
(apa 18.2. 1994). Kontrollrnaßnahmen, die eine 
solche Umgehung des Ökopunkte-Systems verhin
dern könnten, sind im Verhandlungsergebnis nicht 
ansatzweise enthalten. 

Gewichtslimit für LKW: 

Die österreichische Verhandlungsposition war, 
eine Erhöhung des in Österreich zulässigen 
Höchstgewichts von LKW's von derzeit 38 tauf 
das Gewichtslimit der EU von derzeit 40 t zu 
verhindern. Österreich hat schließlich einer Erklä
rung zugestimmt, daß es "dem gemeinschaftlichen 
Besitzstand . . . (in diesem Bereich) . . . durch die 
straffreie Zulassung eines Gewichts von 38 t bei 
einer Toleranzspanne von 5 vH nachkommt". 
Dazu Zitat Klima (vor Abschluß der Verhandlun
gen): "Schaffen wir die überladungsstrafen ab, 
wäre das EU -Gewichtslimit von 40 t erreicht und 
unser Ziel, eine stärkere Verlagerung auf die 
Schiene zu erreichen, untergraben." (apa, 18. 2. 
1994). 

Besteuerung des LKW-Verkehrs: 

Österreich würde sich im Fall eines Beitritts 
verpflichten, die EU -Wegekostenrichtlinie zu über
nehmen. Dies würde bedeuten, daß der Schwer
verkehrsbeitrag, der derzeit in Österreich durch
schnittlich pro LKW und Jahr 70 000 S beträgt, 
auf einen Betrag von 17 000 S fällt (das entspricht 
einer steuerlichen Entlastung des LKW -Verkehrs 
um zirka 75%). 

Diesen Rückschritt möchte die Bundesregierung 
durch innerösterreichische Maßnahmen ausglei
chen, nämlich eine Erhöhung von Kfz- und 
Mineralölsteuer sowie durch die Einführung eines 
Road-Pricing-Systems. Eine Erhöhung der Kfz-
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Steuer würde allerdings eine einseitige Diskriminie
rung der österreichischen Frächter bedeuten und 
den Transit-Schwerverkehr ungerechtfertigt begün
stigen. Dies gilt ebenso für die Erhöhung der 
Minieralölsteuer, da eine Durchquerung Öster
reichs ohne Tanken leicht möglich ist. 

Die Einführung eines flächendeckenden Road
Pricing-Systems wäre prinzipiell geeignet, den 
Kostendeckungsgrad von Transit-LKW's zu heben 
und einen Ausgleich zur Reduzierung des Schwer
verkehrbeitrages zu schaffen. Allerdings sind solche 
Systeme technisch äußerst kompliziert und auf
wendig, sodaß realistischerweise mit ihrer Ein
führung aus rein technischen Erwägungen aller
frühestens im Jahr 2000 zu rechnen ist. Bis dahin 
kann bestenfalls über das derzeitige Mautsystem 
eine Erhöhung der LKW-Kostenbeiträge erreicht 
werden. 

Alle geplanten Maßnahmen - Steuererhöhun
gen, Road-Pricing und Mauterhöhungen 
bedürfen allerdings mutiger und konsequenter 
politischer Entscheidungen, denn in der Vergan
genheit haben bereits ganz kleine Schritte in 
Richtung Beschränkung des LKW -Verkehrs jah
relanges politisches Tauziehen benötigt. Bereits 
äußerst moderate Anhebungen der BrennereMaut 
haben zu wütenden EU-Protesten geführt. Ob die 
erforderlichen Qualitäten von den verantwortlichen 
österreichischen Verkehrspolitikern erwartet wer
den können, wird hier bezweifelt (s.o.!). 

Laufzeit des Transitvertrags: 

Der derzeit bestehende Transitvertrag sollte bis 
31. Dezember 2004 gelten. Nach dem Ergebnis der 
Beitrittsverhandlungen soll der Rat der EU vor 
dem 1. Jänner 1998 "das Funktionieren der 
Bestimmungen über den Straßengütertransitver
kehr durch Österreich" (= die Regelungen des 
Transitvertrags) überprüfen. Kriterien dieser Über
prüfung: " ... die wesentlichen Grundsätze der 

. Gemeinschaftsvorschriften ... , so das reibungslose 
Funktionieren des Binnenmarkts, insbesondere der 
freie Warenverkehr und der freie Dienstleistungs
verkehr, der Schutz der Umwelt im Interesse der 
Gemeinschaft insgesamt und die Verkehrsicher
heit". Auf Grund dieser Überprüfung kann der Rat 
einstimmig andere Maßnahmen beschließen, 
m.a.W. den Transitvertrag außer Kraft setzen. 
Auf Grund des Einstimmigkeitserfordernisses 
könnte Österreich eine solche Entscheidung 
allerdings verhindern (vorausgesetzt, es widersetzt 
sich erfolgreich dem Druck, der in diesem 
Zusammenhang zu erwarten ist). 

Weiters soll die Kommission in Zusammenarbeit 
mit der Europäischen Umweltagentur vor dem 
1. Jänner 2001 eine wissenschaftliche Studie 
erstellen, um festzustellen, inwieweit das Ziel 
einer Reduzierung der Umweltbelastung (minus 
60% der Ökopunkte) auf einer dauerhaften und 

umweltgerechten Grundlage erreicht worden ist. 
Lautet das Ergebnis der Studie, daß dieses Ziel 
erreicht ist, so läuft der Transitvertrag aus. Doch 
auch, wenn festgestellt wird, daß das angestrebte 
Ziel noch nicht erreicht ist, ist ein Ende des 
Transitvertrages mit 1. Jänner 2001 leicht möglich. 
Der Rat kann dann nämlich mit Mehrheit 
"Maßnahmen im Gemeinschaftsrahmen " beschlie
ßen, die einen gleichwertigen Schutz der Umwelt 
gewährleisten. Maßgeblich für diesen Beschluß ist 
die Sichtweise der Mehrheit im Rat. 

Auf Grund der oben ("Ausgangslage") ange
führten 40%igen Überhöhung der Ökopunkte wird 
es leicht sein, die 60%ige Reduktion bereits bis 
1995 zu erreichen. Sodaß mit einem Auslaufen des 
Transitvertrags spätestens mit 1. Jänner 2001 zu 
rechnen ist. Sollte dies wider Erwarten nicht der 
Fall sein, so läuft der Transitvertrag maximal bis 
31. Dezember 2003. Die Laufzeit des Transitver
trags ist also durch das Verhandlungsergebnis 
jedenfalls um ein Jahr, mit großer Wahrschein
lichkeit aber um 4 Jahre verkürzt worden. Denkbar 
ist allerdings auch, daß durch erfolgreiche Druck
ausübung und politische Junktimierungen schon bei 
der erSten Überprüfung mit der Stimme Österreichs 
ein Auslaufen des Transitvertrags mit 
31. Dezember 1997 beschlossen wird. 

Anschlußregelung an den Transitvertrag: 

Im Hinblick auf die Dynamik der Verkehrs
entwicklung (s. o. "Ausgangslage"!) und auf die 
eingeschränkten verkehrspolitischen Handlungs
möglichkeiten Österreichs als EU-Mitglied erhebt 
sich die Frage, wie Österreich seine besonderen 
Interessen als Transitland innerhalb der EU nach 
Auslaufen des Transitvertrags wahren kann. Die 
diesbezügliche Deklaration im Verhandlungsergeb
nis schließt zwar eine ökologische Regelung in 
Zukunft nicht aus, ist aber auch kein Garant dafür. 

Subvention des Kombi-Verkehrs: 

Österreich hat sich in den Beitrittsverhandlungen 
verpflichtet, für den hoch defizitären 
Kombiverkehr auf der Brenner-Route emen 
"angemessenen Preis" festzulegen, "der im Wett
bewerb mit den Preisen für den Verkehr auf der 
Straße standhalten kann"; m.a.W.: Österreich 
verpflichtet sich, den Kombiverkehr von' EU
Frächtern noch höher als bisher mit österreichi
schen Steuergeldern zu subventionieren. 

Resümee: 

Die Erwartungen, die aus der besonderen 
Ausgangslage Österreichs im Bereich der Verkehrs-

. politik . an das österreichische Verhandlungsteam 
gerichtet waren, sind in keinem einzigen Punkt 
erfüllt worden. Die bisherigen Bemühungen, in der 
Verkehrspolitik Schritte in Richtung Kostenwahr
heit zu setzen, haben einen schweren Rückschlag 
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erlitten. Es ist nicht absehbar, ob die Auswirkungen 
diesen Rückschlags überhaupt je wieder ausgegli
chen werden können. Durch die Übernahme der 
EU-Wegekostenrichtlinie und die Zusage einer 
verstärkten Förderung des Kombiverkehrs durch 
entsprechend niedrige Tarife wird - anstelle von 
Kostenwahrheit - eine sich immer schneller 
drehende Subventionsspirale in Gang gesetzt: 
höhere Subvention des LKW-Verkehrs - unren
table Eisenbahn - höhere Subvention der Bahnen. 

Die Enttäuschung, die das Abgehen vom 
Transitvertrag bei der betroffenen Bevölkerung an 
den österreichischen Transitachsen ausgelöst hat, 
w-ird fatale Folgen für die soziale Akzeptanz des 
Ausbaus der Bahnkapazität haben. Schon derzeit 
gibt es massiven Widerstand gegen ein drittes und 
viertes Gleis im Unterinntal und insbesondere 
gegen den Brenner-Basistunnel. Dieser Widerstand 
stützt sich zu Recht darauf, daß die neuen 
Belastungen .durch eine zusätzliche Bahn-Transit
schneise nur hingenommen werden können, wenn 
der LKW -Verkehr tatsächlich und spürbar redu
ziert wird. 

Der politische Vorgesetzte der Bundesregierung, 
das österreichische Parlament, hat für den Fall 
einer Veränderung des Transitvertrages eindeutig 
festgelegt, was zu tun ist: "Die Bundesregierung 
wird aufgefordert, daran festzuhalten, daß im 
Sinne des Beschlusses des Ministerrates vom 
12. November 1991 als unabdingbare V orausset
zung für einen Beitritt Österreichs zur Euro
päischen Wirtschaftsgemeinschaft alle Inhalte des 
Transitvertrages für die volle im Vertrag verein
barte Laufzeit in Kraft bleiben und umgesetzt 
werden." Für einen Abschluß der Beitrittsverhand
lungen auf dieser Grundlage hatte die Bundesre
gierung kein Mandat. Auf der Grundlage der 
zitierten Entschließung des Nationalrates und des 
darin enthaltenen Versprechens an die betroffene 
Bevölkerung kann es keinen EU-Beitritt auf der 

. Grundlage des vorliegenden Beitrittsvertrages 
geben. 

Umwelt: 

Grundlegende Beurteilung der Ziele der EU aus 
der Sicht des Umweltschutzes: 

Der gemeinsame Binnenmarkt hat v.a. aus zwei 
Gründen besonderen Einfluß auf die Umwelt. 
Einerseits bedeuten Produktionssteigerungen fast 
immer eine Fortsetzung und Zunahme von 
Umweltbelastung. Das heißt, ohne flankierende 
Umweltschutzmaßnahmen hat Wirtschaftswachs
tum einen grundsätzlich negativen Einfluß auf die 
Umweltqualität. Die EU selbst prognostiziert unter 
der Voraussetzung, daß sie ihre Umweltpolitik im 
bisherigen Ausmaß fortführt, eine Zunahme an 
Schadstoffen his zum Jahr 2005 in folgendem 
Ausmaß: NOx : + 12 bis 14%; S02: + 8 bis 10%; 
CO2: + 15 bis 20%: Abfall: + 8 bis 10%. 

.Der zweite Umweltaspekt des Binnenmarktes 
liegt auf einer instrumentalen Ebene. Die Produkt
regelungen der Union bedeuten eine beträchtliche 
Einschränkung des Spielraums administrativer 
Produktgestaltung (wie etwa Stoffverbote uä.). 
Aber auch produktionsbezogene Maßnahmen -
wie etwa Grenzwertfestsetzungen - können im 
Binnenmarkt aufgrund wettbewerbspolitischer 
überlegungen ebenfalls verwässert werden. 

Das Verhandlungs ergebnis: 

Die österreichsiche Bundesregierung hatte sich 
zum Ziel gesetzt, im Zuge des EU-Beitritts keine 
Abstriche an möglicherweise höheren Umweltstan
dards zu dulden. Kernpunkt des Ergebnisses bildet 
schließlich eine Gemeinsame Erklärung der 
Mitgliedsstaaten der EU und der Beitrittswerber, 
in der "die große Bedeutung, die der 
Förderung eines hohen Schutzniveausin den 
Bereichen Gesundheit, Sicherheit und Umwelt im 
Rahmen des Tätigwerdens der Gemeinschaft sowie 
in Einklang mit den Zielen und Kriterien des 
Vertrags über die Europäische Union" unterstri
chen wird. 

Für eine übergangszeit von 4 Jahren braucht 
Österreich den gemeinschaftlichen Besitzsüand 
nicht anzuwenden. Im Beitrittsvertrag ist fest
gelegt, daß "als Ausnahme für bestimmte Einzel
fälle ein Verfahren zur Prüfung des gegenwärtigen 
gemeinschaftlichen Besitzstandes" durchgeführt 
wird. Die Vertragsparteien werden sich bemühen, 
daß dieses überprüfungsverfahren rechtzeitig vor 
Ablauf der 4 Jahre abgeschlossen werden kann. 
Gelingt dies nicht, so gilt der gemeinschaftliche 
Besitzstand an Umweltnormen auch in Österreich. 

In ihrem Bericht schreibt die Bundesregierung 
auch von einer (einseitigen) Erklärung, die Öster
reich abgegeben habe und die zusätzlich sicher
stellen solle, daß es zu keiner Absenkung des in 
Österreich derzeit geltenden Umweltschutzniveaus 
kommt. In dieser Erklärung habe Österreich 
festgehalten, daß es davon ausgehe, "die Institu
tionen der Union mit der Frage einer Verlängerung 
der übergangsperiode ... befassen" zu können, 
falls das überprüfungsverfahren zu keinem Ergeb
nis komme. 

Diese Erklärung gehört zu jenen Erklärungen, 
die - entgegen dem Eindruck, den der Bericht 
vermittelt - nicht in die Schlußakte aufgenommen 
wurden und die daher für den Inhalt und auch für 
die Auslegung des Beitrittsvertrages wohl gänzlich 
unbedeutend sind (siehe dazu oben in der 
Einleitung unter "Procedere"!). 

Hingegen ist im Bericht der Bundesregierung 
eine gemeinsame - also auch von Österreich 
mitgetragene - Erklärung nicht enthalten, die sich 
sehr wohl in der Schlußakte findet (Erklärung der 
Nr. 7) und derzufolge dem überprüfungsverfahren 
ua. auch das Kriterium der wirtschaftlichen und 
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sozialen Entwicklung der Gemeinschaft (Art. 130 r 
EG-Vertrag) zugrunde gelegt wird. In seinem 
Kommentar zum EG-Vertrag schreibt Geiger 
dazu: "Dieses Kriterium trägt den Bedenken 
einiger Mitgliedstaaten wegen der Möglichkeit 
wirtschaftlicher und (in ihrem Gefolge) sozialer 
Nachteile einer Umweltmaßnahme Rechnung" 
(Geiger, Kommentar zum EG-Vertrag, München 
1993). 

Diese getroffene Lösung, deren Wert durch die 
aufgezeigten Widersprüchlichkeiten zwischen 
Bericht und Vertrag in ein eigenartiges Licht 
gerückt wird, soll ua. auf folgende Bereiche 
angewendet werden: die in Österreich strengeren 
Verbote und Beschränkungen im Bereich des 
Chemikalienrechts (zB. das in Österreich derzeit 
geltende Verbot vo~ Pentachlorphenol, das Verbot 
der Verwendung von Kadmium als Stabilisator in 
PVC, den in Österreich begrenzten Kadmiumge
halt in Düngemitteln, die Kennzeichnungsvor
schriften im Chemikalienbereich), die strengeren 
Beschränkungen von Abfalltransporten Österreichs; 
das derzeit geltende Verbot das Imports von 
Nahrungsmitteln tierischer Herkunft mit Penicillin
rückständen, das Verbot von Lebensmitteln, die 
einer Behandlung mit ionisierenden Strahlen 
unterzogen wurden, usw. 

Die Bundesregierung beschreibt in ihrem Bericht 
die getroffene Reglung als Verpflichtung der EU, 
ihre Normen innerhalb der Frist gemeinsam mit 
den neuen Mitgliedstaaten "einer überprüfung zu 
unterziehen mit dem Ziel, gemeinsame 
Normen auf möglichst hohem Niveau zu errei
chen". Dieses Ziel des überprüfungsverfahrens ist 
dem Text des Beitrittsvertrages allerdings nicht zu 
entnehmen, vielemehr (so.!) die bloße Möglichkeit 
von "Ausnahmen für bestimmte Einzelfälle". 
Bemerkenswert ist, daß die Vertragsparteien nach 
dem Wortlaut der Gemeinsamen Erklärung (Nr. 6) 
in der Schlußakte die Bedeutung unterstreichen, 
die sie "der Förderung eines hohen Schutzniveaus 
beimessen", nach dem im Bericht der Bundesregie
rung wiedergegebenen Text unterstreichen sie die 
Bedeutung, ein hohes Schutzniveau zu 
erreichen". Der tatsächliche Text inder Schluß
akte macht es jedenfalls nicht mehr so leicht, zu 
behaupten, die Union habe mit dieser Erklärung 
der Umweltpolitik der beitretenden Länder 
"implizit Modellcharakter" zugewiesen, wie dies 
die Bundesregierung in ihrem Bericht behauptet. 

Zusammenfassende Beurteilung des "Umweltpa
kets": 

Die getroffene Regelung einer Übergangsfrist 
mit eingebauter Überprüfung des gemeinschaft
lichen Besitzstandes im Bereich Umweltschutz, 
Gesundheitsschutz und Produktsicherheit ist 
äußerst vage und wird - im Gegensatz zu den 
Behauptungen der Bundesregierung - keineswegs 
ausschließlich vom Wusch der Union getragen, ein 

hohes Schutzniveau zu erreichen. Vielmehr besteht 
auf seiten der Union das Bedürfnis, Umwelt
maßnahmen jedenfalls nur unter Mitberücksichti
gung wirtschaftlicher Erwägungen vorzunehmen, 
womit - symbolisch gesprochen - im über
prüfungsverfahren den "Betonierern" Tür und Tor 
geöffnet sind. 

Zu befürchten ist, daß der eigenständige Spiel
raum österreichischer Umweltpolitik, der bisher in 
einigen Bereichen durchaus genützt worden ist, für 
immer verloren ist, ohne daß an seine Stelle 
wirkungsvolle internationale Instrumente treten. 
Vielmehr muß erwartet werden, daß die Politik 
der Gemeinschaft etne Politik des kleinsten 
gemeinsamen Nenners sein wird. Die Vorreiter
rolle, die Österreich in manchen Bereichen des 
Umweltschutzes und auch des Lebensmittelrechts 
durchaus wahrgenommen hat, scheint angesichts 
der Ergebnisse der Beitrittsverhandlungen im Falle 
etnes tatsächlichen Beitritts verloren. Etwaige 
strengere Maßnahmen gemäß. Artikel 100 a 
Abs. 4 EG-Vertrag scheinen aufgrund der bishe
rigen Rechtsprechung des EuGH mehr als 
unrealistisch. Im Jahr 1993 wurden 3 im Auftrag 
des Umweltministeriums erarbeitete Studien fertig
gestellt, die die ökologischen Auswirkungen des 
Binnenmarktes auf Österreich beurteilen sollten. 
Sowohl die Studie von Prof. Raschauer als auch 
die Studie von Prof. Schiemer, Prof. Weish und 
Simone Lughofer belegen eindeutig, daß mit 
negativen Auswirkungen auf die österreichische 
Umweltsituation bei einem EG-Beitritt zu rechnen 
sein wird. 

"Die größte Verschärfung ist allerdings eindeutig 
im Integrationsszenario zu erwarten. Beurteilt nach 
der zu erwartenden Verschärfung der U mwelt
probleme und - was uns wichtig erscheint - nach 
der Entwicklung des umweltpolitischen Lösungs
potentials, überwiegen aus ökologischer Sicht die 
Bedenken über einen EG-Beitritt Österreichs." 
(Studie: Prof. Schiemer, Prof. Weish und Simone 
Lughofer) 

Hervorzuheben ist auch, daß die Bundesregie
rung ihre Beitrittspolitik gerade im Umweltbereich 
immer wieder mit dem Argument begründet hat, 
internationale Zusammenarbeit vergrößere die 
politischen Eingriffsmöglichkeiten gegen umwelt
schädliche Entwicklungen. Tatsächlich aber hat sie 
gerade in dieser Frage die Verhandlungen äußerst 
defensiv geführt und keine einzige internationale 
Frage des Umweltschutzes - wie etwa das Ziel 
der Erfüllung der Klimakonvention usw. - in die 
Verhandlungen eingebracht. 

Das Ergebnis der Beitrittsverhandlungen bestä
tigt die Grünen in ihrer Sichtweise, daß die EU 
kein Modell einer europäischen Integration 
darstellt, das in seiner derzeitigen Verfassung zur 
Lösung der europäischen Umweltprobleme geeig
net ist. Der Verzicht auf die national~taatlichen 
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Handlungsspielräume Österreichs in diesem 
Bereich - insbesondere auch der Möglichkeit, in 
vielen Bereichen eine Vorreiterrolle einzunehmen 
- ist vor dem Hintergrund dieses Verhandlungs
ergebnisses nicht zu rechtfertigen. 

Soziales: 

EU-Beitritt und Sozialpolitik: 

Zunächst ist ganz nüchtern anzumerken, daß 
Sozialpolitik in einer Wirtschafts gemeinschaft wie 
der EU naturgemäß einen untergeordneten Stellen
wert hat. Daran ändern auch die im Regierungsbe
richt angesprochenen "positiven Signale der letzten 
Jahre" - die Sozialcharta und das Sozialprotokoll 
von Maastricht - nichts: Die Sozialcharta ist 
völlig unverbindlich, und das Sozialprotokoll von 
Maastricht hat ·seine erste große Herausforderung 

Betriebsräte im sozialen Dialog nicht 
bestanden. 

In ihrem Bericht geht die Regierung davon aus, 
daß Österreich seine Sozialpolitik "in bewährter 
Weise" fortsetzen kann, weil in der EU nur soziale 
Mindeststandards vorgeschrieben würden, die 
sozialpolitischen Kompetenzen aber ansonsten bei 
den Mitgliedstaaten verblieben. Demgegenüber ist 
in den EU-Mitgliedstaaten allerdings bereits 
deutlich die Tendenz erkennbar, soziale Standards 
nach unten zu nivellieren, weil sie als Ein
schränkungen der Marktfreiheit bezeichnet wer
den und die finanziellen Spielräume der öffentli
chen Hand eingeengt werden. Die dynamische 
Erweiterung der Interpretation des freien Wettbe
werbs hat diesbezüglich bereits dazu geführt, daß 
Sozialversicherungsbeiträge als wettbewerbsverzer
rend bezeichnet werden (K. J. Bieback, Markt
freiheit in der EG und nationale Sicherheitspolitik 
vor und nach Maastricht, Europarecht 2/1993). 
Setzt sich die erwähnte Tendenz in der Frage der 
Sozialversicherungsbeiträge durch, so könnte das 
bedeuten, daß soziale Sicherheit stärker über 
nationale Budgets und nicht -: wie derzeit noch 
in Österreich - je zur Hälfte von Arbeitgeber-. 
Innen und ArbeitnehmerInnen getragen wird. Die 
Lastenverteilung würde sich dadurch zu ungunsten 
der sozial Schwächeren verschieben. 

Von erheblicher Bedeutung für die Entwicklung 
der Spielräume nationaler Sozialpolitik sind Maß
nahmen in anderen Bereichen, insbesondere im 
Bereich der Währungsunion. Die Auswirkungen, 
die die Übernahme der Konvergehzkriterien zwar 
indirekt, aber dafür umso massiver, auf das 
Instrumentarium zur Bekämpfung von Krisener
scheinungen haben könnten, wurden von der 
Bundesregierung nicht einmal untersucht. Die 
Einhaltung der Konvergenzkriterien - etwa der 
"tragbaren Finanzlage der öffentlichen Haushalte" 
(Art. 109 j EG-Vertrag) - wird allerdings unwei
gerlich die staatlichen Möglichkeiten zur Absiche
rung der vorhandenen sozialen Standards ein-

schränken und u. a. erheblichen Druck auf die 
Sozialbudgets erzeugen. Die Fortsetzung der 
Sozialpolitik "in bewährter Weise" ist daher 
keineswegs gesichert. 

Nach dem EWR-Abkommen ist Österreich 
verpflichtet, die Richtlinien der EU betreffend 
Mindestvorschriften über Sicherheit und Gesund
heit am Arbeitsplatz innerstaatlich umzusetzen. 
Das diesbezügliche Gesetzgebungsverfahren ist 
nunmehr .- verspätet - in Gang gekommen. 
Die bisher bekannt gewordenen Inhalte der 
vorgesehenen Regelung entsprechen allerdings 
nicht zur Gänze den Richtlinien-Erfordernissen. 
Insbesondere will man es sich offenbar ersparen, 
einen effizienten ArbeiternehmerInnen-Schutz im 
Bereich des öffentlichen Dienstes einzurichten. 
Bedenklich sind außerdem die geplanten über
gangsfristen, die bis ins nächste Jahrhundert 
reichen. Offenkundig fehlt es an politischer 
Durchsetzungskraft, um völkerrechtlichen Ver
pflichtungen im Bereich der Sozialpolitik voll
inhaltlich nachzukommen. Daß Österreich auf 
diese Weise wirklich "eine wichtige und aktive 
Rolle in der Gestaltung einer forschrittlichen 
europäischen Sozialpolitik spielen könnte", wie 
der Regierungsbericht meint, ist unglaubwürdig. 

Den geringen Stellt;nwert der Sozialpolitik nicht 
nur in der EU, sondern auch in Österreich spiegeln 
auch die Ausschußverhandlungen über dieses 
Kapitel im Unterausschuß wider. Das gesamte 
Kapitel wurde in einer Stunde abgehandelt und das 
Interesse insbesondere der beiden Regierungsfrak
tionen war durch geringe Präsenz ihrer Abge
ordneten dokumentiert. Erhebliche Zeit nahm die 
persönliche Diffamierung einer im Ausschuß 
anwesenden Expertin in Anspruch, die im Auftrag 
des Sozialministeriums eine kritische und 
unveröffentlicht gebliebene - Studie über das 
Thema "EU und Sozialpolitik" verfaßt hat. 

Das Verhandlungs ergebnis: 

Maßnahmen bei Problemen auf Grund der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer: 

Um möglichen Schwierigkeiten auf dem öster
reichischen Arbeitsmarkt entgegentreten zu kön
nen, hatte die Regierung in ihrer Verhandlungs
position sich zum Ziel gesetzt, "in der Beitrittsakte 
. . . die Möglichkeit der Anrufung einer Schutz
klausei vorzusehen, die sicherstellt, daß bei 
erheblichen Schwierigkeiten .. arbeitsmarktpoli
tisch notwendige Maßnahmen einseitig getroffen 
werden können .... es sollen vorzugsweise solche 
Maßnahmen gewählt werden, die mit dem 
Gemeinschaftsrecht vereinbar sind". Als Ergebnis 
der Verhandlungen enthält die Schlußakte eine 
Gemeinsame Erklärung, wonach bei derartigen 
Problemfällen die Organe der Union befaßt 
werden können. Die getroffenen Lösungen müssen 
mit dem EU-Recht "völlig im Einklang stehen". 
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Warum für Lösungen, -die ohnehin "völlig" dem 
EU-Recht zu entsprechen haben, verhandelt 
werden muß, ist nicht ersichtlich. Sozialpolitischer 
Handlungsspielraum für kritische Situationen am 
Arbeitsmarkt wurde damit jedenfalls nicht geschaf
fen. 

Nachtarbeitsverbot für Frauen: 

Verhandlungsziel der Bundesregierung in dieser 
Frage war eine Übergangsfrist bis zum Jahr 2001 
zur Angleichung der österreichischen Rechtslage 
- nämlich dem Nachtarbeitsverbot nur für Frauen 
- an die Anforderungen des EU-Rechts, keine 
willkürlichen Unterscheidungen zwischen Arbeit
nehmerinnen und Arbeitnehmern zu trefen. Dieses 
Ziel hat Österreich nur scheinbar erreicht, da der 
Rat vor dem 31. Dezember 1997 diese Ausnah
meregelung im Lichte der Erfordernisse des 
Gemeinschaftsrechts überprüfen soll. Entgegen 
dem Verhandlungsziel der Regierung scheint 
nunmehr eine übergangsfrist nur bis 1997 
möglich, nach diesem Termin entscheidet jeden
falls der EU-Rat und nicht mehr Österreich 
autonom. Probleme können sich für Österreich 
dadurch ergeben, daß es durch ein ILO-Abkom
men völkerrechtlich verpflichtet ist, Frauen gegen 
Nachtarbeit zu schützen, und dieses Abkommen 
nach herrschender Meinung erst mit Wirkung Im 
Jahre 2001 gekündigt werden kann. 

Durchsetzung arbeits- und sozialrechtlicher Anspru
che und Nonnen: 

Grundsätzlich gilt innerhalb der EU das Prinzip 
des inernationalen Arbeits- und Sozialrechts, 
wonach auf ein Arbeitsverhältnis das Arbeits- und 
Sozialrecht z~ingend Anwendung findet, das am 
Beschäftigungsort gilt. Eine große Ausnahme gibt 
es aber bei ArbeitnehmerInnen, deren Arbeits
-verhältnis dem Schwerpunkt nach im Entsendeland 
liegt ( der Wegfall der Grenzen wird wohl zu einer 
Häufung solcher Beschäftigungsverhältnisse füh
ren). In diesen Fällen gilt das Arbeits- und 
Sozialrecht des Entsendestaates. 

Der EuGH hat in diesem Zusammenhang 
angeregt, daß Mitgliedstaaten ihre arbeits- und 
sozialrechtlichen Vorschriften auch für die ent
sandten Arbeitskräfte in Geltung setzen. Allerdings 
wird dies von einigen Mitgliedstaaten abgelehnt 
(zB Deutschland), die sich außerdem auch dagegen 
wehren, daß auf Gemeinschaftsebene zumindest 
Mindeststandards für die entsandten Arbeitskräfte 
geschaffen werden. 

Wichtig wäre in diesem Zusammenhang, daß die 
in einen anderen- Mitgliedstaat entsandten Arbeit
nehmerInnen ihre arbeits- und sozialrechtlichen 
Ansprüche auch dort geltend machen können, wo 
sie arbeiten, also in jenem Land, wohin sie entsandt 
wurden. Die Verhandlungsposition der Bundesre
gierungs beinhaltete das Ziel, mit den EG-Unter-

zeichnerländern eine österreichische Ausnahmebe
stimmung hinsichtlich des Europäischen Gerichts
stands- und Vollstreckungsabkömmens auszuhan
deln, die solange in Geltung bleiben sollte, bis eine 
entsprechende Regelung auf EG-Ebene geschaffen 
würde. Im Bericht der Bundesregierung ist von 
diesem - durchaus sinnvollen - Verhandlungsziel 
und seinem Schicksal keine Rede mehr. Das 
Verhandlungsergebnis verdeutlicht in dieser Frage 
ein sehr typisches Merkmal der Europäischen 
Einigung im Rahmen der EU: Die Möglichkeiten 
grenzüberschreitender Arbeitsverhältnisse werden 
durch den Wegfall der Grenzen erweitert, die 
Möglichkeiten, sozial- und arbeitsrechtliche 
Ansprüche aus solchen Arbeitsverhältnissen durch
zusetzen, hingegen nicht. 

Beobachterstatus im EG-Rat/COREPER: 

Betreffend die Mitbestimmung der Arbeitneh
merInnen in grenzüberschreitend tätigen Unter
nehmen lautete die Verhandlungsposition: "Für 
den Zeitraum der EG-Beitrittsverhandlungen bis zu 
einem möglichen Beitrittsdatum Österreichs wäre 
es daher für Österreich von wesentlicher Bedeu
tung, in die Beratungen über diese Richtlinienvor
schläge auf Gemeinschaftebene einbezogen zu 
werden und einen Beobachterstatus im EG-Ratl 
COREPER zu erhalten." Von diesem Verhand
lungsziel ist im Regierungsbericht nicht mehr die 
Rede, was als Zeichen dafür zu verstehen ist, daß 
auch die Regierung selbst das im Beitrittsvertrag 
vorgesehene Konsultationsverfahren für zu 
schwach hält, um in der gewünschten Weise an 
diesen Beratungen mitwirken zu können. 

Schutz der Arbeitsumwelt : 

Ein wichtiges Ziel der Bundesregierung war 
weiters, zu Artikel 100 a das EG-Vertrags betref
fend Harmonisierungsmaßnahmen und Schutzme
chanismen für einzelstaatliche Maßnahmen eine 
Erklärung nach dem Beispiel Dänemarks durch
zusetzen. Diese Erklärung hätte vorsehen sollen, 
daß einzelstaatliche Maßnahmen zum Schutz der 
Arbeitsumwelt auch dann angewendet werden 
können, wenn gemäß Artikel 100 erlassene Har
monisierungsmaßnahmen in geringem Umfang 
erlassen werden. Was aus diesem Verhandlungs
ziel geworden ist, verschweigt die Bundesregierung. 

Strukturfonds : 

Dieser Teil des Berichts enthält lediglich Beträge 
doch keine Inhalte. Skepsis ist in diesem Bereich 
insofern angebracht, als eine wesentliche Kritik an 
der bisherigen Verwendung von Fondsmitteln 
dahin geht, daß teilweise nur kurzfristig beschäfti
gungswirksame und auch ökologisch bedenkliche 
Projekte gefördert wurden. 
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Mehrwertsteuer auf Sozialversicherungsleistungen: 

Binnen einer Übergangsfrist von 2 Jahren soll 
hier eine Arbeitsgruppe versuchen, die durch den 
EU-Beitritt erforderlich werdende Besteuerung von 
Leistungen der Sozialversicherung ohne Verteue
rung einzuführen bzw. ein Modell dafür zu 
entwickeln. Ob das gelingen wird, ist zweifelhaft, 
eine Erhöhung der Beiträge oder die Einschrän
kung von Versicherungsleistungen ist zu befürch
ten. 

Sozialpolitisches Resümee: 

Das Verhandlungsergebnis enthält keine hin
reichenden Vorkehrungen gegen den durch einen 
EU-Beitritt zu erwartenden Druck auf die sozialen 
Standards in Östereich. Die Rahmenbedingungen 
für Sozialpolitik in Österreich werden sich durch . 
die Einschränkung sozialpolitischer Handlungs
spielräume (insbesondere durch Einhaltung der 
Konvergenzkriterien) und durch den verstärkten 
Druck des Wettbewerbs mit sozialpolitisch schlech
ter entwickelten Ländern verschlechtern. Offen
sichtlich hat die Bundesregierung das Ziel der 
Erhaltung und zeitgerechten Weiterentwicklung 
der sozialen Standards in Österreich dem Ziel der 
wirtschaftlichen Integration untergeordnet. 

Inneres: 

Geplanter Beitritt zum Schengener Abkommen: 

Der Beitritt Österreichs zur EU beinhaltet auch 
einen Aspekt, der im Bericht der Bundesregierung 
nicht angesprochen ist, nämlich die Haltung 
Österreichs zum Schengener Abkommen. In 
diesem Abkommen hat sich ein Teil der Mitglied
staaten der EU zusammengeschlossen, um ihr 
Vorgehen gegenüber Ausländerinnen zu koordi
meren. 

Dieses Abkommen ist dadurch gekennzeichnet, 
daß seine Regelungen in einem Umfeld entwickelt 
werden, die nicht einmal den - schlechten -
demokratischen Standards der Rechtsetzung in der 
EU entsprechen, sondern mehr oder weniger einen 
Ausschluß der Öffentlichkeit darstellt. Ziele dieses 
Abkommens sind u. a. die Entwicklung eines 
einheitlichen Datenerfassungssystem (mit völlig 
fehlenden datenschutzrechtlichen Instrumenten), 
die stärkere Abschottung der EU-Außengrenzen, 
als dies nach EU-Recht erforderlich ist,und die 
Entwicklung einer koordinierten Asylpolitik (die 
AsylwerberInnen in ihren Möglichkeiten, in den 
einzelnen Mitgliedstaaten um Asyl anzusuchen, 
einschränken soll). 

Österreich hat bei· den Organen dieses Abkom
mens Beobachterstatus und - nach Informationen 
aus Brüssel - am 13. und 14. April Verhandlun
gen über einen Voll-Beitritt zu diesem Abkommen 
geführt (Ein Voll-Beitritt ist erst möglich, wenn 
Österreich EU-Mitglied ist.). 

Ein Beitritt zum Schengener Abkommen ist aus 
demokratiepolitischen und menschenrechtlichen 
Erwägungen abzulehnen. Äußerst bedenklich ist, 
daß die Bundesregierung ihre diesbezüglichen 
Absichten nicht offen auf den Tisch legt und den 
- offenbar angestrebten - Beitritt zum Schenge
ner Abkommen im Gefolge des EU-Beitritts 
öffentlich nicht zur Diskussion stellt. Die Grünen 
fordern die Offenlegung aller diesbezüglichen 
Pläne. 

Mangelhafte Umsetzung der Freizügigkeit 1m 

Europäischen Wirtschaftsraum : 

Seit dem Inkrafttreten des EWR sind EWR
BürgerInnen und ihre Angehörigen - auch jene, 
die nicht StaatsbürgerInnen eines EWR-Staates 
sind - in Österreich InländerInnen gleichzustellen. 
Diese rechtlichen Verpflichtungen hat Österreich 
bis heute nicht erfüllt. ZB. ist es im Bereich der 
Arbeiterkammerwahlen und des Unterhaltsvor
schußgesetzes bisher nicht einmal zur Gleich
stellung von EWR-Bürgerlnnen gekommen, bei 
Betriebsratswahlen, beim Verbrechensopfergesetz, 
beim Zugang öffentlicher Ämter ist die Gleich
stellung der Angehörigen von EWR-Bürgerlnnen, 
die nicht Staatsbürger eines EWR-Staates sind 
("begünstigte Drittlands-AusländerInnen") nicht 
verwirklicht. 

Inländer-Diskriminierung durch die österreichische 
Ausländergesetzgebung : 

Österreich ist nach dem EWR-Abkommen 
verpflichtet, unter dem Gesichtspunkt der Freizü
gigkeit alle EWR-BürgerInnen und deren Ange
hörige, auch wenn diese nicht EWR-Bürgerlnnen 
sind, gleich zu behandeln. Die Behandlung der 
eigenen StaatsbürgerInnen ist allerdings außerhalb 
der Reichweite dieses Abkommens. Diesen Spiel
raum hat die österreichische Gesetzgebung prompt 
genützt: Österreichische StaatsbürgerInnen sind in 
Österreich in bezug auf ihre Verwandten aus dem 
Nicht~EWR-Ausland schlechter gestellt als alle 
anderen EWR-Bürgerlnnen. Beispiel: Der polni
sche Schwiegervater eines deutschen Staatsbürgers, 
der in Österreich lebt, muß - solange das 
Verwandtschaftsverhältnis aufrecht ist - in Öster
reich wie ein Inländer behandelt werden. Die 
tschechische Mutter einer österreichischen Staats
bürgerin jedoch nicht. 

Resümee zum Bereich Inneres: 

Die österreichische Bundesregierung strebt 
offenbar an, als Mitglied der EU den Block jener 
Mitgliedstaaten der EU zu stärken, der die 
Europäische Union zu einer Festung mit möglichst 
undurchlässigen Außengrenzen ausbauen möchte. 
Damit werden aller Voraussicht nach wichtige 
außenpolitische Traditionen der Nachbarschafts
politik gegenüber Nicht-EU-Mitgliedern in die 
Brüche gehen. 
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Die mangelhafte Umsetzung der Freizü'gigkeit 
im EWR dokumentiert ein eklektizistisches Ver
hä�tnis der Bundesregierung zu' den Zielen der 
Europäischen Union: Die Ziele der wirtschaftlichen 
Integration werden offensiv angestrebt, das Ziel 
der Freizügigkeit untergraben. Die Grundhaltung, 
die darin zum Ausdruck kommt - wirtschaftlich 
liberal, AusländerInnen gegenüber national - ist 
empörend. Der häufig argumentierte anti-natio
nalistische Effekt der europäischen Integration 
kann so sicherlich nicht zum Tragen kommen. 

Landwirtschaft: 

Ausgangslage : 

Der Abschluß der Uruguay-Runde des GATI
Abkommens und die Östöffnung verschärfen das 
Tempo der Internationalisierung des Agrarsektors. 
Der nationale Gestaltungsspielraum für die Agrar
politik wird durch die internationalen Bindungen 
(EWR, GATT und Ostöffnung) unterschiedlich 
stark eingeengt .. Während das GA TI -Abkommen 
nur die Ziele, nicht aber die Art der Erreichung der 
Ziele festlegt, werden die nationalen Spielräume bei 
einem EU-Beitritt erheblich stärker eingeengt, da 
Österreich nicht nur die Zielsetzungen, sondern 
auch die Instrumente der Gemeinsamen Agrar
politik übernehmen muß. 

Für die betroffenen Bauern und das öster
reichische Agrarsystem bedeutet die angesprochene 
Dynamik einen enormen Anpassungsdruck. Strate
gische Entscheidungen sind zu treffen, die die 
bäuerlichen Betriebe Österreichs existentiell betref
fen. W esentlicher Teil dieser Strategie ist für die 
österreichische Bundesregierung der Beitritt Öster
reichs zur EU. 

Wesentliche Merkmale des Agrarsystems der EU 
lassen sich durch folgende Zahlen ausdrücken: 

6% der EU-Getreidebauern produzieren auf 50% 
der EU-Anbaufläche 60% des EU Getreides; 15% 
der EU-Milchviehbetriebe erzeugen 50% der EU
Milch; 10% der EU-Rinderhalter besitzen 50% der 
EU -Rindereinheiten. 

20% der landwirtschaftlichen Betriebe der EU 
erhalten 80% der landwirtschaftlichen Beihilfen der 
EU. 

1 % des Gesamtagrarbudgets der EU wird für 
"umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum 
schützende landwirtschaftliche Produktionsverfah
ren" im Rahmen der Agrar-Umweltverordnung 
(2078/92/EWG) aufgewendet. 

Die EU bezahlt 100% der überschußverwertung 
ihrer Landwirtschaft aus der Gemeinschaftskassa, 
jedoch nur 50% der Kosten von .Programmen zur 
Ökologisierung der Landwirtschaft. 

Zielsetzungen einer zukunftsträchtigen Strategie: 

Der Druck, den die Internationalisierung der 
landwirtschaftlichen Märkte erzeugt, könnte als 
Chance für eine Umgestaltung des österreichischen 
Agrarsystems verstanden werden. Die Zielsetzun
gen dieser Umgestaltung müßten aus grüner Sicht 
lauten: 

Flächendeckende Ökologisierung der öster
reichischen Landwirtschaft durch bessere 
Koordination des landwirtschaflichen Förde
rungssystems sowie durch Bindung von 
Förderungen an ökologische und soziale 
Kriterien. 
Nutzung und massive Förderung der Markt
chancen für ökologisch hochwertige Pro
dukte. 

Zur Verhandlungs führung und zum Procedere: 

Zur Verhandlungsführung ist anzumerken, daß 
die offiziellen Interessenvertreter der einzelnen 
Produktions sparten (zB Bergbauern, Biobauern) zu 
wenig in die Verhandlungsführung miteinbezogen 
wurden. Weiters wurden fundierte und mit großem 
Aufwand erstellte Konzepte wie das Ergebnis der 
Arbeitsgruppe Pohl für die Abgrenzung der Berg
und benachteiligten Gebiete auf der politischen 
Ebene erst gar nicht verhandelt (siehe dazu auch 
unten unter "Struktur- und Regionalförderung"!). 

Aufgabe der Bundesregierung ist es auch, durch 
ausreichende Informationen dazu beizutragen, daß 
die österreichische Bevölkerung sich rechtzeitig vor 
der Volksabstimmung ein klares Bild über die 
Bedingungen des Beitritts und die möglichen 
Auswirkungen machen kann. Kritisch anzumerken 
ist, daß diesbezüglich wenige Wochen vor der 
Volksabstimmung konkrete Informationen über die 
Auswirkungen der Marktöffnung und die Absen
kung der Erzeugerpreise, über die Auswirkungen 
eines Beitritts zu diesen Bedingungen auf die 
bäuerlichen. Betriebe, über die konkreten Aus
wirkungen auf die Nebenerwerbslandwirtschaft, 
über die Kriterien der Verteihing der degressiven 
Ausgleichsza~lungen, über die Sicherung der 
Arbeitsplätze in der kleinbetrieblich strukturierten 
österreichischen Landwirtschaft, über Programme, 
welche Impulse zur notwendigen Ökologisierung 
der Landwirtschaft geben sollen, fehlen. 

Das Verhandlungsergebnis zur Landwirtschaft: 

Das Binnenmarktmodell: 

Statt der geforderten Übergangs fristen und 
Grenzkontrollen wird sofort mit dem Beitritt das 
"Binnenmarktmodell" wirksam. Das bedeutet für 
die Bauern eine schockartige Anpassung an das 
niedrige EU-Preisniveau und damit schlagartig 
enorme Einkommenseinbußen. Wohl sind für vier 
Jahre degressive Ausgleichszahlungen vorgesehen, 
und der österreichischen Landwirtschaft werden 
für die nächsten 4 Jahre Milliardenbeträge zuge-
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sagt, doch gibt es bisher keine Konzepte, wie den 
österreichischen Bauern die aus dem niedrigeren 
Preisniveau und den Marktanteilsverlusten resultie
renden Einkommenseinbußen auf Dauer ersetzt 
werden können. Unklar ist bislang auch, nach 
welchen Kriterien diese Ausgleichszahlungen' ver
geben werden sollen. 

Das Ende des "ökosozialen Weges": 

Bemerkenswert ist, daß die Nivellierung der 
österreichischen Standards nach unten vom Land
wirtschaftsministerium bereits angekündigt wurde. 
So sollen die derzeit in Österreich geltenden 
Tierbestandsobergrenzen und die Düngemittelsteu
er abgeschafft werden. Das aber waren erste 
positive Elemente für den ökosozialen Weg der 
österreichischen Landwirtschaft und wesentliche 
Ansätze auf dem Weg zu einer umweltorientierten 
Landwirtschaft, die nun von der Bundesregierung 
anläßlich des EU-Beitritts preisgegeben werden. 

Quoten: 

Das Agrarkonzept der Bundesregierung .will sich 
durch die Absicherung von Quoten auf den 
überquellenden Märkten der EU behaupten. Die 
angepeilten Quoten wurden bei den Verhandlun
gen nicht erreicht. Darüber hinaus erscheint es 
allerdings wenig aussichtsreich, im zu erwartenden 
Konkurrenzdruck auf Quoten zu setzen: Im 
benachbarten Bayern sind die durchschnittliche 
Milchquote - bezogen auf die Bevölkerung -
fast doppelt und die jährlichen Kontingente der 
Betriebe im Durchschnitt dreimal so hoch wie in 
Österreich. Zu erwarten ist, daß ca. 40% des 
österreichischen Milchmarktes von Bayern über
nommen wird, wofür es bereits deutlich Anzeichen 
gibt. 

Ab-Hof-Verkauf: 

Jene Bauern, die bisher Ab-Hof verkauft haben, 
müssen eine Kürzung der Ab-Hof-Quote von 
430 000 tauf 367 000 t zugunsten einer Reserve
quote für die Molkereilieferungen hinnehmen. 
Darüber hinaus werden sie einen bürokratischen 
Hürdenlauf in Kauf nehmen müssen (Beantragung 
einer Ab-Hof-Quote, Belege für den Verkauf der 
Milch). 

Bergbauernförderung: 

Die österreichischen Bergbauern sind keineswegs 
"abgesichert". Dem Verhandlungsergebnis ist 
lediglich zu entnehmen, daß die Bergbauern die 
flächenbezogene, EU-konforme Ausgleichszulage 
erhalten, wobei 75% aus nationalen Mitteln bezahlt 
werden. Jene Bergbauern, die nach EU-Kriterien 
weniger als 1993 oder gar nichts erhalten würden, 
bekommen den gleichen Betrag wie 1993. Für diese 
Bauern handelt es sich um eine Verliererregelung, 
denn ihr Zuschuß wird offensichtlich für die 

nächsten zehn Jahre eingefroren, jedenfalls wurde 
bisher nicht zugesagt, daß eine dynamische 
Anpassung der Förderung vorgesehen ist. Es 
kommt v. a. dadurch zur Benachteiligung kleine
rer gegenüber größeren Betrieben, daß die 
kleineren Betriebe von der versprochenen, höheren 
flächenbezogenen EU-Ausgleichszulage nicht pro
fitieren, obwohl sie von den massiven Preis- und 
Marktanteilsverlusten ebenso betroffen sind. Von 
der genannten Verliererregelung betroffen werden 
sem: 

92% der Zone-4-Betriebe (das sind jene Bauern, 
die unter den schwierigsten Bedrngungen produ
zieren müssen), 70% der Zone-3-Betriebe, 30% der 
Zone-2-Betriebe und 20% der Zone-i-Betriebe. 

Da diese Bestimmungen nicht unbefristet, 
sondern nur für die nächsten zehn Jahre gelten 
und dann einer Prüfung unterzogen werden, 
verkommt der bewährte österreichische Bergbau
emzuschuß zu einem AuslaufmodelL 

Struktur- und Regionalpolitik: 

In einem wichtigen Bereich, nämlich der Struk
turpolitik, ist das Agrarpaket noch nicht aus
verhandelt. Festgelegt wurde lediglich die Förde
rung nach Ziel-l für das Burgenland. Für die 
Festlegung der Ziele 2 (industrielle Umstellungsge
biete) und 5 b (benachteiligte ländliche Gebiete) ist 
die Kommission zuständig, die die Abgrenzung der 
betreffenden Gebiete bis zum Beitrittsdatum 
vornehmen solL Da diese Fragen aus dem 
Verhandlungspaket herausgenommen wurden, ist 
es äußerst fraglich, ob die bisherigen österreichi
schen Programmgebiete Südsteiermark, das Süd
burgenland und das nördliche Weinyiertel als 
"Sonstiges benachteiligtes Gebiet" von der Kom
mission anerkannt werden. Eine Durchsetzung 
dieser Forderung ist nach dem formellen Abschluß 
der Verhandlungen sicherlich schwerer geworden. 

Über die Gründe für die Herausnahme dieses 
Teils der Gebietskulisse aus den Verhandlungen 
können allerdings Vermutungen angestellt werden: 
Die Aussicht, daß ein Gebiet möglicherweise 
Förderungen bekommen könnt/;, kann unter 
Umständen die Bewohner aller in Betracht 
kommenden Gebiete zu einem "Ja" bei der 
Volksabstimmung motivieren, ein konkretes Ver
handlungsergebnis jedoch tendenziell nur die, die 
die in Aussicht genommene Förderung auch 
tatsächlich erhalten werden. 

Umweltverträgliche Landwirtschaft: 

Zu diesem Punkt heißt es im Bericht des 
Generalsekretariats des Rates über die Ergebnisse 
der Verhandlungen: "Es besteht Einvernehmen 
über ... jährliche Richtbeträge im Rahmen dieser 
Verordnung (gemeint ist die Verordnung 2078/92/ 
EWG) für Österreich [in der Höhe von] 175 Mio. 
ECU" Dazu ist anzumerken, daß die von 
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Österreich vorgesehenen Umweltprogramme nicht 
näher ausformuliert sind, sie wurden auch mit der 
EU noch nicht ausverhandelt. Vorgelegt wurden 
lediglich Anforderungsprofile an landwirtschaft
liche Betriebe, von denen ungewiß ist, ob sie von 
den Betrieben auch angenommen werden (kön
nen). Unklar ist bislang auch, wie die inneröster
reichische Finanzierung dieser Programme ZWI
schen Bund und Ländern aufgeteilt wird. 

Resümee zum Landwirtschaftsergebnis: 

Der Beitritt Österreichs zur Europäischen Union 
zu den ausgehandelten Beitrittsbedingungen wird 
für die österreichischen Bauern und die Nahrungs
mittelindustrie Einkommens- und Marktanteilsver
luste in enormer Höhe mit sich bringen. Die 
Einkommenseinbußen der Landwirtschaft werden 
vom WIFO in seiner jüngsten Studie mit 
9,5 Milliarden Schilling veranschlagt, Marktanteils
verluste sind in dieser Rechnung noch nicht 
berücksichtigt. Die Wucht dieser Einbußen wird 
durch die vorgesehenen Ausgleichszahlungen nur 
verzögert, aber nicht aufgehalten. Die zu erwar
tenden Einbrüche der Lebensmittelindustrie werden 
Zur Arbeitsplatzverlusten bei den Molkereien, 
Käsereien, Mühlen und in der Fleischverarbeitung 
führen. 

Aus dem - wenig innovativen - Konzept der 
Bundesregierung, das österreichische Agararsystem 
den EU-Verhältnissen anzupassen und mit dem 
Slogan "Österreich - Feinkostladen Europas" 
Marketing zu betreiben, ist nur der erste Teil 
realisiert worden. Weder konnten in den vergan
genen Jahren Exportmärkte erschlossen noch 
Markenprogramme mit verbindlichen Richtlinien, 
die eine deutliche Abhebung der Markenprodukte 
von anonymer Massenproduktion bewirken könn
ten, aufgebaut werden. 

Die Umstellung des Fördersystems auf Flächen
und Tierbestandskriterien wird - neben den schon 
erwähnten Preisverlusten - zu einer Intensivie
rung und Produktionssteigerung führen. Viele 
Bauern werden dem Druck nicht standhalten 
können und aufgeben. Das absehbare Resultat: 
Eine geringere Zahl von Bauern wird noch höhere 
Berge von landwirtschaftlichen überschüssen 
produzieren. Der größte Teil des gigantischen 
EU-Landwirtschaftsbudgets wird für die Verwer
tung derartiger überschüsse aufgewendet, wovon 
einerseits die großen Lebensmittelkonzerne und 
andererseits einige wenige große industriell wirt
schaftende landwirtschaftliche Betriebe profitieren. 
Gegen letztere wird die kleinbetrieb lieh struk
turierte österreichische Landwirtschaft ins Rennen 
geschickt. 

Der Bericht der Bundesregierung enthält kein 
Konzept, wIe in Österreich flächendeckend 
umweltorientierte Landwirtschaft sichergestellt 
werden kann, im Gegenteil, wichtige auf dieses 

Ziel hinorientierte Bestandteile des derzeitigen 
österreichischen Agrarsystems wie die Düngemittel
steuer sowie die Tierbestandsobergrenzen fallen 
dem EU-Beitritt zum Opfer. Mit ihnen fällt auch 
der ökosoziale Weg der österreichischen Landwirt
schaftspolitik. Zu erwarten ist in diesem Zusam
menhang, daß die angesproche~e Intensivierung 
der landwirtschaftlichen Produktion mit einer 
verstärkten Chemisierung einhergehen wird. Die 
Agrar-Umweltverordnung der EU, die sicherlich als 
positiv einzuschätzen ist, kann bei der derzeitigen 
budgetären Ausstattung nur als ökologisches 
Feigenblatt gesehen wer:den. 

Abschließend ist anzumerken, daß die öster
reichische Landwirtschaft - noch - zukunfts
trächtige Strukturen hat, die den notwendigen 
Strukturwandel hin zu einer ökologisch und an 
Qualität orientierten landwirtschaftlichen Produk
tion ermöglichen könnte. Zu befürchten ist, daß 
diese Strukturen durch einen EU-Beitritt zerstört 
werden. Freilich wird viel davon geredet, daß auch 
die EU-Agrarpolitik eine Wende in Richtung 
Ökologisierung der Landwirtschaft machen wird. 
Bis es allerdings soweit ist, kann vieles unwieder
bringlich verloren sein, was heute noch an 
Voraussetzungen für eine umweltfreundliche Land
wirtschaft in Österreich vorhanden ist. 

Neutralität: 

Entwicklung der Gemeinsamen Außen- und Sicher
heitspolitik der Europäischen Union: 

Vertraglich festgelegte Grundlage der Entwick
lung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits
politik der Europäischen Union ist Titel V des 
Vertrags über die Europäische Union (im folgen
den auch Maastricht Vertrag genannt). Nach 
Artikel ].4 dieses Vertrages delegiert die Euro
päische Union "Entscheidungen und Aktionen der 
Union, die verteidigungspolitische Bezüge haben", 
zur Ausarbeitung und Durchführung an die 
Westeuropäische Union (WEU). 

Innerhalb der EU wird in der Debatte über die 
weitere Entwicklung der Gemeinsamen Außen
und Sicherheitspolitik davon ausgegangen, daß 
diese Regelung als übergangseinrichtung zu 
betrachten ist. Weiters soll das aus französischen, 
deutschen und belgischen Streitkräften gebildete 
"Eurokorps" der WEU unterstellt werden. Im 
Sinne der übertragung von "Ausarbeitung und 
Durchführung" von "Entscheidung und Aktionen 
der Union" an die WEU bedeutet dies aber, daß 
das "Eurokorps" im Wege der WEU der Euro
päischen Union zur Verfügung steht. Die WEU ist 
nach Art. ].4.2. des Vertrags über die Europäische 
Union bereits heute der Träger der Sicherheits rolle 
der EU und ein Zwischenschritt zu einer gemein
samen europäischen Armee, die in Artikel ].4.1. 
schon recht deutlich ins Auge gefaßt wird 
("Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ... , 
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die zu gegebener Zeit zu einer gemeinsamen 
Verteidigung führen könnte."). Die Frage einer 
verpflichtenden Mitgliedschaft aller EU-Staaten in 
der Westeuropäischen Union scheint nur aufge
schoben, sie könnte sich allerdings insofern 
erübrigen, als die WEU möglicherweise schon 
nach der für 1996 anberaumten Regierungskonfe
renz vollständig in die Europäische Union 
integriert sein wird. 

Der Vertrag von Maastricht sieht im Rahmen 
gemeinsamer Aktionen die Möglichkeit vor, 
Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit zu fassen. 
Die Mitgliedstaaten haben zusätzlich im Maast
richter Vertrag erklärt, daß sie auch bei jenen 
Entscheidungen der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik, die Einstimmigkeit erfordern, so 
weit wie möglich vermeiden werden, einstimmige 
Beschlüsse zu blockieren, wenn eine qualifizierte 
Mehrheit existiert. 

Mit Datum des Inkrafttretens des Maastrichter 
Vertrags wurden gleichzeitig verschiedene Maß
nahmen eingeführt, um eine enge Kooperation 
zwischen EU und WEU zu gewährleisten, so etwa 
eine enge Kooperation zwischen den Vorsitzenden 
und den Generalsekretären der beiden Organisa
tionen und viele andere mehr. Dabei bestehen 
konkrete Pläne, innerhalb der EU-Kommission 
eine Generaldirektion für auswärtige Angelegen
heiten, Sicherheit und Verteidigung einzurichten, 
die die Befugnisse des WEU-Generalsekretariats 
übernehmen solL 

Die Etablierung einer solchen engen Koopera
tion zwischen EU und WEU hat eine fundamentale 
Bedeutung für die Entwicklung der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik: Die Union kann 
damit auf der Ebene des Rats von der WEU die 
Umsetzung der Entscheidungen und Aktionen der 
Union im Verteidigungsbereich verlangen, wenn 
Sicherheitsinteressen der Union direkt bedroht 
sind, wenn die Union mit einer politischen und 
ökonomischen Krise konfrontiert ist, die die 
Unterstützung durch die WEU erforderlich 
machen (militärische Beobachter, Waffenstillstand, 
Peacekeeping, Sanktionen) oder im Rahmen einer 
Teilnahme an Aktionen der UNO bzw. der KSZE. 

Die Entwicklung einer künftigen Euro-Armee ist 
mittlerweile abzusehen : Verschmelzung der EU mit 
der WEU als Bestandteil der NATO. Dementspre
chend wurde auf der jüngsten NATO-Tagung vom 
10./11. Jänner 1994 die WEU auch erstmals als 
"europäischer Pfeiler der NATO", bezeichnet. Im' 
LaRochelle Communique zwischen Mitterand und 
Kohl vom Mai 1992 wird von der Notwendigkeit 
von schnellen Eingreif truppen außerhalb des 
NATO-Gebiets in der Dritten Welt gesprochen. 
Die möglichen Aufgaben dieser Armee werden 
ebenfalls immer deutlicher: In einer Vorlage des 
deutschen Verteidigungsministers für den Bundes
tag vom 20. Jänner 1993 ist in diesem Zusammen-

hang von der "Aufrechterhaltung des freien 
Welthandels und des Zugangs zu Rohstoffen." die 
Rede. 

Das Verhandlungs ergebnis: 

Für die Beurteilaung eines EU-Beitritts auf der 
Grundlage des Entwurfs eines Beitrittsvertrages ist 
vor allem das Ergebnis der Beitrittsverhandlungen 
im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik 
heranzuziehen. Dieses Ergebnis ist in einer 
Gemeinsamen Erklärung in der Schlußakte des 
Vertragsentwurfs festgehalten. In dieser Schlußer
klärung kommt Österreich mit der Union und den 
übrigen beitretenden Staaten überein, daß sein 
Beitritt zur Union deren "Fähigkeit zu wirksamem 
Handeln in der Außen- und Sicherheitspolitik 
stärken sollte", daß es "bereit und fähig sein ... 
[wird], sich in vollem Umfang und 'aktiv an der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, so 
wie sie im Vertrag über die Europäische Union 
definiert ist, zu beteiligen", daß es "alle Ziele des 
Vertrags, die Bestimmungen in Titel V des 
Vertrags und die ihm beigefügten einschlägigen 
Erklärungen vollständig und vorbehaltlos über
nehmen, . , [wird]" und daß es "bereit und fähig 
sein [wird], die zum Zeitpunkt ... [seines] Beitritts 
für die verschiedenen Bereiche gültige Politik der 
Union zu unterstützen." 

Im Beitrittsansuchen Österreichs vom 17. Juli 
1989 war noch festgehalten worden, daß sicherzu
stellen sei, daß Österreich "auch als Mitglied der 
Europäischen Gemeinschaften auf Grund des 
Beitrittsvertrags in der Lage sein wird, die ihm 
aus seinem Status als immerwährend neutraler 
Staat erfließenden rechtlichen Verpflichtungen zu 
erfüllen und seine Neutralitätspolitik als spezifi
schen Beitrag zur Aufrechterhaltung von Frieden 
und Sicherheit in Europa fortzusetzen". 

N ach dem Bericht der Bundesregierung gab es in 
den Beiu'ittsverhandlungen bei diesem Kapitel 
lediglich insofern eine Schwierigkeit, als einige 
Mitgliedstaaten' eine spezielle Zusicherung der 
neutralen Beitrittswerber forderten, wonach sich 
die beitretenden neutralen Staaten bereiterklären 
sollten, sich an der Weiterentwicklung der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik zu 
beteiligen. Diese Forderung sei zurückgewiesen 
worden, betont die Bundesregierung in ihrem 
Bericht. 

Bedeutung des Verhandlungsergebnisses für die 
Neutralität Österreichs: 

Aus der Sicht der Auswirkungen eines Beitritts 
Österreichs zur Europäischen Union auf die 
immerwährende Neutralität Österreichs ist der 
zuletzt erwähnte " Verhandlungs erfolg" der Bun
desregierung unerheblich. Der Titel V des Maast
richter Vertrags ist - deutlich wie wenige andere 
Regelungen - ein dynamisches Konzept, das in 
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erster Linie darauf abzielt, Grundlagen für eine 
Entwicklung zu schaffen und nicht für die bloße 
Verwaltung eines bereits erreichten Besitzstandes. 
Zu dieser Entwicklung und auch zu den daraus 
resultierenden Konsequenzen aber hat sich Öster
reich - s. o.! - ausdrücklich bekannt. 

Die oben dargestellte Dynamik dieser Entwick
lung wird Österreich als ein Staat von 16 wohl 
schwerlich in eine Richtung lenken können, die 
sich grundlegend von den oben dargestellten 
Hauptströmungen unterscheidet. Zu betonen ist in 
diesem Zusammenhang, daß keineswegs alle 
Entscheidungen betreffend die Entwicklung der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik ein
stimmig getroffen werden müssen und daß Öster
reich mit diesem Beitrittsvertrag auch die Ver
pf�ichtung übernehmen würde, die Blockierung 
einstimmiger Beschlüsse nach Möglichkeit zu 
vermeiden, wenn in einer bestimmten Frage bereits 
die Zustimmung einer qualifizierten Mehrheit 
vorliegt. 

Die enge Kooperation zwischen EU, WEU und 
NATO mit dem Ziel, eine in die EU integrierte 
WEU als europäischen Pfeiler der NATO zu 
entwickeln macht eine Diskussion über die 
Vereinbarkeit der immerwährenden Neutralität 
Österreichs mit einem EU-Beitritt zu diesen 
Bedingungen eigentlich überflüssig. Die Unverein
barkeit ergibt sich hier nicht aus einer bestimmten 
Interpretation des Neutralitätsgesetzes, sondern aus 
dessen Wortlaut, demzufolge Österreich "zur 
Sicherung der dauernden Behauptung seiner 
Unabhängigkeit nach außen ... keine militäri
schen Bündnissen beitreten wird 

Grundverkehr: 

Ausgangslage : 

Nach dem EG-Vertrag in der Fassung von 
Maastricht haben die StaatsbürgerInnen der 
Mitgliedstaaten der EU das Recht, in allen EU
Staaten Grund und Boden zu erwerben (Freiheit 
des Kapitalverkehrs, Art. 73 bEG-Vertrag). Rege
lungen, mit denen ein EU-Staat seine Staats
bürgerInnen beim Erwerb von Häusern, W ohnun
gen, Grundstücken usw. gegenüber den Staats
bürgerInnen anderer EU-Staaten bevorzugt, sind 
unzulässig. Diese Regelung gilt nicht für Däne
mark, das für sich eine Ausnahme durchsetzen 
konnte. 

Verhandlungen und Verhandlungs ergebnis: 

Eines der wesentlichen österreichischen Ver
handlungsziele war, die Möglichkeit zur Beschrän
kung des Erwerbs von Z~eitwohnsitzen durch EU
BürgerInnen in Österreich abzusichern. Noch im 
Beschluß der Landeshauptmännerkonferenz vom 
25. Jänner 1994 wurde von den österreichischen 
Verhandlern verlangt, "daß der Erwerb von 
Zweitwohnungen unter bestimmten V oraussetzun-

gen von emem ständigen Wohnsitz in Österreich 
während einer Mindestdauer von fünf Jahren 
abhängig gemacht werden kann". Es wurde -
nachdem zuvor einige andere Vorschläge geschei
tert waren - auch dieser Vorschlag von der EU 
abgelehnt. 

Das Verhandlungs ergebnis verweist schließlich 
lediglich auf die Möglichkeit, nicht diskriminie
rende raumordnungsrechtliche Maßnahmen betref
fend Zweitwohnungen zu treffen. In ihrem Bericht 
kommt die Bundesregieurng zum Schluß, daß diese 
Lösung "den österreichischen Anliegen gerecht 
wird". 

Bei dieser Lösung handelt es sich allerdings um 
eine Selbstverständlichkeit, da das Raumordnungs
recht vom Rechtsbesitzstand der EU nicht erfaßt 
ist. Es stellt sich die Frage, warum für eine Lösung, 
die - mit Ausnahme der übergangsfrist bis zum 
Jahr 2000 - in einer vorbehaltlosen Übernahme 
des Rechtsbestandes der EU entspricht, monatelang 
verhandelt werden mußte. 

Resümee zum Grundverkehr: 

Tatsächlich ist die Beanspruchung von besiedel
barer Fläche durch Zweitwohnungen ein enormes 
Problem für die Entwicklung einer optimalen 
Siedlungs struktur. Die rechtlichen Instrumente zur 
Beschränkung der Errichtung von Zweitwohnun
gen existieren in den Raumordnungen der Bundes
länder allerdings seit langem. Unter dem Gesichts~ 
punkt, die Zersiedelung der Landschaft zu verhin
dern, wäre der Einsatz dieser Instrumente durchaus 
zu begrüßen, auch wenn er auf Grund des 
Verhandlungsergebnisses nur mehr in nicht-diskri
minierender Weise möglich ist. 

Ein offensives Bekenntnis der Bundesregierung 
und der Koalitionsparteien zu derartigen generel
len Einschränkungen ist aber bisher zu vermissen. 
Angesichts der bestehenden Hunderttausenden von 
Zweitwohnsitzen von ÖsterreicherInnen wären 
solche Einschränkungen - die für die Besitzer 
von Zweitwohnsitzen unter Umständen auch 
finanzielle Belastungen zur Folge hätte - wohl 
nicht sehr populär. Vor diesem Hintergrund ist 
auch zu befürchten, daß die zuständigen Politike
rInnen vor generellen Beschränkungen der Errich
tung von Zweitwohnungen zurückschrecken wer
den. Die politisch leichter durchsetzbare Beschrän
kung des Erwerbs von Zweitwohnsitzen durch 
AusländerInnen wird dagegen nach Ablauf der 
übergangsfrist im Jahr 2000 nicht mehr möglich 
sem. 

Bemerkenswert ist, daß die nun erzielte 
Verhandlungslösung durch die SPÖ ins Spiel 
gebracht wurde. Beschränkungen der für Zweit
wohnsitze verfügbaren Flächen werden nämlich zu 
einer stark erhöhten Nachfrage nach diesen 
Flächen und einem entsprechenden Preis auf trieb 
führen, sodaß der Erwerb von Zweitwohnungen in 
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Zukunft In erster Linie für Menschen mit 
duchschnittlichen Einkommen unerschwinglich 
und nur mehr sozial Bessergestellten möglich sein 
dürfte. 

Energie: 

Die Europäische Atomgemeinschaft: 

Venragsmäßige Zielsetzung der EURATOM ist 
u. a. die Bildung und Entwicklung von Kern-

. industrien. Entgegen den Behauptungen der 
Bundesregierung ist diese vertragsmäßige Zielfixie
rung nicht veraltet, und es ist auch nicht richtig, 
daß "die ursprüngliche Position, Atomstrom zu 
erzeugen, von der EU nicht mehr verfolgt wird" 
(BK Vranitzky, APA 15. Juni 1993). Nach wie vor 
bleibt in der EU Kerntechnik ein Schwerpunkt im 
Energieforschungsbereich, wo die EU 80% des 
Energie-Forschungsbudgets - das sind 657 Mil
lionen ECU - in die Bereiche Kernspaltung und 
Kernfusion (3. Rahmenprogramm 90-94) inve
stiert. 

Die EU setzt aber auch maßgebliche Aktivitäten 
zur Expansion der Kernkraft Richtung Osteuropa. 
In diesem Zusammenhang hat die EU 4,5 Mil
liardenSchilling in die Verlängeurng der Lebens
dauer von Ostreaktoren investiert (Programme 
"PHARE" und "TACIS") und mit Ratsbeschluß 
vom März 1994 fixiert, aus dem Gesamtvolumen 
der EURATOM-Anleihen von insgesamt 55 Mil
liarden Schilling vorerst 15 Milliarden Schilling in 
Form von Krediten für die Fertigstellung und 
"Sanierung" von Atomkraftwerken in den Reform
staaten zu vergeben. Um die Gewährung eines 
EURATOM-Kredits in der Höhe von 3 Milliarden 
Schilling hat u. a. auch die Betreibergesellschaft der 
in österreichischer Grenznähe gelegenen WWER
Reaktoren im slowakischen Mochovce angesucht. 

EURATOM-Kredite werden nur unter der 
Bedingung vergeben, daß mindestens ein EU
Unternehmen maßgeblich an der Projektausfüh
rung beteiligt ist. Daraus läßt sich unschwer die 
Absicht der EU erkennen, del1 Weg der Atom
energienutzung expansiv fortzuführen. Das Motto 
dafür lautet offenbr: Risikoexport gegen Atom
stromimport sowie Reaktorsanierung um jeden 
Preis. 

Das Verhandlungsergebnis: 

Das Ergebnis ist au{ " der Sicht offizieller 
Erklärungen der. österreicbischen Bundesregierung 
in der Zeit vor den Beitrittsverhandlugnen zu 
betrachten. Erklärte Zielsetzung der österreichi
schen Politik in diesem Bereich ist (war) die 
Schaffung eines kernenergiefreien Mitteleuropas. 
Zum Problem der Kernreaktoren in den Reform
staaten Mittel- und Osteuropas hat der Bundes
kanzler erklärt: "Eine Ertüchtigung der WWER
Reaktoren gilt als schwierig, und wenn überhaupt 
machbar, als unfinazierbar. Nicht zuletzt auf 

Grund dieser technischen und ökonomischen 
Gegebenheiten wird Österreich auch weiterhin 
keine finanziellen Mitteln zur Rekonstruktion, 
zur Ertüchtigung oder zur Verlängerung der 
Lebensdauer von Kernkraftwerken aufwenden. 
Diese Position' ist wesentliches Element der 
österreichischen Kernenergiepolitik" (BK V ranitz
ky bei der Beantwortung der Dringlichen Anfrage 
des Abg. Anschober am 21. April 1993 im 
österreichischen Nationalrat) . 

Demgegenüber scheint es das einzige Verhand
lungsziel der Bundesregierung gewesen zu sein, die 
Weitergeltung des österreichischen Atomsperrge
setzes sicherzustellen, worüber allerdings laut den 
Broschüren der Bundesregierung keine Verhand
lungen notwendig gewesen wären, da das EU
Recht keine Verpflichtung der Mitgliedstaaten 
enthält, Kernkraftwerke auf ihrem Staatsgebiet 
zuzulassen. 

Mit diesem Verhandlungszielund dem ent
sprechenden "Verhandlungserfolg" versucht die 
Bundesregierung offenbar, davon abzulenken, daß' 
Österreich als EURATOM-Mitglied Mitverant
wortung an der Finanzierung jener Reaktoren 
übernimmt, von denen Europa nach der offiziellen 
Position der Bundesregierung frei werden sollte. 
Besonders kraß tritt dieser Widerspruch im oben 
angeführten Beispiel Mochovce zutage, wo Öster
reich bei der Europäischen Bank für Entwicklung 
und Wiederaufbau gegen die mögliche finanzie
rung duch die Bank protestiert, nun aber als 
EURATOM-Mitglied durch den EU-Beitrag die 
Kapitalgrundlage für diese Kraftwerke mitbereit
stellt und für die Besicherung mithaftet. Damit 
wird Österreichs Glaubwürdigkeit im Auftreten 
gegen grenznahe Kernkraftwerke zerstört. 

Die in der Schlußakte des Beitrittsvertrages 
enthaltene Erklärung zur Anwendung des EURA
TOM-Vertrages enthält folgenden Passus: " ... 
erkennen die Vertragsparteien an, daß die 
Mitgliedstaaten als Vertragsparteien der Euro
päischen Atomgemeinschaft die Entscheidung über 
die Erzeugung von Kernenergie entsprechend ihren 
eigenen politischen Ausrichtungen treffen". Zu 
befürchten ist, daß durch diese - eigentlich 
überflüssige Erklärung die Möglichkeiten 
Österreichs, in Zukunft gegen Kernanlagen in 
Mitgliedstaaten der EU aufzutreten, eingeschränkt 
werden, wodurch ein wesentlicher Teil der 
Kampagne für ein kernenergiefreies Europa 
beträchtlich erschwert wird. 

Demokratiepolitische Beurteilung: 

Europäische Integration kann nicht gelingen 
ohne die Entwicklung tragfähiger demokratischer 
Strukturen auf europäischer Ebene. Eine wesent
liche Kritik an der Europäischen Union - die im 
übrigen unwidersprochen ist und von ExponentIn
nen aller politischen Lager vorgebracht wird - ist 
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ihr Mangel an demokratischer Legitimation. Der 
Schaden, der dadurch den in mühsamen Kämpfen 
entwickelten demokratischen Traditionen zugefügt 
wird, drückt sich in einer zunehmenden Kluft 
zwischen den politischen und technokratischen 
Eliten und den von ihnen Regierten aus. Im 
Gefolge der Maastrichter Verträge wurd die 
Legitimationskrise der EU schockartig offenkun
dig, wobei diese Erfahrung jene Kräfteentschei
dend gestärkt hat, die sich schon länger um eine 
Demokratisierung der.EU bemühen. Leider haben 
jedoch weder die französische noch die dänische 
Volksabstimmung zu einem Wiederaufrollen des 
Maastricht-Vertrages und zu einer Demokratie
Reform geführt. Doch haben die demokratischen 
Bewegungen nun auch die Institutionen der EU, 
vor allem das Europäsiche Parlament, erfaßt. 
Dieses hat in Zusammenhang mit den Beitritts
verhandlungen der Auffassung des Europäischen 
Rates, daß die Erweiterung der Union um die 
beitrittswilligen EFT A-Staaten ohne weitere insti
tutionelle Reformen vollzogen werden sollte,' 
ausdrücklich widersprochen (Entschließung des 
EP, Bulletin Quotidien Europe, N.1820/21, 
30. Jänner 1993). 

Die Bundesregieurng hat sich in ihrer Beitritts
politik dafür entschieden, nicht an diese Reform
bemühungen anzuknüpfen und hat darauf ver
zichtet, .gemeinsam mit den anderen Beitritts
werbern im Bündnis mit dem Europäischen 
Parlament das Anliegen der Demokratisierung ins 
Beitrittsverfahren einzubringen. Von einer Bundes
regierung, die demokratischen Werten verbunden 
ist, wäre zu erwarten gewesen, daß sie im 
Beitrittsverfahren nach Möglichkeiten sucht, unter 
den gegebenen Rahmenbedingungen den größt-

möglichen Schritt in Richtung Stärkung der 
Demokratie auf EU-Ebene zu setzen. 

Die Bundesregierung hat diesbezüglich keinerlei 
Anstrengungen unternommen, im Gegenteil: Wäh
rend die anderen Beitrittsstaaten an ihren beson-

. der~n demokratischen Entwicklungen - insbeson
dere der Öffentlichkeit der Verwaltung - durch 
ausdrückliche Erklärungen festgehalten haben, hat 
Österreich keinerlei Versuch gemacht, den Scha
den für seine Demokratie so gering wie möglich zu 
halten. Wesentlich wäre in diesem Zusammenhang 
etwa eine Erklärung zum Grundrechtsschutz im 
Sinne der Maastricht-Entscheidung des deutschen 
Bundesverfassungsgerichts oder aber auch ein 
Vorbehalt im Hinblick auf die österreichische 
Neutralität. 

Nachdem die Regierung von vornherein ein 
Bündnis mit dem Europäischen Parlament nicht 
gesucht hat, muß sie nun sogar Widerstände in 
diesem Parlament gegen die Mitgliedschaft Öster
reichs erwarten, weil die Abgeordneten des EU
Parlaments über das Fehlen demokratiepolitischer 
Fortschritte im Beitrittsvertrag verärgert sind. 

Beispielhaft hat die Bundesregierung ia dieser 
Frage erkennen lassen, wo sie steht. Von vornher
ein hat sie sich der Strategie des Europäischen 
Rates gebeugt, auf die Legitimationskrise in der 
EU mit einer "Konsolidierung durch Erweiterung" 
zu antworten. Die eigentliche europäische Heraus
forderung wurde damit von der österreichischen 
Bundesregierung ausgeschlagen. 

Der unterzeichnete Abgeordnete lehnt emen 
EU-Beitritt unter diesen Vorzeichen ab. 
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